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Vorwort 



Als ich vor drittehalb Jahren das Vorwort zum ersten Bande die- 
ser Sammlung schrieb, waren wenige Tage seit dem Ausbruch 
der Französischen Revolution im Februar 1848. vorüber gegan- 
gen, und doch war ich durch diese schon bestimmt worden, deir 
ersten Band unmittelbar abzubrechen, und dafür meine näheren 
Grüode anzugeben. Es ist eine inhaltschwere Zeit gefolgt, deren 
bedeutungsvolles Gewicht für dieses Unternehmen keinen Augen- 
blick verkannt werden kann. Was ich in jenem Vorworte da- 
mals vorhersagte, es ist mit der gewaltsamsten Erschütterung 
von halb Europa zur welthistorischen Wahrheit geworden ! — Da- 
durch ist aber auch mir zugleich die Veranlassung gegeben, von der 
im Prospectus verzeichneten Anordnung des Materials abzuweichen 
und die Verfassungsurkunden für die Deutschen Staaten und die 
Schweiz für den dritten Band zurückzuhalten. Der jetzt erschei- 
nende zweite Band liefert demnach die Grundgesetze für die Rc- 
pubhk Frankreich, für Spanien und Portugal, für die Niederlande, 
Luxemburg und Belgien , für Schweden und Norwegen , welche 
bis auf die Französische, Niederländische und Luxemburgische 
Verfassung aus dem Jahre 1848 bereits vor den politischen Um- 
gestaltungen der drei letzten Jahre festgestellt waren. 

Die Grundsätze, welche ich für die Bearbeitung dieser Samm- 
lung in dem ersten Vorworte näher erläutert habe, sind für die- 
sen zweiten Band genau beibehalten, so dass ich neben den 
Deutschen Uebersetzungen die Grundgesetze auch in der Original- 



spräche geliefert habe, wo es das Interresse des Gegenstandes und 
die MögHchkeit einer zweideutigen Uebertragung nach meinem 
Urtheile erforderten. Die ausfuhrhcheren historischen Einleitun- 
gen und Uebersichten werden hoffentHch ihre Rechtfertigung in 
sich tragen und dem nothwendigen Apparat einer solchen Samm- 
lung für die betreffenden wissenschaftlichen Zwecke entsprechen. 
Um noch ein Wort (jber das spätere Erscheinen dieses Ban- 
des zu sagen ^ bemerke ich, dass ich bald nach der Bekanntma- 
chung des ersten Bandes als Abgeordneter der Deutschen Natio- 
nalversammlung nach Frankfurt berufen wurde, und die dortigen 
Pflichten in Am Jahren 1848 und 1849 wenig Müsse vergönn- 
ten, um fär die Fortsetzung literarischer Arbeiten zu wirken. In 
diesem Jahre hat miih mein Mandat als Abgeordneter des Volks- 
bauses in der Unions-Versammlung zn Erfort wieder einige Zeit 
von der' Förderung dieser Arbeit abgehalten. Die Ausgabe des 
nächsten Bandes will ich nach soldien Vorgängen noch nicht 
näher bezeichnen, da ich theils meinerseits als Abgeordneter der 
ersten Preussischen Kammer für die nächsten beiden Jahre ander- 
weitigen Arbeiten entgegen gehe, theils das für diesen Band be- 
stimmte Material von der politischen Entwickilung der nächsten 
Zeit nocii mancl)e Bereicherung und Feststellung zu erwarten hat, 
deren BerOekstchtigting nur zum Nachtbeile dieser Sammlung aus- 
ser Acht gelassen werden könnte: doch hc^e ich, was mich an- 
betrifft, die nöthigen Vorarbeiten noch vor Jahresfrist beendigt 
zu haben. 

Königsberg, den 22. August 1850. 

V. W. IScIlUJberl« 
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Auf der letzten Seite des ersten Bandes dieser Sammlung schlöss'i^ 
die Uebersicbt der Französischen Grundgesetze im Jahre 1849 ntit 
der Bemerkung, dass bei der (^orrectur des letzten Bogens die fifecn- 
richten von der Französischen Revolution im Februar 1848 eihgef^Jf- 
fen wären, und dass ich demnach auf die neue Gestaltung äieses lin 
letzten Jahrhunderte iso vielfach veränderten Staates, im ^Agenden 
Bande zurückkommen müsse. Die Staatsform . der constitutione!!^ 
Monarchie ist inzwischen in Frankreich in die der Republik über^ 
gangen, und das Grundgesetz derselben ist jetzt als die nothwepdige 
Ergänzung der früher gelieferten Französischen Verfassungsurkunden 
vorzulegen. 

Zu seiner EinIdtimg mögeo nachstehende gedlSngte i^chicht- 
llche . Nachrichten dißam. Der Aubtand des Volkes in Palermo 
(12. Jfiniiar 1848), wekdier sich. in wenigen Tagen über gfim SicUitn 
aufiddinfe, ' aebon vidi zw»i Wochen, auch. in. H^apeL (27* <lw¥Ar) 
eine allgemette Erhebuag gegen die- herteheode StaütoiiaKwltiWg 
liervorrief . und demnicfast in, eben so kurzer 2eit aUe jubrjgiMi Jtalja- 
nisdien Steaten in aligemeine Aüifregmig setzte , verfehUfniutdit mit 
aeioer atämuaGh forttrei)endea Knift auch die lei4aas(^flMlchate 
Tfaeilnahme bei den Franaoaen m erweekon^ Hatte beroXa di^,l^Me 
JErafiiiingsrede 4er Kammern am 28. Decenber 184(7 fl^p /Ki^ipg 
Liidivig Piiilipp zu der. bedeaddicbeR Aeiisa«rui^);veiJ#ft^, ^idm Em4^- 
reich aufga wühlt in jegUcher AgitMion, wekbe feindaeSgo I«eidfP- 
achiSen oder btinde Verirrungeii brüteten, doeb iiocl« io der <:<w|i- 
tiitioBaMeft MraaichiOi in der JBätighait a^WT firQS|fp;G«r^teQ,.i4ie 

a«k«]»«ri» YcrftimiMliiiikvidi«. SilML 1 



alureidmden Büttel zur Ueberwindung aller dieser Steine des An- 
stosses besitzen würde'S* so erklärte bei der aufregenden Debatte 
über die Reform -Banquette in der D^putirtenkammer die Oppositions- 
partei ganz unumwunden» ^sie vmrife' Aä Agitation des Volks der 
Gorruption der Staatsregierung entgegenstellen »^ (7. Februar 1848). 
Die Yon der Opposition beabsichtigte (22. Februar) Anklageacte ge- 
gen das gesammte Ministerium gab das Signal zur allgemeinen Be- 
wegung in Paris, der Rücktritt des Gonseil- Präsidenten Guizot am 
folgenden Tage gewährte keinen nachhaltigen Einfluss auf die Hem- 
mung des Aufstandes. Schon nach wenigen Stunden war durch den 
lurückgesdilagenen Angriff eines lliim'sterhotels der Aufruhr über 
ganz Paris und die Umgegend verbreitet, und selbst die mit so aus- 
ierordentlicbem KosifenMi|viy)de ifri|khfetifi \ßefestigungswerke der 
Hauptstadt, als deren Zwdck^man^st^ iheAr Üie Zügelung der gros- 
sen BleYÖlkerung, als die Alysatoy^it^fif auswärtigen Feindes anzusehen 
sidi gewöhnt hatte, Yermocbten trotz ihrer sehr starken militairischen 
Besatzung nicht einen Tag lang dem von allen Seiten losbrechenden 

^ljtaf^|k,^dßr /^Q^ zu leisten, pn 

^S4'ß^i^^^ entsagte Itudwig/l^liifipp .nach aclitzehnjälb'riger 

J^f^run^ jseiner königskrone ,zu Gunsten seines Enkels, des Grafen 
•i^f]!!^ Pdjri^ Ahf^e jedoch für die Aberkennung äesseiben auch nur 
^^nen Igj^aitigen Versuäh zu Stande zu bringen. Noch an dem Abende 
,flffi, 24. Februar wird eine provisorische Regierung aus sieben Män- 
j,i|em, eipjsesetzt, deren erste Proklamation die Republik als äen 

«ffememschaftiichen Wunsch ausspricht, jedoch mit dem Vorbehalte 

der Bestätigung von Seiten des Volks. Die Auflösung der Deputir- 
j^J^ fiij ffjnfT pnd das Verbot an die Pairskammer sich zu versammeln, 

waren nöüh die letzten Acte dieses Tages. 

'' iStardi <idie Proolailultito «der (provisorlidien As^rulig vom 

>M. lBtt)]i|iar «nHirfle "das Üiöni^um äbgesdnA;, <(äe. Middtehr dfer 

'ifrfMsi^i^nagtlenifl^ die' eine mid itiirttaeUfc^«reAefi4ibllk 

«lemlch ItToblOffilft, 4ndte nun die spätere dBoBtiimriersellieaidnic 

^fMifgCMMiifte^Fr^ VöHc irarausselzlt. aur<aibweAing>to' 

'^irifiiflMMg^Wurde am 5. Mirz^eine asvelnbide »nationale oon- 

titiltaMte^TiNi'der^llnrviSMriaeheM Regiemmg eiri)flrallBt (Bicsolbe 

>Mlto ^iMk'MlO MitgKediBin barteilen, irit enacUuss. dtvi Adpraieiian- 

'^Mft^Ms JAgerien iiml dim^CMoiiien; fliir fHiiilnlinie>a» den <Wfli- 

^4tt^%«tp|le<j^er»fMttu^ awadürgtite 

ilftbi^i|$i^^M|feliöi4^; um seibM giBAväblt wenlen zu künnen, #urde 
'M'glMdhctt' BgenselMiR 4et «Ansäsa^eit tn einer GenMide •#» wi- 
'4CMli^fe^ iMMttEiliste Jnfar ieMbnlerb Aie Wähle« 

I .^ 'i • .- I ; • iit. '. I •■ ' . ; I > '.' u rl • a 



d9fl^ m Me9.QuH(tqj|t «pm^, C;«)^])!/ aiit den, 9. AW>)tJGMM 
mit; igp4tiwui|g qws. Jäogerep 'Xwfm^ Cwr< ^ilgßlRes. qf)4{ diei C^JIi^-i 
UN». 9er T^i^iUi mr firöff^us&g: 4er. qoii^jtHui^dpi^ Natiojow^ 
iMSumiiil^Pilg wftr «nltoglrcb apf #q 20« Aj^Filbestipop^, isn^d^ Jilsfif;, 
dMPi bi9i apf dm 4. Mai> vf^läpgeiA« . 

unterdessen wurde der Versuch verelt^lP, durch die atrfgereig^' 
ten Arbeiter -Massen die provisorische Reglerai^ zu stiilwtt liM> 
durch einen Wohlfehrts - Ausschuss zu ersetzet^ (16«April), i^en dl^ 
bewaflheten Bürger von Paris sich allgemein Tor jene erldäfteti uml 
sie nachdt'ücklich vertheidigten. Noch vor dem Zasammeiitritt A)r 
NatJonalVersammTung erfolgten zwei sehr bedeutsame Deereto doH 
provisorischen Regierung, von denen das erste auch selbst in delfr 
damaligen wilden Taumel der Leidenschaften grosse MisbilfigüDg hw^ 
vorrief, das andere dagegen als eine nothwendtge Fol^e der Frefteü^ 
Gl'eichheft und Brüderlichkeit in 6^ Republft allgettiehy fee^präsM 
wufd)6. Jenes hob die Unabset^bai'k^ft d^ RiehterMande^ auf (IK 
Ai^riljif dieses prociamirte die Aufhebung der Sciavereff h allte Fnill*» 
zosisch^n Gotdnien, welche zwei Monate nach Bekanntmaciinig de» 
Decrets an Ott und Stelle aus^efährt werden sollte. Bie BntadiiJ 
dlgun^ der Sclavenbesitzer wurde dem spätern Besehhisse Aüt coti^ 
stituirenden Nationalversammlung aiiheim gegeben. Am 4. Üfiif h^ 
gänn die constituirende Nationalversammhmg, als kaum ÜtfhVtatMUst 
des. FVanzösfschen Tolks in Paris versammelt waren , ihre SitKungAi^ 
lind der hochbetagt^ Dupont de I'fiure, der niemals seine repufelika^ 
ni^ched Grundsätze verfätignet hat; leg;te als Präsident dier provisovi* 
sehen Regierung die bis dahin geführte oberste StaatsgeWdt in diti) 
Itande der NationaKersäramhmg. Dieie steifte nun an die Spitze der 
execUtiven Gewalt eme Gommi^sibn von fünf IMßfnnerh, in wetehe 
mit sehr starker Majorität Fräncoüs Arago, Lamarthie, Garnier Pagist 
Marie und Ledk^u Rollin gewählt Wurden (1*0« Afai). Es gelang d^ 
selben am 15. Mai einen sehr bedenklichen Aufttand der rohen YoUks^ 
massen in Paris zu dämpfen^ welcher die Auflösung der constftiiireii* 
den Nationalversammlung und det Zusammensetzung eh^er neuen 

{rovl^onsphen Regierung aus den Wildesten Radicalen und SodaHMtt 
ezweckte. Aber man verrnodkte nur dadurch auf die Daluer Rabe 
nxK^ Ordnung zu erhalten, dass man eine starke l^uppenmacM nuA 
Piqri; zusammenzog und mehrere bewaflhete Corps (tiarde republF* 
cahie u. s. w.) und GhAbs auflöste. Unterdisssen hntte die National^ 
Versammlung fas^ die volbtändige Zahl ihrer Mitelieder erreidit FBr 
die Vorberathung und Prüfung der yorgpl^gt?,!); ^W^ nnd A^ 

^W^ M<i?. f(e. m^ ift.lÄ l^^m^ (^MtovfcipJ. von gleicher 
der MitgUeder vertheüt, indem jedes vqUfib^g^ $fjf^^ m ^.Wt 
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g^ehr'b^tiefcefi iiWit. -^ Ah wesentNcbe 'Besehlibse ^ We itu^ 
MSf^ytilge iStelldn^ des Staates mäissefi aus dieser Zeit die betreflBRdbn 
Diiä^ete über die frisieren Dynastien au^efidiii; werden. Ein fie^^ 
sllihis^' f ori) 26. Mai besfIMgte in Bezug auf derr König Ludwig V^ 
lipp und dessen Familie das Decret der elisten provisorischen tlegie^ 
ripg; .i»09 3pU d^s Franeöiisobe Gebiet dieser jungem Linie Bourbon 
Wf/^Wig^ Zeiten in gleicher Weise untersagt sein, wie dies durch 
4w CfBfffitz viMn 10. April 1832. füjr die ältere Linie 4er Bourbons 
g^h^eo war'' *) . £s. waren zwar durch dieses (rubere Gesetz auch 
sppiqliticbe Zw^e^ ^pv Famjlie l^apoleons getroffen» und noch jetzt 
^Mcbte seläft die prpYi^pri&Qbe B^ierung am 12. Juni oinen Antrag 
^ ;diß;4ufr^htcrhaltimfg dieser Bestimmung ia die Nationalyersamm- 
Ij4i|g,oaber diese erkannte schon den Tag darauf die Wahl des Na- 
1^^941 Louis Chades Bonaparte als ihren CoUegen ^ als de!n Abge- 
«rdiK^^B für das Degarteme^t piar^te-inii^rieure**) vollständig an» 
qqdi ^teta dadurch), flie Biickkdir aller Napoleonidan auf den Fran- 
zfMfqhan. Bo^n ein. 

,.\, In, Be^w ^uf ^^^ 0iauptaufgabe setzte die constituirende Natio- 
iptverA!9fna^ng bereits am 17.. Mai eine Gompiission aus )8 Mitglie- 
dli^m ejQi. um den Entwurf zur VerfassujQg zu redigiren. Diese Gommis^ 
ai(^ jipqNenfJete jn vier Wochen, ihren Auftrag« so dass am IQ. Juni ,das 
Y<^|f#smigWff^^pt ^^^ 1^ Bureaus oder Abtheiiungen der Versamm- 
lung a^ur weiten Prjifung in den einzelnen Bestimmungen überwiesen 
s^ilil^ew Seit der Vorlage dieses Entwurfs schien jeder Zweifel über 
ijio.Staatsform geschwunden: es ipusste eij^e Bepublijk sein, aber keine 
diein^ocratisehe undsociale, wie Barb&s für seine Partei, die 
^fvi^dar aufgelebte Bergpartei (Montagne), die rotlie Bepublik eu- 
plf^nH^tisch ausgerufen hatte. An der Spitze der executiven 
Gewjalt sollte ein Präsident auf vier jlahre stehen, dessen Wahl 
ypn. der relativen Majorität sämmtlicher Urwähler in der Französi* 
Sjdnen. Republik abhängen sollte ; die, g es e t z g e b en d e G e w a 1 1 wurde 
Auf. qjae einzige Versammlung aus .750 Volksrepräsentanten über- 
iff^%ff^y . deren Zahl nur für den. Fall der Revision der Verfassungs- 
j^rkMudp bis ,aifC 900 IMUtgliedßr erhöht .werden sollte. Dies waren 
4i^ ,pr<undzüge für , die Form, der Republik. Aber die Arbeiten der 
/(9^tijhi|renden If^tionalvi^rsamiplung für die yerfassung wurden durc^ 
j^e. .sofort (20'r-2L iuni) vorgenommenen Berathungen über das fei*r 
juere :Bestehen der Nationalwerkstätten unterbrochen. Die auf der 

in — ^-^ • . .. • ^' ' . • ' , 

...» *) y^9^' Bi».L 5. 376, wo in der Anmerkung aus dem Bulletin des laU 
'afe^ßesetzessteUe im Original angegeben ist. 

'"^l .*y -^t* war auch gleichzeitig noch von den' Departements der Seine tini 



Besorgniss Ihrer {^lldMn AttflMfiMniK gestätztai Jk^^taMtac* jriefto | 
bereits am 3S. Jaiir «itieli allgefaieffiien Au&tand 4ßt AxbAer tnPar: 
Tis hervor. Grosse Misseii derselben weigerten sich: indie Dqparte-»^ 
nKsnts abzugehen, d[»wohl «ie früher leiBgfiwilligt' hatten, za dM vw.. 
d^r provisorisc9ie& Regierung dort aiigeordneten Arbeiten . :verw«ndt. 
zu werden. Der sehr blutige Anfttcoid dauerte vom 23. bisium. 
26; Jfani fort» bis er durdEi die Uebertegenheit der Tnippen unterr. 
druckt wurde. W|fhrend desselben erklärte sich die Natiorndver samni'- 
Inng am 24. Juni für' peitnanent^ versetzte Paris in Behgerudgmi- 
stand und übertrug die oberste execiitive Gewalt vauf den Geoeif«! 
Gnvdignae; worauf die MitgUeder der provisorischen Regierung, 
freiwillig ihre Aemter niederlegten. Nach dem v^g unterdrückteoi) 
Aufstände in der Hauptsadt gab zwar General Gavaignao am 38. Juni: 
die ihih anvertraute höchste vollziehande Gewalt o» die Natidnaiver-^ 
Sammlung zurück, musste aber noch an demselben Tage auf den mit 
entschiedener Majorität gefassten Beschluss der Nationalversammlung 
die oberste Leitung der executiven Gewalt unter dem Titel eines 
Präsidenten des Ministerrathes wieder übernehmen. Dieser 
Zustand solltä bis zur Vollendung der Yerfessung und zur definitiven 
Einsetzung des nach derselben bestimmten Staatsoberhauptes fort- 
dauern; die Ernennung des Ministeriums blieb iii dieser Zwischen- 
zeit dem' Präsidenten ausschlfesslich überiassen. Gavaigntfc's Verfü- 
gungen» »d^ss die .Nationalgarden ßufj^elöst werden sollten, welche 
nicht auf den Ruf zu den Waffen sich willig einstellen würden, dass 
die als gefahrlich anerkannten Clubbs geschlossen und die Heraus- 
gabe der der executiven Gewatt feindlich entgegenstebendien loqrpale*) 
suspendirt werden sollten/' fanden bereits am 26* Juni die Genehmi!, 
gung der Nationalv^sammlung. Der Kampf gegen die wilden Ele* 
mente des Socialisn^us und Gommunismus sollte 2uit] entscheidenden 
und dauerhajften Sieg fqr die innere Ordnung und die Existenz des 
gesammten Staates fortg^ührt werden. Dies blieb da^Ziel der aus- 
übenden Gewalt, es schien nur durch die innigste Veffbioduag wt^ 
der Militärmacht erreicht werden zu können, und die überwiegende 
Mehrheit des Französischen Volkes gewöhnte sich gleichfalls das ste- 
hende Heer und. dessen geschickte und energische Führer als die 
Retter gegen Anarchie und Selbstvernichtung gelten zu lassen. 

In solcher umgeänderter Stimmung des Ft*aiizösischen Volkes 
wurden die Arbeiten über das Grundgesetz der neugestalteten R^pn-' 
blik fortgesetzt Am 30. August erschien nach vollendeter Detail- 
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V Eilf FMirUer Jtmfnule tötu^m am ^. Juni smpendirt, md. ihr^ fn-'^. 



fiiiillv 2ur lerilhuDg ier eonfitiloivendeB NatkinalveirsaminiuBg feitg^.. 
stellten Terftissungsentnraris. Eioe^ neue Prüfiiog des&alben waimiut 
cte9 fotg^tei. Monats wurde den einEelnea Mii^UederA der JHatiPoalr 
yemanninni; und. der öflfeiillicben Meinung i^ swnuntw VolkfWi 
zur Besprechung in den. Tages -Journalen und Fhigschrifteq. gewährt». 
Es> irurden in dieser Zelt nur die acht Artikel der Sinleitpng.bera^ 
then unid> am 15. September angenomnen. Die Bi^vathuiig, über dkii . 
darauf foigenden 116 Artikel der VerGwamig währte: TonoiSQ. Seg**. 
t^ber big zum f 28. Ocloher 1846i DanSb wurde nach voriausg^<f 
gangener Rerislon wid Redaction der aafalreich aflaeadirl^nr Artikel 
dte zweite Berathung voigenommen, weiahe ninr wenige Tage he^ 
soMftigte , bis dass am 4 November im Sehoosse der qonititqireiide» 
NAtiondHersammlng*) unter dem einstinunigen BMfö ' ,»^Si le^; d^a . 



ConstifiilioiL Framcaise, 

Adopt^ le 4 November. 1B48 pax l'Asaembl^e Natjaoale^. , 
Mop^ lo 15. September 1848 par TAssembl^e Matipnal«^. 

£n pr^sence de Dieu, ^t au nom du peuple flrangais, rAssembMe na- 
tfonate prodame et d^rftle : - 

• I. ■ • ^ 

La France s'est constkuee en Republique. Eta adoptant cette foinie 
chefinitife ^e gounnriieitietit^ eile s'est proposö pour buLdemarcb^rplu^libre-. 
oottit dans la voie (to progres «t de U civilisatioD, d'a^siirer uoe repartifiou 
de pki$ m plus cquitable de ch9rges ei des avantages de la sockte entre les 
citayens, d'augmenter, par la reduction graduee des charges, !ä somme des 
avantages, ef de faire parvenir tous les citoyens, sans nouvelle cottfmotie», par 
Taction suceessive et consfeanCe des mstilotions et daa lois, ä ua degN touiaam 
pito el«v6 de aaoralit^^ dt Iraniras et de bienr^taf. 

11. 

La Republique francaise est d^mocratique, une et itodivlsible. 

j^lU rfioonaait dcp dit^its et des devairs anterieura et am»,^neurs aox 
lQi«,M|sitiyas. 

V Ei warm in dieMer SUxung der Naiionalversaminlung über 800 Aft^ 
glieder anwetend; von diesen stimmten 739 für Annahme der Verfassung, 90 
gtgen dieselbe fLegiiiimkUn^ Und Cwmnv s mnim p dsnmeiLBr Mettie^ Monialen^ 
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Bepublik'' die fderliche SchlassMnahme der gesaminten Verftssimg 
erfolgte. Aln19pfMeiiibetr, «faiem^totitifgei^ *yiwi]o du «bmm Natio- 
nalfeste aiif'äer*täte ae'la'^ttcwrde te Iritis »Äter dem^'T^ 
des Präsidenten der National versaminlung, in Gegenwart der überaus 
9t^k ^mwwMtcHi, ß^völkerw« dar Haiu^tstadt und der ziwmmen 
•fesMiintm DqvitatiDMn aüftialten-ilÄeporteiBeBtfi d^r Bopubliki, 4ie 
angenommene VMtescaif al? ^Gruki^esetz der >%qpublik ipmidliimhrt. 
Eine Woche später (19. Novembq^) folgte gleichzeitig die öffentiidie 
PrQ(;la^Qation der Verfassung in ganz Frankreich. Ich lejge hier, wie 
im ersten ' Bande , diese Verfassungsurkwde. in. dq* ^rqcbe dos Pgrj- 
ginals und in einer Uebersetzung vor. 

!llepa]Uifc^ 

&li|;6iiom)ni^ lAtti '4. Mtoveifibcir 16^ von "Ser liiitiöiMflvtMMHiilniig. 
JEiHleiiung der Verfasrnrng. 

Angenommen am 15. September 1848 von der Nationalversammlung. 

4n €kgen«i«rt>4tottcBiiaidi4Ki)Iiuiien i^es^^ipMdiiachtfftfV^lkf piDclamirt 
QitiiftesiiiiMit die^li^aticm^wirsaii^^ 

'1. . ■• ■ ' • 

Fraiikrbidi'liat sich als Republik constitairt. liidem'es diese R«|^«- 
riingsfoftn als einebleibeüde annimmt, hat es ^ch zum'Zwcicke ^^e^dft, 'freier 
aof dem Wege des Fortschritts und der CiviHsation vorzugehen, mehr und M^r 
snach'floioem hdügeli Manslibeiidie^erdiaflQngdisr Lasten «Hd.der Yortbeile 
der GeaallsdiaA unter idie Staatsbürger an aif^eom, durch i^ine^UnrahUfe-Vif- 
>BindeiMii^ dtsT' Uoten die 'fumaie der ¥oirtheile au v fl r nwtocn » > und üblir- 
haupt alle Bürger, ohne neue gewaltsame Erschüttemug^ üor äatth*4i»4mir 
gesetzte und beständige Wirkung der Staatseinrichtungen und Gesetze zu ei- 
nem neuen erhöhteren Grade der Sittlichkeit, der Aufklärung und des Wohl- 
standes gelangen zu lassen. 

m. 

Die Französische Republik ist eine demokratische, einige und un- 
theilbare. 

m. 

^iSi6oarkcBBttRedhle<«iidiBfUiditenas,tw^ b&ber sind als 

die positiven Gesetze. 

ier äusteriten Linken enthielten sieh der ÄbstifMnung. Awh Victor Mnio 
itimwUe gegen die Verfatsung und rechtfertigte sich im Moniteur darüber, dass 
er das J^itikMomersystm 4h höchst grfäkrlicfi f^rdie RjAe ^nd Wohlfahrt 
des Landes erachte, dass er aber von Herzen wünsche, durch die Zukunft 
säne Änüdcht > ¥JiderleSt xu sehen. Prf»9dhan • imd smne 'OkiehgeHnnien fnoti- 
tirten ihr ablehnendes Votum dadurch, dass sie in einer Republik^ je4e f%K 
fästmg^ßr^übesfiü^sig.MHi^. i 



EUe a pour pmdpes la Libert«, TEgalit^ et In Flratarnit^ 
Elle a ponr bas«s la famille, la propridt^ et l'ordre public. 

V. 

Elle respecte les nationalit^s etrang^res, comme eBe entend fdr^ rest)ee- 
ter la sienne; eile n'entreprend aucune gueire daiis de» voes de cunqu^te, et 
o^cmploie jamais ses forees contre la Uberte d'aucim peni^c. 

'VI. •■' ' ■ 

Des devoirs r^dproques obligent les dtoyens envers la R^pnbllqae, et 
la R^publique envers left dtoyens. . . i 

VII. 

Les dtoyens doivent aimer la Patrie, servir la R^ptibliqne, la d^fendre 
meme au prix de leur vie, partidper aux charges de l'Etat en ra|son de leur 
fortune, ils doivent s'assnrer, pär le travail, des moyens d'existence, et, par 
la prevoyance, des ressources pour Tavenir; ils doivent concoufir au bien- 
tee ix^mmiia ei^ s'entr'aidapt fratei:neUement les mvi les autres» et k Vordre 
g^neral en observant les lois morales et les lois ecrites qui rägissent la sociät^, 
la famiUe et }'indii9ffö. 

vm; ^' ■ • ■ ■ • ■'■ 

La R^piil^qtie doit pnolöger fte cftoyen danssa personne, sa finfnille, sa 
religion, sa propriete, son travail, etmcttre a la porMedecliaciml'iiistfiA^n 
indispensable k tous les hommes; eile doit, par une assistance fratemelle, as- 
$uT&t Pei(istence des dtoyens necessiteux, soit en leur procurant du travail 
^ii^QS ka iimites de ses ressoujrces, soit en donnant, k deiaut de la famille, des 
.s^e^urs a (;eux qui sont bors d'etat de travailler. 

£n vue de l^ceomplissement de tous ces devoirs, el peur la garantie de 
t^tts ces droits, PAssembl^e nationale, fidele aux traditions des grandes assem- 
bt^es qoi ont inaugur^ la Revolution francaise, decr^te ainsi qu'il sint la. Con- 
stitution de la Republique. 
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CansUtutian. 

Chapitre L — De la SouverainetS, 

Art: 1» La sonverainet^ reside dans runiversatit^ des ckayens francais. 

£lle est inaliänable et imprescriptible. 

Aucun individu, aucune fraction du peuple ne peut s'en attrümer 



l'«i9erdoe. 



Chapitre IL -- Droits des dtoyens garantis par la Constitution. 

Art. 2. Nttl ne peut etre arrete ou d^tenu que sulvant les prescrip- 
tioDs.de la loi. 

Art. 3. La demeure de toute personne faäbitaiit la terre tran^awe est 
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IV. 

Sie hat zu ihren Grundsätzen die Freiheit, 'die Gleichheit und die Un- 
abhängigkeit. ... - 

Sie bat zu ihren Grundlagen das Familienleben, das Eigenfhum und die 
öffentliche Ordnung. 

V. 

Sie achtet die fremden Nationalitäten, wie sie für ihre eigene Achtung 
zu erhalten gesonnen ist; sie unternimmt keinen Krieg in der Absicht auf 
Eroberung und verwendet niemals ihre Kräfte gegen die Freiheit irgend 
eines Volks. -*' 

VI. 

Gegenseitige Pflichten verbinden die Bürger gegen die Republik, sowie 
die Republik gegen die Bürger. 

VII. - 

Die Bürger müssen das Vaterland lieben, der Republik dienen, sie mit 
dem Preise ihres Lebens vertheidigen, an den Lasten des Staates nach dem ' 
Verhältnisse ihres Vermögens Theil nehmen; sie müssen durch ihre Arbeit 
sich sowohl die Mittel zum Unterhalte, als auch durch Vorsicht Hülfsquellen 
für' ihre Zukunft sichern; sie müssen für das Gemeinwohl Hülfe leisten, 
indem sie sich gegenseitig brüderlich unterstützen, und für die Aufreditfaaf- 
tung der allgemeinen Ordnung «die Sittengesetze und die geschriebenen Ge- 
setze beobachten, welche die Gesellschaft, die Familie und den einzelnen Men- 
schen regieren. 

VIII. 

Die Republik muss die Bürger in ihrer Person« ihrer Familie, ihrer Re- 
ligion, ihrem Eigenthum, ihrer Arbeit beschützen und für Jedermann den 
allen Menschen unentbehrlichen Unterricht bereit haften: sie muss durch 
eineii brüderlichen Beistand den Unterhalt ihrer bedürftigen Bürger sicher 
stellen, sei es indem sie ihnen Arbeit in den Gränzen ihrer Hül&mittel ver- 
schafil, sei es indem sie denen, welche nicht im Stande sind zu arbeiten und 
keine dazu fähige Familie haben, unmittelbare Hülfe gewährt. 

In Absicht der Erföllung aller dieser Pflichten und zur Gewährleistung 
aller dieser Rechte, beschliesst die Nationalversammlung, treu den Ueberlie- 
ferungen ^der grossen Versammlungen, welche der Französischen Revolu- 
tion die Weihe gegeben haben, die Verfassung der Kepublik in nachstehen- 
der Weise: 

VerfasMumgm 

* Erstes Capitel, Von der SouverainetäL 

Artikel 1. Die Souverainetät beruht in der Gesammtheit der Französi- . 
sehen Bürger. 

Sie ist unveräusserlich und unverjährbar. 

Keine einzelne Person, keine Parthei des Volks kann sich die Ausübung 
derselben beilegen. 

Zweites CapiteL Rechte der Bürger, welche durch die VerfassUing 

gewährleistet sind, 

Art. 2. Niemand kann weder verhaftet oder festgenommen werden als 
nur nach den Vorschriften des Gesetzes. 

Art. 3. Die Wohnung jeder Person^ welche das Französische G«biet 
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m?iolalile; il n'esi permis d'j p^n^trer que selon les formes et daas Jes cas 
pr^YUS par la lois. 

Art 4. Nul ne sera distrait de ses juges naturels. 

II ne pourra etre cree de commissions et de tribunaux eKtraordtnairei» 
k quelque titre et sous quelque denomination que ce soit. ' 

Art. 5. La peine de mort est abolie en mati^re poHtique. 

Art 6. L'esclavage ne peut exister snr aueune terrc francaise. 

Art. 7. Ghacun professe librement sa religion et recoit de V£tat, pour 
l'exerci^e de son culte, une egale protection. 

Les ministres, soit de cultes actuellement reconnus par la loi, soit de 
ceux qui seraient reconnus k Tavenir, ont le droit de recevoir un traitement 
de r£Ut. 

« 

Art. 8. Les citoyens ont le droit de s*associer, de s'assembler paisible- 
ment et sans armes, de petitioner, de manifester leurs pensöes par la voie 
de b presse ou autrement 

L'exercice de ces droits n'a pour limites que les droits d'autrui et la 34- 
curitt? publique. 

La presse ne peut, en aueun cas, ^tre soumise k la censure. 

Art. 9. L'enseignement est libre. 

La liberte de Fenseignement s'«xerce selon les conditions de capacite et 
de nwalite determinees par les lois, et sous la surveillance de Tfitat 

Gette surveillance s*^tend k tous les etablissements d'education et d*en- 
seigneinent, sans aueune exception. 

Art 10. Tous les citoyens sont ^galement admissibles k tous les emplois 
publics, sans autre motif de pr6f^rence que leur merite, et suivant les condi- 
tions qui seront fixees par les lois. 

>■ 

Sont abolis a tuujours tout titre nobiliaire, toute distinction de nais- 
sance, de classe ou de caste. 

Art. 11. Toutes les propri6t^ sont inviolabies. Neanmoins r£tat peut 
exiger le sacrifice d'une propri«tc pour cause d*utilite publique legalement 
constat^e, et moyennant une juste et pr^alable indenmit^. 

Art. 12. La confiscation des biens ne pourra jamais etre retablie. 

Art 13. La Constitution garautit aux citoyens la liberte du iravail et 
de rindustrie. 

La socidt^ favorise et encourage le developpement du travail par l'en- 
seignement primaire gratuit, Teducation professionelle, Tegalite des rapports' 
entre le patron et l'ouvrier, les institutions de prevoyance et de credit, les 
institpUons agricoles, les associatlons vol<mtaires et retablissement, par r£tat. 
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bewohnt, ist uiiverlelzlich>: es ist nicht anders «rlaubt iti dieselbe ein2adringen 
als nur nach den vorgescMebenen Formen und in den durch das Gesetz vor- 
gesehenen Fällen. 

Art. 4. Niemand soll seinen natürlichen Richtern entzogen werden. 

Es sollen weder Gommissionen noch ausserordentliche Gerichtshöfe errich- 
tet werden können, unter welchem Titel und unter welcher Benennung die^ 
auch immer sein mag. 

Art 5. Die Todesstrafe in politischen Fällen ist abgeschafft. 

Art 6. Die Sclaverei kann auf keinem Theile des Französischen Gebie^ 
tes stattfinden. > 

Art. 7. Jledermann bekennt frei seine Religion und erhält zur Ausübung 
seines Gultus von dem Staate einen gleichmässi^en Schutz. 

Die Religionsdiener sowohl für die gegenwärtig vom Gesetz anerkannteii 
Gultus, als auch für diejenigen, welche in Zukunft anerkannt werden sollten, 
haben das Recht einen Gebalt aus Staatsfonds zu empfangen. 

Art 8. Die Bürger haben das Recht sich zu vereinigen, friedlich und 
ohne Waffen sich zu versammeln, Petitionen zu machen und ihre Gedaq- 
ken durch das Mittel der Presse oder auf irgend eine andere Weise bekannt 
zu machen. 

Die Ausübung dieser Rechte hat keine anderen Schranken als die Redite 
anderer Personen und die öffentliche Sicherheit. 

Die Presse kann in keinem Falle der Censur unterworfen werden. 

Art 9. Der Unterricht ist frei. 

Die Frdheit des Unterrichts wird nach den durch die Gesetze bestimm-* 
tun Bedingungen der Fähigkeit und Sittlichkeit und unter der Aufsicht de3 
Staates ausgeübt. 

Diese Aufsicht erstreckt sich auf alle Anstalten für Erziehung und Un- 
terricht, ohne irgend eine Ausnahme. 

Art. 10. Alle Bürger sind auf gleiche ^Weise zulassungsfähig für alle 
öffentliche Aemter, ohne einen andern Grund des Vorzugs als nach ihreiQ 
Verdienste und gemäss den Bedingungen, welche durch die Gesetze bestimmt 
sein werden. 

Jeder Adelstitel, jeder Uiiterschied der Geburt, des Ranges oder des 
Standes sind für immer abgeschafft. 

Art.^ 11. Alles Eigenthum ist unverletzlich. Nichtsdestoweniger kann 
der Staat das Opfer eines Eigenthums für den Zweck des Öffentlichen Nutzens 
Ibrdern, wenn dieser gesetzlich festgestellt ist, und indem er eine gerechte 
und vorhergehende Entschädigung ermittelt. 

Art. 12. Die Confiscation der Güter soS niemals wieder hergestellt 
werden können. 

Art. 13. Die Vi^assung garantift den Bürgern die Freiheit der Arbeit 
\ind des Gewerbfleisses. 

Die Gesellschaft begünstigt und ^muthigt die Entwicklung der Arbeit 
durch den unentgeldlichen Elementarunterricht, durch die Erziehung zu be- 
stimmten Handwerken, durch die Ausgleichung der Verhältnisse zwischen dem 
Meister oder Fabrik-Untemefamfr *) und dem Arbeiter, durch Spar- und Gre- 
dil^Anstalten, durch Ackerbau-Anstalten, durch freiwillige Associationen und 



"V 



V JHi9e Umsehreibung schien mir in der Uebersetzung unvermeid" 
lieh, da patron den Gewerbm^dster und zufßeieh den Fabrik -Unternehmer 
bezeichnet. 
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ir 

les d^partements et les communes, de travaux publics propres k emptoyer les 
, bi;9S inoccupes; eile fournif l'assistance buk enfants ahanddtiih^s» aiit infirmes 
^t aux vieiliards sans ressources, a qui lenrs familles ne pmivent secöurir. 

Art. 14. La dette publique est garantie. 

To)ite espece d'engagement pris par l'Etat avec ses crcanciers est 
inviolable. 

Art. Id. Tout impot est etabli pour l'utilite commune. 

Cbacun y contribue en proportioti de ses facultes et de sa fortune- 

Art. 16. Aueun impot nc peut etre elabli iii percu qu'en vertu 
de la loi. 

Art. 17. I/impot direct n'esl consent! que pour un an. 

Les impositions indirectes peuveni etre consenties pour plusieurs annees. 

• Chapiire III. ' — Des pouvoirs publics, 

Art. 18. Tous les pouvoirs publics, quels qu'ils soient, ^aaent du 
pcuple. 

Ms ne peuvent etre del^gues hereditairement. 

Art 19. La Separation des pouvoirs est la premi^re condition d'un gou- 
vernement libre, 

Chapiire IV. -^ Du pouvoir legislaiif, 

Art. 20. Le peuple francais delegue le pouvoir legtslatit' a une Assem- 
blee unique. 

^ Art. 21. Le nombre total des repr^sentans du peuple sera de septcents 
cinquante, y compris les representants de PAlg^rie et des colonies fraiicaises. 

Art. 22. Ce nombre s'elövera ä neuf cents, pour les assembices qui se- 
roht appelees k reviser la Constitution. 

Art. 23. L'electfon a pour base la population. 

»Art dl Le snffrage est direct et uniV^rsel. Le scrutin est secret. 

Art 25. Sont ^lecteurs tous les Francais äges de vingt-un ans et jouis- 
sant de leurs droits civils et politiques. ' 

Art. 26. Sont ^ligibles, sans condition de domicile, tous les eleetetun 
de vingt cinq ans. 

■ 

Art 27. La loi ^lectorale d^terminera les causes qui peuvent priver un 
citoyen francais du droit d'^lire et d'^tre ^lu. 

ii EilA d^ignera les cftoyens qui, exercant ou ayant exerce des fonction$> 
äans un dcpartement ou un ressört territorial, ne pourront y ^tre ^lus, 

Art 28. Toule fonction publique retribuee est incompatible avfc le 
mandat de representant du peuple. 

^ , , Aucun ,membre de l'AssembJ6e nationale ne peut« pendinnt la dur^e de 
la legi^atqre, ,$ire noni^Qae ou promu a^ «dos fonction^ palüquGs-^alfirf^s, doiftt 
les titulaires sont choisis k volonte par le pouvoir exccutif. 

Les exceptions aux dispositions des'dcux paragraphes prrc«(ients seront 
d^erminees par la loi electorale organüque,. 
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die V^ranstaUung solcher öffeatfkber Avbtäen,. mtUke eigtAtlioh nar zur Ver- 
wendung unbeschäftigter «IfilDde von dem St^ale» den DeparteoMiils und Con- 
' munen fntemommen werden: sie gewährt Beistand den verlassenen Kindern, 
den Kranken und Greisen ohne Hülfsniittd, welchen ihre eigenen Famiiien 
keine Hülfe cu leisten vermögen. 

Art 14. Bie Staatsschuld ist garantirt. 

Jede Art von Verpflichtung, welche von Seiten des Staats mit seinen 
Gläubigern getroffen ist, ist unverletslieh. * 

Art. 15. Jede Steuer ist für das allgemeine Beste festgesetzt. 

Jeder tragt dazu bei nach den Verhältnissen seiner Fähigkeiten und sti- 
nes Vermögens. 

Art. 16. Keine Steuer kann anders als nur Kraft des Gesetzes einge- 
führt oder erhoben werden. 

■ 

Art«. 17. DSe directen Steuern sind nur für ein lahf' bewilligt. 
Die indirecten Steuern können für mehrere Jahre bewilligt werden. 

Drittes CapiteL Von den öffentlichen Staatsgewalten. 

Art 18. Alle l^taatsgewalten, wie sie auch beschaffen sein mögen» g0h4n 
aus dem Volke hervor. 

Sie können nicht erblich übertragen werden. 

Art. 19. Die Trennung der Staatsgewalten ist die erste Bedingung ei- 
ner freien Regiernng. 

Viertes CapiteL Von der gesetzgebenden Gewalt 

Art. 20. Das Französische Volk überträgt die gesetzgebende Gewalt auf 
eine einzige Versanmilung. 

Art, 21. Die vollständige Zahl der Volksvertreter soll 150 sein, mit 
Einschluss der Vertreter für Algerien und die Französischen Golonien. 

Art, 22. Diese Zahl wird auf 900 für diejenigen Versatipmiungen erhöht, 
welche zur Revision der Verfassung einberufen werden sollen. 

Art. 23. Die Wahl hat zur Grundlage die Bevölkerung. 

Art. 24. Das Stimmrecht ist direct und allgemein. Die Abstinmiung 
ist geheim. 

Art. 25. Wähler sind aUe Franzosen, welche das ein und zwanzigste 
Jahr zurückgelegt haben tind im Vollgenuss ihrer bürgerlichen und politischen 
Rechte stehen. 

Art 26. Wahlfähig sind alle Wähler nach zurückgelegtem fünf und 
zwanzigsten Jahre, ohne einschränkende Bedingung des Wohnsitzes. 

Art 27. Das Wahlgesetz wird die V^aolassnngen bestimmen, welche 
einem Französischen Bürger das Reijit zu wählen und gewählt zu werden ent- 
ziehen können. 

Das Wahlgesetz wird die Bürger bezeichnen, welche, da sie in amtli- 
chen Verrichtungen in einem Depaftejnent oder meinem Territorial bezirke ste- 
hen pder gestanden haben, daselbst nicht gewählt Verden können. 

Art. 28. Jedes besoldete Staatsamt ist unverträglich mit dem Mandate 
des Volksvertreters. 

Kein Mitglied der Nationalversammlung , kann während der Dauer der 
Legislatur derselben zu besoldeten SUastämter» ernannt oder befördert werden, 
deren Inhaber von der ausübenden Gewalt nach Belieben gewählt werden. 

Die Ausnahmen von den Bestimmungen der zwei vorhergehenden Para- 
graphen sollen durch das 9;rganjscbe Wahlgesetz fest,Qest^t werden. 
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Ali. 29. Les dispositions de Tartide pr^^ent ne sotki pas «ppUcables 
aux ftssembiees elues pour la revision de la Gonstitation. 

Art. ^. L'clection des rei^resentants se fera par departement, et au 
scrutin de liste. 

Les electeurs voteront aucbe^lteu de canton. N^anmoins, en raison des 
circoDstances locales, le canton pourra etre divia6 en plosieurs circonscriptioii»»^ 
dans la forme et aux conditions qui seront 4^temiin6es par la loi ^lectorale. 

Art. 31. L^Assembl6e nationale est elue pour trois ans, et se renouvelle 
iätegralement. 

Quarante-cinq jours, au p|us tard, avant la fin de la legislaturc, une loi 
determinera l'epoque des nouvelles elections. 

Si aucune loi n'est intervenue dans le d6lai fixe par le paragraphe pre- 
cedent, les electeurs se r^unjssent de plein droit le trentieme joiir qui prcc^de 
la fIn de la legislature. 

La nouvelle Assemblee est convoquee de plein droit pour le lende-^ 
lilain du jour oü Unit le mandat de TAssemblf^e pr^cedente. 

Art. 32. Elle est permanente. 

Neanmoins, eile p«at 8'a|oiimer 4 un jour qu'elle fixe. 

Pendant la duree de la Prorogation, une Gommfssion, compos^e des 
membres du burean et de vingt-cinq representants nommes par TAssemblee 
au scrutin secret et k la majoritee absolue, a le droit de la convoquer en cas 
d*urgence. 

Le pjresiient de la Aepublique a aussi le droit de convoquer i'Assemblee. 

L'Asseinbice nationale determine le Heu des s^ances; eile fixe rimpor- 
tiHOce des forces militaires c^tablie pour sa siirete, et eile en dispose. 

Art. 33. Les representants sont toujonrs reeligibles. 

Art. 34. Les membres de TAssemblee nationale sont les representants, 
non du departement qui les nomme, mais de la France entiere. 

Art. 35. Us ne peuvent recevoir de mandat imperatif. 

Art. 36. Les representants du peuple sont inviolables. 

]Is ne poupront etre recherches, accuses, ni juges, en aucun temps, 
pour les opinions qu'ils auront emises daüs le sein de l'Assemblee nationale. 

Art. 37. Us ne'feuTfflit etre arretes en matiere criminelle, qu*au cas 
de flagrant delit, ni poursuivis qu'apres que l'Assemblee a permis la poursuite. 

£n cas d'arrestation pour flagrant dclit, il en sera immediatement refere 
a TAssemblee, qui autorisera ou refusera Ja continuation d«s poursuites. . 

Gette disposition ^*applique au cas oii un citoyen detenu est nomm6 
r^prcsentant. 

Art. 38. Ghaque representaut du peuple reroit une indemnite k laquelle 
il ne peot renoncer. 

Art. 39. Les sea^ices de l'Assemblee sont publiques. 

' Neanmoins, TAssembl^e peut se former en comite secret, sur la demfnde 
d'un nombre des repr<;sentants üx^ par le r^glement. 
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Art ati Bie JBMtinma^pn 4e9 vcoriiergdlienfkn Artikels aM nidA 
anweadbar auf die Versammlungen, welche zur RevtskiQ der VertesuBf §t^ 
wählt weiden. 

Art. 30. Die Wahl der Volksvertreter wird nach den Departements 
veranstaltet, und vermittelst einer Abstimmungsliste. 

Die Wähler werden im Hauptorte des Gantona ihre Stinunen abgeben. 
Nichtsdestoweniger wird, in Berücksichtigung localer Umstände, der Ganton in 
mehrere Bezirke getheilt werden icönnen, in der Form und iinter den Bedin* 
gungen, welche durch das Wahlgesetz festgestellt sind. 

Art. 31. Die Nationalversamnteng ist auf drei Jabr erwählt und wird 
gänzlich erneuert. 

Spätestens fünf und vierzig Tag^ vor dem Schlipse der Legislaturperiode 
wird ein Gesetz den Zeitpunkt für die neuen Wahlen festsetzen. 

Wenn ein solches Gesetz in dem durch den vorbeigehenden Satz £est^* 
stellten Zeiträume nicht bekannt gemacht ist, so treten die Wähler von Rechts 
wegen zu neuen Wahlen am dreissigsten Tage vor dem Schlüsse der Legisla- 
turperiode zusammen. 

Die neue Nationalversammlung ist von Rechts wegen auf den nächstfol- 
genden Tag des Tages einberufen, an welchem das Mandat der vorhergehen- 
den Nationalversammlung abläuft 

Art 32. Die National- Versammlung ist permanent. 

Während der Diiuer der Vertagung erhält eine Gommission, welche aus 
den Mitgliedern der Bureaus und aus 25 durch die Versammlung in geheimer 
Abstimmung und mit absoluter Majorität gewählten. Volksvertretern zusammen- 
gesetzt ist, das Recht die Versammlung in dringenden Fällen einzuberufen. 

Der Präsident der Republik hat gleichfalls das Recht die Versanmilung 
einzuberufen. 

Die Nationalversammlung bestimmt den Ort ihrer Sitzungen; sie setzt 
die Stärke der zu ihrer Sicherheit au^estelHen militärischen Kräfte fest und 
hat über dieselben die Verfügung. 

Art. 33. Die Volksvertreter sind sfets wieder wählbar. 

Art, 34. Die Mitglieder der Nationalversammlung sind nicht die Ver- 
treter für das Departement, welches sie ernennt, sondern für ganz Frankreich» 

Art. 35. Sie können kein bindendes Mandat erhalten. 

Art 36. Die Vertreter des Volks sind unverletzlich. 

Sie sollen zu keiner Zeit flir die Meinungen, welche sie im Schoosse 
der Nationalversammlung ausgesprochen haben, weder verfolgt, noch angeklagt, 
noch einem richterlichen Urtheile unterworfen werden können. 

Art. 37. Sie können auch nicht in Griminalfallen verhaftet werden, mit 
Ausnahme der £rgreifung auf frischer That, noch können sie verfolgt werden, 
als nachdem die Versammlung die £rlaubniss ertheilt hat. 

In dem Falle der Verhaftung auf frischer That soll unmittelbar darauf 
der Versammlung Bericht erstattet werden, welch* die Fortsetzung der Ver- 
folgung genehmigen oder unterlagen wird. 

Diese Bestimmung fmcjtet auch ftr den Fall statt, wenn ein verhafteter 
Bürger zum Volksvertreter ernannt wird. 

Art 38. Jeder Volksveitreter empfätigt eine Entschädigung, auf weiche 
er nicht Verzieht leisten kann. > 

Art 39. Die Sitzungen der Versammlung. sind öffentlich. 

Nichtsdestoweniger kann die Versammlimg in ein geheimes Gomite sich 
verwandeln, auf die Forderung einer durch die Geschäftsordnimg festgesetzten 
ütd von VxHksvertrelern. 
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stlon ks forme» d^rmin^s par le r^gkment. 

Art. 40. La presence de la iQoitio plus un des vembres de i'A^sem- 
blee est necessalre pour la validilc du vote des lois. 

Art. 41. Aucun projet de loi, sauf le cas d'urgence, ne sera vote defi- 
nitfrement qu'apres trois delibc^ralions, h des intervalles qui ne peuvent etre 
moiiidres de cinq jours. ' * 

. Art. 4% Toute iMroposition ayant pour objet de declarer Porgunce est 
preced^e d'un expose des motifs. 

Si TAssemble^ est d'avis de donner suite a la proposition d'urgence, 
eile en ordonne le renvoi dans les bureaUx, et fixe le nioment oü le rapport 
8ur l'.vrgenee lui sera priienU, 

Sur ce rapport, si TAssembl^e reconnait I'urgence, eile le declare et 
fixe le moment de la discussion. 

Si eile decide qu'il n*y a pas d'urgence> le projet suit le cours des pro- 
positions ordinaires. 



Ckapitre F. Du poitvoir exeeutif, ' 

Art. 43. Le Peaple francais del^gne le pouvoir exeeutif ä im citoyen 
qui refoit le Utre de President de la R^publique. 

Art. 44. Le President doit 6tre un Francais, ^tre äge de trente ans au 
moins, et n*avoir jamais perdu la qualit«^ de Francais. 

Art. 45. Le president de la Republique est ^lu pour quatre anS| et 
n'est reeligible quäpres un intervalle de quatre annees. 

Ne peuvent> non plu«, etre ^lus apr^ lui, dans le m^me intervalle, ni 
le vice^resident, ni aucun des parents ou allies du pn^ident, jusqu'au sixteme 
degr6 inclusivement. 

Art. 46. L'election a lieu de plein droit le deuxi^me dimanche du mois 
de mai. 

Dans le cas «iV» par suite de decös, de demission ou de toute autre 
cause, le President serait elu k une autre 6poque, ses pouvoirs expireront le 
deuxi^me dimanche du mois de mai de la quatrieme annee qui suivra son 
election. 

Le President est nomme au scrutin secret et a la majorite absolue des 
votants, par le sufTrage direct de tous les electeurs des d^partements francais 
et de TAlg^rie. 

Art. 47. Les proces-verbaux des ^lections sont transmis immediatement 
ä TAssemblee nationale, qui statue sans dölai sur la validite de l'^lection, et 
proclame le president de la Republique. 

Si aucon candidat n'a obtenu plus de la moiti6 des suffirages exprimes, 
et au moins deux millions de voix, ou si les conditions exig^es Par farticle 
44 ne sont pas remplies, TAssemblee nationale elit le president de la Repu- 
blique, a la majorite absolue et au scrutin secret, parmi les cinq candidats 
^ligibles qui ont obtenu le plus de voix, 
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Jeder Volksvertreter benizt das Recht zur parlamenttrifohen Initittife; 
er wird es in den durch die Geschäftsordnung bestimmten Formen antOben« 

Art 40. Die Anwesenheit der um eins übersteigenden Hälfte der Mit- 
glieder der Nationalversammlung ist nothwendig, um für die Beschlussnahme 
über Gesetze gültige Kraft zu erlangen. 

Art. 41. lieber deinen Gesetzesentwurf, ausser in dringenden Fällen, 
sdli die definitive Beschlussnahme anders als nach drei Berathungen erfolgen, 
und zwar in Zwischenräumen, welche nicht weniger als fünf Tage von einan- 
der entfernt sdn dürfen. 

Art 42. Jedem Antrag, welcher eine Dringlichkeits- Erklärung für sich 
in Anspruch nimmt, muss eine Auseinandersetzung der. Gründe vorausge- 
setzt werden. 

Wenn die Versammlung der Meinung ist, dem Antrage auf Dring^iclt- 
keit Folge zu geben, so ordnet sie die Ueberweisung desselben an die Abthei- 
lungen an, und bestimmt den Zeitpunkt, an welchem ihr der Bericht über 
die Dringlichkeit vorgelegt werden soll. 

Auf diesen Bericht, sofern die Versammlung die Dringlichkeit aner- 
kennt, erklärt sie dieselbe und setzt den Zeitpunkt zur Berathung fest. 

Wenn die Versammlung dagegen entscheidet, dass bei dem Antrage 
keine Dringlichkeit vorliege, so geht er den Geschäftsgang für gewöhnliche 
Anträge. 

Fünftes Capitel. Van der vollziehenden Gewalt. 

Art. 43. Das Französische Volk überträgt die vollziehende Gewalt auf 
einen Bürger, welcher den Titel des Präsidenten der Republik erhält 

Art. 44. Der Präsident muss ein gebomer Franzose sein, mindestens 
das dreissigste Jahr zurückgelegt und niemals die Eigenschaft eines Franzosen 
verloren haben. 

Art 43. Der Präsident der Republik ist auf vier Jahre erwählt und 
ist n\ir nach einem Zwischenräume von vier Jahren wieder wählbar. 

Eben so wenig können nach ihm in demselben Zwischenräume von vier 
Jahren weder der Vicepräsident, noch irgend einer der Verwandten oder Ver- 
schwägerten des Präsidenten bis auf den sechsten Grad einschliesslich ge- 
wählt werden. 

Art. 46, Die Wahl findet von Rechts wegen am zweiten Sonntage des 
Monats Mai statt. 

In dem Falle, wo in Folge des Todes, der Abdankung oder ans irgraMi 
einer anderen Ursache der Präsident zu einer anderen Zeit erwählt wer« 
den sollte, so soll doch seine Amtsgewalt an dem zweiten Sonntag des Monats 
Mai im vierten Jahre nach seiner Erwählung aufhören. 

Der Präsident wird in geheimer Abstinmiung und n^ch absoluter Mino- 
rität der Stimmgeber durch directe Abstimmung aller Wähler der Französischen 
Departements und Algeriens erwählt. 

Art 47. Die Wahlprotocolle werden unmittelbar an die Nationalver- 
sammlung eingesandt welche ohne Verzug über die Gültigkeit der Wahl Be- 
schluss fasst und den Präsidenten der Republik prociamirt 

Wenn kein Gandidat mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen und 
mindestens zwei Millionen Stimmen erhalten hat, oder wenn die im Art 44 
geforderten Bedingungen nicht erfÜHt sind, so erwählt die Nationalveisamm- 
lung den Präsidenten der Republik nach absoluter Minorität und in geheimer 
Abstimmung unter den fünf wählbaren Candidaten, welche die meisten Stim- 
men erhalten haben. 

ftfhaliert, feOmmatßailDmkm» aM 8 



• • 'Art. 4i8. Avant ifenlfer cn ftoctfons, le presidei&t de la ftepublique 
pitV6, aü sein de TAssemblee nationale, le serment dont la teneur suit: 

,«En presence de l)ieu et du Peuple francais,. represente par TAssembUe 
nationale, je jure de rester fidele k la Republique une et indivisible» et die 
rempUr tous les dcvoirs que m'impöse la Constitution." 

Art. 4%, II a le droit de üure präsenter des projets de lol i rAssem- 
We nationale par les tninistres. 

II surveille et assure Tex^cution des lois. 

* « 

Art. 50. 11 dispose de la force armee, sans pouvoir la commandfr ja- 
mais en personne. 

Art. 51. 11 ne pent ceder ancime poriion du territoire, ni dissoudre, ni 
priMrttger TAssembl^ natienale» ni sosptndre, en aiicane mani^re, Tempil^ 
de la -Constitution et des lois. 

Art. 52. II presenie chaquc annee, par un message k l'Assemblee na- 
tibbale, Fexpos^e de T^at g^n6ral des affaires de la Republique. 

Art 53. 11 n^ocie et ratifie les trait^s. 

Ancan trait^ n*est definitif qu'apr^s avoir ^t^ appronre par rAssenb!^ 
nationale. 

Art. 54. 11 veiUe k la defense de TlEtat, mais il he peut entreprendre 
attcune guerre sans le consentement de TAssembl^e nationale. 

Art. 55. 11 aje droit de faire griice« mais il Yie peut exercer eie droit 
qa'a{ur^ avoir pris l'avis du Comeil d'Etat 

Les amnesties ne peuvent etre aceord6es que par une loi. 

Le President de la R^publtqne, les ministres, ainsi que toutes les autres 
personnes condamn^es par la haute Cour de justice, ne peuvent etre gracies 
que par FAssembl^e nationale. 

Art. 56.' Le pr6sident de la Republique promulgue les lois au nom du 
peuple francais. 

Art. 57. Les lois d'urgence sont promitlguees dans le d^lai de trois 
jours, et les autres lois dans le delai d'un mois, k partir du jour oü elles au- 
ront ete adoptees par l'Assemblee nationale. 

Art. 58. Dans le d^lai fixe pour la Promulgation, le president de la 
RiSpc^Hqne peut> par un message motive, demander une nouvelle d^lib^ration. 

L'Assemblee dölibke; sa resolution devient definitive; eile. est transmis 
au President de la Republique. 

En ce cas, la Promulgation a lieu dans Je delai fixe par les lois d'ur- 
gence. 

Art. 59. A defaut de Promulgation par le president de la Republique, 
däns les dielais determines par les artides precedents, il y serait pourvu par 
le President de TAssemblee nationale. 

Art. 60. Les envoyes et les ambassadeurs des puissances etaog^res 
MBt accr^difc^s aupr^s du pr^ident de la Republique. 
Art OL n pr^ide aux soknnit^ nationales. 

Art. 62. II est !t)g6 aux frais de la Republique, et recoit un traitänent 
de six Cent mille francs par an. 
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Art 48. Bevor der Präsldenl seine A^tig^welt ^nUritf, (eistet eic » der 
Mitte der Nationalversammluog den ^id folgenden Inhalts: 

„In Gegenwart Gottes und des Französischen Volkes, welches durch die 
Natkmalversammlung vertreten wird, schwöre ich der einigen und dküieilha- 
ren Republik treu zu bleiben und alle Pflichten zu erfüllen, welche mir die. 
Verfassung auferlegt/' 

Art 49. £r hat das Recht der Nationalversammlung Gesetiesentwurfe 
durch die lünisler vonnlegen. 

Er überwacht und stellt sicher die Ausfuhrung der Gesetze. 

Art 50. £r verfügt über die bewaffnete Gewalt, ohne jemals inVenon 
den Oberbefehl über dieselbe führen zu können. 

Art 51. Er kann keinen Theil des Territoriums abtreten, eben so we* 
nig die Nationalversammlung auflösen noch vertagen, noch in irgend einer Arjt 
die Wirksamkeit der Verfassung und Gesetze suspendiren. 

Art 52. Er legt jedes Jahr, durch eine Botschaft an die Nationalver- 
sammlung, einen Bericht über den allgemeinen Zustand der Angelegenheiten 
der Republik vor. 

Art 53. Er unterhandelt und bestätigt die Verträge. 

Jeder Vertrag ist indess nur definitiv gültigt nachdem er von der Na- 
tiopalvcr^aknmlung gebilligt worden ist 

Art 54. Er wacht über die Vertheidigung des Staates, aber er kann 
keinen Krieg ohne die Zustimmung der Nationalversammlung unternehmen. 

Art 55. Er hat das Recht der Begnadigung, aber er kann dies Recht 
nur ausüben, nachdem er zuvor das Gutachten des Staatsraths eingeholt hat 

Die Amnettieen können nur durch ein Gesetz bewilligt werden. 

Der Präsident der Republik, die Minister sowie alle andeie vom iobttK 
sten Gerichtshofe verurtheilte Personen, können^ nur dqrch die Nationalveff» 
sammking begnadigt werden. 

Art. 56. Der Präsident der Republik macht die Gesetze im Namen des 
Französischen Volkes bekannt 

Art 57. Die Gesetze von dringlicher Wichtigkeit werden in der Frist 
von drei Tagen und die übrigen Gesetze in der Frist eines Monats bekannt 
gemacht» von dem Tage zu rechnen, an welchem sie von der Nationalversamm- 
lung angenommen sein werden. / 

Art 58. Innerhalb der für die öffentliche Bekanntmachung festgestell- 
ten Frist kann der Präsident der Republik^ durch eine motivirte Botschaft an 
die Nationalversammlung eine neue Berathnsg verlangen. 

Die Versammlung berathet von neuem; ihre Besehlussnahme wird deft« 
nitiv und wird als solche an den Präsidoiten der Repoblik übersandt 

In diesem Falle muss die Bekanntmachung in der für Gesetze von dring« 
üeher Wichtigkeit bestimmten Frist erfolgen. 

Art 59. Wenn die Bekanntmachung durch den Präsidenten der Repuh 
bli)c in den durch die vorhergehenden Artikel bestimmten Fristen ausbleiben 
soUte, so soll dafür durch den Präsidenten der Nationalversammlung Sorge 
getragen werden. 

Art 60. Die Cresandten und Botschafter der auswärtigen Mächte sind 
bei dem Präsidenten der Republik accreditirt. 

Art 61. Der Präsident führt den Vorsitz bei National-Feierlichkeiten. 

Art 62. Er hat eine Wohnung auf Kosten der Republik un4 erhält 
eiqe jährliche Besoldung von 600,000 Fr. 



Art 83. n i^side au lieu oh si^ge l'Assembl^ nationUe, et ne peut 
Bortir du territoire sans y ^tre aatoris^ pär une loi. , 

Art 64. Le pr^ident de la R^iiblique Bomme et r^voqae les mi- 
niftres. 

11 nomme et r^Yoqae, en Gonseil des ministres, les agents diplomatiqcies, 
les commandants eii chef des arm^ de terre et de mer, les pr^fets, le com- 
mandant sup^rieur des gardes nationales de la Seine, les gouverneurs de l'AI- 
g<^rie et des cqlonies, les procureurs g^neraux et les fonctionnaires d'uli ordre 
sopäieur. 

II nomme et r^voque, sar la proposition du ministre competent, dans 
les conditions reglementaires d^tennin6es par la loi, les agents secondaires du 
gouYemement. 

Art. 65. II a le droit de suspendre, pour un terme qui ne pourra 
exccder trois mois, les agents du pouvoir ex^cutif elus par les dtAyens. 

H ne peut les r^voquer que. de Pavis du Gonseil d*£tat* 

La loi d^ermine le cas oü les agents r^voques peuvent £tre d^dares 
in^ligibles aux m^mes foncdons. 

Gette dedaration d'in61igibilit6 ne pourra ^tre prononc^e que par un 
jugement. 

Art. 66. Le nombre des ministres et leursattributions sont fixes par 
le pouvoir legisiatif. 

Art. 67. Les actes du pr^ident de la R^publique autres que ceux par 
lesquels ü nomme ou revoque les ministres, n'ont d'effet que s'ils sont contre- 
sign^ par un üinistre. 

Art 68. Le President de la Republique, les ministres, les agents et d^ 
positaires de l'autorite publique, sont responsables, chacun en ce qui le con- 
eeme, de tous les actes du cnouvemement et de Tadministration. 

Toute mesure par laquelle le President de la Republique dissout FA^- 
sembUe nationale, la proroge ou met obstade a Pexerdce de son mandat, est 
un oime de haute trahison. 

Par ce seul fait, le president est d^chu de ses fonctions; les citoyens 
sont tenus de lui refuser ob^issance; le pouYoir ex^cutif passe de plein droit 
a l'Assemblee nationale; les juges de la baute Gournle justice se r^ünissent 
imm^diatement, k pdne de forfaiture; ils conyoquent les jur^s dans le lieu 
qa'fls dt^ignent, pour proc6der au jugement du president et de ses complices; 
ils nomment eux-m6mes les magistrats charg^ de remplir les fonctions du 
nunist^re public. 

Une loi determinera les autres cas de responsabilit^, ainsi que les for- 
mes et les conditions de la poursuite. 

Art. 69. Les ministres ont entr^e däns le sein de TAssemblee nationale: 
ils sont entendtts toutes les fois qu'ils le demandcnt, et peuvent se faire assis- 
ter par des commissaires nomm^ par un decret du pr^^ident de la Re- 
publique. 

Art 70. II y a uu vice-pr^sident de la Republique nomme par l'As- 
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Art 63. Er hat seinen Wohnsitz an dem Sitzungsorte der Nationalver- 
Sammlung, und kann nicht ausserhalb des Französischen Territoriums gehen\ 
ohne durch ein Gesetz dazu bevoUmäkchtigt zu sein. 

ArU 64. Der Präsident der Republik ernennt und enüässt die Minister. 

Er ernennt und entlässt im Ministerrathe die diplomatischen Agenten, 
die Oberbefehlshaber der Landheere und der Flotte, die Prafecten, den Öber- 
Gommandanten der Nationalgarde im Departement der Seine, die Gouverneure 
von Algerien und den Golonien, die General-Prokuratoren und die Beamten 
eines höheren Ranges. 

£r ernennt und entlässt auf den Vorschlag des betreffenden Ministers, 
unter den durch das Gesetz bestimmten regelmässigen Bedingungen, die Re- 
gierungsbeamten in untergeordneter Stellung. 

Art. 65. Er hat das Recht für einen Zeitraum, der jedoch nicht drei 
Monate überschreiten kann,- die durch die Bürger erwählten Beamten der 
vollziehenden Gewalt zu suspendiren 

Er kann sie indess nur in Folge eines Gutachtens des Staatsraths 
entlassen. 

Das Gesetz bestimmt die Falle, in welchen die entlassenen Beamten Hir 
Qicht wieder wählbar zu denselben Amtsverrichtungen erklärt werden können. 

Diese Erklärung der ferneren NichtWählbarkeit kann nur durch ein rich- 
terliches Urtheil ausgesprochen werden. 

Art. 66. Die Zahl der Minister und ihre Befugnisse sind durch die ge- 
setzgebende Gewalt festgestellt. 

Art 67. Die Verfügungen des Präsidenten der Republik, mit Ausnahme 
der Ernennungen und Entlassungen, dec Minister, haben nur wirksame Kraft, 
wenn sie von einem Minister contrasignirt sind. 

Art. 68. Der Präsident der Republik, die Minister, die' Agenten und 
Bewahrer der öffentlichen Auctorität sind, Jeder soweit es ihn betrifft, für 
alle Handlangen der Regierung und Verwaltung verantwortlich. 

Jede Maassregel, durch welche der Präsident der Republik die National- 
versammlung auflöst vertagt oder ihr ein Hinderniss in der Ausübung ihres 
Mandats in den Weg legt, ist ein Verbrechen des Hochverraths. 

Durch diese Thatsache allein ist der Präsident der Republik seiner Amts- 
gewalt entsetzt; die Bürger sind verpflichtet, ihm den Gehorsam zu versagen; 
die vollziehende Gewalt geht von Rechtswegen auf die Nationalversammlung 
über; die Richter des obersten Gerichtshofes *) treten unmittelbar darauf zu- 
sammen bei Strafe grober Pflichtverletzung; sie rufen die Geschwornen an dem 
Orte zusammen, welchen sie bezeichnen, um über den Präsidenten und seine 
Mitschuldigen Gericht zu halten; sie ernennen selbst die obrigkeitlichen Per- 
sonen, welche mit der Ausübung der staatsanwaltlichen Verpflichtungen be- 
auftragt werden. 

Ein Gesetz wird die übrigen Fälle der Verantwortlichkeit bestimmen, 
sowie die Formen und die Bedingungen für die gerichtliche Verfolgung. 

Art 69. Die Minister haben den Zutritt zu den Berathungen der Na- 
tionalversammlung; sie müssen so oft gehört werden, als sie es fordern und 
können sich durch Gommissarien unterstützen lassen, welche durch ein Decret 
des Präsidenten der Republik ernannt werden. 

Art 70. Der Vicepr'äsident der Republik wird von der Nationalver- 

*) Ueber »eine ZtuatMnensetzung und seinen Geschäftskrei» vergL unten 
Ali. 91—94. 



semblee nationale, sur la presentalion de trois candidats, faite par ie Presi- 
dent, dans le mois qui suit son election. 

Le vice President prete le m^me serment que le President. 

Le vice" President ne pourra 6tre choisi parroi les parents et allies du 
President, jusqu'au sixi^me degr6 inclusivement. . ' 

£n cas d'empecbement du President, le vice-president le remplace. 

Si la pr6sidence devient vacanle par deces, demission du presidenl ou 
autrement, il est proccde, dans le mois, k Telection d'un president 



V Chapitre VL Du Conseil d'Etat. 

Art 71. II y aura un Conseil d'Etat. Le^ vice-president de la R^pu- 
blique sera de droit president. 

Art. 72. Les membres de ce Conseil sont nommes pour six ans par 
TAssemblee nationale. *Ils sont renouveles par moitie dans les detix premiers 
mois de cbaque l^gislature, au scrutin secret et a la majorite absolue, 

' Ils sont indöfiniment reeligibles. 

Art* 73. Ceux des membres du Conseil d'£tat qui auront ^te pris dans 
le sein de TAssemblee nationale seront immediatement remplaces Qomme re- 
presentants du peuple. 

Art. 74. Les membres du Conseil d'Etat ne peuvent etre revoqu^s que 
par PAssembl^e, et sur la proposition ^u president de la Rcpublique. 

Art 75. Le Conseil d'Etat est consliUe sur les projjsls de loi de gou- 
vernement, qui,' d'apres la loi, devront ^Ire soumis a son examen, pr^alable, 
et sur les projets d'imtiative parlementaire que l'Assemblee lui aura renvoyes. 

'" II pr^pare les r^lements d'administration publique; il fait seul ceux de 
ces r^glements a l'6gard desquels PAssemblee nationale lui a donne une d^ 
l^tion speciale. 

II cxerce, a Pegard des administrations publiques, tous les pouv.oirs de 
contr^le et de surveillance , qui lui sont deferes par la loi. 

La loi röglera ses autres attribntions. 



Chapitre VIL De V Administration intirieure, 

Art. 76. La division du territoire en departements, arrondissements, 
cantons et conmunes, est maintenue. Les circonscriptions actuelles ne pour- 
ront etre changecs que par la loi. 

Art. 77. II y a: 1*> dans cbaque deparlement une adrainistration compo- 
see d'un prefet d'un Conseil gen^ral, d'un Conseil de prefecture; 

2,0 Dans cbaque arrondissement un sousprefet; 

3* Dans cbaque canton, un Conseil c^tonal; ne^MimoiAS uq soul Conseil 
cantonal sera etabli dans les villes divis£es en plusieurs cantons; 



Versammlung anf den vom Präsidenten gemaditen Vorschlag dreier Candida- 
ten in dem Monate erwählt, welcher auf die Wahl des Präsidenten folgt 
Der Vicepräsident leistet denselben £id als der Präsident. 
Der Vicepräsident kann nicht gewählt werden unter den Verwandtien 
und den Verschwägerten des Präsidenten, bis auf den sechsten Grad ein- 
schliesslich. 

In den Fällen der Verhinderung des Präsidenten tritt der Vicepräsident 
in seine Stelle. « 

Wenn das Amt des Präsidenten durch Todesftili, Abdankung des Präsi- 
denten oder auf andere Weise erledigt wird, so ist in Monatsfrist zur Wahl 
eines Präsidenten zu schreiten. 

Sechstes CapiteL Vom Staatsrathe. 
Art. 71. ISs soll ein Staatsrath eingesetzt. werden. Der Vicepräsident 
wird von Amtswegen der Präsident desselben sein, 

Art. 72. Die Mitglieder dieses Staatsraths smd auf sechs Jahre durch 
die Nationalversammlung ernannt Sie werden zur Hälfte in den ersten zwei 
Monaten jeder Legislaturperiode *) in geheimer Abstimmung und nach abso- 
luter Stimmenmehrheit ernannt. 

Sie sind ohne weitere Beschränkung wieder wählbar. 
Art 73. Diejenigen Mitglieder des Staatsraths, welche aus der Mitte 
der Nationalversammlung gewählt werden, sollen sofort als Vertreter des Volks 
ersetzt werden. 

Art 74 Die Mitglieder des Staatsrathes können nur durch die Na- 
tionalversammlung entlassen werden und zwar auf Vorschlag des Präsidenten 
der Republik. 

Art. 75. Der Staatsrath wird sowohl über die Gesetzentwürfe der Re- 
gierung befragt, welche nach dem Gesetze seiner vorgängigen Prüfung unter- 
worfen werden sollen, als auch über die £ntwürfe der parlamentarischen Ini- 
tiative, welche die Nationalversammlung ihm überweisen wird. 

£r bereitet die Reglements der Staatsverwaltung vor; er macht allein 
diejenigen Reglements, für welche ihm die Nationalversammlung einen beson- 
dern Auftrag gegeben hat. 

Er ü^t in Bezug auf die Staatsverwaltung alle amtlichen Verrichtun- 
gen der Ck>ntroUe und Beaufsichtigung ans, welche ihm gesetzlich übertra- 
gen werden. 

* Das Gesete wird seine übrigen Befugnisse anordnen. 

Siebentes CapiteL Von der innem Verwaltung. 

Art 76. Die Eintheilung des Staatsgebietes in Departements, Arrondis- 
sements, Cantone und Gemeinden wird aufrecht erhalten. Die gegenwärtigen 
Abgränzungen werden nur durch das Gesetz verändert werden können. 

Art. 77. 1) Es soll in jedem Departement eine Verwaltung vorhanden 
sein, welche gelnldet wird aus einem Präfecten, einem Gonseil general und 
einem Gonseil der Präfectur. / 

. 2) In jedem Arrondissement ein ünterpräfect. 

3) In jedem Caiiton ein Gantonsrath; jedoch soll nur ein einziger Cs^i- 
tonsrath in solchen Städten errichtet werden, welche in mehrere Cantone ein- 
getheilt sind. 



*) 4er Nationalversammlung, da diese auf drei Jahr gewählt ist^ vergl, 
Jkri. 31. 
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4« Dans chaque cemmiine» ime administration compos^e d'nn maire, 
d'adjoints, et d'an Ck)nseil municipal. 

Art. 78. Une loi determini&ra la composition et les attributions des 
Conseils gen^raux, de3 Gonseils cantonaux« des Gonseils municipaux, et le mode 
de nominafion des maires et adjoints. 

Art. 19. Les Gonseils gen^raux et les Conseils munidpaux sont ölus 
par le soffrage direct de tous les citoyens doiQicili^s dans le d^partement ou 
dans la commune. Chaqoe canton elit un membre du Gonseil g<^n^raL 

Une loi speciale r(§glera le mode d'election dans le d^partement de la 
Seine, dans la ville de Paris, et dans les villes de plus de Yingt mille ämes. 

* 

Art. 80. Les Conseils ^^neraux , les Conseils cantonaux et les Conseils 
municipaux peuvent ^tre dissous par le pr^sident de la Republiqoe, de l'avis 
du Conseil d'Etat. La loi fixera le delai dans lequel il sera proc^de a la 
r6eleclion. 



ChapUre VIIL Des pouvoirs judidairei, 

Art. 81. La justice est rdndue gratuiteraent au nom du peuple francais. 

Les debats sont pubtics, a moins que la pubficite ne soit dangereuse 
pour Tordre et les moeurs; et, dans ce cas, le tribunal le d^clare par un 
jugement- 

Art. 82. Le jnry continuera d'etre appliqu^ en mati^re criminelle. 

Art. 83. La connaissance de tous les delits politiques et de tous les 
delits commis par la voie de la presse, appartient exdusivement au jury. 

Art. 84. Le jury statue seul sur les dommages-int^rSts reclames pour 
faits ou dölits de presse. 

, Ari. 85. Le juges de paix et leurs suppleants, les juges de premiire 
instance et d'appel, les membres de la Cour de Cassation et de^la Cour des 
comptes, sont nomm^s par le pr^sident de la Republique, d'apr^s un ordre 
de candidature, ou d'apr^s des conditions qoi seront reglees par les lois or< 
ganiques. 

Les lois organiques determineront la comp^tence, en mati^re de delits 
d^injures et de dilTamation contre les particuliers. 

Art. 86. Les magistrats du mtnistere public sont nommes par le pr^ 
sident de la R^publique. 

Art. 87. Les juges de premi^re instance et d'appel, les membres de la 
Cour de Cassation et de la Cour des comptes sont nommes a vie. 

11s ne peuvent 6tre revoques ou suspendus que par un jugement, ni 
mis k la retraite que pour les causes et dans les formes d^termin^es par 
les lois. 

Art. 88. Les Conseils de guerre et et de revision des arm^s de terre 



ilalH^ eWeA' AiOjühcten und eineiä' SlMöipälratfi.' 

Art. 78. Ein Gesetz wird die Bildung und die Befugnisse der Gonseils 
fg^htrmit, d^i' Hmöh^mH^, AermiM^imii^''}äiä''^^ der 

BM^llüäg d^i<imfi)^ruil^ dä^ Adjtiii(i(eti b^tiiA^ . ' 

Ali 7^^ lyr^^GoiiBelirgeyhlUx uüd'dieBjTü^^^^^^ 
directe Abstimmung aller Bürger gewählt, welche' in iürn I^eparl'emenr oäit 
in der Gemeinde ihi^' ^hti»i(K( lbi(b<A. JMer- Cä^if ef^sf^t' elii liitgUed 
d«|' Gonseil geaeäl. 

lüii^baüDdir^ IMelE* wind #» VerMi» bet d«r WaU üb «qwr»' 
ment der Seine, in der Stadt Paris und in den grösseren Städten Yon- Mv 
als 20,000 Seelen anordnen« 

Act. bO. Die Gonseü^ ^neraux» di« Cantoiisräthe. und die Ifunieiflalr 
räthe können durch den Präsidenten der Republik nach euig«l^ikeoi- Ofitidi^ 
ten des Staatsraths aufgelöst werden. Das Gesetz wird die Frist bestimmen, 
itf watfter nrönf zu" eitttr nieufen Wähl' s^rfeten iriüs^^ 

Achtes CapiUl Von den ricKtei^ticIilih (ji^aWd. 

Attf an Bib' IlefcM^fl%« ^0«M "ifft Mni^fi >dl# FVäii'iSsfl^^ Vbfb un- 
eAfglMMh'äUirgeülk.^ 

Die Verhandlungen sind öffentlich, sofern die Oeffentlichkeit nic&t för 
die OfdB*ngr und die SMten igeföhiildr ersehehit^ und) in> diesfem V^Vto erklärt 
es der Gerichtshof durch einen richterlichen Ausspruch« 

Ar*. ^ Bts ^lnnii|;erieiit< &sA\ inr GpimiriialfiUien auol^ fenwlihi an- 
g^^MTandt weisen« 

Arfsm fiai At^imiss^ Ofe^i^alte« p61itfiteKl^' Vd^eH^'söWie ttM 
dW^'Vimmtf^n' gehM aM9(mii«>^idi de(n> Slih^flgärilf^ aft. 

Art. 8^. DaS' Sehwurgtorieht enteieheidet' aitefo' tther den Sc had c iie rsat«, 
wdito* Hir HalidhiB§eti oder Yiergefaen' der Presse m Anspniöb' fmotK 
men wird. ' 

Art 85. Die Friedensrichter und ihre SteUyertreter, die Richter i)ei 
den Gerichten der erstep Instanz und den ApeUalionshöfen, die lüt^^dbr! 
des Gassationshofes und 'des Rechnungshofes werden durch den Präsidenten 
der Republik emannti und zwar nach einer Reihenfolge in der Candidatur 
oAev nadt dbn> B«dtngmiB<eti^ i^l(^ durch die organischen Geseta^e festgestellt 
sein wenten. 

Ißfie ofganisdhen Gesetze werden die Competenz der Gerichte in Bezug^^* 
aftf^ dfe^ Veiigeh^ d«r Beleidigung und Yerläumdung gegen Privatpei^<^n^n 
festseüüst- 

Art 86. Die Beamten der Staatsanwaltschaft werden durc^ den Präsi- 
denten der Republik ernannt. 

' Art« V. Die Riotor bei den G^riehlen der enlmi Imtans uifd tiei den 
Apell^tionshi>toi, die Mitglieder des CassationdMleft und dek ReebniüigriwIlNl 
werden auf LebensdaiMr eraanni. 

• Sie kancii nit^ dmdb dnen riehterliehen Ab^splrfeh entSMtt lAÜ^r^ stri^ 
poihdirt' imd sflfch<nirr ndter ^enduhcü diif Gesetze^ fenestimnitw Gtftthflelk^ iib# 
Fonneli« ptenmtin^ ivordent 



et da meri les tribmurax maritimes, lei tiibimaiix de coomieroe, les 

prudliommes '*') et autres tribunanx speciaux, con^ervent leur Organisation et 
lears attributioiis actnelles, jusqu'i ce qu'il y ait ^te d^rog6 par nne loi. 

Art 89. Les conOits, d'attribution entre rautorit^ adiaiiiistrative et Tau- 
torit^ judiciaire seront reglos par un tribunal . sp^ial de ffembces de la Cowr 
de Cassation et de conseillers d'£tat» d^signös tous les trois ans en nombre 
^gal par lenrs corps respectifs. 

, Ge tribunal sera pr^ide par le ministre de la; justice. 

Art. 90. Les recours pour incompötence et exc^ de ponvoir contre 
les irrte de la €our des compies, seront port^ def«nt la jvrisdiction des 

OMlOlU. 

Art Ol. Une haute Conr de jnstice juge, sans appel ni recours en cas- 
saäeii» les aecusatlons port^es par TAssembl^ nationale contre le pr^sident 
de la R^pubfique ou les ministres. - 

Elle juge egalement toutes personnes pr^yenues de crimes» atteatats ou 
oomplots contre la sAret^ Interieure et extärieure de TEtat, que TAssembl^e 
nationale aura renvoy6es deyant eile. 

Saqf le cas pr^Tu par l'art 08, eile ne peut ^|re saisie qu'eo vertu d'un 
dkrjßt de lAssembl^e nationale, qui däsigne la ville oü la Gour tiendra sea 
»Dances. 

Art 92. La haute Conr est compos^e de dnq juges et de trente- 
six jur^ 

Chaque aiin^, dans les quinze premiers jours dn mois de novembre, 
la Gour de Cassation nomme, parmi ses membres, au scrutin secret et ä la 
nj^rit^ absalue, les juges de la haute Gour, au nombre de dnq et deux 
suppläants. Les ciioq juges appeles k Sieger feront cboix de leur prMdent» 

Les magistrats remplissants les fonctions du fninist^re public sent d^- 
sigato par le President de la Ri^publique, et, en^ cas d'aceusation dn pr^dent 
ou des ministres, par l'Assembl^ nationale. 

' Les jur6s, an nombre de trente-six, et quatre jur^s suppl^anä, 'ont 
pTB parmi les membres des Gonseils g^n^raux des d^partements. 

Les repr^sentants du peuple n'en peuvent faire partie. 

Art 93. Lorsqu'un decret de TAssembliie nationale a ordonnA k foffmatikni < 
de la haute Gour de justice, et, dans le cas pr^YU par Tarticle 68^ sur la r^ 
quisition du prösident ou de Tun des juges, le prdsident de la Gour d*appel, 
et, k d^&ut de Gour d'appel» le pr^sid^nt du tribunal de premi^re instance 
du chef-lieu judiciaire du döpartement tire au sort, en audience publique» le. 
nom d*un membre du Gonseil g^n^ral. 



V ^'f^^ A^^ dm^h Oium^eHehie nkht votMändig der Umfang der 
Omekäftdhäü^ßceü der fransMiehen, huiiMion der Prud'h<mme$ getroffen 
wird, $0 erscheint diese Bezeichnung doch noch am meisten zu entsprechen. 
IMf ürsprik^e dieser huHtution von sadwerständigen Sehiedsriehtem lassen 
sffih ^ Frankrei^ Ms tu das vierzehnU Jahrhundert zurOd^ren. Ais eine 
neue zeitgemässe InstiiiUian umrden sie unter der KaiserHehen Reg i e r mt ig 
^^ Aw i^icnC M» tt^HSri 18W tm Xatan gmfe»^ um in JWf#- «mmI 






der Marine» die Seegerichte, die Handelsgerichte, die Gewerbgerichte*) 0e$ 
Prud'hommes) und andere Specialgerichte, behalten ihre Organisation und 
gegenwärtigen Befugnisse solange bei, bis solche durch ein Gesetz abgeändert 
werden sollten. 

Art. 89. Die Gompetens-Gonfliote zwischen den Verwaltungsbehörden 
und den Gerichtshöfen sollen durch einen besondem Gerichtshof geregelt wer- 
den, welcher aus Mitgliedern des Gassationshofes und des Staat&rathes gebildet 
wird, indem dieselben alle drei Jahre in gleicher Zahl von diesen beiden Be- 
hörden dazu bezeichnet werden. 

In diesem Gerichtshofe wird der Justizminister den Vorsitz ftären; 

Art 90. Die Recurse über die Incompetenz und die Ueberschreitung 
der Behörden gegen die Erlasse des Rechnungshofes sollen der Gerichtsbarkeit 
dieses Gompeten^-Gerichtshofes unterworfen sein. 

Art 91. Em oberster Gerichtshof entscheidet, ohne weitere Apellation 
and Recurs auf Gassation, über die durch die National? ersammlung gegen dem 
Präsidenten der Republik oder die Minister geführten Anklage-Acte. 

Er entscheidet auf gleiche Weise über aUe Personen, welehe des Ver» 
brechens, Attentats oder Gomplots gegen die innere und äussere Sicherheit des 
Staates angeklagt sind und welche die Nationalfersammlung vor denselben 
gestellt haben wird. 

Mit Ausnahme des im Art 68 vorgesehenen Falles kann er nur ein- 
schreiten kraft eines Beschlusses, der Nationalversammlung, welcher die Stadt 
bezeichnet» wo der oberste Gerichtshof seine Sitzungen halten 90II. 

Art! 92. Der oberste Gerichfshof ist zusammengesetzt aus fünf Riclri,eni 
and sedis iind dreissig Geschwornen. 

Jedes Jahr in den ersten fpnfzehn Tagen des Monats November ernennt 
der Gassationshof aus der^ Reihe seiner Mitglieder« in geheimer Abstimmung und 
nach absoluter Stimmenmehrheit die Richter des obersten Gerichtshofes« der 
Zahl nach fünf Richter und zwei Stellvertreter. Die fünf Richter werden dann« 
wenn sie tat Sitzung berufe^ sind» ihren Präsidenten wählen. 

Die Beamten, welche die Verrichtungen des Staatsanwaltamtes zu erfüllen 
haben, werden durch den Präddenten der Republik, und in dem Fall der 
Anklage des Präsidenten oder der Minister durch die Nationalversammlung 
ernannt 

Die Geschwornen, der Zahl nach sechs und dreissig und vier Ergänzungs^ 
gesdiwome, werden aus der Reihe der Mifglieder der Conseilsgeneraux in den 
Departements genommen. 

Die Vertreter^dea Volks können, dabei nicht betbeiligt sein. 

Art* 93. Wenn ein Beschloss der Nationalversammlung die Bildung des 
obersten Gerichtshofes angeordnet hat, und in dem durch den Art. 68. vor- 
hergesehenen Falle, wird auf die Aufforderung des Präsidenten oder eines der 
Riditer (des obersten Gerichtshofes) der Präsident des AppeUationsgerichts, 
und wo iceiii Api^eflttionsgeriofat' vwlianden ist, der Präsident des Gerichts 
erster Instanz an dem Hauptgerichtsorte des Departements, in öffentlichen 
Sitzung durch das Loos den Namen eines Mitglied^ des Gbnsefl general ziehen. 



HanddsMdUn StreiUgkeUen xtDuehen den Fabrikuntemehmem vnd andern 
4rbßiUH^iiemehmefn^,oßer Vfirßtehern und den OeeeUeng ArbeUem und Lehr'- 
iwg^ QUMZugleiehen. Das daJfei vürkammende Verfahren iit eunmarieeh und, 
nnentgeldUeh. Genauere Vorsehrifien für dßeeeSbe Mnd dureh ^n 
ßaeelif vom 3, Äuguef 1810 g^^^m* 



Art. W. Au ^our' indic^e jpar (e mfen^ent, s'il y a mojns de si^^ante 
lures piresenls, ce iKpinbfe sera complcti^ 'pär des jiires süpplomenlaires tires 
aü soft, par le prosident" de la haute Cour| parmi lies membres du Conseil ge- 
ö^räl dtt' departement ok siegerä la Cour. ' ' 

Art. Oö. Les jures qui n'auront' pas produit d*excuse valable seront 
cönda^ti^s ä une aiA^nde de iHille a diit mHfe francs, et ä la privatioh des 
dföÜts politiques penddnt c^q- ans au ^us. ' 

Art. 96. L'accuse et Ic ministere public exe^ceiH Je dcoit.dß .r.^wiU9Ai 
comi^e .€^ majtieir^ of^pjiaire. 

Art. 97. La deiqlaration du Jury, portänt qpe Taccüse est coupable» ne 
peül fitre r^ndue q'u'ä la majorite'des deux tiers des voix. 

Axt itö. Dans .tous les oas de re^obsabüite des ^ministres, lAssemblee 
Mlioiiale pßVLif sdon^tes cirooöstdnces^ renvoyer Je ndnistre incalpet soit-^ 
¥ant la haut« €par de jaflüce, j^oit devaAt les trÜMiaaux ordinaires, pour lei 
nSparations eif lies. > • : . 




vent» 



Art. 100. Le President de la R^publique n'est jästiciable qiie de h 
haute ißbur de jtistice. * ij ^ , - ^, 

II ne peut, a Texopption du cas prcvu par Part. Q8, j&tre poursu^vi que 
sür räccusatfo'n portee par TA ssemblee' nationale et pour crimen et delits qui 
S^i*ont'd(^termin^s^pär la ]oi. ' ' »•' . - 






'" ' ArL U)l.' La furce publique e^t instituee pbur defendre rfilafconlre 
les ennemis du debors, et pour assurer au dedans le mainti^n de iWdre ei 

f?x%filfb^ dJ^ fofeV^ '• ''"^'''"" '^^''" •'^•'^^'^■^^ . ...-.o.^rv.r'r{ 



£lle se compose de la garde nationale et de l'aqpj^ ^(^ j^rj]f} .ff, ^f g^fj 

Art. 102. Ti^ut Frätncai^, sauf ieseüeeptfons fix^es par lä loi, doit le 
Service lUlilaiVe et ceWö^V gai^ n^^^ '' '*■ * -'' •' ' 

'^^^ La (acult^ pouf cbäque citöyei} de se" ü|)^rer du semce inilitajre jper-! 
ÄOMiel'Serä 'P^glie par la loi derecrütement. ' ^"'^ '' ' ' * '' '^'^ '^^ . 

ii»' Art; 103» -Uor^tmaätion de'ia givile natioiMle et to coMtftutlen do 
Vadn^e^ronttregl^esq^iarlfi loi. 4 ; . .. .. p«:! , ... » ,.; 

Art. 104 La force publique est essentiellement obeissadte. 







r . . . . ,Art.. 9i« cS¥epn m 4eiB dPiir«(i j^hMUIi^i««i Atusupruab angoEeigten Tag 
weniger als sechszig Geschworene anwesend ßindi, so wird diese Zak^ 4umh 
stellvertretende Geschworene ergänzt, welche von dem Präsidenteh des ober- 
sten Geriehtshöfes attter 'den M^gliederti des Conseil general in dem Departe- 
ment, wo der 'Gerichtshof sdne Sitzungen halten wird, vermittelst des looses 
ernannt werden, 

Art. 95. Die Geschworenen, welche keine gültige Entschuldigung für 
ihr Ausbleiben vorgelegt haben wer<^<i, sollen zu einer Geldbusse von 1000 
bis 10,000 Francs und zur Entziehung der politischen Rechte während eines 
Z^amwß von höehstens fünf Jialiren veronlheät werden. 

Art. 96. Der Angeklagte und die Staatsanwaltschaft ^en das Afoleh- 
nungsrecht aus wie bei dem gewöhnli^en yerfahr:en. 

Art. 97, Die Erkli^ung der Ge«c)iw<or^en,, dass der Ang^Ugte scbuK 
dig ist, kann nur mit einer .|d[ebrheit von zwei Dritteln der Stimmen abge* 
geben werden. 

Art. 98. In alleii Fällen der Verantwortlichkeit der Minister kann die 
^atbnalvi^rsammlung nach den Umständen den angeschuldigten Minister, in 
Betreff der Civil -Entschädigung, entweder vor den obersten Gerichtshof oder 
vor die gewöhnlichen Gerichte verweisen. 

Art. 99. Die Nationalversammlung und der Präsident der Republik 
können in aile» FmUqh die Pcjüfung 4lir Handlungen jedes aodem Beamten, 
als des Präsidenten der Republik, dem Staatsrath übertragen, dessen Bericht 
dann eu veröffenUichen ist. 

Art. 100. Der Präsident der Republik Jcann nur vor dem obersten Ge- 
richtshöfe zu Gericht stehen. 

£r kann mit Ausnaiune des iai Art. 68. vorhergeseheneii Falles, Äur auf 
die.yQH der Kationalversammkmg erhobene Anklage und für solche Verhre- 
«bfü und VeindieB gerichtlidi verfolgt werden, welche durch das Gesets be«, 
stimmt sein werden. 

Neuntes CapüeL Von der öffentlichen Macht. 

Art. 101. Die öffentliche Macht ist gebUdet, um den Staat gepn 4Üie 
auswärtigen Feinde zu vertheidigen, und um im Innern die Aufrechttnaltung 
der Ordnung und die Ausführung der Gesetze zu sichern. 

Sie besteht aus der Nationalgarde, dem Landheere und der Flotte. 

Art. 102. Jeder Franzose ist, mit Ausnahme der durch das Gesetz be- 
sitmmten Fälle, zum |(riegsdienste und zum Dienste in der Nationalgarde 
verpflichtet. 

Vifi Yergü^uitig^g tiu* jeden Bürger, sifib sm der persönliche» Ablei- 
Hu^ de^ JICiiegs(}ien$l^ z^ befr^en, wird durah das ReoraiUritpgigßseti g^ 
regelt werden. 

Art. 103. Die Organisation der Nationalgarde und die Einrichtung des 
stehenden Heei'es sollen durch da? Gesetz festsgestellt werden. 

Art. 104. Die öffentliche Macht ist wesentlich znm Gehorsam verpflichtet. 
R#A J^ewaSaclea Corps darf Berathacbiagmigen halten. 

Arl. lOe. Die öfifeta^ehe Macht, wddie zur Aufrechthaltung der Ord- 
nupg im Inneren verwandt wird* 4^ode.lt nur. auf di<^ Aufforderung der ein- 
gesetzten Behörden, indena sie den durch die geset?5gebejQütte Qxm^W. p^timmr 
ten Anordnungen Folge leistet 



Art. 106. üne loi determin^ra ks cais dans lesqttels T^tat de si^ge pqurra 

itre d^dare, et reglera Ics formes et les cffels de cette mesare. 

> . . ■" 

Art. 107. Aucune troupe etrangere ne peut etre introduite sur )e terri** 
toire francai3 sans le consentement prealable de TAssemblee natiQuale^ 



Chapitre X Dispositions päirtieuUhres, 

Art. 108. La Legion-d'Honneur est maintenue; ses Statuts ser6iit revi- 
s^iT et mis en harmonie avec la Constitution. 

Art. 100. Le territoire de l'Algerie et des colonies est declare terntoire 
fran^is, et sera regi par des lois particulieres, jusqu*a ce qft^une loi speciale 
le place sous le regime de la presente Constitution. 

Art. HO. L'Assemblee nationale ponfie le depot de la presente Con- 
stitution et des droits qu'elle consacre a la garde et au patriotisme de ton« 
les Francais. 



ChapUr$ XL De la rMsian 4e la ComiiMim. 

) Art 111. Lorsque, dans la demike annee d'une legislatnre» Tj 

blee nationale aura emis le vobu que la Constitution soit modifi^e en tout ou 
en partie, il sera procede a cette revision de la mani^re suivante: 

Le voeu exprime par l'Assemblee ne sera conyerti en resolution defini- 
tive qa'apr^ trois deliberations consecutives, prises chacune a un mois d'in- 
tervaUe et aux trois qijiarts des sufifrages exprimea. Le nombre des votamts 
devra 6tre de cinq cents au moins. 

L'assemblee de revision ne sera nomm^e que pour trois mois. 

£lle nc devra s'occuper qüe de la revision pour. laquelle eile aura öt^ 
convoquee. 

Neanmoins, eile pourra, en'cas d'urgence, pourvoir aux necessites 
l^slativcs. 



Chapitre XIL Dupontions transitoires, 

Art. 112. Les dispositions des Codes, lois et rfeglements existants, qui 
ne sont pas contraires k la presente Constitution, restent en vigueur jusqu'ä 
ce qu'il y soit lögalement d6roge. 

Art. 113. Toutes les autorites consütuees par les lois actudles demeu- 
rent en exercicej'usqu'ä la püblication des lois organiques qui les concement. 

Art 114. La loi d'organisation judiciaire d^terminera le mode sp^^dal 
de Qominatiop ppur la premijbre composition des nouveaux tribunaux. 

Art. 115. Apr^s le vote de la Constitution, il sera procede, par VAsi 
sembl^e natfonale Constituante, k la r^daction des lois organiques dont Pei^u- 
m^ratioD sera d^termin^e par une loi sp^dale. 



« 

Art 106« Ein Gesetz wird ^ie Falle fiMtstellen, in welchem der Belä- 
geraqgsziistand erlcrärt werden kann, und wird zugleich die Formen und die 
Wirkungen dieser Maassregel bestimmen. 

Art. 107. Keine fremden Truppen könnentohne die vorausgegangene Zu- 
stimmung der Nationalversammlung auf das Französische Gebiet geführt werden« 

Zehntes CapiteL Besondere Bestimmungen, 

Art. 108. Die Ehrenlegion bleibt aufrecht erhalten; ihre Statuten sollen 
revidirt und in Uebereinstimmung mit der Verfassung gebracht werden. 

Art 100< Das Gebiet von Algerien und den Golonien wird als Fran- 
zösisches Staatsgebiet erkfärt und soll nach besonderen Gesetzen bis zu dem 
Zeitpunkte regiert werden, dass ein eigenes Gesetz dasselbe unter die Leitung 
der gegenw'ärtigen Verfassung stellt. 

Art 110. Die Nationalversammlung vertraut die Obhut der gegenw'är- 
tigen Verfasung und der durch sie geheiligten Rechte der Beschützung und 
dem Patriotismus aller Franzosen an. 

Eilftes Capitel. Von der Revistim der Verfiusung. 

Art Uli Sobald in dem letzten Jahre einer Legislaturperiode*) die 
Nationalversammlung den Willen ausgesprochen haben wird, dass die Verlas-, 
sung im Ganzen oder theilweise modiificirt werden soll, so wird bei dieser 
Revision in folgender Weise verfahren werden: 

Der durch die Versammlung ausgesprochene Wille kann nur in einen 
definitiven Beschluss nach drei auf einander folgenden Berathungen verwan- 
delt werden, von denen jed^ in dem Zwischenräume eines Monats gefaaton 
und mif drei Viertel der Stimmen zum Beschluss gekommen ist Die Zahl 
der Stimmgeber muss wenigstens aus 500 bestehen. 
^^ Die Nationalversammlung zur Revision wird nur auf drei Monate erwählt. 

Sie soll sich nur mit der Revision beschäftigen dürfen, für welche sie 
zusammen berufen ist. 

Doch wird sie in dringlichen Fällen nothwendige legislative Arbeit^i 
besorgen können. 

Zwölftes Capitel. Vorübergehende Bestimmungen. 

Art 112. Die Bestimmungen der bestehenden Gesetzbücher, Gesetze 
und Reglements, welche mit der gegenwärtigen Verfassung nicht im Wider- 
spräche stehen, bleiben in Rr^dft, bis sie auf gesetzliche Weise abgeändert sind. 

Art. 113. Alle nach den gegenwärtigen Gesetzen eingesetzten Behörden 
verbleiben in Ausübung ihrer Functionen bis zu der Bekanntmachung der 
organischen Gesetze, welche sie betreffen. 

Art. 114. Das Gesetz über die Organisation der Gerichte wird das be- 
sondere Verfahren bei der Ernennung für die erste Bildung der neuen Ge- 
richte bestimmen. 

Art. 115. Nach der Annahme der Verfassung wird von der constitui- 
renden Nationalver^mmlung zu der Redaction der organischen Gesetze fort- 
geschritten werden, deren Anzahl durch ein besonderes Gesetz bestimmt 
werden soll. 



V Jdtö m^JtcAvr WtUe in jfe<tm driUen Jahre. 



Art. 116! n sÖ*a procfe'd^ ä lä pfeiöf^i»6'*flecfion'»du pr^siÖfetit d^ la Rc- 
pttbfiqne, conformteient h la löi speciale rendüe par tAsseölblöe naöonalfe f^ 

28. octobre 1848. 

» ■ • , 

Delä^^re en seance pubRcpie, k Paris, le 4 novemBrc 1B48! 

. ■ ■ - • ^ •* 

Le President et les secrötaires. 

Armand Marrccst Lion Robert, Landrin. Benard. £mile. Peojn, 

Peüpin, F, Degeörffes, 



I ' 



t , ' 



Le President' de rAssauiU^e naäoial& 
Ammhd Jäfarroiti 



« »«■ 



Da ich hier nur eine Slammlang' der VerfösstiTigsarkunden zu 
lieferft uAd den nothwendigen geschichtlichen Zusammenhang der' 
Thatsachen zu erläutern habe, so enthalte ich mich jeder Kritik ein- 
zelner Bestimmungen dieser Yerfa^ang, die an sich rasüh genug den 
Fortgang der po<it»dhen Entwickeiong der Republik aufdräAgeit wird. 
Nur SD viel mag doch flöchtig bemerkt werden, dass schon in Jah- 
resfrist die Verantwortlichkeit des Präsidenten der Bepublik nebea 
der Verantwortlichkeit der Minister ,> die allein von dem- verantwortli- 
che!» Präsidenten zu ernennen skid, die stärksten Schwaiikuiigen in di^ 
gesanHnten Steatsverwaltung hervorgerufen und statt eine Garantie' 
dfer Freiheit zu gewähren, geradezu der Wfllkühr ein geräumiges^ 
F^ld eröffnet hat. Märi sehe nur auf das Beispiel der Wechselung 
des Ministeriums am L November 1849, obschon dasselbe die über- 
wiegendste Majorität für seine Handlungen in der Notionaivemanm^' 
Iwig bi^ass. lÜbn \ergieicbe damit das frühere Benehn^n" d^s Prä- 
sidenten in der Bömischen Angelegenheit (Mai, Juni l'84d) und dsf^" 
Entgegengesetzte seiner persönlichen Handlungsweise mit der im 
Ministerrathe vom Präsidenten gebtlUgten Politik der Französischen 
Regierung. Solches Verfahren soll. in der persöfldichen Verantworte 
Ikhkek des Präsidenten seine Rechtfertigung finden. Als ftinföl^ 
Jalwe frijher die Französische Bepublik bei einer ähnlichen Gestal- 
tung die C(>n3ularv'erfassung erhielt, wirkte Napoleon Bonaparte min- 
destens ganz unverholen dahin, dass auch in der Verfassungsurkunde 
nicht einmal der Verantvvortlichkeit der Consuln gedacht ^irde 
(Bd. L S. 337.). Doch praktisch noch unverträglicher als die Stellungr 
des Präsidenten wird sich offenbar der grosse Antheil der National- 
versammlung an der vollziehenden Gewalt, besonders in Bezug auf 
die auswärtigen Verhältnisse, zum grosisen Nachtheil des Staates her-^ 
ausstellen. Die Vergleichung des Senats in den Nordamerikanlscheii 
* Freistaaten, der bei der geringen Zahl seiner Mitglieder wie eine 
Behörde fungirt, mit dem schwerfoUigen K^peir eii^ Nationalver- 



Anlcatium des v<m der NationalirersanunUiog mh 28. October tö48 ipegebeoen 
besonderen Gesetzes geschritten werden. 

Beschlossen in öffentlicher Sitzung zu Paris am 4. November 1848. 

Der Präsident und die Secretaire. 

Äranand Marratt Leon Robert. Landrin, Benard, Emü Pean. 

Peupin, F, Degorgei. 

* 

Der Präsident da* Nationalversammlung, 

ArrMknjd Marra$U 

Sammlung aus 750 Mitgliedern wird, auch abgesehen von der gaas 
verschiedenartigen Stellung der Ameirikanischen Yerl^ältm'ssa zu den 
Europäischen , die unausbleiblichen Hindernisse für eine zweckmässige 
Leitung der auswärtigen Politik der Französischen Bepub% recht 
bald ins Ucht stellen. Die Artikel 53, 54, 66, 107 gewähren miji^ 
destens dtn Beweis, dass wohl begründete politische Erfahrungen bei 
der Bescblussnahme solcher Bestimmungen nicht berücksichtigt sind 
Das im Schlussartikel der Yerfassungsurkunde erwähnte beson- 
dere Gesetz vcmi 28. Octob^ 1848 ordnete an, dass die Wahl des 
ersten Präsidenten der fiepublik nach Art 46 der Verfassung am 
10. Decembier stattfinden sollte. Der Wahlact wurde an dem fi^t* 
gesetzten Tage vorgenommen und die Wahlurnen an dem Abend 
des nächstfolgenden Toges geschlossen. Es waren über 7,000,000 
Stimmen abzugeben, welche auf sechs Gandklaten, Louis Bonaparte, 
G^^al Gav^nac, Ledru BoUini Baspail, Lamartine und General 
Changarnier, aber in sehr verschiedene Anzahl gefallen waren. Die 
constituifende Nationalversammlung setzte am 12. December eine 
Commission zur Prüfung der Wahlacts- Protokolle aus 25 Mitgliedern 
ein. Diese erstattete am 20. December in der Nationalversammlung 
den Bericht, nach welchem 7,326,345 Wähler constatirt waren, von 
denen 5,434,000 für Louis Bonaparte *) und 1,448,000 für Gavaignae 
stinunten. Der Bericht erwähnte, dass mit Ausnahnae Grenoble's die 
Wahlen überall ruhig von statten gegangen wären» dass zwm* meh- 
rere Unregelmässigkeiten si^h bei den Wahlen an einigen Orten enh 
geschücben hätten, demungeachtet die Wahl des Bürgers Loui^ Na- 
poleon Boqaparte als vollkommen regelmässig anzuerkennen sei. D& 
Einwand, dass Loui^ Bonaparte im Auslande, (im Schweizer Ganton 



V Am 21. December tourde von den Seeretären der Commission zur 
Prüfum der WahlprotokoUe ein genaueres Restdiat der WaMen veröffentlieht. 
Nach demselben betrtiß die GesammtzaM der abgeg^i^nen Stimmern ",449,471, 
von denen 5,534»52D für Louis Napoleon Bonaparte , l,448»3ü2 ßr CoDaignae, 
9lh4ßl ßr Ledru Rollin, 2^964 ßr Raspuil, \lfiU für Lamartine^ mißr 
Chmgarwttr, 1M34 vtreinzeUe SImmen und ^,319 mgmift Stimmism 



Vhargaa) niit dem StaaMfegerrecht tefiehen worden mid 68 dort 
anch wirklich ausgeübt habe, wäre von der Gomnafission fiir nicht 
stidbhaltig gegen seine passive Wahlfahigkeit eracl^tet. Die Gommis- 
sion schlug demnach vor, den Bürger Louis Napoleon Bonaparte als 
Präsidenten zu prociamiren. Darauf betrat General Gavaignac als 
Minister -Präsident und Ghef der provisorischen Verwaltung die Tri- 
büne und legte für sich und seine Gollegen die Staatsgewalt , die er 
sechs Monate geführt hatte, in die Hände der Nationalversammlung 
nieder. Unmittelbar darauf folgte von dem Präsidenten der National- 
versammlung Marrast die Prociamation des Gewählten mit folgenden 
Worten: ,Jm Namen des Französischen Volkes proclatteire ich hie- 
mity In Betracht dass der Bürger Gharles Louis Napoleon Botiaparte 
die Wahlfabigkeits- Bedingungen erfüllt» in Rücksicht auf die Stini- 
menmehrheit, die er vereinigt» den Bürger Gharles Louis Napoleon 
Bonaparte Kraft der Verfassung zum Präsidenten der Ffanlösischen 
Bepüblik von diesem Tage ab bis zum dritten Sonntag des Mai^s 1852. 
Ich lade den Bürger Louis Napoleon Bonaparte ein, sich der Tribüne 
zu nähern und den Eid der Verfassung zu leisten.*' Bonaparte legte 
den im Art. 48. der Verfassung vorgeschriebenen und vom Präsiden- 
ten der Nationalversammlung vorgelesenen Eid auf der TnMne ab, 
worauf der Letztere die öffentliche Bekanntmachung der Prociama- 
tion in allen Gemeinden der Französischen Republik anordnete udd 
dem neuen ' Präsidenten das Wort zu einer Antrittsrede für sein 
Amt ertheilte. Aus der an sich wenig bedeutenden und kurzen; 
Rede mögen nur zwei Sätze angeführt werden , um die vom Präsi- 
denten gleich bei seinem Amtsantritt aufgestellten Grundsätze für 
seine Politik näher zu erklären. „Ich will wie Sie (die Hitglieder 
der Nationalversammlung) die Republik begründen, die Gesellschalt 
auf ihren Grundlagen feststellen, kräftigen und alle geeigneten Mittel 
aufsuchen, um die Leiden dieses edelmüthigen und einsichtsvollen 
Volks zu lindern, welches mir ein so glänzendes Zeugniss seines 
Vertrauens gegeben hat. Mit der Ordnung und dem Frieden kann 
unser Land sich aufrichten, seine Wunden heilen, die irregeleiteten 
Bürger zurückführen, die Leidenschaften besänftigen und die un- 
glücklichen Völkerschaften unterstützen.** — Noch an demselben 
Tage (20. December) ernannte der neue Präsident das Ministerium 
Odilon Barrot,*) welcher neben dem Jüstizdepartement auch zugleich 
den Vorsitz im Ministerium erhielt, jedoch mit der Beschränkung 

t 

V BasseWe hat fast ein Jähr ohne wesentliche Abänderung die Verwal- 
tung gefuhrt; erst am h November 1849 trat eine gänzliche Erneuerung ein, 
die d^^r, nicht auf den Wumeh der Minister, sondern in Folge einer EnÜa»- 
tung von Seiten des Prösidenien gegen den Witten der Minister vor sich ging» 



ilNi nor dann m fähtea, wenn der Präsid^ der Bepoblik daran 
¥6riiindert wäre.*) - Des Ministerium wurde in neun Facbministcsrien 
«eMieilt, Tgl. Art 66.: 1) Justiz, 2) auswärtige Angelegenhaten, 
3) imiere Angeiegenbeiten^ 4) Kriegswesen , 5) Marine und Golonien, 
ft) öflentlicfaer Unterricht und Gultus, 7) öfientikhe Arbeiten^ 8) Acker-* 
bau und Handel, 9) Finanzen. — Zum Vicepräsidenten der Ke* 
publik wurde in Folge des Art. 70* der Verf., aus den drei vom 
iPräsidenten Biwiparte vcnrgeschlagenen Gandidaten Boulay (de la 
Meurthe), General Baraguay d'Hilliers und Staatsrath Vivien, von der 
Nationalversammlung in der Sitzung am 20. Januar 1849 Boulaj 
mit 417 Stimmen erwählt und sofort proclamirt. lieber die Dauer 
seines Amtes ist in der Verfiisaung nichts bestimmt 

Die Bedaetion der organischen Gesetze, welche im Art 115. 
der Verfassung noch als eine Angabe der constituirenden National- 
versammlung in Anspruch genommra wird, beschäftigte ;noch übeic 
ein haUbes Jahr neben vielen GesetzeOtwürtfen der einzelnen Mim'ste? 
rien und der Prüfung des Budgets für 1849 die Thätigkeit der Na- 
toialversammlung. Unter je^en verdienen besonders das Gesetz über 
die Organisation des Staatsrathes und das allgemeine Wahlgesetz her- 
vorgehoben zu vferden, weil sie als eine wesentliche Ergänzungs^ 
ari>eit für die.Yertässung betrachtet werden können, vgl. Art 27, 28 
und 75. Am 26. April 1849 hielt die constituir^nde National ver-: 
Sammlung ihre Schlusssitzung, aber in einer der letzten Sitzun- 
gen (23. Aprä) zeigte ihr Beschluss in Bezug auf die Verhältnisse 
Italiens und Ungarns, vrie die Majorität ihrer Mitglieder doch zp 
einer besonnenem Haltung bei der Würdigung der auswärtigen. Po- 
litik der Französischen Bepublik gelangt wäre. Der Beschluss (mit 
436 Stimmen gegen 184 gefasst) lenkt zwar die ernsthafte Aufmerk- 
samkeit der Begierung auf die Ereignisse und Truppenbewegungen 
in vielen Staaten Europa's; durch die daraus möglicherweise für die 
Freiheit und das Wohl der Bepublik entstehende Gefahr, sowohl in 
ihren innem wie auswärtigen Verhältnissen, empfiehlt der Beschluss 
der Begierung die erforderlichen Massregeln zu treffen, um sie kräf- 
tig zu schützen: aber Flocon's dringend empfohlener Zusatz sum 
Schlosse ,yund um die Umd[)hängigkeit und Freiheit der Völker in 
Schütz zu nehmen^* **) wurde mit 346 gegen 269 Stimmen abgelehnt^ 
mn nidit unreife HoAmngen im Auslande zu nähren. r 

V ffiem neu gebildeien Ministerium vom 1. November 1849 fehlt der 
PräiideiiU und Btnmparte erklärte demselben in der ersten SUxung, dass es 
nur tu seinem PäUtke sieh zu versammeln habe und er in demselben den Vor- 
sii» führen würde. 

*V «»Aj^cmr SQUiveff arder Hndepenäa/nee et la Hberti des peuptes/* 



Diis erste geseMtgilkenie Nationdversaiiiiiilaiig (rAsieinUiie nt- 
Ürnnlh MgAslBtfve)i nadi den vorgesdiriebenen^ Formen der Vcrf«k 
9«rt»gsiitkiiiid» WS 79^ Mitgliedsern gebildet, eroflnete ihre SifauBeon 
am 89'. Miri 1849. Sie erhielt die Aach dem Art 52. der Ver£ an- 
geot*dlie(e er^te Botsdbaft #es Präsidenten am 6. Juni, welche eine 
Darstokiig &%r Angelegenheiten der Französischen Republik seit dem 
A^nMsanCritt d^s Präsidenten eirthatt, nnd sowohl die allgemeinen in« 
neren und auswärtigen YerhälMssei wie im Spedeilen die financieUe 
nnd administratiire läge des Landes erläntert. Der Versuch der 
Bergparthei, den Präsidenten und die ganze bestehende Begierong 
2tt s^rzen , indem der Kampf gegen Rom ohne die &istimmmg der 
Nationalversammlung als eine Verletzung der Verfassung (Art d4.) 
«erklärt wird, scheitert völlig an dier Festigkdt der Msjorität in der 
Natibnahersammiung. General ^Ghangarnier iibeniimmt den Oberbe« 
tsM über Paris (19. Juni) und die 9 mit der Hauptstadt gleichzeitig in 
den Belagerangszustand erkfärten benachbarten Departements (erste 
IMitär-DiTision), und in wenigen Stunden ist in Paris der Anfetand 
so vöHig unter drikdct, dass die nachfolgenden BewegwigeB in den 
grösseren StikHen des mittleren nnd südiidMn Frankreifliis keinen 
Anklang finden und durch die gewöhnlichen Mktel der bewi^neton 
Macht beseitigt werden/) Die gerichtliche Verfolgung der Rädeisfub- 
rer dieses Auslandes, welche theils ins Ausland entfliehen, theib 
veAaftet werden, befreit die Nationiriversammlung von den radial- 
sten Mitgffedem der Bergparthei, indem jeae durch mehrmals. wie* 
d^rhoKe BescbKisse (auf die Requi»tionen des Generalprocnraters vea 
Paris am 14., 18. und 30. Juni) die Genehm%ung zur Verhaftung 
ftrer in dtesen Aufstand verwickelter Gollegen giebt. Der Procesd 
diBiuerte bis zum November; der oberste Gerichtshof hatte seine 
Sftznngen zu V^sailles angewiesen erhalten, das Schwurgericht war 
nach Art. 92. und 03. der Verfassung gebildet: der Urtheilsspruch 
erfolgte am tS. Novembei^ 184t, durch welchen 25 Volksvertreter 
getrolfen wurcten. Von diesen waren 17 ms Ausland entflohen und 
sämmtffeb wurden sie zur Deportation verurtkeilt '^'^) Seit dem Mai 
1840 sitttf die Arbeits dier geseli^eoden National versammiimg durch 
keine innern Unruhen weiter unterbroefcoi; sie fast bMi zwei und 
en Mb Jahre Ms zum Schlüsse des Mais 1899 au tagen und iutMi 
bei der Permanens ihres VersamntangnrediiB nachi Belieben eim 
Vertagung auf kurze Zeit sich gestatten. 
"^ ■• t 

*; Nur in Lyon konnte der Ämftjkmd er$t nach wmttägigmn Hati§9^ 
Eälhpfw wnkriHMct tr^rdM^ woratif dU ßnf hmuiehbafikn S^epatfttmenii ßntf 
längere Zeit in Belagerungsxmtand erklärt wurden, 

*^; IMesp dm dbmmmi YwmtheiiUm h$ßn4^ ncft Udru. RoUin, Con- 
nderßnt, Felix Pyat. 
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Quellen« Constitucion politica de la Monarquia Espanola pro- 
mulgada en Gadix el 19 de Marzu de 1812 Gadiz Fol. 545. — £1 Estatuto 
Real promilgad^j en Madrid el lOde Abril 1894, Madrid Fol. — In der Gt- 
ccta de Madrid befinden sidi die offiddlen Abdrucke der Grundgesetze 
H« den Jahren 1834—37. 

HAMuntitel* *> jPrancisco Ma'rtinez de Marina» teoria de las 
Cortes grandes Juntas nationales de los reinos de Leon y GastUla, Madrid 
1813, 3?ol. 8?o., ins Französische übersetzt» Paris 182(^ 8vo: dieses Buch bat 
dem Vielschreiber Er. Mttnch vorzugsweise gedient, seine flüchtige Gompila^ 
tion zu bearbeiten „die Schidcsde der alten vnd neuen Cörtes in Spanien,** 
StuMgart 18M--27, 2 8de. 8to. — Spanieh und die Revolution, Leipzig, 
Brockhaus 1821, 8vo. -- Toreno (Gonde) lodstoria del levantamiento, guerra 
y revolucion de Espaä*;!, Madrid 1835—36, 4vol: der vierte Band reicht in- 
dess erst bis zum Jahre 1812, in welchem die Verfassung der Gortes gegeben 
'Wurde. — y. Schepeler Geschichte der Revolution Spaniens seit dem Jahre 
1801, Beriin 1896—27, 2 Bde. 8to.; desselb. Geschichte Spaniens seft der 
RepUuration Ferdinand's VU., Berlhi 1830, Bd. L und desselb. Geschichte 
Spanien's von 1814-23, Aachen 1832. — J. B. Pfeilschifte r, Denkwürdig- 
keiten der Spanischen Revolution,, AschafTenburg 1836, 8vo.: sie enthalten 
eine Uebersetzung Spanischer Originalabhandlungen aus den Jahren 1808-23; 
eben so desselb. Mittheilungen über Spanien, Aschaflenburg 1837, 6yo., 2 Lie- 
ferungen. — Dufau, DuTergier, GoUedion des €«astitntion&. Pari» Itta, 
tom IL — Pölitz, Europaeische Verfassungen, Bd. IL S. 249—05. 



Die ätterjen GrundgieseUe Spaniens sind durch die Dauern con- 
itibitiiiBftieB Uoigestaltaiigen dieses Landes so vollstäidig ausser 
Rrsft gesetzt, dass sie nur liocb eftien hisitorischen Werth fiir die 
politische Entwickelung des Volkes behatipten können. Zwar rer- 

V Tergl mein HmMmh der ßPmuMmnde, Bd. Hin & tH^ ^ 
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sachte Martinez de la Rosa» als er in seiner Stellung ab Minister- 
Präsktent die Verfassung vom 10. April 1834 vorlegte, mit sehr ge- 
wandter Feder in dem dazu gehörenden Einleitungsberichte nachzu- 
weisen 9 dass diese Verfassung auf rein nationaler Entwickelung be- 
ruhe, und dass sie sich durchaus an die ständische Ausbildung in 
den letzten Jahrhunderten des Mittelalters annähere. Aber es lässt 
sich weder in der Verfassung der Gortes vom 19. März 1812, npch 
in der zuletzt angeführten oder in der spätem Verfassüngsurkunde 
vom 8. Juni 1837 für ein unbefangene« Urtheil verkennen, dass sie 
zum grössten Theile als theoretisch Schöpfungen des neunzehnten 
Jahrhunderts entstanden sind, und die Grundlage ihrer politischen 
Erfahrungen und ihr ganzes Gepräge weniger aus den Spanischen 
Verhältnissen, als aus den Französischen Revolutionen und den durch 
dieselben gebildeten constitutionellen Farmen entlehnt haben. Es 
bleiben mithin aus den älteren Grundgesetzen nur die Restimmun- 
gen über die Untheilbarkeit des Staates, für die Gegenwart noch von 
staatsrechtlicher Redeutsamkeit, denn selbst die dynastischen in Rezug 
auf die Erbfolgeordnung sind durch die pragn^atische Sanction Fer- 
dinands VII. vom 29. März 1830 wenigstens für jetzt beseitigt. 

Schon im dreizehnten Jahrhunderte hatte Kimig Ferdinand lU. 
von Gastihen durch die Ley de SefTorio aus dem Jahre 1230 die 
Untheilbarkeit aller mit der Krone Gastiiien vereinigten Länder 
angeordnet, und dadurch dem auch für die Staaten der Pyrenäischen 
Halbinsel wie in Deutschland verderblichen Tlieilungsprincipe der fürst- 
lichen Häuser eben Damm entgegengestellt, auf welchem der ^- 
tere Rau der Spaitisdien Monarchie mit grösserer Zuverlässigkeit 
erriditet werden konnte. Mit diesem jGresetze verband derselbe König 
nicht lange darauf das Maj.oratsgesetz (Ley de Mayoriaj,*) nach 
wejf^hem der vereint bleibende Staat nach dem Rechte der Erstgeburt 
vererbt, jedodi keinesweges mit ausschUesslichem Vorzugsrechte des 
Mannsstammes vor der weiblichen Nachkommensdiaft in verschiede- 
nen Zweigen derselben geraden Linie, sondern mit der ' ausdrückli- 
chen Restimmung, da^s bei Ermangeluog des männlichen Erben in 
gerader Nachkommenschaft der weibliche Erbe in gleicher Linie dein 
nuuinlichen in der entfimiteren Linie vorangeht"*) 

V Beide Gesetze befinden sich in keiner Sammlung, auch nicht in der 
für Castilien vollständigsten Coleccion generdl de Cortes, Leyes, Fueros ete, 
twn Salvä nach ihrem ganzen Inhalte abgedruckt. Hugo in den Gtundge- 
$et%9n und Verf.-Urk. S, 2. zweifelt selbst, ob sie auch hatididirlflMh n&^ 
gegenwärtig ettistiren. Wir kennen nw ihre Beitimmungen a^ im Chf^m^ 
sten und den dtaten in den späteren Gesetzen, 

**J Mithin eine völlige Uebereinstimmung mit der noch fetzi für die 
Erom Grßvbriitßnim^s heMnndm JMfotgeordnmg^ . . 
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Beide Gesetze ivurden auch von dem Zweige des Hauses Habs- 
bnrg aufrecht erhalteki, welcher mit Philipp I. nach dem Tode der Köni- 
gin Isabella 1504» als Gemahl ihrer ältesten Tochter Johanna, den Thron 
von Gastilien bestieg, während der eigene Gemahl derselben Fürstin 
und yater der Königin Johanna, Ferdinand der Katholische, nur seinen 
Erbstaat Aragonien und die von demselben abhängenden Nebenländer 
beherrschte. Erst der gemeinschaftliche Erbe beider Könige, Carl L 
(Carl y. später als Deutscher Kaiser), Philipps Sohn (durch dessen 
Tod 1506 König von Gastilien) und Ferdinands des Kath. Enkel, bil- 
dete nach des letzteren Ableben 1516 ads den vereinigten Gastilischen 
und Aragonischen Besitzungen in Europa , Amerika , Asien und Afrika 
die grosse Spanische Monarchie, welche seit dieser Zeit in dem ge- 
meinschaftlichen Namen Spanien die früher allein üblichen Benen- 
nungen der verschiedenen Königreiche Gastilien, Leon, .Aragon, Va- 
lencia, Navarra, Majorca u. s. w. verschwinden liess. Aber gleich- 
zeitig verschwanden auch unter den Regierungen Garls und seines 
Sohnes, des Königs Phih'pp IL, die fast das ganze sechszehnte Jahr- 
hundert umfassten (bis 1598), die gewichtvollen Beschränkungen der 
Königlichen Gewalt durch die gewaltsame Vernichtung der früheren 
verfassungsmässigen Rechte der Gortes von Gastilien und Aragon: 
und die absoluteste monarchische Gewalt wurzelte sich« in den Ländern 
fest, wo noch im fünfzehnten Jahrhunderte, wie in Aragon, die ver- 
sammelten Gortes gleich ihrem Könige, den Titel und die Würde der 
Majestät für sich in Anspruch nahmen. 

Garl IL, der letzte König aus dem Hause Habsburg in Spanien, 
ein ganz unrahiger Schwächling an Geist und Körper, auf dessen 
Tod gleich mit seinem Regierungsantritte Frankreich und Oestreich 
ihre Speculationen anlegten, und doch 35 Jahre lang warten muss- 
ten*^) (l665--n00), vermochte zwar nicht selbständig die aufokra- 
tische Herrschaft auf Kosten der Stände und der früheren Grund- 
rechte in seinen Staaten noch zu verstärken , aber er konnte es ge- 
schehen lassen, was seine übermüthigen Minister trotz ihrer Abhän- 
gigkeit von dem Französischen und Oesterreichischen Gesandten in 
Madrid durchzusetzen verstanden. Bei seinen verschiedenen Bestim- 
mungen über die Nachfolge in Spanien und in den diesem Reiche 
einverleibten Ländern wurden weder die Ley de Senoria noch die 



*/ Man vergL über die schmählichen Verhandlungen und Theilungspßne 
beider Staaten in dieser Zeit, wie sie uns Mignet aus dem Französischen 
SUtkIka/tthhe In dm NegoetaUons reUxHtes ä la sueeession d*Espagne, Paris 
1835, AVol, ito enthmit, meine Abhandlung: Spanien in seinem VerhMtnisse 
XU den Staaten Europa^s um 1665 in Raumers histor, Taschenb, Jahr» 
gang X 925-^^390. 
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Ley de Blnirmn« beachtet. Der. durch aeiiKii Tod barv<v|irafene 

Spanische ilrbfolgeloieg rührte ei>e Linie des Sauses Boiirbon auf 
den Spanischen Thron» und in Folge des Ütrechter Friedens (U. April 
1713) blieb Spanien von Belgien, Neapel und Sicilien und den übri- 
gen Italienischen Besitzinigen für immer getrennt.. Es waren dem- 
nach mit der Spanischen Krone nur noch die Ausser - Europäischen 
Besitzungen verbunden» als Philipp V.» der erste König aus dei^ 
neuen Dynastie Bourbon - Spanien» für diese das Erbfolgegesetz 
vom 10. Mai 1713 ertheilte» in welches die wesentlichsten Bestimp 
mungen der damaligen Französischen Erbfolgeordnung übertragen 
waren. Denn ausser der Festsetzung des Utrechter Friedensvertra- 
ges, dass die Spanische Krone niemals mit dar eines andern souvep 
rainen Staates in Europa vereinigt werden dürfte» ordnete dies Erb- 
folgegesetz das Vorzugsrecht aller Zweige der männlichen Linie 
vor der weiblichen an, ohne jedoch die weibliche Linie gäi^lich 
vom Bechte zum Throne auszuschliessen, welche jedoch erst nach 
völliger Erlöschung des Mannsstamms im Hause Bourbon-Spanien ihr 
Erbrecht wahrnehmen sollte. Die YolUährigkeit des Königs wurde 
nachträglich» nicht wie in Frankreich mit dem Anfange des vierzehn? 
ten Lebeqs jähre» sondern nach dem zurückgelegtein vierzehnten 
Jahre durch em besonderes Gesetz bei der Thronentsagung Philipp's V. 
1724 festgestellt Zur Anerkennung dieser Erbfolgeordnung al3 eines 
Grundgesetzes für die Spam'sche Monarchie wurden noch einmal die 
Cortes nach alter Weise versammelt (1713); sie konnten noch ein? 
mal berathen und ein Grundgesetz genehmigen. Ausserdem finden 
wir sie später nur noch zweimal im Laufe des achtzehnten Jahrhun« 
derts versammelt» *) indess gleichfalls nur um der Förmlichkeit zu 
genügen' und bei der Thronbesteigung eines neuen Königs den Eid 
der Huldigung zu leisten. Denn als sie bei der Krönung Carlas IV. 
im Jahre 178^ Beschwerden über eingeschlichene Missbräuche und 
Verletzung ihrer , Privilegien von Seiten der Begierung vorbringen 
wollten» wurden sie nicht beachtet und sogleich entlassen» bevor sie 
noch förmliche Berathungen darüber anstellen konnten« 

Zur Vervollständigung des Erbfolgegesetzes Philipp's V. diente 
noch die pragmatische Sanction des Königs Carl 111. vom 
6. Juli 1776 : diese verpflichtete sämmtliche männliche und weibliche 
Mitglieder des Königlichen Hauses zu einer st^ndesgemässen und vom 
Oberhaupte des Staates genehmigten Vermählung mit Prinzen und 
Prinzessinnen aus den souverainen Fürstenhäusern Europa's: ii;n ent- 
gegengesetzten Falle verlieren dieselben» sowie die. aus solchen Ebem 



V Bour going tableau de l'Espagne fnodemet deux. edit, vok Lfg. 173^-15. 
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MoMartMB! JMMiMlMlt iM AiffnJrli Mf dis XhMrfblM« ihi- 
Udü JMäwTwigeB, mmi ai» für d«» Britwcb« Köaigahipf d(«ob. 4v3 
Bi^l Haiiqg» A<^ in» d«ib Mm 1772 vea GeiN« UI. MffOfd- 

Ble VnaiKiöiHdie Bt¥(diittM komate tiM verfel^iesy bei <|(!fi 
wffichw Berähnngetk iwi^che» beitiM Lmdbm eine starke 4#9- 
güng Mrinr de» gehiMel«rf» Claiflfltt de» Veite her? orwrii%i. .Di^ 
liiiflAcf m ^ siSxker zumImgm», «te di» wMemwrtige jRegieEwig 
4Bä Friedtonfattrsten mkdt de» Friedmi au RMel <n99^ auf der eiiiw 
Seite Md die ei§eie Y^vbiikkiog zwiscben Snani^ wad Fveokreich 
Mit 178«, bei d6r Abgeüiittpabeit und Th^ilnahiulbs«;^^ des Kö- 
Ajgi Carl W. frkr alle BegtaruBBSbandhingeB und EefonuoB, m dwi 
¥0119 BHdfl nur db sMie fbriimenMig ait die atteR Yc^recbia 4^ 
Begiemiig gegewber arweckte», sonder o aueh de» Uinsturz der ¥oiw 
bandenoi BegümingsgewaU; äte den einsigen Rettung^^eg aeheu 
äbaaenr, ms Spairiem an». setMer sehmähliebeii Eraiedrigufig wieder 
enpofzidieheii^ Zwar versuchte eiae Parlhei iB dem ThreojEa|g^ 
Ferdinaiid dea Bagimtigßi du* Referinen aufzüstelleA, uuä es gelang 
auch die Gewail dea üJbermüthnBfen Pre«iiemanis4ers, des zweid^irtv- 
gel GunaUings dea Königs und d^ Königin« des ge^en die fngpmr 
tiadie Sanclmi Caarls IIL bis in die Königliehe FamiUe dur^ \ß^ 
beirathiiBg erihobenea Friedensförstet^, diveh einen AufetasMl in |lar 
drid ZQ stiirtee» Aber damals veraiecbte w^r Ferdinand necbiia^ 
l^nisehe Volk sebaC in würdigsr Weise die der Ebre des Landes 
gebfflnwde SteUimg eituennelimeii. ])as Spanascbe Volk musste epst 
den sehatf» LäMllennigsproces» durch' den Kampf mit NaiK)l6eA 
dud^gahe», ehe ein neues seib^tatSudiges' peljtiselies Leben in Sp«^» 
aieti vneder auflMinniM)» konnte. 

Die rWiäti|eii HIttpler der Spmisdien Dynastie; Garl iV. taad 
sein Sohn Fi&rdiliand VK., wurden bidde naüh Bajromie gdikskt, mto 
ms d^ Hand des mädkltgm Sbbutzherrn dw sekiodsriehterMoben Aa^ 
Spruch 8der Wae beidiHrseitige Unfiäliigiieit Air Begfepung^u vemeil« 
mea. Mdb wurdeu von NepoleoB geiiöttrigt;, Cml W. am 8. Ma^ 
Ferdibau« Vif. am 10; Mai 1^8^ die KPmä Spancfti» au. GunMela 
emer neuen figfOastie aufeqgebeift, welehe der alteato Bruder des 
Kajsera^^ Joseph Napolem Bonaparte begründen sollte. Um diesem 
neuen: Königgstaihme in läiraester Zeit eine allgemeine Beistimmwg 
des Spanischen VoHü m arwerben, wwde auf den unmitteJbarenr 
Befidhi des Kaisers Napolem . ein« Versammlung der Spaniaaban^ No- 
tabebr mxt Entwerfung emes neue» Grundgesetzes fiir Spanien unter 
Fvenaösisehera' EinSuase naäk Bay^nne, beriifen» wiferend des Kai- 
seie Sehwager leachim Murat an der Spitae eines übjei^egcoiep Frau»* 

3» 
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zSMsAen Beeres in iMrtf dte ktUiMMM^ Aigtaniqgs4wla rinh 
seinem WiHen lenkte, nnd zu Bittednriften für du Torgesehifite 
Spanisdie Interesse an den Franzörisdien Kaiser draofiby obsehan 
diese nach ihrem Hauptinhalte von Napoleon selbst dictirt waren. 
Diese Verfassungsurkunde Spamens wurde am 6. Juli 1806 be- 
kamt gemacht, an demselbm Tage, an welchem Napolecm sehen 
Bruder Jose[rfi ah souverainen König Ten Spanien undhidiiB feieiw 
lidi erklarte, mid ihm die Gewährleistung der Integrität «nd ünab^ 
hängigkeit dieser Staaten in allen vier Erdtfaeilen zusq^te. Diese 
Verfassung ist nur als ein vorübergehendes Staatsgrundgesetz fiir 
Spanien anzusehen, da es mit der En^mmig der Napoleonisdien 
Dynastie wirkungslos von dem politisdien Schauplatze verscbwairi, 
wie es denn überhaupt sehr wenig die nationalen Eigenthmnlicfakei- 
ten und die gesciuchtlidie Gestaltung des Spanischen Volkes beruds^ 
sichtigt hatte, aber iiberall ein Abbild de^ Französ»diett Kaisermichs 
in sich trug; Dasselbe bestdht aus cbreizehn Titeln, weldhe in nadb» 
stehender Reihefolge v<m der BeUgion, von der Nachfolge zur Krone^ 
von den Beamten der Krone, vom StaatsaNsisteritim, vom Sena% 
vom Staatsrathe, von den Gortes, von den Spanischen Königreichen 
und Provhizen in Amerika und Asirä , von der Gerichtsordnung, von 
der Verwaltung der Finanzen, zusammen in 123 Paragraphen haa<» 
deh, und darauf im letzten Titel noch 23 Paragraphen anTunt mit 
aligemehien Verfügungen über das ewige Schutz- und Trutzbundni« 
mit Frankreich, über die Reditspflege, über die Majorate und Eide»* 
Gommisse, über die verschiedenen Grade und Classen des damalif^ 
Spanischen Adels, iiber die Ritterorden, die Yfsmdbte der BaskischM 
I^vinzen und über die Pressfreiheit. Am Sdilusse dieses sonderbar 
gestalteten Grundgesetzes wird noch .das Verspredien geliefert, dasa 
iMch einem Zeiträume von zwölf Jahren eine Berathnng nrit den 
Gortes über Zusätze und Abänderungen dieser Ver&ssung st^tt finden 
sollte. Aber diesen Zdtraum von zwölf Jahren eines unveränderteil 
Bestdiens überlebte das Gesetz kaum zum dritten Tfaeil» weil der 
unmittelbar darauf ausbrechende {prossartige Nationalkampf drai Spa- 
Msdben Volke fivscbe Kraft zur nationalen Entwickelung verlieh. 

Doch hatte es zuvor bedenkliche' Stadien zu durchlaufen, und 
in einem derselben, als die üebermacht des gewaltigen Si^ers mü 
seinen Bundesgenossen aus Italien, den Bhembundstaaten und Po- 
fen doch schon ganz Spani^ bis auf die Halbinsel von Gadiz sieb 
unterworfen hatte, wurde von dem kleinen l%eile der WiderttaBä 
leistenden Spanier die Verfassung der Gortes vom 19L März 1812 
entworfen, welche auf die neuere Gestaltung dieses Staates den be*^ 
deutsamsten Ebfluss ausüben sollte. Neben den ProvinciaNJui»» 
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ta'8« welche ab Leiter dteTertiiekl^pii^ der eHzelnen Provinzen 
gegen die Franzosen durchzuführen hatten und jenen denkwürdigen 
Guerilla'skrieg organisirten, war in Gadiz eine Generaljunta ein- 
gesetzty an deren Spitze in Bkmqngelung der in Frankreidi gefangen 
gehaltenen Dynastie die Regentschaft stand. Diese berief die Gor- 
tes als Al^geordnete aus allen Ständen nach Gadiz, und es 
wiren 183 Mt^Iieder vorhanden , die mit Einschlüsse des I^äiidenteii 
jene Verfassung vom 19. März 1812 unterzeichneten. Sie enMIt 
Bediogni^en^ welche die Königliche Gewalt in den wesentlichen noth- 
wendigsten Acten der Regierung über die Gebijhr beschränkt, weil 
eme ruhige und besonnene Vertretung der Interessen der ezecutiven 
Gewalt bei diesen Gortes nicht stattfand. Wir finden demnach in 
den betreffende Artikebi iiberaU ein selbstregierendes Element der 
Gortes ohne den König vorherrsdien: wir kommen nidit iiber das 
scharfe Urtheil weg, dass durch diese Verfassungsurkunde bereits die 
Monarchie in eine Republik mit einem erblichen Präsidenten umge- 
xwandelt ist, der nur durch eine grössere Repräsentation und ein 
glänzenderes Hofleben von den Oberhäuptern in andern Republiken 
unterschieden ist. Ana diesem Grunde ist aber auch diese Verfiaus* 
sungsurkunde ausführlicher abgefasst, als irgend ein anderes Staats- 
gesetz aus neuester Zeit, weil sie zugleich reglementarische 
Anordnungen enthält, die der executiven Gewalt überlassen bleiben 
sollten. Doch hat dieselbe bei dem wesentlichai Einflüsse auf die 
spätere Gestaltung des Spanischen und zweier Italienischer Staaten 
(Neapel und Sardim'en) einen vollkommenen Anspruch, hier nach 
ihrem ganzen Inhalte aufgenommen zu werden, die wir indeiss nur 
in einer getreuen Peutechen Uebersetzuug vorlegen. 



vom 1». Man 1«11 

yjffij f^^df^t^lfi4 Ylf., vo» (IqU^ fiil^d^Q und kr?ft der Verf^unp der 
Sß^iuscb?n l^Qivarchie Köijj^ von Spanien, und üi seiner Abwesenheit uqd 
r&cksichtlich seiner Gefangenschaft^ die ?on der ausserordentÜch'en General- 
yersaminluiig; äer Cortes ernannte Regentschaft 'des Reichs, than Alloi und 
JMhm, Mt GegvvwUrÜges, sehen oder hören', kund und in wissen, dasf die 
bmtiM Goi^s nacb9teb«lMSl^ 

decretirt nnd sanctionirt haben. 

faa Namen des allmächtigen Gottes^ Vaters, Sohnes und heiligen Gel9tes> 
d^s UAebers «nd höchsten ßeselagebers der menaehüchtB Gcflellschaft. 

Die ansseeordeticliclie GeäerafanersmmittBg der Cortes der ^aniedieii 
NeÜoQ^ oechfleiii m Hf^ aaeb fiisr sorgfältigsten Untensucb^ng und reiflicMtivii 
ll.e^|f!)gun(; AbetTseua t b«^ d^ die a}t^n Grm^dge^^ze dieses Reichs 9^st den 
ajif die feste uixd dauerhafte Sicherstellung der Vollziehung derselben ab- 
cwed^enden Verfügungen und Vorsichtsmassregeln, den grossen Zweck, die 
Ruhe, das Glück und den Wohlstand der ganzen Nation zu befördern, nicht 
gehörig erltilen kSiuien, decretirt nacbstehende poütiache Verfaismg fti dio 
gut» Atgipritiig m^ gerechte Verwalt|»|g d«s $t«4(^ 

ersjfijr Titel. 
Ym ^r Sp^i^^h^ Nation u^id dm l^ßmerf^, 

MfFsißf Ab«qWttf 

i, Jje ^ntepbe I{dM^ Jj^e^tebt f^? allje?» Spaniern b^der ^#k^^^l|l. 

^ Das Spanische Yoll^ ist frei und um|bhän|;ig^ uq4 ist un4 kann nicht 
das Erbtheil irgend einer Famike nodh irgend eines Menschen sein. 

dL Die Souverainetät wohnt ihrem Wesen nach im Volke; eben deshalb 
steht ihm ausschliesslich das Recht zu, seine Grundgesetze aufzustellen. 

4. Das Volk ist verpflichtet, die bürgerliche Freiheit» das Eigenthum 
und die andern gesetzm'ässigen Rechte aller Individuen, aus wetehen es besteht, 
mittelst weiser und gerechter Gesetze zu erhalten und lu beschützen. 

Zweiter Abschnitt. 
T(m dm Spaniern, 

5. Spanier sind: 

a) Alle freie, auf dem Gebiete beider Spanien geborene uAd ansäs- 
sige Männer und ihre Söhne. 

b) Ausländer, die von den Cortes Naturalisations - Briefe eriialten 
haben. 

c) Diejenigen, welche ohne dergleicboi Naturalisatipns-Briefe das in 
irgend einem Bezirke der Monarchie gesetzmässig erlangte Bür- 
gerrecht zehn Jahre lang ausgeübt haben, 

d) Die Fre^elassenen» sobald sie ihre Freiheit in den beiden Spanien 
erhdten. 



6. Vaterlandsliebe ist eine 4iat varttefamsten Pflichten jedes Spaniers, 
eben so wie Gerechtigkeit und Wohlthätigkeit. 

•7. Jeder Spanier ist gehalten, der Verfassung treu zu sein; den Gesetzen 
zu gehorchen und die bestehenden Behörden zu achten. 

8. Jeder Spanier ohne Unterschied ist auch gehalten, im Verhältniss 
seines Vermögens, zu den Ausgaben des Staats beizutragen. 

9. Eben so ist jeder Spanier verpflichtet, zur Vertheidigung des Vater- 
landes die Waffen zu ergreifen, wenn er durch das Gesetz dazu auFgefor-» 
den wird. 

Zweiter Titel. 
Van dem Gtibü$e beider Spanien^ der ReUgien und Regierung derseUen, 

und von den Spanischen Bürgern. 

Erster Abschnitt 
Von dem Gebiete heider Spanien. 

10. Das Spanische Gebiet umfasst auf der Halbinsel und seinen umliegen- 
den Ländern und Inseln: Ara^onien, Asturien, Altcastilien, Neucastilien, Gatalp- 
nien, Gordo?a, Estremadura, Galizien, Granada, Jaen, Leon, Molina» Murcia, Na- 
varra, die Baskischen Provinzen, Sevilla und Valenzia, die Balearischen und Gaoa- 
rischen Inseln nebst den andern Besitzungen in Afrika. In Nordamerika: Neu- 
spanien nebst Neugali^en und die Halbinseln Yucatan, Guatimala, die Innern 
östlichen und die innem ^ westlichen Provinzen, die Insel Guba mit beiden 
Floridas;, den Spanischen Thell der Insel St, Domingo und die Insel Puerto- 
Rico, nebst den andern In der Nahe dieser Inseln oder des Gontinents in einem 
oder dem andern Meere gelegenen Inseln. In Südamerika: Neugranada, Vene- 
zuela, Peru, Ghili, die Provinzen des La-Plata-Stromes und alle anliegenden 
Inseln in der Südsee und im atlantischen Meere. In Asien: die Philippinischen 
und die von der Regierung derselben abhängigen Inseln. * 

11. Sobald als es die politische Lage des Volkes gestattet» soll eine 
passeiiflere Eintbfnlung des Spimischen Gebiets vorgenoounen werden. 

Zweiter Abs^nitt. 
Vm der JMigion. 

12. Die Religion des Spanischen Volkes ist und bleibt für immer die 
RömiHik'kaihöHseK' apostolische, einzig wahre Religion. Das Volk schützt 
sie fiuliefet weiser und gerechter Gesetze uAd untersagt die Ausübung Jeder 
aniem. 

Dritter Abschnitt 
Von der Regierung, 

13. Der Zweck der Regierung ist die Wohlfahrt des Volkes» da keine 
poHtische GeseUschaft m «^er^ Ziü hß/i, sk d» Q\m <jber Individuen, 
▼9WW m feeslipJrt. 

14. Die Regierung des Spanischen Volkes ist eine wttHeike, gemässigie 

15. Die Cories hdkm mU *» JSMg^ verMid äkgmtMgs^bmde GewaU. 

16. Die Gewallt die Gesetze in AmSimigbängm m Immm, wohnt dem 

17. IMe Gewalt, die Gesetze in Ovik lud CUwmcba^ 
iUht den darc^i im QmUb inffm^^ TtfemMJi iu. 
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Vierter Absdinitt. 
Vfm den Spanischen Bürgern* 

18. Bürger sind die Spanier, welche ihrem Vater und ihrer Mutter 
nach, aus dem Spanischen Gebiete beider Halbkugeln stammen und in irgend 
einem Bezirke dieses Gebiets ansässig sind. 

10. Gleichfalls ist Bürger derjenige Ausländer, welcher, bereits im 
Genüsse der Rechte eines Spaniers, von den Gortes ein besonderes Bürger- 
diplom erhalten hat 

20. Dazu, dass ein Ausländer ein solches Diplom erhielten kann, Ist 
erforderlich, dass er mit einer Spanierin verheirathet ist und irgend eine Er- 
findung, oder einen schätzbaren Industriezweig nach den beiden Spanien Ter- 
pflanxt und in Gang gebracht, oder liegende Gründe erkauftjhat, wovon e^ eine 
directe Steuer bezahlt, oder mit einem, nach dem Urtheile der Gortes hinläng- 
lichen und ansehnlichen Gapitale ein Handelshaus errichtet, oder die Wohlfahrt 
und Vertheidigung des Volkes durch ausgezeichnete Dienste befordert hat 

21. Bürger sind gleichfalls die rechtmässigen Söhne der in Spanien 
ansässigen Fremden, wenn sie, auf Spanischem Gebiete geboren, es nie ohne 
Erlaubniss der Regierung verlassen, sich nach erlangtem ein und zwanzigsten 
Jahre in einer Stadt dieses Gebiets niedei^elassen haben, um daselbst ein 
nützliches Gewerbe, Geschäft oder nützlichen Industriezweig zu betreiben« 

^. Was die Spanier anlangt, welche von irgend einer Seite für Afrika- 
nischen Ursprungs gelten und gehalten werden; so können sie durch Tugend 
und Verdienst zum Büi^errechte gelangen. Demzufolge werden die Gortes 
denjenigen, die dem Vaterlande ausgezeichnete Dienste erwiesen haben, oder 
denen, die sich durch ihre Talente, ihr Bestreben und ihr Betragen auszeich- 
nen, fiürgerdiplome ertheilen, unter der Bedingung jedoch, dass sie aus recht- 
mässiger Ehe von freien Vätern erzeugt, mit einer freien Frau verheirathet 
und auf Spanischem Gebiete wohnhaft sind, und daselbst irgend ein Gewerbe, 
Gescchäft oder nützlichen Industriezweig mit einem hinreichenden Gapitale 
betreiben. 

23* Bios diejenigen» die Bürger sind, können Municipalämter erhalten, 
und in den durch das Gesetz bestimmten Fällen Männer dazu emennen. 

24. Die Eigenschaft eines Spanischen Bürgers geht verloren: 

a) Durch Naturalisation im Auslande. ^ 

b) Wenn man sich von einer andern Regierung anstellen lässt. 

c) Dureh einen ürtheilsspruch, wodurch eiiie körperliebe und ent- 
ehrende Strafe zuerkannt wird, wenn man nicht die Wiedereiih 
Setzung in den vorigen Stand erlangt 

d). Durch einen, ohne Auftrag oder Erlaubniss der Regierung, fünf 
Jahre lang fortgesetzten Aufenthalt ausserhalb des Spanbdien 
Gebietes. 
85. Die AttslUiung des Bürgerredits wird suspendirt: 

a) Kraft eines richterlichen Verbots wegen physischer oder morali'^ 
Seher Unfähigkeit 

b) Wenn man ein insolventer Sdiuldner oder Schuldner der Staats«' 
kasse (dendor i Coseanddes puUicos) ist 

c) Wemi man für Lohn dient. 

d) Wenn man kein Geschäft oder Handwerk hat, und nidxt bckumt 
ist» wovwi man sich nlüirt 

e) Wenn man in «um CriodMlpMcest verMckall ist^ 



Vom Jahre 1830 aa müssen dii^nigan» welche ram enteusafe 
die Ausübung des Bürgerrechts antreten, lesen und schreiben 
können. 

26. Das Bürgerrecht kann eiiizig und allein aus den in den beiden vor- 
hergehenden Artikeln erwähnten Gründen verloren oder suspendirt werden« 
und aus keinem andern. 

f 

Dritter Titel. 
Van dm Cortes. . 

Erster Abschnitt 
Von der Art und Weise, wie die Cortes geJnldit werden, 

27. Die Cortes sind die Vereinigung aller, auf die unten angegebene 
Weise von den Bürgern ernannten DepuUrten, welche das Volk repräsentiren. 

28. Die Basis für die Nationalrepräsentation ist für beide Halbkugeln 
die nämliche. 

^ 29. Diese Basis ist die Beyölkerung, welche aus den Eingeborenen be- 
sieht« die v(m Vater und Mutter her von Spanischem Gebiete herstammen; 
lemier aus denen« welche voa den Cortes ein Bürgerdiplom erhalten haben» 
so nde aus denen« die im Artikel 21. angegeben sind. 

90. Zur Berechnung der Bevölkerung des Spanischen Gebiets in Europa 
wird man sich der letzten Zählqng vom Jahre 1797 bedienen, *) bis man eine 
neue wird veranstalten können; und eine entsprechende Zählung soll auch lur 
Berechnung der Spanier« die in den überseeischen Ländern wohnen« vorge- 
nommen, unterdessen aber die Zählungen benutzt werden« die unter den zu- 
letzt angestellten die am meisten authentischen sind. 

31. Für jede 70,000 Seelen der aus den im Artikel 29. angegebenen 
Individuen bestehenden BevöücerUfng erseheint ein Deputirter, hei den Cortes» 

32. Wenn sich bei der, nach den yersdiiedenen Provinzen gemachten« 
Vcrtheilung der Bevölkerung in irgend einer derselben eine Mehrzaiil von 
nadif 4ds 33,000 Seelen ergiebt; so soll ein Deputirter mehr erw^ählt werdem 
als wenn die Zahl sich auf 70,000 beliefe. Uebersteigt die Mehrzahl aber nicht 
35^000« so soll sie nicht gerechnet werden. 

33. Wenn sich in irgend ein^r Provinz die Bevölkerung nicht auf 
7H)gQ00 Seelen beläuft« aber auch nipht unter 60«000 beträgt; so soll ein Depu- 
tirter für sie ernannt worden. Beläuft sich aber die Bevölkerung nicht so 
hoch« so soll diese Provinz mit der zunächst gelegenen zusammen treten« um 
die zur Ernennung eines Deputirten erforderliche Zahl voll zu machen., Eine 
Ausnahme von dieser Regel macht die Insel SU Domingo, die einen Deputirten 
ernennen soll« ungeachtet die Bevölkerung derselben jene Zahl nieht erreicht 

Zweiter Abschnitt. 
Von der Ernennung der Deputirten zu den Cortes. 

34. Um die Deputirten zu den Cortes zu wählen, sollen Wahliöersamm- 
lungen nach den Kirchspielen, Districten und Provinzen gehalten werden. 

Dritter Abschnitt. 
Von den Kireht^pids ' WaUversammiungen. 

35. Die Kirchspiels -Wahlversammlungen (Juntas electorales depairs^ 
i|iiia) sollen aus allen, auf dem Gebiete des betreffenden Kirchspiels wohn- 

V Vißr mexn^ SiwjMmAe M. JIl & 30.. 



haften und atisllsiffgei]# Bütfctn bcstelfcffi, tR)Hti ofe sAMUMMVleii 
mit inbegriffen äind. 

36. Diese Wahlversammlungen werden auf der HalbittSeT und den an- 
liegenden Inseln und Besitzungen jederzeit am ersten Sonntage des Octobers 
in dem Jahre yor demjenigen, wo die Gortes zusammentreten, gehalten 
werden. 

37. m den überseeischen Provinzen werden sie am ersten Sonntage des 
December-Monats, fünfzehn Monate vor Yersammliing der Gortes, auf eine, an 
sie sowohl als an jene, von Seiten der Tribunale (justicias) ergangene Nachricht 
gehalten werden. 

38. In den Kirchspielsversammlungen soll auf jede 200 Einwohner ein 
Kirchspielw'ähler ernannt werden. 

39. Wenn die Zahl der Einwohner des Kirchspiels mehr als 300, jedoch 
nicht volle 400 beträgt, so sollen zwei Wahler ernannt werden; wenn sie mehr 
als 500, jedoch nicht volle 600 beträgt, so sollen drei ernannt werden, und so 
immer fort 

40. tn'den Kirchspielen, wo die Zahl der Einwohner sich nicht auf 200 
beläuft, soll, im Fall deren ISO sind, ein Wähler ernannt werden; in jenem 
aber, wo sich diese Zahl nicht vorfindet, sollen die Einwohner mit denen ehies 
benachbarten Kirchspiels zusammentreten, um den oder die auf sie fallenden 
Wähler zu ernennen. 

4f. Die Kirchspielsversammlung soll mit Stimmenmehrheit 11 Gommis- 
sarien (compromissanos) wählen, welche den KirchspielSwahier ernennen. 

42. Wenn bei einer Kirchspielsversammlung zwei Kirdispielwähler za 
ernennen sind, so sollen 21 Gommissarien, nnd wenn drei zu ernennen sind, 
31 ernannt werden; doch soll in keinem Falle, zur Vermeidung voil Verwir- 
rung, die Zahl der Gommissarien diese letztere übersidgen. 

43. Zur grösseren Bequemlichkeit kleiner Flecken ist festgesetsüt, xiass 
em Kirchspiel, welches 20 Einwohner enthält, einen Abgeordneten wählen soll; 
ein Kirchspiel von 30 bis 40 Einwohnern zwei, eins von 50 bis 60 drei und so 
fort. Die Kirchspiele, welche unter 20 Einwohner haben, sollen mit den zu* 
nächst gelegenen zusammentreten« um den Gommissarius zu ernennen. 

4i. Die dergestalt ernannten Gommissarien kleiner Flecken (pobladones 
pequefTas) soHen in der zunächst liegenden (lemeinde (pueblo) zusammen 
kommen und, wenn sie il oder wenigstens 9 IMitglieder stärk ^nij, einen 
Kirehspielswäliler ernennen; im Fall ihre Zahl 21 oder wenigstens 17 betkifegt, 
ft»!l sie deren 2, nnd wenn ihrer 31 oder wenigstens 25 beisammen sind, 5 odier 
die entsprechende Zahl ernennen. 

'45. Um zum Kirchspielswähler ernannt zu werden, möss^ man Bttrger, 
ein und zwanzig Jahre alt und in dem Kirchspiel ansässig und wohnhaft seini 

46. In den KirchspielsversammlHngen soll der Gorregidor, Alcade oder 
Richter der Stadt, des Fleckens, oder Dorfs (ciudad, villa» aldea), wo sie zu- 
sanimen kommen, den Vorsitz führen, um dem Acte mehr Feierlichkeit zu 
geben, auch der Pfarrer des Kirchspiels dabei zugegen sein. ün(l wenn an 
einem und demselben Orte, wegen der Zahl der darin befindlichen Kirchspiele, 
2 oder mehrere Versammlungen gehalten werden, soll in der einen der Gorre- 
gidor oder Alcade und in den übrigen die nach dttm Loose bestimmten Regi- 
dans dai Vorsitz f&hr^i. 

41. Wenn die Zeit der VersaiUBidang, wekhe in den GemeiBd«bäQseni 
(casas consistoriales), oder an dem Orte, wo es sonst gebräuchlich ist, gehalten 
wird» da ist, und die Bürger, w^he daran Tlieil neUxtämt tmsmßnen sind. 



so sollen sie sich out ibrem PdliUbittli inMia Kirclie des Kirchspiels verfügen, 

wt» d«si](ifirä6rafmfiMligeHaflifüpesae)l«ä[i^ «Hld^ einä ittridieOmHäide 

fdssduUiüMdQrtellen ^vd. ''^' 

,j t> it.48.iiNacb:ider.MdiBC'>«eiidte:sM.4ich.&n!#«tOrt^^ 

tM#.ttiAdci«il&geB>*tnd!di^.y«rsltmmUilig wifd> ihne ArMt dMiit bef^ntt^n; 

das5i4i&/-^ Allesv M offeneB ThOfen -- ^us dto anweMnd#n''0tlit;etl|l^d 

Waysti^ffli (iBtcRidadDreisO luad cilien Seeee^ 
I : •. 4V HieräBtsoU derPräii^etti fittgi^ «b n«a»ä ein Bttv^r «til« Ktä^ 

wtgen BMediung und VeefÜhrttiig» ndi imnamdm sur Wiht iiH^ hringeti^ t^ 

zutragen habe» und wenn eine angebracht wird, so muss sich der B^agle te 

därsc&aiK VtnMiMBlung -«ffentfiBli nni/fliandiidt^rtehtliirtigdn.' 'Ist die Be- 

nfatiliiguiig .ipdgtiindtot', «aa. vwlienm diej^nigent di» dasi V«if|ehM li(g^ttl(|id; 

ihre aOive und passive Stimmej iMa iäaüidhe< Strafe trifft diel Yertettübder; 
«nd von dieaem xünhdfe fibdet ktoina Appellation *ilatt 

50. Wenn unter den Anwesenden' üwelfei eiifateban,'db ^iilei* von- d^ 

'WahkmdiBi «na Votican eEfordeiUieB<fiigeB8duffte& besäae^/so soll die 
Versammlung sogleich nach Gutdtinken entscheiden, und wai aie' entscheidet, 
solli 9^ Veilera« A4»pe|MM fili^ dittmalian« bloa i* deb finde in Volteii^- 
toigigeblaiDbt weaden.;- 

\ ak & idfd s^^h. lur EmennUlig dbr€onMlitearrie|i gesdnitt^. % 
diesem Ende wird jed<ir Borger ao viel Personen b^stimiben, als Ooflonm^aiüehl 
scin.soHen^' indem er sich cä dam Tische varf&gt', an weldieAi diär Präsident, 
das .WaUaaiigen «itd Seoretäre sitze»; und in iiref« OegeAWart dieNamen der- 
adbenauf'efaie Liste sd^reibC. > Weder bierbei, WKili bei irgend einer ändert 
WaU kaum der fifirger^ bei Stibfe, aeini'Slimmredht zu verifered, «ch selbst 
^ StinADar gebcn;^ ^ -■• • *• - / * ' ;' 

52. Ist dieses geschehen, so erofihen der Präsident, die Wablzeiikcin bnd 
<ler fiecrefir. die Listen» ulidletiteFer maeht mit lautcrr Stittm<i die Namen 
derjenigen fittrgterVbekiinnt, wdielie durch dieMehrhefl de^ Stiittinen^zq Cdni^ 
missarien.lerwäldl:.%owl€(n:siiid; : • '-'■ '" '."....- \ t^- •» '• .'•-.-« 
> 60. . die temaboteiil Goaniisaariefi begeben sich vof Auflösung der Vei^ 
oamndan^ an eirien abgesondeiteti Ort, bespredheti sich tmter emaiiidclr libd 
Mkmim «bi? Bmennang deis oder der Widlef defr Ki^dispiels, und derjenige 
ladar •diqeDipB^^'?indcbe M6lr>als die BItfbe '4er<Stittmen für sieh faaben,^ siü4 
die erwählten. Diese Ernennung Wivd' hieranf de^ Yersamitolung dffbntfic& 
iMd gitthlAi. > v'- ^ • - •' •'" . 

i.< .1 «M^i iDer'^lBcreli&r feulgt dcnf Besehloss afüsv welchen er, der Präsident 
ondidieCmnaiissarii^h imteMdireiben. Eine glelch&Us voti Ihnen untefzeicb- 
nele Jkbaehaift desaelbeti wird auch tlenleiwähA^eO Personen eltigehänldigt, um 
iHie Emennimg daillivn kti köMaeti: ... ^ T>^ 

• (i 55*1 ) Asitt Stoiber sdl tiicb aus irgend eiuto Beweggründe und Vorwände, 
mittelst- irgend einer 'Er(tsehn]dfgnng diesen Pflichten entziehen können. 
>' > 56:: Keilt BUrger seif mit Waffen in der Rfrchspidsversammlung er- 
scheinen^.-' '.•• r« ■'•••' ' 

' d^'Jsi die Brii^ntiinig der- Wähler entschieden und bekannt geiQad^, 
a» geht4ie-'Vi8i«attimtu*g so^eh auseinander, nnd jede weitere Verbaniflung, 
ir«inilif sie sich efnlil^, soll null und nichtig sein. 

/^ 5& .Die*Bitgigr/ wHche die YehmminfQilg gebildet haben, verfügen sich 
in^ie Pfankfrohe» w6 ein feielrUdheä Te Ifeum gesungen wird, und der oder 
die WiUifo^ gehen^ bei dieser Gretegäiheit s^iHsdieh dem Präsidenten^ den 
Wahbseugen und dem Secretär. '" "' 

Sebakarl, ▼ef f i ii aa | |i ait i a < n^, 114 4 
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59. Die Bezirks -Wahlversammlung^en besteben' an^'d^n Wlhihm d^ 
]iiiA4N9^§}^«f ("(^i^ ^(<^ i>>' fifaNrtptOBte'. eiiief jedM Beitrk^' vcrtemuiäD, ' hm den 
p^Af.ifü« WifMtriXiiitliienneilv weiche: itoftruücb-d^p fiawpMidt kkr^PrcMM 
|)f^l)fliijll|ii|s«ii,i..niii dasclbilidiekiAbge^ mieden Gik*te8 all envMhleicf' 

60. Diese WahlvetsaaHnten9eki'*w«9deii 4»f der HdHwnMl anA dcü» 1h!- 
^^acften |iK»9bt:uiMl Bcsijl^ngeQ jederz^t'iMi'<enten Sonntage dH N^en^ber- 
M^^t^> ifkA JAJiMl vortidcM»: 3n..w41obeni die iGorte« |;ttlnlUat%erde& «oHtv, 

. a -t.ßli iln iderltübersttiatbih'PiiOVABen Mll$n sie Bm)'<ntaB:Mnnla)^ d^s 
J[^itAI'-:]^]j^..f#JbiltMi ^Qfden., wolc^ür tiif den/ I^einlter foigl, w iliidb^^ 
dif},i^c|hsp(eWKVQlM«iiBlin^ fambea.; »' ■'- '■ '"'' ': 

62. Um zu erfahr«i;^'vi^ )q(|l\\y&hlör jeder Berirk'zirvrnenneB •h«l, 

yppidi^BM^olg^detiR^geln -beofanchteni • » '. :'. . < « t i.s m"^ 

<)»^ii ;i.ß3.,,^DiQJ2iibl!doFJiteiirk9väfa!erflliihiiratBal8lAi^ sum^ aü'dleiddrih 

>. . f^^tti W.<^t) iäktk Aiunhli ior Prafjmtialbeziffkef (|Hirtidos:tit k pffMiilUr) 
grösser ist, als die der Wähler, welche dem vorhergehendm AHffailjEafsiglK 
gif ]^fi:|9mmPg. 4^ri jftntNN^wh^ Depvtirt«n>erfdi>d)a(üehlis>^ «i solf dessen 
fffijlifi9:f:hlL<^M j^ elftiWM^ ewuAmi'\^rdäm\ •'></' • i y-- > h 

^n il i 1^ Wew><J*e.<<^i)>0U der.Bezulw gerinipts ist, äs'die dteJ^vc^hennr»- 
^ l^f^^r, 9Q »q)1 ie^i9«»rk/eilMa oder iwei oder^mehnere eradopefi^, bb 
ji^e.j^fXofdi^pIidiie.^hl, yoUiMt.. Fj^U iweh «fn Wafaltr; so ^icd-ervon- dte 
}rpl)c;rei^ei),JBQ^rJte j^^ilUli .und nttSg^U dam. nbcb einer, isd'Wird'eikriiyitfi 
dem Bezirke erwählt, welcher nach jenem der bevolkertste istv^' iwAHdr. Mb- 

ii .. ,^0, ,Nfi^,dei^i,',Fas in dw Ari*. 31.il24.J3. pnd iti den : drei vorher- 
^^ep^ Jl^f)tg^set4tl9^9pd^k > J»eslme^ es .ilcb .nach* d«r 5^idl^iiAK >wie^tRll 
Deputirte jede Provinz und wie viel Wähler jedee B^äric; haSnen'/aQlL- i <' 
^., 1 t&l. l)ß (|en; B^rk^;-»W«bl«ei«2|tta)lnn§c»<iÜhrt 'de oder 

jäicnijer ,de$ Hfiup^orif in deai Beziii^e den V^rsito* und vordieseo»' ihtlveB 
j^> Rireh^pifJs - Wfibj^rjpU dem DüMomonte». wekbes abre Waftilbeurkniidel, 
lersphfiiien) .fi^i^it phre Ni^men 4P'df»a 3Mchei»9n0e«erht. werdeiit worin um 
^(jlie .prptokolie deÄ V^rsa^flmlu^ ■ . »• t» ' ■' • ♦ ^l 

68. Am bestimmten Tage versammeln sich die Kirchspiels«Wiidi|e#*Mii 
^^ Pr^d^t in,den,.ye(^an|jpi4ung9$^len4 vnd fengeii bei loSSgncB fThttcen d^- 
mHy^f ^fim S^cretär |ind zwei .W^hlzj^ugen 9m dm iWablertt.mi'fenibnbea. 
■' ./ , 69V. .üißrAuf, l^g^n di^ W^bJer die jCartifigale über ; ihre EttnannuAg <toe, 
ciamit sie von dem Secretär und den WabbfW^ (ÜntwStoelft werden v < weltHe 
^m , Xolge^d^ft Tft ßft . erU^W, , ^}Hsßm ,» . ob . sie j in i Ordnung sind' oder nicht. 
^icsf BescbeiDigunj;en d^ l^pretärs ui^d.4er W#hU|ingen.iwerdtti imn^enier 
ckehs ^mannte;)» aus dr^i I^itgfiedem der \!;f r^nnmlung dbeefebfenden Gom- 
ihission, untersucht,' welche am folgenden Tage Bericht darüber erstadet- -' 
iilDi jj^*^' lA^ diesem, Tw.wirjfJ, w^npdiqriynchspi^bhWWOer beiitmi^en sind, 
'aer'Benctit Aiber di,e Qjprtificate Yorgelesen^nii^ wempt hiiiflidltfieb;bind»fic0> 
feiben öder gegen einen WäjilQr, wegen^ f^nn^ngelungi.der.serforderiiaben 
Eigenschat^len, riwas <^i{ijHiwQqde«i..w^e»;sqi^<4l 4i9 V#l<»i«linltttg in letzter 
7i)staijz (i^rjiber.e/U^cheideDk. 1(^14 tm^ ibrfW GjAtbc^tindie» yerfabte«, undldn^ 
V^k' sie ^ tiesc(iU|sst^, ^ .soU . fi}j^ w^it^^f/e ^ppel^ajU^HPt in \ Au^miuiig ; tjelfraeüt 
werden.' .j».'!! -1'^ (ii»b bmi irutrjxl.U. // 



mi^ «iH. 1 Jhl».*iitiv4l»etrfigt,, ii;e.« fa gy h<» .«oii.;4i» Mm^k^U^^mmer mit 

TnniebMle»-j&ßi«tticti0fe ««Mig«nrjiod- eiiie>^miüm9feäHiMi «ngämsseile ftMd 

72. Nachdefti diese jreligid8ftlF6ferlnhkßit. vorilheD'ist; «kdirloiiaBi 4h idib 
iXeimnHtnlHnglfcäle guTUA^ «nd i {«[enH . die. WäUeK ohne ;Untiersiilne4^ ih#e Plätze 
4ing9llQimMn.hifcetUiiSo«Ui»t det^iSoatdär i/tgiStiwasliffm^ 
Cissuqg vpr.#iiiforftiif.der:I^iUideiifc'.die*.u».49.'.Ast tintlbHaieifffiLge thai^taad 
man in Allem dem gemäss verfährt, was dort vorgeschrieben Jst.i >i/ \ ..<- . .;• 
ih /« iTd« ffikiftb.4irairf3ebr^tetjitiftn nii^EMienttang.dea.t)^^^ 
WäM|)rft<iwotm.>#iiie. Wahl .mekidfir «iftlerti oiittclst Mtel» iv#ra«CiiMr:aianui 
^J«milB^>4e^'^siit wäWea('^iU»>,gc6cbriitfam:iriiKl^ivoiri8t«lf getftj . ., .<, (»t 
).. ,.}i>74<^ bt d«>yoMDe«ibfi9ii4igti to- Id^emäbkin defAeere^iiMMl'^ie.WiU^ 
mm^ Ai^.^ümmm». und rd»ri0Qige«»f dfir.wimigaeüdkJaäito.cber Stimmte 
pjf4 m^ darJttHir fttr ;$icb halt>4«A:geiKilift, .iin4 dcir JAräsiiMt.maehbdie WaW 
bqMlHP^ Wewii^<»i»and tweahs&late &tiiapwip»airiaBit.:f»n Mdi;»h<it;i sojirini 

.fi^lftia^, ^im^Midi^ ;mfi»im ^teinmtMftr. sitk tiaW- idt ecwähli^ <« Bei ,8tei«bAr 
Zahl entscheidet das Loos. ..i-i. .; > > j - - • lüi'.i tdui^U 

. :., o7^ .:(]*) Sezir4lsv«Hihl<>r zu wetdckii' «iMa «MiBlirger ito4 im Genuss 
$jfji)^CyQ;^te«,ni«f<iiiid:zwftniig Jlabr«^ alt; im Boiir](» adsä^ig und ^mhdha^ 
,^f^cd^,^^ ^er iW|di^$$is^Uchöf ^ein» . u94- die :WaU.J(a«n(]S0Wi9hl, Bürgfr» 

¥fMc{iiiit>^.ih>9{.;V9riAmmluA0«gfi^^ Abv^^Asade. tmiww/uiiii'» 

i , %^^ Dar S«pr«t#ir hriqgt /die Ae^dUiU^aeiZ« Papifc, .!i!rei«h«.4sr»^ de^f^f^j^ 
sident und d«<) WßiWs^pgan .Mt^r^fächni)»;^ und KOV^^ftftfiit^.öfmJfßf^o^m^ 
d^i^ff^blt TorKl^m fioe IVQfl Jm«^ vidiffirle A^aebcilt ^KvBeal'itiguiig ihrer 
\Mali^>;)Qi«g^>)df«t Yflr^ .>l)^QP<äsidfinl> dienert yi^r^inidunt^jiibft^^ 
•liPi«lft>^1)D'.jti|ttti|i4.4f«i>^ Ai^hnilit,!an:.d^qi 9fläsi4^ 

}mf^^'Xs^i^^'^i^n^vm^l»^ wad .dilwen M53t <diO Wohl i« «ei^üff^atlicba^ 
,frätt^il:.bel(aiin(]j{naOlic#r,..-;..i .,:".-,..,. . '•..• ..- -. /. ,^. 

.u< itoll^'tBei den Mzltiß^-1¥4lit«etkaiiriai]baigeni^ ta)taMliM 

.mMmr'ms !in.;d«inoa8ii 6§; b7i «M)<^^M ArfXks^' fttr iM KiHshsi^ebi^ W«U- 
/MitaitfäBgiW.vbig«sdirbdMn.wonMh.1^' '" ^ ** ^'^ <iii •^''•'' --'.o:'! -lih 

, . .)%4 iiDtei Pn»vM»iiyin VeMWmhiogeni iMt^an >:a«s ,äie9rtH^M#iyi,>aUtr 
f(lv^TiH9ialnJ^wk9i. iWiUkbe ^diah ia decBaiifiiiladt iwiai9«i<dpi :um ^did .«i% 
49l^b^!2gb1q4fi'P^U|Meiiri.die. alsiAofräae^kUHteft.declf^ti^ dfn» GwU^ 
beiwohnen sollen« zu ernennen. .i i;!:-. mta 

nl .hÄfi^Äipsei .Vemmmtanpa -fii>fll»riairf d©railk*»eV,;!Hi4.|lem*enach. 

iiiid<4«iifateiffor 4ei» 4tfliMi(;^.dif Coitcia gabak^niwerok»^ i. . i( ::> 
'. i)i)v^4:,Ilii.dwütwt]ae9i«6faaA Ä»>riiixaii:7Kentet^«M(d0iin«w9it«i» &f»Qliffi 
MI Jiiiri;^]i(iN^leTdfiiMlb9A;M^ di^ BairM^Y^WOMlr 

-i^r:<i 94i. iBt»> 4im^ fV mww i mfm -i»l^^« ip^mi»flhe Cb»r der JBiwgtota» 

(el magistrado politico de la capital de provincia) den Yf<l9»ily« \U*A 'teiiAni.. 
tvHteMliiita. iteirliivwUer jmi'ide».ft)ai|Mnt«DillleP i^ WitM ei^heinen« 
dUMjftiiihttR<Iterii»ii«.<li|ii>S«lb#^4M ,w9Uifa«lÜe««idM^M iAer: Ywam mh ülg 



'. . tt Aii^'lMvtiaamfen/VAcfeHveMitaiid ttit dem 

Braudsnien ui de» GeoBtindehäiisem (caMs conmtbriales) -ode^^ii^deii^^iifg^k 
Gebiude» welches mda suiemerBoUsheikiF^ierliobiceit lüi^ daft> jM^sBeMMellllf, 
bei offenen Thüren, und erwählen zuvörderst durch StimmeMnehiihedl'*if<ll 
den W'äilertt eioeo ßeor^är und siroi Wthkeugei}. «/ .. 

89» Weiin eine Provinz nur einen DeRutirten 4iaben MI; sd**tMt' z(i 
seinerfirnemmng -wemgrtnns.flkpf Wahkr erforderlieb^* und liMb ^ttplhelk •etlt'- 
liwder diese läkl «nf die B^iirke, ^wnrawft sie bestditv oder bildet bl<M tä 
diesem Zwecke Beoddce. ^' 

M. £s werden' die Twr jAitildi|dtteder''Veifk9suiig,. itteldhe toin den Wah- 
len handeln,! iTerieseny dann Ifkiff, die Vortesung dervon den respeotirißnf'Pristdetf- 
ten eingesandten Veriflcation der PrbHucoUe über die inr den Hauplbr«^!! d^ Be^- 
ttrktf gesebetenen Wahlen^ und die Wähler tibergcäyen zu{^eitfa ^ OertiOcate 
ifber ihre £»nentiii0g^ damit si« von dem Secretär und den Wahlfeeüj^n unt^ttMettt 
Werden« dib am'fol|sendin Tage erklälpe« aotoen, ob sie in Ordnting sIM (^d^ 
nicht Diese Erklärungen deaSeoreiärs und derWahlze^W'\^rden wied^iram 
ivoii' einer, jns drei Mitgtiedern dcrVersattmiwig' besiebenclenCottiinililibn 
Iitiier8«cht»*wetehe au diesem Ende ernannt wird* um am folgende Tage^fhfeh 
Bericht darüber zu erstatten. ' . . . i • v 

> 85: Mnd itte Bezirkffwäfaler beistimmen, so werden <8e Berichte über 
die Giirttfiöaite vorgelesen, und Wenn gegen einige derselben oder gegen die 
"Wühler, wegen Ermi^dung der dazu crferderli^i^n £?gens€haften, ei^^ 
einzttwentai ist, so entsche|diet die Yersammlimi^ deflnitiy dafdberntld vcf- 
föhrt, wie sie es Air gut beßndel» und das, was sie besdiloiSsen^ wird, ohne 
dass eine weitere Appellation stattfindet, in Veikiehiiiig gebradiU '^ '• 

96. Die Besirkswähler begeben sich hierauf mit ihrem PrSsidenten fn 
die Katfaednd- oder Haoplkirche, wd von dem Biscbofb, odier in des6<^ £r- 
ningelQhg yon dem vornehmsten C^istlichen eine fcäerliclie Heffige^leistmMe 
gdiaHen und dabei ein« den UmstSuden angemessene Rede torgetragen wM. 

87. Nach dieser religiösen Feierlichkeit kehren sie'^n den Ort cotQdk, 
wnbar' sie gekommen sind, uad di»r Prälident thntfaei offbnen ThJiren und 
wenn die Wähler ohtte weitem Untersefawd.ihre Plätze eingenommen haben, 
die Frage, welche im 49. Artikel enthidittt ist, und es ward Alle^bliotafalet, 
was dort vorgeschrieben ist 

86. Hierauf schreiten die anwesenden Wähler zur Wahl des oder der 
Deputirten, welche einer tiädi dem andern Erwählt werden, indem sie an den 
Tiseh hifltreten, an wdchem dev Präsident« die WaUzeagen un(d der Secretär 
Afsen, und letatterer trägt ifr ihrer Gegenwart die Namen der Person, die jeder 
^lüüt, m eine Liste ein. Der SecreHr und di» Wahlzedged gelben ihre Stim- 
men zuerst ' . . i ) M H 

t». Ist das Afcetiitmien been^, so OtM^feählen der Prksidkit, die 
Wdüiengen und der Secre^ die Summen, und deijenige, welcher 'WidlgAieiiB 
die^Hälfle und eine darüber fü» sich hat| ist' erwählt Wenn Jettknd ni^lft 
^die absolute StimmänmehrbtUt fttr J^eh hat« so soll über die beiden', ' welche 
dl« m^fsCen hab^, zum zweitenmal ballolirtw^en; und derji&i|fe, wMdRJr 
dann die meisten Sthnmen hat, ist erwählt Bei gleicher 2aM der "Stiaamsh 
^entscheidet dasI.oes, nndjedesmafl:; weon einer gewählt lit|>teitfelit d^sr Präsi- 
'dent'die WiShl behmmt '• • • l"--/ • " -wi m • j ,M.ti: .-. -i hi 

' Im NMf der Wahl derDeputMen sehreitet: man wf ditt nÜblkkeAvt 
^nnd Weistf turWM<iUrer<$tellv«rtMcw, <nd iüs^ grirf dtriuMwa soiti tojedär 
Provinz den dritten Theil der Deputirtea^tpiMgetaly sielthe #s» >roft«j< 



«dnm hatJ 'llM^e^PtbVfozi*iur'efhen^ iii wählen, so 

mtd dlMMn tMigedehy- elty SlMrtMi^eter fDepuüifö '»tiplente) erwählt. Diese 
9lelHeitN«t^- g«lii^n, 'sobM tiiati'^ewföse NachHchfC vbn' dt^nöf T6de des Depu- 
ifkeA USt\i^r'km^h Itfacft dem AusSpl'ö(ihe''der^drt^/fHtclr VersammluDg 
ifleht>b«iwoh&i»h''kafin, liudÜnCortes ab; dieser odttr jener Paß magp zu wel- 
<ft^i^'Zdt'>^>iflffrkla«h?'gt!^iA^n€lr\^k1A ^tH^ ' '' ' "' 

»Tii.jr'diviUiki })«|iutvrter tM^n'Cdrle^'tU Wa^) 'fhu^ ma^ Bürger und 
)iiiiaA6illMh$i«ii-Ck«^$«'^k^R^t^;^mhr üi^ in der 

i^aowm g^btrbn tind daselbst '>ifohirbaft'«eiil, 'tind^'iich''^eitfg$tens'sieben Jahre 
Ml':«ufg«lNMu'h4b«n;'uM eaciMthme'^teit'^äii&siWdter sein. DieWab. 
kmln Aiwdhr Afifger, «M^ bet dht V«i^saiäihlang »lige^'slird;^ nls solche, die 
ev'iiicM sindv Ireflbn; 
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' Aiyss«ird<A)ii ' baris Jeder, imt'zutti DepüHheti -^dh" dortes erwählt 
maikm ^^IdUttaebs elti V«rhiltfri§^ni$ssrges jahrRd^tss -fiftdt^ih^ym aus eigen- 
llrillaifeh Ittm Kdge6dl«6iideik Qfilbftt fbe^aten. ' '' ^ ' 

^ ' > i«3. Die Veiifigbiigeil' d(sfr 'vörhet^gehi^Meii 'Ai'tikelst bleiben so lange 
swpkidii't, bi» dlc^€oriesV^61che Ton jetzt äti gi6häHen werden; die Zeit be- 
ilimiiiti Mkmi wid^^ift Wtrksamkek treten köiitieilV'utid zi/gleieh die Summe 
d«^ -£iblf«mQiens od^r die Besehaflenheit der Gmer, - wotöh itiaii es beziehen 
flMi59^'b#tllaiiiiadi.' Oa^, wassfe aHdanVi bescMie^ir; soll Rir cfben so verfas- 
MMgsbnCMg «tfgdseheü werden, lib wenn «s tte!rniit attsg^sprocfaen wäre. 
n ... ' «4i' W^n <»' *sl<;h IrMt, Idass efn uild «ben di;e8elbe Person für die 
FrtVfÜMff gewabk 'wM, aus'w^cher sie gebürtig, uBd für dHsJUhige, wo sie 
^Mtinball' iBt,'-M>' gili dkf Wahl Jth* den Aufenthaltsort, utifd YQr die Provinz, 
•HA flirelolnit' siei goh&ftig Istr'tteitti ^cr' entspredhende» SieltteTirfcteWillei d^n 
QitÜtBtiink *>iti 'J. » . •• i''- •• '•' ' •'• ' ■' '•■"' » »i'> i^ *''-"-^ 

r. (• *. iN^w DitüMimstor (Im. <Secn)ta#ioB- dek* M^irffio) r Staatsrikthei^uiNl alK 
<iM M drat Höihdt ^iea Jümigs aikgestcUii süd« leömMte nicht inifi^ep»(M<tt 
der Corles erwähU wilrdan; . . < , . < ^ / ' ^ :• itu i v^o 

,. . i" 9#« .Eb«iiso*vtkiiig kMib lein AvdiDder ^nim BepHttrtenbbi dlitA Cortes 
«m^hk Uttdiom, mem et niühi'voii dmCoMs ida8tMi||eirlecb|ii^b»tlMviAi 

.»7« Kfln v6n>.d0r Ijle^ieiinig» ernannter 9tabtsbeMil€r«lcjflm':]n»^ 
IMig^ßtoiHAz; matnkim^. cr^aBin Ant •a!ästtbl»ia«aiLllefratirlen> btü den IEIgIkm 

96. J)er Secretär verfasst das ProtoeoU über 'dfe Walil«!iv,"^VMobesi^^ 
dofi I^ifi0ideafc^4]iid alttl WäbkniMfeamiireibM. >= ^ - ^ t Mi 
• i<tl> .M/ SodaQn woniett iüe .Wäihler allen und jedM dtr Depuiineiiy »bliM 
irgend einen Vorbehalt, Vollmachten in nacbstehen^ki- ¥6rät missMIteni^ 'Mb 
jedem die entsprechende Vollmacht i^iphändigen , um bjei den Cortes erschei- 
nen zu können. '^' ' y' 

100. Die VoUmaditeifi äollefi folgendörmasseii' lauten : 

-;<"«>/-' ' • Ni^Mlm^»idlif Üi i!ef Stadt 'btferdeiüTfetik^t) : :*. . aitf 

i » • wdMrMöBlits i ^ '; '. dös ÄAtösf '. '. .•' ."hi (Kh'. /: =. 'SMen digHeti^ 
iv <*'/ ii' ^(uhitr'ftlgefi ilte NaitMn'^to'-PfSsfdente'n'biird d^f'fteaiiiflWähler. 
->" ' 1'^ ^w^äAi» ^ WähivArsammlang der Prbviäz bMttif Venäil^ltl 
1 •>' • 1; : halbtft» skri^or "aiiir, Aem C7nte^zeifehtteteti, mS'aektti'äl^^tA'M^ 
zusaUMkMb %<^liffi^li Ze»^^ ei'ktärt, tte^s, hachd^tü tie^ pbUtischi^n 
•tv ..i. ' . • ' VVi«lMtfuBBi«r6r''Spflikisched Monärcihie ^t^ in 

derselben vorgeschriebenen raiiH(dlieitiM,%ili\Mis\Aeft G^rtrfiäateiii 
i.KM » . !u '1 <d«rl^ii(aKfgUiale mittibtei 'dieser 'Gelf^tilifbeirli^ erhallt, zur 
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(fie g^p^^wlfn. ym^wMt^ .B^I9rlc$^^ 

.... des Mosats , . . . gegeiiwiirlig«fi^ Jahre» ^ 4ie llk^tiliHeB 

, erwa^ti habea, wel<^e im Namen p^l4.^ls SMkepitetfrt^lilftfflK 
Provinz den . viertes beiwohnen M\\eB^ un<l 4ai§. di«^ JäejrpeM N« ;9f t 
zu Oeputirten dieser. Provinz erwäüt w<»rdeii, :ivie «iebrMs 'dM 
von N. N. angefertigten und nntemiipbiieUii ProdQcirilQi'etgMki* 

^ d^ sie in F^e dessen ihn^n iii9gp^am|i|i;t. ihmI jedem! leinzdn 
YoUinacbt erU^e^« nrndie vicblig9«^'VerricAM»giiii iiives J^kitas 
erfüllen und... mit den übrigea. Peputijr|(9a:,bfli .dfft.€orles. «U 
RepräsenUttten der Spanisehfn ;NaU#nb.allfs bewMHgen undtiiih 
sphliessen , zu können» was sie, dein allgtti^weii W«Me iOnJordar* 
lieh halten, jedoch nur kraft der BefbgnissQ, wekbe in dsrVerr 
/«s^ng festgesetzt sind und ^nnerMbder;.GrieA«enr welcbet»esagte 
Ve^fi^ssusng ^vor^iffayreibu ofanc^.dafStMfi .avf iirgond >ei«s.Wftia»4iaen 
von den Artikeln derse}^ Mfiter ifi^d mm^ Yorwandü atifhdMOi 
veränderif oder andere machen können» und dass die Gensiitoienten 
für sich, ui^d.im N^m^ alier Einiyfiher.diesfrJ^oiUlia;. kmA ,dMr 
ibnfm, als hif^rzu ernannten^ . WjjibIcpra-.'qrtbcKiten. Yi^UiMcbtifiich 
jverpflicbiep, AUe^ Qir g^tig,.jp^yifset>fn, \A\\ßm Folge M Msteil« 
sich naftb AU^ |K<^ Qigen» wa^ i4fe bei^agMfl DfimUrlf»» b^i^ dm 
Ccirtes Xhu^, fin^ ^^r poUiische^ Yerfa^sm^g dar $piapisebeiiijMir 
qarcbie gftn^äs^* bescl^^sen werdei^ :^cbe3 bab^n sie*ierklärt 
niid beijrylli^ vor flen Zeugen* N. N., .diß mit^An A^wJWgieni 
gi^iAiirärt^ Do^ifmi^i^t znr 9i?gl«al^gui% «pUerschrieben iNibeiii 

•{ • : fOl« Ber Präsident^ diej Wahlz€«%en ind der Seci^etlir sollen" uni^Mfii 
züglich eine von ihnen unterzeichnete Abschrift der Protocolle über'cNe"W>b^ 
}^ tat diei. beständige ]>cp|rttfioii-.deP' Gcirtes tkbe^nden; di«' geschehenen 
Wftblfin •durch., den Dfuck öffentlicii^ bekannt macbeä, und >jedeoi> fkfcMi 
oder Dorf der Provinz ein Exemplar davon zukommen Jossen.' '' •- ' • "■ 
.'.U'MOit, . DIn die Dfpiitirlen sdhadkis'zu hdlmx, :^sotien ihre MketreifTenden 
PMvJAiieii ihnen IMäteft beitahktav weiehe.*die.Gortes im zweüe» Jaiii»^lj«ir«r 
^Igemänmi Dep«laiion.'föf die:nachfo]gende Deputation bestimdienT#erden; 
md den übetiseeischen Defnslirjbeb aoU noeb aiisscrdt»^t«i|^illetv«iiHlb»ir"»«l 
sie,' nach dem Urtbeile ihrer betreffenden Provinzen, zur B6sfleiliin|^- ihüit 
JÜn9-.nndfievrefaielirailoh«nu. -'^ '- '^f- .v» 

103. In den Provinzial-Wdhh^fsaiiMluB^B SoH. alles ^dtebcioblfclN^ 
mfÜe^ii irtas ia«dfB[ Art. 55; .56.^ 53«^ 5Si voi^eritiirieftan istv^mit Abnahme 
Itasseiin.^fasder Artikel j|i?8 besÄgt. .. - -/ :• .it- :... :.'-i 



t. ii' . ' 






,.'■1' • ' 



Sechster Abschnitt. ^ ' 



p. Die (Jortc^ wpr4en.^if*,[flft»*fT^(^(t «i de« ibmptsUdt des König- 
f/eiicbs in ieii^b^ blos zu di^sf^p Bchufe. bi^iiqpten .QebliMd«^ ^(Manunel^^ 
,,.; , lOi. . Wenn.s||i|e.'fs%. dfenl^ epra^MeAf sirt ah: jweii' Widern Ort zu 
bfsgeit)i^n>.$o köi^n sie es, sobald es iii efi^jSUdtjVt» die nifM mehr als zwölf 
^^lylen, U];g\^s)| VP9 der JOam^MM^ f^fm\ h^» «od 9W«;iDrittheile der 
fj^qwesend^i^ Deputation in^dJese VerJe0a|ig\eipg0mWgtiMMnh^ '^ 
., ,, loa. fiit j%U(iie^ SlMs^pg^iptl d^ G<w^d««er||tf]:V(Naii h März an ge- 
rfipt^ni^« df'ei llf^^t^^^inter einaMBr« » 

IQ?. Die^Corliro k^^^n.ibife Siitzungen bMil^Am 

FSrIWiBIH, ^5rtlWlC. wepp !€#.dec l^Pwg.iisftonfbi/liRdMieitens, wemi 
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tföehfgiihitftteii. '^ ■•••' "^- " ••" :•..:" ' \/" V 

106. ^/le xwei Jahre werden sämnßfHeHe l>epiäirie emeuart, ./ 
' ';^ i09. ' 'Weiinli' RtiegbdCif Beietziing eSnes Theils des Gebiets der Monarr 
bUFs^dlihcfa den Fbhid e^ verhindert/ d^ss alle "oder ein The|i der fiepulirlen 
tfnerM^t nielir^fer Prortinzen sich bei' Zeiten einfinden koüneii» so sollen' dE^ 
iStelVte derAbwesendai durch die' alten '0eputirten der betreffenden Fi-oyinzeD 
ersetzt werden» indem sie unter sich darum loosen, bis die erforderliche Zahl 

IT .: >. i^H. DUg f)6|)iM!irte*l- können tiidit Wiedei* erwählt werdeii, wcnA nicht 
i9itfii*liikQ^t« HepotatW zwischen den beiden/ wozu sie gewählt wüi'den, statt 

g^ifhÄdfeii^äll-''" ''-'^ ' = •« . .• w ... . iJ • ..-. i.'w..i> 

111.. Bet ihfer -AtkkiihfV iil äüit DiailpUUdt meTdeh ^ie sieli foei'^er be- 
Htnhif^ bepuütöon der €ones,' WeTche' jhren Nam^n und 'den der 'Provina^ 
4mi dief^'^ erwählt sitid, in eiü bei äem Secrelarij^t def besagten Gdrt^s befind- 
n<»He8' Äegjistrt' '«ntrafgen laikt * ' ''* '. ,,^' 

ri..|^2. •In 'dem Ähre; wo die Dep|itirtän erneuert werden,' wird 919 
ib'J/Fifbl'naF; ; bd offeqren Tttüf^n, die erste vorbereitende Versammlung jge- 
iMÄe^, wöbet der Fluidem ^er beständigen Deputation den Vorsitz fbhrt 
and diejenigen das Amt des Seicretärs lind der >yahlzeugen versehen, .welche 
If^ttljic^ DepntaUon a^ Shrett übrigen Mitgliedern dazu erwählen wird. 

•^ ' i19. • In ' dieser ehtlenr Versabmhing reichen alle D^utirCe'ifare' Votl- 
ftiicltten dti/ünd' es werden mit iSUibmemnehrheit' zwei Comite*s ernannt* 
eins von fUnt Mitgliedern, um die Vollmachten aller Deputirten zu un(er^Qc|ien, 
tmd ^fn anlitres von Areiefa; um ^t der Tüdif Mitgli^er des ersten Öomit^'s 
tta'|»^lRfKi/'<- - • • ■•■'."',•■ .;'. ' , ;''.'" 

*= '' j ftk. Am SMen de^lbeb MÖnats Februar witd ^e zweite vorberei- 
^ftMc^ f^ei^minltittg, 'ebeäfiilh Bei offeiben Thttren« gehalten, und in dlese^ 
werden die beiden Comit^'s ihre Berichte über die Qesetimäflsidceit der 
V\aMiicfal«tf <^rstatteff; wobtö sie dfe Plrotocolle der Proyiniiai - Wahlen in 
^AlMfehi4ll'isii6h'vdH<<gen lasBen. ^ 

" '' -it^. Iri 'dieser T^mäklung^ so wie in den andern, die bis zum 25slien 
^tfse!§s^ben 'MollktS' Vebnikr erforderilch sind, wird definitiv und mit Stimmen- 
mehrfaett über altö I^^Tefüi Hinstcht der Gesetzmässigkeit. der Vollipachten 
^lUl de^ Eliitohä^ftttn d^k' Deptitirten entschied^^^ , 

116. 'fiy defbr lafare, ^Ichi^ auf das folgt, wo die Deputirten erneuert 
i^lM^n; ^ird am'f. ^ebrfrar die ers^te, und bis zum fünf und zwanzigsten hjnf 
die wdteren voriMireitenden Versatamlungen gehalten, welche man für nötmg 
^rkfaftM, 'um auf die 'in ^n drfei vorhergehende^ Artikeln angegebene Ali 
itAI Wüite'ÜlMer'die Kechtm^gkeft der Vollmachten der neu erscheinenden 
Deputirten zu entscheidet), .,..^ 

' ''if?.' AHe; Jahre aita fünf tind üswao^fgsten f'ebruar spÜ^die letzte yor; 
b^fefClitide ^ef^ünnhitig gehaHeU werden, und in derselben' sollen all« Depuj- 
tirteb, aiekätide auf das 'heilige 'Evangelium gelegt, folgenden itid leisten: 
Miv^h'dM; die rbmisdh- katholisch -apostolische Religion zu vertheidigai 
tiiküMi'erfaidtecr/ Und keine 'i^dere im königreiche zuzulassend — Antwort: 
fdf'teh^re es. -^ 'SdiWSreft' Sie,' die von- den, aOgememen und ausserordeni^ 
helfen >II«fi^^ det^ T^tftidcf tto JAhre ltil2 ;ääncllöDirl(i politische Ver&ssung der 
Spanischen Monarchie gewissenhaft atdjbecfat zu erhalten. Und dafbr zu sorgen» 
4m M düfrecfaft eHialt^tf ^erde? ^ Aiitwört: Iph schwöre es. —.Sdivird^ep 
m^^iimM^tümm\ wekhe ttin^ii (fife Naiioh 'änveftraut hal, treii und 



haben? — Antwort : Ich schwöre es. — So belohne Sie Got^ ^i^ Sifi 4p 
than, wo njcht,.so bc^^^flB.f^.^g|w. . . , /" . 

il8/ Hierauf werden aus diesen Dej^Urten, naiUel^ yerscMoascncr 
Zettel und m^t Stimmenmehrheit, ein /.Präsident,. ^in,yjiceprä3ident u||^ HJff 
Secret'are gewabtt,'. wodurch sich d,kCof:t|)s alsconstitti^irt uifd gebijde^ an^^icp 
werden« und die beständige I)epa(alio^ .-^i^d ,yon dem Augen^ici^e fia;a)if 
i^rc Amteverrichlungen einstellen.',. ... . * • • 

119. An demselben Tage wird eine Deputation von iwei und ^l|a||ü 
Personen und^zyirei ^epretäreq, ^rnanifl;^ nn^ sich, za den K^i0e:za ^fgeben, 
ün^ ihm zu melden, dass die Co^es constituirt sii|d, i|pd ^ea ^e pm^ ^HWr 
dchten erwählt haben, damit der König zu erkennen gebe, ob <er dec Mjfüfi- 
nufig fler ^rtes bei^o^^n werde« dif ^m h Ifäfz st#tt %jet < , ; 

';12b.! Wenn der&Dnig'nich^ in decHauyft^t^dt.isU ^(«^i^ MÜntdtti^ 
MiUtioitun^ ^briftlich gemacht und .eb^ ^. v^m.Ki^nige.diin^ul^ g^n»tYOfte|. 
" '' 121. Der Konig wird in Person der Eröffnung der.CorUs bei^ohpen, 
und wenn er verhindert ist, spH der .jpräs|dent d^r Cortes 9m b^timm« 
\en Tage dieselbe vornehmen,, oode d^ss sie .iiqter irgend .eipeiii Vocwpn(4p 
auf einen andern Tag vei:i^hob^n wer(|e^ J^annu DifM|el^QD Fj^ppjichfcrij^ 
sollen T)ei dem Schlüsse der, Corles beobachtet wiydeii* . . 
'^^ ' "'125?. "Der König wird ohne Wache in. den Saal^dijr Gottes £iiiti»U# 
iipd, blos von\denjenig;en I^crsonen begleitet sein 1,, welche pach den^iq^- Regle- 
ment über die innere Regierung der Qot\e^ feä^pesetzteif . GeremQnHil)^ 4f# 
'König empfangen und zurückbegleiten.' ,. i . 

• ' ^ 125. ,'Der J5<>nig* wird eine Rfde haltep, worip er den^Corte^ <^« iW*^ 
er ilur zweckmässig hält, vorschlägt^ und der Präsident wird ihm Jbißi^vf .ip 
adigemeinen Ausdrijck^n antworten« Wol^t dec Kernig aber, i^cht ^ff Eroff- 
Hiihg bei, so übergiebt er seine Rede, dem W^idenfiep, der, ijfi.^deqr («fffMf 
vorliest.' \^ ^ '' /\' ' '.,, ' . / '. .. ,.'. , „,., -i, ,.|., ... 

' 124^ Die Cortc;s können nicht .in ^egepwa^t d^ Ki^QigS ^e^t^ifcfaUg^. 
ii( '1- i|25. fm Fall die Sftaatssecretare cSecretarios^deL De^i^ 
im N^men des Königs einige Yorscbl^e^mact^en, $QUep «^e 9uf,^ lange und 
m'der Art, wie die Görl^cs c^ bestiipjfnen ,^er<lep» de^,pi^(;iissj9|)^ bei^plHi<p 
"iind[ sprechen, aber bei der Abstimpiung nicht; zug^^^iu« ,, ,., ., . > : jai 
'-'''^"126. 'Die Sitzungen aer Cortes sollen 6)7<^n^/icb. sein«, iipj^ «nur i^ FäK^fi, 
wo Qeheimhaltun^ nöthig ist, sollen geheiipe, iSItzunge^ ^tajl^ .^ndßn. » 
" ' '^h^i. Bei den piscussionen. d^r QNrt/ss i^id ^ alfefii^. wy die.iWmf 
K^erun^' derselben belriitt, wird das Rc^lemqi^t J^jeoJ^acl^Veitr.lVye^cb^.dii» allr 
gemeinen und ausserordentlichen Cortes^ ^rlass/^n» w/erden» |.^nl]t^s^ad^' 4^i> 
Yq^anderungen'^ .^f|^<^, ^^. fölgiepdea Certes' jt^epn^^u .fnay^^p Xijir/pöM^ 

erächten.*'' " ' '* ' im- :- • r.v ;.;.. 1. .«J 

1!^8. Map kann denDepiutirtf^ w^ep ihri^* Meini^^igißaii^chtStaf haben, 
und ^le .kunhen deshalb zu feiner !^eit, in keinem Falle,: uxi|d.yo9 keiaiyir.,?^ 
hurde m llntersuchung gezogen werden. In Griminalpropesisen, 4>^i0^^*^ 
antiängig genäacht werden, können ^ie blos dui^ch da9.Tribi|nal d^^Cp^flid^tißif 
'die im'^eglepicnt |iber ^ie innere Rejraeruf^' derselben YPrgf$pbrHi|>a|ie \^ 
linci Weise, gcrichtel werden, Watipci^a der Sifzungen der Cortes, up^ ^W^ 
Monat darnacB, können die Dcpulirten w^dqr ,\v^gep Civij^ftt^c|^ be^|ifW>iWKft 
Schulden halber gerichthch verfolgt wer^ep^, ,, • ,...' • . / .1,^,/ f,./x 

'' l'*' l29f. "Während der Dauer ihrer Senidung« die vop^ $1^ Tag|^,ji|| M(^gi9rt» 
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worden, köniien die Deputirten weder selbst ein Amt, woin der König ernennt» 
luanehmen» noch für irgrad einen Andern um «in solches, anhalten« oder eine 
Beförderung suchen, da es bei ihrem betreffenden Amte kein^ Rang giebt 

130. Eben so können sie, während der Daner ihrer Sendnng, und ein 
Jahr nach der letzten Ausübung ihrer Amtsverrichtungcn, weder selbst eine 
Fensioin oder irgend ein Ehrenzeichen, welche der König ertheilt, erhalten, 
noch für emen Andern darmn ansudhen. 

Siebenter Abschnitt 
Von ^tfn Bifiigniuen (faculdades) der Carie$, 

131. Die Cortes sind ermächtigt: 

a) Gesetze in Vorschlag zu bringen und zu heschliessen, sie OMi»^ 
Ugen^ und erforderliehen F<üls (ibzusehaffen; 

b) den Eid des Königs, des Prinzen von Asturien und der Regent* 
Schaft, wie er gehörigen Orts vorgeschrieben ist, abzunehmen; 

c) alle factische und rechtliche Zweifel (duda de hecho 6 de deredio) 
zu heben, w«lche in Hinsicht der Ordnung der Thronfolge ent* 
stehen; 

d) in den Fällen, wo die Verfassung es vorsdireibt, <fie Regentsdiaft 
od^ den Regenten des Reichs zu wiUilen und die Grenzen, inner« 
halb welcher die Regentsdiaft oder der Regent die klM|(MM 
Gewak ausüben kann, zu bestimmen; 

e) den Prinzen von Asturien öffimtlich anxnerkennen; . 

f) in dem in der Verfassung angegebenen FaHe für den mindeilihfi* 

gen König einen Vonnund zu emeimen; 

g) .die offensiven Allianzvertrage, die Sabsidien* und spedeNen Han* 
delsverträge vor ihrer Ratification lu genehmigen; 

h).die Zulassung fremder Truppen ins KÖnigrdch zu gestatt<m oder 

zu verhindern; 
i) die Errichtung oder Abschaffung von Stellen bd den naeh der 

Verftssong «rriditeten Tribunalen, eben so wie die Errichtung 

und Abschaffung von Staatsämt^m (ofidos puMicos) zu be* 

schliessen: 
k) alle Jahre auf den Vorschlag des Königs die Land- und Seemadit 

zu bestimmen, indem sie festsetzen, welche Strdtkräfte in Frie« 

densidten unterhalte werden, und wie weit sie in Kriegszeiten 

vermehrt werden sollen; 
1) für die Armee, die Flotte und Nationafanili^ wie für die versdii«« 

dene Zweige, aus denen diesdben bestdien, Verordnungen m 

erlassen; 
m) die Jmsgaben der StaeOsverwaikmg festzusetzen; , 
n) jährlieh die Steuern und Auflagen zu bestimmen; 
0) im Fall es.nöth^ ist, auf den Credit der Nation Anleihen zu 

machen; 
p> die VertheUung der S|enem auf die Provinzen zu genehmigen; 
q) die Rechnungen Ober die Verwendung der StaategMer einmt» 

sehen und xu genehmigen; 
r) die ZöUe und die Zolltarife (arancdes de derechos) festzuseCiea; 
s) diejiöthigen Verfügungen für die Verwaltung» Erhdtang oder 

Veräussemng der Nationalgüter zu treffen; 

4* 
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t) Werth, Gewicht, teehalt, Gepräge und Namoi der Münzen zu be- 
stimmen; 
u) dM Gewieht« und Ifft&siystem anzmiehmen, welches sie för da^ 

beqaemste nnd richtigste halten; 
T) jtde Art yon Industrie tu befördern und anznreg^, und Hinder- 

bIis«» welche diesdbe Ulfamen, zu entfernen; 
w) deb aligemeinen Plan für den Yolksanterricht , in (kr gtntei 

Monarchie zu entwerfen und zu genehmigen, was fUr die £rzit«> 

hung des Prinzen Ton Asturien geschieht; 
x) die allgemeinen Yorscfariften in Hinsicht der Polizei und des Ge- 

sunc&eitsau^ndes de» Reichs zu genehmigen; 
y) die politische Pressfreiheit zu beschützen^ 
z) dafür zu sorgen, dass die Minister und andere Staatsbeamten 

wirklich zur Rechenschaft gezogen werden; 
aa) endlich steht es den Gortes zu, in allen Fällen und bei allen 

Acten, wo der Verfassung zufolge ihre Einwilligung nölhig ist, 

dieselbe zu ertheilen oder zu verweigern« 

Achler Abschnitt. 
Von der Abfoiiung der Gesetze upd der königlieken Sandig. 

iZ2. Jeder JkputwU ist hefugt, den Cortes eehriftUeh Gesetzentwürfe 
PßrfnlegeB, vnd- die Gründe, worauf er sich stützt, anzugeben. 

133. Zwei Tage wenigstens, nachdem der Gesetzentwurf übergeben und 
▼erlesen ist, wird er zum zweiten Mal verlesen, und die Certes berathschlagen, 
q^ .er ziur 'Sprache kommen soll oder nicht 

134. Gestattet man, dass darüber discutirt wird, und erachten die Cor- 
ipz WWni ^^^ Wichtigkeit des Gegenstandes für nöthig, denselben vorher an 
ein Comit^ zu verweisen, so sott dies geschehen. 

.. . ;i3$^ Längstens vier Tage, nachdem die Discusston des Entwurfes geneh- 
migt worden, soll derselbe zum dritten Mal verlesen und ein Tag zur ErdlT- 
fHingder Qiscussion festgesetzt wercfon. 

% 13Ü. An diesem bestimmten Tage soll über den Gesetzentwurf im 
G^mzi^n und über jeden Artikel desselben discutirt werden. 

137. Die Gortes werden entscheiden, wann der Gegenstand hinlänglich 
))^sp rochen ist, und nachdem entschiede worden, dass dies der Fall ist, wird 
besMnunt» ob zur Abstimmung gesehritten wevden soll, oder nicht. 

, 138. Wenn entschieden ist, dass die Abstimmung statt haben soll, so 
wird auf der Stelle dazu geschritten, und der Gesetzcntwtrrf entweder ganz 
oder theilweise genehmigt oder verworfen, oder nach den bei der Discussion 
genx^chten Bemerkun^n abgeändert oder modiflcirt. 

139. Die Abstimmung geschieht nach Mehrheit der Stimmen; aber, 
um abzustimmen« rauas wenigstens die Hälfte sämmtlicher Depulirten, aus 
denen die Cortes bestehen, und einer noch darüber anwesend sein. 

140. Verwerfen die Cortes einen Gesetzentwurf während der Zeit, dass 
er geprüft wird, oder beschliessen sie, dass nicht zur Abstimmung darüber 
gef^hritten werden soll, so kann er in dem nämlichen Jahfe nicht wieder in 
Yorsdilag gebracht werden. 

141. Ist er aber angenommen, so wird er zwei Mal in Geselzesform 
amsgeferygt und in der Sitzung der Cortes verlesen. Tiachdem dies geschehen 
iili und faeide OrigiBale von dem Präsidenten nnd zwei Secretären unterZeich- 
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net worden .sind, so werden dieselben auf der Stelle durch eine 
ao den König überbracht 

142. Dem Könige steht die Sanction der GeseUEe zu. < l 

143. Der König vollführt diese Sanction mit folgender, eigenhändig 
geschriebener Formel: 

yfSoIl als Gesetz öfifentlich bekannt gemacht werden*' (PubUqiiese 
como ley). 

144. Der König verweigert seine Sanction mit folgender, ebenfalls von 
ihm eigenhändig geschriebener Formel: 

„An die Gortes zurückgewiesen*' (Vuelva k las Gortes). 
und fugt zugleich eine Darlegung der Gründe bei, warum er seine Sanction 
verweigert hat. 

145. Der König hat 3Q Tage Zeit, um sich dieses Vorrechts zu bedienen. 
Wenn er innerhalb derselben seine Sanction weder ertheilt noch verweigert 
bat, so wird dieses so angesehen, dass er sie gegeben hat ond' wirklich 
geben wird. 

14^. Die Sanction des Königs mag erfolgt sein oder nicht, so geiangt^ 
doch «ins von den beiden Originalen mit der betreffenden Farmri an die 
Cortes zurück, um in denselben Bericht darüber abzustatten. Dieses Original, 
wird im Arehive der Gortes aufbewahrt« und das Duplicat bleibt in den Hän- 
den de» Königs. 

147« Verweigert der König seine Sanction, so darf dieser Gegenstand 
in dem nämlidien Jahre nicht wieder in den Gortes verbandelt werden; doch 
kann es in denen des folgenden Jahres geschehen. 

148. Wird der nämliche Gesetzentwurf in den Cortefr des folgenden 
Jahres vpn neuem vorgeschlagen, zugelassen und genehmigt» so kann der Kö- 
nig, nachdem er ihm voi^el^t wor^n, demselben zum zweiten Male seine 
Sanction mit- den im Artikel 143. und 144. angegebenen Ausdrücken ertheilen 
oder verwdgem, und im letztem FaUe soll in demselben Jahre dieser Gegen- 
stand abermals nicht verhandelt werden. 

149. Wird der nämliche Gesetzentwurf in den Gortes des folgenden 
Jahres zum dritten Male in Vorschlag gebracht, zugelassen und genehmigt, so 
versteht sich von selbst, dass der König seine Sanction ertheilt, und wird er 
dieselbe, wenn ihm die Entwürfe vorgelegt werden , mittelst der, im 143. Ar- 
tikel enthaltenen Formel wirklich ertheilen. 

150. Sollte vor Verlauf der 30 Tage, während welcher der Konig seine 
Sanction zu ertheilen oder zu verweigern hat, der Tag eintreten, wo die Gor- 
tes ihre Sitzungen beendigen sollen, so wird der König dieselbe in den ersten 
8 Tagen der Sitzungen der folgenden Cortes ertheilen öder verweigern, nnd 
verstreicht auch diese Frist, ohne dass er sie ertheilt, so wird es eben so an- 
gesehen werden, als ob er sie gegeben habe, und er wird sie auch wirklich 
in der vorgeschriebenen Form geben. Verweigert aber der König seine 
Sanction, so köimra diese Gortes nochmals über demelben Gesetzäitwurf 
Aiscutiren. 

151. Wenn auch, nachdem der König einem Gesetzentworfe die Saacr 
tion verweigert bat, ein oder mehrere Jahre hingehen, ohne dass derselbe 
fiatwitrf, so wie er ursprüng^ch zur Zeit derselben Deputation, di^ ihn 4iif 
erste Mal angenommen oder während der zwei darauf folgenden Depatstaeoen 
von neiem in VorseUag gebracht wird, so soll in Betreff desselben,' was die 
Wirkung der könif^ichen Sanolion anlai^t, doch immer das gdtent was in den 
drti vorhergehenden Artikeln festgesetzt worden. Wird derselbe aber im Läufig 
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der drei eben angegebenen Deputationen nicht von neuem in Vorschlag ge- 
bfacM« flondem später, obwohl in den nämlidien Ausdrücken ab|i;efa8st, vor- 
getragen* 80 soll er dann hinsichtlich der oben angezeigten Wiritmfgen als ein 
neuer £ntwurf angesehen werden. 

* 152. Wenn der Gesetzentwurf in der in vorstehendem Artikel angege- 
benen Zwischenzeit zum zweiten oder dritten Male in Vorschlag gebracht und 
von den Cortes verworfen wird, so wird er, er mag dann in der Folge wieder 
vorgetragen werden, wann er will, als ein neuer Entwurf angesehen. 

153. Die Gesetze werden mit den nämlichen Formalitäten und auf die 
nämliche Weise wieder aulgehoben, wie sie erlassen werden. ' 

Neunter Abschnitt. 
Von der Eundnutchung der Gesetze, 

154. Ist das Gesetz in den Cortes bekannt- gemacht, so wird es dem 
Könige angezeigt, damit unverzüglich zur feierlichen Bekanntmachung dessel- 
ben gescbritttti wird. 

159. Zur Bekanntmachung der Gesetze wird sich der König nachstehen- 
der Formel bedienen: 

„Wir ~- (hier folgt der Name des Königs) — von Gottes Gnaden und 
kfaft der Verfassung der Spanischen Monarchie, König von' Spa-' 
nien, thun Allen, die Gegenwärtiges sehen oder hören, kund und 
zu wissen, dass nachstehendes Gesetz von den Cortes b«9cläossefi 
und von Uns sandionirt worden ist (hier folgt der budisüH)lid>e 
Inhalt desselben). Demnach befehlen Wir allen Gerichtshöfen, 
Magistraten, Chefs, Gouverneuren und andern, sowohl bürgerli- 
chen als Militair- und geistlidien BehordiNi, wess Standes und 
Würden sie sein mögen, dieses Gesetz in allen seinen Theilen zn 
beobachten, und beobachten, erfüllen und vollführen zu lassen. 
Ihr habt wohl darauf zu sehen, dass es zur Erfdihing komme, 
und werdet dafür sorgen, dass es gedruckt. Öffentlich bekannt 
l^macht und in Umlauf gesetzt vrerde.^ (Es wird an den betref- 
fenden Minister gesdiickt] 

156. AOe Gesetze werden auf Befehl des Königs durch die betreffenden 
Min^ter bekannt gemacht und verbreitet, welche dieselben unmittelbar an 
alle und jede höchste und Provinzialgerichtshöfe und andere Chefs und Ober« 
behörden «cbidcen, die sie dann an die Unterbehörden übersenden. 

Zehnter Absdmitt. 
Von der beständigen Deputation der Cortes, 

157. Bevor die Cortes aus eimmder geben, ernennen sie eine Deputa- 
tion, welche den Namen „immerwährende Deputation der Cortes" führt« imA 
a» neben «ui ihrer Mute erwählten Mitgliedern besteht, nämlich: drei aus 
d<^ Enropäiachen Provinzen und drei aus den überseeischen; der siebente wird« 
WEM das Loos enttoheidet, entweder ein Europäischer oder ein überseeiackier 
HfpvtHriir sein. 

138. Zugleich werden die Cortes zwei Stellvertreter für diese Deputa* 
lion emenneiii einen Europtecben und einen ttberseeisehen. 



159. Die beständige Deputalioii dauert von der einen Sitzung der Gor- 
tes bis zur andern. 

160. Diese Deputation bat Nachstehendes zu besorgen: 

a) auf die Beobachtung der Verfassung und der Gesetze zu sehen, 
um bei den nächsten Gortes Rechenschaft von den Verletzungen 
abzulegen, welche sie wahrgenommen hat; 

b) in den in der Verfassung vorgeschriebenen Fällen ausserordent- 
Nche Cortes zusammen zu berufen; 

c) die im 111. und 112. Artikel angegebenen Amisverrichtungen zu 
erfüllen; 

' d) den stellvertretenden Deputirten anzuzeigen, wenn sie statt der 
dgenüicb«! den Sitzungen beiwohnen sollen, und wenn sidl's 
trifft, dass die Deputirten einer Provinz oder ihre Stellvertreter 
ausbleiben oder durchaus nicht zusammen kommen können, dw- 

^^ ^r Provinz die nöthigen Befehle zuzustellen, zu einer neuen 
Wahl zu schreiten. 



Eilfter Abschnitt. 
Von den ausserordentlichen Cortes. 

161. Die ausserordentlichen Cortes bestehen aus den nämlichen Depu- 
tirten , welche während der zwei Jahre ihrer Deputation die gewöhnlichen 
Gortes bilden. 

162. Die beständige Deputation der Cortes wird dieselben in folgenden 
drei Fällen auf einen bestimmten Tag zusammen berufen: 

a) bei Erledigung der Krone; 

b) wenn der Ronig aus irgend einem Grunde die Regierung nicht 
führen kann, oder zu Gunsten seines Nachfolgers der Krone ent- 
sagen will Im ersten Fall ist die Deputation ermächtigt, alle 
Maassregeln zu treffen, welche sie für zweckmässig hält, um sich 
von den Ursachen zu überzeugen, welche den König zur Regie- 
rung unfähiig machen; 

c) wenn der König unter sehr bedenklichen Umständen oder wegen 
schwieriger Angelegenheiten ihre Zusammenkunft für zweckdien- 
lich hält, und die beständige Deputation der Cortes davon benach- 
richtigt. 

163. Die ausserordentlichen Cortes werden sich bloss mit dem Gegen- 
stande beschäftigen, weshalb sie zusammen berufen worden sind. 

16i, Die Sitzungen der ausserordentlichen Cortes werden mit den näm- 
lichen Förmlichkeiten eröffnet und geschlossen, wie die gewöhnlichen. 

165. Die Haltung der ausserordentlichen Cortes soll (He Wahl neuer 
Depulirten zu der bestimmten Zeit nicht verhindern. 

166. Wenn die ^ausserordentlichen Cortes an dem zur Versammlung der 
gewöhnlichen bestimmten Tage ihre Sitzungen nicht beendigt haben, so stellen 
sie ihre Amtsverrichtungen ein, und die gewöhnlichen Cortes setzen das Ge- 
stbüft fort, weshalb erstere zusammen berufen worden sind. 

167. Die beständige Deputation der Cortes setzt in dem in vorstehen- 
dem Art angegebenen Falle die ihr im 111. und 112. Artikel angewiesenen 
Amtsverriditungen fort 
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Vierter Titel. 
Von dem Könige. 

Erster Abschnitt. 
Von der Unverletzliekkeit des Königs» 

» • 

168. Die Person des Königs ist heilig und unverletzlich, und nicht ver^ 
antwortlich» 

169. Der König fuhrt den Titelr katholische Majestät 

170l Der König hat »osschliesslich die Mtchtv die Gesetke iopVdlzie- 
hang bringen zu lassen, und seine Gewalt erstreckt sich auf alles, was sich 
auf £rhaUun^ der Ordnung im Innern und auf die Sieh^faeit des Staats nach 
a^sen bezieht, der Verfassung und den Gesetzen gemäss. 

171. Ausser dem dem Könige zustehenden Vorrechte, die Gesetze zu 
sanctioniren und bekannt zu machen, hat er noch folgende Hauptvorrechle: 
V a) dteDecrete, Reglements und Yerhaltungsbefehle auszufertigen, die 
er zur Vollziehung der Gesetze für zuträglich hält; 

b) dafür zu sorgen, dass im ganzen Königreiche die Justiz schnell 
und vollkommen ausgeübt Werde; . 

c) Krieg %u erklären oder Frieden zu schiiessen und sm raü/f et r«n, 
und dann den Cortes eine mit Documenten belegte Rechenschaft 
darüber abzustatten; 

d) auf Vorschlag des Staatsraths die Beamten bei allen Civil- und 
Griminalgerichten zu ernennen; 

e) alle Civil- und Militärstellen zu besetzen; 

fj auf Vorschlag des Staatsraths alle Bischöfe zu ernennen und alle 
übrigen geistlichen Aemter und Pfründen, worüber der König das 
Patronatsrecht ausübt, zu vergeben; 

g) Ehrenzeichen und Auszeichnungen aller Art den Gesetzen gemäss 
zu ertheilen; 

h) die Armeen und Flotten zu befehligen und die Generale bei den- 
selben zu ernennen; 

i) über die bewaffnete Macht zu verfügen . und sie so zu vertheilen, 
wie es am zuträglichsten ist; 

k) die diplomatischen und Handelsverhältnisse mit andern Mächten 
zu leiten und Botschafter, Gesandte und Consuln zu ernennen; 

Hir das Schlagen der Münzen zu sorgen, worauf sein Brustbild 
und sein Name geprägt ist; 

m) über die Verwendung der für alle Zweige der Staatsverwaltung 
bestimmten Gelder zu entscheiden; 

n) den Gesetzen gemäss Verbrecher zu begnadigen; 

0) den Cortes solche Gesetze und Verbesserungen vorzusehlagen, itrie 
er sie für das Wohl des Volks am zuträglichsten hält, damit diese 
in der bestimmten Form darüber berathschlagen; 

p) die sogenannten Paretis oder Rescripte zu bewilligen,, oder De- 
crete der Kirchenversammlungen und ^e päpstlichen Birilea nttt 
Einwilligung der Cortes, wenn sie allgemeine Verfügungen ent- 
halten, zurück zu behalten; wenn sie Privat- oder Regierungsan*^ 
gelegenbeiten betreffen, den Staatsrath darüber zu hören; in^.Pdlli. 
es sich aber um streitige Punkte bandelt, das oberste Qefich^ 
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' jtijbuiial daven ip KfimtiuH «i seü^n, d«mit es dtn Gesetien 

gemäss darüber entscheide; 
q] die Staatsminister zu ernennen und frei zu wählen. 
172. Folgendes sind die Beschränkungen der königlichen Gewalt: 

a) der König kann unter keinem Yorwande die Abhaltung der Gor- 
tes zu der in der Verfassung bestimmten Zeit und. in den darin 
angegebenen Fällen hindern« sie weder suspendiren» noch auflösen, 
noch auf irgend eine Weise ihren Sitzungen und Berathschlagun- 
gen Hindernisse in den Weg legen. Diejenigen» welche ihm zu 
einem solchen Versuche rathen und dabei behülflich sind» werden 
für Verräther erUärt, und sollen als solche geriditlich bela^gfc 
werden; 

b) der König kann sich ohne Einwilligung der Gortes nicht aus dem 
Königreiche entfernen, und wenn er es thut, so wird es so an- 
geschen, als ob er der Krone entsagt- habe; 

c) der König kann weder die königliche Gewalt, noch irgend eines 
seiner Vorrechte veräussern, abtreten, noch auf irgend eine Art 
einem Andern übertragen. , Sollte er aus irgend einer Ursache 
dem Throne zu Gunsten seines. unmittelbaren Nachfolgers entsa- 
gen wollen« so kann er es nicht ohne Einwilligung der Gortes 
ihun; . . . 

d) der König kann keine Provinz, keine Stadt, keinen Flecken, keine 
Ortschaft, noch irgend einen Theil des Spanischen Gebiets, er sei 
so klein als er wolle, veräussem, abtreten oder vertauschen; 

e) der König kann ohne Einwilligung der Gortes mit keiner fremden 
Macht eine OfTensiv-AUianz noch einen besöndern Handelsvertrag 
schliessen; 

eben so wenig kann er sich ohne Einwilligung der Gortes durch 
irgend einen Vertrag verbindlich machen, irgend einer fremden 
Macht Subsidien zu ^ geben; 

g} der König kann ohne Einwilligung der Gortes üie Nationaldomai- 
nen weder al)lreten noch veräussem; 

h) der König kann für sich sdlein, oh&e dass d^e Gortes sie decretirt 
haben, weder unmittelbar noch mittelbar Auflagen machen oder 
Steuern erheben, sie mögen Namen haben, welchen, oder be- 
stimmt sein, zu was sie wollen: 

1} der König kann weder einem Einzelnen, noch irgend einer Kör« 
perschaft, ein ausschliessliches Privilegium ertheilen; 

k) der König kann sich weder des Eigenthums irgend einer Privat- 
person oder irgend einer Kqrperschaft bemächtigen, noch «ie in 
dem ßesitze, Genüsse oder in der Nutaniessung derselben stören, 
und sollte es in irgend einem Falle für irgend Etwas, das dem 
Staate anerkannt nützlich ist, nothwendig sein; irgend Jemandem 
sein Eigen thum zu nehmen, so kann es nur geschehen, wenn er 
zu gleicher Zeit entschädigt wird, oder, nach dem Ausspruch 
Sachverständiger, eine angemessene Vergütung dafür erhält; 

1] der König kann Niemand seiner Freiheit berauben, nodi fiir 
sich irgend eine Strafe auferlegen Der Minister, wekber den 
Befehl dazu unterzeichnet, und der Richter, der ihn vollzieht, sind 
der Nation dafür verantwortlich, und werden als eines Vergehens 
an der persönlichen Freiheit schuldig bestrtaft. Nur in dem Falle, 
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wenn ' dts Wobl und die Sicherheit d^s Staats die Veriiaftang 
irgend einer Person erfordern sollte, kann der König den Befehl 
dattt ertheilen, jedoch unter der Bedingung, dass die verhaftete 
Person binnen 48 Stunden dem gehörigen Richter oder Geridits- 
h^e übergeben werden muss; 
m) der König wird, bevor er eine Eheverbindung schliesst, solches 
den Gortes anzeigen, um ihre Einwilligung dazu zu e;4ialten; und 
thut er dies nicht, so soll es so angesehen werden, als ob er der 
Krone entsage. 
173. Der König leistet bei seiner Thronbesteigung, und wenn er noch 

Amdeijährig ist, dann, wenn er zur selbstständigen Regierung gelangt, in 

Gegenwart der Cortes folgenden Eid: 

,ylch chier folgt der Name) von Gottes Gnaden und durch die Ver- 
fassung der Spanischen Monarchie, König beider Spanien, schwöre 
bei Gott und dem heiligen Evangelium, die Katholisch-Apostolisäi- 
Römische Religion zu beschützen und aufrecht zu halten, ohne 
irgend eine andere in dem Königreiche zu gestatten; die politische 
Verfassung und dje Gesetze der Spanischen Monarchie zu beob- 
achten und beobachten zu lassen, und einzig und allein ihr Wohl 
nnd ihren Vorthdl im Auge zu haben; keinen Theil des König- 
reichs zu veräussem, abzutreten oder zu zerstückeln; niemals 
irgend eine Quantität von Früchten» Geld oder etwas Anderes zu 
verlangen, wenn es nicht' von den Cortes decretirt wprden ist; 
Niemandem je sein Eigenthum zu nehmen und vur allem die 
politische Freiheit der Nation und die persönliche jedes Einzelnen 
zu n^pectiren. Und wenn ich von dem, was ich geschworen, 
ganz oder nur zum Theil das Gegentheii thue, so soll man mir 
nicht Gehorsam leisten, sondern das, wodurch ich dem zuwider 
handle, soll null und nichtig sein. So wahr mir Gott helfen und 
mich beschützen, und wenn ich es nicht thue/ mich bestra- 
fen möge.'* 

Zweiter Abschnitt 
Yon. der Kronerbf0t§i€, 

174. Das Königreich beider Spanien ist untheilbar; die Thronfolge 
geht, nach Bekanntmachung der Verfassung, blos in regelmässiger Ordnung 
nach der Erstgeburt utad Erbfolge auf die legitimen männlichen und weibli- 
chen Descendenten der unten angegebenen Zweige über. 

175. Bios legitime Söhne, die während der Dauer der gesetzmassigen 
Ehe erzengt sind, können Könige von Spanien werden. 

176. Bei gleichem Verwandtschaftsgrade und in gleicher Linie gehen 
die männlichen Nachkommen immer den weiblichen, und der Aeltere immer 
dem Düngern vor; aber die Frauen des näheren Zweiges oder näheren Gra- 
des in der nämlichen Linie haben den Vorrang vor den Männern eines ^t- 
femlereQ Zweiges oder Verwandtschaftsgrades. 

177. Der Sohn oder die älteste Tochter des Sohnes des Königs, im 
Falle ihr Vater früher sterben sollte, bevor er die Erbfolge des Königreichs 
angetreten, sollen ihren Oheimen vorgehen, und kraft des Erbrechts ihrem 
Grossvater unmittelbar nachfolgen. 

.178. So lange die Linie, welcher die Erbfolge zusteht, nicht erlöscht, 
geiaftgt der nächste Zweig nicht zur Erbfolge. 
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iTO. ^S% von Spaniefi ist 0on Ferdindnd Yil. von Baurbom, der 
•gegenwärtig regiert/ 

. 180. . In £nnangeluDg Don Ferdinands YlI. von Bourbon, folgen ihm 
iieine rechtmässigen sowohl mänlntichen als weiblichen Descendenten; fehlen 
diese, seine Brüder und Scjtiwestem, Oheime und Tanten r BrQder und 
Schwestern seines Vaters, nnd ihre rechtmässigen Nachkommen in der vorge- 
schriebenen Ordnung, indem sie alle unter sich das Erbfolgerecht und den 
Vorrang der bähem Zweige vor den entfernteren beobachten. 

181. B'ie Gortes können alle und jede von der Thronfolge ausschliessen, 
die nicht fähig sind zu regieren» oder Handlungen begangen haben, wodurcb 
sie sich der Kroiie unwürdig jgemacht 

' ' 182. Wenn alle hier angegebenen Zweige erlöschen» so soUein die Cor-' 
tes aufii neue zusammen berufen werden, um in Erwägung zu ziehen,, was« 
bei Befolgung der hier aufgestellten Ordnung und Regeln, iUr die Erbfolge 
der Nation am zuträglichsten isL ~ 

18d. Wenn die Krone sogleich oder in der Folge einer Frau ainbeii^^ 
fällt, SP kann sich dieselbe ohne< Beistimmung derCortes keinen Gema|il wäh- 
len, und wenn sie das Gegentheil thüt, sb wird die& als eine Eptsagung der 
Krone anges^en. 

184. Im Falle, dass eine Frau zur Regierung gelängt, erhält ihr Ge- 
mahl keinb Gewalt über das Reich, von welcher Art sie sei, noch irgend einen 
Antheil an der Verwaltung. - 

*• Dritter AbschnitL 

Von der Minderjährigkeü de$ Königs und der UegenUchaß, 

185. Per König ist bis zum vollendeten achtzehnten Jahre minderjährig 
186.' Während der Minderjährigkeit des ^önigs wird das Reich durdn 

ei^e Regentschaft regiert 

187. Das Nämliche geschieht, wenn der König wegen irgend einer phy? 
sischen oder moralischen Ursache die Regierung zu fllhren nicht im Stande ist.' 

188. Wenn diese Verhinderung des Königs länger als zwei Jahre 
dauert,, und den unmittelbare Thronfolger achinehn Jahre alt ist, so koiinen 
ihn die Cortes statt der Regentsehaft zum Regenten des Königreichs ernennen. 

181^. Im Falle der Thron erledigt wird und der Prinz von Asturien 
noch minderjährig ist, so soll, wenn die ordentlichen Cortes nicht versammelt 
sind, so langem bis die ausserordenÜSchen zusammen kommen, die provisorisdie 
Regentschaft aus der Königin Mutter, wann eine da ist, aus zwei Mitghedern 
de)r permanenten Deputation der Cortes, welche nach der Ordnung ihrer 
Wahl zur Deputation die ältesten sind, und aus den zwei ältesten Staatsräthen. 
luftmlich dem Aeltesten und dem i der auf ihn folgt, bestehen. Wenn keine 
Königin Mutter vorhanden ist« so jummt der der Anciennität nach dritte 
Staatsrath an der Regentschaft Theil. 

100. Den Vorsitz. bei der provisorischen Regentschaft führt die Konigin 
Itutter, wenn es eine giebt, und in deren Ermangelung dasjenige Mitglied 
der permanenten Deputation der Gortes, welches zuerst zu dieser Deputation 
efnAnnt worden« ^ > 

101. i)ie provisorische Regentschaft wird keine andern Geschäfte ab- 
thnn, als soldie, die keinen Aufschub leiden, und nur interimistische Beamte 
ernennen und absetzen. 

lä2. Sind die ausserordentlichen Cortes beisammen, so werden sie eine 
aus drei bis fiinf Personen bestehende Regentschaft ernennen. 

gehab f r t, TartoMaiilsiiiknidtoB. a.B4. 5 
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193. pm Mit^lje^ der Regeptscb^ft ,zu werden, m^^ ip»a Bf^iyer sein 

und die freie 'Austibung seiner Rechte geniessen.Aaständer/. selbst wenn, sie 
Bttrgerdi{ilome erhalten haben i[ sind aufgeschlossen. ^ 

194. Den Vorsitz der Regentschaft fuhrt dasjenige BlitgJied derselben, 
welches die.Cortes da^ bestimmei^.und diese haben auch im Nothfall festzu- 
setzen, ob die PrSisidentscbaft nach der Reihe herumgehen und auf wie lang^^ 
sfe geführt werden soll. 

' Idö. Die Regentschaft wird die könijg^iche GewaU unter der Beding^ing 
ausübe^n, welche die Cortes für gut halten. 

. 196. {Sowohl die eine, als die andere Regentschaft wird nach der iin 
Art. 173. vorgeschriebenen Formel einen £id leisten mit Hinisusetzung der 
Claifsel; „dass sie dem Könige treu sein will", und die permanente Regent- 
schaft wird aüsserdeqi noch hinzufügen, dass sie die von den Cortes ihrer 
Gewalt gesetzten Schranken beobachten, und wenn der König zur Volljährig-- 
ieit gelangt, oder seine Unfähigkeit aufhört, die I^egierung des Königreich!» 
.niederlegen will, bei Siraife, dass, im Fall sie es einen. Augenblick verschiebt,' 
Are Mitglieder als Verfäther angesehen und behandelt werden sdUen. 

'l9t. Alle Beschlüsse der Regentschaft werden im Nam^n de$ Königs 
bekannt gemacht. ' ' , 

198. Vormund des minderjährigen Königs soll derjenige sein, welcher 
von dem verstorbenen Könige in seinem letzten Willen dazu eriiannt worden« 
Hai dieser Niemand ernannt,' so ist die Königin Mutter so lange Yormilnderin 
als sie Wittwe bleibt. In Ermangelung derselben wird der Vormund von den 
Cortes ernannt. In dem ersten und dritten Fallß muss der Vormund aus 4em 
Königreicjie. gpbürtigi spip. - . , 

199. Die Regentschaft wird daraufsehen, dass die Erziehung des min- 
derjährigen Königs in Allem dem grossen Zwecke seiner hohen Würde ent- 
sprechej und nach' dem von den Cortes genehmigten t^Iane vor sich gehe. 

200. Die Cortes bestimn^en den Gehalt, welchen die Mitglieder der 
RegentschafC gemessen sollen. 

'• ' ■ - Vierter Absdmill. ' 

'^ "V&h der königlichen Famitie wid. der Anerkennung dis Prhiteifvon -''^ 
'*'• •—■••• Asturim. ' ^ ■ '■' -'-■ - --• ^-l- 

'201. Der erstgeÜQrne Söhn des Königs' führt, den Titel: ,,Prinz von 
^isturien.** , ^' * ' . . . 

. 202.., Die andern Kinder des Königs sjnd und heisseii Infanten von 
Spanien (Infantes de las Espanas), / ' 

* 203. Die Söhne und Töchter dfes Prinzen von Äslurien sollen ]giöicn;.' 
üayis Infanten von Spanien lieissen. 

'204. Die^ 'Eigenscbah Spanischer Infanten beschränkt sich einzig und' 
aÜein auf diese t^ersonen, lipd kann hFcht auf aiidere ausgedehnt werden. 

2Qß. Die Infanten von Spanien werden die bisher genossenen Auszeich- 
nungen iind Ehrenbezeugungen geniessen, und können zu allen Arten von . 
Aemtern ernannt werden, ausgenommen' zu Gerichts- ued Deputirtenstdlen 
beiden Cortes. ' . i 

2P6. Der Prinz von Asturien kann ohne Einwilligung der Cortes nicht ' 
ays dem Königreiche gehen, und wenn er es ohne ihre Zustitnmung yerTässtj, 
ist er dadurch von der Thronfolge ausgeschlossen. v 

207. Pass^elbe findet statt, wenn er längere Zeit atisserhalb des Reiches ' 
bieiÜt, äls'm der Erlaübnlss festgesetzt ist, und auf die von den Cortes aii.ibn 

H ..». .1 I Ml H '^•l s • « • ■ .• ■ . l«. , I tll l' 1 . 1'/ 'b -'l* . 
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ergangene Aufforderung zur |iUckkehr in der von ihnen bestisiifiten^FijsC 
sich nicht einstellt. 

206. Der Prinz von Asturien, die Infanten und fnfantinnen, Ihre Kin- 
der und Pescepdenten, die Unterthanen des Königs sind /.können ohne seine^ 
und der Gortes Einwilligung, bei Strafe, ihr Recht auf die Krone zu verlieren^^ 
sich nicht verheirathen. 

209. Die Gortes und in Ermangelung derselben die peinnanente Depu- 
tation erhalt eine authentische Abschrift von den über die Geburt, die^ Yer- 
mählung und «tob Tod aller. «Glieder der königlichen Famäie aufgenommenen 
Acten, um sie in ihren Archiven aufzubewahren. 

210. Der Prinz von Asturien wird von den Gortes mit den in dem Re- 
glement fBr ihre innere Regierung vorgeschriebenen Formalitäten anerkannt 
werden. - 

2fl.. Diese Anerkennung geschieht in der ersten Versammlung der Gör» 
teSf. die nach seiner Geburt gehalten wird. 

212. Der Prinz von Asturien leistet, wenn er vierzehn Jahre alt ist, in 
Gegenwart der Gortes folgenden Eid: 

„Ich (hier folgt der Name) Prinz von Asturien, schwöre bei Gott 
und dem heiligen Evangelium, dass ich die Apostolisch-Römisch- 
Ka^olische Religion verlheidigen und aufrecht halten, und keine 
andere im Königreiche gestatten^ die Verfassung der Spanischen 
Monarchie beobachten, iind dem Könige tren und gehorsam s@ik/- 
wiU. So wahr mir Gott helfe/* 

YÄnfter Abschnitt ^ *'' 

Vtm der Dotation der königlichen Familie», 

213. Die Gortes setzen für den Hofhalt .des Königsjährlich eine Sum^e 
aus» welche der ho^en Würde seiner Person entspricht. .,- . 

214. Dem Könige ge^r^n alle königlichen Paläste, deren Besitz seine^ 
VoKgsDger genossen haben, und die Gortes werden die Ländereien biestimmen^i 
welche sie zu seinem persönlichen Vergnügen vorzubehalten für dienlichf 
erachten. 

215. Fjlr den Unterhalt des Prinzen von Asturien setzen die Gortes 
gleich vom Tage seiner Geburt an, für die Infanten und die Infantinnen aber,* 
nachdem sie sieben Jahre alt geworden sind, eine jährliche, ihrer respectiven 
Würde entsprechende, Summe aus. 

216. Die Gortes werden den Infantinnen bei ihrer Verhefrathüng dne 
angemessene Summe als Heirathsgut aussetzen , nach deren Bewilligung dfe 
zum Unterhalte bestimmt gewesenen jährlichen Summeh aufboten. 

217. Wenn sich die Infanten verheirathen und in Spanien leben; iiö 
weitien ihnen die bewilligten Pensionen miunterbrodien' bezahlt; verheirathen 
flie sich aber und halten sich ausserhidb des Landes anf^ scr hören > itie Ten^ 
sionen auf und sie erhalten ein für alle Mal eine Summe, welche dl» GokMH 



21& Die Gortes seilen auch die Pension fest, wdche die'fefwiHwete 
Ktei^n erhalten soll.* 

210. Die Besoldungen der Mitglieder der HegeQtscfaÜt werden ven dar 
^.d^ Holhalt 4es Königs angewiesenem Summe, geponimen* . • 

220. Die Summen für den Hofhalt lies J^öoigS/ ^nd.dif P^niiei^.llir 
»eine Familie, von welchen in den vorhergehenden Artikehi die Rede ist, wer- 



den Yon den Cort^s lu Anfange jeder neu^n^Rcgiprung festgeseUt und können 
wUhrenH äisr^ frauer derselben nicht g^eätidert werden. ' ■ •* ^ i -n. 

221. Alle diese Anweisungen werden bei dem Nationalscnatze m Rech- 
nung gebracht, der die Zahlungen an den vom Könige ernannten Administra- 
tor leistet und mit demselben alle gegenseitige Activa und Passiva jn (>rdnung 
bringt 

Secksier Abschnitt. 
Von den Ministem oder Staats- und Bepenhe^Secf^e^^en. 

222. Minister (Secretarios dcl Despacho) sind sieben, nämlich: 

aH der erste Staatssecretär (Secretario del Despacho de Estado); . 

b) der Staatssecretär für die Regierung der Halbinsel und der be- 
^ nachbarten Inseln {S. d. D. de la Gobemacion de Aeyno}; 

c) der Staatssecretär nir die Regierung der überseeischen Länder; , 

d) der Staatssecretär für die Gnaden- und Justizsachen (S. d. D. de 
Gracia y JusUciä); 

e) der Staatssecretär der Finanzen {ß, d. D. de äacienda); 

f) der Staatssecretär für das Kriegswesen; 

g) der Staatssecretär. der Marine. 

Die folgenden Gortes werden in dieser Organisation der. Ministerien die 
Aesderungen vornehmen; welche Erfahrung und. Umstände nö^ig machen 
werden. 

223. Um Minister werden zu kennen, muss man Bürger und im aus- 
übenden Genüsse seiner Rechte sein. Ausläi^der, auch wenn sie Bürger- 
diplome erhalten haben, sind ausgeschlossen. 

224. Ein besonderes, von den Gortes genehmigtes, Reglement wird die 
jedem Minisieriuiii zukommenden Geschäfte l)estimmen. 

225. Alle Befehle des Königs müssen von dem Minister desjenigen De- ^ 
pärtements, wofiin sie gehören, unterzeichnet werden; kein Gericht and kein 
Staatsbeamter soll einem Befehle Folge leisten, l)ei weTchem di^e Förntfi^h' 
keit nicht beobachtet ist ' 

22Ö» Die Minister sind den Gortes für die Verordnungen« welche sie 
contrasigniren, und die der Verfassung und den. Gesetzen zuwiderlaufen, ver- 
antwortlich, ohne dass sie zu ihrer Rechtfertigung den $efehl des Königs vor- 
schützen können. 

227/ ßie-Minister verfertigen die jährUchen Apuschläge für di , 

der Staatsverwaltung, vt^eiche sie in ihrem, betreffenden Depairtement fQr erfor-^ 
derlich halten. und legen auf die Art und Weise, die ]i^eiter unten angegeben^ 
vyerden wird, RecbenschafjL von denen ah, die sie gehabt haben. 

228. Um die Minieiter zur Verantwortung zu »eheo^ werden die (j(^ßU$f 
▼oc Altem den Beschlnss zu fassen haben, dass ein 'gerichtiiebes Ycrfabrem' 
stau fih4en soll. . . 

229. Ist ein solcher Beschluss erlassen, so wird der Minister sospcMdiri, 
Ohd die Gortes übergeben dem obersten Gerkhtshclf^^lllle AeltnstAcke, welche 
diesen Process betreffen, der von demselben Gerichtshöfe afkhähifjig« gemtfiebf 
*irdrd<»f muss; weither ^ imtnärt vnd den Gesetzen gemäss entichddet. 

2dO. Die Cörtes werden die Gelialte fo^lset«en, wdehe ^e 'IffiMlitÜ^ 
Irftrend ihres Amtes ipeniessen soUen. ' ' 

■lOY .',-1 ■?!•' 'I »i < l•'.•^'5^ !.'•'• • 'I * ■ •' .1.1* ' • • ."!• i ^MU"»» 



Siebenter .Ab9C|i^Ur . 
Von, dem SiLaatirathe. ^ . 

231. Es soll ein Staatsratli ans vienig Itfitgtiedern bestehen, die Bürger 
und im ausübenden Genüsse ihrer^J^eebte sind. Ausländer,, auch wenn sie 
Bürgerdiplome erhalten haben, sind davon ausgeschlossen. 

^992.. Sr wird au» folgenden llkgltedem ztts«fMnett gesetzlfl^in, »ämlich : 
aus vier und nicla mei^r GeisUioh^ni' v#n anerkaoAteü ,-und lerpfabtom .Vei^ 
diifiifte, und B«rühmtheü, wiuciii^ter xwoi vBischöfe sein smllea; < aus njer und 
nicht mehr Qranden voi) Spanion, , die mit Tugenden» Jakuten und 4ten ftö- 
tbigen Kenntnissen gcziart sind; und die übrigen aweiunddreqiigx sollen latM 
Männern gewählt -werden, welche sich durch ihre ßerühniUieit u^d KJekmlnisse 
oder durch, ihre ganz vorzUgHch^o Dienste in einigen der vornehmsten ZveigH 
der Staatsverwaltung und Bi^gii^ung ausgezeichnet haben. Die Gertes konticv 
zu diesen Stellen Niemand vorschlagen, der zu der jSeit, wo. sie beletzt werden, 
Depatirter bei^ den Cortes i&U Wenigstens «wölf JH itgbeder 4es Stwtsrslhl 
mösseii auß den überseeiscben Provinzen gebürtig sein. / 

233. Alle Staatsräthe werden auf den Vorsdilag der Corte« von dem' 
%MM^ «mannt. 

234. Um die Bildung dieses Slaatsraths zu bewerkstelligen« wird. in den 
Corlesfin drej^faches Verzeichnis» aller oben ang^uhrt^ Klasse» von Candi- 
daten in dem angegebenen Verhältnisse angefertigt» 'wojcau^ d4|rr,fiÜ>n^<dil 
vierzig Individuen wählt, welche den Staatsrath bilden sollen, indem er die 
GeistlicÜen aus der Liste ihrer Klassß^ die Gri^nden au$ der der Gran4^ Mmot^ 
und so auch bei den Übrigen verfährt». ,.', . i 

' ■ ' ^ 8ttü .Wenn eine Stelle im Staatsratbe erledigt wird, so Werden die zu^ 
«ächat zuauBiiien tretenden Gortes dem Königie drei' Peirskmen üris der Klasse, 
in welcher die Erledigung statt findet, vorschlügen; damit er denjenigerl daraus 
iräUe, ^en er für den passendsten bältw 

236. Der Staatsrath ist der alleinige Rathgeber des Könige] letztercyr 
wird denselben in wichtfgen Regierungsangelegenheiten, besonders wegen zu. 
ertheUender oder zu verweigernder Sanction der Gesetze» wegen tLric^gserklä- 
rtingen und Abschluss von Verträgen* um seine Meinung fragen. 

, 2^7» Qiesem Rathe steht es zu. dem Könige^ zur Präsentaiidn dir aHe>. 
gütliche, Pfründen und zur ßesieUttng aller richt^licfa^B.Stdlen, drei Süb^ 
jecte vorzuschlagen. 

•238^' Def Kdnig wird nach vorhergegangener Anhörung des ^t^aisrathes 
dn Reglement if^T die innere Leitung des Staatsrathes festsetzen, und dasselbe 
€hin'€<irtes zur Genehmigung vorlegen. ' 

239. Die Staasräthe können ohne eine vor dem obersten Getidite'f^ 
rechtfertigte Ursache ihrer Stelle nicht entsetzt werden. . . 

•2^ Sie Gmrtes ^«säminen die Gebalte dies Staatsr^ths. • » • 
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, 241. Beim Antritte ihrer Stellen schwören die Staat^räthe in die Hände 
des KJ^higs, die Verfassung aufreckt zu erhallen, dem Könige trt^u zu .sein and. 
ihm nur das zu ralhen. was sie ohne Privatabsicht upd ohne Privatintejresße 
für das Wohl der. Nation zuträglich halten. 



Fünfter Titel. 
Von dm GerickUhbfm utid v(m der Verwaltung der CM' und 

Critmnal' Justiz, . 

Erster Abschnitt 
Vo% den GeriehUhöfen. 

242. Die Gewalt, die Gesetze in Civil- und Criminalstiehea in Anwei^ 
dung la bringen, komnA ansschUesslidi den Gericdtsbofen zq. 

i43. Weder die Cortes noch der Konig kennen in irgend einetn Falle 
riditerlicbe Functionen aosttben, die schon anhängigen Processe zafttcknehtneii 
oder schon entsdiiedene noch einmal vohiehmen lassen. 

244. IHe Gesetze werden die Ordnung nnd Förmlichkeiten der Pröcess^^ 
bettiimnen, dite bei allen Gerichtshöfen gleichförmig sein sollen, und wovon 
weder die Cortes noch der Köhig dispensiren Ikönnen. 

245. Die Gerichtshöfe können keine anderen Functionen ausikfoen, äh 
Reefat sprecheii nnd die richterlichen Sprüche in Vollziehang bringen lassen. 

^46. Eben so wenig können sie die Ansübung der Gesetze suspendiren, 
QCNJb irgend ein Keg^ement über die Justizverwaltung erlassen. 

247. Kein Spanier kann wegen Civil- und Criminalvergeh#n vo« «igMldll 
einer andern Commission, als dem competenten schon vorher durch das Gesetz 
bestimmten Gerichtshöfe gerichtet werden. ^ 

248. In den gewöhnlichen Citil- nnd Criminalsachen giebt eis für alle^ 
Klassen von Personen stets nur ein Gesetz. 

249; Die Geistlichen werden fortwährend im Genüsse der Rechte ihres' 
Sllmdes verbleiben, nach den Bestimmungen, welche die Gesetze darüber ent- 
halten oder noch künftig vorschreiben werden. 

250. Der Miiitärstand wird gleichfalls nach den in der Ordonnanz enU 
haltenen Bestimmungen, oder denen, die sie noch in der Folge vorsdiretbeii 
wird, besondere Gesetze gemessen. . 

251« Um zum Stadtrath oder Richter genirählt zu werden, moss man 
auf Spanischem Grund und Boden geboren und über ilinfundzwanzig Jahre 
alt sein. Die andern Eigenschaften, welche beide besitzen müssen, werden. in 
den Gesetzen bestimmt werden. 

252. Die Msigistratspersonen und Richter können weder abgesetzt 
oder ihrer, sei es nun für eine bestimmte Zeit oder für immer, dauernden 
Fnnction beraubt werden, ausser wegen einer gesetzlich erwiesenen nnd vor 
Gericht abgeiirtheüten Ursache. Eben so wenig können sie anders, als wegen 
einer gesetzm'assig beabsichtigten Anklage, suspendirt werden. 

253. Wenn bei dem Könijge Klagen gegen eine Magistratsperson ange- 
bracht werden, die bei angestellter. Untersuchung gegründet scheinen, so kann 
der König, nach Anhörung des Staatsraths, diese Magistratsperson suspendiren, 
indem er sogleich die Klage und Untersuchung an den obersten Gerichtshof 
gelingen lässt, damit dieser den Gesetzen gemäss das'Urthei! spreche. 

254. Alle Richter, Welche die Gesetze, worin das gerichtliche Verfahren 
in Civil- und Criminabachen benimmt ist» nicht beohcicbtcBr sind petsönlich 
dafür verantwortlich. . - ' 

255. Verführung, Bestechung oder Veruntreuung von Seiten der }IUy^ 
gistratspersenen oder Richter, veranlassen gegen diejenigen, welche sich etwas 
der Art zn Schulden kommen lassen, einen Process im Namen di^ Volks« 

356. Die Cortes werden den Magistratspersonen und Richtern eine ^e^ 
hörige Besoldung aussetzen. 
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257. Die Rechtspflege wird im Namen des Koni^ Terwaltet» und die 
]RiS(Uti^e und UMeilssprüche der obern Gerichtshöfe werden giddifirils in 
tiinm Niimen erlassen. -. 

256. In der ganzen Uonarchie soll mit Vorbehalt der Abänderungen, 
welche die Gortes unter besonderen Umstanden vielleicht darin vornehmen, 
.ein und dasselbe bürgerliche, peinliche und Handelsgesetzbuch gelten. 

, - 2b9. Bei Hofe soll eiii Gericht untier dem JNamen ^oberstes Justiitrt- 
bunal** statt finden. 

■ 

a^« Sie Gortes werden die Zalut dar Rfttlie, «is deneii es^ bestellen, 
und das Local, wo es seine Sitzungen halten soll, bestimmen. 

261. Die Amtsverrichtungen dieses Obertribunars bestehen darin: 

a) die Gompetenz' der Gerichtshöfe (Audiencias) unter sich auf dem 
ganzen Spanischen Gebiete und die der Audiencias mit den in 
^er Halbinsel und auf den nahe liegenden Inseln bestehenden 
Tribunalen und Specialgerichten zu bestimmen. Diese Compet^n- 
zen sollen in den Überseeischen Ländern so geschieden und ver- 
^ thetlt werden, wie es in den Gesetzen bestimmt werden wird; 

' b) den Staatssecretär^n und den Ministem das Urtheil zu sprechen, 
wenn die Gortes beschlossen haben, dass ein gerichtliches Ver- 
fahren ge^en sie statt finden soll; 
c) alle Absetzungs- und Suspendirungsprocesse der Staats- oder Ge- 
richtsräthc zu entscheiden; 
' d) die gegCfn die Staats- und Depeschensecretäre, Stäatsräthe und' 
Beamten der Audiencias anhängenden Griminalprocesse zu ent- 
scheiden, indem es dem politischen Chef, der die meiste Aüctorität 
' '• ' hat, zukommt, den Process zu instruiren und ihn dem Öbertribu- 
nale zu übergeben; ^ 

e) alle gegen einzelne Mitglieder dieses Ofcergerichts anhängige Pro« 
ciesSje zu entscheiden. Sollte sich der Fall ereignen, dass es nöthig 

' wäre,' dieses Ofoergericht zur Verantwortung zu ziehen, so sollen 

die Gortes mif Beobachtung der im Art. 228. festgesetzten Form 
' ' zur Emonnung eines desfallsigen Tribunals schreiten, welches ans 

neun Richiem bestehen soll, die durchs Loos aus einer doppelt' 
so zahlreic:ien Liste gewählt werden; 

f) über den Ort,' wo sich jeder Staatsbeamte den Gesetzen gemäss 
aufhalten niuss, zu entscheiden; 

g> alle streitig' en Gegenstände, die das Pätronatsrecbt deslLÖni^ be* 

treffen, zu entscheiden; . 

h) über die A ppellationen (recursös de fuerza) aller geistlichen Ober- 
hofgerichte zu entscheiden; 
i) die NuUifätsrecurse (recursös de nulidad) zu entscheiden, wdche 
' gingen die in letzter Instanz ausgesprpdienen Urtheife eingelegt 
werden, um den Process wieder in seihen anfängfichen Zustand 
zu versetzen, indem derselbe an eiii anderes Tribunal verwiesen 
^ ' und dte^erantworOidikeit in Ausübiing gebracht wird» von der 
' im Art. ^i54. die Rede ist. Was die überseeischen Länder be^ 
trifft, so solten die dort vorfallenden Recurse und ^Appellationen 
in der gehörigen Orts angegebleneh Form entschieden werden; 
k) die Z^eif^l der andern Tribunale über den Sinn der Gesetze zu 
'-" ^ temehfäen, und den König über dfe^e 'Zweildi uiid das, was ihnieta 
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etwa tu Gründe Hegf, um Ratb zu fragen,, dsupait |die3er.,4Ae <^ 

tes veranlasse, eine gehörige Erklärung darülj^e^ yon^Af^^^tsj^ 
• W^en; ^ , ...... .r .... . 

1) dfe Verzeichöisse der Civil- und Crihainalprocesse durchzusehen^ 

" wdche die Audlenciasdemseltien vorlegen müssen, um die schnelle 

* Verwaltung der Justiz zu befördern^ zu demselheh £nde eine 

't '- Abschrift ddvon an die Regierung einzuscfnden, nin dfe öffentliehe 

fiekanntmachung derselben durch den Druck afnuordnen. 

i\ '%%Bt. Alle Gtil- iwd OittinalpiSscefise werden in ten Blszirice eines 

jeden Tribunals beenügt 

2aa. Den Aud«ei|pia9 4f<^U eg ;EUütei^en« aUe Civilsachen. der nie4em Ge- 
richte ihres Bezirk^ in zweiter und dritter Instanz, so wie aucl^ die Criminal* 
processe nach den in den Gesetzen enthaltenen Bestimmungen zu entscheiden; 
eben so wie die Fälle, wo es sich um Süspendirung oder Absetzung der nie- 
dern Richter ihres Bezirks handelt, jedoch immer naoh der in den Gesetzen 
festgesetzten Weise, und indem sie darüber an den König berichten. 

, 264. Die Richter, welche in zweiter Instanz erkannt haben, können 
nicht^ an der Untersuchung des nämlichen Processes in dritter Inst^inz Theil 
nehnpien. ' _ 

265. Die Audiencias entscheiden auch alle Jurisdictionsstreitigkeiten der 
untergeordneten Richter ihres Bezirks. 

266^ £s kommt ihnen gleichfalls zu, die' rechtskräfLigefi Recurse (re- 
cprsos de 'fuerza) der geistlichen Gerichte und Behörden ihres Bezirks zu 
entscheiden. '. ^ ' • , 

, 267. Eben so. sollen sie zur Beförderung einer schnellen Justiz von 
allen untergeordneten Richtern ihres Bezirks genaue Meldungen ü^er die Pro- 
cesse erhalten, die über grobe Vergehungen anhängig gemacht worden sind, 
und Terzeichnisse von all^ Civil- und Criminalprocessen, die. bei ihrem Ge^ 
richte betrieben werden, mit Angabe, wie es mit diesen oder jenen stehe. 

268. Die überseeischen Audiencias werdeji ausserdem^ noch die £nt- 
S9)^eic(ung; der ausserordentlichen Nullitätsrecurse über, sich haben, welche bei 
den Audiencias angebracht werden müssen, die ,zal)lreich genug sind, um drei 
Kammern zu bilden, ui^d wo der Proeess noch in l^einer Instanz entschieden 
worden ist Bei den Audiencias« die nicht aus ein^ r jip grossen ü^ahl von Mit- 
gliedern f^^stehei^ werden die Rccur^e von der ,^|;i6n an eine an^^f^, in dem 
Bereiche des nämlichen Obergouvernements Ije^^enden, über^hen; und iip 
Falle,^ d^ss jn diesem Gouvernement qur eine^einzi^^ iiu^iencia vorbanden ist, 
an die niächste eines andern Gouvernements gelangen., 

,^ ,^^9, I^t die JNuli- und Richtigkeit ausgesprochen; so wird die Audien- 
cia, welche den Pröcess entschieden hat, dem Obei^gerichte Rechenschaft von 
depBeweggrijlnden ablegen und die gehörigen Beweisstücke und Acten bei- 
bringen, damit die Verantwortlichkeit in Krafl. gesetzt werde, von der im Art. 
254. die Rede ist 

270-, Die Audiencias werden alle Jahre dena Obergerichte genaue. Ver- 
zeichnisse von allen Criminalprocessen, .und alle sechs Jlfonate von allen Gn- 
minalprez(essen, sowohl den e^tschi^enen als den iiocb unentschiedenen, mit 
A^^gabe. ihres gegenwärtigen Standes und Inbegriff ^^rer, die. ypn niederti 
Gericbtsslellen an sie gelangt «in<J, einreichen. 

^ 271. :Die Zahl der ^Mitglieder der Audiencias, welche nicht unter sieben 
sein darf, die Form dieser \Tribunale und die Orte, wo sie ihren Sit^ haben 
sollen, werden durch besondere Gesetze und Verordnungen bestimmt werden. 
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iim'4^r im Art 11. #e JMe i^ ;Kur AUfifahEnog, 40 soll mt JOUlo^i^t fdmr- 
fHif die .ZaU 4er ;eu ercidit^^iideii Audi^cias benimmt upd denselben iju^ 
ftear^ aüfgemsea werden. ' ^ 

^3. Es soMeB icerbäiUussqiäs^ig g}eiob gros^« Kantone <parti4o6) ,gebi|dfit 
»erdf9, und w jetdem Hani^orte (clabeiEa de parüdo) soll ein Oberpchl^ mi 
^D#r 4^^precbeI|dell GmcbtssteUe (juzg^da) vorhandfiii 3eui. 

274. Der Gescbäfl^reis öif^ii^ Richter mvtd sich Mps 9^ Ste^itßft^ti^ 
U lo coDtendoso) beschränken, und es soll gesetzlich bestimmt 'Verden» was 
für welche in dem Hauptorte «otd 'den fitiädten und Flecken ihres Cantons 
(pueblos de su pantido) an «ie gdai^gen, nudme gfeose^iie Summen sein sollen, 
Mkv die m ^ahoe weüere 4we]Mioo in Civila^f^en edce«nen fkönnen. 

2n. iu aUen SMMtc» und Fledcon i^erdeii AV^deh (Alpa^es) ^^^t 
und gesetzlich bestimmt werden, wie ]w«ät sich ihre Macht in Streit-, sq wie jp 
VerwailiiQpsaelieii im I0 economico) erstf ^en soll. 

216. Alle Siebter der niedem Gerichte sind gehjdten, spätestens in dxei 
Xagen ihnpr i)etieeffeiKHien Audiencia vo^ den Processen, di^ wegeja der «vf 
ihrem Gebiete begangmien Vergebungen anhängig gemacht «wrdi^ sind, An- 
zeige zu machen, und fortwährend zu der von der Audiencia ibfiw vorge- 
flidinebeiieu Zeit Aechensdnilt von dem Stande und Fortgange (beser Processe 
abzulegen. 

271. . Au(^ messen sie alle sechs Monaite HauptUsten ^listas gmerales] 
▼on allen Givilsachen, und alle drei Monirte von allen peinti<?hen frocemm, 
die -vor ibren G^<diiten anhänj^g sind* mjyt Angabe il»es ^^eitwei^üg^n Standes, 
an ihre betreffende Audiencia eintiefern. 

127a. Die Geßetfle werden entscheiden, ob es ^^ielle Ti^ibunaJle 4lir b^- 
stiounl^e Sadien geben soll. ^ 

279. Die Räthe und Richter müssen «beim Antritt ifa^er Aemter Sjchwo- 
ren> 4ie VeiHTasaung aufreiht zu halten, dem JKönige treu zu sem, die Gesetze 
zu beobaoh(en nnd die Justiz unparteiisch au handhabai. 

Zweiter Abschnitt. 
Van^ der VerwiUtunig der Justiz- in CivHeacken, 

880. &ein Spanier kann des Rechtes beraiubt werdeni seine Streitigkei- 
ten dwA ton beiden Parteien» gewählte Schiedsrichter eadtseheiden zu lasas^. 

2^. Der von den Sehiedariebtem ^ethane Aiisspnich ^ipd in Ausübung 
gebracht, w<«n sich nioht beide Xheile, bei der Anheimstellung an die Schieds- 
irwhter« das Redii au appelliren vorbehalten haben. 

282. Der Alcade jeder Gemeinde (pueblo) vertritt das Amt des Friedens- 
richters, und deijenige, weldier eine Klage wegen Ci^ilsachen oder Injunen 
aamforingen hat, mQ3S sich diesevbalb an ihn wend^. 

*^83. Der Alc2de vemnannt mit zwei Rechtsverständigen, von denen jede 
.Pirtei eiiken eroennt» den mäg^ sowohl als den Reklagten, unterqcbtet ;|jch 
mn iden Gd&nden» worauf sie sich beiders^tig ^tütien, und UriSt, nachdem er 
die-Meinfing seiner beiden Gehilfen vernommen, die Vorkehrung, die er |Ur 
«wedumtoiig hIR« ihb den S^ei^ zuIschHchten, nhne d^; die Sache weiter 
^gßübti .ward, so wie sie wjrkU«^ beendigt ist, we<m beii^ Xbeife es Jbei die- 
ser aussergerichtlichen Entscheidung bewenden lassen. 

US/k. (lV«nti niffbt danged^n mif^* d|^ man das JfiiM der Versöhnung 
mnmbt jtial. kann J^ei» l^fo^m .angi^M«^ werden. 

285. Jede Streitsache, sie mag so wichtig ^i^i ^ie ^ ivU» JMH"^ ^^^ 
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darch 3 Instanien gehen, imd es krauen in derselben nur drrt Endurtheile 
gesprochen werden. Wird von zwei gl'efcheir Urtheilen an die dritte Instatn 
appellirt, so muss die Zahl der Richter, die darüber zn entscheiden haben, 
grösser sein, als die Zahl derer, die in der gesetzmissig bestimmten Form ab 
der Untersuchung des zweiten Urtheils Theil genommen haben. In dieser 
letzten Instanz wird auch, hinsichtlich der WichtigVeit der Sacheki, der Be- 
schaffenheit der Art der verschiedenen Urtheile,' entschieden, welcher Urtheili- 
spruch auf jeden Fall In Ausübung gerächt werden soU. 

Dritter Abschnitt 
Von der JiuUxterwaUung in Grim/inaUaeKen, 

286. Die Gesetze werden die Justizverwaltung in Griminalsadien io an- 
ordnen, dass das gerichtliche Verfahren kurz und gut angestellt wird, damit 
(lie Verbrechen schnell bestraft werden. 

287. Kein Spanier kann ohne vorgängige summarische Untersuchung 
des Factums und ob es zu denen gehört, welche eine körperliche Strafe zur 
Folge haben, verhaftet werden. Eben so gehört ein schriftlicher Befehl vom 
Richter dazu, der ihm, wenn die Verhaftung selbst statt findet, bekannt ge- 
macht wird. 

288. Jedermann soll diesem Verhaftsbefehl Folge leisten,- und jeder 
Widerstand wird als ein schweres Verbrechen angesehen. 

289. im FaUe der Widersetzlichkeit oder Entweichung kann Gewalt 
gebraucht werden, um sich der Person zu bemächtigen. 

290. Der Verhaftete wird, bevor man ihn ins Gefängniss bringt, wenn 
sonst nichts es verhindert, vor den Richter geführt, damit dieser ihm seine 
Erklärung abnehme"^; kann aber diese nicht verificirt werden, ^ wird er als 
Verhafteter (detenido) ins Gefängniss abgeführt, und der Richter empfängt 
seine Aussage binnen 24 Stunden. 

291. Die Aussage des Verhafteten wird nicht beschworen, überhaupt 
soll in Griminalsachen über ein persönlices Factum (hecbo proprio) kein Eid 
abgenommen werden. 

292. Jeder auf der That ergriffene Verbrecher kann sogleich verhaftet 
werden, und Jeder hat das Recht, ihn fest zu nehmen und vor den Richter 
zu führen. Ist er vor diesen gestellt und in Gewahrsam gebracht worden, so 
wjird in Allem nach Angabe der beiden vorhergehenden Artikel verfohren. 

293. Wenn beschlossen ist, dass der Ergriffene itis Gefängniss gebracht 
iBverden, oder als Gefangener (preso) dort verbleiben soll, so wird ein moti- 
virter Befehl (auto motivado) angefertigt und abschriftlich an den Kerkermei- 
ster (alcaide) übergeben, damit dieser ihn in das Gefangenenbuch eintrage. 
Wird dieses Erfordemiss nicht beobadbtet, so darf der Kerkermeister, bei 
Strafe der grössten Verantwortlichkeit, Niemand als Gefangenen aufiiehmen. 

294. Bios bei Vergehungen, die eine pecuniäre Verantwortlichkeit nach 
sich ziehen, kann Beschlag auf die Güter gdegt werden (hara embargo), und 
dieser wird sich nach der Summe richten, auf welche sich die Verantwortli^- 
keit erstreckt. 

295. Wenn nicht ein Fall da ist, wo das Gesetz ausdrücklich die An- 
nahme von Gaution verbietet, so kann Niemand, der CSftution stellt, ins Ge- 
fängniss gebracht werden. 

296. Sobald als sich aus der Sache irgend ergiebt, dass^ der Gefangene 
zu keiner bürgerlichen Strafe verurtheUt werden kann, soll er gegen Gaali«n 
zxä frden Fuss gestellt ' werdttu 



78 

- • . . ' 

297. Die Gefängnisse sollen' so beschaffen sein» dass sie wohl zur Fest- 
haltong, nicht aber zur Beschwerde der Verhafteten dienen. Deshalb wird 
dei* Kerkermeister dieselben in gutem Gewahrsam halten, und diejenigen von 
einander absondern, welche nach den Befehlen des Richters keine Gemein- 
schaft mit einander haben dürfen; doch sollen sie nie in unterirdische und 
ungesunde Kerker gesteckt werden. 

298. Es wird gesetzlich bestimmt werden, wie oft die Gefängnisse un- 
tersucht werden sollen, und kein Gefangener darf bei dieser Gelegenheit unter 
irgend einem Yorwande vorenthalten werden. 

299. Der Richter und Kerkermeister, welche gegen die in den vorher* 
gehenden Artikeln enthaltenen Verfügungen fehlen, werden als eigenmächtiger 
Gefangenhaltung, die in dem Strafgesetzbuche als Verbrechen aufgeführt wer- 
den soll, schuldig bestraft werden. 

300. Dem als schuldig Behandelten (al tratado como reo) soll innerhalb 
24 Stunden die Ursache seiner Festsetzung und der Name seines Anklägers, 
wenn einer vorhanden ist, bekannt gemacht werden. 

301. Bevor der als schuldig Behandelte verhört wird, sollen ihm alle 
Documente in ihrem ganzen Umfange, so wie die Aussagen der Zeugen vor- 
gelesen, und der Name der letztem genannt werden; und wenn er dieselben 
nicht kennt, so soll ihm alle mögliche Auskunft, welche er verlangt, gegeben 
werden, damit er erfährt, wer sie sind. 

302. Die Processe sollen fortan in der Art und Weise und Form, welche 
gesetzlich bestimmt werden wird, öffentlich sein. 

303. Gewalt und Folter sollen nie angewandt werden. 

304. Eben so wenig soll die Strafe der Güterconfiscation stattfinden. 

305. Keine Strafe, sie mag — für welches Verbrechen es auch immer 
sei -- auferlegt werden, kann zu irgend einer Zeit auf die Familie dessen, der 
sie leidet, übergehen. 

306. Man kann in keines Spaniers Haus gewaltsam eindringen, ausser 
in den zum Besten der Ordnung und Sicherheit des Staates gesetzüch be- 
stimmten Fällen. 

307.' Wenn die Gortes mit der Zeit für zweckmässig erachten, einen 
Unterschied zwischen den Richtern der That und denen des Rechts (jueces 
del hecho y del dereqho) festzuset^n; so sollen sie es in der Form thun, die 
sie für passend halten. 

306. Wenn in ausserordentlichen Umständen die Sicherheit des Staats 
eine momentane Suspendirung einer von den in diesem Abschnitte für die 
Verhaftung der Delinquenten vorgeschriebenen Formalitäten im ganzen Um- 
fange der Monarchie oder einem Theile derselben erheischt; so können die 
Gortes dieselbe für eine bestimmte Zeit beschliessen. 

Sechster Titel. 
Von der tnnem Regierung der Provinzen und Städte, 

Erster Abschnitt 
Von den Stadiräthen (Ayuntanüentos). 

309. Die innere Regierung oder Polizei der Städte sollen Stadträthe 
besorgen, die aus dem oder den Alcaden» den Regidores und dem Syndicus 
(Procurador syndico) bestehen, und in welchen der politische Chef, wenn es 
einen giebt, und in dessen Ermangelung der Akade, oder wenn es zwei pebU 
der zaerst erw'äblte den Vorsitz führen soll. 



3W. In den SläAen und Fiedun» wo es noch ktioßa Gweindertlli fi^ebt, 
lad deaen doeh einer zukäme, wird ein Rath bestellt Die» wdche für sich» 
M|or mit ihrem Weicbbilde 1000 Seden enthalten, müssen einen erhallen, 
uuA es soU ihnra sn dem Ende ein angemessener Bezirk angewiesen werden. 

311. Die Zahl der Individuen yon jeder Gksse, aus welchen die Stadt- 
räthe mit Rücksicht auf die ßevölkerung bestehen sollen» wird gesetzlich be- 
stimmt werden. 

312. Die Alcaden, Regidores und Sjndici in den Städten sollen durch 
Wahl ernannt werden, und die Regidores» so wie die andern Beamten auf 
Lebenszeit» sie mögen Namen und TitelJiaben» welchen sie woUen» aufhören. 

313. AUjäfarUch im Monate Deconber werden die Bürger jeder Stadt 
oder jedes Fleckens zusammen kommen, um mit Stimmenmehrheit Jm Ver- 
hältnisse ihrer Volksmenge eine bestimmte Zahl von Wahlmähnern zu emea- 
aen» welclie in derselben Stadt wohnen und das Bürgerrecht des Orts ge- 
aiessea. 

314. Die Wahlmänner ernennen in demselben Monate mit absqluter 
Stimmenmehrheit» den oder die Alcades» Regidores und den oder die Syndid, 
damit sie mit dem ersten Januar des folgenden Jahres ihre Aemter antretoi. 

315. Die Alcaden werden alle Jahre erneuert: die Regidores alljährlich 
i^r Hälfte und eben so auch die Syndici» wenn es deren zwei giebt. Ist aber 
nur einer da, so wird alljährlich ein anderer gewählt. 

31d< Wer eins von diesen Aemtern geführt hat» kann da» wo die Be- 
völkerung es gestattet, vor Verlauf von wenigstens zwei Jahren nicht wieder 
gewählt werden. 

317« Um Alcade» Regidor oder Syndieus werden zu können, muss man 
«Mserdem, dass man Bürger und im Genüsse seiner Rechte ist» 25 Jahre alt 
und wenigstens 5 Jahre in dem Orte ansässig sein. Die übrigens zu diesen 
Aemtern erforderlichen Eigenschaften werden gesetzlich bestimmt werden. 

318. Niemand» <ler ein öffentliches Amt hat, das der König vergiebt, 
lUBB Alcade, Regidor oder Syndieus werden; doch sind in dieser Verfügung 
diejenigen nicht mit inbegriffen, die der Nationalmiliz dienen. 

319. Alle drei erwähnte Munidpalstellea sind Stadtämter (carga con- 
ocjiil)» w9voa sich Niemand ohne gesetzmässige Ursadie ausschliessen kann. 

, 380. Biä jedem Stadtrathe wird ein Secretär sein, der von ersterem 
mit absoluter Stimmenmehrheit erwählt und aus der Gemeindekasse besol- 
det wird. 

321. Dem Stadtrathe liegt ob: 

a) Die polizeiliche Sorge für die Gesundheit und Bequemlichkeit. 

b) Dem Alcaden in Allem» was die Sicherheit der Personen und des 
£igenthums der £inwohner und die Aufrechthaltung der Ordnui^ 
anlangt, beizustehen. 

c) Die gesetz- und vorschriftsmässige Verwaltung der Einkünfte von 
den liegenden Gründen und Abgaben, mit der Verpflichtung, ei- 
nen Einnehmer zu ernennen, der die Gelder in Verwahrung hat» 
und für den diejenigen, die ihn ernennen» verantwortlich sind. 

d) Die Vertheilong «nd Erhebung der Steuern und die Ablieferung 
derselben an die respective Kasse (tresoperia). 

e) Die Sorge für alle Elementarschulen und die andern Erziehungs- 
anstalten» welche aus den Gemeindekassen unterhalten werden. 

f) Die Sorge für die Spitäler» Armen- und Findelhäuser und andere 
. milde Anstalten nach den zu erlassenden Vorsebnften. 
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^ g> nie SeiTge für die AnlegUBg «nd Wie^erberstellliag der W#0p^ 
Kunststrassen, Brücken und Gefängnisse» Wälder und Hdcnngfeii 
der GeflMiBde, und alle öffenüicbe Werke, die notfaweiidig und 
Dütadich sind, oder zürZierde gereichen, 
h) Die Stadtverordnungen (ordenanzas municipales del pue^) «Ji»- 
zufassen und sie mittdst der Provinzialdeputation, die ibr Gut- 
achten hinzufügen wird, den Cortes zur Geaehraigmig zu über'- 
senden. 
i) Die Beförderung des Ackerbaues, Gewerbfleisses und Handels, 
nach der Beschaffenheit und den Usaständfen der Orte und in so 
Veit, als es nützlich und wofalthätig für üe ist. 

^2. Wenn Arbeite^ oder andere Dinge, die tob attgemeinem Nutiea 
sittd, vorkommen und man, weil die Einkünfte von den liegenden Grttndieii 
nicht hinreichen, zu den Auflagen (arbitrios) seine Zuflucht nehmen bnus,' ae 
kö^nen diese nicht eher auferlegt werden, bis man durch die Provinzialde- 
ytttatiön che Genehmigung der Cortes erhalten hat Im Fall das Werk oder 
der Gegenstand, wozu ^e verwendet werden sollen, dringend ist, so können 
die Stadirätbe mit Zustimmung der erwähnten Provinzialdeputation dieselben 
inzwisefaen, bis der Beschluss der Cortes ankommt, verwend^ii. 

329. Die Gemeinder'äthe verrichten alle diese Functionen unter Auf-' 
Sicht der Proviotzialdeputation, der sie alljährlich eine belegte Rechenschaft 
von den öffentlichen Geldera, die sie eingenommen und verwendet haben, ab- 
fegen werden. 

Zweiter Abschnitt. 
Vm der^ politUehen Regierung der Provinzen und den frovinzial- 

deputaUanen, 

324. Die politiscTie Verwaltung der Provinz steht dem vom Könige für 
jede Provinz ernannten obersten Chef (xefe superior) zu. 

325. In jeder Provinz soll es eine sogenannte Provinzialdeputation ge- 
ben, die das Wohl derselben berördern soll, und worin der Chef der Provinz 
den Vorsitz führt. 

326. Diese Deputation soll aus dem Präsidenten, dem Intendanten und 
7 auf die unten angegebene Weise erwählten Mitgliedern bestdben, doch mit 
dem Vorbehalt, dass die Cortes in der Folge diese Zahl, wenn sie es für dien- 
lich eraehlen, oder die Umstände es erfordern, ändern können, wenn, die neue 
Eintheilung der Provinzen, wovon im 11. Artikel die Bede ist, stattgefunden 
haben wird. 

327. Die Provinzialdeputation wird alljährlich zur Hälfte erneuert, in- 
d6m das erstemal die grössere, und zum zweitenmal die kleinere Hälfte aus- 
tritt, welches immer so fortgeht. 

328. Die Wahl dieser Individuen geschieht durch die fiezirkswahhnän- 
uer (electores de partido) den Tag darauf nachdem die Deputirten zu den Cortes 
ernannt worden sind, und auf dieselbe Weise wie diese erwählt werden. 

329. Zu gleicher Zeit und auf dieselbe Weise werden für jede DepuU- 
tion drei Suppleanten erwählt. 

330. Um Mi^ied der Provinziakieputatidn zu werden, «uss man Bür- 
ger und im ausübenden Genüsse seiner Rechte, mündig, 25 Jahre alt, und in 
der Provinz geboren sein« oder sich wenigstens seit 7 Jahren dort auftehalten 
und ein hioläoglicties Einkommen hateo, um ansiindig leben zu können. 
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Reiner von den Staatsbeamten, die der König ernennt nnd von denen im 
Art 318^ die Rede ist, kaiin es werden. 

331. Damit eine und dieselbe Person zum zweitenmal gewählt werden 
kann» müssen wenigstens von der Zeit an, wo sie ihr Amt niederlegte, vier 
Jahre verstrichen sein. 

332. Wenn der €hef der Provinz nicht den Vorsitz in der Deputation 
führen kann, so führt ihn der Intendant, und in Ermangelung dessen das 
Mitglied (el vocal)» das zuerst gewählt worden. 

333. Die Deputation ernennt einen Secretär, der aus den öfTentlichen 
Fonds der Provinz besoldet wird. 

334. Die Deputation hMt jährlich höchstens 90 Sitzungen, die auf die 
ihm am meisten passende Zeit verlegt werden. Auf der Halbinsel sollen die 
Deputationen. am 1. März, in den übersijeeischen Provinzen am U Junius bei- 
mmmen sein. 

335. Diesen Deputationen liegt ob: 

a) Die Yertheilung der det Provinz auferlegten Steuern auf die Di^ 
stricte und Gantone mitmachen zu helfen und sie zu genehmigen. 

b) Auf die gute Verwendung der öffentlichen Gelder in den Städte 
und Gemeinden zu sehen, die Rechnungen darüber zu untersu- 
chen, damit sie auf ihr Gutheissen (visto bueno) die höhere Ge- 
nehmigung erhalten, und dafür Sorge zu tragen, dass in Allem 
die Gesetze und Vorschriften beobachtet werden. 

c) Zu sorgen, daiss den Verfügungen des Art. 310. gemäss Gemeinde- 
räthe (ayuntamientos) angestellt werden. 

d) Wenn neue für die ProVinz allgemein nützliche Werke zu unter- 
nehmen sind, oder die alten wieder hergestellt werden sollen, der 
Regierung die Abgaben (arbitrios) vorzuschlagen, welche sie für 
die zweckmässigsten hält, um von den Cortes die nöthige £rlaub- 
niss dazu zu erhalten. 

Wenn in den Überseeischen Provinzen die öffentlichen Werke 
so dringend nöthig sind^ dass man den Beschluss der Cortes nicht 
abwarten kann, so kann die Deputation mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung des Provinzialchefs sogleich die Abgäben verwenden, 
muss aber wegen der Genehmigung der Cortes sogleich der Re- 
gierung Rechenschaft davon ablegen. 

Zur Erhebung dieser Abgaben wird die Deputation auf ihre 
Verantwortung einen Einnehmer (depositario) ernennen, und die 
von ihr durchgesehenen Rechnungen über die Verwendung der- 
selben an die Regierung senden, damit diese sie verificiren und 
darüber discutiren lasse, und sie am Ende den Cortes zur Geneh- 
mi|;ung übergebe. 

e) Die Erziehung der Jugend den genehmigten Planen gemäss zu 
befördern^ Ackerbau, Handlung und Gewerbfleiss durch Besehüz- 
zung derer, welche in irgend einem Zweige derselben neue Erfin- 
dungen machen, zu begünstigen. 

f) Der Regierung alle Missbräuche anzuzeigen, die sie bei der Ver- 
waltung der öffentlichen Gelder gewahr werden. 

g) Die Volkszahl und die statistischen Verhältnisse der Provinzen 

aufzunehmen. 
h] Dafür zu sorgen, dass die milden Stiftungen und Wohlthätigkeits- 

anstaUen ihren Zweck erfüllen, indem sie der Regierang die ihrem 



Bedfinken aadi xwedcmtoigsteB -Ma^Mipegeln sur AbstoÜMng der 
bemarkten Missbräncbe rorschlagen. 

i) Den Gortes die Verletzungen der Verfassung anzuzeigen, die ait 
in den Provinzen inrahmehmen. 

k) Die Deputationen der überseeischen Provinzen ^ werden ein wachr 
sames Ange auf die Ausgaben und Einnahmen, Ordnung imd 
Fortschritte der Missionen zur Bekehrung der ungläubigen India- 
ner haben, und diejenigen, welche damit beauftragt sind, werden 
ihnen Rechenschaft über das, was sie in der Hinsicht gewirkt 
haben, ablegen, damit Missbräuche vermieden werden, und dif 
Deputationen /werden die- R^erungen von dem Allen in Kennb- 
niss setzen; 

336. Wenn irgend eine Deputation ihre Gewalt missbraucht; so kann 
der König die Mitglieder derselben suspendiren, indem er den Gortes diese 
Verifügung und die Gründe, welche Anlass dazu gegeben, zu wissen tfant 
Während der Zeit, dass sie suspendirt sind, sollen ihre Functionen von den 
Sttppleanten versehen werden^ 

337. Alle einzelne Mitglieder der Gemeinderäthe und Pruvinzialdeputft- 
tionen leisten bei dem wirklichen Antritte ihres Amts^ jene in die Hände des 
zuerst ernannten Alcaden, diese in die Hände des Provinzialchefs, einen Eid, 
die Verfassung der Spanischen Monarchie zu erhalten, die Gesetze zu beobach- 
ten; dem JKönige treu zu sein und gewissenhaft die Pflichten ihres Amts zu 
eifDÜlen. 

Siebenter Titel. 
Von den Steuern, 

Einziger Abschnitt. 

336. Die Gortes bestimmen oder bestätigen die 4irecten sowohl als die 
indirecten« allgemeinen, Provinzial- oder städtischen Abgaben, sodass die alten 
bestehen bleiben, bis sie öffentlich abgeschafft oder neue eingefShrt werdan. 

339. Die Steuern werden im Verhältnisse des Vermögens, und ohne 
dass irgend ^eine Ausnahme oder Privilegium statt fände, auf alle Spanier 
vertheilt. . . 

340. Die Steuern sollen den Ausgaben, welche die Gortes fiir alle 
Zweige der Staatshedürftiisse aussetzen, angemessen sein. 

341. Damit die Gortes die Staatsausgaben und die zur Deckung dentl- 
ben erforderlichen Steuern bestimmen können, so soll ihnen der Staatssecarqtir 
fäf ilie Finanzen (Secretario del Despacho de Hacienda), sobald sie versammelt 
sind, einen allgemeinen Anschlag vorlegen, worin die einzelnen Anschläge fUr 
die betreffenden Departements der andern Mii)iister vereinigt sind. 

342. Derselbe Staatssecretär wird zugleich mit dem Anschlage der. Aus- 
gaben einen Plan fUr die Steuern vorlegen, die zur Deckung derselben aufer- 
legt werden sollen. 

343. Wenn dem Könige irgend eine Steuer drückend oder schädlich 
scheint, so soll er es den Gortes durch den Finanzminister zu erkennen geben, 
und zugleich eine andere, die er für zweckmässig halt, vorschlagen. 

344. ist der Betrag der directen Steuern bestimmt, so nehmen die Gor- 
tes die Verthcilung derselben auf die Provinzen vor, und verweisen auf jede 
dtrselbi» einen Theil, der ihrem Reicbthttme angemessen ist,^ zu wddiem 
Ende der Finanzminister gleichfalls die nöthigen Anschläge vodegen aoU. 



8A.. ^ väpr- 4mtßsm üitiMi «n »UgnKiiiflr iMMc (tresoreria 
general) bestehen, der über den Irtrag aller Ar 4ie ibedürfiusse des Staats 
^Bttounten pinicünite 01 veifilgen hat 

346. In Jeder Provinz soll ane fiaiiptkaaaa . (Tnosortria) bestehen» in 
iMMie alle im derscUwn Ulr <te ftaatwohati «u «nhelMSute Steuern einfliessen 
•eilen, iücse Hanptkassen werden «lit dem all^emeiBcn Schatze in Venbin- 

stttai, ni desven yetfü|$aiig sie i^tte ihre F«nds ibereil iialten werden. 

847. Keine Zahlang wird von dem Sohataneister ua ftedmung gebracht 
«erden, wenn, sie ncfat in Folge einer Icönigliohen, i>€fn den Minist^ contra- 
iigiArten, Vefondnung geschehen isi, worin angegeben ist, wvotn sie bestimmt, 
und die Yerotdnong der Cories, weMkifch diese Anagabe genehmigt worden ist 

348. Damit der allgemeine Schatz seine Rechnuagen mit gehöriger 
ficnauigkeiit anfertige, so sollen wegen der Yerification der 'Berechnung der 
Gelder und der Vitortheilmig der Staatseinkünfte, der betre£Fende Gegenstand 
der Zahlung .und das Datum dabei bestimmt werden. 

349. Diese fiuveaus (dfidnas) soUen mittdst dner hesond^n iostni^- 
tion so eingerichtet werden, dass sie den Zweck äirer EiBrichtmig gua 
«lfmien. ' 

350; Für die Untersuchung aller Rechnungen über die Staatseinkiknfte 
'SoB 4ane Oberrechnungskammer (Contaduria major de Chentas) erriditet 
wcffdea und mittelst eines besonderen Gesetzes ihre Oi^gsinisation erhalten. 

3dl.' Sobald die Rechnung d^s allgemeinen Schatzes, welche sich über 
den jährlichen Ertrag aller Steuern und Einkünfte und ihre Verwendoiig er- 
strecken soll, definitiv von den Gortes genehmigt worden ist, so soll sie ge- 
druckt, bekannt gemacht und an alle Provinzialdeputationen und Gemdnde- 
r'athe ausgetheilt werden. 

352. Die Rechnungen, welche die Staatssecretärö übet die Ausgaben 
ihrer betreffenden Departements anfinrtigen, sollen ebenfalls gedruckt, öffentlich 
iiekamit gemacht und in Unikkuf gesetzt werden. 

353. 'Die Verwaltung der Siuialsfiaanzen soll stets von allen andofti 
üewaken, als der, wekfaer sie anvertraut i^ unabhängig sein."! 

did. Zolläoiter soll es nur in den Seehäfen und an den Grenzen geben, 
jdüfa soli .diese Verfügung nicht dier ins Werk gesetzt werden, bis* es die 
Gortes beschtiessen. 

355. i>ie Gortes sollen vor allem andern ihre Aufinecksamkeii' auf die 
anerkannte Staatsschuld richten imd es «sieh ganz yondkglich ang^gen^eki 
^ÜMMii, $äT idie alhnahlige Tilgung devs^en und für die iB^\itatkg der Inter- 
«ann, so wie.aie fällig werden» zu sorg^, indem sie Alles anordnen, was^dae 
iFttfatung dieses widHigen Adsmiistrafiobszwieiges betirifft, sowohl in Hmsidlt 
d«r fpslittwtzenden Abgaben (arbitcios), die gändioh getreu^ von dem Staati- 
schatze verviaHet ^werden sollen, als derileobnuiigskamjBi^(]o{fifiina de Guaüta 
-fiRaion). 

Achter Titel. 
^ Von der Nationalkfiegsimcht, 

Efsier Abschnitt . 
Von d^m ^kendm' lf«er«*. 

356. >£s T6fA\ eine stdieode Land- und Seemacht zur Vertheidigung des 
^ttttatea nadi Amsen und zur Aufrechtfialtung der Ordnung im Innefn unter- 
hidtea^wecden. 



• m 

9Sn. m8<MimiHXitas^f»il^ds die m^ dm UnplaiidiAi etiMeriiclM 
Truppauafal uad die Art imd Weise, wie sie aiMgeiiobeii irerden soflen» he- 
stimineii. ' 

358. Eben $q werden sie jäluiich die Zahl der Kriegsschiffe (bocfties 
de la marina militar), die neu armirt werden, oder armirt bleiben seilen, be- 
stimmen. 

359. . Die Gortes werden mittebt besonderer Verordnungen Alles, was 
die BiscipKn, das Avan^ment, den Scdd, so wie Alles» was die gute Einrieb- 
tung des Heeres so wie der Marine betrifft, festsetzen. 

360. Es sollen Kriegsschulen zum Unterricht und zur Bildung in allen 
Zweigen des Land- und Seedienstes errichtet werden. 

dSl. Kein Sifmer kokn sieh vom Kriegsdienste frei machen, wenn er 
gfisetimässig. diou aufgerufen wird. 

Zweiter Absdmitt. 
Von den Nationahnilizm. 

362. In allen Provinz^ sollen .Corps von NationalmfliiEen errichtet 
werden, die aus den Einwohnern derselben, nach Verh'Altniss ihrer Bevölke- 
rung und ihres Zustandes, gebildet werden. 

303. üit Art und Weise ihrer Bildung, ihre Zahl und besondere Ein- 
richtung in allen ihren Zweigen soll durch eine besondere Verordnung gere- 
gelt werden. 

364. Diese lOlizen sind nicht fortdauemd im Dienste, sondern nur 
wenn die Umstände es erfordern. 

365. \m Nothfall kann der König innerhalb der betreffenden l^ovinz 
iüber diese Milizen verfügen, ausserhalb jedoch sie nicht ohne Zustimmeng 

der Gortes verweitden. . ^ 

■ .• < ■ 

• • • '. 

^ Neunter Titel. 
Von dem öffentlichen Unterrichte, 
. Einriger Abschnitt, 

366. In allm StUdten und Gemeinden des Reicte (pueblos> ;Sotteil) 
Etementarschulen angelegt und darin die Kinder im Lesen, Schreiben, Rech- 
nen uiid im Kalechisnifus der katholischen Religion, der auch eine kttne 
Darstelhmg der batgerUchen Pflichten enthalten soll, unterrichtet werden. 

361. Eben so soll auch die gehörige Zahl von Universitäten und anderfk 
Unlerricfatsanstalten, die man für den Unterricht in allen Wissenschaftim« 
in der Literatur und in den schönen Künsten für zwedkmässig erachtet, an-, 
geordnet und errichtet werd^. 

366. Der allgemeine Unterriditsplan soll im ganzen Reiche gleich sein, 
und auf allen Ümversitäten und literarischen Anstalten, wo man die gdstU- 
chen und politischen Wissenschaften lehrt, soll auch die politische Verfassung 
der Monarchie erläutert werden. 

3601 ^Es soll eine Creneralstudiendireotion bestehen, deren Mitglieder 
Männer v<m anerloannter Grelehrsamkeit sein solloi, und die. unter Auctorkät 
der Regierung die Atifsicht über den öffentlichen Unterricht führen wird. . ^ 

370. Die Gortes weiden veradttelal Pläne und besonderer Statuten Alles^* 
was diesen wichtigen Gegoiataild des öffentlichen UnteErichts angeht, ein- 
liditen» 

Sehebert» Vet fMMminifc anjsn. $. M 6 



a^l. iilAta.Spt!ieiB*«tfelil es.fi^/Hit^^pfllftiMhM iddev sie 

mk&r vOrf^ngisem ErhmbaiM, R^vidimi oder irgend einet' GmiehiaigiiQg hk- 
dürfen, niederzuschreiben, drucken zu lassen und bekannt zu madieD, mit 
Y«rbebaU dw ift den GWeUen .bestiattftes Eiataferünk^ngen und Yerant- 
mrtlNliiceit 

Zehnter Titei ' 
fm ekr Btobacktimg der Verfassung uni dxr An^ ici$ man wf^bkN^ 

um Veränderungen darin rorzMehfnen, 

fiiuiger Abschnitt , 

i 972. Sie. Gofteb ttnerden glcieb in^ ihrer errtfen fi ü wtti g cKe waAtgenom- 
menen Verletzungen der Verfassung in Erwägung infatiii« um zpnriknawjg^ 
Maissregeln dagegen zu ergreifen, und diejenigen, die derselben zuwider ge- 
handelt haben, zur Verantwortung al ziehen. 

373« Jeder Spanier hol' das Rö^, dflb CoHes oder dem Könige Vor- 
«tdiü^fl^n «1 niachen» und die Beobachtung der Verfa^sup^ zu reclamiren. 

, 374. Jeder, der ein Staatsaint erhält, es sei beim GivU, beim MHüä», 
oder bei der Geistlichkeit, soll bei dem Antritte dess^ibea 4fin£id li^isHn» die 
Veifa^^ng zu-erhalt^, d^; Könige treu zu sein und. sein Amt gehörig zu 
verwalten. ^ . 

375. So lange, bis die Verfassung nicht 8 Jahre lang in «tHen ibf^ 
TheilenjuEiWirksaiiikeitgewes^ ist^ <^rf keine Abänderung, keiaZusaH; keine 
Umwandlung irgend eines Artikels derselben in Vorschlag gebraoht werde«; 

37^. Um irgend eine Abänderung, Vermehruii; oder Reform in der 
Verfassimg voi^nehmen zu können, n^uss die Deputatipoi, weMie deGniHv 4affr 
Über zu beschliessen hat, zu dem Ende mit besonderen Volh^aebteix vier« 
sehen sein. , • 

377. Jeder Vorschlag zur BTeform irgend eines Artikels der Verfassung 
muss schriftlich geschehen, und wenig&tenb von äO Deputirten unterstützt und 
unterzeichnet sein. 

378. Der Vorschlag der Reform soll, in Zwischenräumen von 6 zu 6 
Tagen von einer Vorlesung zur andern, dreiitial verlesen werden. Nach der 
dtitteb wird nan bieratttsd^gcn, ob er zur Discussion konnten soll. . 

379. Ist er für die Disenssiim ang^ommen, so soMen dabei; dl». niniti 
Mdfcii Ftonllcbkeiteii und der^lbe Gong foeobaehtet werden^ die f&r die Al^ 
fassung der G<eaetze vorgeschri^en sind« worafif man dam bestimiBen wicdi 
ob in der näehsten GeBeralvertommluDg von Neuem berathsohlagC werden soll. 
Und damit diese Erklär ung erfolgen kann» mfiäsc&zwei DritÜiiäiK.deFStifnmfteii 
für den Vorsdiag sein; 

380. Die folgende Generälversammlung kann, naeh vorgangiger Beobaoh" 
tung der Förmlichkeiten in allen ihres Theürä, in eisein äurär beiden Sitzungs- 
jahre mit EiftWiUigung von zwifei Dritthetlen ihrer Mügticder crkläreii,: dass die 
Ausfertigung von Iwsondem Vollmachte lür die vorgiicUageiie: Reform atett 
finden solL • ■. ; 

381. Ist diese fitkförnng geschehen^ 96 soll . sie öffetitüchibefeätmt ge- 
m»sht und aUen Provinzen nutgetheilt werden» ii»d die Gorles «erden, nifolge 
der Zeit, wenn ne statt gefunden, bestÜtameli,,ob die nichMe^ oder die dUrael 
üelgfetide Versemndtti^ ifie Speciidvollmaelilmi daaii!>nilbringe)i soll. 

362. Bkse VoUmaehten werden, dutfch ,die Wahl^teh der Protanceii 
«rtheilt» indem sie zu den gewöhnliche noch nachstehende Clausel hinzuitt|sen# 



(Mk ertknH sie ilsMti Jiedb #i»6 Spcdahraffttiacbt, wi .diß< fteümn in liar. 
VerlmiNi^ vprainehmi^n, von welcher das Pecret der Corte« handelt» das 
fp^gemdermassen lautet: [hier folgt der buchstäbliche Inhalt des Decrets]. Alle& 
in Ueb^reinstimmung mit dem, was in der Verfassung vorgeschrieben ist). 
Und sie machen, sich verbindlidi, das, was kraft dieser Vollmaditen beschlossen 
vi^rtfeH wiri, als vei^fassungsm'Mig aneuericennen und xu, hdten. 

983« Die vorgeadvuiienie Hefortn sott ¥on Neuem in Beralhsohl^gUDg 
geo^men, und wenn zw^iDrittheile der Abgeojrdnetensi^ genehmigen, verfas- 
sungsmässiges Gesetz, und als solches in den Gortes bekannt gemacht werden*. 
384. Eine Deputation soll das Decret über die Reform dem Könige 
überreichen, damit er es bekannt machen und an alle Behörden und G^»einde* 
rithe «Mr Monarchie verthdlen lilsst 
Qegdim €«iiz, den 18. Ifärs 1812. 

Vincente Pßßqual, Abgeordneter der Stadt Teruel, 

Präsident. 
(Nach dem Präsidenten folgten die Unterscfaniten von 182 Gortes.) 

Demnach befehlen Wir allen Spaniern, Unsern Unterihanen, wess Stan- 
des und Ranges sie sein mögen, die vorstehende Verfassung als das Grund- 
gesetz der Monarchie aufrecht zu erhalten und gleichermassen allen Geriehts- 
mfien, Geriehten, Qiefii, Gouverneurs isid andern sowohl Givil- als Militärs 
ml gusHidken Behörden jedes Standes und Ranges, die erwähnte Verfassung 
19 üUcBi ihren Thdlen aufrecht zu erhalten und aufrecht halten, vollstrecken 
und befolgen zu lassen. Solches s^erdet ihr euch gesagt sein lassen. Alles 
thun, was zur Vollziehung desselben erforderlich ist, und es zum Druck be- 
fördern, öffenüich bekannt machen und vertfaeHen. 

Joaquin de ,Slo*quera y figueroa, l^i^idßtA, 
(untefz.) Juan Vittavicenoia, 

' Jgnaeio RoMgues äe Rinai, 
Graf del MUH^aL 

M Cadij^ den 19, März 1812. 

(unterz.) A, JD, Jgnaeio de la Pezuela, 



Diese mit einer wahren geordneten monarchische Gewalt 
sdiw«r XU fer^lfligende Verfassung wurde zwar tod König Ferdi- 
nand VIL, nachdem Spanien durch die glücklichen Wafifentbaten der 
gßgeu NPRoleou verbündeten Mächte befreit war, angeoonunea Denn 
fiiHKileoii iiatfe t^er^Us nach seipei) Niederlage in Deutschland einen 
Vertrag* mt* Fterdinand VIL zu VaJen^y am 8. December 1813 ah* 
geschlessen und in Folge dessefbeh die fernere Behauptung Spaniens 
für seine Dynastie aufgegeben. Er hatte dem Könige von Spanien 
fji^en freien Verkehr mit deu nach, (Frankreich . gekommenen Abg^ 
ordneten de» Spanißeben Volkes varstattet, welche v^oo den ersten 
imoh diesier Verftssong auf den 1. Oetober 1813 einbenifeAeii ordenl>- 
Ifcben Gortes *) abgeordnet waren. Ferdinand VIL ging bdess, nach- - 

t 

^— ^— iMi^ ■■■■■■■ »m 

V -2^ amserwienUUhm C&rtei^ vm denen die yerfasnm§ autgeffan^ 
{fth war» hatten sieh am 20. Sepkmhet Wd üi^^fdoit^ nachdem He vorher dur^ 



9k 

dem ^r die fyrenüeii «m 92. SKte 1814 öbepsehritteii hatte, nidlt 
sofort nach Madrid, da ihm eine grosse Anzahl von reichbej^terten 
Granden, angesehenen Geisth*chen und ejnflussreichen Generälen, 
welche für ihre Macht und ihr Vermögen gleichmässig vor den Eio-j 
wu*kungen der Gortes^ Besorgnisse hegten, mit der übereinstiauneii'* 
den Versicherung entgegen eilte, dass der grössere Theii des Spani- 
schen Volkes eine entschiedene Abneigung gegen die neue Verfassiing 
bekunde und von dem besten Vl^illen beseelt wäre, den König wie- 
der in seine alten ud beschränkten Begierungsrechte einzusetzea Kö- 
nig Ferdinand war bald entschieden, sein Aufenthalt in Frankr^ch 
war keine Schule zur Empfänglichkeit für die neuen constitutioiiellen 
Lehren der Spanischen Gortes gewesen, er verweilte den Monat 
April 1814 in Valencia, um sich noch einen grösseren Anbang zur 
Bestauration der alten Monarchie zu versichern. Darauf verkündete 
er am 4. Mai 1814, dass er die Verfassung der Cortes vom 18. März 
1812 verwei'fe, alle Schritte und Maassregeln der Generaljunta, sowie 
der Begentschaft und Gortes von Gadiz für ungesetzlich erkläre und 
jeden ferneren Anhänger dieser Verfassung für einen Majestätsver«« 
brecher und der Todesstrafe für verfallen ansähe. Gleichzeitig befahl 
er eine völlige Wiederherstellung der Spanischen Zustände an, wie 
5ie in allen ihren innern Verhältnissen v<^r dem Jahre 1808 gewesen 
wären, und qur mit dem zweideutigen Trost suchte er das durch 
beispiellose Opfer bewährte treue Volk zu belohnen, dass er selbst 
die vielfachen Missbräuche der früheren Begierungswillkühr aner- 
kannte, den Despotismus als mit Spaniens Gesetzen unverträglich und 
hassenswerth nannte, jedoch sich selbst die Entwerfnng einer heuen 
Verfassungsurkunde vorbehielt, wenn er davon auch die Mitberathung 
der A^bgeordneten aus Spanien und den Golonien nicht ausgeschlos- 
sen gedachte. 

In der Nacht vom 10^ «itf den 11. Mm 1814 würde die Veraamm« 



zahlreiche Decrete nach der Bekanntmachung der Verfassung das gesammU 
alte politische Lehen von Grund aus erschüttert hatten, ohne in dessen SMie 
ein neues wohlgegliedertes befestigen su können. Zwei IherHe vom U. A^rü 
und 9. Octoher 1^12 schafften die alten Gerichtshöfe ah und ordnettsn neue an; 
die Decrete vom 23. Mai 1812 und 23. Juni 1813 sollten die neuen Einrich' 
tungen der Gemeinden und die Wahlen ihrer Obrigkeiten ordnen; durch daß 
beeret vom 8. Juni 1813 tourden alle Zünfte aufgehoben und das Gewerher 
Wesen völlig frei gegeben. Das Deeret vom 4. Juni 1S13 befahl den Verkauf 
aUer Gemeindegüter und stellle eine Vettheüumg derAeeker an alle G0mein4»^ 
gUeder in Aussicht; nac^ den Decreten vom 13. und 14. September .^^^^ ^aU^ 
ten alle Staats- und Krongüter zum Verkauf gestellt, sämmtliche alte Abgaben 
und Steuern aufgehoben und für die Befriedigung der Staaisbedürfniise durch 
Einführung einer einzig^^ Steuer gesorgt, werden^ , . 



1ms der Ckides sa IMrid dttroli Soldaten auiieiiitndlergespreiigt, ü» 
wiehtigereii P«räieiruhrer wurden .verhaftet; überall wo in den Pron 
ymmn sich Neigung zur Yertbeidiguag der Vertosung unter den 
Voik^e bemeiibar machte» %^rde jeder Versuch zum Widerrtande 
im ersten Keime durch die bereit gehaltene raiMjiriscbe Gewalt 
straig uttterdrüekt Damit säueii aber auch die Y^heis&ung dea 
Königs auf dne neue Verfassung erloschen, und das diesem FärstoU 
angeborne Misstrauen, schan damals durch eine^ berücUigte geisilicbe 
und Knmitierdiener - Camarilla gemissbräucht, trieb immer jäher z<i 
einer masslosen WilHmhrherrschaft, in welcher das Land und das 
Volk auf die widerwärtigste Weise zu <k unde gerichtet« wurden/ 
Dadurch erzeugte sich aber von neuem dne wahre Sehnsudht naeb 
der eben so widematürticheA Eini^gnng der monarchischen Gewallt 
wie das die Bestimmungen der Gortes ^ Verfassimg. fordcs-ten; und 
gerade von den einzelnen Theüen des standen Heeres, das wenigai 
Jahre vorher seine unbedingte Hingebufig für das angestammte Herf«^ 
scbeiiiaus .durch di$ gewnltsame Beseitigung der Gortes r Verfassung 
bethätigt hatte , gingen nach eiaander die Versuche aus, denuelbeii 
Grundgesd;z volle Geltung und lebensfähige Anerkennung zu gewdb^ 
nen. Ohne der früher verunglückten mUitärbchen Auistinde tat die 
Wiedereinführung lUeses Grundgesetzes m gedenken, von Genent 
Korlier ab, gehe ich softeich zu der Gadizer Empörimg vom L Ja«- 
nuar 182Q über, welche bei GdegeiAeit dner der altgemem ^ehass-i 
ten Expisditaonen nach Südamerika unter, den dort veitsunlnelten 
Truppen ausbrach. Anfanglicfa kaum beachtet, erlangte sie bei* 4er 
yigemeiiien lijsssttmmung in aUen Provinzen durch die Prociamation 
dieser Gottes -Verfassung bald die Zustimmoag aller Stände, und i» 
wenigen Wocheor sah sich Köm'g Fercfoeikd» nachdem sein VorscUagi 
vom 6. März zur Einberufung, der Stände nach alter Weise (Gortes 
por estamentos) entschieden zurückgewiesen wurde, genöthigt, am 
7. Alärz 1820 aberfiliab nidit nur smne Bereitwilligkdt für die An«- 
« nähme dieser Verfassui^ zu erklären, sondern sie noch an demsel-' 
bßu Tage vor der aufregten Vdlksmasse zu beschwören, und m' 
dem Decrete vom 8. März bereits die neuen Gortes selbst einzn« 
bernfeui*) 

Nach der Annahme der Gortes **Ver&s6ung ztigten sich indes» 
bald sehr misslideie Erüabrungm, welche ^u& der Unzulänglid^keit da"' 



V GMehMiig' wurde durch ein offici^Hei Rundächreiben an alle Heß 
Europa^ $ vom 10. März erklärt, dass König Ferdinand diesen Schritt aus 
freUem Entschlusee^ ttnd nach reiflieher Erwägung gethktn habe; diese Erklä- 
rung wurde in mehreren ^ßeieUen Aetemtücken der nächsten I^kma^ wieder* 
holt Vgl Archives dipUnnatiques, StuUg. 1&22, voL Uly ßt lU u. /oJ^ 



BefugniMe 'der Regierangsgew^ft wni dem Uebergewidifte der Gottw 
und ihrem präponderirenden Einflüsse auf alle RegferungslMtiidlottgtn 
MlsprMgen, indem die ausäkende GewaH bald durch widerwärtige 
dacwiscben geworfene Hinderwsse gehemmt» baM durch Unent« 
ioUos^enheit, Verzögerungen aller Art und Versagung der nothwen** 
digsten BKIfamittel wirkungslos gemacht wurde. *) Da^u kam , dasa 
die Beichliuse der versammeilen Gortes vorzugsweise gegen den 
fiüieren nbermäehtigen EinOuss des Klera« und des beben Adels 
flehtet sein mussten, und beide Stände in dem grössten Tbeil ihrer 
hervorragenden Glieder in die Reiben der Feinde der YerAissnng so 
wie der bestehenden Regierung trieben, während gleichzeitig durch 
die Aufhebung der Zünfte uhlreithe Massen des Pgbela arbeitsto» 
und zu den aosschweifewhten Hoffiiungen aufgestachelt in den Baufit«- 
Städten der Provinzen angesammelt wurden. Es entstand in latn^ 
Z^ eine tiefe Kluft zwischen den versdiiediMitigen Vertheidigem 
dcrcenaervitiven Elemente und den riicksicbtsloaen' Freunden der Neue- 
nn^en, welche die letzteren ohne wfib&re Priifiiog und ModMefarang 
9k uaaDtastbare Beformen tut das WoM des Spanischen Volks durch«]- 
führen sich bemiihten. Darüber begannen häufige AuswanJerungen 
der Missvergnögten nach Frankreich; es bildete sich eine eigene Re^ 
gei^ohefl; im Nam^ des Infanten Don Garios, welche durch Anwer- 
bung eigner Glaubensheere in Navarra , Gataionien und Biscaya ehien* 
Büri^rieg für die Wiederheratellmg des unbeschränkten köidgif" 
chen Anadiens und theilweise für die volle Anerkennung der Pr)?i- 
legieii der Basldsehen Provinzen imterBafam. 

Der Biirgerkrieg für die Emüihrung der Gurtes- VerfaftHmg m 
dem Jahre 1812 brach oher nicht nur auf der Pyrenflsischeo Halb- 
ilpsel aus: das iifaerrasehend (eichte Gelingen ihrer Anerkeouimg von 
Seittti der bourbom'schra Dynastie in Spanien in Folge einer militä^ 
raschen Revolution« hatte auf der Italienischen Halbinsel zw«i ahnliohe 
Bnyoluäonen in Neapel und Piemont hervorgerufen, die auf nichts 
Gmageres als auf eine Verpflanzung der Grundsätze d^ Gorlesh 
Verfasaung auf diesen Boden ausgingen. Dies füfarle zu den Euiro- 
psischen Congressen in Layfaadi und Verona (1821-^22), durch derai 
Beschlüsse und angeordnete fhilitärische Hilfe nicht nur jene A]Uf- 
stände in ttalien unterdrückt und die Wiederfaerstelhing der fi*&heren 
pufitiachen Zustände vermittelst Oesterreichischer Heere erzwungen, 
sondern auch die Gestaltung der Spanischen Verhältnisse zur Auf- 
gabe der aligemeinen Europieiflchen Diplonuitie gemacht w^ide. 

m » « I 

V Vergl mmenükh die 8$. i8L und IIa dieser Verf:, deren folgen- 
reidie BemiUyng sehr leiehl die geeeUgebende G^aU xu fMeteriet^er An- 
nuuiuvgMfivfüknnitonnie. ' 



Bi* BtidAissi de» OoDgrenttr/ zu VefMfl (JGiitnte «^flifitedic 
vo» H .fiaMnbar ISaS) ordnete die bra^ne^ ivterrentioai in.dit 
S|^tlii«ehaüi ümmm Aogetogenhetten an, Und «bertri^f die .^Mfi^rwg 
dläftelketi trot«. dem Wideifl|)ftidi dep Britisoben Grosaioliolrtr dat 
mrti iltfeiii RepDiMiMnten ond ersten Feldhevrii, dem Heridge vte 
Weiftgton, ^f diesem Gongresse dagegen > eingelegt wurde, der 
FiüDiösiaeheJi Rc^i^uiig. Das Franaösittbe hiterYenUofilsfaijer veA 
«OiOO» Mann Intt», kei 4em Zi^ieepaite mk Sp«niseten Yiolife md 
bei dem Ho^erkemdMireB ejjlgevietneii littstihiiiäi gegen die HritbeTr 
kfift der .Geistes '^Verfassung in äbrem gan«» UnfiMaige» allerdiiq[s nor 
des Werk ei&iar €fett9d'anneii-*ExpiediUon »verrichten, wie der: Sj»^ 
g#r in ükeraiiktkigem Hobw atiazUifik^kHlL 9k^ Jbeiiebte ; den amMr 
dinr dttimom^ieiN» B^agem^ von Gadk (25. Imi ^ 991 SepihM» 
ker 1833)* ^r keine Waflfentbat ven einigem Betage zu b^Scbtea 
König ferdinimd VU. »ng am 1. Ootokmr 182$ in dks JPranzöakebt 
Lager und erklärte gleichzeitig alle seine. Beissfalüsbe vem <7* Mal» 
133Q bisr^um h October 1823 für ungültig, indem er anedrück- 
}ith -^tr^z seiner frühern Erklärung hinzuTi^e» dasg er denseibei) nur 
in einem nicht freien Zustande seine Zustimmung ertheilt habe» £$ 
wurde sofort das alte willkührliche Regiment nach alleja seihea RifdiT 
tuiig^ bin in Spanien wieder eingeführt» der König blieb in dei| 
Händen der Abs^utistas und Gamarilla *) ein so willenloses Werk- 
zeiig», dass er gegen -deren tyrannische Anordnungen selbst mtt dem 
Opter seiner eigenen .Neigung nicht einzuschreiten wagte, wqdurpt) 
dann nicht selten das traurige Beispiel gisgeben wurde, dass Sjpani« 
^he Communen gegen ihre eigene itegierung die Vermittehifig oder 
wohl auch gerjadezu die Hülfe des FranzösiscbenBesatzupgsheeres i^i 
Anspruch nahmen. 

Die neue staatsrechtliche Feststellung der unumschränkteii 
Königlichen Gewalt erfolgte durch die jkönigliche Erklärung vom 
19. April 1825.**) Inderseiben wird jede spätere Reform oder 
Neuerung auf dem Wege ständischer Berathungen ausdrücklich zu« 
rücj(gewiesen, „ohne weder jetzt noch irgend jemals das Mindeste 
davon (von der unumschränkten königlichen Gewalt) zu vergeben« 
und ohne die Errkhtung von Kammern oder anderen Institutionen 
zu ^gestatten, sobald sie unseren G^^räuchen und Gesetzen, zu wider^* 
laufen/' Der Spanische Nationalstolz versagte nicht dem Monarcbeni 



*) Diese wurde tciederum von der apostolischen Junta de la concepcion 
geleitet, welche in allen Provinzen in den himmlischen Wohnungen ihre 
Spedäljunten haiten. 

**) Ähgedmckt in den Siaatsacten fSMtguriJ Bd. l S. 40 und PB- 



fminwlteiiaBMi als Di^riiufig^ ymat man .««riher dgAOi MadhtfiHle 
nteht vOTtniueii woUte, hfaieiitufugeii , „dass ich von mdcen ef landi^ 
teil Bdod^genossen^ welche mir so viele. Beweise ihres iimigM 
WohlwoHens Dnd ihrer thätigen BÜtwirkung zum Wohle tneiner Kö* 
frip^che ' gegebeta haben, die feierlichste und bestinmyteate Zasidie^ 
nnig schatten habe, da^ sie fortfiihr^ werden, bei jeder Gdegen^ 
heit die legitime und unumschränkte Gewalt meinet Krone an im» 
teestötaen, ohne mir jemals mittelbar oder unmittelbar irgeiHl eine 
Neoerang in memer R^gierungsform weder zu rathen, n6ch v6ritt^ 
sdriagen.'' Als eine sichere Schutzwehr für die absolnti^ischen t^ 
strebnng^ dieses erneuerten Verwaltungssjstema bildeten sieh in 
allen Provinzen die Corps d^ königlichen Freiwilligen, welche 
indcss bald in frechem Selbstvertrauen solche Forderungen aufteilten» 
4ass dem unbefai^enen Beobachter die grosse Bedenkiiclikeft einer 
aolchen Hilfe fijr die Selbstständigkeit der souverainen Staatsgewalt 
nicht entg^n konnte. 

Ke politische Veränderung, welche in dem Nachbarreiche Por- 
tugal mit dem Tode des Königs Joao Vt. (Johann) ^m 10. März 1826 
vor sich ging, indem dessen Nachfolger Dom Pedro den Portugiesen 
eine fVeie Verfassung am 19. April 1826 gewährte und darauf zu 
Gunsten seiner Tochter Donna Maria da Gloria ani 2. Mai 1826 der 
Krone entsagte, wirkte insoweit auf die Spanische Regierung ein, 
dass Ferdinand VII. nicht mehr unbedingt der Partei der AbsolutiS; 
ten folgte, und demgemäss bei dem damals überaus häufigen Minister- 
wechsel in diesem Staate, auch gemässigtere Männer von einer libe- 
raleren Richtung tu seinen Rathgebem wählte. Dadurch fühlten sich 
Aer alsbald die Absolutisten verletzt, und traten jetzt unter einem 
neuen Schutzmantel als Vertheidiger der kirchlichen Interessen, unter 
dem Namen der Apostolicos oder Agraviados, gegen die von ihnen nicht 
gebilligten Massregeln der Regierung auf, indem sie ihre vorzuglichste 
Stütze in dem ältesten Bruder des Königs, dem InfantenDon Carlos zu 
besitzen hofften, und deshalb auch schon damals als Garlisten (las Gar- 
listas) sich zu einer gefürchteten Macl^t ausbildeten. Sie erneuerten 
in zuversichtKchem Vertrauen auf den Erlblg den Bürgerkrieg in den 
östlichen Provinzen des Staates, durch die benachbarte Französische 
Grenze stets gedeckt, bis ihre Forderungen nach dem verähderten 
Regierungssystem in Portugal, wo der Infant Dom Miguel am 3. Mai 
1828 mit der Auflösung der Gortes den Absolutismus von neuem 
befestigte, auch an dem Spanischen Hofe wieder zu einer hohem 
Geltung kamen, und abermals alle Aussichten auf angemessene Be- 
formen durch die Begierungsgewalt verloren, gingen. Inzwischen 
veränderte sich wiederuib wesentlich die Stellung der den SpaiiiijCbaii» 



«rcheftdeft Pf acdönöh , ^s terifWtdnff TU. HartSh de*' Tofld^ im^t df» 
teh Gemahlin Maria Josephina (f lt. Mai 1S2Ö) in Wönigen MömÜA 
2iif vieften Ehe mit der neapolitanischen Prinzessin Christinä ^ tocl^ 
tcr des' Bönigs Fratia L, am U. December 1829 schritt» und derta 
iMiMrefF wfteb(!»d^r filiMass auf Kesieii ded präBonMiTon Rbehfo^orl^ 
des Infaiften Don Gärlos, e^tn ildQ^^ Gi^äfi[d^(<»Hz v«^A)a§tte; 1i 
tfes^^tf f^dfge dfe ^^genwifttlgö Hefifgirt mK BfciäWli^ttg' m beste- 
Henden Und von sammtlicheh Bourböiii^chen tlofäfi' äriärk^hiitäA ßFt^ 
feigi^rdming zur Regierung der Spanischen Monarch^ berufen iäi 
Dw^ isl Ai» lo^r in Dettts()her Uöbepsetsiiflg folgeiide Grii&dgesdte: 



dinantf s Tit., ^) 



äää am JBrtßfotijie&i'dHtMt^ der SpiMtäifheä 
Mrone feslsteiienae königtiöhe Jbeüiltiit 

pom ÜtB. Mär 9 MSäÖ. 

. nCMn i^rdirfaiHf Yll., von Gottes Gnaden Kdntg v€m 6a»tili6li nnd h^oh 
rt, 9. w. d«fA M&tk^tk, ¥mm% Herzog», Marquis, Grafen; Ritos Sombr^'^) 
FPföt^> Gdf»ia»iidgul'6n d^f Orden und Unter* Gömmaiideur^, Aleaden ye6 
Q^ifien ü. s. w. nUd Alten Riobteirn oder Jurisdkitionen, Beamten und* Pdr^ 
mtüeh «Ifei* Städte dnd Burgen Meiner Kbnlgf eiche nnd HerrschafUJh» Unm 
Wlf 9^m jetzt ars f&i alle Zaktfibft kiind und zu v^issen» 

dd^ deÄ Gortes, die hn Jahre i189 in Meinem Palast^ Bnen Retiro 
gilifelt^lk wurden, def Vornhlüg des Eönigs, ^eii^s erlaucbten Vat«rd, der m 
IHamni kU vorgelegt ii^ard, in Betreff der NothwendigMeit und Zweekmässig*' 
keit, das durch die Gesetze und durch undenkliche Sitte für die Thronfolge^ 
von Spiinien eiDgßrührte regelmässige Verfahren beobachten zu machen, indem 
laan den äliern Sohn dem Jüngern und das männliche Geschlecht dem weib- 
lichen in den betreffenden Linien, ihrer Ordnung gemäss vorzog; und nachdem 
sie die tinermess^ichen Ybrtheile, wekhe der Monarchie aus ihrer Beobachtung 
in einem Zeiträume von mehr als 700 lahren erwachsen waren, so wie die 
Beweggründe und eventuellen Umstände in £rwägung gezogen halten^ welche^ 
k« der durch die Acten vom 10. Mai 1713 decretirtm Reform Anlass gegeben, 
egten sie seinen königlichen Händen cina Petition vom 30. September 17Ö9 
vor, erinnerten an die grosse Woblthat, die für dieses Königreich schon vor 
dem Zeitpunkt der Vereinigung der Kronen von Gastilien und Aragonien aus 



*} Abgedruckt hei de los taltes, Geschichte des Don Carlos aus dem 
Engl, vonbr. f.H, Üngewitter, Berlin 1835, 5. 219-23; femer Staatsdcten, 
Bd. XviiU S, 80. Pötitz, Europ, Verfassungen, Bd. it S.601, und Moriu 
teur, 1830, No. 105. * 

*V ^^ höhere jktikUe Adel, Barone- u. #. vd„ auseer, den vorher ger- 
nmmten Spofmchm (j^rondiin. i . 
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te in dem iwtitaD G«6Im, f aniieluitMi Titd sp^karien lliroQiripfHrdMi« 
oiUpnuigen war, und baten ihn unterthänig, er möchte ohne Rücksiclit auf 
die durch oben angeführte Acten aufgestellte Neuerung befehlen, dass man für 
alle Zukunft bei der Thronfolge der Monarchie die besagte, seit undenklichen 
Zeiten bestandene Sitte so beobachte und beibehalte, wie sie immer beobach* 
tat und gehalten ward, und eine pragmatisdie Sanction bekannt machen lassfff» 
üe in der Yersamndiing der Gortes erlassen und gebildet» diese £ntschlie8Miiig 
«nd die Widerrufimg der oben angeführten Acte feststellte. 

Mein erlauchter Vater üasste nach Empfang dieser Petition den £ntschlus^ 
den das Wohl d^ Königreichs erforderte und antwortete auf den Bericht* 
womit die Junta der Assistenten des Hofes, der Gouverneur und die Minister 
Heiner königlidien Kammer von Gastilien die Petition der Gortes begleiteC 
hatten: „dass er einen der besagten Bittsdirüt gemässen Entsohluss ge£utt 
hätte.'* Er empfahl ihnen aber für den Augenblick, das grösste Geheknniss 
SU beobaditen, weil er dies für seinen Dienst am nützlichsten erachtete: und 
in dem betreffenden Decrete befahl er seinem Gonseil »»die für einen solchen 
Fall gebräuchliche pragmatische Sanction auszufertigen". Die Gortes schickten 
mit Berücksichtigung dieses ümstandes auf dem vorbehaltenen Wege eine be- 
glaubigte Abschrift der oben gemeldeten Bittschrift und alles sonst sich darauf 
Beziehenden» und es ward Alles in der Versammlung mit dem bedingten Vor- 
behalte bekannt gemacht 

Die Unruhen, welche damals Europa heimsuchten und diejenigen, welche 
die Halbinsel später erfuhr, gestatteten die Vollziehung dieser wichtigen Ab- 
sichten nicht, die ruhigere Tage erforderten. Nachdem Ich mit Hülfe der 
gottlichen Barmherzi^eit den Frieden und die Ordnung glücklicherweise wie- 
der hergestellt habe, deren Meine geliebten Völker so sehr bedurften, nachdem 
Idk diese ernste Angelegenheit geprüft und die Absicht eifriger Minister für 
Meinen Dienst und für das Staatswohl angehört habe: befahl ich durch Mein 
königliches Decret vom 26. d. M.» dass in Bezug auf die Originalpetition und 
die in dieser Hinsicht von Meinem vielgeliebten Vater getroffene EntSchliessung 
und die Gertification der ersten^Secretäre der Gortes, welche diiese Urkunden 
bereitete, das oben besagte Gesetz unverzüglich und pragmatisch in der ge^ 
hörigen Form bekannt gemacht werde. 

Nachdem Ich es in Meinem General-Gonseil unter dem Beistande Meiner 
beiden Fiscale bekannt gemacht hatte, die mündlich am 27. desselb. Monats 
angehört wurden, entschloss man sich dahin, ihm Vollendung dadurch zu 
geben, dass man es mit Gesetzeskraft und als eine pragmatische Sanction, als 
in der Versammlung der Gortes geschehen und bekannt gemacht, ausfertige. 
Ich befehle demnach, dass man ftir alle Zukunft den buchstäblichen Inhalt 
des zweiten Gesetzes, fünfzehnten Titels, zweiten Theils der Petition der in 
,Meinem Palaste Buen Retiro im Jahre 1789 versammelten Gortes gemäss, deren 
wörtlicher Inhalt hier folgt, beobachte und vollziehe: 

„Der Vortheil der Erstgeburt ist ein sehr grosser Beweis der Liebe, die 
Gott den Söhnen der Könige erweist, die noch andere Brüder haben sollen. 
Derjenige, dem er diese Ehre erweisen wiU, beherrscht die andern, die ihm 
gehordien und ihn als ihren Vater und Herrn ansehen müssen. Die Wahr- 
heit dieses Satzes beweisen drei Gründe: der erste entspringt aus der Natur, 
der zweite aus dem Gesetz, der drftte aus dem Herkommen. 1) Aus der Natur; 
denn der Vater und die Mutter wünsdien sehnlichst, Geschleditsabkunft zu 
haben, die das» was ihn^ gehört, erbt, und der Erstgeborne» der früher zor 
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^rfttlhing ihrer Wtthsclie gekommen ist, mnss deswegen, auch mehr von ihnelf 
geliebt werden, und kann darauf Anspruch machen. 2). Aus dem Gesetze; 
denn unser Herr Gott sagte zu Abraham* als er ihm, um ihn auf- die Probe 
zu stelled, befahl, Isaak, seinen einzigen Sohn, den er zärtlich liebte, zu, neh- 
men und ihn aus Liebe zu ihm zu opfern, und sagte dies aus zwei Gründen: 
a> weil diesef der Sohn war, den er aus dem oben angeführten Grunde wie 
sich selbst liebte, und b) weil Grott ihn als Heifigen auserwShlt hatte, als er 
wollte, dass dieser zuerst auf die Welt kommen sollte, und deswegen auch 
das Opfer desselben verlangte; denn nach dem, was er in einem alten Gesetz 
zu Moses sagte, sollte jede männliche Erstgeburt als eine gottgerechte Sache 
angesehen werden. Dass die Brüder den Erstgebornen als ihren Vater ansehen 
sollen, geht daraus hervor, weil er älter als sie und zuerst auf die 'Welt ger» 
kommen ist, und dass man ihm wie seinem Herrn gehorchen soll, geht ebeu" 
falls aus den Worten Isaaks an Jakob seinen Sohn hervor, als er ihn in der 
Meinung, dass er sein ältester Sohn sei, den Segen gab: Du wirst der Herr, 
Deiner Brüder sein, und die Kinder Deines Volkes werden sich nach Dir 
wanden, und derjenige, den Du segnen wirst, wird gesegnet sein, auf denjeni- 
gen aber, dem Du fluchen wirst, wird der Fluch fallen. Man giebt denmach durch 
Wturtezuverstdien, dass der Erstgeborne Gewalt über die andernBrüder alle, dies^ 
hat als Vater und Herr, und dass sie ihn als solchen anzusehen haben. Da femer 
3) dem alten Herkommen zufolge die Väter gemeiniglich Mitleid mit den an- 
dern Kindern haben und nicht wollen, dass der Aelteste Alles habe, sondern 
dass jedes einen Antheil haben sollte, so erkennen gleichwohl weise und ge^ 
lehrte Männer in Sachen der Nachfolge an, dass diese Vertheil'ung in dam; was 
die Königreiche betrifft, nicht stattfinden könne, wenn man diese nicht zer-; 
stören wolle, nachdem was unser £USrr Jesus Christus gesagt hat, dass jedes 
Königreich, das vectheilt wurde, der Verheerung ausgesetzt sei, indem er als 
dn Recht ansah, dass die Herrschaft oder das Reich allein dem ältesten Sohne 
nach dem Tode seines Vaters zukommen sollte. 

„Und dies war nun auch immer gebräuchlich in allen Ländern der 
Welt, wo die Herrschaft in der Nachkommenschaft blieb, und insbesondere in 
Spaniep. Um grösseres Unglück zu vermeiden, das eingetreten ist und noch 
ferner eintreten könnte, war man der Ansicht, dass die Herrschaft des König- 
reichs immer das Erbtheil derer sein sollte, die in gerader Linie abstammend 
und aus diesem Grunde setzte man fest, dass wenn keine männlichen Kinder 
vorhanden wären, die aUeste^ Tochter das Königreich erben solUe; und so 
befahl man auch, dass wenn der älteste Sohn verstorben sein sollte, ehe er in 
das Erbe eingetreten wäre, und von seiner gesetzmässigen Gemahlin einen 
Sohn oder eine Tochter hinterliesse, der erstere und dann die zweite und $on$t 
keine andere Person dasselbe haben sollten. Würden^ aber diese Alle sterben, 
so sollte das Königreich als Erbtheil dem nächsten Verwandten zufallen, wenn 
er ein fähiger Mann sei und nichts gethan habe, um die Erbschaft zu verlie- 
ren. — Durch alle diese Verhältnisse ist demnach 'das Volk verpflichtet, zum 
wahren Besten des Königreichs den ältesten Sohn des Königs als seinen Sou» 
verain anzusehen. Es müsste daher Jeder, der gegen das Obengesagte handeln 
würde, als Verräther behandelt werden und als solcher die Strafe empfangen, 
denen dem Gebrauche zufolge diejenigen ausgesetzt sind, welche die GewaK 
des Königs hintenansetzen.'' Diesem zufolge befehle ich nun euch Allen und 
Jedem insbesondere, in euren Bezirken und Jurisdictionen, diese pragmatische 
Sanction überall und in Allem was sie enthält, befiehlt und anweist, zu be- 
wahren, zi| erfüllien und zu vollziehen und bei diesem Anlass i|lle Massregehi 
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£r]däni9g Aotbig sein sollte, die ibrie YQll^ebiuig vpp d^m Tage. aQ erbalkA* 
spll, 1^0 Me «u Madrid und in den Städten » so wie an allein i^iden^ OrtsQbaf-^ 
t^ unter lleinem Geborsam bekamst gemacht werden wird^ indjBm dies die 
WoWiabrlt H^ne« königlicben Qau^ und den StaatSTorthei} aller Mein^^ 
vWaitef» iKßtrifft pies ist in^n Wüle u. 5. ?«r. • 

Icl^ der Köwig. 



J.M ::.: 



Diesem tmh se^n^r V^xm ^^i f^^^f Be^actim $ftUi»awe drug^ 
^eti ignorirte durchaus iie Gortes-VerfasfiUDg Vom 19. Min föl2» 
welche atlerdfngs in den 5 Artikeln 174— Y8 ganz dieselben enind«> 
^at|p in Bezug auf die nähere weibliche Erbfolge und noch Weit 
XW^f: feststellten, und eipen \peit entsprechendem Inhalt dargeboten) 
UklteB» al$ dies für eine vor vierzig Jahrep vßrebfßs^te P^jtion dei^ 
früheren Cortes gefordert werden konnte, welche weder von Honig 
Carl IV. zum förmlichen königlichen BescMqss erhoben, noch von 
(ien Agnaten der Dynastie genehmigt, noch von den früheren Stän- 
i<^^ selb^lt als eine für Recht besteheifde Anordf^un^ angesehen war. 
Eine Berücksichtiguiig jener Artikel 4er Cortes- Verfassung konnte 
Btndestens als eine zweimal von Spanisohen Gortei im Jahre 181 S 
und 1820 gebilligte Thronfotgeordnung* betrachtet werden , bei wel- 
cher das Interesse des Landes und das der Dynastie, d. h. des auf 
den Spanischen Thron berufenen Zweiges der Bourbons, von eiftefp 
unbefangenen Standpunkte beurtheilt erscheinen durfte. 

Es lag allerdings in der Absteht des Königs Ferdinand, diese 
pragmatische Sanction durch eine Versammlung der Cortes por esta- 
mentos anerkennen zu lassen, uiiii so mehr als seine vierte Ehe in 
Überraschender Schnelle mit Nachkommenschaft gesegnet wqrde, diesig 
aber eben in zwei .Töchtern bestand, Maria Isabella, geboren den 
10. December 1830 und Maria Luisa Fernande, geb. den 30. Januar 
1832. Jedoch die Juli -Revolution in Frankreich, die Wicdervertrei- 
buug des älteren Zweiges oder Rauptstammes der Bourbons begiin- 
^tigte für die damalige Spanische Politik ein Schaukeisystem zwischen 
dem AbsQlutisrnus upd Liberalismus, indem jener in dem fnfiinten 
Don Carlos seine glückliebe Zukunft ahnte, dieser auf die Königin 
Maria Ghristina ah Begentin seine Hoftiung setzte, um durch deren 
poUiwendige Verbindung mit König Ludwig Philipp auch in Spanien 
die cpn^Ututionelle Monarchie zur Wahrheit zu macbeii. Bei der in 
häufigen Anfallen des Starrkrampfs jabrelang sich binsdileppendoi 
und doch jeden AuganUiek lebensgefährlichen Krankheit des Rontga 
Fisrdlnand war der Intrigue zwischen den Anhängern der Königh} 
™d des Infanten eyi weiter Sc^iaupla^ ^eoflhet, auf w^Id^cffl di« 
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iridor^rtM^ten Sim^ ßkwedmltmf ebne dm eine^ i&r Mdw 
PartM^ i^Jß^ uiiverscUßierteQ Angine übergcbwmut «ti^*. seine 
Kräfte versucben durfte. Oeunoi^b gelaag es dem vjelverjpiögeiicliln 
lÜBist^ Calomarde dm ^nig in einer hacteA Krisi^, ia gcyisligoif^ 
upd fast kör{>^Iicher j^wusstl^igkeit ^m 30. S^ptembor 1833, ^m 
üpterzeicbnung einer bet^iligebdlteiien Qrdom^z zq b^tiiiHiien, naeti 
welcher ' die. pragiiiatis€fa3 SancUon zuGupst^ des infantan Bot^ 
Urion und seiner naä^nlicben Nachkommen zurül^geiHNniiiaii wurde« 
Aber der tode^n^atte König eiilboUe sipb wider 4|Ies.Veri9u1t|ßft.po€li 
einq^l, und 4m gew^rte den. entecbfjdanden Sieg de^ Kpnwfi 
Uarlß (^bi^'stjiiid, dre schon 4 Tagi$* darauf (4 Octob^r 1^9) jhi^. 
RegeQtin (Gobernadora) während d^r Krankheit deir Köi^igf Wiaiiot 
^urde q{)d einen fj^rmlicben Widerruf . jener unterg^schobeuep Aple 
mm Sp. S<^ptember bewirkte , indem vermittelst qines neuen JmHi^ 
Heben JDecrets )(om 31. Oecember 163^ ,dje pr^gmatisdie Saactifidl 
nochmals als Grundgesetz de^ Spaniscbnn Monarchie feieriicb proi^lan 
Vßlft wurde. *) . . 

, Es beisst am Schlüsse dieses Decrets: „INurnnebr m K&^fimf, 
gesetzt von der Lüge, womit Yerrather die Loyalität meiner theunra 
Spanier, stets getreu den Nachkommen ihres Königs, verleumde h^i 
ten; yoUkommei^ überzeugt, dass es w^der in meiner M^cbt n«Kb in 
meinefla Willen ist, das unvordenkh'cbe Herkommeit • hinsichtlich dei[ 
seit Jahrhunderten festgestellten, durch da^ Giesetz sa^tionirteu^ dw^ 
die berühmten (leldtqnen, - n^eine Vorgängerinnen auf d^m Thron gn-. 
redilfertigte;n und durch d^ einbell^^n Wunsch in meinem Kec^g- 
reiche geforderten Erfolge abzuschaffen^ und nunmehr erlast vQn d^f 
Einmischung und denv Drauge je^ier unglücklichen Umstände: ^ tbui^ 
ich fie;terlich meinen unbedingten Willen und nach meinem freien 
Entschlüsse kund, dass. das von mir unter den Todeskämpfen, .ji^ 
meiner Krankheit Unterzeichnete Pecret mir durch Ueberlistung e«iit^ 
rissed wurde, dass e^s die Wirkung der falsche Besargnisae war, 
mit den^n. gewisse Personen mein Gemüth bestürmte, und, dass ßß 
nrchtig und von keiner Kraft. ist, da es mit den Grundgesetzen d^f 
Königreichs und den mir sow(xbl ^Is König wie als Vater obli^en^ 
den Pflichten gegen meine Nachkommenschaft in Widerspruch steht.'' 

Der Infant Don Garlos hielt sich nach diesem DSecrete su einer 
entschiedenen ofien^ Vertretung seines Thronfolfer/^chtes gedrängt, 
er verliess Spanien und legte von dem Portugiesischen Schlosse R«* 
malhao am 29. April 1833 einen förmlichen an den König gerichte- 



V Abgedruckt unter den Äetenstüchen hiiißiQs YoAhM a Ji* A« 
S* 230—38, i . " . .\ 
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ten Protest *) gegen die Anordntiiigen der pragmatiscfacfii Sanction 
ein, folgenden Inhalts: „Ich Don Carlos Maria Isidor von Bourbon, 
Infant von Spanien, durchgängig überzeugt von, der Gesetzmässigkeit 
meiner Rechte an die Krone, die ich auf den Fall, dass ich Euer 
Majestät iiberlebe, und dass Sie keinen männlichen Erben hinterlassen, 
besitze, erkläre dass mir weder mein Gewissen noch meine Ehre 
gestattet, andere Rechte als jene zu beschwören oder anzuerkennen^*' 
Ferdinand YII. verbot in Folge dieses Protestes am 6. Mai dem Infanten 
die RQCkkehr nach Spanien, mit dem Bemerken, „dass seine Anmas- 
iilngen den Bfissvergnügten nur als ein Verwand zur Ruhestörung 
dienen würde ^ Er wies demselben zu seinem ferneren Aufenthalte 
ieh Kirchenstaat an und schloss das Decret ^*) mit dier Erklärung : 
„Spanien ist unabhängig von jedem auswärtigen Einflüsse oder einer 
Einwirkung in Allem, was seine innere Verwaltung betrifln;: und ich 
würde gegen die freie und völlige Unabhängigkeit meiner Krone han- 
deln, tmd das von sämmtlichen Souveränen Europa's allgemein ange- 
genommene Princip der Nichteinmischung verletzen, wenn ich Ihnen 
^ Mittheilung machte, die Si^ in Ihrem in meinen Händen befind- 
Kehen Briefe verlangen*' (da Garlos gefordert, dass der König selbst 
sane Protestation an alle Souveraine Europa's mittheilen sollte). Aber 
es wurden in der Jhat gleichzeitig von den beiden nächsten so u Ve- 
ra inen Agnaten des Hauses Bourbon- Spanien, von dein Könige 
Ferdinand II. von Neapel und dem Herzoge Carl von Lucca prote* 
stfrende Erklärungen gegen diese veränderte Erbfolgeordnung einge- 
simdt, indem sie behaupteten, dass das Thronfolgegesetz vom 10. Mai 
1713 nur mit Zustimmung aller Agnaten wesentlich abgeändert wer- 
den dürfte. Unter solchen Uniständen erschien die Anerkennung der 
pragmatischen Sanction durch die Cortes por estamentos als di^ be- 
ruhigendste Abwehr gegen alle Störungen der innern Buhe durch 
solche Angrifle. Sie wurden durch das Decret vom 18. März 1833 
nach Madrid berufen, um der noch nicht dreijährigen Prinzessin 
Maria Isabella die eventuelle Thronhuldigung zu leisten ; aber nach- 
dem diese Feierlichkeit am 29. Juni 1833 in der Kirche des heil«' 
Hieronymus zu Madrid :^on den Abgeordneten der Provinzen und 
Städte vollzogen war, wurden die Cortes sofort wieder aufgelöst, 
ohne auf irgend einige Reform-Vorschläge Rücksicht zu nehmen. 

Durch den Tod des Königs Ferdinand VII. am 29. September 
1833 gelangte seine älteste unmündige Tochter zum wirklichen Be- 



V Affgedruekt hei de los Valles a. a. 0. S. 233, nebet dem Begleite' 
tehreöi^ an K^ig Ferdinand, 

*V M de lös Vallee, S. 233-^ 



iito des Hatmei, indein an^ fthtiir Ghriitiifa ab ^ototMion die 
Bi^entsdiafl iibernahm» wfdche sie nach dem^am 2. Ootober 1^ 
eröfiheten Testamente desKön^s vom 10k Juni 1830^) bis zu derea 
zurückgelegtem achtzehnten Lebenq'ahre fortfiUiren sollte. Zwar 
war der Regentin nadi demselbm Testamente ein Begoitscbaftsrath 
a|Mi sieben Mitgiiedem zur Seite gesetzt» mit dem sie in .schwierigen 
^gei^eidieitc» berathen sollte, namentlich in solchen „welche mag» 
lidi^ Wetee in ä'gend einem Grade. die Wohlfiihrt meiner Usiertha^ 
fm beeintr8cht%en konnten''; doch war ancfa ausdrüddidi.hmfeuge« 
fügt (Art 12, des Testaments)» «ohne ae (die Reg^^) jedoch in 
irgend einer Art zu Verpflichten, sidi dem Willen der Regentschaft 
fenau zu fugen''. Die B^gentin eiUremte^ zwi^ augenblicklidi ihre 
Politik von der Parthei dejr Absointisten luid band sich weder an 
die Wahl der von ihrem Gemdii schon im Voraus bestimmten UM« 
gÜedcar des Regentschaflsrathes , noch achtete sie auf den hisher be« 
folgten Gang der R^ierung. Aber eben so wenig eMsdued sie sieh 
gleich anfänglich für durchgreifende Reformen in den gesammten 
Innern Verhältnissen durch ein aligemeines Staatsgmndgesetz , viel* 
mehr erklärte sie sich in dem Manifeste vom 4. Octoi^r 1833^*) für 
die Aufrechthaltung der bestehenden Ordnung der Dinge: Jch weide 
die Form und Grundgesetze der Monardiie gew^umihaft aufrecht 
erhalten, ohne gefahrliche Neuerungen zü gestatten, wie achtbar 
sie auch in ihrem Principe sein mögen,. denn wir haben lei» 
der bereits ihre traurigen Folgen erfahren. Die beste Regie« 
rungsform für dieses Land ist diejenige, an welche das-» 
selbe gewöhnt ist. Eine feste und conipaete, auf alte Gesetze 
gegründete, durch lange Gewohnheit in Achtung stehende und durch 
den Verlauf von Jahrhunderten geheiligte Herrschaft ist das mäch- 
tigste Werkzeug zur BelSrderung der Wohlfahrt der Nationen, die 
durch Schwächung der höchsten Gewalt, Rekämpfung festgestellter 
Meinungen, Gebräuche und Einrichtungen, durch Störung bestehen»^ 
der Interessen, zu dem Zwecke, um neue ehrgeizige RestrebungeB 
t^e zu maclien und neue Anmassungen und Forderungen ins . Da^ 
sein zu rufen, ipdem die Leidenschaften der Menge aQ%eregt, die 
verschiedenen Klassen der Staatsgesellschaft gegen einander im Kampf 
verwickelt werden und Verwirrung hk die ganze Masse gebracht winj, 
nie zu erreichen ist" 

Als aber der Infant Don Garlos von Abrantes in Portugal aus 

.111' I 

V Abgedruckt unier den Äeienstüdsen bei de los V alles, 5.236~4ft so 
«ofti es in dem Beeret der Königin Christina vom 2. OUober bekannt ge- 
macht wurde* 

'^V BH de hs faUes, S. 240-43. 



sidiNst die Be^hte Md 4en THel eines Königs rofi Spanien ^ 
Carl V. annahm; als die Baskischen Provinzen zaer»! 20 ätit 
Waffen für diesen MÖD% Carl V. griffen, indetn sie ihre Laxide$|Mr(- 
fUegian, die Selbstbesten^rong und Seibatbewaffiiuog, besser durdi 
den ihnen in seinen GfuiHbätien bereits bekannten Infanten als dureh 
eipe 10. ihren Grimdsätzen veränderliche Weiberr^ieronggeschiitlt 
am selKii boflloi; als diesem Btbpiele NaTarra folgte vtid in de^ 
meisten ProtinzeD Spaniens der noch viel geltende Klerus für Gafio#, 
den wirmsteo VerthenSger der apostolisdien Partbei« die Geibeindefi 
Ite entimaien suchte ; da wandte sieb die PdKik der Köni^ Gbn> 
tina, und gedachte, in den rabireichen Anbängia^n lib^aier RefenneA 
eine neue Temiefarnng der Kräfte^ zur Vertheidigung der Ansprüche 
ihr^r Tochter zu gewinnen. Sie wagte indess nicht durch einen ein^ 
fachen^ konighchen BdM die Achtserkiärui^ und die Yerfo^nuiig 
vom Sjpaniscbeii Eoden für den Infanten Don Garlos und seine Nadi^ 
iiommm, ohne die Unterstützuflg der Spanischen Granden*) oder 
selbst einer Versammlimg der aiig^neiitön alten Cortes, auszusprechen, 
und von Seiten dei^ Franeästsdien Begierung, welcher der Bürgef>> 
krieg^ an ihrer Grenze fiir die Grundsätze absoluter BourboneihHerr- 
schaft sehr ungelegen war, wurde eine kräftige tJnterstälzuhg in 
AmmiSalt. gestellt, wenn eine Annäherung der Spamsctien Regiarang 
m die constitationelle Französisdie eine Veresn^gung über die Rieh« 
Uuig fär diB aligemeine Politik möglich machen würde. Alte diese 
Zustände wirkten gemeinsehaftlich tta{ den Sturz des Miniileriums 
Ze^-Bemiadez (Id. Jan« 1834) ein, das mehr in der Yermittelui^ der 
Moffdischen Mädite und emer Aussöhnung mit dem Infanten Spsmiens 
iopere Ruhe jzu befestigen wünschte. Die Bildung des nachfolgendeil 
m&isteriuDdS» wurde deni für zeitgemäsae Reformen begeisterten Mqf^ 
tinez de ki Rosa^ dem vormaligen Mmister der Gortesr^erung über* 
tragen^ mit dessen Verwaltung eine neue Periode für den Entwicke^ 
lani^g^ der innern und äussern Verhältnisse Spaniens begann 
Die ieCztesen erhielten, alsbald eine entschiedenere Richtung durah 
im Abschiiai» der QuadrupekAllianz vom 22. April 1834, nach wel* 
ober (Se^Köoigia Regentiif und der Kdser Dom Pedro, Namens sd« 
i^r Tochter» der Königin Donna Maria von Portugd, unter JUÜwir^ 
kung der beiden Hauptmächte des westlichen Europa's^ Frankreich'» 
und Grofiabrittaniens^ sich gegenseitig verpflkbteo, alle m ihren Kräf- 
ten stehende Mittel anzuwenden, um die Infanten Don Garlos und 



V ^ Granden unier den Cortes waren vorzugsweise bere^tig^ i&Mr 
Thronstreitigkeiten zu entscheiden. 
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Dom AJHgiMl vom SpasiMhe» lud PortufiesiMhen TeirilMiciitti zu ?er- 
tmbrak*j Ab^rglcjehseitig inadite dieBegierufig in der Anordnung 
der Innern Verhältnisse entschieden^ Fortschritte, die zwar nicht gleich 
zu einer allgemeinen neuen Beichsverfassuug führten, jedoch die 
sachgemässe Einleitung dazu gewährten, in welcher Art durch vor- 
h^i^e Bieanatbuog notit den Abgeordneten des Volks die Verhältnisse 
des Landes so geregelt werden könnten, um auf (kiuidlage dersel- 
be eilte consolidirtere Verbssungsurkunde zu gestatten. Demgemäss 
wurden die. im Jahre 1825 errichtete Staatsjunta für die allgemeine 
Gesetzgebung sowie die alten höchsten Gentralbehörden des Staates, 
dar Gonsejo de Castilla, der Gonsejo de las Indias aufgehoben (März 
1834), welche zugleich die höchsten verwaltenden, riditerlichen und 
gesetzgebenden Gewalten ausgeübt hatten, und dafür eine gesetzge« 
bende Versammlung in zwei Kammern angeordnet Dies geschah 
4urch das Estatuto Beal vom 10. April 1834, welches ich hier in 
fiebtscher Uebersetzung folgen iasse: 



III. Das koBigrliclie Statut 

vom Id. April 1834. ♦•) 

Titel I. , 

Vim 4er tu$ammenhertrfung der allgemeinen Coriet 4ei Königreiehs, 

Art. 1. In Uebereinstimmung mit den Bestimmungen des Gesetzes 5.» 
Titel IÖm Thetl 2. und der Gesetze 1. und 2., Titel Yll., Buch VI. der neuen 
Gesetzsammlung Oa Nueva Recopilacion) *"**) hat Ibro Majestät die Königin 
Regulin, im Namen ihrer erlauchten Tochter, beschlossen, die allgemeinen 
Corles des Königreichs zusammen zu berufen. 

ATt 2. ' Die* allgemeinen Gortes werden sich aus zwei Kammern cEsta- 
mentos — Stände) bilden, der der Senatoren des Königreichs cProceres del 
reino] und der Abgeordneten des Königreichs cProcuradores del reino}. 

Art. 3. Die Kammer der Proceres (Senat) wird sich bilden: 

1) aus den hochwOrdigsten Erzbischöfen und Bischöfen; 

2) jius den Granden von Spanien; 



V P^ Maesregel wird von allen vier Mächten durch die ZmfUsßrüiHel 
^^ der Quadrupel • Allianz vom 18. August 1834 in ßezug auf Don (kurloe 
nj^ mehr erweitert; hei de los Falles unter den Actenstüclun^ 5. Si48-49* 

*V Gaceta de Madrid, April 1834; in Franzöeicher üebereetzunff im 
Jlf^iteur Van 1834> ApriU un4 bei Hugo, die Qrundgeeetze yt.i. w^ S. 83-94 

**V P^ Gesetsuammiungen führen in Spanien den allgemeinen Namen 
Recopilaciones, Die hier angeführte kam unter dem Titel Nuespa ReeopHaeion 
ih fifß ^^ ^ E^^iia y de lae Jndißß ^ufret Jfiadrid 1503 in 3 Bdn. fol. 
heraus, und ist (ißnn in mehreren 4^<^^^ m^derboff m4 ^ Uli fvrtfj^ 
seUt; vrßh vfLei^e Stq^tßiunj^, Spamnf S, l80-8i. 

Bchabsrti TtifMiiiiigiiurkiudsii» SiBd. 7 
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f) mH den TiUlttifden ton Cistille« (TiM(>$ de GVttilki)*) 
' 4) auB einer unbesiiitimten Anubl von Spaniem, welcbe in dw wr« 
schiedenen Dienstlaufbahnen zu höheren Würden^ gelangt sind 
und durch ihre Dienstleistungen sich ausgezeichnet haben, sie 
' mögen Minister» Staatssecretäre. Mitglieder der Kammer der Pro- 
curadoren, Staatsräthe, Botschafter oder bevollmächtigte Ministef, 
Generale, Admiräle oder Mitglieder der obersten GeridiUfadfe igt* 
Wesen sein; . 

, 5) aus grossen Grundbesitzern, Eigenthttmem von Fabrikanten, Ma* 
nufacturen und industriellen Anstalten, welche mit ihrem persön- 
lichen Verdienste und anderen Gründen der Auszeichnung den 
Genuss feines jährlichen Einkommens von 00,000 Realen ••) ver- 
binden und vorher Mitglieder der Rammer der Proenrador^ odur 
Abgeordneten gewesen sind; 
6) aus solchen Personen, welche beim öffentlichen Unterrichte oder 
. in der Ausbildung der Wissenschaften und Literatur einen gros* 
sen Namen und Berühmtheit erlangt haben, und dabei ein jähr- 
liches Einkommen von 60,000 Realen genlessen, sei es aus Inrem 
eigenen Vermögen oder ans einer Besoldung des ofTenäioben 
I Schatzes. 

Art. 4. Es wird auch genügen Titulatur-Erzbischof, Titulatur-Bischof***) 
#der Goadjutor zu sein, um in dieser Eigenschaft für die Kammer der Proce- 
res ernannt zu werden und in derselben seinen Sitz nehmen zu können. 

Art. 5. Alle Granden von Spanien sind gebome Mitglieder der Kam- 
mer der Proceres, und sie nehmen in derselben ihren Platz ein, sobald sie 
folgende Bedingungen erfüllen: 

' 1) ein Alter von fünf und zwanzig Jahren vollständig erreicht zu 

haben; . 
' 2) im Besitz der Würde eines Grande sich zu befinden und dieselbe 
durch ein eigenes Recht zu besitzen; 

3) den Genuss eines Einkommmis von 200,000 Realen*''**) nadiwci» 
sen zu können; 

4) ihre Güter durch keine Art von Hypotheken - Schuld belastet zu 
haben; 



V Titulos de Castilla sind die Titelumrden eines Marques, Conde oder 
Visconde, welche von den Spanischen Königen für ausgezeichnete dem Staate 
geleistete Dienste ohne Rücksicht auf die Grundbesitzungen des Erhöhten er- 
theilt wurden, im Gegensatze der vorzugsweise auf Grundbesitz in Spanien 
oder im Auslände hasirten Würde des Spanischen Grande. Vrgl. meine 
Staatskunde, Spanien, S. 42—43. Es durften aber diese Würdenträger auch 
ihre Titel mit dem Namen eines ihrer kleineren Erbgüter verbinden, vergh 
Bourgoing tdbl. L pg. 100—101, ausserdem waren sie berechtigt, den TiUi 
Yuestra Senoria für sich in Anspruch zu nehmen. 

' •*; Etwas über 4330 TMr. Preuss., da 1 Reale de Vellon = 2 % Sgr^ 
oder 20 Reale, die auf Hnm Piaster gehen — 1 7%fr. 13 Sgr. 6 pf für eim 
allgemeine Vergleichung zu setzen sind» 

***; Also Erzbischof oder Bischof in partihus infidelium, welche Tüid im 
der Regel bereits die Weihbisehöfe vdm päpediehen Hofe erlangen. 

***V t^i^' Mrägt ungefähr die Summe von H445 Thlr. Preues, 



0) mcbt UnteiHiaii einer ändern Macbt «i.sem. 

Art 6. Die Würde eines Procere des Königrdchs ist fUr die Granden 
nte Spittkn erbHch. 

Art. 7. Der König erwählt uiid ernennt die übrigen Proceres (Sena- 
tor^), nnd ihre Würde Ist lefoenslänglich. 

Art. 8. Die Titelwürdenträger von Castilien, welche zu Proceres (Sena- 
toren) ernannt werden sollten, müssen nachweisen, dass sie folgende Bedin- 
gungen vereinigen: 

1) ein Lebensalter von fünf und zwanzig Jahren erreicht zu haben; 

2) im ßesitz der Titelwürde von Castilien sich zu befinden und die* 
selbe durch ein eigenes Recht zu besitzen; 

, 3) ein Einkommen von 80,000 Realen zu geniessen; *) ' 

4) seine' Güter durch keine Art von Hypotheken -Schuld belastet zu 
haben; 

5) nicht unter der Verfolgung eines Griminalprocesses zu stehen; 

6) nicht Unterthan einer andern Macht zu sein. 

Art 9^ Die Anzahl der Proceres des Königreichs ist unbegränzt. 

Art. 10. Die Würde des Procere geht allein durch gesetzmässige Uih 
faUi^dt verloren, in Folge eines Urtheilsspruchs, der eine infamirende Strafe 
verhängt. 

Art. 11. Jfön Reglement wird» alles das bestimmen, was die innere Lei'' 
tVQg und die Art der Rerathung der Kammer der Proceres betrifft. 

Art. 12. Der König wird unter den Proceres bei jeder Zusammenbe- 
rufung der Gortes diejenigen ernennen,- welche während der Dauer der Session 
das Amt eines Präsidenten und eines Yicepräsldenten dieser Kämmer ver- 
walten soHen: 

Titel IL 
V<fn der Kammer der Procuradares des Konigreiehe» 

Art. 13. Die Kammer der Procuradores CAbgeordneten) wird aus den- 
jenigen sieh bilden, welche natdi der Vorschrift des Wahlgesetzes erwählt 
werden sollen. 

Art. 14. Um Procurador zu werden, muss man: 

1) ein geborner Spanier oder ein Sohn Spanischer Eltern sein; 
'S) volle dreisstg Jahre zurückgelegt haben; 

3) ein eigenes Einkommen von 12,000 Realen besitzen; **) 

4) hl der Provine geboren sein, in welcher man bevollmächtigt ist, oder 
in derselben seit zwei Jahren seinen Wohnsitz haben, oder In 
derselben ein Grundeigenthum in der Stadt oder auf dem Lande, 
oder ein Einkommen aus grundsteuerpflichtigem Vermögen (Genso) 
besitzen, welches die Hälfte des oben geforderten gesammten Ein- 
kommens (von 12,000 Realen) •*•) erreicht. 

In dem Falle, wo eine und dieselbe Person m zwei Provinzen erwählt 
werden sollte, wird sie das Recht der Wahl unter beiden haben. 



V Bu Summe van ungefähr 5778 JMr. Freuet. 
V Die Summe vm 006% TMr. Prmee. 
'J JHe Summ V4fn 433 V» TMr. Preues^ 
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1) diejenigen, wdch« «ich mi&t d«r VeffM^tig ^iiite C^inalpro^ 
cesses befinden sollten; 

2) diejenigen, welche durch einen Gerichtshof zu MMr intauffiid«! 
Stcaf« venirtheilt sein sollten; 

3) diejenigen, welche mit einer notorischen physiichen Unfähigikat 
oder mit einer chronischen (fortdauernden) Kranlcheit behaftet 
sind; 

4) die Kaufleut«, welche im erklärten Bankerott stehen, öder ihi^e 
Zahlungen suspendirt haben; 

5) die Eigenthümeri deren Grundeigenthum mit hypothekarischen 
Schulden behatlet sind; 

6) die Schuldner des öffentliclien Schatzes. 

Art. 16. Die Procuradores. werden in ihre l^unciiönen eintreten aof 
ufund ihrer Vollmachten, welche ihnen zur 2eit ihrer Wahl ausgestellt sind, 
und in dem Zeiträume, welchen der königliche Einberufungsbefehl fest- 
setzen wird. 

Art 17. Die Dauer der Vollmachten der Pröcuradöres wird auf drei 
Jahre feMgestellt, insoweit nicht vor diesetti Zeitraum^ der K5nig di^ Gortes 
aif|elöst haben sollte. 

An. 18. Wenn man neüd Wahldh vornehmen wird, ihi ^ liaeil ISrIfi* 
schong der Vollmachten oder sei es nach einer Auflösung der Gortes,^ Ki iräf' 
d«ii die fi^üheren Procufadore^ ^ied«f erfühlt Werden köbnen, uät^r der 
VorausseUung, däss sie itnm^t diö fetfbfdöf^heti B«<lingiiflgeü ^rfhllefl fioUt«*. 

Titel III. 
Von 4er Versammlung der £ammer der Preeuradaree de» Königreichs. 

Art. 19. Die Pröcuradöres werden sich an dem durch di« iönigMidi^ 
Einberufung bestimmten Orte versammelt. 

Art. 20. Das Reglement der Gortes wird das Verfahren und die Formen 
bezeichnen, welche für die Vorlage und die Veriflca^on d«r Vollmachten zu 
beobachten sind. 

Art. 21. Sobald die Yoilmaphten der Pmcuradores genehmigt seia me^ 
den, werden sie zu der Wahl von fünf Gandidaten aus ihrer Mitte sehrefteiiv 
unter welchen der König den Präsidenten und den Vicepräsidentien der Ram- 
mer bezeichnen wird. 

Art. 22. Die Functionen des Präsidenten und des Vicepräsidenten der 
Kammer hören mit der- Auflösung der Gortes auf. 

Art. 23. Ein Reglement wird alles dasjenige bestimmen» Was sich auf 
die innere Leitung und das Verfahren bei der Berathabg der Kammer der 
Procaradores bezieht. 

^ Titel IV. 

Allgemeine Bestimmungen, 

Art 24. Dem Könige steht ausschliesslich das Recht tu, die Gortes 
zusammen zu berufen, zu suspendiren und aufzulösen. 

Art 25. Die Gortes versammeln sich auf Grund einer königlichen Ein« 
berufung an dem voh dem Könige für die genannte Versammlung bestimm- 
ten Orte. 

Art 26. Der König wird di6 firöAtung uttd den Schluss der Gortes 
vornehmen, sei es in Person, sei ^ ilndefli br einen di^ MiliiMer (Staatssecretär) 



iäiäU dofcti e\ü besonderes Oecret beaafträgt, #efcfae^ tbü dem l^rÜiiäeBteii 
de^ Minister-Gonseils conträsignirt ist 

Art. 27. Auf Grund des Gesetzes 5„ Titel 15„ Theil 2. der Nueva fte- 
wfihdim ßolien die allgemeinen Cortes des Königreiche nach dem Tode des 
Königs einberufen werden, damit sein Nachfolger in der MiUe derselben di» 
Beobachtung der Gesetze beschwören und vqn den Cortes den Eid des Gehör* 
sams und der Treue empfangen kann. 

^ Art. 28: Die Cortes werden auf gleiche \Yeise in Folge des angeführteii 
Gesetzes einberufen für den Fall der Minderjährigkeit des Prinzen oder der. 
Prinzessin, welcher die Krone erben sollte. 

Ati, ^9. fn dem dtirch den vorhergehenden Artikel T(»^eseheacii Falle 
sollen die Vormünder (Guardadores) des minderjährigen Königs vor den Goi'« 
tat khwören, auf lo;fäle Weise für die Obhut, des Königs Sorge zu tragen und 
die Gesetze des Staates nicht zu verletzen. Sie werden im Nionen des Könifi 
den Eid der Treue von d^n Corte^ entgegen nehman. 

Art. 30. In Uebereinstimmung mit dem Gesetze 2., Titel 7., Buch 6. der 
Nueva Becopilacion sullen die Cortes in dem FaÜe eines wichtigen Ereignisses 
Tersamnkelt Werden, dessen Bedeutsamkeit nach dem Urtheile des K<^igs er- 
heischen wird, dass die Cortes berathen werden sollen. 

Art. 81. Die Gottes sollen über keinen Gegenstand berathen können, 
welcher nicht ausdrücklich ihrer Prüfung in Folge eines konischen Decretes 
überwiesen ist . . 

Art 32. Nichts destoweniger verbleibt den Cortes das Recht bestätig^ 
welches sie immer ausgeübt haben, Petitionen an den König zu richten, wie 
dies nach den von dem Reglemente bestimmten Formen statthaben sott. 

Art. 33. Zur Annahme eines Gesetzes wird die Genehmigung^ beider 
Kammern und die königliche Sanction erfordert. 

Art 34. In Uebereinstimmung mit dem Gesetze 1., Titel 7., Budi 6. der 
IfiEieva Reeopiläcfon sollen keine Steuern ncöh Auflagen irgend einer Art er- 
hoben werden, welche nicht durch die Cortes auf den Vorschlag des Königib 
genehmigt sind. 

Art 35. Die Auflagen sollen nur für den Zeitraum von zwei Jahren 
auferlegt werden können, und vor dem Ablaufe dieses Zeitraums sollen sie 
aöfii Neue ton den Gortes genehmigt werden. 

Art 85. Bevor die Cortes die Auflagen genehmigen, soll ihnen durch 
die betreffenden Minister ein Bericht vorgelegt werden, welcher den Etat eines 
jeden Zweiges der öffentlichen Verwaltung darstellt. Der Finanzminister wird 
darauf den vorgeschlagenen Etat der Ausgaben und der Mittel denselben zu 
genügen vorlegen. 

Art. 37. Der ttönig wird vermittelst eines vom Präsidenten des Minister» 
Conseih contrasignirten Deerets die Cortes suspendiren können, und nach der 
einfachen Vorlesung dieses Deerets werden die Kammern sidi trennen, ohne 
noch fernerhin sich versammeln oder irgend eine Beraths<^agttng vornehmen 
zu können. 

Art 38. Im Falle der Suspension der Cortes sollen sie sich nur auf 
Grand einer neuen Einberufung versammeln können. 

Art. i9. Ah dem durch den König zu einer neuen Verunmlang der 
Cortes bezeichneten Tage sollen dieselben Procuradores dort ihren Sita ein« 
nehmen, Soweit sie nicht die drei Jahre der Dauer ilirer VoUmaditOD btreita 

tiliersefaritten ImbeHi 
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Art 40* Wenn der Kopfg die Cortes auflösen sollte^ so wird er diel, 
in Person oder durch ein vom Präsidenten des Minister-Gonseils conträsignir-* 
tes Decret thun. 

Art. 41. In dem einen und in dem andern Falle werden die beiden 
Kammern sidi unmittelbar darauf auflösen. 

Art 42. Nach der Verkündigung der Auflösung der Cortes durch den 
König soll die Kammer der Procuradores sich nicht mehr versammeln, noch 
irgend einen verbindlichen Beschluss fassen können, als in Folge einer könig- 
lichen Einberufung. 

Art 43. I|i dem Falle der Auflösung der Cortes erlösdien iactisch die 
Vollmaebten der Procuradores. 

Alles was darauf von denselben gethan oder beschlossen werden seilte 
nird an sich null und nichtig sein. 

« 

Art. 44. Die Cortes müssen nach einer Auflösung in dem Zeiträume 

eines Jahres wieder zusammen berufen werden. > 

■» 

Art. 45. Jede Einberufung der Cortes begreift die gleichzeitige Ver- 
sammlung der einen und der andern Kammer. 

Art. 46. Eine Kammer kann nicht versammelt werden» ohne dass es 
nidit die andere in derselben Zeit ist. 

Art. 47. Jede der beiden Kammern wird ihre Sitzungen in einem be-* 
sonderen Locale halten. 

Art. 48. Die Sitzungen der beiden Kanmiem werden öfTentlieh seiUf 
n»it Ausnehme derjenigen Fälle, ^ welche in dem Reglement bestimmt sdn 
werden. 

Art 49. Die Proceres und die Procuradores sollen für ihre Meinungen 
und Vota unverletzlich sein> wdche sie bei deri Ausübung ihrer Vollmachten 
d>gegeben haben werden. 

Art. 50. Das Reglement der Cortes wird den Geschäftsverkehr der ei- 
nen und der andern Kammer unter sich und mit der Regierung bestimmen« 

Franeueo Martinez de la Rasa, Nicolas Maria Gar^y, Antonio 
' Remon Zareo del Volle, Jose Vasquez Figueroa, Jose de, Imax, 
Xctvier de Burffos, 

Dieses königliche Statut wurde vermittelst nachstehenden könig- 
licben Qecrets der. Königin Regentin Gbristina bekannt gemacht, wel- 
dies demnach mit diesem Grundgesetze organisch verbunden kt 

„Indem idi die tjrundgesetze der Spanischen Monarchie in ihrer Stärke 
und gesetzlichen Kraft wiederherzustellen wünsche, und das, was durdi diese 
Gesetze für die Fällender Minderjährigkeit des Thronerben festgesetzt ist, zur 
Ausführung bringen will, in dem vollen Eifer auf festen und dauernden Grund- 
lagen, das Glück und den Ruhm dieser grossherzigen Nation zu begründen; 
so habe ich- in dem Namen meiner erlaucbten Tochter angeordnet, nachdem 
ieh vedier das Gutachten des Regentsebaftsrtths iind des Qonseils der Mini- 
ster eingeholt habe, dass dieses gegenwärtige Statut für die Einberufung de^ 



itttemeiiMeft Coi^es des KdDigteidw bektfnnt gemadit, biobic&let, gtiruhrt und 
crMÜ wercten sfiHL Ihr habt es vernommen und werdet Alles m seiner Avu^ 
lührufig einrichten.*' 

Arapjaoz, den 10. April 1834. 

Unterzeichnet von der königlichen Hand der Königin Regentin. 

Franciico Martinez de la Rosa, 
Ihräsident des Minister-Gonseils. 



Aosserdem müssen als Ergänzungen dieses königlichen Statuts 
noch angeführt werden: 1) das besondere Wahlgesetz für die Kam- 
mer der Procurador^s vom 20. Mai 1834,*) an welchem Tage zu- 
gleich eine vollständigere allgemeine Amnestie dem Spanischen Volke 
bekannt gemacht wurde; 2) das Gesetz über die Organisirung der 
Gemeinderäthe (Ayuntamientos) vom 25. Juli 1835.**) Die Bestim- 
mungen dieser Grundgesetze konnten allerdings noch wenig Berrie- 
digung gewähren, da sie mehr auf das Formelle der gesetzgebenden 
Gewalt, als auf den Inhalt ihrer Rechte gerichtet waren, von welchen 
nur der 4. Titel des Statuts in zu allgemeinen Ausdrücken eine gedrängte 
Uebersicht gewährte. Die erste Ernennung der Senatoren (Proceres) 
erfolgte am 17. Juni 1834 und zwar in der Zahl von 86 Mitgliedern. 
Drei Tage später wurden die ersten Wahlen für die Kammer der 
Abgeordneten (Procuradores) gehalten, aber nur mit grosser Lau- 
heit jsah man die Mehrzahl der Gemeinden sich dabei betheiligen. 
Die Eröffnung der Gortes erfolgte erst am 24. Juli 1834, die finan- 
clellen Fragen und namentlich das masslose frühere Verfahren bei 
dem Contrahiren der Spanischen Staatsschulden Hessen bald unter der 
erdrückenden Last der vor allen Dingen zu befriedigenden Staats- 
bedürlnisse den weitern Ausbau der verfassungsmässigen Berechtigun- 
gen der Gortes vertagen^ Das Ministerium Martinez de la Rosa 
machte dem entschiedeneren des Grafen Toreflo Platz , das indess ^ 
bald die Fürsorge für das financielle Heil an Mendizabal überlassen 
musste, um wenig später denselben Mann an die Spitze des gesamm- 
teh Ministeriums gestellt "zu sehen. 

DieZdhI der Anhänger Tür die Constitution von 1812 hätte sieb 
inzwischen wieder mehr und mehr verstärkt (Exaltados), neue Mili- 
täraufstände nahmen in einzelnen Regimentern zu Gunsten dieser Ver- 
fassung wieder Ueberhand; eine Erweiterung der Pressfreiheit, das 
Versprechen der Aufhebung aller geistlichen Ordeü und der Einzie- 



V VolkUindig abgedruckt in der PreusHichen StaaUzeiiung Jwni 1894, 
Ab. 158-Ö9. / 

*V GleiehfälU abgedruckt in der PreuisieeheH StaaUzeitung Äuguet 
1838^ iVb. 819. 
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iMiDg Uiror Gilter sinn Beste« der Staatofondg, der AoordwÄg vw 
Previnsial - Junten zur Leitung der allgemeinen Bewaffiumg, dienle 
nicht mehr zur Ausgleichung der zu gespannten Forderungen, weldie 
überdies in. den gleichzeitigen Bewegungen des Partheikampfe in 
Frankreich reichliche Nahrung fanden. Ein neues Wahlgesetz sollte den 
am 16. lilovember 1835 wieder Yersammelten Cortes vorgelegt wer- 
den, aber auch die Gemässigten (Bloderados) fühlten sich ;ioch nicht 
durch Mendziabars Goncessionen befriedigt, obschon alle Klöster, die 
Weniger als 12 ordinirte Mitglieder zählten — und deren gab es über 
900 — aufgehoben und ihre Einkünfte vorzugsweise zur Amortisa- 
tion der Staatsschulden angewiesen wurden* Der YerdAigting der 
Moderados und Exaltados vermochte Mendizabal nicht zu widerste- 
hen, als die in die Stelle der am 26. Januar ^836 aufgelösten Cortes 
neu gewählten Abgeordneten nach der Wiedereröffnung d^r Cortes 
(am 22. März 1836) einen noch starkem Widerstand entwickelten. 
Der Moderado Francisco Xaver Isturiz übernahm am 13. Mai 1836 
die Bildung des Ministeriums und musste doch bereits am ^2. Mai zur 
abermaligen Auflösung der Cortes schreiten. Die neuen Wahlen er- 
regein in allen Provinzen die offenbarste Widersetzlichkeit gegen die 
Regierung. Der Aufstand in Madrid vom 3. August wurde zwar un- 
terdrückt, doch die Königin Regentin wurde selbst in ihrer ISommer- 
residenz zu la Granja durch ein dorthin eilendes aufrührerisches Pro- 
vinzialregiment, mit welchem nach wenigen Stunden die dortige 
Garde -Besatzung fratemisirte, in der Nacht vom 12. zum 13. August 
1836 zur abermaligen*) Anerkennung der Cortes-Const|- 
tution vom 19. März 1812 genöthigt. 

Nach dem Decrete vom 15. August 1836 sollten nach den Be- 
Stimmungen dieser Verfassung constituirende Cortes einberufen und 
den Beschlüssen derselben die Feststellung der etwa unter den vor- 
liegenden Verhältnissen nöthig erscheinenden Modificationen überlassen 
werden. Als Minister - Präsident trat jetzt Jose Maria Calatrava an 
die Spitze der Verwaltung, und' am 24. pctober desselben Jahres 
wurden die constituirenden Cortes durch die Königin Regentin Chris- 
tina eröffnet. Die Veränderungen der Verfassung wurden zum gros- 
sen Theile nach dem Muster der im August 1830 reformirten Fran- 
zösischen Verfassung vorgenommen und fast ohne Ausnahme mit 



V Äbtrmdh erfolgte in der königlichen Proclamatian vom 22. August 
1836 die Erklärung der Königin Regentin Christina, wie sie früherhtn von 
ihrem Gemahle Ferdinand gelautet, ,4ck$s sie sich Insher in der Stimmung 
der NiUion getäuscht habe und jetzt sich für überzeugt halte, dass die CotmÜ- 
fution von 1812 das Grundgesetz 4^s Staates und der Gegenstand des beharr- 
*Kchen Strebens der Spanier sein und bleiben muss/* 
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Mfar vberwra^eoder Ifafforttät gendunigt Erst im Juni des Jahres 
1837 erhielt das so timgestaltete Grundgesetz die königliche Geneh« 
imgung und wurde am 18. Juni von der Königin Begentiti Ghristina 
im Beisein dqr noch nicht siebenjährigen Königin Isabella in der 
lütte der coBstitoirenden Gortes beschworen. Es lautet in der wort- 
lidien Deutschen Ueberseti ung, wie folgt: *) 

Iir. nie ¥^erfiMsiiiiir voni 19- Juni 19919. 

Roä'a Isabella U., v<m Gottes Gnaden und durch die Constitation der 
Spanischen Monarchie Königin der Spanier» und in Ihrem königl. Namen and 
während ihrer« Mindeijahrigkeit die Königin Wittwe» ihre Matter, Oona Maria 
Christina von Bourbon, ttegentin des Reichs (gobemadora del reyno) an Alle» 
die Gegenwärtiges sehen und höten: Wisset, dass die allgemeinen Cortes Ter» 
ordnet and sanctionirt, und Wir damit übereinstimmend angen<Mnmen haben 
was folgt: 

' Da die Nation von ihrer Souverainetät Gebrauch machen and di^ am 
10. März 1812 in Cadix bekannt gemachte Staatsverfassung revidirt wissen wilL 
so Verordnen und sanctioniren die hierzu berufenen Gortes folgende 

C^nsiUuUoH der Spantsehen Manarehte. 

Erster Titel. 
Von den Spaniem. 

Art 1. Spanier sind: 1) alle in den Gebieten von Spanien gebomen 
Personen; 2) die Söhne von Spanischen Vätern oder Müttern* wenn sie auch 
ausserhalb Spanien geboren sind: 3) die Ausländer, welche Näturalisations- 
briefe erhalten haben; 4) diejenigen, welche ohne diese in irgend einer Ge- 
meinde der Monarchie ein Domicil (vecindad) erworben haben. — Die Eigen- 
schaft eines Spaniers geht verloren durch Naturalisation im Auslande, oder 
darch Annahme einer Anstellung von einer andern Regierung ohne Eriaubniis 
des Königs. 

Art. 2. Alle Spanier können, mit Unterwerfung unter die Gesetze, ih^e 
Gedanken ohne vorgängige Gensur drucken und frei hcrausgebea Die Qua« 
lificirung der Pressvergehen steht ausschliessend den Geschwomen zu. 

Art 3. Jeder Spanier hat das Recht, schriftliche PetitioiieH an die 
Gortes und den König zu richten, wie die Gesetze bestimmen. 

Art. 4. Ein und dasselbe Gesetzbuch wird in der ganzen Monarchie 
gelten, und es wird für die Spanier im gemeinen, Civil- und Criminalprocesse 
nicht mehr als ein Forum geben. 

Art 5. Alle Spanier sind zu den öffentlichen Stellen und Aemtem 
nach ihrem Verdienste und ihrer t*äbigkeit zu zulassen. 

Art, 6. Jeder Spanier ist verpflichtet, das Vaterland mit den Waffen in 
der Hand zu vertheidigen, wenn das Gesetz ihn dazu ruft, und nach Verhall' 
niss seines Vermögens zu den Ausgaben des Staates beizutragen. ' 

V Abgedruckt in der Gaceta de *M<tdridy Juni 1831, und bei /• B.v. 
Ffeileehißer, Miitheilungen oue Spanien, Äeehoff^nburg 1837, 1. fdifrg. 



Art 1. 4ieii i^aüksrlkanh anders festgehalieii, ^ebiigw grätil od» 
von seinem Wohnort entfernt, und' es kann in sein Haus nicht andm efmgit* 
4rungen werden» als in und mit den vom Gjßsetze vorgeschriebenen fäUen und 
Formen. 

Arti 8. Wenn die Sicherheit des Staats unter ausserordentlichen Um- 
stiliden ^ leitige Suspendirorng dessen, was in dem vorherg^eäden Artikel 
bestimmt ist, in der ganzen Honarchie oder einetti Theile derselben erfofdoni 
sollte, so wird dies durch ein Gesetz ausgesprochen werden. 

Art. 9. Kein Spanier k^nh anders als von dem competenten Richter 
odef llüMiiiali, krafi eiHet vor ^m Vergdien ef|«6*ef c» Ceseüet lind U( #r 
gesetzlich vorgeschriebenen Form, vor (Bericht geführt und verurtheilt werden. 

Art. 1(L Die Strafe der Güterconfiscimng sott nie ausge^proebeil, und 
Imuk Sfianier kann seines £%enthuras anders als zum gerechtfertigten Behnfe 
das öffentlichen Nutzens mit vorgängiger entsprechender EntsokSdignng be- 
raubt werden. ' 

Art. 11. Die Nation verpflichtet sich, den Cultus und die Dmer der 
katholischen Religion, wekhe die' Spanier Jiekennent zu unterhtiten. 

« • 
Zweiter Titel. 

' Von den Cortes. 

Art. 12. Die Gewalt, Gesetze zu geben, ruht in den Cortes mit dem 
Könige. 

AH* 1^ Die Corte» besWien ans zwei eelI«giiteM>«n (ei^iMbltes) 
Körpern mit gleichen Befugnissen, dem Senate und der Yersammlung der 
Abgeordneten. 

Dritter-Titel. 
Vom Senat 

Art 14. Die Zahl der Senatoren (Proceres) beträgt drei Fünftel der 
2ahl der Abgeordneten. 

Art 15. Die Senatoren werden vom Könige ernannt» nach Vorschlag 
einer dreifachen Liste, welche die Wähler, die in jeder Provinz die Abgeord- 
neten zu den Cortes ernennen, vorlegen. 

Art. 16. Jeder Provinz steht zu, eine ihrer Bevölkerung entsprechende 
Anzahl von Senatoren vorzuschlagen; jede niuss indess wenigstens einen Se- 
Ilator haben. 

Art 17. Um Senator zu werden muss man Spanier, ,40 Jahre alt uud 
im Besitze der Subsistenanittel und sonstigen Verhältnisse sein, die das Wahl- 
gesetz bestimmt. 

^' Art. 18. Alle Spanier, welche diese Qualitäten in sich vereinigen, kön- 
nen von jeder Provinz der Monarchie zu Senatoren vorgeschlagen werden. 

Art 19. So oft eine allgemeine Wahl von Abgeordneten stattfindet, 
entweder weil die Zeit ihrer Vollmacht abgelaul'en ist, oder weil die Versamm- 
lung aufgelöst wurde, scheidet ein Drittel der Senatoren nach der Anciennetät 
aus; die Austretenden können immer wieder gewählt werden. 

Art. 20. Die Söhne des Königs und des unmittelbaren Tronerben sind 
mit 25 Jahren Senatoren. 

Vierter Titel. 
Fon der Vefeawmlimg der ÄhgeordneUn. 

Art. 21. Jede Frovine emetfot auf je 90flQ& Seelen ihref BevSScerdttcr 
wenigstens einen Abgeordneten. 
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Airt* ^. JDie iLbg«Qr4»«toci wptdm <lireot gewätil^Mp# ki^ea immer 
wieder gewählt werden, 

Art. 23. Um Abgeordneter zu werden, mus8 man Spanier, weltlichen 
Standes, volle 25 Jahre alt sein und die übrigen £igenschaften beisitzen« welche 
das WablgeseU verlangt 

Art. 24. Jeder SjpKinier* der diese Eigenschaften besitzt, kann von jeder 
Proyin» gewählt werden. 
. Art. 25. Biß Oeputirten sind auf drei Jahre zu wählen. 

Fünfter Titel. 
Von der Tersßmfnlung un^ den Befugnissen der Cortes, 

Art. 26. Die Cortes versammeln sich jedes Jahr; dem Könige, steht es 
zui sie zu berufen, ihre Sitzungen zu suspendiren und zu schliessen und die 
Versammlung der Abgeordneten aufzulösen; jedoch mit der Verpflichtung» im 
lautem Falle andere Cortes zu berufen und sie innerhalb der Zeit von drei 
Monaten zu versammeln. 

. Art. 27, Wenn der König einige Jahre hindurch imterlassen sollte, die 
Cortes vor dem 1. December zu versammeln, so haben sie genau an diesem 
Tage zusannttenzutreten, und im Falle, dass in demselben Jahre die Voll- 
macht der Depii^tirten erlöschen sollte, so haben die Wahlen am ersten Sonn- 
tage im October zur Ernennung neuer Abgeordneten ^u beginnen. 

Art ^. Die Cories versammeln sich ausserordentlich, sobald die Krön« 
erledigt oder der König auf irgend eine Weise zur Regierung unfähig wird. . 

Art 29. Jeder der collegislativen Körper giebt sich da$ Reglement für 
seine innere Geschäftsführung selbst, und prüft die Gesetzmässigkeit der Wah: 
len und die Qualitäten seiner Mitglieder. 

Art. 30. Der Congress der. Abgeordneten erwählt sich seinen Präsideii- 
ten, Vicepräsidenten und die Secretäre. 

Art 31. Der König ernennt ,fur jede Legislatur unter den Senatoren 
selbst den Präsidenten und Vicepräsidenten des 'Senats, und dieser erwählt 
seine Secretäre. 

Art. 32.. Der König eröffnet und sdiliesst die Cortes in Person oder 
durch die. Minister. 

Art 33. Es kann nicht einer der cgilegislativen Körper versammelt 
sein, ohne dass es nicht gleichzeitig audi der andere ist, den Fall ausgenpm- 
ipen, dass der Senat die Minister richtet 

Art. 34. Die collegislativen Körper können weder vereint noch in Ge; 
g«iwart des Königs berathen. 

Art 33. Die Sessionen des Senats und der Versammli^ng der Abgeord- 
neten sind Öffentlich, und blos in Fällen, die Verschwiegenheit erheischen, 
kann eine geheime Sitzung stattfinden. 

Art 30. Der König und jeder dfer collegislativen Körper kann Gesetze 
in Antrag bringen. . ^ 

Art 37; Die Gesetze, über die Auflagen und den Staatscredit werden 
sfoerst der Versammlung der Abgeordneten vorgelegt und wenn sie im Senate 
eini^ Abänderung erleiden sollten, welche jene nachher nicht billigt, so wird, 
wasi die Abgeordneten zuletzt beschliessen, zur königlichen Sanction vorgelegt 

Art 38. Die Beschillsse werden in jedem der collegislativen Körper 
Ywaittebt absoluter Stimmenoiehrheft gefasst; allein zur Votirung von Gesetzen 
o^nss wenigstens ein Mitglied ü^r die .Hälfte der Gesammtzahl der Mitgliedejf 
IMHri0Sei)4 s^ii). 



Art S0. Woin einer der collegblatiTen Rdrper ein^n Gesetcentwarf 
xarüekWeisen» oder der König die Sanction verweigern sollte, so kann über 
denselben Gegenstand in derselben Legislatur ein Geseteentwurf nicht Vorge- 
legt werden. 

Art. 40. Ausser der gesetzgebenden Gewalt, welche die (Üortes mit dem 
Könige ausüben, stehen ihnen noch folgende Befugnisse zu: 1) dem Könige, 
dem unmittelbaren Thronfolger und der Regentschaft -oder dem Regenten des 
Reichs den Eid abzunehmen, dass sie die Constitution und die Gesetze- beo- 
bacbten wollen; 2) jeden Zweifel de facto oder de jure über die Ordnung der 
Thronfolge zu entscheiden; 3) einen Regenten oder eine Regei^tschaft des 
Reichs zu erwählen und dem minderjährigen Könige einen Vormund zu er- 
nennen, wenn die Constitution es verlangt; 4) die Verantwortlichkeit der Mi- 
nister zu verwirklichen; die Versamnilung der Abgeordneten hat sie an- 
zuklagen und der Senat zu richten. 

Art. 41. Die Senatoren und die Abgeordneten sind unverletzbar für 
ihre in Ausübung ihres Amtes geäusserten Meinungen und Abstimmungen. 

Art 42. Die Senatoren und Abgeordneten können während der Sessio- 
nen ohne Erlaubniss ihres betreffenden Körpers weder gerichtlich belangt 
noch verhaftet werden, ausser wenn sie auf frischer That ergriffen werden; 
allein auch in diesem Falle und wenn sie zur Zeit» wo die Cortes geschlossen 
sind» gerichtlich belangt oder verhaltet werden sollten, ist dem betreffenden 
Körper 4ie schleunigste Rechenschaft zu geben zu seiner Keimtnissnahme und 
Entscheidung. 

Art 43. Die Abgeordneten und Senatoren» welche von der Regierung 
oder dem königlichen Hause eine Pension, ein Amt, zu dem sie in ihrer be- 
tfeffendm Laufbahn nicht vorrücken, eine Commission mit Gehalt, Ehren oder 

Ausieichnungen annehmen, unterliegen einer neuen Wahl. 

« ■ • , 

SechsterTitel. 
Vom Könige. 

Art 44. Die Person des Königs ist heilig und unverletzbar , und hat 
keine Verantwortlichkeit Verantwortlich sind die Minister. 

Art 45. Die Gewalt, die Gesetze vollziehen zu lassen, ruht im König, 
und seine Aüctorität erstreckt sich auf alles, was zur Aufrechthaltnng der 
öffentlichen Ordnung im Innern und zuf Sicherheil des Staats nach Aussen 
der Constitution und den Gesetzen gemäss dient 

Art. 46. Der König sanctionirt und macht die Gesetze bekannt 
^ Art 47. ' Ausser den Vorrechten, welche die Constitution dem König 
einräumt, steht ihm noch zu : 1) die zum Vollzug der Gesetze geeigneten 
Verordnungen, Bestimmungen und Instructionen zu erlassen; 2) zu sorgen, 
dass im ganzen Königreiche eine rasche und vollständige Justiz gepflegt werde; 
3) die Verurtheilten mit Beachtung der Gesetze zu begnadigen; 4) Krieg zu 
erklären und Frieden 'zu schliesslen und zu ratificiren, und den Cortes hierauf 
eine doeumentirte Rechenschaft abzulegen; '5) über die bewaffnete Macht zu 
verfügen und sie zu vertheilen*', wie es am zweckmässigsten ist; 6) die diplo- 
matischen und commerciellen Verhältnisse mit den übrigen Mächten zu leiten: 
7) für die Prägung der Münzen zu sorgen, auf welchen seine Büste und sein 
Name zu prägen ist; 8} die Verwendung der für jeden Zweig der Staatsver- 
waltung bestimmten Fonds anzuweisen; 9) alle öffentliche Beamten zu emen- 
nen und Ehren und Auszeichnungen jeder Art zu gewähren mitiRücksicht 



ni^B» GtMtxe; W) die Minttter nach freier WaU ta emeiuMin mä m 
entlassen. 

Art. 48. Der König muss durch ein specielles Gesetz autorisirt werden: 
1) um irgend einen Theil des spanischen Gebietes zu verätissem, abzutreten 
oder zu yertauschen; 2) um fremde Truppen im Reiche zuzulassen; 3) Offen- 
siv-Alüanstractatev besvmdere Handelsverträge und soldie« worin Subsidien an 
ene fremde Macht festgesetzt werden, zu ratifieiroi'; 4) um sich aus den 
Lande zu entfernen; 5) um eine £he einsogehen oder iv T>gestat|en, dasi 
Personen, die seine Unterthanen und durch die Verfassung zor Thronfolge 
bemfeB sind, eine soldie eingehen; 6) um die Krone zu Gunsten seines un- 
mittelbaren Nachfolgers niederzulegen. 

Art 49. Die GiTÜliste des Königs und seiner FamiUe inrd beim Beginn 
jeder Regierung von den Cortes festgesetzt. 

Siebenter Titel 
Von der Tkr<mfol§e. 

Art. 50. Die legitime Königin der Spanier ist Dona Isabeüa 11. von 
Bourbon. 

Art. 51. Pie Succesdon auf dem Throne der Spanier findet in der re- 
gelmässige^ Ordnung der Primogenitur und der Erbberechtigung sUtt; die 
ältere Linie gebt immer der Jüngern , .und in dersejben Linie der nächste 
Grad dem entferntem, und in demselben Grade das männliche dem weiblichen 
Geschlechte» und in demselben Gescblechte die ältere Person der jungem vor. 

Art 62, Wenn die Linien der rechtmässigen Nachkommen von DoiT^ 
Isabelia IL erloschen sind, so folgen nach der eingeführten Ordnung ihre 
Schwester und die Brüder ihres Vaters, Männer und Frauen uäd ihre rechte 
qdässigen Nachkommen, wenn sie nicht ausgeschlossen sind. 

Art. 5S. Wenn alli^ bezeichneten Linien erlöschen sollten, so werden 
die Cortes neue berufen, wie es der, Nation am zuträglichsten ist 

Art 54. Die Cortes haben jene Personen , welche unfähig zum Regie- 
ren sind oder etwas gethan haben, wesswegen sie das Recht auf die Krone 
zu verlieren verdienen, von der Erbfolge auszuschliessen. 

Achter Titel. 
Von der Minderjährigkeit des Könige und von der RegenUehafl, 

Art 56. Der König ist minderjährig, bis er 14 Jahre alt ist. 

Art 57. Wenn der König in die Unmöglichkeit kommt (se impossiluli- 
tare), seine Auctorität auszuüben, pder wenn die Krone wegen Minderjährig- 
keit des unmittelbaren Thronfolgers erledigt ist, so ernennen die Cortes fur 
Regierung des Reichs eine Regentschaft, aus 1, 3 oder ö Personen bestehend. 

Art 58. JBis die Cortes die Regentschaft esnennen, wird, das Reich 
provisorisch vom Vater oder der Mutter des Königs, oder in deren Ermange; 
lung vom Ministerrathe regiert. 

Art. 59. Die Regentschaft übt die volle Auctorität des Königs aus, in 
dessen Nemen die Regierungsacte bekannt gemacht werden. 

Art. 00. Vormund des minderjährigen Königs ist die Person, weUdie 
der verstorbene König in seinem Testamente dazu ernannt hat , vorausgesetzt 
dass sie ein Spanier von Geburt sei; wenn Niemand ernannt ist, so sind es 
der Vater oder dieMntter, so lange sie verwiltwet bleiben. In deren Erman- 
gelong werden die Gortesj um ' ernennen, doch können die Aemler eines 
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werden» mit Ausnahme des Vaters oder der Mutter desselben. \ 

Neuntef Titel. 

YQf\^ lim Jftn^ifoni. 

« 

Art. #1. AHea» %ra8 der König in AMöbung setner Auetorillt b«ielill 
M^ anordnet, muss durch den betreffenden Minister nnterteiebnet sein, nnd 
kein öffnilKcher Beamter hat eine Handlung zu ToHaiehens welcher diesea 
ENbftkmfss fehlt. 

Art. 6S. Die Minister können Senatoren oder Abgeordnete sein lifid an 
der Verhandlung beider collegislativen Körper thethiehoien'; sie haben jedoeh' 
MHr iii dem, wachem sie angehöre, ein Votum. 

Zehnter Titel. 
Yfm der riehfßrliehpi Qfitü^U, 

Art. 63. Den Tribunalen und Gerichten steht ausschliesend die Gewalt zu» 
4ie Ge^et^oe in Civil- und Criminal-Urtheilen anzuwenden; si^ können andere 
Functionen nicht ausüben, als die, zu richten und die Vollziehung des Urtheili 
zy bewirken. 

Art. 64. Die Tribunale und Gerichte, die es geben sol), die Organisa- 
tion eines jeden, seine Befugnisse, die Art und Weise, sie auszuüben, ui^d 
die Eigenschaften; welche die Mitglieder haben müssen, werden durch di^ 
Gesetze bestimmt werden. 

Art. 65. In Griminalfällen ist das^ Verfahren öfTentHcb in der von den 
Gesetzen bestimmten Form. 

Art, 66. Rein Mitglied eines Tribunals (magistradp) ynd kein Richteif 
kann von seinem Amte tempqrär oder auf die Dauer anders $ls durch ein 
ex^ctttorisches Urtheit entfernt, oder ^nders ah durch richtett^ches Erk^nntniss 
oiier Kraft eines Befehls des Königs säspendtrt werden, wei^n dieser ih^ ir4t 
beOTQndeten Motiven durch das competente Gericht gerichtlich zu belangen 
beScWt. 

Art. 67. Die Richter sind für jede Verletzun|[ des Gesetzes , ^e sie 
begehen, persönlich verantwortlich. 

ArL 68. Die Justiz wird im Namen des Königs gehandhabt. 

Elfter Titel. 
fbn den PtaiHnsM- und OememderiMen. 

A^t 6t. In jeder Provinz besteht ein Provinzialrath (deputacion provindal); 
er hat so viele Mitglieder als das Gesetz bestimmt, Qnd wird von den$elbei) 
W&h)ern, welche die Abgeordneten ernennen, gewählt. 

Art. 70. Ftkr die innere Verwaltung der Gemeinden bestehen Gemein- 
deräthe (.ayuntamiento), welche von den Eingebürgerten (vecinos>/, dcfkien das 
Gesetz das Recht dazu einräumt, ernannt werden, 

Zwölfter Titel. 
Von den Auflagen. 

Ar^, 72. Jede« Jabr legt 4J^ Regierung den Qorte^ fur PrlM^ mi 
Ge9i«l|inigung dm Vocanscbüg dßv Ausgaben f|^r dm KamHn^f Ja^i^ mi4 
d^ lintw^w^ <tar AvQagl^n ujad D6ckw9kgs«»ititl. vor; /^keßs^ die Recj^WU^Cm 
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Jltt'^3; Erfcmi Mab Stimer ocfer Aligitli« anleilögt werden, die idiibl 
4ttitb 4^6 Budget oder ein speciefles Gesetz geaehni^ ist« 

Art 74. Gleiche Autorisation ist erforderlich , um über £igenthum des 
iStaates zu veffügen oder auf den Credit der Nation Anleihen zu machen. 

Art 7^ Die öffentliche Schuld ist unter den besondem Schutz der 
MlAtoli gegteHi. 

Dreizehnt erTitel. 
Von äer bewaffneten SfMkt der NiMtm. 

Art. 7^. Die Cortes werden jeded lahr auf Vorschlag de» Königs Öi^ 
pftfmaneBte bew&ffiiete Macht zu Land uad Jur See ISssisetzeB. 

Art 77. In jeder Provinz werden Corps von Natienahoilizea best^M^^ 
deren Organisation un^ Dienste ein besonderes Gesete bestimmen wird, und 
def König kann im Fall der Noth über diese Macht innerhalb ihrer Provinz 
terRigen, jedoch sie ohne Zustimmung der Cortes nicht ausserhalb derselbeti 

Z u s a t z - T i t e L 

Art. 1. Die Gesetze werden die Zeit und Form bestimmen, wann und 
irife das Ges^wornengertcfat für jede Art von Vergehen einzuftihren sei. 

Art| 2. Dia Ikberseeischen Provinäten werden nach besondem Gesetzeli 

'Im PaUasteder Cortes ku Madrid, dea 18. Juni 1837. 



Bald nach der Bekanntmachung dieser Verfassung wurde das 
Wahlgesetz von den constituirenden Gottes in Beratbung genommen 
(Juni) und von der Königin genehmigt (Juli 1837). Seine Haupt- 
bestimtnungen sind folgende: Jede Provinz ernennt für je 50,t)()Ö 
Seelen einen Abgeordneten und schlägt auf je 85,000 Seelen drei 
Candidaten für den Senat vor. Die Wahl geschieht direct nach 
Stimmenmehrheit. Um Wähler zu sein, muss man 200 Realen an 
directen Stenern (14 Thir. 13 Vs Sgr. Preuss.) bezahlen, oder irgend 
ein festes Einkommen auch nur von geringem Werthe nachweisen 
können. Die Provinzial-Deputationen verfertigen die Listen der Wäh- 
ler und thellen ihre Provinz in WahldistHcte ein. Um Abgeord- 
neter werden zu können, ist nur erforderlich, an irgend einem Orte 
des Spanischen Reichs ansässig zu sein, ohne ein bestimmtes Ein- 
kommen nachweisen zu diirfen. Dagegen muss derjenige, welcher 
in den Senat erwählt werden soll, mindestens ^in jährliches Ein- 
kommen von 50,000 Realen (3611 ThIr. Preuss.) oder eine eben so 
höhe amtliche Besoldung beziehen. 

Die letzten Monate ihrer Sitzungen brachten diese constitm'ren- 
den Ortes vorzugsweise mit Berathungen über kirchliche Aogelegen- 
beiten zu, und erreiditen fiur ihre Beschlüsse auch die kÖBiglicbf 
CenefamigMig, wie am 28. Juli fiir die AußidHuig d(^ gaistUohtt 
Zehnten, sänuntlicher Klöster un4 für die Eiaziebung sämmtiMhi^ 
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GUer des Klerus *) zu Gfmstender 8laatsfoilds,'iiidem;(Ue fiaiitlicl^ 
fortan wie in Frankreich aus Staatsmitteln ihren Unterhalt beziehea 
sollten. Die constituirenden Corles wurden am ' 4. November 1837 
entlassen» und die neugewählten beiden Kammern der Gortes wur- 
den bereits am 17. November d.J. wieder in Gege^wa^t der sieben- 
jährigen Königin Isabella von der Königin Ghristina persönlich er- 
Öfihet. Der Portgang des Bürgerkrieges, welcher oftmals gegenseitig 
den widerwärtigen Charakter eines Yeriuchtungskampfes mit Beseiti- 
gung aller völkerrechtlichen Gebräuche angenommen hatte, — oadi* 
dem schcm drei Jahre vorher fast einstimmig durch die Gortes be- 
schlossen war, dem Infanten Don Garlos und allen seinen Nachkom- 
men nicht nur das Erbfolgerecht auf die Spanische Krone fär immer 
za entzidien, sondern sie auch des Rechtes für verlustig zu erkiäreo, 
jemals auf das Spam'sche Gebiet zurückkehren zu diirfen — äusser- 
te unverkennbar seine sehr entscheidende Einwirkung auf die Gon- 
solidirung der Yerfassung, Je nachdem die Kriegsereignisse ihr 
wechsebades Geschick für die Ghristinos oder die. Garlistas günstiger 
fallen Hessen (in den Jahren 1837—40), erlangten Generale wie Es'« 
partero und Minister - Präsidaiten wie Ofalia und Perez de Gastro 
ihr imponirendes Ueberge wicht über die Progressisten und selbst über 
die Moderados, in FoJge dessen weseDtliche Veränderungen der be- 
deutsamsten Rechte der Verfassung > namentlich in Bezug auf die 
freie Presse und die Selbständigkeit der Ayuntamientos, den Gortßs 
halb aufgedrängt, halb mit ihrer eigenen Zustimmung abgenöthigt 
wurden. 

Wir haben aus diesem Zeiträume noch zu bemerken die Fest- 
stellung des Reglements für die Geschäftsführung der Kammer der 
Abgeordneten, welche im Deceitiber 1837 erfolgte. Nach demselben 
werden sowohl der Präsident und Viceprasident^ wie die Secretäre 
dieser Kan^mer für die ganze Dauer der Session gewählt; jede 
Kammer wird für die Behandlung der Geschäfte in einC; bestimmte 
Anzahl von Section^n getheilt;. jeder Discussion über einen Gesetz- 
entwurf in der Kammer muss eine specielle und Vorbereitende Dis- 
cussion in der betreffenden Sectipn vorhergehen, sowie für jede 
mit der Prüfung von Gesetzentwürfen beauftragte Gommission aus 
jeder Section ein Abgeordneter zu ernennen ist. 

Der Rürgerkrieg nimmt unter der Goncentrürung der. Kräfte 
Spaniens durch den zum Herzog von Vittoria erhobenen Oberfeld« 

*} Mn späteres königliches Beeret vom 12. October 1837 ordnete ah, 
das$ aUe' Eirehengeräthe von Gold, Silber und Edelsteinen gum Behuf der 
MHkgüw^ mu Geld getMcht und dmreh einfachere Geräthe:$nit$i i$0rdm 
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kmm Espiftero ttbf die CbrisSfior heM eiii«hr ^lO^em Vert^tif^ Im 
diß I^ber^iilittiifil z'simhen' dteseof nnd^ 4e«i GuüstisehQn Cenerd 
Raphael ifafoto zu B^rgara am 31. Anginsl 1830 detk tefanletk Dw 
Carlos md dm grösstoi Theil der iten Bdcl» treu geUiebeneii An* 
bäBger zwI^liN^ht nach FrtfUkrabh aöUntlte, und den bisfUscben PM- 
▼insenh die ^WJed^raMrieeitiiuiig: ihrer Fuer^s gewährte. 0cr Kamfir 
iHirde fiteStvdieser ZeH nur erfolglw vofl emxelneB Gar Urteilt - IfenfeB 
fi)rtgeföbrti» beaoflder» McUem au«b die €onei am 7. OctoN^ 1639 
eJDillmoiig! das Cr^ilete übei* die BewiUigutig derFberos ffir die BaSt 
kiacbcäa PrQvliizeii *) ad$;^biitaien haben. Die dehoa' ¥Ottoidfiti» 
$pa8piiog »wJaöbeii der Königfa I^entiü und dem stolzen Sieger 
Eap«rtero wurde dsrc^ die am U, Mi 1840 ertheilten kämgücheli 
60$tätigua^ des Gesetzes über die AyuntMiiento's nddi bedeutMai 
Termebrt^ iaden nach demseMieii die Zahl der Wähler vermindert^ 
eia bestimmter Steu^rsaCr zur Bedingung der Waiilfiih^eit gelstattd; 
denStaatab^mten die Fäingl&eit wieder eingeräumt wurde, Aemter 
in der Afoniei^Iitflt zu erlangen- und überhaupt die Staatsre^erung 
Wieder m dem Beebte kommen sollte, eine allgemeine Goatrolieäbcf 
die Ayuntamieirtö's und ihre Geschäftsführung aaszuirigien. Espartero 
AMg auf eine Verwderong des Sfittisteriitfns. D(e Kte^n GhristNia 
gnb zwar nach, aber sie legte auch am 13; pctober 1840 die Bet- 
l^ni^cliafl nieder, indem sie die Mittel nicht billige^ zu kmoen ¥0f^ 
fab^ weiche ^das neue Alimsterhim zur Beruhigung das' Lioides voi^ 
achlug. 

(techdem die Königin Christina nach Niederlegui^ der Begeatt^ 
sehafl nach Frimkriäich abgegang^ war, nahm der Infant Francisco 
de Paula am 25. Oetober 1840 das Becbt der Yormundsdtiaft über 
die Köni^n Isabella in Anspruch^ aber die provisoris<^ Begentschaft 
tetete äks Veriangea am 2&. November ab» mit d&t Erldärungj da^ 
die Kdfij^ Cbristjna sidi das Hecht als Vormfinderin ihrer Kinder 
yorbebalteä, dass aber» wenn die Frage der Vormundschaft zur Ent^ 
sehetdung: konamm sollte, dies nur durch die Abgeordneten des Vol- 
ke» geschehen könne. Espartero hatte unterdessen ^sPrc^dent des 
lüttitenrath» bereits am 2. Notemb^ ein Gircukrsd^rqiibett an die 
fliül&*Junta'6 in deli t^ovinaen eriassen, um die Ceste VersiefeeruüK 
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V MknffolUtändige^ßtsetz übet die Pueros von Ifavüi-rä toutde erst vdii 
dum mgeim Sii^ferö a^ '■ la. AUffu^t \m gmiehmigt. Büaifhr dcüMbe'iöd^ 
4m*^9onäh'$JMfin9gim^mdir IkMsj^egt^ dekBeäeuermi^ tm4dm 
ieUv^kehrs dieser Pnmfim.€inff£räumt; n^r ^rMititär-OkerkefM wit^, wip 
in den übrigen Provinzen Spaniens, einem Ober - Commandanten überwiesen, 
qknf dm ßdo^ dettst^e Jemah mt 4m ilsMen md ßßäm^ssen eines 
Vicekänigs bekleidet werden darft 

Schultert, yntsHvatßoiiamim, IM 8 
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Zu geben, hur ^ VeFfinsong vbm 16. Ju^i 1831 atiflr^eM erhdlfiMi 
KU woHen, und die Ernenerang des Senats nar nach den Bestttntnnn- 
gen dieser Verfassung geschehen zu lassen. Die am 10. Hab 184t 
eröffneten Gortes zu Madrid fessten in vereinter Sitzung am 8. MM 
1841 mit 153 gegen ^36 Stimmen d^ Beschluss, für tfie bis tut 
VolIjSirigkeit der Königin Isabdia nooh fehlenden JUsibre die Begenf- 
sdiaft des Reidis auf eine Person zu übertragen. Sie MMAien tnit 
179 Stimmen gegen 103 Stimme an demselben I^ge Eäparterd, 
Heraog von Vittoria zum Regenten» wdcher am 10. Mai in der Mitte 
der Gortes den Eid für sein Amt und die Erhaltung der Verfassung 
ablegte. In gleicher MVeke erklärten die . verdnigten Kam'ttiem 
der (Portes am 10. Juli die Vormundschaft d^r im Auslände sicAi !bc^ 
findenden Königin Ghristina über die Königin von Spani^ mit 20d 
gegen 36 Stimmen für erledigt, bestellten ab^ in Augustino Arj^uef- 
les neben dem Regenten einen besondern Vormund Tür die Königte 
und ihre Schwester, ohne auf die Protestation der Königin Gbrisffna 
vom 19. Juli Rücksicht zu nehmen:*) er wurde am 28. Juli in d»t 
Mitte der Gortes für sein Amt vereidigt. Die zwischen den Ai^hSn- 
gem der Königin Ghristina und der bestehenden Regierung ausbire* 
chenden Feindseligkeiten drohten einen neuen langwierigen Bürgerkrieg 
zu entzünden, der jedoch in der allgemeinen Ersiühöpfung des Späni- 
schen Volkes glücklioher weise zu wenig Nahrung empfing. Erst- in 
Herbst des Jahres 1642 wurde die Gefahr für den Regenten em9tr 
lieber, ab Gatalonien sich gegen ihn erklärte, und die am 3< Januar 
1843 aufgelösten Gortes nur noch durdi feindseligere Kammern er- 
setzt wurden. Nach der EröflBmüng der neuödi Gortes -Versammlung 
am 3. April 1843 vermochte ein doppelter Ministcrwechsel die Ruhe 
nicht mehr wiederherzustellen, indem die Majorität der Gortes dem 
Regenten gegenüber das entlassene Ministerium Lopez in Schütz 
nahm. Das Decret des Regenten Vom 26. Mai zur abermaligen Auf- 
lösung der Gortes erregte in den meisten Provinzen Au&tände, und 
eine grosse Anzahl von Pronunciamendos (Manifeste) wurde gegen 
den Regenten aus allen grösseren Städten erlasse. Die xgrössere 
Masse der T^^uppen erklärte sich durch ihre dem Regenten feindse- 
lige Cren^ale geleitet gegen den Regenten, und das usurpatorisdi 
aufrecht erhaltene Ministerium Lopez, liess durch ein Decret des 
Kriegsministers Francisco Serrano am 29. Juni den Herzog von Vit- 
toria der Regentschaft während der Minderjährigkeit der Königin 
Isabella entsetzen. Die Gortes wurdai darauf durch dies Ministerium 
auf den 15. October 1843 berufen, aber der Regent verliess bereits 

V Vielmehr erliesi die Regenteekaft im 2. Jif^l ein Manifett gefftH 
iiese ProteetoHon, 



1^11^90/ Mi *) den SpattiMfteD BoSett mit einer pta^leMtmim Bttß- 
rung gegea alle Handlungen, die im Widerspruche mit der Ck>nMiti]* 
tion von 1837 vorgenommen werden sollten. In Erwiederung darauf 
enjstfite iltii ifas, regier^de Spara'sclie GalNMt am '16. Ai^st aller 
sflfAer Würden» I|td, Grade und EbrenateileB^d wüMßiaiieg^. 
wart der obersten GeMralbehörden de» Reichs die Königen Isabella, 
der nocti 2 Monate ^ der Yollo^ung des dreizehnten Lebensjahres 
fehlten, für volljährig, so bald sie vor den neu einberufenen Gortes 
den Eid auf die Verfassung geleistet haben würde. Die am 15. Oc- 
tober ver^aiomcdten Cortes erhielten gleich in den ersten Tagen ihrer 
Sttzong den ministeriellen Antrag auf die Majoritätserklärttfig der 
dreizehnjährigen Königin; die Kammer der Abgeordneten erhob ihn 
zuvörderst am 30. October zum Beschluss, worauf beide Kammern 
vereinigt mit 193 gegen 16 Stimmen am 8. November die Volljäh- 
rigkeit der Königin ansapraehen. Die Königin wurde nua als trauriges 
Werkzeug nrinisterieller WHMhr sowohl uirter dem Ministerium 
Olozaga wie unter Gonzalez Bravo gemissbraucht.- Ganz Spanien 
wurde in Belagerungszustand am 8. Februar 1844 erklärt, alle Givfl- 
gewalten wurden unter Militärbehörden gestellt und. der Anwendung 
vcm Kriegsgesetzen die ZuruckfiUu'iHig der innern Bube überlassea 
Dieser Zustand dauerte 'drei Monate, bis* zum 4. Mai, während wel- 
cher Zeit die Königin Ghristina aus Frankreich nach Madrid zurück- 
gekehrt war. Das unter ihrem Einflüsse gebildete Ministerium des 
Generals Natvaez begann mit nvincherlei Qescbränküngein der durch 
die Verftistting von 1837 verbürgten Bechte, namentlich in Bezug auf 
die Zeitnngspresse und die Selbständigkeit der städtische Verwaltun- 
gen. Aber man fand solche vereinzelte Acte für nicht ausreichend, 
und legte daher den neu versammelten Gortes am 18. October meh- 
rere umfassende Veränderungen, welche namentlich die. Zusammen- 
setzung des Sett^tsy die Wahl der Abgeordneten, die Errichtung der 
National -Mihzen und dte künftige Vermählung der Königin betrifen.' 
Die Kammer der Senatoren tiahm dieselben mit überwiegender Ma- 
jorität am 2Sk October, und auch bei den Abgeordneten gingen sie 
iQi deren Gesammtbescblusse am 4. December mit J24 gegen 26 Stim- 
men durch; dies sind^e letzten wesentlichen Veränderungen, 
weldie die Spanische Verfassung bis auf den heutigen Tag erfahren hat. 

Da indess die Verfassung von 1837 als Grundlage erhalten ist, 
so erscheint es nicht nöthig, hier *den . vollständigen Inhalt der am 
23. Mai 1845 bekannt gemachten **) revidirten Verfassung wiederzu- 
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V JSr sehiße $%eh zu Caüz Hn und nßhm simen AufefUhaU in England. 
^J Sie i0t iiuek hereiti in der Okoeta de Madrid van diesem Tage abgedtuM, 



ttwcm IidiaKe «bgeäadert oder De« bintugefügt m4. 

T. Teränderte iHler neue ArtMLel aas 

<ier refYldlrtei^Terfiussiuiir vom 23; Mal l#ift 
Im TerbaliBisse zur Terftissnigr 

Art. 2. Der zweite Satz desselben „die Beurtheilung der Pressyerg ehen 
steht ausschliesslich den Schwurgerichten zu'* ist weggefallen. 

Der Titel III.- vom Senate, Art. 14-*20, ist folgender Gestalt geändert: 

Art. 14, Die Anzaiil der Senatoren soU unbegrensBt seni; die EmennHüg 
4f^el|p^ii steht dfm Könige zu. 

Art. 15. Zu Sienatoren können nur diejenigen Spanier ernannt werden^ 
welche lih^r dreissig Jahre alt sind und zu folgenden Klassen gehören: 

a) Präsidenten der gesetzgebenden Kammern, Senatoren oder Abge- 
or^ete, wenn sie dl^imal zu den €optes zugelassen wor^n, uml 
ausMi4eni ein £inkomiiien to» dOfißO Realen*) heiitzen, das a«^ 
fjgfnen Gütern oder B^^ldimgen für solche Aemter herrfthrl« 
i^elche nur durch richterlichen Ausspruch» Pepsionirung, £ntsa- 
fanf oder Austritt aus activ^ Staatsdienste verloren gehen können. 

b) Staatsminister, Staatsr^the, Erzbischöfe, Bischöfe, Granden von 
Spanien, General -Gapit'ane der Anaee und der Flotte, General- 
lievtenants der Armee und Admirale» Botschafter, bevollmächtigte 
Ifiliister, Pr'asideQtei) der höchsten Gerichtshöfe, Beisitzer und 
Fiscal -Procuratoren derselben, Marquis, Grafen, Visconde's und 
Barone, welche keine Granden sind (Titulos de Gastilla], wenn sie 
ein Einkommen yon 60,000 Realen besitzen; endlich diejenigen, 
welche im Jahre Torher 8000 Realen an direet^ Steuern bezahlt- 
te». ferner Senatoren. ^Lbgeordnete, Alcaden in Ortschaften ve» 
30,000 fiQwohn^rn, Präsidenten der Prorinzial-Jpnta's oder H^- 
delsgerichte, sowie diejenigen, welche wegen ausgezeichneter Dienste 
eine durch ein Gesetz angeordnete National - Belohnung erhalten 
haben. 

Art 16. BieBrfoitderBisse, welche um zum Senator gemannt werden zu 
kimien, tertongt, werden, können durch ein Gesetz sbge^ndert werden. 

Art. n, We Ernennung der Senatoren wird durch besondere Decrele 
geschehen, in welchen der, Grund anzugeben ist, auf welchem in Folge des 
vorhergehenden Artikels die Ernennung sich stützt. 

Art. 18. Die Würde dnes Mitgliedes des Senats soll lebenslänglich sein. 

Art IS. Die Söhne des Königs und des unmlttelbareD Thmnerbe» 
si^d 9iit d^m zurückgelegten fünf und swamsigs^i^ {iehensjahre Mitsljedfsr 4im 
Senats. 

.^rt. 20. Per Senat übt ausser seinen legislatorischen Befugnissen in 
folgenden Fällen richterliche Gewalt aus: 

a} i|i^n er über die von der Kammer der Abgeordneten angeklagt 

ten Minister Urtheil zu sprechen hat; 

■ " ■' I ■ - 

4m Smim^ von §6^000 tMin^ wiA Vm fßoim ^ «^*4 mul ^l?*/^ TUu 
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ftV^in^i» er in GnriMMit der giesehütohe« Be^maniäs«i 4be^ 
sdiwere gegen <fie Person oder die Würde des'KtnigB oder gegen 
die SiefaeiiieH dei Staates geriditete Verbrechen m erkennen hat; 
c> wenn er über Mitn^eder des Senats m Gericht sitzt 

Art 25. wurde dahin abgeändert „die Abgeordneten werden auf fünf 
Jahre gewählt" 

Art 27. fäUt ^nztich aus. 

Art 28. wird dahin abgeändert: ^die Cortes sollen ausdrftddich' aiianr 
men gerufen werden, sobald die Krone erledigt ist oder der König auf irgend 
eine Weise unfähig wird» die Regierung zu führen*' (cuando ei Rey se im- 
possibilitare de qualquier modo para el gobierno). 

Art 37. fällt gänzlich aus. * 

Nach Art. 49. wird nachstehender eingeschaltet:*) »Bevor der König 
eine Yertnählung eingeht wird er die Gortes davon benachrichtigen, upd ihrer 
Genehmigung sind die Stipulationen und £hecontracte unterworfen, die den 
Gegenstand, eines Gesetzes ausmachen. Dasselbe ist in Bezug auf die Ehe 
dteis unmittelbaren Thronerben zu beobachten. Weder der König noch sein 
unmittelbarer Thronfolger dürfen eine Vermählung mit Personen eingehen, 
welche das Gesetz von der Thronfolge ausschliesst. **) 

Art. 54. wurde dahin abgeändert: „Die Personen, welche zu regieren 
unfähig sind, oder etwas gethan haben, weshalb sie verdienen ihr Recht an 
die Krone zu verlieren, sind durch ein Gesetz von der Thronfolge auszu- 
schliessoi. 

Art 55. Wird der Thron dur^ eine Königin eingenommen, so hat ihr 
Oemahl keinen Theil an der Regierung, des Königreichs. , 

Die Art 57., 58. und 50. sind in nachstehende fünf umgewandelt: 

Art 57. Wenn der König minderjährig ist so wird der Vater oder di*? 
lintter des Königs, und in^deren Erniangelung der Verwandte, welcher nach' 
der in der ConsAitation festgesetzten Ordnung der Naehsibereobtigte zur Thnm^ 
folge ist, sofort die Regentschaft antreten und dieselbe während der ganr 
zen Dauer der Minderjährigkeit ausiiben. 

Art 58. Damit der nächste Verwandte die Regentschaft führen könne, 
teuss er Spanier sein, zwanzig Jahre zurückgelegt haben und nicht zuvor von 
der Thtonfolgt ansgiaseblosflen gewesen sein. Der Vater oderdie Mutter dM 
Kdftigs köQien nur dann die Regentschaft ühiamehnriiD, wenn sie unver-' 
mähli bleiben. 

Art. 59. Der Regent übt die volle Gewalt des Königs, au^ in dessen 
Namen die Verfügungen der Regierung veröffentlicht werden. \ 

Art. 60. Der Regent legt vor den Cortes den Eid ab, dem minderjäh* 
ri^en Kdnige treu zu sein und die Verfassung und GeaetM des Königreiehs 



■■'■>. 



V Dagegen ßUt die ßnße Bestimmung des Art. 48. weg, durch welche 
i/er K&nig durch ein besonderes Gesetz ermächtigt werden sollte, eine Vet- 
mähkmg HiMgehen und die Eißlaulmiss xur'Ehe für soUhe Pereonen ms «r- 
th^iim kaUe» die durch die C^mtitutum zur Thronfolge berufen irarm. 

*V Dieser ArWcd und n^Mm^ieh sein SeMuesot^f, wekher geg^ ^^ 
InfanUn Don Carlos und deuen Naekkommen gerichtet iet, vermUuste in, 
beiden Kammern sehr lange und lebhafte Debatten, nachdem er in d(ie Kam- 
mer der Abgeordneten cUs Amendement eingebracht und angenommen, später ' 
ieisder dem 8mUe vorgelegt wurde. 
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% 
sa^beoUcUni* :SeBte»^ die' €ort€s näsht' vtkMtiiiMit gein« a» Ji»t <ter Regent 
dieselben sogieidi einzuberafen und in der ZtvisdkeiUDatTor dem Ministerrathe 
denselben JSid zu leisten und lu ▼erspreebmi, ihn ebermals yot den Gortes 
abzQlegen* sobald diese Teraammelt' sein urerden. 

Art. 1H. Sollte keine Person vorhanden sein, welcher yon Rechtswegen 
die Regentschaft zustände, so werden die Gortes diese ernennen, und sie wird 
ans einer, drei odi&r fünf Personen bestehen. Bis diese Ernennung geschiebt, 
wM der Uinistenrath das Reich vorläufig regieren. 

Der Art. 70. wurde dahin abgeändert: „In den Ortschaften wird es 
Ayuntamientos geben, die von den Einwohnern ernannt werden, welchen das 
Gesetz dieses Recht zuerkennt; 

* 

Der Art. 77. tüber die Errichtung der NationalmfHz ist ausgefallen. 

Eben so ist der erste Zusatzartikel über die Einführung von Schwur- 
gerichten für alle Klassen von Vergebungen ausgefallen. Der zweite Zusatz« 
artikel bildet den letzten Art. 80. der revidirten Verfassung, so dass diese mit 
den hinzugefügten 2 Artikeln über die Regentschaft überhaupt aus 80 Arti- 
keln besteht. 



I^ Eingangsformel der Verfassung vom 18. Juni 1837, in wel- 
cher aus dem Rechte der National - Sourerafautät die« Befagokas der 
Gortes zur Revision der Verfassung vom Jahre 1812 und zor Feat- 
stelluttg anderweitiger Bestimmungen abgeleitet vrird, ist in dieser 
revidirten Verfassung gleichfalls unterdpückt; dagegen heisst es in dem 
gleitenden Berichte des Ministerraths an die KönigiR vom 10. Oc- 
tober 1844, wekdber die Motive zu den vorgeschlagenen Verändenid* 
gen enthält: „die b^tehende Verfassung (von 1837) wäre so mangel- 
haft, dass mehrere auf einanderfblgende Gabinette es unmdgltch 
gefunden hätten, innerhalb der von ihr bestimmten Schranken zu 
r^'ef;en und daher genöthigt gewesen, mehrere ihrer BesUmmuogea 
zum Besten des Landes zu verletzen,« und wenn auch manehe Ver- 
hältnisse dem unruhigen Zustande des Landes zuzusehreifoen wütren; 
so läge doch der Hauptgrund des Uebels in den Mängeln der Insti- 
tutionen. Es wäre äaher eine Reforu) der Constitution unerlässlicht 
um der Regierung die nothwendige Stütze zu geben; auch habe sich 
die öfietttliche Meinung bereits dafür ausgesprochen. Da die^kön^ 
liehe Auctorität in den bestehenden Institutionen nicht diejenige Stärke 
fände, welche zur Beschiitzung der öffentlichen Interessen und der 
persönlichen Rechte noth wendig wäre, so müsse man den Thron 
entweder schutzlos der Anarchie und der Empörung preisgeben oder 
zu ungesetzlichen Mitteln seine Zuflucht 'nehmen. Um die Wieder- 
kiAr eines solehen Zustandes zu vertneiden und der Regierung der 
Königin Isabella den i^ranz und Ruhm zu verleihen, die auä der 
völligen Uebereinstimmung in den Institutionen hervorgehen, hpben 
die Minister es für ihre Pflicht gehalten« diejeiojgeQ Verfin^MUgeii 



der Veifdssung vorzuschlagen/ welche in ihrem Gesetzentwürfe im 
Beform der Constitution enthalten sind.*^ 

Der neue Senat, nachdem der bestehende, durch ein besonderes 
königliches Decret am 28. Juli aufgehoben , wurde durch eine könig- 
liche Ernennung von 54 neuen Mitgliedern am 20. August 1845 zu 
den in ihrer Wurde gelassenen aus 119 Mitgliedern zuvörderst zi^ 
sammengesetzt, unter welchen sich 2$ Granden von Spanien, 30 Ex'- 
minister 9 2 Mim'ster des damaligen Ministerrathes, der Cardinal -Erz« 
l)ischof von Sevilla und 13 andere Erzbischöfe und Bischöfe uja4 
ausserdem eine grosse Anzahl von OberofGcieren des Heeres befanr 
den. Schon 5 Tpge später (am 25. August) wurden abermals 43 
neue Senatoren ernannt, so daißs die , Gesammtzahl der Mitglieder die^ 
ser Kammer aus 162 bestand, und in dieser Stärke mit geringen 
Veränderungen durch zeitweise Ergänzung der durch den Tod abge- 
gangenen Mitglieder sich erhalten hat. Die Kammer der Abgeord^ 
neten hat in ihrer vollen Zahl 250 Mitglieder, kann aber nach dem 
Wahlgesetze, welches auf je 50,000 Seelen die Wahl eines Abgeord- 
neten gewährt , nach dem : künftigen Fortscbreiten der Bevölkerung^ 
gesetajmässig verstärkt werden. 

Die Befest^ung der innern Verhältnisse Spianiens für diis weib- 
iicfae Linie des Hauses Bourbon Spanien, unter der nachhaltigen tln'« 
terstützung der Französischen und Britischen Regierung, veränderte 
bedeutsam dre politische Stellung der Garlistischen Parthei.' Der In: 
£ant Don Carlos erkannte, dass für seine Person die Aussichten zur 
glücklichen Erreichung seines Endzieles auf den Spani&chen Thron 
verloren wären, er hoffte aber eine neue Belebung ders^lbön, wenn 
er sie auf seinen Sohn übergehen lüssser Er entsagte daher am 18. Mal 
1845 zu Bourges seinen Ansprüchen auf die Spanische Krone zu 
Gunsten seines ältesten Sohnes, des Infanten Carlos Maria Fernando 
Isidor Cgeb. 13. Januar 1818), indein er den Titel' eines Grafdn von 
Molina annahm. Der letztere, der sich seit dieser Zeit Graf von Mon- 
temolin nennt, erliess am 22; Mai eine Proclailiation an die Spanier, 
in welcher er bekannte, dass er die Institutionen achten würde, die 
au» der Revolution hervorgegangen wären, dass er aber seiner per- 
sönlichen VTürde und den Rechten seiner Familie nichts vergeben 
könne, und dass es nicht seine Sshuld sein würde, wenn die Tren- 
nung, welche in Folge des Ablebens des Königß Ferdinand VU. statt 
gefunden habe, nicht aufhören sollte, indem er bereit sei, jedes mit 
Ehre und Gewissen vereinbare Opfer zu bnngen. Er ist bis jetzt 
;ai0^h unvermähtty hat den Französischen Schutz-Aufenthalt 2u fioar- 
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ges am 16. September 1846 yerlassen*) midi lebte seit dift$er If^ 
äeils in Italien» theils in England; von seinen beiden Brüdern 'ist 
der ältere, Infant Juan Garlos seit dem 6. Februar 1847 mit der 
Erzherzogin Maria von Oesterreich-Este, zweiten Tochter des Her- 
zogs Franz IV. von Modena, vermählt aber noch kinderlos. 

Die Königin Isabelia Hess durch ihr Ministerium am 19. Juni 
1845 die sogenannte Abdication des Don Garlos für einen Act det' 
IVeulosigkeit und blinden Versessenheit auf die Erregung neuer 
Zwietracht erklären ; Don Garlos Wäre mit seiner gesammten Familie 
für Spanien gesetzlos, von dessen Boden verbannt und erblos, und 
jeder, der ihre eingebildeten Ansprucke ein2ufuhren trachtete, würde 
im Fall seiner Habhaftwerdung unmittelbar einem Kriegsgerichte ver- 
fallen. Ein Jahr später machte die Königin, nachdem sie fast ihr 
sechszehntes Lebensjahr vollendet hatte, durch ein Decret vom 28 stea 
August 1846 ihre bevorstehende Vermählung mit dem Infanten Don 
Francisco de Asis Maria **} bekannt, dem ältesten Sohne des Infan- 
ten Francisco de Paula, *♦♦) indem sie die Gortes zu einer Versamm- 
lung auf den 14. September einberief. Beide Kammern erklärten 
fast einstimmig am 19. September, dass sie sowohl diese Vermählung, 
als die der einzigen Schwester, der Königin (und präsumtiven Thron'- 
folgerin) mit dem Herzog von Montpensier, dem jüngsten Sohae des 
Königs Louis Philipp von Frankreich, billigten. Beide VermäfalungeB 
wurden am 10. October 1846 volbogen, nachdem von der Franzö* 
sischen Regierung durch Guizot, als Minister der auswärtigen Ange» 
legenheite.n, in einer Note vom 5. October erklärt war, dass die 
Annahme des Britischen Ministeriums, wie durch die Vermählung des 
Herzogs von Montpensier mit der Spanischen Infantin, eine Verzicht- 
leistung der Kinder der letzten auf den Spanischen Thron in den Be- 
stimmungen der Friedensverträge von Utrecht schon vorläge, durch die 
Thatsachen widerlegt sei. ♦*♦♦) Der Infant Gemahl der Königin er- 
erhielt an- dem Vermählungstage durch; königliche^ Decret den Titel 
v^önig"* und «Majestät*", jedoch wie es verfassungsmäs^ feststeht, 
ohne Antbeil an der obersten Staatsverwaltung. Ein allgemeinem 



V Vier Tage vorher ß% S^iewjber 1846>l «fflMif er ewüe nme FrodOir 
tnation an die Spanier ähnlichen Inhalts, mit noch stärkerer Verneherunf 
seiner constitutionellen Grundsätze und völliger ünpartheilichkeit gegen die 
verschiedenartigen Faetionen in Spanien, 

•♦; Oeboren am 13. Mai 1822. 

V Ves jüngeren Bruders des Honigs Ferdinand Vit. 

*) Der starke diplom^atisehe KottnweChsül ül^'ef ditse Angelegenheit 
«wrde «in 12» Jänuait äet^ Ftant&sieehm' Mamr^kMü «ml um Vi Jam^r ISA 
dem Englischen Parlamente vorgelegt. 
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Amiestie-Decret voni IX (ktob^'t846 begleitete^^iese aussöhnen- 
den lYeriaihiangsfeierlidikeiteD, indbm allen SpMiiera, welche den 
Sid der Treue der Königin leisten würden/ und ^ nicht als Militär- 
öder €i?il -Gheft in den CarKstischen Unruhen terwicfeelt gewesen, 
durch dasselbe die Beftignisse zur Rückkehr nach ihrem Yaterlande 
cugraagt wurde; dies Beeret wurde nochmals erweitert am 3. Sep-> 
tember 1847 für die Spanischen Ausgewanderten^ nur naiit der fo^ 
sohrinkung, dass den vormaligen Carlistischen Soldaten der Aufenthalt 
in den nordöstlichen Provinzen Spaniens untersagt wurde.. Zwei 
Jahre später wurde die Amnestie durch ein königliches Decret vom 
8. Mai 1849 auf alld politische Vergehen bis zu diesem Tage aus- 
gedehnt 

Die politischen Ereignisse in Frankreich und Italien in dem 
ersten Yiertel des Jahres 1848 äusserten zwar ihre Bückwirkung 
auch auf Spanien. Es wnrden in Folge von Unruhen in der Haupt- 
stadt am 26. März 1848 die Cortes geschlossen > Madrid in Belage- 
rungszustand erklärt, und auf Grund des Art. 8. der Verfassung wur- 
den in ganz Spanien die verfassungsmässigen Garantien aufgehoben. 
Der Bath des Britischen Gabinets auf Umgestaltung des Verwaltungs- 
systems(16.März), um es in ein mehr verfassungsmässiges umzuwandeln, ^ 
wurde jedoch auf das entschiedenste zurückgewiesen (7. April 1848), 
»weil dem Britischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten die 
Beurtheilung der innern Angelegenheiten Spaniens nicht zustehe. *) 
Die beiden Geschwister des Gemahls der Königin Isabella, der In- 
fant Heinrich (geb. den 17. April 1823) und die Infantin Josepha 
(geb. den 25. Mai 1827), wurden ihrer Würde als Infant und Infan- 
tin von Spanien und ihrer Ansprüche auf die Thronfolge in Spanien 
am 13. Mai und 28. Juni 1848 für verlustig erklärt, weil sie sich 
ohne königliche Genehmigung unter Verletzung der Bestimmungen 
der pragmatischen Sahction vom 27. März 1776 (vergl. ob. S. 40), 
vermählt hatten. Aber bei der Eröffnung der Cortes am 15. Decem- 
ber 1848 konnte die Königin Isabella in voller Wahrheit rühmen, 
„dass das Spaiiisehe Volk mitten unter den revolutionären Umwäl- 
zungen in vielen Staaten Europa's fest am Throne gehalten, wenn 
auch der Aufstand hier und da sein Haupt erhoben habe.*" Der in 
den nordöstlichen Provinzen Spaniens und namentlich in Catalonien 
an mehreren Punkten wieder ausgebrochene Bürgerkrieg wurde bald 



*J Mit dem päpstlichen Hofe ist von der gegenwärtigen Spanischen Re- 
gierung bereits am 27. April 1845 durch Castillo y Ayensa zu Rom ein Con- 
cordat abgeschlossen^ nach welchem Isabella als die legitime Königin Spaniens 
anerkannt, und auch die Gültigkeü des Verkaufs der Nationalgüter (der vor- 
maligen Kirchen- und KlostergükrJ von Seiten des Papstes erklärt ist. 

8^ 



entidA, oif 4ef ßmS vo» Montan^liii mS dar Fraozösisolien (keimte 
wie er gerade im Begriff war, die Spuaiscfae Granze m uberachrei« 
ten» am 5. April 1849 verhaftet umI nur u^ler der Bediogang, nach 
Bnglaad in das .PrivatAebefi zuriickziikebreB, freigegeben wurde. Ea 
giDfen in der That die labre 1848 und 1849 vorober, ebne dua 
die Spantacbe Verfassung naoh irgend einer BicMung liin «mgaataHft 
worde und demnach noch gegenWiärtig die im Jahre 184S revidirte 
Verfassung vor 1837 ab das conatilulionelle Grundgesetz dieses 
Reichs gilt 



Portugal 



"f^aUeM lind'nilllAnnittel* Dum ont, Corps diplomaliqoe r6LVL 
QHtl'EoQMet SüppfettiiHmt au €#rps dipionaliqne vol. I. -^ J. J. Sehttausü, 
C»i)^s juris gemiiMD academiounu Leipzig 1790, vol. L und vol. II. — Dufau 
CoDection des consMtutions, Paris 1823 tom. V. — Carla de lei 19. April 
1H26, Lisboa 1826. — La Charte constitutionelle de Portugal, du 19. April 1826, 
Pa)rb 1826. •-> Pölltz, Euröpaeische Staatsrerfasdungeii Bd. A. S. 295— 34a. -* 
Neueste Staatsacten» Tttbingeii, 18tö>-2S, fiakid I., IV., V. ond VI. ^ 
£. MjiBcb* GruiMUüge eiaer Geschichte des Repriseiitatiysjsttms von PortugA 
Leipzig» 1827, 8vo. — Schäfer, Geschichte Portugals, Hamburg I8aqt-;^. 
3 Bde. 8vo.; dies treffliche Werk reicht indess erst bis zum Jahre 1580. 



In der zMn^teii Hafte ies neuiileii JArbaadeits begaM der 
Kampf Yon dem ebrotlichen Köeigreicke Leon aus, um das Land 
zwischen dem Mino und Daero den Arabern abzugewinnen, und Kö- 
nig Alfonso III. drang bereits iiber denDuero, eroberte 871 Goimbra 
Ulli < hahMipMa im Und m hti&m Jitnn ^m Abmto, for wdcbal 
nach dem Bsuptorte, dem Hnfm CUe, der Num ^tucaUa der 
übliche wurde. Sehr langsam gingen die Eroberungen weiter, unter 
stets wechselndem Glücke im Kampfe zwischen den Christen und 
Arabern, in der Richtung auf dm Tejofkiss, wie 'dieser in Portugal 
stets statt des Spanischen Namens Tajo genannt wird. Als aber die 
Eroberungen in dem benachbarten Spanien von dem inzwischen ver- 
einigten Reiche Leon - Gastilien auf Kosten (les Islam rascher fort« 
schritten, setzte dessen König Alfonso VI. (1065—1109) mit grossem 
Glücke auch den Kampf airf dem linken Ufer dea Tejo fort, und 
hatte in dem Grafen Heinrich von Burgund» dem Enkel des Her- 
zogs Robert I. von Burgund und Urenkel des Koni|;s Robert |I. voi)^ 
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Frankreich^ mit einem stattlichen Französischen Kriegsgefolge den 
bewährtesten Helfer. Als Lohn dafür erlangte Heinrich die Tochter 
des Königs zur Gemahlin und die Landschaft Portugal als eine Lehns- 
graf schuft Gastiliens*) (1093), mit dem später (1107) erwei- 
terten Rechte» dieselbe auf seine Nachkommen verderben zu lassen. 
Bereits der tapfere Sohn des Grafen, Alfonso L Henriquez, be- 
nutzte die inneren und äusseren Kriege Gastiliens zur Erlangung sei- 
ner Selbständigkeit, indem er im Jahre 1137 unter päpstlicher Yer- 
mittelung mit König Alfonso YIL von Gastilien Frieden schloss, dabei 
zwar zur Entrichtung eines Jahrgeldes an den päpstlichen Stuhl sich 
TOrpflichten musste, aber auch die völlige Unabhängigkeit von 
dem benachbarten Reiche sich erwarb. Durch seinen glanzenden 
Sieg auf den Feldern zwischen Ferreira und Ourique im Jahre 1139 
trieb er die Araber bis hinter die Sierra de Monchique in Algarve, 
und liess sich von dem begeisterten Heere zum König von Por- 
tugal ausrufen. Die Bestätigung dieser erhöhten Würde für sich 
uiid seine Nachkommen suchte er naeh den damaligen staatsrechtli- 
chen Begrifien, da er schon aus der Lehns Verpflichtung zu ehlem 
andern Staate ausgetreten war, wieder bei dem Römischen Stuhle 
nach.. Papst Innocenz H. ertheilte im Jahre 1142 seine Genehmi- 
gung zur Beibehaltung der königlichen Würde, wie er denn aber 
auch die fernere Zahlung des Jahrgeldes nach Rom sich ausbedang. 
Im Jahre darauf wurden der höhere Klerus , der Adel , 4bgeordnete 
der Städte und viele Geistliche und Mönche zum ersten Reichs- * 
tage nach Lamego berufen, um das erste Reichsgrundgesetz aus 
gemeinschaftlicher Berathung hervorgehen zu lassen, in welchem die 
noch jetzt bestehenden Bestimmungen (ür die Thronfolge, neben den 
alisbedungenen Rechten des Adels und der ferneren Verwaltung der 



I« Ijeges liameceiises de resnl Iiiisltaniel mio« 
cesslone et Jnrlbiis» A. 1148. **) 

I. In Nomine saiicte et individue Trinitatis» Patris et Filii et Spiritos 
Sancti, Trinitatis inseparabilis, que nnnquam separari potesU £go Alfonsns,- 
Comitis Henrici et Regine Tareje filius, magnique Alfonsi Imperatoris Hispa- 
niarum nepos, ac pietate divina ad regium solium nuper sublimatus, qucniam 
nos concessit Dens quittari et dedie victoriam de Mauris, nostris inimicis, et 
proptera haberaus aliquantum respirationem, ne forte nos tempus non habea- 
mns postea, convocavimus omnes istos: Arcfaiepiscopum Bracharensem, £pis* 



V Vergl meine Staatskunde, Band IIL Portugal, S- 268-60. 

**J Abgedruckt in Lateinischer Sprache hei Schmau$8 Corp,jur,geiU,L 
S. 4—7 und hei Rousset Suppl au Corps, diplom* vol L S, 37 in Franxö- 
ßiseher Sprache, 
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Rlsehtspftege festgestellt wurden. Wir theilen daher dasselbe in der 
Sprache des Originals*) nebst einer genauen Deutschen Uebersetzung' 
mit, da dieses Grundgesetz in wesentlichen Bestandtheiien noch jetzt 
gijftige Kraß besitzt, in den sieben Jahrhundertien während seines 
Bestehens so häufig als der Angelpunkt des politischen Lebens In 
Portugal betrachtet ist, auf welchem die gegenseitigen Berechtigung 
gen und Yerpflichtcngen der Regierung und der Regierten sich stiitz- 
ten» und da es überdies eben sowohl wegen seines hohen Alters 
als wegen seiner einfachen eigenthumlichen gesprächs- und vertrags- 
weisen Form als staatsrechtliches Document beachtet zu werden 
verdient. In der Urkunde selbst be6ndet sich weder das J[ahr noch 
der Tag der Aosstelking vermerkt, aber jenes ist unzweifelhaft 1143,**) 
wie nicht nur die Eingangsworte des Art. I. und II. der Urkun^ 
(die frische Erinnerung an den Sieg bei Ourique und die päpstliche 
Bestätigung der königlichen Würde) erweisen, sondern auch die be- 
ständige und allgemeine Uebereinstimmung der Portugiesischen Re- 
gierung und Stände vollkommen bekundet, welche diese Verhandlun'- 
gen der Gerten von Lamego zu allen Zeiten und unter den verseMe- 
densten Umständen als die Grundgesetze des Staates ansah. ***) 

1. Die Gesetze toh Eiaiiiego fiber die Thron- 
folge und die Reelite un ÜLOnlg^relehe 
Portugal, aiits dem dTahre 1143« 

I. Im Namen der heiligen und untheilbaren Dreieinigkeit, des Vaters, 
des Sohnes und des heiligen Geistes, untrennbare Dreieinigkeit, welche nie- 
mals getrennt werden kann. \Vir****) Alfonso, Sohn des Grafen Heinrich und 
der Königstochter*****) Theresia. Enkel Al^onso's des Grossen, K&iigs von 
Spanien, durch die göttliche Gnade jüngst auf den königlichen Thron erhoben, 
haben, da uns Gott vergönnt hat zur Ruhe zu kommen und einen Sieg über 
die Mauren, unsere Feinde, verliehen hat, und wir deswegen einige Erholung 
haben, und wir später etwa eine solche Zeit nicht haben dürften , alle nach- 
stehende Männer zusammenberufen: den Erzbischof von Braga, den Bischof 



*J Die Lateinische Sprache blieb in Portugal bis in ias vierzehnte Jahr* 
hundert die allgemein Übliche für die Schlussergebnisse der Staatsverhand- 
lungen. 

**J Man nahm früher das Jahr 1181 an» aber Hugo a. a. 0. 5* 1. nach 
Brandao und Schäfer a, a. 0. L S, 53 nach Sousa und Figueiredo's Unter- 
suchungen widerlegen bereits diese Zweifel, 

**V Schäfer a. a. 0. /. 5. 53. 

****J J)er König fängt an mit Ich, geht dann aber in demselben Satze 
in die Pluralperson Wi,r über^ so dass in der Uebersetzung der DeutlicMeit 
wegen gleich mit* Wir angefangen wurde, 

****V Sie hatte bald nach dem Tode ihres Gemahls Heinrich ß\l2J den 
Titel Königin angenommen, wie er in mehreren Urkunden ^eU dem Jähr$ 
1)15 unzweifelhaft vorkommt, Schäfer /., 5. 24, 



las 

cqp^m VHieii«emi £pi8copiua Portuensam, fipiscopom C^limlirMnMmV' GiNWO«' 
pim Laoieccnsem, Yiros etiam nostre Gorie infra positos,*) ^t procurapUs» 
bcmam prpieiu per suas civitates, per. Golimbriam, per Yioaaranes, per Ijimer 
cum, per ViseuiQ» per Barcellos, per Portam, per TrancosHOu per Ghaves^ per 
Gastrum regis, per Boucellafi, per Parietas Vetulas, per Senam, per Gt>vUb«Dain» 
per Montemagiore, per Isgueiram, per Villam regis, et pro parte Domini 
Regb Laurentius Veuegas.. £t multitudo ibi erat de Monachis et Glericis, et 
cQUkgregati somus Lamegum in ecdesia Sanctc Marie Almac^ve, sedRqjue Rex 
in.solio regio sine insigniis regis,* et surrexit Laurentius Venegas Procarator 
Regis, et dixit: 

II» GoDgregavit vos Rex Alfonsus, quem, vos fecistis campo in Atirt4tii«» 
ut videbitis bonas Hteras Domini Pape, et dioaüs, si vukis, qiyod »t IUe,R«u 
DifeeraM omnes, nos volumus, quod sit Rex. Et dixit Proourator: Queino^to 
erit Rex, Ipse et filii< ejus, aut Ipse solus R>ex? £t dixerunt omnes, Ipse ia 
qua^tiun vivei, et filü ejus posteaquam' non vixerit. Et dixit Procvusator, ^ 
ita viiltis date lUi inagne^ Et dixerunt omoes, demus in Dei Nomine. Et 
suppexit Arobif^pvcopus Rracbarensi^ et tulü de manibus Abbatis de (.auFban^ 
conanam magnam auream cum raoltls margariti»^ que fuerat de Regibus Goto> 
rum et dederant Monastem, et posuerunt il|am Regi» Et Dominus Rex cum 
spata nuda in manu sua» cum qua ivit in bello, diiit: Benedictus Dens, qui 
mc adjuYavit. Gum ista spata liberavi vos et vici hostes nostros, et vos me 
fecistis Regem et sociutn vestrum. Siquidem me fecistis, constiCuamus leges, 
per quas terra nostra sit in paee. Dixerunt omnes, volumus D^wine Rex, et 
placet nobis constituere leges, quas vobis bene visum fuerit, et nos sumus 
onmes cum filiis filiabus neptibus et nepotibus ad vestrum mandare. Voeavit 
ciliHd Dominus Rex episcopos, viros nobiles et procuratores **) et dixenmt 
intiv se: Jarnos in prkicipio l^es de bereditate regni et fecerunt istas se- 
qüenf es. 

* 

. III. Vivat Dominus Rex Alfonsus et babeat regnum. Si babuerit iilios 
vaton^, viyant et habeant rfegnum, ita ut non sit necesse £acere iUos «de noyo 
reges. Ibont de isto modo. Pater si babuerit regiium, cum fuerit mortmis» 
filius babeat, postea nepos, postea filius nepotis, et postea filius filiorum in 
secula seculorum per semper. 

IV. Si fuerit mortuus primus filius, vivetite rege patre, secundos eiit 
Rex, si secundos tertius, si tertius quartus» et deinde ömnes per istum 
modum. 



*J Sie sind nicht näher zu bezeichnen, da die Zeugenunterschrißen oder 
Namenangaben am Schlüsse dieser Urkunde nicht hinzugeß^ sind, 

**) Schon in dieser ältesten Urkunde werden also die Abgeordneten mü 
der B^nenmin^ procuratores, Procurantes bezeichnet, eine Bezeichnung, die 
bekanntlich auch in Spanien bis auf die heutige $tunde üblich geblieben ist. 



yon Vjseu» den Bi^hof wm. Por^o, den Bischof von Coimhra, 4en Bisdiof von 
Lamegp« auch #e unten aufgefilhi:ten Männer unseres Hofes, und (jUe wacke- 
ren Abgeordneten aus ihren Städten, für Coimbra, für Guimaraes, für Lame^, 
für Visen, für Barcellos, für Porto, für Trancoso, für Chaves, für Castello real 
(Rodrigo], für Braganza, für Torres vedras, für Sines, für Civilhao, für Mon- 
temor o Velbo, für Isgueira und für Villa real, und von der Seite des Königs 
denr Lorenz Veni^iaa. Und es war daselbst noch eine Meage ven Mönchen 
und Geistlichen, und wir sind versanunelt zu l^ami^o in der Iprche der hei- 
ligen Maria Almacave, und der König sass auf dem königlichen Throne ohne 
koni^ichen Schmuck, und es erhob sich Lorenzo Venegas, der Procurator des 
Königs, und sprach: 

IL Der KQnig Alfonso, den ihr auf dem Felde zu Onrique zum König 
gemacht habt, hat euch versammelt, damit ihr das gümtige SebpeibeB de» 
Qerrn Papstes sähet und saget, ob ihr wollt, dass Jener König sei. Alle ha- 
bf» gesprochen: wir wollen, dass er König sei. . Und der Procurator Jh^t dann 
gesagt: auf welche Weise soll er König sein, er selbst und auch seine Söhne, 
oder er selbst allein nur König? Und alle haben gesprochen: £r selbst, so 
lange er leben wird, und seine Söhne, nachdem er nicht mehr am Leben sein 
wird. Ub4 der Procuraitor hat dann gesagt: wenn ihr so wollt, so gebt ihn 
den kö«igliohen Schnack. Uad alle haban gesprochen« so lasst im «bs in 
Gottes Namen geben. Und der £rzbischof von Braga hat sich erhoben und 
am den Händen des Abtes jvon Lorvao eine grosse goldene Krone nut vielen 
Perlen genommen, welche von den Königen der Gothen herrührte und die sie 
dem Kloster gegeben hatten, und hat die Krone dem Könige aufgesHzt. Und 
der Herr König mit dem blossen Schwerte in seiner Hand, mit welchem er in 
den Krfeg ging, sagte: Gelobt sei der Herr, welcher mich unterstützt bat. 
Mit diesem Schwerte habe ich endi befreit und unsere Feinde besiegt, ond 
ihr habt mich zu euerm Könige und Genossen gemacht. Da ihr aber mich 
das« i^emacht habt, so lasst uns Gesetze festst^lea, duneh welche unser Land 
in Frieden bleiben soll. Alle haben darauf gesagt, wir wollen es Herr König« 
. und es gefällt uns, Getetze festzustellen,^ welche vorzuschlagen Euch gut dün- 
ken wird, und wir sind alle bereit mit Söhnen, Töchtern, Enkeln und En- 
kelinnen es Eurer Ansicht zu überlassen. Der Herr König rief darauf schnell 
die Bisdiöfe, die Männer vom Adel und die Abgeordneten der Städte zusam- 
men, und sie haben mit einaiider abgen^cht: lasst uns zuerst Gesetze über 4ieF 
Erbfolge im Königreiche feststellen, und sie haben diese nachfAJ^ende g^nwohti 

• HL DerHerr König Alfonso soll so lange er lebt, die königliche Herr- 
stetwft behiJten. Wenn dieser Kinder männU<:bcn <jresch]ecbt8 erhalten *) hat 
und sie bleiben leben, so sollen sie die königliche Herrschaft haben, so dasß 
es nicht nöthig ist, von neuem Könige zu machen. Sie werden aber auf nach- 
stehende Weise auf einander folgen. Wenn der Vater, der die königliche 
Herrsehaft geliabt hat, gestorbm ist, so soll sie sein Sohn erhalten, darauf der 
Bnkei, nach diesem der Sohn des Eidcels und demnächst der Sohn dieses« 
Sohnes und so von labrhundert zu Jahrhundert in allen Zeiten fort 

IV. Wenn der älteste Sohn bei Lebzeiten des Vaters gestorben sein 
sollte, so wird der zweite König sein; wenn der zweite gestorben, der dritte; 
wenn der dritte gestorben, der vierte und demnächst alle in derselben F4lge. 



V Varo, noth vnj^igen Spwmchm VßroH wkalUu, keümtM mm 
Memehen männlichen GeschUehk*. 
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V. Si mortuQS alt Rex sine filiw, si habeat flratrem, sitüex in vHa ejus, 
et com fiierit mortuus, non erit Rex filius ejus, si non fecerint etim Episcopi 
et Procuratores et nobiles Guriae Regis, si fecerint Regem, erit Rex; si non 
fecerint, non erit Rex. 

Afl, Dixit postea Laurentius Yenegas, Procorator Domini Regis ad Pro- 
curantes. Dixit Rex, si vultis quod intrent filie ejus in bereditatibus regnandi, 
et si vultis facere leges de illis? Et pusteaquam altercaverunt per multas 
boras, dixerunt: etiam filie Domini Regis sunt de lumbis ejus, et volumus 
eas iatrare in reg^ et qaod fiant leges super istud. Et episcopi et nobiies 
feoemnt leges de isto modo. 

VIL Si Rex Portagalie non babuerit masculum, et babueril^ filiam, 
sta erat Regina, post quam Rex fuit mortuus, de isto modo: non acdpiet 
virum, nisi de Portugal, nobilis, et talis non vocabitur Rex, nisi postquam ba- 
buerit de Regina filium Yaronem; et quando faerit in congregatione maritus 
Hegiuc, ibit in manu manca, et maritus non ponet in capite coronam regni. 

YIII. Sit ista lex in sempitemum, quod prima filia Regis accipiat mari- 
tum de Portugalia, ut non teniat regnum ad estraneos, et si casaverit cum 
Principe estraneo, non sit Regina, quia nunquam volumus, nostrum regnum 
Ire for de Portugalensibus, qui nos sua fortitudine. reges fecerunt, sine a^u- 
torio alieno per suam fortitudinem et cum sanguine suo. 

IX. Iste sunt leges de bereditate regni nostri, et legit eas Albertos 
Gancellarius Domini Regis ad omnes et dixerunt: bone sunt, juste sunt» volu- 
mus eas per nos et per semen nostrum post nos. 

X. Et dixit Procurator Domini Regis, dicit Dominus Rex, vultis facere 
leges de nobUitate et justitia? Et responderimt omnes placet nobis, sit ita in 
Iki nomine et fecerunt istas. 

XI. Omnes de semine Regis et de generationibus filiorum et nepotum 
sunt nobilissimi viri. Qui non sdnt de Mauris et de infidelibus Judeis, sed 
Portugalenses, qui liberaverint personam Regis aut ejus pendonem, aut ejus 
filium vel generum in bello, sint nobiles. Si aliquis comprebensus de infide- 
libus mortuus erit, propter quod non vult esse infidelibus, sed stat per legem 
Cbristi, filii ejus sint nobiles. Qui in bello mataverint*) Regem inimicum vel 
ejus filium et gancaverint ejus pendonem, sint nobiles. Omnes- qui sunt de 



*J Maiare = tödien, wohl nur verstümmelt für mactare; toeit weniger 
enispreehenä ist die Ableitung van matarus oder matarä Wurfspiess, wie Du 
Cange meint, matare also für mataro tramfigete. ' 
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haggQjSolUe, sp ^f ^'escr Köpi| so.laoj^e er leJ)Q; weph dieser ^h^r ^r 
sforDen sein' wdV* s6 ' solT der Spiiii desselben nicht Ko;ii^ sein,' w?nil mn 
nicht die Bischöfe» Abgeordntrt^' d^ älMte" trnd di^ Ed^I^titb ^atü^ftäf&dti 
|K<yep,^9^ habw ;iK^l^ji. i^qp sJieibDi ab^ ;u}fp jKönjg gtwnafh^ haben, 
so s(mI er Kö.^ig ^eiti, ^enn sie ihn nifiht ernannt hab«n» su soll er njcht 

It&iffieTii;"" '' ' '■■•'■* ■ • ' " • '^''■"' ■■■ ^ "' ''' ••" ■ "'• 

.i, i%Kjfj^ >lJ3rrtttt *lM4cft' drf ft-bfearättyr dte HetTfr Äßnigs tot^ttb Veü^ 
ivdtft M|pfMdii#tel»i ««i Höi^ hal ^iMUigl) ob llir^dM, UM ftuela^iM 
TMilflrfH^i^tte }£ilisctoft.dfit kMgKtlttii Ai«!««»«« ^U;etM «tiHe»!» mi f^ 
ihr wollt Gejse^^i^ .ia Jf^wj^g ^f ,#i;se73twwh<ijp? . üwl. njtqMqvi j^pa vJ^l^Stiuif 
den darüber gestritten hatten, sagten sie: auch die Tochter des Herrn Königs 
fliAd i||ii»is4lMaiil;dMUnv utü)' tvit* w^«tiv «dtts «i« jn-idtv köi^flicätbr'AVürde 

f^hiE9](i^ iii^ (ift45 4fiiv(U)^ (lüM^^ ge^4«bt ^^«ffdm). . V94^4i^ Spsoböf!?. w# 

die £deln haben die Gesetze in folgender Weise gemaicht. ., .., . . .. , 

VII. Wenn ein König von Portugal keinen Sohn, aber eine TTochteir 
kirii,! >90i iddi.jiiil* KÖQigltf sätk «adh Mm Ha^ d^ ftinigl in. fiflg^ender 

dem Adel von Portugal, aber dieser soll nicht König genannt werden, bevor 
eC üMH? ^^ 4^ Hßriigih' a^ek l^ohn Mfiak^ti tiat. Und wente dieser 'Gemahl 
itf «faltWiMr .Y<i!salnnliiii9 sd» wird, , to soll «r 4er Känigia iug Mnten 
JP»|^ jj^e«. xmfi .5wrf.4pm ]|Lf^€9 »iebt <Jie;Kr(Wi« 4e§ Bjfi^Jj^/r^e^ \ . 

VIII. Dies Gesetz soll aber für alle Zejt?n s^in, dqss die erste Tochter 
des Königs einen Gemahl ans Portugal wähle, damit nichIC das l^eich auf Aus- 
ttnder Jnttkvie; .mtdl wra» die' sinl. nit «imni iitiiifiifiiitig«ii:FiirsteiV, Vermählt 
h^i^t^^te^f si^.f«o^ si^ i)ipht K^iMgjj^ ifein, weil ^if nicht wx)U^„,4^ uns/^ce 
königliche H^mchaf^ von de» Portugiesen, abkomme, weil wir durch unsere 
Tapferkeit die' Könige gemacht haben^ ohne h'emde ilüire, durch unsere Tap- 
4l*teft ittifWf.'üii^crem ttute.*> . . . ;p : , 

<^ flEi' «b^^ilti dtr««!^«!»^«; iBI>^ die »hMf^ Mttfeft KöiiigiMB; «dd 

Ser K^^zler des Herrn Königs Albert hat dieselben yor^elesea un4 4^SVkn6e 
abeii gesagt: sie sind gut, ^e sind gerecht, wir wollen dieselbeh Air*^ uns 
'ted ftff unsMii Vfadikommen'nadi IUI?. 

i 'Kv fliid idtr PMieiin!t(«P dner^Bütn SidMgsi%at ftsiigt:.der' ffirrS^nig 
fragt, ob jhr Gesetze ilber den Adel und die Rechtspflege machei;)i wfMh? f/pd 
alle haben geantwortet: es gefällt uns, mag es so in Gottes ^am^fi ^j^e^chehen, 
unrd sie Haben nachstehende gemacht. 

• ^f. ' A4te ^re^ärett des^'R^lgs mitd «tisr d^r JMtattiiMtiiig seMe^ S^e 
JSmi Eii^:«J; gi^bprefi zu ienfOi hJäpbftten A4fil- Piejewijjjiepi ahe¥, weiche nicht 
von den Üfauren upd d^p ungläubigen Juden abstammen pnd Portu^esen 
sind, welche die Person des Könige od^r sein Pkiiier, welche ^nmi^bhd öd^r 
Schwiegersohn im Kriege befreit haben, sollen- itttii .Ad«I «eftl»<^. "Wiitali Ite- 
mand von den Ungläubigen gefangen und getödtet sein sollte, deshalb weil 
er. nicht ungläubig werden wollte, sondern bei der Religion €fari5tf stehen 
blieb, dessen Söhne sollen zum Adel gehören. Wer im Kriege den feindli- 
,igl|eik.Sad% 4to..^tedai Soba getSdAefa^iefar de^sMuPtifierjiKftbm haben 



>.v. 



*V ßie prjBpfiHtio^ j|<r ujynd in 4iem Uvkujxiß faßt ib^ehwOr für pro 
'gehrauehi, äoch'mü J^ßfi^ffl<lUu^ 4^^^^^ ^s Ablativs. 

Schab er t| Yerfvfuigsvrkondeik. S. B<L 9 
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Äcstra Onia 'et idfrotfC delmllqiiö fiöMbär; ^k pitif'iÜBip^ IMAiKs. ^Dmief 

iäi qai fuerünt in Lide*] magna de campo Auiiqüio» sint iahqaam nobileji' 
et, ni^iiieijitur mei vasalli per tota3 generationea. . , 

' XII. Nbbiles si fbgerint de Lide, si percusserint com spafa ailt übtei 
mnlierein, si non liberaveriht Regem aut filimn'ejus aüt pendonem pro suo 
ßosfe.ili JLide^ si juraveqnf falsum testimoniiim, si noi^ diierifit ^tatem 
Aflgibiis, si owle fikverint**) de fiUabos ejiu, si fiiserüijk ad MaiirM» Mifon 
taverni de slienis, si blaslenaTeriiit ad Jesun CJiristiim; ^ tohieriiit niafalri 
ftegem» üon sint nobiles; neque iOi» neque filii eormn per semper. 

^'XIU. 'bte sunt leges. de nobilitate» et legit eas CaBcellaaMi Regis AI- 
bMos et illi tflxemnt: bone sunt^ Juste stmt» Tolimms eas pef nos tltpet 

semen nostrum post nos. ' ' ' ' 

•1 ...» ■ i'. . • • . • ft ' 

{ : .^ XIV. Omnes de regnö Portdgalie jobediant Ecgi ^ Atiiaralbus loeocttHl 
qni foeriBt ibi pro nomine Regnm, et isti jodieatbimt per istas leges jftslitfe. 

i : .XV. Bomo si furtayerit pro prima fice et secunda, ponai^t mdiom Te^ 
ititnm in looo per ubi emnes vadont, si magis Aut^verit ponant in teste k^ 
tronis sigtittffl cum ferro caMo; si magis furtayerit, moriMor: et non mätär 
Lunt eum sine jussu Domini Regis. ' ' 

XVL Malier »* feeerint malfairo viro sao com' homine altcM) «t vilr 

ejtis accusaverit eam ad Aiaazil, et si sunt boni testes; cremtetur cukn ighe^ 
cum dixennt totum ad dominum Regem, et cremetur vir de malfairo cum. ill|u 
Si maritus non vult quod cremetur mulier de mal£urp» non cren^etur ^pfff^ 
limi fliaifairo,.sed yadaA liber, qoia non est lex viv^re eam et «ttari illom. 

.XVII. Si aliquis occiderit hominem, sit quis est» moriatiir pro illo. Si 
quis sfortiaverit ***) virginem nobilem, n^oijator^ . et totum säum arece sit 4fi 
jrirgitie sfortiata.. Si non eist nobifis, mantentur ambOt sive hoitio nobilis sit 
sivfe non Sit ' • ■ ' 

XVIII. Quando aliquis per vim gancaverit avere alienum, vadat que- 
',r^su9 ad AluazU et ppnat querelam^^et Aluaxil r^tituat illi snom ayere. 

% 

XIX. . Homo Sf ifecerit roxum cum ferro moludo> rkl sine illo, tel de- 
derit cum lapi^e Tel lignp troncudo, faciat illum Aluazil componere daomum 
. fit p^«re . decem piorabitinos. : 



; . - . . ./ • • . l i'. 



V Idde oder lM$i Sptmi$eh Ud, igt doi aU ioMnsidbe Wmi lU ßr 

Kampf, Streit, und xwar im kriegerischen Sinne. - 

' ' *V f^(^Te eehwatzen, plaudern; närrieehee Zeug ireibdn; davon noch 
das im Französischen erhaltene Wart FaM für einen ndrriiclben SehU}iUier. 

**V Sfortiüre oder fortiare Gewalt anthun; von fortia Oewdttp in 
anderen fiomanisehen Sprachen erhalten, forte, sforxa. 



m 

«BC^i Sflü «am Adfi gibSi«». AB« ird^ye ?ri nwMm ^e gf^jsn i;md von, 
fflter liqt Iier Eilellente sind, sollen fär iipmer zum Add gjebörep. Alle . die- 
jenigen, "welche in dem grossen Kampfe auf (iem Felde bei Ourique gewesen 
sind, sollen gleich dem Adel sein und meine YasaUen genannt werden für 
ibre giizen OeschfecbUr. ^ ,. i / 

.XJUL Weni^ i^er Ed^lleute von dem Schlacbtfelde geflohen, sind, .Tf,e^ 
sie' ein Weib mit einem Schwerte oder einer Lanze getödtet haben, wenn 
sie nicht den König oder dessen Sohn oder dessen Panier nach äirem Ter- 
npQgen «uf dem JUmp^tete htimi haben; wemi ne- emen Mschen £id ge- 
KBbwonsu, wenn m den Konigen nieht'dig Wahrheit gf sagt t. o^r wenn $ie 
fon seiofoi T5chtem sehlecht gesprochen haben» wen^ sie zu den Maurei^ 
geflohenvsind, wenii sie fremdes Gut geraubt» wenn sie auf Jesus' Christus 
^flucht oder wenn sie den König tödten gewollt haben, so sollen sie nicht 
teeht^ zom Adel gehören, weder sie noch ihre' Söhne, für alle Zeiten. ' 

' ' < Xlli Biet sind die Gesetze tiber den Adel, und der Kander 4»& K5« 
mgjn AJb&ci, h^t^eselben v^^elefen, und jene Stände haben. gesagt; «ie sind 
ipit, |»e fiind i^eredit, wir wolkn di^^elb^.für .i^ns und^ für unsere Nachkom« 
men nach uns. . ' 

' XIV.. Aue aus dem Königreiche Portugal sollen Gehorsam leisten dem 
KSbige und dto Alvazil's der Ortschaften, welche diiselbst im Namen der 
Ködige stehen, und diese sollen nach den nachstehenden Gesetzen der Hechts^ 
pflege Urtheil sprechen. 

XV. Wenn ein Alcnsch zum ersten und zum zweiten Male einen Dieb- 
stahl begangen hat, so sollen sie ihn halbbeideidet an einem Orte hinstellen» 
wo alle Toijüber gehen; wenn er noch mehrmals einen t)iebßtahl begangien 
hat, so sfollen sie am Kopfe des Diebes ein Brandmarkzeich^n mit heissem 
fiisen aufdrOckta; wenn er dann nodi öfter g^sUAlen hat, so soll er getödtet 
werden: doch aollett ab dcnselbeB nicht ohne Befehl des Herm Könige tödtetfl 

X¥I. 'Wenn am Weib^ Chebrech getr^b(|u hait mit ein^ andern 
Manne, und ihr. Glitte sie bei dem Alvazil angeklagt hat> und wenn bewährte 
Zeugen dafür sprechen, so soll sie Terbrannt' werden, nachdem sie alles an 
den Herm König beriditet haben werden« und der' Ehebrecher soll mit iht 
ferbramit werden. Wenn aber ihr Gatte nicht wilt dass die Fran wegen dei 
Ssehmctis verbraimt werden seil, so soll auch iuchl der Miiiii^ vfr^NWut 
werden, wekfacf mit i^r Ehebruch getrieben hat, sondern frei d^von gehen 
weil es nicht gesetzlich ist jene leben zu lassen und diesen zu tödten. 

XVII. Wenn Jemand einen Menschen erschlagen hat, sei es wer es 
Wi»lle, so soll er fßr jenen die Todesstrafe erleiden. Wenn Jemand dner 
Jungfrau .von Adel Gewalt angethan hat, so soll er Todesstrafe erleiden und 
^ine ganze Habe soll der geschändeten Jungfrau zufallen. Wenn die Jung- 
frau nicht zum Adel gehört» so solle;n sich beidei heiratben, mag der M^nn 
?ei^ Adel sein od^r nicht., . ^ 

, XVIIL Wenn Jemand jnit Gewalt fremdes Gut an sicli gerissen Hat^ 
so soll der Beschädigte zum AlVazil gehen, und Klage darüber anslelleo» und 
der Ahazil spU ihm fGür die Wiederherstdlung sorgen. 

XIX. Wenn ein Mensch einem andern eine Verwundung zugefügt hat 
niit einem eisernen Werkzeuge, oder auch ohne jenes, wenn er ihn verletzt 
hat mit einem Stein oder einem Hol^nüttel, so toll der Alvazil bewirken, 
dass jener den Schaden yergütige und zehn Mararedi's*) zähle. 
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« '' ^. Hkflo'1}^ ^bMI infjärfite Aliiöfeti, f»e»ldl, iH^ifil ftih«^ if^ 
mino liege, Ve¥ eöitdi ^^jone, *] si' percusserit, a^signettft cam tittb btdö, sä 
uon, pecbe quip^cpiaginU m0ira})itioiios et componat damaua^..; .\ , 

XXl. Haec sunt leges justitie, et legit eas CaneeHarkM ft^gi» AIHeffM 
kä'öinti^s, d( dixeitml: boni stiut, juste sunt, tohimus eigts per lio^ et per 
seilen nosM'um post HOS; , . i ... .. 

XXIL lEt dnft Pmcmarlor ftegis LamüMias Vefttgia^^ v«dtis.4piad|kH 
MfntB ftiex vMat M CSört^Sf Rii^s de Ltim^, ni dA tribmttiü ilH #fft' äTi^ol 
iJefsonfe für"**) pomini* Pape, qiii ihutn regem creayitt £t'oinne$ ÄVrexprpnl 
et spatjs nu^ ip altum'^ixerunt: nos llberi sun^is, rex nobler lip^r i$U 
manus nostfie^^as Jibecay^nnt e^ JbnuBus.J^^ qui t^Ua €0|isenserit^.papi^Mff 
elü #lix inent non pefpietiso^F nos. St ^^UBoiOm RfBi.euni corUttt iterum 
Mneaa, ^ ^jMilHer cum 5pala ifaOa #h[it M atimtsb Vosisdltii^ oÄMittifr KM» 
föeefhn pef ve^ü-aih fiberts^enr, te^tes e^tis, testis bracbitnA ^metxte '^ isti 
^a^^4.9ii^.^i^ con^easerit, raoriatur, et si fili^i^ ai^t ncypQs me^fuerit, 
iKfl» BesRiet. ^ dixerufit Qwiies« bo^nm verein» morientur,.^ fiLciap si |iAerj^ 
talis« qadd ooasenitiat Bomiratoi alknitta« non reg»^ .£t itemm tRiA 
ita fiat . : 1 I ., '^ \ 

• ' . V ■ I • ■ • J ' r 

dieses Re[cfa^],ui4gf^etz des P^rtij|giefi$hen Staates blieb., ub^ 
i9€i' ishrbuiidarte, so tonge sieh seuie ^Ib^t^digkeit ehielt ^ ds 
ilAiipl^niiMBtiife f» die «gegenseitigibi V«rfdicbtuBgett;;]iiiHl it^bt»48B 
Königlichen Hatiseff tin* der Vertr)eler des V^s. Die Vbgitim^ 
männlichen Nachlcomtften de^s ersten Königs Aifon&o Wateri mit Ä^^ 
9ije Fernando iiQ ilatire 1383 (22. October) au$gestori)en,. Cüe Cor^ 
te^ in^che seit diasev Zeit »nik €Mvi^ Ck>o«^lhos^^'Od9r.A}witoi9aat0f 
fßütttuHd werlfen/-*) wurieii tiidit re^^ässig znwmttm iienifeti^ 
I5ife iätten ?Wör dfeft Ifän% Förntfndt) Im Jahre 1»71 geftretert, *« 
yersainmlungeh der Cörtes alle dröl Jahre einzuberufen,' rfber die 

^^IftircÄteÄ i^u fl(ür/'^, äiese Iffünisen mit &en ^äUrtn "Sh^rilschfH'küpfmfHi 
Marave0s , verwechseln iu Itisien. Von den dfftfreÄ'P(Jfto^i?5rf»cft«w''J|rtto'fn 
stehe^uns äbet keine äekerthi Xermthihe offen, da sie seit TMVipp'ffJhintä' 
4er, Spanischen Herrschaft sämmtlich dem Verkehr, efäzogen imtirden, IWf 
^änn& ^ahir niejit einmal feä testhmen, ph diese THardVifini out UM' oder 
"Si^^ geprAgt vitittn, ' ' ; . ' " 

V Sßfo odfr $aifio ist der ^etichfsdiener, /SerickUpote^ wriAer 
meh/rerß SkUh^ vi Vu Cange^s Glossarium zu finden sind, .^ ^ 

. . ; ^*ul^ Jpw vk d^s vttTMtim'nf^^* Bojfi^a3iis(fl^^ei{n ß^fß^fffv^^ 
in der Bedeutu^q a^usstr, , . i . . • . ^ . . v , . .» 

••♦; Vgl. den wichtigen Abschnitt in Schäfer, Qeseh. Po^ M^^dL, 



i^^e^gt md ^Q auch,nf>^f) gpcblapn bat, so soll ormU. be^ss^ ^iseaM- 
brßD(uiiarkt w'erdeii. und wenn er nicbt geschlagen hai, so soll er funfzis 
Ifä^affexK'» ätiieti und den Schaden vergüten. r > ...r 

^ : XXl/ DtM sitMl di«'GeMee (Mr ReehttpMege und ^ef Itaiiztef dtsRi^ 
nigl itibfi^ tel dieii^lbnk' aVtii YeriffMiflten foigtle^Kvi,' und its haien dgA- 
ff^; 41^ ^b4 {[l^* w suid giwMK. wir. l^oHf>P Meu^n f(Mr y^. mil Wpr 
un^re l^^clücoBap^ nach fins. . ... v 

XXII. Und der Procurator des Königs "Lorenzo Venegas bat gefragt: 
•wdlh Ihr', da^s' tfer Heit Konig «n ^n'Cortes des K6n^ von teon gehen 
iadtibÄn^öder irge»! einer «ödem Penon atisMr dem H^rm 9^pk, ifMkir 
tbn 4iipSfNiig «rbfiliev b^ .7ri|>«l je^M^R ßoU» (Jn^ iH^ b»b|m «idi^HsAybeli 
l)^d^,i)eii blossen ^cbwertefn gegon de^ {limme^'geqchl<a ifc^f^^ift^: fif 
siq4 frei, uii^r König ist frei, unsere Hände tiaben \^s befreit, und der flenr 
]^änig^ welcher solche Dinge zugestanden haben sollte, soll sterbeii, undf weim 
kir hodk König sein soHte; nidht mehr über Kns regieren. Und 4e^ fiftrr ^k- 
iiig jdft dst Mn>|ie auf sitiD fimuptterhob flicii «bemth i»ä ispiadi inf m» 
iicbe fW^ise mH cmtUössleip 6$b««rta zit All«p: ibf wii^U ^iei^l fi f jtM f^bm i 
^ ffir ^^ice Freibfit ai^gekäifopft habe, ihr ^eid ^^voy ^ugen, »ein ^q» 
und dieses Schwert $ind,Zeugeii, wenn Itemand solche t)inse zugestand^ 
haben sollte, so stM er stdrbien, und wenn es mein Sohn' und £nkel wäre; so 
iibll er mtM ^efkso. 'Und alle '»Mtäe häbeü gesffreeMMi; M» giftes ^Wiii 
W solle» «tetfaen, «nd in^eBh dctf Kämg eiiiiiioieher igeifcatii n*» ilios! «r lii 

^i»er,r|pf;o^n QtierlMirrp<|haf^fl^^ M\nj0im^% Mf^ ¥^*^^^ ^ W<^3r?BII- 
ren. lJn4 ^edi?j[:ui» ^^cb 4fr König: ?sp ^11 ef gescb^bep, .. .^ 

AnlwQit erfaaiteli, er irenfle sfe eitAenilta^ i9««ii& «s^üim uiid iMi 
Lande suto Wohl oiM fromaiM >gftreiilim »»idFAsi fiwb WQvdt 
«Kese f orddroßg ^on den m LissAcm Jnl Jahre tSTi ^f ettänmelteii 
Gort^ wtederfaolt rnid bd diesrer Gelcgmbeit der Anlrig gesldl^ 
das« oihfl^ üttfltiiniiMing d«r Sdole 4^em Krieg gefutt-t- nd kefM 
mStom geprigl tt^rd^n iollt^j dtes db luigifcen det kön^HofMi 
JBofe» massig iuid eot fegte ämmnefttoitiMfat sein» mMtdassdi& iidoh 
4m Sesdriftsseti der tefdeA «hd firQliepen Oortea getroünieh AomJ* 
mn^gied tiaii beebachtet und die dagegen ertnsenen iwn^lidRn 804* 
fehle für ungültig erkürt wenlen seines« * ^ v . - * .; 

Die kfiiigKQh» Würde jiing^uo-eirf die oAtiM^sbd Uvie des 
«Btm'KßnjgdiAm^s über, kidem d^ er$te dergelbeo, Umt^km l 
(ia8^J«a8), der WRflürtfebe ^obn 4eA KwigB .Redco. <)ea Strongei» 
lirar^ ^t»f dfir erbtet) Yeria^ottalig <lQr Xoite» tot^r ^m^ B^iqt 
mdg e¥ Coimbr» wur^e ttipe fpvderuq^ In ^«»"8 (ivf dpsilj^effhi hIw 

Kriegs und Friedens von dem Könige .dahin bewilligt, dass Krieg 
und Frieden iiqrper nur mit Einwilligung der Gort^ beschlossen 
Vi(ei;(3Q|i.. siQlIjt^« ttfe ^ßescbiuv'enlj^ über erzwyngqne Tefbeira^u^!^ 
auf königlichen Befetd wurde glbidifalls abgestellt: zum Heya^b^ 



jdlte fortei Ißmmi gezwangen ^iraiieii, dach iiaiim der K(Mg anch 
^dieselbe Freiheit (är sich in Ansprach, so dass tnr die Zukunft' döb 
C6rtes kein Emwilligungsrecht in die Vermählung des Königs einge- 
räumt sein sollte, nur eine Anzeige von deir Yernpßblung gestand dar 
Känig den CkNrtes jsu. Die . schrifUichen Anträge der Abg<9ordne- 
Iwki'den Gortes Messen zuerst allgemein AggravaiiiiBfnt49s 
tBesdiweftlen), wie sie bis in das vierzehnte Jahrhundert genannt 
werden; darauf nannte ^an sie Artiges (Artikei) bis zur Cortes- 
versammlung von Guimaraens im Jahre 1401 ; aber von der folgendea 
Y^isammlung der Gortes ab, die zu Santarwi im Jatare 1406 statt fand, 
Capitnlos,*) welcher Name ihnen auch blieb, wenn sie zu CeBchläs- 
1^ erhoben wurden. Nach ihrem Inhalte wurden sie in allgemeine 
und besondere getheilt; jene waren von allgemeinem Interesse für 
das ganze Reich, diese nur für eine Provim;, einen Stand, wobt auch 
Mir für dne beaondoFe Gemeinde. Die von den Königen bestätigten 
BescUisse der' Gortes hatten volle Gesetzeskraft, ohne dass sie form- 
lich als besondere Gesetze verkündigt wurden, nur den Abgeordneten 
der zu den Gortes berechtigten Städte und Flecken, wie dm des 
Klaras iHid des Adels ertheilte man Abschriften von der konjglicheii 
fienehmigung nebst dem voUstindigen Inhalte des Capitels. -^ Unter 
d^ Regierung des Königs Joofo 11. (i481— 1495) wurden von d^ 
zu Evora noch im Jahre 1481 gehaltenen Gortesversammlung de^ 
schlechte Zustand der Rechtspflege besonders gerügt, der namentlich 
AMiorcb eingerissen war, da&i die durch kön^cUche Schenkungshriefb 
sehr vergrteerten Grundherren ihre Gerichtsbarkeit wider aUea Ge«> 
aetz und Heriiommen aitf beiiachbarte ihnen nicht zugehörige Gebietai 
ausgedehnt hatten : es vnqrde der schon früher a'hobene Antrag er« 
MMrti dass keine gerjditliche Vorladungen vor incompetente Richter 
ABfUgen soUtto. Der König erkannte die Gerechtigkeit der B^ 
äcl^erde, ondoete in den beklen nächsten Jahren eine weitläiiflge 
Untersuchung, der verschiedenartigen Gereditsame an, ohne jedoch 
mehr zu Stande zu bringen» als dass der tn Rede stehende Rechts* 
grund^atz die königliche BilUgimg erfahre hatte. 

Die glanzvolle B^iening des Königs Manucil (1495*^1521) 
eder Emanud des Grossen, die auswärtigen siegreichen Unterneih 
mnogen auf der nordvvestfichen und wesUichen Küste Afrfta's unid 
in Ostindien dräbgten die Wirksamkeit der Städte in dea Hintergnind, 
Mehr iioGh gesdiah dies untervdem nachfi>lgenden Könige Je^So 111; 






V yQl*' Tueonde de SarUarem Memorias para a.hUtaria das Cortet, 
yuem Portugal $e celebrarOio, LUhoa, 1828^ Bd. IL p, 7. tH SchäfirO. a, 
0rile4O." * 
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ümk Mm hiet gerade das redete Feld ihrer ausgedebnteMeti llfii 
ti|itelt irm Hdfe Bod in der Hef^raiig fand. Not düs 'Gdliet leMH 
EiAsdheidttfig ober die Thronfolge iiftei^^ nAeh dem fM d^ j|t^ 
geodlidien Kdc^s Sehaalian auf der Aftfitenfgchen Kfidte (1507^ 
UyS% der letzte Kdttig diesem zweite Portogieslsdien D]%kWfie, dei' 
Tormalige Cardfnal Beinridi (1578^I5S0) den tu diesem Zwecl^ 
B^dir LiMibon kn Jahre 1^79 berofittien Gbrtes:*) Die Madit und 
dfiB GM des gewaltigen Ntehbani, des Kö^gs Philif^ ü. ftn Slpä^ 
nien^ TerfiMteil nicht ihren Einfluß atif dfe IMe SMireahl der iämti^ 
Bgen Gorte^ zu äassem, die sich noch giinst%ar ?&r die Spanischen 
Af»pruche ze^n, als die Corte^ znin zweitta Male in diesem Jahre 
iO^dbet 1579) tu Älmeiria ?ersammeR Worden. Und audi der 
»tsi^iedenelre Wille der Gortes würde ' in dem stark zierrQtt^teil 
Pivtogal nfeMs ansgerlehtet- haben, als glefeh nädi- dem Tddedei 
Königs Heivßfkh (31/JanuarlMO) Herzog Alba mit etnem-^pamschei^ 
Heere die Erbrechte seipes Herrn durchführte. Philipp H. war der 
Sohn da" altt^sten Tochtar des Königs Mannet, Isabella, die an Kaiser 
€ari y. vermHhIt war. 

Das Königreich Portugal terlor auf secbszig fthfe (1680-^1810) 
isülhe Sfelbständigkeit als Spamsche ProTinz, aber es büsst^ audh gleich* 
leeilig sein lJel>ei^ewicht im Welthandel und in den Ausser-Europxf- 
sehen Besitzungen ein. Nur der Trost Wurde ihm gegönnt, daab 
seine tyraiintsche BeArudter unter der sdilirflbn Regierung MiMpps ill; 
und Philipps lY. gleichlMIs n^ jedem Jahre mehr in und ausserhalb 
Europa^ dte IRilbmittel fiir ihre GewalfherrschiA zu Grunde ge* 
hen liess. Und' da nun dessenungeachtet <fie Spanisdien StatUialter 
und ihre Unterbefehlshaber in Portugal imm^r willkübrlicher und 
a^fuptoiloaer vei^hrm, we4er )Ue ^ejsbtOi ^och das Yarmögt^ 
•Mdbi die Etare der Portugiesen achontfsafi, entbrannte der Yplkshasp 
Jbald so allgemein, dass 'die mürbe gewordene Fesseln der Spaaik 
sehen Macht in allen Theflen des vormaligen Portugiesische^ Staats- 
gebietSy so weit es noch voh den Spamem behauptet wurde» in 
raschem Angriff ^rerforoch^ wurden. 

JoSo ly.y der Begränder der gegenwärtig noch regie- 
renden Dpastie, fordem Herzog T9n Braganxa wd der reichst« 
Grundbesitzer in Portugal, war durch seine Grossinutt^ Gatharina, 
die jüngere Toditer des K^igs Manuel, ein zur Thronfolge berech- 
tigter Descendent des zweiten Königshausesi durch seinen Grossvater 
ioSio Herzog von Braganza/ den Sohn eines Bastards aus dem früherp 



• • . 



PwrUgirti, 



lj^efiif|9R.}Sepii^(iite..uii(t: Fjrmfcr0i(^ in ihrem, ^igi^aw bitetmß^'Sitit 
%. ih^^ ertl^j»n tt. ». 2^ Juni Jj8«.uiHl g». *ii|wr.JiW2). . ,, 
^ ; AJber m^ .der wje^ : e^bipfltep lJniibjbfinilgk(it 4eß KäaigrfieiM 
Portug^. trpt^ auch dje «Iten. Gortes , wiedei: ia Ihre JSfscbte. 8iff 
qif^ea ^uer4 i^wü gewichl^^B ^eJbrÄftcb . ve» ij^i^po^ieoi^ M^ 
«ie ^gieicb luiob jlrer er&t€» y^wi^inluiig am 28. .Jaivu^ 1941 ^ 
l^dBifert V 4as Yqlik .,^9id ^l^r JMfächl^ Eurwa*s orlktspeip , w?M^ 
^b Qjn^ toltstäii»(|ig8 Erna^erjupg und Erweitiqring.Q^ttQf 
]ja^pjL,*yerir^es VOA Lamego zwischen Köpig uAd S&a^ Wr 
?i|^efa^Q,; ^fiA (Hieb voO' dem Ha^s9 Sraganza als solche m 9ek^ 
^mhttogea g^ßn 4ie qbrigeQ Staate» gewürdigt ißt, wjepobl efflf 
fusdrucj£n(:)ie köpjglich^ SeMioniru^ üdilt. Ich will nicht #i^ vjoik 
iijit^w Inhalt dieses wichtigen Documentes hifr an&dhiineii,, . soo^ 
dern mich nur auf die wesentlichsten Tbeile defi^Ibcpn (b^^hi^qkeiv 
jipcil;zu Ttel A<<i$|eiige aua deneinz^nen .Tes(fi](|kentoi,.vfqr$Gbiedener 
itjö^ge und rein hi$toi;i«^be Thataachem in Bezug w£ ^ Verbältn^ 
pa Spanten in die$ßv Urfcvsuie yei^^omwia,^ die mt \4Hk ge^bichtlidpoem 
l^^rtheaber ohne weitciren Eioflqss auf das nachfolgende Px)rtmie&i^be 
Staatsrecht sind ßf^gßgfß JbejsQicbnen andere SteUen um so, schärfer, 
jnrie di^ Stelliing der Qorie$ zur l.ön^g;lichcp Gewalt ai^ <eine folcba 
juigeaehen wer^Ien soU^ welcfa^r in krjitisc^s Fällan aagb die Ei^ 
f^ch^ung über das Köo^tbi>m zusteht» , ., i 

11. AiissKilg« ans dem llftfiiiiKiste der SVlltüllife 

«Ml Kaalisireleh« Pmrtttsüls frl^ttfieflfl^ml die tSmh 

liMwüs de« Müiütsm JMiaer IT« Mis-deni HüUiie 

Ba-<iSiiiB«a uipd diKi Reeht dirr Vhrjimtfois/e- 

Ordniiiis^ vom 36« Janimr 164|« ^*) 

Die drei Stände, das heisst, der Kiofu^y dqr 4WchI ;^^ ^das^Vo^l^ 4fS 
Konij^eichs Portugal versammelt und. alle zu Portugal gehörende Reiche re- 
piräsentirend. mit der ganzen Anctöritit und Macht, 'd% ih£en bet^^islegt ist, 
Mhen be^Moiset^, «rfti diese Ver^aältntthittg in -gole^-WeifaeffiMtbraligiä]^ litti; ts 

li m i n um II I iji , . ' •. - L . ■ ' ■• L 'i . . » 

. *'J i» Lim^fOi ^ea^fik am: hJ^ieplbir. MKkf ß)i$d9rhplira^,i^^PficJbr, 1540. 
•^ - . *V ibß^i^uckt in Ffanzösischer Spracke l^ei ßchm^H.ss tprp. jux, 
ffent vol. 1T„ pg. 2SÖ0--300 und in Dumont borps, äipl. volTI, pj. 202— 7 
Xr dem Itizteren Abäru^ke Ifepnden sich itüeh^ aie leimen' iämHHchei^ -tttt- 
glieder der Cortes: es sind 8 Bischöfe, 29 Mitglieder des Adels wtd 84^#rof«- 



nSttrig iat» darob tine von «H4& iiiitenin^ete öflbotliche Acte xa entscbeid^o, 
4a^s das Recht des Kqnigthum^ und der souverainen Obergewalt^ ihnen cn^Uod» 
und dass es von jetzt ab dem sehr mUchtigen Könige Dom Joao, dem vierten 
dieses I^amens, dem Sohne des durcblauditigsten Herzog Theodosius von fir^- 
ganza und £nkel der duFchlauchtigsten Prinzessin Gatharina von Braganza xß 
steht, die eine Tochter des durchlauchtigsten Infanten Dom £duardo und ei^ 
£nkelin des Königs Dom Manuel rühmlichen Andenkens ist 

Daher ist derselbe mit Gerechtigkeit das erste Mal in dieser Stadt Lissa- 
bon am 1. December des Jahres 1640 als König proclamirt, und wenige Zeit 

/ nachher in dem übrigen Königreiche» und darauf ist er am idtsA desselben 
Monats als solcher in^der genannten Stadt anerkannt und angenommen, JHe 
drei obengenannten Stände haben sich nichts destoweniger he^te in dem 
Hofe versammelt und ihre Sitzungen an diesem 2|^ ibnuar ld4i mit 4en er- 
forderlichen Feierlichkeiten eröfiheU 

Sie haben dafür erachtet, dass, um die glückliche Prodamatioa dei ge- 
nannten Königs und seine Wiedereinsetzung auf den Thron zu bestätigen und 
feierlicher zu machen, es angemessen wäre, im Namen desselben Königreichs 
diese Erklärung schriftlich zu wiederholen, durch welche sie ihn für ihren 
legitimen König und H^rn anerkennen ^und annehmen, ihm in dieser Kigen- 

. Schaft Gehorsam leisten und ihn auf den Thron wieder einsetzen, welcher 
seinem Vater und seiner Grossmutter zustand, indem sie sich dazu der Aueto- 
ri tat und des Rechts bedienen, welches dieses Königreich besitzt, zu bestiia- 
men, anzuwdnen und einzurichten, was mit der Gerechtigkeit übereinstimml. 
£s ist aUo geschehen, um die Statuten uqd Förmlichkeiten auszuCibeB, 
welche seit der Errichtung dieser Monarchie mit dem unbesieglichen Könige 
Alfonso Heinrich beobachtet sind, welcher der erste König derselben gewesea;i 
ist, nachdem er zur königlichen Würde auf dem Schlachtfelde von Ouriqne 
erhoben ist, wo fünf ungläubige Könige gegen ihn in Schlachtordnung gestan- 
den hatten: der Titel des Königs wurde ausserdem Aoch im Jahre li4U dufeh 
den Papst Innocenz II. bestätigt Und darauf ist derselbe von neuem durch 
die drei Stände, welche in der Stadt Lamego gegen 4as Ende des Jahres 114$ 
versammelt waren, als König proclamirt und anerkannt Und man hat darüber 
schriftlich eine authentische Acte aufgenommen, um für immer das Andenken 
an diese feierliche Handlung und an den Titel aufimbewahren, weldien omA 
diesem Fijirsten gegeben hatte* . 

Man nimmt auch als einen unantastbar^en Grundsatz in dem Rechte an« 
dass das Königthum und die drei Stände berechtigt sind zu urtbeüen und an 
entscheiden über die rechtmässige Thronfolge in diesem Königreiche, so oft 
es einige Schwierigkeit und Zweifel unter den Prätendenten giebt, in Eiwpn« 
gelung der Descendenten des letzten Königs, welcher die Krone besessen hat, 
und ausserdem noch wenn sie beschlossen haben, sich von der Herrschaft 
eines Königs zu befreien, der durch seine schlechte Regierung sich der könig- 
lichen Würde unwerth gezeigt hat. Auf solche Weise hat sich das Königreidk 
in dieser Macht behauptet, seit der Zeit, dass die Völker jenen zum ersten 
, Köni^ ernannten, welcher sie zu regieren hat. Und demnach ist es also wahr, 
dass sie keinen andern für ihren Oberherrn*anerkennen, dem diese Auctoriläi 
zustehen sollte, wenn nicht die Volker des Königreicfas selbst ihn zwfov an* 
erkannt haben 

Dies sind die Gründe, welcUfc dieses Königreidi gehabt hat, Dom.Joi6lVi 
zum König zu proclamiren, dieProdamatmn nod seine Einsetamig 2u wietow 
holen und nochmals a^is nene in der gegenwärtigen VerilMAmteng', 211 eddäroik 

9* 
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dm die Krone dieses Königreichs ihm gesetzmässig angehört, un^ dtiss e^ 
gerecht war, sie ihm zurückzugeben, wenn auch der katholische König voh 
Castilien sich im Besitze dieser Krone befand. *) 

. In Betreff' des Eides der Treue, welchen die Stünde 

den katholischen **) Königen von Castilien geleistet haben, so waren sie ket- 
nesweges verpflichtet denselben zu halten, weil es nicht in ihrer Macht stand, 
sich von dem ;Joche ihrer Herrschaft zu bejfreien. und weil die Absichten des 
katholischen Königs Philipp's lY., seitdem er in den Besitz dieser Königreiche 
getreten ist, einzig auf sein besonderes Interesse und nicht auf das gemeine 
Wohl gerichtet waren; eine Behandlungsart, welche nach den Aussprüchen 
der Rechtsgelehrsamkeit schon genügte, um einen König unwürdig zu läachen, 
•das Scepter ferner zu führen. 

Und ausserdem erhielt er nicht das Königreich in dem. Genüsse seiner 
Rechte und Freiheiten, im Gegentheil er verletzte sie auf mannigfache Weise; 
et bemC^hte sich nirgends um die Vertheidigung des Königrefchs und die 
Wiedereroberung der Besitzungen dieser Krone, welche vernachlässigt wurden, 
und deren die Feinde des Reichs sich bemächtigt hatten; er belastete die 
Völker mit unerschwinglichen Auflagen ohne die Zustimmung der Stände des 
Reichs, indem er die Gemeinden durdi eine übermüthige Gewalt zwang, zur 
Erhebung der genannten Abgaben ihre Einwilligung zu geben; er' gebrauchte 
die ZoUeinkÜnfle von den Waaren, welche in dieses Königreich eingeführt 
wurden, nicht allein zu auswärtigen Kriegen, sondern auch zu solchen Dingen, 
die in keiner Hinsicht zum Besten des Staates dienten; er erniedrigte den 
Adel, er führte die Käuflichkeit der Aemter in» den obersten Gerichtshöfeii 
ein, er liess dieselben durch unwürdige und unfähige Menschen verwalten; 
die Geistlichen und Klöster waren von Abgaben erdrückt, auf welche er ein 
Privilegium an diejenigen ertheilte, welche ihm den Rath gegeben hatten, 
Salzsteuer einzuführen und auf andere Weise Geld aus dem Lande zu ziehen; 
mit einem Worte er beging diese Missbräuche und eine Menge anderer zur 
Beeinträchtigung des allgemeinei^ Besten, durch Einmischung mehrerer schlecht 
gesinnter Minister und Feinde des Vaterlandes, deren er sich bediente, ob- 
gleich sie die bo^aftcsten Unterthanen des Staates waren. 

Wenn aber auch die katholischen Könige einen gerechten und legitimen 
Anspruch auf die Krone dieses Königreichs besessen hätten , was man noch 
stark in Abrede stellt, und wenn man in dieser Beziehung keine Veranlassung 
gehabt hätte sie für Usurpatoren anzusehen, so würde man sie nichts desto- 
weniger nach ihrer Art den Staat zu regieren als solche betrachten müssen: 
und eben deswegen befand sich das Königreich in seinem Rechte, sich loszu- 
sagen von ihrer Herrschaft und ihnen den Gehorsam zu verweigern, ohne den 



V ^^ fi>^SI^ ^^^ ^*^^ '^^'* weitläufige Au^Uhrung über das geringere 
ErhfolgerecM der Spanischen Dy neutief die aber für dm Zweck dieser Samm- 
lung von keinem Interesse tX schliesslich aber darauf hinausläuft, dass jedeS' 
fdUs im Jahre 1580 die endgültige Entscheidung über die Thronfolge durch 
die Cartes erfolgen musste, diese aber^och schwebte, als bereits das Spanische 
Heer in Portugal einrückte und Besitz vom Lande ergriff, 

**J Das Beiwort katholisch dient hier zugleich als die besondere 
höhere Bezeichnung des Königs von SpaniS, da denselben Titel damals noch 
nicht der König von Porktgal führte, der erst einen ähnlichen „rex ftdeHssi" 
tmh A T0g fideHtiimo'' im Jahre iUd*.wm Papste Benedict XIV. erhielt. 
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MA iQrTiMdMi», weldieii sie amen vordem geleistet hatten« Denn es ist audi 

nach dem natürlichen und menschlichen Rechte, selbst wenn die Stände der. 
Königreiche alle ihre Auctorität und Gewalt den Königen übertragen und be- 
willigt hätten um sie zu regieren, dies nichtsdestoweniger doch nur unter der 
säAschweigenden j^edingung gesch^en sein würde, sie mit Gerechtigkeit zu 
Idt^i und so. beherrschen, nicht aber mit Gewaltthatigkeit Daraas ' folgt, 
dassi wenn die Unterthanen von ihren Souverainen tyrannisdi behimdelt wor- 
den sind, es auch in ihrer Gewalt steht, ihnen die Krone zu nehmen, weil es 
sich um ihre eigene Yertheidigüng handelt: und in einem gleichen Falle soll 
man sich niemals einbilden, dass die Unterthanen ihre Treue zu halten sich^ 
verpflichtet haben, wenn sie nicht die Verpflichtungen ihres Eides auch bis 
dahin ausdehnen können. 

Und da alle diese oben genannten Dinge Thatiach^n sind und überaU 
so bekannt^ dass es nicht nöthig ist, darüber den rechtlichen Beweis zu füh- 
ren, und da der Kö^fg von Gastilien keinen gesetzlichen Grund anführen kann, 
in Seinen Vertheidigungen gehört zu werden, und da es keinen anderen ge- 
setzm'assigen Oberherrn gtebt, zu welchem man den Recurs haben könnte, 
abgesehen davon,, dass die häufigen Besehwerden und Klagen, wdche mehr- 
mals an denselben katholischen König Ton Gastilien gesandt, vergeblich gewe- 
sen sind, und dass bei .der Menge von Excessen in den letzten Jahren, sowohl 
zu Evora als an anderen Orten dieses Königreichs, wo das Volk sich erhob, 
um sich von der Last der unerschwinglichen Auflagen zu befreien, man des- 
halb nicht den Druck der Regierung gemässigt, sondern im Gegenthell die 
Völker mit noch grösserer Härte als jemals vorher bebandelt habe ^: «so ha- 
ben die, eben aus diesem Girunde versammelten Stände des Königreichs, indem 
sie sich der Gewalt bedienten, welche ihnen Gott zu ihrer gesetzmässigen 
Yertheidigüng verliehen hat, den Beschluss gefasst, jenem Könige den Gehor- 
sam zu verweigern und ihn überzutragen auf den Herrn König Dom Joao IV., 
wdcher bereits nach dem ihm von seiner Grossmutter Catharina überkomme- 
neu fechte der rechtmäaisige König landErbe dieses Königreichs war/* *) 

Die Schlussworte dieses Manifestes lauten: „Die drei Stände haben in 
w^nig Worten aus ihrer eigenen Bewegung diese von allen unterzeichnete 
Erklärung ausgehen lassen, damit durch diesen ersten Act dieser Versammlung 
die Nachkommenschaft unterrichtet werde, mit wie viel Gerechtigkeit alle diesd 
Dinge v^rgenmnmen und ausgeführt sind; und man behält dch vor, eine noch 
^weitläufigere Beweisführung für alle die oben angeführten Dinge, sowohl in 
Bezug auf die Thatsachen wie auf die rechtliche Deduction, in einem Buche 
niederlegen zu lassen, welches im Namen des gesammlen Königreichs gedruckt 
und bekannt gemacht werden soll.'' 



Unter diesem ersten Könige aas dem Hause Braganza blieben 
die Gortes hei ihrer gemeinschaftlichen Gefahr in voller Ueberein- 
stimmung mit der Regierang. Sie versammelten sich in den J^hri^i 
1645, 1646, um neue Geldaofiagen zur Fortsetzung des Kampfes 

V Es werden nun Thatsachen angeßhrt, wäshtUb weder Catharina noch 
ihr Sohn Theodosius, der Vater des' Königs Joao IVu in dieser ZwisehenxtU 
ihre Rechte a»f die PMu^emo/be Kt^n» gegen Spanien gelien4 nuiehen 
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gcsgen Spanieii zu bewiHfged* Aber gerade um bei dieMtai - Kriege 
stets einen Aasschuss der drei Stände zur Seite zu haben, 
wurde die Junta dos tres Estados im Jahre 1643 errichtet» 
welche indess bald der Regierung ein willigeres Werkzeug für ihre 
Forderungen als die Geaammt - V^sammhing der Ciortes ersclnen« 
Bie Regierung übertrug daher nach und nach alle (N>liegenheiteA der 
Cortes auf diese Junta, obschon sie später nicht einmal Abgeordnete 
aus allen drei Ständen in sich vereinigte, sondern nur vorzugsweise 
au3 Mitgliedern des Adels bestand, und Hess dann die Versammlung 
der Cortes ganz unberufen; denn schon im J. 1697 unter der Regie- 
rung Pedro's iL (1683— -1706) des dritten Königs aus diesem Hause 
Braganza , des jungem Sohnes von Joao IV., wurden diese Cortes 
nach der alten Einrichtung zum letzten Mhle versammelt,, 
nachdem sie überhaupt 97 Male seit 1 143 einberufen worden. Der 
letzte bedeutsame Act ihrer entscheidenden Thätigkeit, wie sie die- 
selbe in den beiden Acten von Lamego und Lissabon im zM^ölfteh 
und siebzehnten Jahrhunderte in ihrer Stellung zur königlichen Gewalt 
sich vorgezeichnet hatten» war in der Versammlung des Jahres 1667 
die Uniäbigkeits -Erklärung für den König Alfonso VI., den ältesten 
Sohn Joao's IV., weither zwar noch minderjährig zur Thronfolge 
gelangt X165Ö, zur Resignation 1667 genöthigt, f 1683), auch später- 
hin vollkommene Stumpfheit gegen alle Regierungsgeschäfte bewies, 
und sie ausschliesslich der. Willkühr seines Günstlings, des Grafen 
Gastel-Melhor üb^liess. Die Cortes bestimmten, dass er zurücktre- 
ten müsste, s^er den königlichen Titel behalten könnte; die Regierung 
wurde der Königin Francisca Maria (einer gebornen Prinzessin Ne- 
mours), obschon sie von Alfonso keine Kinder hatte ^ und dem Bru- 
der des Königs, dem Infanten Don Pedro als künftigem Thronfolger^ 
überlassen. Erst nach dem Tode deSv von der Regierung entCernten 
Königs Alfonso VI. (f 1683) erhielt Pedro nach seinem ebenen 
Rechte die Krone und vermählte sich mit seiner Schwägerin Fran- 
cisca Maria, aus welcher Ehe König Joao V. abstammte. *) Nur als 
Regent hatte er einmal 1679 und dann nochmals in dem obenge- 
nannten Jahre 1697 die Cortes zusammen berufen, beidemal vorzugs- 
weise nur zu dem.Ztyecke, um die Thronfolge - Ordnung zu regeln. 
Im achtzehnten Jahrhunderte gewaln^te ausschliesslich die oben- 
genannte Junta dos tres Estados die Erinnerung an die ständische 
Wirksamkeit für Portugal, **) indem man derselben noch eine sehr 

V J^oäo VL, der GrossvaUr der jetzigen Königin Maria da Gloria, 
tDor erii der Urenkel dieses Königs Joao F. 

**J Bülbi behauptet zwar in semem Essai stadstique sur U royaume de 
Portugal, vol L, S. 245» dass diese Junta nicht um als Ersatz der Cortn jw 
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ÜBgiMit^e Thdbiflhine an dem Besteuerungsrecfate zugestand. Unter 
Pedro's Nachfolger, dem Könige JoSo V. (9. Dec. 1706, f 31, Juli 
1750), wurde in den Jahren 1712 und 1726 in dem . Ausschreiben 
(wegen neuer Auflagen) an die Stadtobrigkeiten (Gamaras) nur er- 
wähnt, dass die Bedrängnisse der Zeit nicht g^tattet hätten, zuvor 
die Gort^g zu versammeln, und dass diese Versammlung dem Vdke 
auch vermehrte Kosten veranlasst hab^ würde, dass aber der König 
nicht gesonnen w4re, überhaupt auf das alte Herkoounen der Einbe* 
rufung der Cortes zu verzichten. Inzwischen bereiteten die völlige 
Geistesschwäche ui^l der unter epileptischen Krämpfen fast täglich 
erliegende Körper des Königs, dass die gesammte Staatsverwaltimg 
theils von den eigennützigsten Ansichten des Premierministers (na* 
mentlicb so lange Gardinal Amotha dieses Amt bekleidete), theils voo 
dem Beichtvater des Königs allein abhing. — Unter dem folgenden 
Könige Jose Manuel (31. Juli 1750, f 24. Februar 1777) erlangte 
das Land zwar manche entsprechende Reformen in der Gestaltung 
der inneren Verhältnisse durch .die energische Verwaltung des Pre- 
mierministers Garvalho, Graf von Oeyras und Marquez von 
Pombal, aber ohne alle Mitwirkung der Gortes. — Erst das Her- 
annahen der A-obendsteh. Gefahr, die politische Unabhängigkeit aber* 
mals völlig einzub^ssen, rüttelte das Portugiesische Volk aus seiner 
langen Erschlaffung auf,, und trieb es allmähiig in den Wettkampf mit 
seinen nächsten Nachbarn auf der Pyrenseiscben Halbinsel, auch für 
sich die Anerkennung einer grössern , Selbständigkeit zu gewinnea 
Hindernd stand allerdings dagegen die Regierung der Königin Maria 
(24. Februar 1777, f 20. März 1816), welche als der einzige Descen« 
dent des vorhergehenden- Königs Jose Manuel mit dessen Bruder, 
dem Infanten Pedro, seit dem 7. Juni 1760 vermählt war, diesem 
auch, nachdem sie mehrere Kinder von ihm. gewonnen, bei ihrer 
Thronbesteigung den Titel eines Königs verfassungsmässig zugewiesen 
hatte, jedoch ohne dass auf diesen Titel ihm der Huldigungseid von 
den Staatsangehörigen geleistet worden, wie diese Feierlichkeit in 
Bezug auf die Königin Maria am 13. Mai, 1777 vollzogen wurde. 
Dieser Titelkönig Pedro starb aber bereits am 25. Mai 1786, und von 
seinen fünf mit der Königin Maria erzeugten Kindern war im Febr. 
1792 nur noch der jüngste Sohn, der Infant Joao als der einzige 
Zweig des^ Hauses Braganza übrig geblieben (geb. 13. Mai 1767), als 
die Königin Maria in völlige Geistesabwesenheit verfiel -— aus der 



AieMn erridiiet sei, aber er hält sieh nur an die Worte der kmigliehen Ver- 
Ordnungen, nicht an den Geist der Handlungen der Regierung^ s&nst umrde 
er der dtlgemeinen Ansicht der einheimischen Schriftsteller nicht widerspro- 
chen hobenf 



sie sich auch nicht mehr, während ihres poch U Jahre daaendai 
Lebens erholte — > und diesem Infanten am 10. Februar 1792 diQ 
Regierung übertragen werden musste. 

Joao h'ess mit vollständiger Uebergehung der seit aechshondert 
und fünfzig Jahren von den Portguiesischen Regenten anerkannten 
Radite der Gortes, in Bezog auf die Entscheidung iiber die Thron- 
^0^, im September 1796 nach eigner Anordnung 'sich als Souverain 
des Landes ausrufen, und am 15. Juli 1799 sich als wirklichen und allei- 
nigen Regenten des Reichs erklären. Doch nahm er den Königstitel 
und mit ihm die Reihenfolge der Könige als Joao VI. erst nach dem 
Tode seiner Mutter an (20. Uärz 1816, er selbst stirbt den 10. März 
1826). Gegen die Einwirkung der Französischen Revolution wurde 
Portugal eine Reihe von Jahren theils durch seine entfernte Lage, 
tbeils durch seine gänzliche Abhängigkeit von der Pofa'tik des Briti^ 
sehen Gabinets und durch dessea auf der Mündung des Tejo und. ap 
der übrigen Portugiesischen Küste stationirte Kriegsschiffe geschätzt. 
Als aber nach der Errichtung des Französischen Erb - Kaiserthums 
die veränderte Politik Napoleons für neue erbliche Dynastien * seines 
Hauses auch die Pyrenaeische Halbinsel als Schauplatz bestimmt hatte, 
begann er zuerst mit Portugal. Bald nach der Ankunft des Franzö- 
sischen Heeres auf dem Portugiesidien Boden, schiSle sich der Regent ' 
Joao mit seiner Familie am 25. November 1807 nach Brasilien ein, 
landete zu Bio de Janeiro am 6. Januar 1808, und gab das erste 
Beispiel eines langem ' Aufenthaltes einer Europaeischen Dynastie 
ausserhalb Europa's, um von einer Golonie aus das Mutterland zu 
regieren, obwohl er erst den 16. December 1815 Brasilien zu einem 
besonderen, jedoch mit Portugal auf immer vereinigten Königreiche 
erhob. 

Die Yertheidigung Portugals überliess Joao seinem Volke und 
der verbündeten Englischen Regierung, und nach drei wiederholten 
Einfällen der Franzosen (in den Jahren 1807—10), die stets mit sehr 
bedeutsamen Niederlagen für die eingerückten Französischen Heere 
endeten, war das Land befreit und das Volk zu einem edleren Selbst- 
gefühl seiner ihm inwohnenden Kraft angeregt. Unter dem Engli- 
schen Sohutze und in der innigsten Gemeinschaß mit den Massen 
von Engländern und Spaniern aus allen Yolksklassen während des 
Kampfes gegen Napoleon, bildeten sich politische Ansichten und Be- 
dürfoisse, die nach der Wiederherstellung der inneren Ruhe auf eine 
entsprechende Befriedigung vollen Anspruch machten. Durch den 
Friedensvertrag zu Paris am 30. Mai 1814 wurde das Königreich 
Portugal in seinen altqn Gränzen wieder hergestellt, aber die in ()er 
Hauptstadt Brasiliens waltende Regierung liahm keine Rücksicht ^uf . 
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^ie Vörstellongen der Regentschaft in Lissabon, welche aus fünf Män- 
to^m unter dem Vorsitze des Patriarchen von Lissabon gebildet, nur 
mit grossem Verdrusse jeden Tag erfahren musste, wie aus der Lage 
des Landes hervorgehende Anordnungen und Torderungen am BrasihV 
niscben Höfe mit Uebermutb beseitigt wurden. Die Junta dos tres Esta- 
dos war bereits im Jahre 1808 aufgehoben. Die allgemeine Unzufrieden- 
heit hatte im Ldnde bereits einen sehr hohen Grad erreicht, als der Auf- 
stand im benachbarten Spanien (Januar 1820) zu Gunsten der Gorteisver- 
fassung vom 19. März 18l2'(vergl. ob. S. 85) einen gleichen Ausbruch 
des Volksunwillens beschleunigte. Der Aufstand brach zuerst in Porto 
im August 18^0 aus, eine constitutionelle Begieruitg wurde in dieser 
Stadt am 24. August eingesetzt.*) Die nördlichen .Provinzen des 
Reichs traten augenblicklich bei, die rasch gesammelten Streitkräfte 
rückten auf Lissabon los, und die Besetzung desselben am 15. Sept. 
führte die Auflösung der Regentschaft und die Einsetzung einer neuen 
provisorischen Regierung herbei. Die am 1. October 1820 zusam- 
men getretene constitutionelle Junta forderte eine den Verhältnissen 
des Landes angepasste Umarbeitung der Spanischen Verfassung, 
nnd berief die Gortes nach Lissabon, aber nicht in derZusam- 
mensetzung der alten aus den drei Ständen des Landes, sondern 
aus allen Staatsbürgern nach den Vorschriften der oben angeführten 
Spanischen Verfassung. 

Die Eröffnung der constituirenden Gortes im National-Gongresse 
erfolgte am 26. Januar 1821; es wurde die sofortige Rückkehr des 
Königs nach Portugal gefordert und eine Gommission zur Entwer- 
fting der vollständigen Verfassung eingesetzt Die Insel Madeira er- 
klärte sich für die constitutionelle Regierung; ihrem Beispiele folgten 
die Azorischen Inseln, und bald war auch eine gleiche Stimmung in 
den Brasilischen Provinzen Bahia, Para und Rio Janeiro. Unterdessen 
waren die Grundzüge der Verfassung von der Gommission beendet 
and wui'den als ein Projecto para discussao, **) also als ein Entwurf 
für die weitere Verhandlung, im März 1821 bekannt gemacht; dem- 
ungeachtet musste bereits am 29. März von allen Givil-, Geistlichen- 
und Militär-Behörden der Eid auf dieselbe abgelegt werden, sie treu 
zu beobachten und aufrecht zu erhalten. König JoSo entschloss sich 
dieselbe anzunehmen und kehrte mit seiner Familie, mit Ausnahme 
seines ältesten Sohnes, des Infanten Dom Pedro, den er als Regenten 
des mit Portugal noch vereinigt bleibenden Königreichs Brasilien 

V Vergl meine Staatskunde^ Portugal, 5.400; Salhi Portugal, volL 
S. 32-40. 

*V ^* hefindet sich in einer Firanzöeitchen üehenetgung hei Balbi 
a. a. 0. vol. l, 5. 290-9& 



,ziirikklie9S^ nach Portugal zurück. Er lamt^e am 1. Ji|ili lASK Jip 
JLissaboD, und beschwur am 4. Juli die oben genannten Grundzüg^ 
der Verfassung, welche in zwei Abschnitten und 37 Artikeha 1) VM 
den individuellen Rechten des Bürgers, 2) von dem Portugiesischen 
Volke, seinem Volke, seiner Regierung und seiner Dynastie handeln. 
Nach demselben war dem Könige die executive Gewalt ausschliess- 
lich, aber bei den Acten der Gesetzgebung kein absolutes, sond«« 
nur ein suspensives Veto eingeräumt. Die ge^tzgebende Gewalt 
sollte nur in einem einzigen Körper der Repräsentanten des Volks 
beruhen, welcher jährlich auf drei Monate in der Hauptstadt sich ver- 
sammelt, von dem Könige weder vertagt noch aufgelöst werden 
konnte und ausschliesslich die directe Initiative zur Gesetz- 
gebung besitzen sollte. Die Souverainetät wurde wesentlich dem 
Volke vindicirt, «weil sie frei und unabhängig ist und nicht das 
Eigenthum einer Person sein kann.* 

Auf solcher nicht haltbaren Grundlage set;zte die Commission 
ihre Arbeiten Tür die vollständige Verfassung fort, indem die damals 
in Spanien wieder anerkannte Gortesverfassung aus dem Jahre 1812 
fast in allen Titeln die wesentlichsten Bestandtheile lieferte. Im 
Laufe eines Jahres war sie vollendet und von den . constituirenden 
Cortes am 23. September 1822 angenommen.*) König Joao VL er- 
thetlte derselben am 1. October 1822 die königliche Sanction und 
beschwur sie in der Mitte der Cortes.**) Sie bestand^ aus sechs 
Titeln in 229 Artikeln, welche fast in ähqlicher Ausführlichkeit wie 
jene Spanische, mit übertriebener Beschränkung der königlichen Ge*- 
walt ein sehr detailirtes Material aufetellten: 1) Von -den Rechte» 
und persönlichen Verpflichtungen der Portugiesen; 2) Von dem Por- 
tugiesischen Volke, seinem Gebiete, seiner Religion und seiner Dynastie; 
3) Von der gesetzgebenden Gewalt * oder den Cortes ; 4) Von der 
vollziehenden Gewalt oder vom Könige; 5) Von der richterlichen 
Gewalt; 6) Von der administrativen und oeconomischen Regierung 
der Provinzen. 

Dieses Grundgesetz vom 23. September 1822 lasse ich inzwi- 
schen in dieser Sammlung nicht abdrucken, ***) weil es zu keiner 

V Abgedruckt in Deutscher üebersetzung hei PÖlitz, EuropoBtsche Verf, 
Bd. IL, S. 299 — 323; in Französischer hei Dufau, Collect, vol. V. pg. Md 
und folg. 

**J Am 3. NQveinber 1822 umrde sie von sämtntliehen Beamten heschwo* 
ren; nur die Königin Carlota (Charlotte), die Schwester des Königs Ferdi- 
nand VIL von Spanien, hatte den Eid^ geradezu verweigert und stellte sich 
später an die Spitze der Contrerevolution. 

***) Der Charakter dieser Verfassung in seiner weitere» Entwidcelung 
der ci>en angefahrten Grundzüge wir4 am richtigsten aus den Bestimmungep 
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i^MlMnii CWtfHig für das gesamnite Bdcb ggJawnmiHii jst, da . m 
Fo^e der Beschlüsse des Gongresses von Verona and des Sturzes 
der Verfassung in Spanien (vrgl. oben S. 87) die Parthei der Abso- 
lutisten unter der Leitung des jüngeren Sohnes des Königs, des In- 
lanten Dom Miguel, in dem Heere bald die ausreichende Hülfe zu 
ihrer Beseitigung fand. Dom Miguel vertiess am 29. Mai 1823 Lissa- 
bon, setzte sich an die Spitze einiger Regimenter und erklärte die 
Verfassung für. aufgehoben. Die Gegenerklärung des Königs Dom 
Joao VI. vom 30. Mai konnte keine Wirkung hervorbringen, da die- 
ser seihst zwei Tage darauf von Lissabon nach Santarem ging und 
sich mit seinem Sohne aussöhnte, und von hier aus selbst die von 
ihm beschworene Verfassung vernichtete, indem er die Gortes auf- 
löste und sich gleichzeitig eine zeitgemässe Umgestaltung der alti» 
ständischen Verfassung vorbehielt, welche durch eine Junta zur Re- 
vision der Verfassung vorbereitet werden sollte. 

Aber die Parthei der Absolutisten« durch den Infanten Miguel 
sicher gestellt, war mit dem Triumphe über die vollständige Beseiti- 
gung jener extravaganten Verfassung noch nicht zufrieden. Es soll- 
tea bei der völligen Rückkehr zur alten Hofverwaltung auch nicht 
die geringsten Reformen in deji innern Verhältnissen durchgeführt 
werden, so dass selbst den Majestätsrebbten des Königs Joao nicht 
Rechnung getragen wurde, und in einem neuen Militäraufstande am 
30. April 1824 das bestehende Ministerium gegen den Willen des Kö- 
nigs entsetzt wurde. Nur das Einschreiten des Englischen und Franzö- 
sischen Gesandten vereitelte diesen Versuch. Auf ihr Andringen floh der 
König auf ein Englisches . Linienschiff in der Miindung des Tejo, for- 
derte den Infanten Miguel zur Unterwerfung auf und verbannte ihn 



über die Volks -^Souveränetät erkannt. In Bezug auf diese keisst es Art. 25,: 
„Die Souveränetät wohnt wesentlich der Nation bei, allein sie kann nicht 
anders als durch ihre gesetzlich erwählten Stellvertreter ausgeübt werden. 
Kein Individuum, noch irgend eine Corporation kann eine öffenUiehe AuetO' 
rität ausüben, welche nicht von der Auctorität ausfiiesst** Art, 26.: Die Nation 
ist frei und unabhängig und kann nicht das Eigenthum irgend Jemandes sein. 
Ihr aüein steht es zu, vermittelst der Abgeordneten zu den Cortes ihre Ver^ 
fassung oder ihr Grundgesetz, unabhängig von der Sanction des Königs 
zu geben.*' Ausserdem sollte nach dem Schlüsse jeder Sitzung ein Ausschuss 
von sieben Abgeordneten der Cortes „als eine permanente Junta der Cortes" in 
der Hauptstadt bis zur Eröffnung der neuen Cortes verbleiben; „sie siMe ^ 
rechtigt sein, die Einberufung der Wahlversammlungen anzuordnen, die Ver- 
Sammlung der Cortes vorzubereiten und ausserordentliche Cortes zusammen 
tu berufen r wenn der Thron erledigt wird, wenn der König ahdat^cen will 
oder ausser Stande ist zu regieren, oder wenn vnchtige und drängende Ereig- 
nisse erseheinen, oder für den Staat gefährliche Umstände von dieser Junta 
erhaitmt werden^** 

Selinl>ert, VerfaisiiDgiiirkiuiden* 8. Bd. * 10 
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msserhalb 4t» LMiies, indeni er ihm defi feimrai AMMbiR'llii 
Oesterreichischen Staate anivies. Der Aufstand worde nim in äVim 
Theilen Portugars leicht unterdrückt, aber damit wurde nwSk gleich- 
zeitig von Seiten des Königs Jodto die Veifieissung auf eine neue 
Umgestaltung der Verihssung beseiligt, mdem er nach förmUciheiii 
Widerruf der Verfassung vom 23. September 1822 sich mit der Itö- 
üigKchen Erklärung vom 4. Juni 1824 benagte, „dass die alle 
Verfassung nach dem Reichsgrundgesetze von Lamego 
nrit den drei Reichsständen m vollgültige Kraft wieder gesetzt sei.^ 

Unterdessen war in Brasilien der Prinzregent Pedro genöthigt 
worden, um dies Land seiner Dynastie zu erhalten', „Brasilien zu 
einem von Portugal unabhängigen Kaiserthum** am 12.0c- 
ler 1822 zu erklären und demselben eine constitutionelle Verfassung 
zu geben. Darüber waren alle freundlichen Verhältnisse zwischen 
dem Mutterlande und Brasilien gegen drei Jahre abgebrochen, bis die 
gegenseitigen Interessen und materiellen Bedurfhisse beider Staaten 
unter der Vermittelung des Englischen Gesandten Charles Stuart 
einander wieder näherten. In dem Vertrage vom 29. August 1825 
verpflichtete sich König Joao Brasilien als ein unabhängiges und von 
Portugal für immer getrenntes Reich anzuerkennen und seinem älte- 
sten Sohne Pedro die Eaiserwürde von Brasilien zu überlassen, in- 
dem er für sich selbst, aber nur für seine Person, die Beibehaltung 
des Titels „Kaiser von Brasilien *" ausbedang. Beides wurde durch 
ein königh'ches Decret vom 15. Novbr. 1825 für Portugal bekannt 
gemacht I aber der Kaiser von Brasilien in Lissabon bestand schon 
nach einem halben Jahre nicht mehr, da Joao VI. am 20. März 1826 
verstarb. Portugal fiel demnach nach der bestehenden Thronfolge- 
prdnung an den Kaiser Pedro von Brasilien, doch dieser konnte beide 
Regierungen nicht zugleich führen, weil weder Brasilien noch Por- 
tugal auf die dauernde Anwesenheit ihres Monarchen verzichten 
wollten 9 überdies auch sein rücksichtsloses Verbleiben in dem einen 
dieser Reiche geradezu den gänzlichen Verlust des andern für Pedro's 
Kachkommen befürchten liess. Kaiser Pedro entschloss sich daher 
augenblicklich zu Gunsten seiner Kinder die Trennung beider Reiche 
für gesonderte t)ynastien aufrecht zu erhalten. Nachdem er als älte- 
ster Sohn des verstorbenen Königs von Portugal und Aigarve sein 
Anfallsrecht der vereinigten beiden Kronen förmlich wahrgenommen 
hatte, in die Reihe der Monarchen von Portugal und Algarve voll- 
ständig eingetreten war, gab er am 19. April 1826 diesem seinem 
neuen Reiche zur sicheren Wahrung seiner Rechte gegen die absolutis- 
tische Parthei und vornehmlich gegen seinen Bruder Miguel, ein neues 
der damaligen Französischen sowie der Brasilischen Verfimung nach- 



gMMMtier fir nM g mt » / Cart» de Lei, vmi enttagte erst daiiii 
der eigenen Verwaltung dieses Reiches am 2. jUai 1826 zu 
Gunsten seiner ältesten, damals erst siebenjährigen Tochter Maria da 
Gloria geboren am 4. April 1819) und ihrer Nacl^kommen. *) Aller» 
dings beabsichtigte er eine Vermählung seiner Tochter Maria n^t 
meinem Bmdar Miguel, durch welche er die vollständige Beruhigung 
Vortugato leiditer und fortdauernd 'erlangen zu können hoffte. 

Dieses Grundgesetz, mit welchem die gegenwärtige Königin 
Maria da Gloria gleichzeitig dem Portugiesischen Volke gegeben 
wurde, hielt Kaiser Pedro als Bedingung seiner Entsagung fest, eben 
so wie die Annahme seiner Tochter als Königin von Portugal , so 
dass »wenn eine dieser beiden Bedingungen vom Portugiesisdien 
Volke nicht augenommen wiirde, die Resignation des Kaisers auf die 
eigene Regierung nichtig wäre*. Die von seinem Vater auf dem 
Todeslager noch zur Regentin des Portugiesischen Reiches ernannte 
(am 6. März d. J.) dritte Tochter, die Infantin Isabella Maria, wurde 
von ihrem Bruder dem. Kaiser in dieser Eigenschaft während der 
Mindeijährigkeit der Königin anerkannt, wenn sie die Verfassung 
beschwören und treu nach derselben zu handeln entschlossen sei. 
Die Garta de Lei wurde am 13. Juli 1826 in Lissabon bekannt ge- 
macht, am I. August dess. Jahres von der Infantln Regentin, den 
obersten Staatsbehörden und in sämmtlichen Gemeinden, und am 
4. Octoberd. X zu Wien von dem Infanten Miguel unbedingt und 
ohne Vorbehalt beschworen. Sie ist die Grundlage der heu- 
tigen bestehenden Verfassung, wenn auch in den folgenden vier 
und zwanzig Jahren eben sowohl Suspensionen der ganzen Verfas- 
sung, als wesenUJche aber verfassungsmässig zu Stande gekommene 
Veränderungeen derselben eingetreten sind. Ich habe daher dieselbe 
fSir diese SJennmlung vollständig aufgenommen und gebe sie bei der 
allgemeinen Unbekanntschaft mit der Portugiesischen Sprache nur in 
Deutscher üebersetzung. ♦♦) 



V ^oi KaUerihuinBraHUen, aU dm für die Zukunft weit hedeuttame' 
ren Staat f heujahrte er für seinen einzigen Sohn, für den Infanten Pedro de 
Aleantara, welcher damals erst fünf Monate aU war (geb. den % December 
1825/, und seitdem in Folge der zweiten Resignation seines Vaters noch vor 
dem vollendeten sechsten Jahre am 7. ^ril 1831 als Kaiser Pedro IL auf den 
Brasilischen Thron erhoben ist 

**) Abgedruckt in den neuesten Staatsacten 1820. Bd. V. S. 226-54 
und bei Pölitx, Europ. Verf., Bd. IL S. 323-41. Carla de LH oder die 
Orhmde der Gesetze ist sie gleich der äHesten dieses Reichs, den leges Lame- 
penses, den Oesetxen von LcmegOf benannt. 
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ni. TerfiissiniirsariLiiiide (Carta de I^ci) 

vom 19. April 1826. 

l 

f • 

Don Pedro von Gottes GnadeiT, König von Portugal und Algarve etc. 

Ich mache hiermit euch allen, meine portugiesichen Unterthanen, kund 
und zu wissen, dass Jch Mich bewogen gefunden habe, folgende Yerfassungs- 
urkunde (Garta de lei) zu schaffen, zu geben und unmittelbar von den drei 
Ständen des Reiches beschwören zu lassen, welche Yerfassungsurkunde von 
nun an Meine Reiche und Besitzungen regieren wird» und also lautet: 

Erster Titel. 
Vom Königreich Portugal ^ dessen Gebiet f Regierung ^ Dynastie 

und Religion, 

Art. 1. Das Königreich Portugal ist die politische Verbindung aller Por« 
tngiesischen Bürger; sie machen eine freie und unabhängige Nation aus. 

Art 2. Ihr Gebiet bildet das Königreich von Portugal und Algarve und 
begreift in sich: 

1) in Europas das Reich von Portugal, bestehend aus den Provin- 
zen Minho, Traz-os-Montes, Beira, Estremadura, Alemtejo, dem 
Reiche Algarve, den Inseln Madeira, Porto-Santo und den 
Azoren; 

2) in Afrika, auf der: Westküste: Bissab und Gaschao, Mina-o* 
forte, St. Joan-Battista d'Ajuda, Angola, Benguela und was davon 
abhängt, Gabinda und Mälimbo, die Inseln des grünen Yorgebirgis, 
die von St Thomas, die Prinzen-Inseln und was davon abhängt; 
— auf der Ostküste: Mozambique, Rio de Senno, Sofala, Im 
hambane, Quelimane und die Inseln des ^Yorgebirgs Delgado; 

3) in Asien: Salvete,^ Bardez, Goa, Damao, Diu, die Nieder« 
lassungen zu Macao, und auf den Inseln Solor und Timor, 

Art 3. Die Nation entsagt nicht ihren Rechten, die sie auf irgend einem 
Gebietslheil in diesen drei Welttheilen haben könnte, wenn er gleich im vor- 
stehenden Artikel nicht enthalten ist 

Art 4. Ihre Regierungsform ist monarchisch, erblich und repräsentativ. 

Art 5. Die regierende Dynastie wird fortgesetzt in dem durchlauchtig- 
sten Hause Braganza und in der Person der Prinzessin Donna Maria da Glo- 
ria, in Folge der Abdankung und Abtretung ihres königlichen Yaters Don 
Pedro I, Kaisers von Brasilien, legitimen Erben und Nachfolgers Joäo's YL 

Art. 6. Die Römisch-Katholisch- Apostolische Religion wird fortwährend 
die Religion des Königreichs sein; alle übrigen Religionen sind den Fremden- 
mit häuslichem Gottesdienste gestattet, ohne äusserlicbe Zeichen .und Tempel. 

Zweiter Titel. 
Von den Portu^giesischen Bürgern, 

Art. 7. Portugiesische Bürger sind: 
S. 1. diejenigen, welche in Portugal oder den davon abhängenden Gebieten 
geboren und gegenwärtig keine Brasilischen Bürger sind, wenn gleich 
ihr Yater ein Fremder ist; nur darf dieser nicht in Portugal für dei^ 
P^enst seiner Nation sich ^uihalten^ 
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9. 2. die Sobne eines Portugieäschen Taters, und ^e unehelichen Kinder 
einer Portugiesischen Mutter, welche, obgleich im Auslande geboren, 
nach Portugal kommen, um dort ihren Wohnsitz zu nehmen; 

S. 3. die Söhne eines Portugiesischen Vaters, welche sich im Auslande im 
Dienste des Königreichs befinden, selbst wenn sie nicht in Portugal 
zu wohnen kommen; 

S. 4. die naturalisirten Fremden, von was iminer für einer Religion; ein 
Gesetz wird die Eigenschaften bestimmen, welche zur £rlangüng der 
Naturalisationsbriefe erforderlich sind. 
Art 8. Es verliert seine Rechte als Portugiesicher Bürger: 

$.1. wer sich in einem fremden Lände naturalisiren l'ässt; 

S. 2. wer ohne Erlaübniss des Königs einen Dienst, eine Pension od<^r De- 
coration von einer fremden Regierung annimmt; 

S* 3. wer durch einen Urtheilsspruch aus dem Reiche verbannt worden. 
Art. 9. Die Ausübung der politischen Rechte wird suspendirt: 

S. 1. durch physische oder morsdische Unfähigkeit; 

S. 2. durch ein Strafurtheil oder Verhaßsdecret, so lange dessen Wirkungen 
dauern. 

Dritter Titel. 
Von dm Gewalten und der Nattonalrepräseniation. 

Art. 10. Die Trennung und die Harmonie der politischen Gewalten sind 
das erhaltende Princip der Rechte der Büi^er und das sicherste Mittel, Ndie 
Bürgschaften wiricsam zu machen, welche die Verfassung ihnen darbietet. 

Art 11. Der in Portugals Verfassung anerkannten Gewalten sind vier: 
die gesetzgebende, die leitende (moderador), die vollziehende und die gericht- 
liche Gewalt. 

Art. 12. Die Repräsentanten der Portugiesischen Nation sind der Konig 
und die allgemeineii Cortes. 

Vierter TiteJ. 
Von der gesetzgehenden GewM. 

Erstes Gapitel. 
Von dm Zweigen der gesetigehenden Gewali und ihren Befugnitien* 

Art. 13. Die gesetzgebende Gewalt steht den Cortes unter Sanction del 
Königs zu. 

Art. 14. Die Cortes bestehen aus zwei ELammem, |der Pairskämmer 
und der Kammer der Abgeordneten. 

Art. 15., Es liegt in den Befugnissen der Cortes: 
8. 1. den Eid des Königs, des Kronprinzen, des Regenten und der Regent- 
schaft zu empfangen; 
S. 2. den Regenten oder die Regentschaft zu erwSihlen und die Gränzen 

ihrer Macht zu bezeichnen; 
S. 3. den Kronprinzen als Erben des Thrones in der ersten Sitzung, die 

nach' seiner 'Geburt Statt haben wird, anzuerkennen; 
$. 4. dem mibderjährigen Könige einen Vormund zu ernennen, wenn dessen 

Vater in seinem Testamente keinen ernannt hat; 
S* 5. beim TiNie d«s Königs oder bei Brledigpng des Thrones dnäi T^ 
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waliaiDgsrath zit bilden, der die liissbräacbe aufsaehe und «bitelle, 
welche sich in die VerwaUqDg eingeschlichen haben köimten; 
S. 6. Gesetze zu geben, sie auszulegen» zu suspendirep, zu widerrufen; 
S. 7. über die Erhaltung der Verfassung zu. wachen und für das allgemeine 

Wohl der Nation zu sorgen; 
S. 8. die Staatsausgaben jährlich festzusetzen, und die directeo Steuern zu 

yerlbtilen; 
I. 9. deu Eintritt fremder Land- und Seemacht ia das Innere des Reichs» 
oder in dessen Häfen zu verweigern; 
S. 10. jährlich, nach dem Berichte der^Regierung, die Stärke der ordentlichen 

und ausserordentlichen Land- und Seemacht festzusetzen; 
it 12. die Hülfsquellen aufzusuchen und zu eröffnen, um die Zahlung der 

Staatsschuld zu sichern; 
S. 13. die Verwaltung der Staatsdomaineplzu leiten und deren Veräusserung 

anzuordnen; 
S. 14. öffentliche Aemter zu erschaffen oder auftuheben und deren Besoldun- 
gen zu bestimmen; 
S 15. Gewicht, Gehalt, Werth, Umschrift, Gepräge und Benennung der 
Münzen, so wie die Norm der Masse und Gewichte zu bestimmen. 
Art 16. Die Anredeformel an die Kammer der Pairs wird lauten: 
„Würdige Pairs des Reichst und jene an die zweite Rammer: „Meine Herren 
Abgeordneten der Portugiesischen Nation.*' 

Art 17. Jede Pieriode der Legislatur wird vier Jahre dauern, und jede 
jäbrlicbe Versammlung drei Monate. 

Art 18. Die königliche £röfi&mngs~Si(ziing wird jedes. Jahr am 2. Jan 
statt haben. 

Art 19. Die Schlass-Sitzung wird gleichfalls eine königUche sein, und 
wird wie die Eröfihungs-Sitzung in allgemeiner Versammlung der Gortes, der 
beiden vereinigten Kammern statt haben; die Pairs zur Rediten, die Abge- 
ordneten zur Linken. 

Art. 20. Das Geremonielle der Sitzungen und das, was sich auf die 
Anwesenheit des Königs bezieht, wird durch ein besonderes Reglement be- 
stimmt werden. 

Art 21. Die Ernennung des Präsidenten und des Vicepräsidenten der 
Pairskammer steht dem Könige zu; zur Besetzung derselben Stellen in der 
Abgeordneten-Kammer wird der König unter den, ihm von der Kammer vor- 
geschlagenen, Individuen wählen. Die Wahl der Secretäre der beiden Kam- 
mern, die Prüfung der Vollmachten ihrer Gheder, die Eidesleistung und die 
Geschäftsleitung wird unter den, in ihren innem Reglements vorgeschriebenen, 
Förmlichkeiten statt finden. 

Art 22. Wenn die beiden Kammern zusammen treten, wird der Prä- 
sident der Pairskammer die Arbeitoi leiten, und die Pairs und die Abge- 
ordneten werden ihre Plätze einnehmen, wie in der Eröfihungs-Sitzung der 
Gortes. 

Art 23. Die Sitzungen einer jeden Kammer werden öffentlich sein, 
mit Ausnahme der Fälle, wo das Staatswohl erheischen sollte, dass sie ge- 
hmm seien. 

Art. 24. Die Geschäfte werden durch ^e absolute Stimmenmehrheit 
der anwesenden Glieder entschieden. 

Art. 25. Die Glieder einer jeden Kammer sind unverletdieh wegen der 
IMDqngen, diis sie in Ausübung ibrei^ Bi^rufspffiebton wsseiiu 



Art 96. Kein Fair oder Aibgeoi^dfieter kann, während seiner Abord- 
nung, von irgend einer Behörde verhaftet werden; es sei denn, er würde auf 
einer That ergriffen» welche die Todesstrafe nadi sidi sieht. 

Art 27. Wenn ein Pair oder Abgeordneter in Anklageiustuid gerältb, 
so wird der Richter alle weitere gerichtliche Schritte etnstd^en und -dier be- 
treffenden fi^ammer Beridit erstatten« Die Kammer wird entscheiden, ob der 
Process fortgeführt und das angeklagte Mitglied von seinen Verriebtttn^an 
soqiendirt werden solle oder nicht 

Art 28. Pairs und Abgeordnete können zu dem Amte eines Staats- 
ministers oder. Staatsrathes ernannt werden, mit dem Unterschiede jedoch, 
dass die Pairs fortfahren werden, in ihrer Kammer zu sitien, während der 
Abgeordnete seinen Platz verlassen, und man zu einer neuen Wahl schreiten 
wird, duipch wdche er wieder ^wählt werden und beide Functionen mtt ein- 
ander vereinigen kann. 

Art 39. Sie werden glddifalls beide Fanctionen vereinigen, wenn sie 
schon das eine oder andere der obengenannten Aemter im Augenblicke ihrer 
Wahl h^leiden. . 

Art. 30. Man kann nicht zu 'gleicher Zeit Mitglied der* beiden Kam- 
mern sein. 

Art. 31. Die Ausiibung eines jeden andern Akutes, als des eines Staats* 
ministers oder SCaatsraths, hört während der Daner der Verrichtungen «inei 
Päirs oder eines Abgeordneten gänzlich auf. 

Art. 32. In der Zwischenz^t der Sitzungen wird der König .kmen 
Abgeordneten ausserhalb des Reiches verwendoi, und kein Abgeordneter die 
Yerriebtungen seines Amtes selbst ansiUien können, wenn es ihn in die Un« 
möglichkeit versetzte, sich bei der Zu8ammeid)erufttng der ordentliidien «der 
ausserordentlichen Gortes einzufinden. 

Art 33. Wenn durch ein unvorhergesehenes Ereigniss, wovon die 
öffentliche Sicherheit oder das Wohl des Staats abhängen kann, es unerlas^ 
lieh Würde, dass ein Abgeordneter sich entferne, um andere Verrichtungen 
zu ttbenrehmen, zo wird die Kammer, der er angehört, darüber entscheiden. 

Zweites dapitel. 
Fol» der Kammer dar Ähgeordniten. 

Art. 34. Die Kammer der Abgeordneten wird gewählt und zwar MF 
bestimmte Zeit. 

Art 35. Dieser Kammer steht als Privilegium die Initiative zu: 
S. 1. über die Auflagen; 
S. 2. über die Recrutirung. 

Art. 36. Der Kammer der Abgeordneten steht gleichfalls als PrivHe- 
gium zu : 
S. 1. die Prüfung der vorhergegangenen Staatsverwaltung, und die Abstd- 

lung der Missbräuche, die sich in dieselbe eingeschüchen*; 
S. 2. die Erörterung der von der vollriehenden Gewalt gestellten Anträge, 
Art 37. Unier die privilegirten Befugnisse besagter Kammer gehört 
auch, zu besehliessen, dass ein Grund zur Anklage gegen Staatsminister oder 
gegen Staatsräthe vorhanden sei. 

Art. 3d, Die Abgeordneten werden während der Versamndung eine 
Cield-Entsehädigung beaehen, wdche in d^ letzten Sitzung der vorfaerg^n- 
genen Legislatur tetgesetzl worden; au<^ wird man ihnen eine Entsdiädii^ng 
fttr die Kosten der Her^ und Hinreise bewilligen. 



Dritte Gapil^L 
Von der PairskamiHer. 

Art 39. Die Painicaimiier besteht aus lebenslänglichen und erblichen 
Gliedem, die yom Könige in unbestimmter Zahl ernannt werden. 

Art 40. Der Kronprinz und die Infenten sind Pairs von Rechtswegen; 
und nehmen Sitz in der Kammer', so bald sie das fünfundzwanzigste Jahr 
enracbt haiien. 

Art 41. Unter die ausschliesslichen Befugnisse der Pairskammer gehört: 

S. 1. über die persönlichen Vergehen, welche von Gliedern der königlichen 

Familie» von Staatsministern, Staatsräthen und Pairs ^, so wie über 

jene Vergehen zu erkennen, welche von Abgeordneten während einer 

Versammiung der Legislatur begangen wurden ; 

.g« 2. über dieVerantwortlidikeitderMinister-StaatssecretäretindStaatSRlthe 

zu erkennen: 
g. 3. beim Tode des Königs dieCortes zusammen zu rufen, um eine Regent- 
schaft zu ernennen, wenn eine nöthig sein sollte, und wenn die 
Gortes von der provisorischen Regentschaft nicht zusammen berufen 
werden. 

Art 42. Bei Beurtheilüng von Verbrechen, deren Anklage der Kaqii- 
ner der Abgeordneten nicht zusteht, wird der Procurator der Krone die Ver- 
riditiuigen des Anklägers übernehmen. 

Art 43. Die Sessionen deV Pairskammer beginnen und endigen zu der* 
selbeQ Zeit, wie die der Deputirtenkammer. 

Art 44. Jede Vereinigung der Pairskammer ausser der Zeit, wo die 
Deputirtenkammer Sitzungen hält, ist gesetzwidrig und nichtig, die von der 
Verfassung bezeichneten Fälle ausgenommen. 

Viertes Capitel. 
Tön dem Vorschlage, der Erörterung, der Sanction und der BekanntmacUung 

der Gesetze. 

Art. 45. Der Vorschlag, die Bestreitung (Opposition) und die Geneh« 
migung der Gesetzentwürfe steht jeder der beiden Kammern zu. 

Art. 46. Die vollziehende Gewalt lässt durch einen der Staatsminister 
den Antrag machen, der ihr bei Abfiassung der Gesetze, zusteht; und erst' nach- 
dem eine Commission der Deputirtenkammer, von welcher der Vorschlag aus- 
gehen muss, ihn geprüft haben wird^ kann derselbe in einen Gesetzentwurf 
verwandelt werden. 

Art 47. Die Minister können den Antrag nach dem Beriehte der 
Commission unterstützen und erörtern; aber sie können weder abstimmen, 
noch bei der Abstimmung gegenwärtig sein, ausgenommen, sie wären Pairs 
oder Abgeordnete. 

Art 48. Wenn die Deputirtenkammer den Antrag annimmt; so sendet 
sie ihn der Pairskammer^mit folgender. Formel zu: 

„Die Deputirtenkammer übersendet der Pairskammer beigehenden 
Antrag der vollziehenden Crewalt (mit oder ohne Abänderung) und. 
glaubt, dass Grund da sei, den König um seine Sanction. zu err 
suchen.*' 

Art 49. Wenn sie den Antrag nicht annehmen kann; so berichtet sie 
darüber an den König vermittelst einer Deputation von sieben Ifitc^iederti» 
und zwar auf folgende Art: . , * - . 
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Eifer, den er (Ür das Beste des Königreichs beweiset» inid bittet ihn 
ehrerbietigst, den Antrag der Regt^tttig in nühere Uebi0i4egung 
gnadigst zu riehen.** ' 

Art. 60. Im Allgemeinen sollen 'die Anträge, welche die Be)Mitlrtea''. 
VMthiii^ Miiii und aiinimmt, der PaiMcätnnier utit^f fblgtender Formel za- 
geschickt werden: 

,,Die Depntirtenkammer schickt der Päiiskamtiier betiiegefidisn Antrag 

211, ttnd' hält dafür» der Kdüig s^lte nm Mine S^netion getreteii 

werden.*' 

Art. 51. Soüte ihn jcldoch die Pait^kkiättier nicht ToH^indtg ailtiebiMa/ 

sdädtrn ii^fi mit ehxem Amendement begleitcft, oder einen Zusatz zu dedsd^* 

ben gemacht haben, so $o!l sie ihn anC folg^ende Art zurttckBChickiett: 

»«DiePairskammer schickt der I>eptrtlrt«nkammer diesen (oder jeben) 
Antrag mit beiliegenden Amendements oder ZusStzcIri zä, «md iiSttt' 
dafür, der Kbmg solle um seine Bestittigung ^bteten weHlen/' 
An. 52. Wenn die Pairskamnter nach vorheriger Beraitfa^htegiing dafür 
hSt, dass' die Annähme des AntragtfS nicht staitt habdn solle; so soll sie sich 
wie i^ ansdtückem: 

,,Diä Käimmer der Pairs schickt der D<^tttrrtenkaAamer den Adtrag 

abermals zu, indem sie demselben ihre Beistimmung nicht bat geben 

können." 

Art. 53, Eben dieser Weg wird eingeschlagen von Seiten der Deputir- 

tenkammer gegen die Pairskammer< wenn der Gesetzesantrag von dfes^r letzten 

aü^egangen sein. Sollte. 

AH. 54. Wenti die Deputirtenkammer j)ie Amendements oder Ztnitzb' 
der Päirskammer nicht genehmigt, oder umgek^rt, und die Kammcfr uiier- 
achltet d<>r Verweigerung ihrer Genehmigung dennoch beschliesst, <blte' der 
Antrag vortheilhaft sei, so wird eine Commission von einer gleichen iHttHiit 
Pairs und Deputirten ernannt, und was diese entscheiden wird, soll entweder 
zum Gesetzesvorscblag werden, oder für gsinzüche Verwerfung gelten. 

Art. 55. Wenn eine oder die andere Kämmer, nach geschlossener 
Bevaihscblagiing, den Gesetzesaütrag der andern Kammer angenOmineA hat; 
sa fasBt sie ihn in form eines Decrets^ ab, und, nach geschehener Verlesung in 
derselben Sitzong, soll sie es dem König in doppelter, vom Präsidenten uni' 
2ii»l Setn^tlrifen uniterzeichneter, Ausfft^gung übebendäi und ihfrutt'^eiiie ' 
Sanction in folgenden Ausdrücken bitten: 

, J)ie allgemeinen Gortes senden dem Königelbeilfegendes Decr^ zu, 
sie halten es für vortheifiiaft und nütriich für da^' Königreich, und 
bitten Se. Majestät, Sie möchten ihm Ihre Sanietioh' ertheilen." 
Art, 56. Diese Zusendung an den König geschibfat durch eitie Deputa« 
tioff' von ^sieben Blitgliedernv welche die zuletzt berathscblagettde Kämn»^ ab- 
schickt; und diese Kammer wird zugleich die andere, in welcher der 'Gesetze»« 
entwurf s^in ]>«sdil erhielt, benachrichtigen: 

^ „dass si^ ihren Vorschlag, betreffend elt. amgenottoien und dem 

Könfge zugesendet habe, um sich dessen Sanction' zu erbitten.'* 
Art. Sl. Verweigert der König seine GcnehmigiBngt so wird er in fol* 
gevien" Ausdrücken antworten i 

„Der König will den GeSelzesentirurf in 'üeberleguta|; nehmen, um 
zu seiner Zfeit seineh VorsbhlagMiekafiiit zu g|bl)en.'*' 
Woikuf die KaiMQeriiitWb^ttfn wird: 
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$to ^(Mht &• JMijesUlt 4r dfuirlntersfse» d)ui Si« fifr Nation 
1 widmet/* , • 

, J^rU 58. Diese Verweigerung hat eine absolute Wirkung. 
Art. 50. Der König ertheilt oder verweigert jeddm Decrete seine Sanc- 
tion innerhalb eines Monats von dem Tage der Ueberrekhung an. . 

. Ajrt 8(K Wenn der König den Antrag der^i^emeinen Clortes annimmt; 
so drtl^ckt er sich also aus; 

^Dcy König willigt ein/' 
Hiermit ist er sanctionirt, und idie Formel» sind erfüllt ^ um als Gesetz des 
Königreichs bekannt gemacht zu werden, und eine der beiden eigenhändigen 
Ausfertigungen, nachdem sie vom .Könige unterschrieben ist, soll im Archiv 
der Kammer, dio es eingeschickt hit, hinterlegt bleiben, und die andere, dajsu 
dienen, da^ nach ihr die.Bekannlmadiung des Gesetzes durch dpn Staats- 
Secretär, den es betriiTt, gemacht werde, und nachher soll sie im Staats^ 
Archive niedergelegt: werden. . 

AtL 61. Die Bekanntmachung des Gesetzes wird lauten:' 

JUm Pedro, von Gottes Gnaden König von Portugal und Algarve 
etc. machen allen ünsern Unterthanen zu wissen» dass folgendes 
. Gesetz von den allgemeinen Gortes decretirt und von Uns genehmigt 
worden iat." (Hier folgen die Verfügungen des Textes des Gesetzes.) 
„Wir ..befehlen daher allen Behörden, die dieses Gesetz kennen und 
Tollziehen müssen, es ganz in der Art, wie Wir es abgefasst, voll- 
ziehen.' zu lassen. > Unser Staatsminister .... ist mit dem Drucke der 
Bdtanntmachung desselben beauftragt/* 
. Art. 62. Das vom König unterzeichnete, vom betreffenden Staatsminister 
vidimirte und mit dem Reichssiegel i versehene, Gesetz wird im Original in 
den Reiehsarchiven aufbewahrt, und gedruckte Exemplare davon werden an 
die Justizkammem, die Gerichtshöfe und aller Orten, wo es vonnöthen» 
yenendet. ^ 

Fünftes Gapi^l. 
Von den Wahlen, 

Art.. 63. Die Ernennungen der Abgeordneten yu den allgemeinen Cor« . 
tes werden durch indirecte Wahlen bewerkstelligt; die Masse der activ<m 
Bürger vereinigt sich in den nach Pfarreien abgetheilten Versammlungen, 
und efnennt die Wähler der Provinzen, und diese die\Stellvertreter doc 
Nation. 

Art. 64. Das Recht, bei diesen Primärwahleh zu stimmen, haben: 
S. 1. die Portugiesischen Bürger, die im Genüsse ihrer politischen 

Rechte sind; 
8. 2* die naturalisirten Auslander. 
Art. 65. Ausgeschlossen von dem Stimmrechte bei den Primänrersamm- 
lUBgen sind: 

$. 1. die Minderjährigen, unter fünfundzwanzig Jahren (doch ge- 
messen verheirathete Männer und OflGciere, Baccalaureen und 
Kleriker, wenn sie einundzwanzig Jahre alt sind, dieses Recht, 
als wenn sie schon das fünfundzwanzigste Jahr erreicht hätten); 
S. 2. die Familiensöhne, die im Hause ihres Vaters sind, insofern sie 

nicht. ein öffentliches Amt bekleiden; 
S. 3. die Bedienten (doch sind in diese Gasse nicht einbegriffen: die 
Buchhalter und Cassirer der Handdablostr, dio Diener dtr 
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- königlichen fiauser, dic'feine weisen tt€Bsm tragen , und die 
Aufseher der PJichthöfe und Fabriken^; 
S. 4. die Mönche und AUe, die in einer klösterlichen «remeinschaft 

leben; 
8. 5. diejenigen, die nicht ein jährliches Einkommen voll 100,000 Reis 
(ungefähr 165 Thlr. Preuss.) haben, sei es aus Kegenden Gütern» 
Industrie, Handel oder einem Amte. 
Art, 66. Alle diejenigen, die nicht iii den ersten Pfarrei- Versammlungen 
stimmen dürfen, können auch nicht gewählt werden, noch für die Ernennung 
irgend einer wählbaren National- oder Localhehörde ihre Stimme geben. 

Art. 67. Alle diejenigen, welche in den Kirchspielversämmlungen stim- 
n^en können, können auch bei der Wahl der Abgeordneten Wahlmänner sein 
und mitstimmen; allein davon sind ausgeschlossen: 

1) alle Personen, welche kein reines Einkommen von jährlichen 
200,000 Reis (330 Thlr. Preus^.) aus liegenden Gründen, aus ihrem 
Kunstfleiss, Handel oder einem Amte haben; 

2) die Freigelassenen; 

3) diejenigen, welche in Criminaluntersuchung wegen persönlichen 
Angriffs oder aus andern Ursachen stehen. * ' ' 

Art. 68. Alle Personen, welche Wahlherren sein können/sind auch 
fähig, zu Depulirten crnaiipt zu werden; ausgenommen: 

1) alle diejenigen, die kein reines Einkommen von 400,000 Reis (oder 
660 Thlr.) nach den Artikeln 65. und 67. haben; 

2) die naturalisirten Fremden. 

Art, 69. Die Portugiesischen Bürger, sie mögen sich aufhalten, wo sie 
wollen, sind in jedem Wahldistricte fähig, zu Abgeordneten gewählt zu wer- 
den, wenn sie auch nicht dort geboren, wohnhaft oder ansässig wären. 

Art 70. Ein Reglementargesetz wird das practische Verfahren bei den 
Wahlen und die Zahl der Abgeordneten im Verhältniss der Bevölkerung des 
Königreichs bestimmen. 

Fünfter Titel. 

Erstes Gapitel. 
Vom Könige, von der vermittelnden Geioali. 
Art. 71. Die vermittelnde Gewalt ist der Schlussstein der ganzen poli- 
tischen Organisation und gehört ursprünglich dem Könige als höchstem Ober* 
haupte der Nation, damit er beständig über die Handhabung und Erhaltung 
der Unabhängigkeit, des Gleichgewichts und der Harmonie der andern politi- 
. sehen Gewalten wache. 

Art 72. Die Person des Königs ist unverletzlich und heilig; er steht 
durchaus unter keiner Verantwortlichkeit. 

Art 73. Seine Titel sind: König von Portugal und Algarve, diesseits 
und jenseits des Meeres, in Afrika, Herr von Guinea und der Eroberung, der 
Schiffahrt, des Handels von Aethiopien, Arabien, Persien und Indien; und 
wird genannt Allergetreueste Majestät 

Art 74 Der König übt die vermittelnde Gewalt aus: 

1) indem er die Pairs in unbestimmter Zahl ernennt; 

2) indem er die allgemeinen Cortes und während der Zwischenzeit 
ihrer Sitzungen, im Falle das Staatswohl dieses erfordert, die 
ausserordentlichen Ck)rtes zusammen beruft^ 



damit sie die Gß^^sixf^ )xa]ieia ,(^rt. 65i) ; 
4) iiHklp ^ die Zasaaup^berofuDg d^r General-Cortes verschiebt oder 

voranrückt» oder indem er die Auflösung der Kammer der De- 

j9Uirt€p in .4^ F^fißp p^ d^ S^taa^wobl solches erheische, 

.amMr<lDtf jE^d jinv^z^gHcli eine ,i^dere an ihf e Stelle zusammen 

beruft; 
Si indem ß^ iireiwjUig die ßtf^atsmipistjer ernennt oder ^setzt; 
J) 49<^ er die gerichllichep Obrigkeiten ;m F^e des Artikels 121 . 

susfi^lidirt; 
3} j^deoi er die ^trafen der Crimijpalverbrecber» die ihnen vermtSge 

Ürttieils auferlegt sind, mildert, oder ihnen ganz nachlässt; 

8) indem er im dringend^ Falle eine Amnestie ertheilt, und wenn 
4ie M^(^<i!^i(^j^<^U iipd dfis StaaU^Qhl es also erfordern. 

Zweites Capitel. 
Ton der vollziehenden Gewalt, 

. ilirt. '75. J^er JK,ötni(; ist das Obiirh^^pt der vollziehenden Gewalt und 
fibt solche durch seine StaaUminister aus; ihre vorzüglichsten Befugnisse sind: 

1) jn 4^9 Königreich Portugal den 2. Mai des vierten Jahres der 
bestehenden Geset^ebun^, und in den Golopicn das Jahr ^vof, 
djl^ ne^en allgemeinen Cortes zusammen zu berufetn; 

2) die B^chöfe und zu den ^eiisQichjpn Pfründen zu ernennen; 

3) zu allen weltlichen und geistlichen Aemtern zu ernennen; 

;. . 4) die ]Befel\lsJba^r der JLand- und Seemacht zu ernennen, und 
sie jedesmal, wenn das Wohl des Staats es erfordert, abzuändern; 
^) die Geisandten und alle anderen ^an^dels- oder politischen Agenten 
^ ernennen; 

9) die pj(]|]|itische;^ Unterhandlung^ mit den au3w'ärti9en Nation^en p 
ieiten: 

7) Allianz-, Ofifen^iv-, Defensiv-, Subsidien-, Handels- Verträge zu 
schliessen, sie nach deren Abschliessung zur Kenntniss der allge- 
meinen Gortes zu bringen, wenn das Interesse und Wohl des 
Staats es gestatten. ^.F^Ile d^e zu Friedenszeiten geschlossenen 
Yert^r^ge ^ine Abtretung ode^ ^u^f^usQ^ujDijg vom Gebiete des 
Königreichs oder von Besitzungen, worauf das Königreich An- 
sprüche hätte, veranlassten; so sollen dieselben nicht ratificirt 
werden, ohne dass die allgemeinen Gortes sie bestätigt hätten; 

8) Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, und dabei der Ver- 
sammlung diejenigen Mittheilungen zu machen» welche ^it dem 
Ipteresse und dem Wohle des Staate vereinbar sind; 

'9] Naturalisationsdiplome dem Gesetze gemäss zu ertheilen; 

lOJ Titel, Ehrenstellen, Militärorden und Belohnungszeichen für die 
dem Staate geleisteten Dienste zu ertheilen, wobei die Pensionen, 
die auf dem Staate haften, von der Genehmigung der Versamm- 
lung, im Falle, wo sie durch ein Gesetz ausgesetzt und bestimmt 
sind, abhängen: 

11) die Decrete, Instructionen und Reglements, welche nöthig und für 
die gute Vollziehung der Gesetze tauglich sind, zu fertigen; 

12) die Verwendung der durch die Gortes bewilligten Eipkünfte für 
die verschiedenen Zweige der Verwaltung zu decretiren; 
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jede anderen kirchlichen yerfassun^ge^i, >]$E^i[i^|e ^r y^^ßs^mg 
nicht zuwider sind, zu bewilligen oder zu verweigern > wobei im- 
mer die Genehmigung der Gortes vorangehen muss, wenn solche 
allgemeine Verfügungen enthält; 
14) überhaupt för AHes, wa3 <)ie innerliehe Ruhe des Staats betrifft, 
^n <]en durqh die Yerfassui^ vojcg^hrieb^en f ornpMS^ ^u sorgen. 
AM* 76. Der König, ehe er als solcher ausgerufen yflrd, ,m\i^ ;in ,^e 
H'ande des Präsidenten der Pairskammer, bei versammeUen 4>Qide^ )^^){;mei|i, 
Menden ;£i4 schwören: 

,J{ch schwöre, die Katholisch- Apostolisch^Ri^miscIie Religjf^ ^ \!fllß^' 

haben, die politische Verfassung der Pprtugiesisi^^a l^f^^H?^ .W^ 

al)e aivleren Gesetze des Königreichs zu beobachten .und ^f^cbt.f4 

zu lassen, und in Allem, so viel in Aiei^ep «Kr'^ft^ ste))t, ^!^,^i>^ 

jipilgei^einp Beste der Natiqn za soigiep.*' 

Axt 77- Per£önig kann ohne Erlaubniss der allgemeinen €o^ x^i 

aus dem Königreiche Portugal gehen, und wenn er es (JenAq<;|) Iblflt^, r^i^ftU 

es ai^j^ei^^Q Jf^ßt^^t ^ i^^^hß ^r ^er Kropß entsfigt. 

Drittes Capitel. 
Vm der königliehen Familie uncE ihrer Dotation» 

Ar^. ;zß. Pj^r verptvlhlicjhe Exjifi des ^^önigr^iqhs ^c^l d^x^ Ti\pl iöiAfr 

.{icher Prii^z, ffpd sein ^te$ler Sohn de^ Xiteji l^rinjE vpfi fjeir^ ,^Uhr^; j^Te 

anderen P^iQ^^eji;! jf^eissen Infanten. Per ii^o^pcipz, so wi/e der P/'io^^ytin 

Beira, werden königliche Hoheit titulirt. Die Infanten werde^ 6(9i^<iJt 

betiteH. 

Art. 79. Der vermuthliche Erbe, wenn er 14 Jahre erreicht hat, soll 
in die Bände -^ Präsidenten der Pair^ammer, bei versammelten l)ddien 
Kaihmem, folgende Eid leisten:- 

y,lQJi ;^cb]iyö^e, die KathoIi^ch-^postolij^^Böxi^ische- R^qligion zu 
handhaben, die politische Verfassung der Portugiesischen Nat^9 JfXt 
' Jb^oi^achten u)a4 den Geset;^n und dem Könige zu gehorch^;f.'' 

Art. 80. Die alJl^eipciinen Gortes, sobald der Könif^ zur Bc^ei^iing jse- 
^ngt, ^ü^sen ih][u, so j/ie der Königin seiner Gemahlii;i, ^in« ihr^r hohen 
Würde gemässe Dotation aussetzen. 

Art. 81. pie Gortes müssen ebenfalls dem Kronprinzen und den Infan- 
ten, vom Tage ihrer Geburt an, eine Doti^tion aussetzen. 

Art, 82. Wenn die Prin];essinnen oder Infantinnen sich verheiratb^ 
sollten, so müssen ihnen die Gortes eine Au^st^er aussetzen, un^ ^i dejr^n 
Bezahlung hört ihre potation avf. 

Art. 83. Den Infanten, die sicjii vermählen und künitjig ausse^h^ di^ 
Königreichs residiren werden, soll eip für allemal eine gewisse, von den Cpr- 
t,es festgesetzte, Su^me ausibezahlt werden, und von dem T^ge der Ausbe- 
zah^ung derselben an ihre Dotation, aufhören. 

Art. 84. Die Dotationen und Aussteuern, von denen in obigen Artikeln 
die Rede gewesen, werden aus dem königl. Schatte be^^hlt, vnd eineoi vop 
4w Könige zu ernennenden Intendanten UbergebeUi mit depi alle Acliv- und 
Passivgesciäfte des königlichen Hausejs verhandelt werden. 

Aft. 85. Die Para&te und königlichen Ländgüter, yfi^hß der Konig jjdt^Et 
besessen hat, bleibend?« IBigqitl^pm ^M^rj^aqbfojgjer, jm} dief;w*e» Wf^4pp 
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fftr die Ankätife und Bauten, die sie sowohl der Wlirde ab dem l^ergnfigen 
€e8 Königs dienlich erachten, Sorge tragen. 

Viertes Gapitel. 
Von iißr Erlfolge zur Kron^. 

Art. 80. Die Königin Donna Maria II., von Gottes Gnaden ^ und durch 
die förmliche Abdankung und Abtretung des Herrn, Pedro L, Kaisers von 
Brasilien, wird immer in Portugal herrschen. 

Art. 8V. Die] legitimen Nachkommen derselben werden auf dem Throne 
nach Ordnung der Erstgeburt folgen, so dass immer die ältere Linie der jun- 
gem, in derselben Linie der nähere Grad dem entferntem, in demselben Grade 
'das männliche Geschlecht dem weiblichen, und in demselben Geschlechte die 
ältere Person der Jungem vorgezogen werde. 

Art SS. Im Falle des vollständigen Aussterbens der geraden Linie der 
legitimen Nachkommen der Königin Donna Maria IL wird die Kroue an die 
Seitenlmie übergehn. 

Art, 89. Kein Fremder kann in der Krotie von Portugal nachfolgen. ' 

Art 90. Die Vermählung 'der Prinzessin vermuthlichen Thronerbin wird 
immer mit Einwilligung des Königs, und nie mit einem Fremden yor sich 
gehen. Wenn der König in dem Augenblicke, wo man sich mit dieser Ver- 
mählung beschäftigen soll, schon aufgehört hätte zu leben; so wird sie nicht 
ohne die Einwilligung der allgemeinen Gortes ins Werk gesetzt werden können. 
Ihr Gemahl wird keinen Theil an der Regierang nehmen, und den Namen 
König erst dann tragen, wenn die Königin ihm einen Sobn oder eine Tochter 
geboren hat^ 

Fünftes Gapitel. 

Von der RegenUchaß während der MinderfährigTceit, oder toegen Hner emdettn 

Ursache, die den König verhindert, zu regi^en, 

Art. 91. Der König ist minderjährig bis zum zurückgelegten achtzehn- 
ten Jahre. 

Art. 92. Während seiner Minderjährigkeit soll das Königreich durch 
eine Regentschaft regiert werden, welche dem nächsten' Verwandten des Kö- 
nigs nach der Ordnung der Thronfolge zugehört, und der selber die Voll- 
jährigkeit von 25 Jahren erreicht haben muss. 

Art. 93. Wenn der König, keinen Verwandten hat, der diese Eigen- 
schaft besitzt; so soll das Königreich durch eine bleibende Regentschaft regiert 
werden, welche durch die allgemeinen Gortes ernannt wird, aus drei Mitglie- 
dern besteht, und wovon das älteste Präsident ist 

^ Art. 94. So lange diese Regentschaft noch nicht erwählt sein wird, 
soll das Königreich durch eine provisorische Regentschaft regiert werden, welche 
aus den zwei Staats-Ministern des Innern, und der Justiz, und aus den zwei 
ältesten wirklichen Staatsräthen besteht, und in welcher die Königin Wittwe, 
und in deren Ermangelung der älteste Staatsrath den Vorsitz fähren wird. 

Art; 95. Im Falle die Königin Regentin stirbt, soll ihr Gemahl in der 
Regentschaft den Vorsitz Hihren. 

Art 96. Ist der König aus irgend einet physischen oder moralischen 
Ursache, welche durch die Mehrzahl in beiden Kammern der Gortes offenbar 
anerkannt ist in der Lage, dass er unmöglich regieren kann; so soll djerKroif- 
prinz, wenn er 18 Jabre alt ist, an seiner Stelle regieren. 
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iirt..€7» Die lUgentia» ao üije auch die AegenUehaft, sollen^den im 
Art 75. erwähnten Eid schworen, nebst dem Zusätze des Eides der Xreue 
gegen den König, und dass sie ihm die Regierung sogleich bei seiner Voll- 
jahrigkeit, oder beim Aufhören der Ursachen, di^ihp zu regieren verhinderten, 
übergeben werden« * 

Art 98. Die Acte der Regentschaft und des Regenten sollen .im Namen 
des Königs unter folgender Formel bekannt gemacht werden: 

„Befiehlt die Regentschaft im JNamen des Königs befiehlt 

der Kronprinz Regent im Namen des Königs.** 

Art. 99. Weder die Regentschaft noeb der Regent sind veranti^trüich. 

Art IOO4 Während der Minderjährigkeit des Throi^olgers soll sein 
Vormund derjenige sein , welchen der König in seinem Testamente .dazu ei;-« 
nannt haben wifd. In dessen Ermangelung wird die Königin Mutter Vormün- 
derin, und in Ermangelung der Könij^in sollen die allgemeinen Gortes den 
Vormubd ernennen. Jedoch darf niemals Vormund des minderjährigen Königs 
derjenige sein, welchem die Krone im Falle des Todes des* Königs durch. die 
Erbfolge zufallen würde. 

Sechstes GapiteL 
Vom Ministerium, 

Art. 101. Es sollen mehrere Staatssecretäre bestehen; das Gesetz wird 
die Geschäfte bezeichnen» die jedem derselben zustehen; es wird diese vereini- 
gen oder trennen, je nachdem es zweckdienlich sein wird. 

Art 102i Die Minister sollen jeden Act der vollziehenden Gewalt 
unterzeichnen, und diese Acte können ohne diese Formalität nicht vollzogen 
werden. 

Art 103. Die Staatsminister sollen verantwortlich sein: 

1) wegen Verrätherei; 

2) wegen versuchter Bestechlichkeiti Anstiftung von Verbrechen und 
wegen Erpressung; 

3) wegen Missbrauchs der Gewalt; 

4) wenn sie gesetzwidrig handeln) 

5) wenn sie auf irgend eine Art gegen die Freiheit, Sicherheit und 
das Eigenthum der Bürger handeln; 

6) wenn sie auch nur die geringste Verschwendung der Staatsgelder 
begehen. 

Art 104. Ein besonderes Gesetz soll die Beschaffenheit dieser Verge- 
hungen, und die Art, wie dagegen verfahren werden soll, bestimmen. 

Art 105. Der mündliche oder schriftliche Befehl des Königs rettet die 
Minister von der Verantwortlichkeit nicht. 

Art. 106. Die Fremden, auch wenn sie naturalisirt sind, können nicht 
Staatsminister sein. 

Siebentes CapiteL 
Vom Staatsrathe» 

Art 107. Es soll ein Staatsrath sein, der ansRätheUi die lebenslänglich 
bleiben, besteht, und sie werden vom König ernannt 

Art 106. Die Fremden, auch wenn sie naturalisirt sind, könnra nicht 
Staatsrättie werden. 

Art 109. Die Staatscätbe, ehe sie die Geschäfte antreten, müssen ia . 
die Bände dei Königs deo Eid abUgen» die Römisch-KathoUsche Religioa ai 
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h^mdl^abeto/ dte V^tTiMttfti^' tiiid' di« (k^tte ta btM»«ftlitfea,' deixS KInige ge- 
treu p seiti, ihth nabh ibrcfoi Gk^^s^ieä zu rdlbeii) und dabei lipr das Wdkl 
der Natioii -vor Augen< zu bsbeii: 

Att. HO: Die Mitglieder de^* StaMsi^ths sollen bH alten wiefatigeii An* 
gelegenheiten und bei den allgemeinen Verwaltungsmassregeln, besonder» übdf 
Erikimung des Krieges mit auswSrtigeni Nationen, so wic^ aücb b^i allto An- 
gelegenheiten angehört werden, wo deV König^die Absiebt hat, eine dtVy det: 
vermittdnden Gewalt zustehenden\ B^fifgiutoe, wel<ihe im Art. 74. benannt 
sind, auszuüben, mit Ausnahme des' Si 5. 

Art 111, Bie Staatsr'athe sind fUr die ertheMicn RaihscHfige verant- 
^brtlicfa, wenn sie gegen äüt Gesetze und das Beste des Staates offenbar nach- 
theilig sind. 

All. 112. l>er Kronprinz, sobald er 18^Jahre zurackgelegt hat, ist 
Ifitglied des Staatsrathisi von Rddits wegen; die übrigen Prinzen des könig- 
lichen Hauses können nur nach vorläufiger Ernennung von Seiten- des Köntgar 
in deto Sl^ats^aitb koffimeD. 

Achtes Gapitel. 
Von der Kriegsmacht. 

Art. 113. Alle Portugiesen sind verbunden, die Waffen zu ergreifen, 
\SiA di6 Unabhängigkeit und die 6esammtheit des Königreichs zu'unt^stützen, 
und um es gegen die innem uftd äussern Feinde zu verthcidigen. 

Art. 114. So lange die allgemeinen Gorles die stehend^ Kriegsmacht 
ztf'iattd und zur See iticht bestimmen, soll die gegenwärtig b.estehende bis 
ztim Augönlrlicke fortbestehen, wo die Öörtes sie vermin'detn oder verBörehretl' 
werden. 

Art 115. Die KHegsmacfat ist iil ihrem vfesentKchen' Zustande an Ge- 
horsam gebunden; sie kann njur dann zusamnäentreten, wetin sie' durch die 
gtf^^tzmässige Gewalt deü Beföhl dazu erhtaflt. 

Art. 116. Der vollziehenden Gewalt steht eS aus^dblie^sHeh'zu, die See- 
und Landmacht so zu gebrauchen, wie' sie' es ztif Sicherheit und ztir'Vertheidi- 
gung des Königreichs für zweckmässig haften Wird. 

Art 117. Eine besondere Ördonnahr wird die OrgahfsätiöVi' der Armee, 
ihre Beförderungen und Krieg^ucht, so wie auch dasselbe b^i der Seemacht 
regdn. 

Sechster Titel. 
Von der gerichtlttheh Ct^aU'. 

Einziges Gapitel. 
Von den RielUem tmd deh GeriehtHtetkiw 

Art, 118. Die gerichtliche Gewalt ist unabhängig, unid siri) bestehen 
aus Richtern und Geschworenen^ welche letzteren sowohl in bürgerlichen als 
Griminalfällen und in den durch' dit Gesetzbücher zu bestimmenden Fällen 
und Formen statt haben sollen. 

Art 119! Die Gesch'women sprechet! über den Thatbestand; und die 
Richter wenden das Gesetz ap. ' ' . 

Art. It^O. Dfie Richter bleiben beständif im Amte* von Retüts- wegen; 
dies will jedoch nicht so viel sagen, als ob sie nicht von eätensr Orte widi 
eineiff andern je auf eine» dorch das G«riotz zu bestmtüneiKde» Seit unfd Art 
vMeM WeMen kämtm 
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Art. 12t. Der König käiin auf gqgeh sie cüngekommene Klagen, nach 
vorheriger AnböFung und deshalb eingeholtem Gutachteii des Staatsraths, diese 
Richter suspendiren/ Alle sie betreffenden Actensttjicke sollen jedem Districts- 
gerichte übergeben werden, danät tüesesi haefa den gesetzlichen Formen gegen 
sie verfahre. 

Art. 122.' Die Richter können ihr Amt nur durch ein Urtbeil verlieren. 

Art. 12a Alle Riditer des Reichs und agie Justi^bclainte sifird m M 
Missbräuche ihrer Gewalt und fQr, Amtsvergehen verantwortlich, welche sie 
sich in ihren Aemtern zu Schulden kommen lassen; diese Verantwortlichkeit 
wird durch ein Reglementargesetz verwirklicht W9rden. 

Art 124. Wegen Anstiftung von Verbrechen, wegen versuchter Be- 
stechung, Veruntreuung und Erpressung findet gegen sie eine I^opula^rklage 
statt, und diese kann gegen sie innerhalb Jahr und Tag entweder durch den 
Kläger selber, oder durch jede andere Person aus dem Volke, unter Beobach- 
tung der gesetzlich vorgeschriebenen Processordnung, eingeleitet werden. 

Art. 125. Um die Sachen in zweiter und letzter Instanz zu ritfatehj 
sollen in den Provinzen des Königreichs Gerichte errichtet werden, welche' di^ 
Bequemliehk^t des Volks erheischen wird. 

Ai^t. 126. In Grimihalsachen sind das Verhör der Zeugen und alle andcffe 
Processverfahren von der Beschuldigung an öffentlich, und zwar vom heuligen 
Tage an. 

Art. 127. In Civil- sowohl, ah Criminalsachen können die Parteien 
Schiedsrichter ernennen; ihre Urtheile werden ohne Appellation vdlzogen, 
wenn die beiden Gegenparteien desshalb tibereinkoaunen. 

Ai^t. 128.' Wetm man nicht zuvor be'wiesen hat, dass man da$ Ver- 
gleichsmittel versucht hat^ kann man auch keinen Process anfangen. 

Art. 129. Zu diesem Ende werden Friedensriditer bestellt, welcbe za 
derselben Zeit und auf dieselbe Art erwählt werden, wie die Mitglieder 
der Mu&icipalitäten, £in Gesetz wird ihre Befugm'sse und Bezirk« be^ 
stimmen. 

Art. 130; In der Hdfuptstadt des Königreichs soll ausser dem Gerichte, 
dtts' dort, wie in den andern Provinzen sein wird, noch ein Gericht unter dein 
Kämen dös höchsten Justizgerichts bestehen; es soll aus gelehrten Richterit 
bestehen, welcbe nach der Andeimität axKi» den andern Gerichten gezogen 
sind; sie werden mit dem Titel: Räthe belegt. Bei der ersten Organisation 
kann man zu diesem Gerichtshofe die Richter aus den Gerichten nehmelfi, 
welche man eingehen zu lassen für nöthig finden wird. 

Art. 131. Dieses Gerichtshofes Befugnisse sind: 

1) in den durch ein Gesetz zu bestiümienden Saeh^n und Formen 
die Zulassung zur Gassation zu gestatten, oder zu verweigern; 

2) i^r die Vergehungen und Irrtbltoer ;dcr Richter in ibreD Amte" 
-Verrichtungen, der Oberrichter, und der Angestellten bei dem 

diplomatlischen Corps zu erkennen; 

3) ih SaehcÄ streif %«ir Geriditsbarleit und Competehz det Wbvift- 
zH^gerichte Z(t erkenfien nnd ztr ezAsdietdeti, 

Behoben, YerfMraogsvTkiiiuteo. 2. Bd. 11 



16S 

. Si ebenter Titel 
Fofi der VerwdUung vni wm dm Provmun. 

Erstes Capitel 
Von der YervHÜtung. 

Art, 132. Die Verwaltiing der Provinzen bleibt für die Zokiuift wie sie 
ist, bis sie durch ein Gesetz abgeändert wird. 

Zweites Capitel. 
Von den Stadt- Magittrakn. 

Art. 133. In allen Städten und gegenwartig vorhandenen Marktflecken 
und in allen denjenigen, welche künftig noch entstehen werden, sollen Muni- 
cipalit'äten errichtet werden, welchen die politische Oekonomie und die Muni- 
cipalverwaltung besagter Städte und Flecken zukömmt 

Art. 134, Die Municipalitäten werden gewählt,. und hestenen aus einer 
durch das Gesetz zu bestimmenden Anzahl; das Mitglied, das die meisten 
Stimmen für sich hat, wird Präsident 

Art 135. Die Ausübung ihrer Municipalpflichten, die Ab&steng der 
Polizeianordnungen, die Verwendung ihrer Einkünfte und anderer Gelder, 
alle diese Befugnisse sollen durch ein Reglementargesetz bestimmt werden. 

Drittes Capitel. 
Von den öffentlichen Einkünften. 

Art 136. Die Einnahme und Ausgabe der öffentlichen Einkünfte wird 
durch eine Behörde besorgt, weldie den Namen: öffentlicher Schatz führt, 
worin verschiedene gesetzlich errichtete Abtheilungen die Verwaltung • dessel- 
ben und seine Rechnungen besorgen. 

Art 137. Alle directe Steuern, ausgenommen diejenigen, welche zur 
Bezahlung der Zinsen und Tilgung der Staatsschuld bestimmt sind, sollen je 
für ein Jahr durch die allgemeinen Cortes bestimmt werden, aber so lange 
fortdauern, bis sie öffentlich für abgeschafft erklärt, oder an deren Stelle an- 
dere eingeführt sind. 

Art. 138. Der Staatsminister der Finanzen, nachdem er von deir andern 
Ministem die Ministerialbudgets ihrer Ausgaben erhalten haben wird, soll 
jährlich der Kammer der Abgeordneten, und sobald die Cortes versammelt 
sein werden, eine allgemeine Bilanz aller öffentlichen Ausgaben des bevor- 
stehenden Jahrs und den Betrag aller Abgaben und öffentlichen Einkünfte 
vorlegen. 

Achter Titel. 

Allgemeine Verfugungen und Gewährleistungen der bürgerlichen und 
politischen Rechte der Portugiesischen PUrger. 

^rt. 139. Die allgemeinen Cortes sollen vom Anfange ihrer Sitzungen 
an untersuchen, ob die politische Verfassung des Königreichs genau beobach- 
tet worden ist, 

Art 140. Wenn nach Verfluss von vier Jahren, seitdem die Verfassung 
des Königreichs beschworen worden ist, anerkannt würde, dass einer ihrer 
Artikel abgeändert werden müsste^ so soll der Antrag desshalb schrifUich 



163 

gemacht, und dieser massjron der Kammer der Abgeordneten ausgehen, und 
▼on einem Drittel ihrer Mitglieder unterstützt werden. 

Art. 141. Der Antrag soll dreimal, in Zwischenzeiten von sechs Tagen 
▼on einer zur andern Vorlesung, vorgelesen werden, und nach der dritten 
Vorlesung berathschlagt die Kammer, ob der Antrag untersucht werden 
solle; übrigens wird alsdann verfahren, wie bei der Berathschlagung über 
ein Gesetz. 

Art 142. Wenn die Untersuchung zugelassen und die Nothwendigkeit 
der Abänderung des verfassungsmässigen Artikels ganz bewiesen ist; so soll 
das Gesetz ausgefertigt, vom Könige sanctipnirt und in der gewöhnlichen Form 
bekannt gemacht werden; allein man soll den Wahlherren der Abgeordneten 
für die nächste Legislatur aufgeben, dass sie ihnen in ihren Vollmachten be- 
sondere Aufträge wegen einer erforderlichen Abänderung oder Verbesserung 
der Verfassung ertheilen. 

Art. 143. In der folgendeu Legislatur und deren ersten Sitzung soll der 
Gegenstand vorgenommen un4 verhandelt werden, und das Resultat soll die 
Frage entscheiden, ob dieAenderung oder Verbesserung an dem Grundgesetze« 
gemacht werden soll. Diese wird dann der Verfassung beigefugt und feierlich 
bekannt gemacht. 

' Art. 144. Verfassungsmässig ist nur das, was der Verfassungsact in 
Rücksicht der Gränzen und wechselseitigen Befugnisse der Staatsgewalten und 
der politischen und individuellen Rechte der Staatsbürger bestimmt Alles 
Was nicht verfassungsmässig ist, kann ohne die erwähnten Formalitäten durch 
die gewohnlichen Legislaturen abgeändert werden. 

Art 145. Die Unverletzlichkeit der bürgerlichen und politischen Rechte 
der Portugiesischen Staatsbürger, welche die Freiheit, die persönliche Sicher- 
heit und das Eigenthum Zur Grundlage haben, ist durch die Verfa^ssung des 
Königreiches auf folgende Art gesichert: 

1) Kein Staatsbürger kann verbunden oder abgehalten werden, etwas 
zu ihun, als durch das Gesetz. 

2) Die Verfügung eines Gesetzes kann keine rückwirkende Kraft 
haben. 

. 3) Jeder kann seine Gedanken entweder mündlich oder schriftlich, 
oder im Drucke bekannt machen, ohne einer Gensur unterworfen 
zu sein; nur ist er dabei für den Missbrauch, den er von diesem 
Rechte machen würde, in den durch das Gesetz bestimmten Fäl- 
len und Formen verantwortlieh. 

. 4) Niemand kann wegen seiner religiösen Ansichten belangt werden» 
so lange er die Religion des Staats ehrt und die öffentliche Moral 
nicht verletzt 

5) Jeder kann im Königreiche bleiben oder es verlassen, wie es ihm 
beliebt, und all sein Eigenthum mit sich nehmen; nur muss er 
sich nach den Polizei- Verfügungen richten, und die Ansprüche 
der Dritten befriedigen. 

6) Jedqr Bürger hat in seinem Hause ein unverletzliches Asyl; bei 
Nacht darf man es ohne seine Einwilligung- nicht betreten, ausser 
im Falle einer Hülfsforderung von innen, oder im Falle einer 
Feuers- oder Wassersnoth von aussen her; und bei Tag soll der 
Eintritt in das Haus nur in den durch das Gesetz bestimmten 
Fällen und Formen erlaubt sein. « 
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^7) ^iepi^nd i^^iin clhnp ^i^e ge|en ihn ein^reichte £|a|;e yerbaftet 
werden, ausser in den gesetzlich bestimmten Fällen, und in diesen 
Fällen soll der Richter innerhalb 24 Stunden von der Einkerkerung 
an, dem Verhafteten durch eine unterzeichnete Note den Grund 
seiner Verhaftung, die Namen der Ankläger und der Zeugen, 
wehQ er sie kennt, kund thun. Dies soll in Städten, Marktflecken 
oder Dörfern, die nahe bei dem Wohnorte des Richters liegen, 
innerhalb der 24 Stunden, und in den entfernten Orten innerhalb 
einer möglichst kurzen Zeit, die das Gesetz mit Rücksicht auf die 
Ausdehnung des Gebiets bestimmen wird, geschehen. 

8) Auch wenn eine Griminalklage eingereicht ist, kann Niemand ins 
Gefängniss geführt, noch in demselben zurückgehalten werden, 
wenn er in Fällen, wo es das Gesetz zulässt, Bürgschaft leistet, 
und überhaupt kann der Angeklagte bei Vergehungen, deren 
höchste Strafe sechsmonatliches Gefängniss oder Verbannung aus 
dem Bezirke ist, verlangen, auf freien Fuss gestellt zu werden. 

9) Mit Ausnahme der Ergreifung auf frischer Tbat kann Ni^fnand 
ohne schriftlichen Befehl der rechtmässigen Behörde ins Gefänipuss 
gebracht werden. Ist dieser Befehl willküdidi gegeben; ao .wird 
der Richter, der ihn gegeben, und derjenige, der darum eingftr 
kommen ist, mit ^afen bel^t, die das Gesetz bestimmen wird. 
Was hier wegen der Verhaftung; im Gefängnisse vor förmlicb ein- 
gereichter miage gesagt ist, umfasst nicht die Militärbefi^lM^* die 
mx Erhaltung der Krie^zucht iund zur Recrutirung der Armee 
nöthig sind, noqh die Fälle, welche nicht rein criminell sind, und 
wo das Gesetz dennoch die Verhaftung einer Person verhängt, 
weil sie den Verfügungen der Justiz ungehorsam war, oder eine 
Verpflichtung in einer bestimmten Frist nicht ei:fällte. 

10} Niemand kann vehirtheilt werden, ausser durch die gehörige Be* 
hörd^ vermöge eines früher erlassenen Gesetzes und in der dufch 
dasselbe vorgeschriebenen Form. 

11) Di^ U^abhängigkeit der richterlichen Gewalt soll aufrecht erhalten 
werden. Reine Behörde darf eine anhängige Sache .vor ^in anderes 
Geric;ht benifeQ,. sie pnterdrücken^ oder abgemachte Processe 
^eder in? Leben rufen. 

12) Das (jreset? ist für alle gleich, es mag schützen oder bestrafen; e$ 
belohnt je nach seinem Veräienste. , 

13) Jeder Bürger kann zu jfeder öffenüichen, bürgerlichen, politiscl^en 
oder militärischen Stelle gelangen, ohne allen Unterschied, ausser 
dem seiner Talente und Tugenden. 

14) Niemand ist von der nach Verhältniss seiner Habe berechneten 
Beisteuer zu den Staats-Ausgaben enthoben. 

iff) Alle Privilegien sind abgeschafft, die tiicht wesentlich und wegen 
des gemeinen Besten mit den-Aemtern vollkommen verbunden 
sind. 

16) Ausgenommen die Sachen, die ihrer Beschaffenheit nach und ver- 
möge der Gesetze vor besondere Richter gehören, giebt es keine 
privilegirte Gerichtsbarkeit noch Specialcommission weder in Civil- 
noch Griminalsachen. 

17) Es soll so bald als möglich .ein Civil- und ejn CriminaJ-Gesetzbuch, 



.f^igrüiidat JMif feste ^Meft d«r Cr«ra(^tigfceit: luid BiWgkeit, abge- 
Jüsi werden. 
16) Von diesem Augenblicke an sind abgeschaut der Staupbesen» die 
Tortur* die Brandmarkung und alle anderen nopb grausamere 
Strafen. 

19) Keine Strafe soll sich weiter erstrecken, als auf die Person des 
Verurtheilten; darum wird in keinem Falle die Confiscation der 
Güter statthaben; und die Ehrlosigkeit des Uebelthäters kann kei- 
nen seiner Verwandten in irgend einem Verwandschaftsgrade treffen. 

20) Die Gefängnisse sollen sicher, reinlich und gut gelüftet sein, auch 
mehrere Abtheilungen für die Angeschuldigten den Umständen 
gi^mäßs und je nach der Beschaffenheit ihrer Verbredien haben. 

:^1> Das Eigentbumsrecht ist in seiner ganzen Ausdehnung g^sicäeri« 

22) Die Staatsschuld ist ebenfalls gesichert 

23) Keine Art Arbeit, Landbau, GewerbsQeiss oder Handel kann ver- 
boten werden, $o lange er den. öffentlichen Gebräuchen, der Sicher- 
heit und Gesundheit der Bürger nicht zuwieder iat 

24) Die Erfinder behalten das Eigentbumsrecht ihrer ErOn^ui^en 
oder ihrer Producte. Ein Gesetz sichert ihnen ihr ausschliessli- 
che.s Privilegium fl)r eine gewisse Zeit oder eine &itscbädigiHig 
für den Schaden, den sie erleiden könnten, wemi sie ihre Erfiiir 
düng bekannt machten. 

25) Das Geheimniss der Briefe ist unverletzlich. Die Postverwalti^ 
ist für jedes Vergehen gegen diesen Artikel streng verantwortlich. 

26) Die Belohnungen ftir die dem Staate geleisteten Civil- oder Mili- 
tärdienste bleiben garantirt; das Recht, dieselben zu erwerben» 
wird durch ein Gesetz bestimmt. 

27) Die öffentlichen Beamten sind streng verantwortlich für die Miss- 
bräuche und Vernachlässigungen, die sie sich bei der Ausübung 
ihrißr Amtspfliditen zu Schulden kommen lassen, so wie auch da- 
iilr, wenn sie ihre Untergebenen nicht zur Verantwortung gezo- 
gen haben. 

128) Jeder Bärger kann schriftlich der gesetzgebenden oder vollziehen* 
den Gewalt Ansprüche« Klagen oder BiUscbriften vorlegen, wenn 
sie irgend ,eine Verletzung der Verfassung aufdecken, und dabei 
die wirkliche Verantwortlichkeit der Uebertreter bei der gehörigeii 
Behörde auffordern. 

29) Die Verfassung garantirt auch die öffentlichen äülfs- Anstalten. 

iXlf) Der Primär-Unterricht ist für alle Bürger unenlgeidlich. 

31) Die Verfassung garantirt den Erbadel und dessen Vt)rrecbie. 

32) In Collegien und auf Hochschulen sollen die Elemente der ernst- 
haften und schönen Wissenschaften so wie der Künst^ gelehrt 
werden. 

33) Die verfassungsmässigen Gewalten können weder die Verfassung 
suspendiren, noch die individuellen Rechte antasten, ausser in den 
Fallen und Umständen, die im folgenden Artikel bestimmt sind. 

34) Im Fall von Aufstand oder Einfall des Feindes, wenn die Sicher- 
heit erfordert^ dass man für eine bestimmte Zeit lang einige der 
Förmlichkeiten auf die^Seite setze, wodurch die individuelle Frei-^ 
heit garantirt ist, wird man dafür durch einen speciellen Act der 
gesetzgebenden Gewalt sorgen. Wenn dJ9 Cortep nipht ^seitig 
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geiiiig vereinigt werden können öder die GeMr dringend würde* 
soll ^die Regierang dieselben Massregeln als provisorische Und un- 
umgängliche Hülfe nehmen dürfen, und den gewöhnlichen Gang 
nach dem Drange der Nothwendigkeit suspendiren können ; aber 
in allen Fällen muss sie den Cortes, sobald sie versammelt sein 
werden, einen Bericht nebst Angabe der Beweggründe zu den 
vorgenommenen Verhaftungen und andern Massregeln vorlegen. 
Jede Behörde, welcher die Vollziehung derselben aufgetragen 
gewesen se^n mag, ist fbr die dabei begangenen Missbräuche ver- 
antwortlich. 

Ich befehle allen Behörden, welchen die Kenntniss und die Vollziehung 
gegenwärtiger verfassungsmässigen Charte zusteht, dass sie dieselbe beschwö- 
ren und beschwören lassen, und sie in ihrem ganzen Inhalt und in jedem ihrer 
Artikel befolgen lasse«. Die Regentschaft meiner Königreiche und Besitzun- , 
gen hat sich darnach zu richten. Mitbin soll sie besagte Verfassungsurkunde 
in ihrem ganzen Umfange und jeden ihrer Artikel drucken, bekannt machen 
vollziehen lassen und aufbewahren, damit solche gültig sei gleich einem in 
der Ganzlei ertheilten Act, ob sie gleich dort nicht ertheilt ist, ohne Rücksicht 
jeder entgegengesetzten Ordonnanzen, welche Ich dabei vernichte und dagegen 
jene für gültig erkläre, und unerächtet aller etwaiger Fehler in der Abfassung 
and Ermangelung anderer Stylförmlichkeiten, dcFen Ich hiermit zu entheben 
gerahe. 

Gegeben im Palast zu Rio-Janeiro, den 19ten Tag des Monats April 
des Jahres der Geburt unseres Herrn Jesus Christus 1826. 

Unterzeichnet: Der König, Qebst Handzug. 



Als Ergänimng dieser Verfassung hatte Kaiser Pedro am SOsten 
April 1826 durch besondere Decrete ♦) 91 Pairs nach Artikel 39. die- 
ser Yeriassiuig ernannt, darunter 5 Erzbischöfe und 14 Bischöfe auf 
die Dauer ihres Amtes oder Lebenszeit und 72 weltlicbe Pairs (zwei 
Herzoge, 26 Marquese, 42 Gräften, 2 Visconde*s> mit Vererbh'chkeit 
dieser Würde auf ihre Nachkommen. - An demselben Tage war auch 
ein Beeret von ihm zu den Wahlen der Abgeordneten nach Artikel 
63 — 70. der Verfassung erlassen , ♦♦) indem er der Regentschaft die 
nach Art. 70. bestimmten weiteren reglementari^chea Anordnungen 
überliess. Diese erfolgten in dem Wahlgesetz vom 7. August 1826.***) 
Die Wahlen der Abgeordneten gingen in den nächsten Wochen vor 



V ^t*^ Formel derselben ist in den neuesten Staatsacten 1826, Bd, F.» 
S. 254. abgedruckt. 

**J ' Gleichfalls in den neuesten Staatsacten a, a, 0. abgedruckt. 

***J Die allgemeinen Anordnungen, die aber durcJiaus nicht von dem öten 
Capitel des Aten Titels der Yerfassungsurkujrtde abweichen, sind von diesem 
bis auf 50 Artikel ausgedehnten Wahlgesetze in die neuesten Staatsacten 
Bd. TL, S. 211—13 aufgenommen. '' 
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rieb, so dass bereite am 30. Octobi^ 1826 die- Gortes naeh der neuen 
Verfassung durch die Infantin -Begentin Isabella Maria eröffnet, wer« 
den konnten. Aber die innere Ruhe Portugals war damit nicht her- 
gestellt, denn obwohl der Infant Miguel zu Wien am 29. October 
dess. Jahres durdi Procuration feierlich den Verlobungsact mit der 
siebenjährigen Königin Maria da Gloria vollzogen hatte, war zu seinra 
Gunsten mit Unterstützung der Königin l|utter Gariota und der« 
Spanischen Regierung gegen die Verfassung ein Blilitär - Aufstand in 
den nördlichen Provinzen Portugals ausgebrochen, der bald die Hälfte 
des Landes überschwemmt hatte und nur in der entschiedenen Aus- 
ii[Hracbe und Hülfe des Britischen Gabinets den nicht so leicht zu 
überwuidendeii Widerstand fand« 

per Infant Miguel spielte inzwischen seine zweideutige Rolfe so 
gut, dass er seinem Bruder, dem vom Schauplatze entfernten Kaiser 
in Rio' Janeiro vorspiegeln konnte, wie es nur dem Mangel an Ener- 
""gie bei der infantin-Regentin und ihren schlechten Rathgebern zuzu- 
schreiben wäre, wenn nicht ganz Portugal fortan beruhigt unter dem 
Schutze der neuen Constitution lebe. Pedro erliess daher nochmals 
als Kaiser und König von Portugal, wiewohl ihm dies eigentlich' nichC 
mehr zustand, am 3. Juli 1827 ein Decret, durch welches er d&t 
Infanten Dom Miguel zu seinem Stellvertreter ernannt und ihm seine 
Gewalt als König von Portugal und Algarve während der Minder- 
jährigkeit der Königin Maria da Gloria übertrug, „um dieses Reich 
nach der .constitutionellen Charte vom 19. April 1826 zu regi^en.'' 
Der Infant Miguel nahm bereitwilligst den Auftrag und die Bedin- 
gujagen an, der Bürgerkrieg in Portugal war jetzt beseitigt; Miguel 
^g am 6. December 1827 aus Wien und kehrte über Paris und 
London, jedes Gabinet nach seinen damaligen verschiedenartigen poli- 
tischen Ansichten befriedigend, nach Portugal zurück. Am 22. Fe- 
bruar 1828 übernahm er zu Ussabon aus den Händen seiner Schwe- 
ster Isabella Maria die Regentschaft, leistete nochmals als Regent am 
26. Februar d. J. den Eid auf die Verfassung und warf dann nach 
zwei Wochen die Maske ab. Am 13. März 1828 löste er von den 
seit dem 2. Januar d. J. versammelten constitutionellen Gortes, die 
Kammer der Abgeordneten auf, hob sodann am^ 17. März das Wahl- 
gesetz vom 7. August 1826 auf und ernannte eine Gommission ^r 
Entwerfung neuer Wahlanordnungen, „welche mit der Verfassung 
nicht weniger, wie mit den alten Gebräuchen und den der Monarchie 
eigenthümlichen Gewohnheiten des Landes^ in Einklang stehen soll- 
ten. 'Darauf liess der Infant Regent das Decret vom '3. Mai 1828 
folgen, in welchem er die alten drei Stände des Königreichs nach 
der V^fa^sung der Gortes von Lamego b^ief, ,um auf feierliche 



und' geMititehe Wdife tiacb 4eti'Gewolmh«tteii iMd G^bfSMieti 4m 
Kötiigisidis, wie in B«olrachtütig der bei ihnlicheD GetegMbetti^i 
gdiraachten FormeD« die wiebägen Punkte des PoHogiesisiAien Stallt 
redils kl Anwendung zn bringt''. Die^ Versanmiung der aUea 
drei Stände wurde unter dem Yorsitc de^ Infanten Miguelaai 23s!t9* 
Imii . d. J. eröffnet und beschäftigte sich sofort mit der Untersoohongr 
ob nicht Dem Miguel durch die alten Grundgesetze des Reidit» i^ 
ErbMge seines Vaters JoSo VI. berulbn sei. Und scAon awei Tag» 
^ter waren diese C!ortes mit der Prüfung der SüccessionirecM# 
fertig, und eikHüten am 25. inni Dom Miguel nach den sogedaimtea 
Grundgesetzen des Reichs als den rechtmässigen König ron Portugal 
und Algarve ; Miguel sanctionirte diese Erklärung der Cortes zu sei- 
nen Gunsten am 30. Juni und verrichtete von- diesem Zeitpunkte ab 
alle Begierungshandlungen als König , ohne Bücksiebt auf seine be* 
schworenen Verbindlichkeiten gegen die Verfassung, gegen seinen 
Bruder und seine Nichte. 

In denselben nördlichen Provinzen Portugals, aus deneir Bllgüet 
vor vier Js^ren seine Beaction begann , erhob sich nun der B&rgef- 
kampf -zo Gunsten der Verfassung vom 19. April 1826. Porto wnrd^ 
mn der Hauptsitz der Constitutionellen, der Kaiser Pedro nahm jetirt 
seme Decrete zu Gunsten Miguels zurück und forderte als Vafer iitid 
Vormund der Königin Maria da Gloria die Portugiesen auf, die Ver^ 
fisautig und das Becht der Königin gegen die obherrschende Faction 
des Absolutismus zu vertheidigen. Die junge Königin kam nofft 
Europa (Sepi 1838), nur die Unterstützung der Englischen Hegi^- 
rung hielt Are Sache gegen dte übrigen Staaten und auch bei 4m 
ddbon ettKhopften Vertheidigem des Constitutioiiaiismiis in Fofrltlgal 
selbst aufrecht ;' ^ aber dennoch war Miguel nriie dafan , seinen Sieg 
vollständig sicher zu stellen , da schon der Papst, die Nordameflkanl^ 
sehen Freistaaten und der König Ferdinand Vll. von Spanien ihn ab 
reditmessigpn Beherrscher des Portugiesischen Staates anerkannt 
hatten (1829—30), und ein gleicher Schritt von der Französischetf 
Begiernng bevorstand , als die Juli - Bevolu<ion in Frankreich iiiid dlfr 
Stürz des Tory - Mimsteriuäis in England für die Sidierstellung dc^ 
c<wt»futtoiieilen Systeme auf der Pyrenaeisch^Ei iialbäfsel ne^e Garim- 
tieft 9B währten. Afittelba^ leistete M^uel gegen sieb selb sl'dadurt^ 
ane fliacbhaltende Unterstützung, tihss er sich schonungslos ekfser 
vrahrbaften Schreekensregierong überKess und kiebei nicht nur dat 
PortugiefSsche Volk in ollen Abstufixoge» sich immer mehr entfrem- 
dMe, soiidc^n auch mit der Btitisdien nnd Französischen -Begierung 
wegen Verletzung ihrer beiderseitigen Uitterthanen in miehrere Con- 
Qicte gerieth. Doch feUle den milKärisdien Op^ationen für di^ 
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^fige KÖB^ auf dfem Portugiest^beli fiod^ii eine eo^eciMnde Lei^ 
tungy.um dje manpigfaeben Ansprache der ParÜieifährer zu beseitigt 
bis ihr Vater nach Enisagung auf die Kaiserkrone Yon foasiiien m Gijih 
stell seines Sohnes Pedro IL am 7. April 1831 selbst nach Europa kaai^ 
ttnd nach dem Manifeste Tom 2. Februar 1832 die legitime Regie- 
rang' seiner Tochter Maria in Portugal wieder iMTzustdlen erklärte^ 
und die obere Leitung des Kampfes übemahm. '*') Er wählte ek 
seinen ersten Schauplatz die Azerischen insehi (März bis Juni 1832), 
landete dairn in Porto (9. Juli 1832), eroberte von hier aus io sehr 
taagsamem Fortschreiten mit mitftdbarer Unterstützung der Britisdiea 
und Französischen R^ierung die nördlichen Provinzen Portugals, und 
nach dem Siege seines talentvollsten Generds VMIaflor (Herzog von 
Terceira) auf dem Imken Ufer des Tejo am 23. Jirii 1833, öOheAe 
audi Lissabon seine Thore und wurde wieder* der Sitz der neuen 
constitutionellen Regierung; die Königin Maria hielt ihren Einzug in 
die Hauptsta<k erst am 23. September d. J. Dennoch dauerte der Bür- 
gerkrieg noch gegen ein Jahr bis zur gänzlichen Niederlage dar 
Migueiisten bei Asseicera durch den Herzog von Terceira am 16. Mai 
1^34, worauf in der Uebereinkunft zu Evoramonte ain 26. Mai Dom 
Hfguel sich veij[>flichtete , in 14 Tagen den Portugiesischen Boden zu 
verlassen,**) weder nach Portugal noch nach Spanien zurückzukeb- 
ren, und wie er m der eig^hcmdigen Erklärung vom 29. Mai aus- 
drüddich hinzufügte, sich weder direct noch indirect in cKe politiseheii 
Angelegenheiten Portugals einzuUMSchen. Dies hinderte ihn aber nicht, 
gleich nach seiner Ankunft auf der Küste Italiens (Genua) unter dem 
24. Juni 1834 eine Protestatton gegen diese Capitulation zu erlassen, 
zu weicher er sich nur gezwungen gesehen habe, um grösserem 
Unglücke und Blutvergiessen unter seinen getreuen Unterthanen vor- 
zubeugen, und deshalb lege er Einspruch gegen jede Neuerung der 
gegenwärtigen Regierung zu Lissabon ein. 

Nach der Ueberwäitigung des inneren Feindes wollte der Her- 
ing von Braganza (Kaiser Pedro) seine Unternehmungan für Portugal 
mit der Gonsolidirnng seiner Verfassuni; vom 19. Jpril 1826 
krönen* Er erJKess im Namen der König^i ein {^ecret am- 3^ Juni 
1834 über die Wahl der Abgeordneten für die nädisten Gcrtes* Anf 
35^00 Seelen sollle ein Abgeordneter gewähtt werden; die (^sammt- 
zahl decselbenr wurde auf 141 festgestellt, darunter 121 für die sechs 



*J Er führte Moh der Mnt^^gmg^d&n^ TUd eines JSkr:iü(/$ v. Bragaaiaa,*' 

* V ^ €rlmU em Jahrg^fhM vwt a75»Q9Q Free, /mm JUr. t^emeei/ 
und lehte seit dieser Zeit in Italien, am häufigsten in Ron$; er iourde noch 
eine Zeit lang von den Italienischen Staaten, namentlich von Sardinien, als 

11* 
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Provinsen Portagars (Minho =s Id, Douro » 27, Trag^s-Honteff »= IS^^ 
Beira s= 28, Estremadura = 20, Alemtejö = und Algarve == 0); 
8 für die Azorischen Inseln, 4 für Madeira, 4 für die übrigen Afrika- 
nischen und gleichfalls 4 für die Asiatischen Besitzungen (Goa, Bfa- 
cSo, Timur und Sulu). Die ersten Gortes wurden am 18. August 
d. J. noch durch den Herzog von Braganza im Namen seiner Tochter 
erößhet Nachdeib die Anerkennung der neuen Portugiesischen Re* 
gierung von vielen Europaeischen Staaten glücklich erlangt wäre, be* 
zeichnete er als die Hauptgegenständc der Diätigkeit der Gortes: 
Gesetze zur Regelung der ^Pressfreiheit, der Verantwortlichkeit d^ 
Minister und Staatsbeamten, der Unverletzbarkeit der Wohnungen, 
der Ueberlassung des Eigenthums zum allgemeinen Besten (Expro* 
priation), der Organisation des öffentlichen Unterrichts und der heue- 
ren Studien, der frommen und mildthätigen Anstalten, der Beförderung 
des Handels, der Gewerbe und besonders der Landwirthschaft, end- 
lich der überseeischen Besitzungen. Der Herzog von Braganza wurde 
von den Gortes (am 25sten von den Abgeordneten und aoi 28. Au-^ 
gust von den Pairs) als Regent während der Minderjährigkeit dßc 
Königin bestätigt; ihm wurde am 12. September von den Gortes das 
Recht eingeräumt, den Gemahl der Königin zu wähleü. Aber schon 
sechs Tage später erklärte der Herzog von Braganza, dass seine er* 
schulterte Gesundheit ihn verhinderte, die öffentliche Verwaltung des 
Portugiesischen Reichs zu leiten, worauf beide Kammern der Gortes 
sofort am 18. September 1834 beschlossen, die Königin Maria für 
volljährig zn erklären, damit sie unverzüglich die Ausübung der ihr 
zustehenden Gewalt anträte. Die Königin Maria stand im sechszehn- 
ten Lebensjahre, als sie am 2). September in der Versammlung der 
Gortes den vorgeschriebenen Eid auf die Verfassung leistete, und 
bereits am 24. September starb der Herzog von Braganza. Noch in 
demselben Jahre vermählte sich die Königin am 1. December durch 
Procuration *) mit dem Herzoge August von Leuchtenberg, dem älte- 
sten Sohne des vormaligen Vicekönigs von Italien, Eugen Beauharnaiis» 
des Stieflohnes von Napoleon; aber diese Ehe wurde nach wenigen 
Monaten durch den frühzeitigen Tod des Herzogs August (28. Msirz 
1835) getrennt, ohne einen Nachfolger dem Reiche gegeben zu haben. 
Es folgte* nun eine traurige Zeit für Portugal, in welcher Hof* 
intriguen, Ehrgeiz einzelner Rathgeber der Königin , Militäraufitände 
iron den entgegengesetztesten politischen Partheien hervorgerufen 
oder mindestens unterstülzt; endlich Einmischung in die inneren Un- 
ruhen des bedadil^arten' SpaniscBen Reiches, das Land und das Volk 
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▼oti neuem bi^ an den Rand des Yerdeitois berangeEogen. Dfeaer 
Zustand wurde keineswegs durch den Abschluss der 'zweiten Ehe 
der Königin mit dem Prinzen Ferdinand yon Sachsen-C!oburg (durch 
Procuration am h Januar zu Wien und persönlich am 9. April 1836 
zu Ussabon vollzogen) , dem ältesten Sohne des Herzogs Ferdinand *) 
von Coburg und der Fürstin Antoinette von Kohary, gunstiger ge^ 
stellt Vielmehr liess sich dieser Prinz, den seine Gemahlin bereits 
am 3. Mai zum Oberbefehlshaber des Portugiesischen Heeres ernannt 
hatte, bald als ein sehr thätiges Werkzeug in dieses Parthei-Getrefibe 
verwickeln und zog dadurch noch innerhalb, des ersten Jahres seines 
Aufenthaltes in Portugal einen fast allgemein verbreiteten Yolkshass 
auf sich. Die Ereignisse in Spanien während dieses Sommers (vei^L 
oben S. 104) stachelten die Gonstitutionellen zu übertriebenen For- 
derungen auf, nachdem sie das Vertrauen auf die redlichen Absichten 
des Hofes für die Verfassung vom Jahre 1826 verloren hatten. Bei 
den erneuerten Volksaufständen zu Lissabon und Porto (am 9. und 
13. September 1836) wurde, wie in Spanien, die Bückkehr zu dar 
noch mehr die königliche Cewalt einengenden Verfassung von 1822 
verlangt. Die Königin gab nach, ihr Gemahl musste den Oberbefehl 
des Heeres niederlegen und ein neues Ministerium wurde aus enU 
schiedenen Gegnern des Hofes gebildet. Der Britische Schutz galt^ 
weilhier das Interesse beider Länder in gemeinsamem Vortheil stand, 
als das einzige BettungsnMttel für die Königin, um billigere Bedingun- 
gen zur Hodification dieser Verfassung und Annäherung an die Pe- 
droistische zu erlangen. Dies war der Erfolg der Unterhandlungen 
zwischen der unter den Schutz der Englischen Truppen nach Belem 
geflüchteten Konigin und der Nationalgarde, welche sich zu Gunsten 
der Verfassung von 1822 erhoben hatte. Nach der Uebereinkunft 
vom 4. November 1836 sollten durch constituirende Cortes nothwen» 
dig erscheinende Abänderungen dieser Verfassung getroffen, und dann 
dieselbe als Beichsgrundgesetz für Portugal aufrecht erhalten werden. 
Die Eröffnung dieser Cortes - Versammlung, welche nur aus einer 
Kammer gebildet war, fand am 26. Juni 1837 statt, aber ein neuer 
Bürgerkrieg zwischen den Anhängern der beiden Verfassungen (von 
1822 und 1826) unter häuQg wechselndem Glük verheerte das Land 
in dem darauffolgenden Jahre, in welchem jedoch die Geburt des 
Thronfolgers, des Infanten Pedro de Alcantara am 16. Septbr. 1837» 
eine günstigere Stimmung für die Parthei der Königin im Lande ver« 
anlasste, weil sie durch die Sicherung der Thronfolge alich eine b'e* 

*>/ Dieser Herzog Ferdinand ist ein Bruder des damals noch lebenden Herzogt 
Bmst von Sachsen- Coburg -Gotha und steht dem Lebensalter nach zwischen 
iiieeem irnd dem föngem Bruder Leopold, König von Belgien. 



grawteterd WMerliersteilQiw 4er Biflia im Laiuja ^«rhi«».*)' £§ 
erlangle dtdurch gleicbzdiig der Yater des Thronfolgers den Titel 
eines „Königs von Portugal^, ohne dadurch mit bestimmten Beditea 
an der execotiren Gewalt betheiligt zii werden. 

Die Arbeiten der constituirenden Gorte9> welche zuletzt doch 
weniger auf eine Verschmelzung der beiden Verrassungen als auf die 
Wiederaufnahme der Charte des Kaisers Pedro in den wesentlichsten 
PwkteB ausgegangen waren > indem ^ie dem Geiste der Verlassung 
Yön 1822 ganz entgegen glacb anfängUch sich ii>ev die Bildung 
iweier Kammern und das absolutß Veto des Königs geeinigt hatten, 
wurden am 20. März 1838 beendigt Am folgenden Tage wurde 
diese neue Verfassung genehmigt und von den einzelnen Mitgliedern 
unterzeichnet, sie enthält 13S Artikel, also sieben weniger gegen die 
Verfassung von Pedro, welche Verringerung durch den Ausfall des 
Capitels yon dem Staatsrathe entstanden ist Die Königin empfing 
im Grundgesetz „als einen neuen gesellschaftlichen Vertrag**, genehm 
m^e dasselbe und beschwur es samt ihrem Gemahle am 4. April *^) 
in der Mitto der constituirenden Co|rteS| deren Auflösung darauf so- 
fcrt erfo^te. Am 6. Mai d. J. geschah die Beeidigung der Behörden, 
der Vorsts^ide der Gemeinden, sowie sämmtlicher Soldaten und Na- 
tkmalgarden auf diese Verfassung in allen Europseischen Theilen des 
Portugiesischen Reichs.***) Bei der vielfachen Uebereinstimmung 
der Artikel dileser Verfassung, die sicji bis jetzt in gelten- 
der Kraft behauptet bat, mit der oben vollständig abgedruckten 
ans dem Jahre 1826, beschränke ich mich, wie bei der Spanischen 
Ver&ssmig aus dem Jahre 1845, in dieser Sammlung jiur die ab* 
weichenden Bestimmungen aufzunehmen, durch welche einzelne 
Artikel jener Verfassung gänzlich aufgehoben sind. Dies ist haupt«- 
säehlich zu bemerken in Bezug auf die Verwandlung der erblichen 
Pairskammer in eine Wahlkammer von Senatoren auf sechs Jabre^ 
ai^ die Vertauschung der indirecten Wahlen mit directen bei den 
Wahlen der Abgeordneten, auf das Wahlrecht einer neuen Dynastie 
durch die Gortes nach dem Aussterben der regierenden, auf das sehr 



V SeU dieser Zeit hat sieh die Naehkommensehafl der Königin noch 
ansehnlich vermehrt; es sind gegenwärtig fünf Printen und zwei Prinxessin' 
nen atn JLehen» 

**J Gleichseitig erliess die Eönigin ein allgemeines AmnesHe-Deeret ßr 
aUe pMtisdiesi Vergehen seii dem September l^, um die heiden Partheien 
der auf dem Moden der Verfassung sich bekämpfenden Factionen xu versöhnen. 

***) Der Cardinal 'Patriarch von Lissabon und die höchsten Central» 
Uhörden musskn den Eid in die Hände der Königin ahkgen; in dp^ProKin- 
xen waren die obersten geistlichen Behörden mit der Abnahme ies JEida 
beaußragt. 
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IMfibtbeiMgß Yorbot für lUe Abgeordaetoii, m Vefwattuopaittt wih« 
fend ibr^r pariäiQentdrjsdi^ Thätigkttt aBEHnehmen, (BbüMi «uf d« 
WegTäR der Institution des Staatsraths. 



IT« Terftnderte oder nene Artikel itm der 

Terfkissiins Tom 4« April 1886^) Im Verhftlt» 

nisse zur Carta de |el toiü 19. April 1S9«. 

Art. 15. Den Befugni^en . der Gortes wird noch hlnjtiigerMgt: «^mli 
4am Aussterben der regierenden Dyna^ie das Re<;ht eine n.^ue zu wählen.?' 

Art 17. Jede Legislatur wird drei Jahre (statt vier) dasiern» Oi^ 
Dauer der einzelnen Sessionen wird nicht bestinuat. 

Art, 18. StaU eines für alle Jahre bestimmten festen Tenain» der Ah 
öffnung der Versammlung der Gortes ist dem &önige das weitere Recht er- 
öfihet: «»Die Kammern einzuberufen» zu eröffnen, zu yertagen und auftulösen. 
In dem letzteren Falle (der Auflösung) müssen spätestens nach Abhiuf von 
30 Tagen neue Gortes einberufen werden. 

Das driUe Gapitel im Titel IV. von der Pairskammer ist ^llig mar 
gestaltet, indem die lebenslänglichen und erblichen Pairs ia wählbare Seiia- 
|;oren übergehen. 

Art. 39. Die Kammer der Senatoren besteht aus wählbaren Hitgliedeni» 
die von denselben Wählerschaften gewählt, wie die Mitglieder der Kammer 
der Ahgeordneteh. Jeder Bezirk, der vier Abgeordnete zu wählen hau;, w'aUt 
zwei Senatoren. Die näheren Anordnungen werden durch das Wahlgesetz 
bestimmt 

Art. 40. Nur der Kronprinz oder Thronfolger ist nach seinem Rechte 
fortdauerndes Mitglied des Senats, nimmt mit dem zurückgelegten achtzehnten 
Jahre seinen Sitz im Senate ein, hat aber erst nach seinem zurückgelegten 
fünf uhd zwanzigste Lebensjahre das Recht, mitzustimmen. 

Art 41. Die Senatoren müssen (ausser dem im Art 40. bezeidiüeten 
Falle) fünf und vierzig Jahre alt sein und entweder aus Grundbesitsuagen em 
jährliches Einkommen von 20UO Milrei^ (3300 Thlr. Preuss.), oder, wenn sie 
ein Geschäft betreiben, ein jährliches Einkommen von 4000 Milreis (6600 Thlr. 
Preuss.) besitzen. Hohe Aemter in der Militär- und Givilverwaltung geben 
gleichfalls das Recht, zu der Stelle eines Senators gewählt zu werden.' 

Art 42. Die Senatoren werden auf den Zeitraum von sechs Jahren 
erwählt: findet in. dieser Zeit eine Auflösung der Kanmiem statt, so.schaidat 
die QäUle. der Senatoren aus, aber jeder des ausgetretenen Senatoren kanA 
wieder gewählt werden, 

Art 43. Der Senat ist ausschliesslich befugt, über die Verbrechen des 
Hochverraths das Urtheil zu sprechen. 

Art 44. Die Mitglieder des Senats beziehen Als solche keine Taggelder. 
Für die Wahlen der Abgeordneten sind folgende • Veränderungen fi- 
troffen: 



V Ähgedrueki im Lissahmer Biario do Ooverno Apr* 1838; in 
f)ranxöii$cher U$her$etsung im Moniteur, J§r. 1838; im AttsMug in der 
PreusHschen StaaUxeitung und in der allgemeinen (Augshurger) Zeitunfff 
Apt.im, ' „ 
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Art. m. Di«' Hitglieder der Kammer der Abgeordneten werden' donH 
diVecte Wahlen auf den Zeitraom von drei Jahren gewühlt Jede Graf- 
schaft wird in Bezirke getbeilt, von welchen jeder n^ich dcon Yerhütniase dtir 
Bevölkerung drei bis sechs Mitglieder w'ählt Die näheren Anordnungen wer* 
den durch das Wahlgesetz bestimmt. 

Art.< 64. Die Befähigung zum Wähler erfordert ein jahrlidies Einkoi»- 
men von 80 Milreis (l32Thlr. Preuss.), die Quelle desselben maj; sein, welche 
sie will. 

Art. 65. Ausgeschlossen von dem Wahlrechte sind die in Privatverhält- 
nissen dienenden Personen. 

Art, 66. Die JBefähigung zum Abgeordneten gewählt zu werden erfo^ 
deft ein jährliches Einkommen von 400 Milreis (660 Thlr. Preuss.) 

Art. 67. Jeder Abgeordnete erhält täglich -3 Milreis (beinahe 5 Thfar. 
Prcuss.*) an Diäten. 

Art. 68. Kein Abgeordneter darf ein öffentliches Amt annehmen. 

In dem Titel V. von der vollziehenden Gewalt sind drei wesentliche 
Veränderungen zu bemerken. Zu den Befugnissen des Königs als Oberhaupt 
der vollziehenden Gewalt tritt im 2ten Gapit. Art. 75. noch das Recht hinzu, 
in den Adelstand zu erheben, doch darf mit einer selchen Erhebung kein 
legislatives Privilegium verbunden werden. Dagegen muss wiederum die Be- 
schränkung hinzugefügt werden, dass weder der König noch die königlichen 
Prinzen den Oberbefehl der bewaffneten Macht übernehmen dürfen.**) **• 
Das 7te Gap., welches vom Staatsrathe in der Verf. vom J. 1^6 in Art. 107 bis 
12. handelte, ist ganz ausgefallen. 



Das in dieser Verfassung verbeissene Wahlgesetz wurde nach 
wenigen Tagen von der Königin genehmigt; es wurde bekannt ge- 
macht Im Diario do Governo am 25. April 1838. Nach demselben 
war dos Verbältniss der Bevölkerung fiir die Abgeordneten im AIl- 
gemeiaen auf einen Tür ungefähr 20,000 Seelen oder 6— 7000Feuen- 
stellen oder Familien gestellt, für die Ausser-Europseischen Besitzungen 
eifi geringeres nach den eigenthiimlichen Local - Beziehungen. Die 
Gesampatzahl der Abgeordneten wurde auf 142 festgestellt. 
Davmi sollen in Portugal und Algarve in 24 Wahlbezirken 116 Ab- 
geordnete gewählt werden, z. B. in dem Wahlbezirke Lissabon, da- 
mals mit 81,330 Feuerstellen oder Familien (die Stadt selbst mit 
54,420 Feuecstellen) 12 Abgeordnete, in dem Wahlbezirk Porto mit 
52,623 Feuerstellen oder Familien 8 Abgeordnete! Von den Ausser- 
Eurppdßjschen Besitzungen wählen die hiseln Madeira (1 Wahlbezirk) 
und die Azoren (4 Wahlbezirke) 12 Abgeordnete, die übrigen Colo- 
nien In Afrika und Asien (in 7 Wahlbezirken) 14 Abgeordnete. Die 



*) Genauer 4 Thlr. 28 Vi Sgr. 

♦*) IHes war als eine Erfahrung aus dm letxten Bürgerkriegen entlehnt, 
ioeil sowohl Miguel als König Ferdinand, Maria* s Gemahl, dadurch die coit* 
tiiMiffMUen^ Verhältnisse der RegierungsgeunUt heeitUrächtigt hatten^ 
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GesanwttMhl der Mitglieder des Senats wurde' zwar verftissongs« 
massig genau auf die Hälfte mit 71 nornurt, jedoch erhielten die 24 
Bezirke Portugals 59, also einen iiber die Hälfte wegen der für 
den Thronfolger vorbebaltenen fortdauernden Stelle im Senate; dage- 
gai wurden für die Inseln Madeira und die Azoren nur 5 Senatoren 
bestimmtt also emer unter der Hälfte der für die Inseln zu wählenr 
den Abgeordneten; den übrigen Golonien in Afrika und Asien wurde 
in 7 Senatoren die volle Hälfte der Zahl ihrer Abgeordneten ein* 
geräumt. 

Diese Verfassung hat sich bis jetzt erhalten, wenn auch ver- 
einzelte Angriffe im Laufe der nun folgenden zwölf Jahre auf die* 
selbe erfolgt sind, die eine bald grössere bald geringere Unter* 
Stützung in einzelnen Regimentern und den sich selbst bekämpfenden 
Partheien des Hofes fanden, jedoch nicht weiter, als bis zur Suspen- 
sion der Artikel über Pressfreiheit und über Sichersteliung der per- 
sonlichen Freiheit auf einige Monate führten.*) Unverkennbar aber 
bleibt es, dass das Portugiesische Volk im Allgemeinen eine grosse 
Gleichgültigkeit gegen seine Verfassung zeigt, dies durch seine geringe 
TheUnahme bei den Wahlen bekundet und dadurch eben so wohl 
jene Angriffe begünstigt, als auch überhaupt die Gonsolidirpng der 
constitutionellen Wirksamkeit nothwendig verringert Die erste Ver- 
sammlung der beiden Kammern der Gortes nach dieser neuen Ver- 
fassung wurde am 9« December 1838 eröffnet; die Lösung von dem 
gcj^ietettden -Einflüsse des Britischen Gabinets beschäftigte sie am 
meisten, wie sich dies namentlich in der Angelegenheit des Sclaven- 
handeis südlich vom Aequater bewährte, ohne bis zum angesb'ebten 
Ziele durchdringen zu können. Die zweite. Session dieser Gortes^ 
welche am 2. Januar 1840 ihren Anfang nahm, endete am 25. Febr. 
mit ihrer Auflösung, da die Kammer der Abgeordneten unter den 
widerwärtigsten kleinlichen Streitigkeiten in sechs und viexzig 
Sitzungen nur mit* der Discussion der ersten Hälfte der Adresse 
zur Beantwortung der Thronrede fertig geworden war. Die folgen- 
den Gortes hielten ihre regelmässigen Sitzungen in dem verfassungs- 
mässig bestimniten Zeiträume von drei Jahren (1841— -43), indem alle 
drei Sitzungen am 2. Januar dieser Jahre eröffnet wurden, entweder 
durch die Königin selbst oder durch eine damit beauftragte Gommls* 
sion aus dem Ministerium, und bei der letzten Eröffnung am 2. Jan. 
1843 die Königin die vollständige Herstellung des diplomatischen 
Verkehrs mit allen Europaeischen Staaten anzeigen konnte,' also mit- 
telbar fa) der allseitigen Anerkmatnang ihrer Rechte auch eine Garantie 
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ür die Terfassung g^en dorm Banptfleiiid, den Infimteh MigiNl imd 
seinm Anhang, erlangt hatte. 

Seit dieser Zeit sind abermals zwei dreijährige Sitcangsp^riodett 
der Portugiesischen Oortos abgelaufen, indepi nur mit Ausnahme des 
Januar 1847 wegen des zu weit verbreiteten Aulstandes, immer am 
2. Januar der Anfang der jährlichen Sessionen stattgefunden hat; 
die erste für IS44— 46, die zweite dagegen für 1848--50, weil fär 
diese die Abgeordneten erst im Februar 1848 gewählt sind. 

Keine die Verfassung ändernden Beschlüsse sind aus den Be* 
rathungen und Beschlüssen der Cortes hervorgegangen, aber 
einige Decrete sind von Seiten der Portugiesischen Regierung hi 
Folge von ausgebrochenen Aufständen*) (fast immer in den nördli* 
dien Provinzen) erlassen, von denen unzweifelhaft behauptet werden 
musSy dass sie entweder nicht ohne die Cortes erlassen werden kenn* 
ten, oder wenn sie zur Zeit der nicht versammelten Cortes pothge- 
drungen verlangt wurden, später denselben zur Prüfung und Geneh- 
migung vorgelegt werden mussten. Dahin gehört das Decret vom 
2. August 1844 über die Absetzbarkeit der Beamten und die Yer- 
setzbarkeit der zum Richterstande gehörenden Personen; das Decret 
vbm 31. Mai 1846, welches die durch das Ministerium Costa Cabral 
hn Jahre 1841 aufgelöste Nationalmiliz oder Nationalgarde wieder 
herstellte, aber durch ein neues Decret vom 7. October dessdbsa 
Jahres widerrufen wurde, gleichzeitig mit der Suspension dar con* 
stitutionellen Bürgschaften^ der persönlichen Freiheit auf die Daoer 
des Aufstandes; noch erweitert durch das Decret vom 2l October 
dess. J. Yor allen aber ist als das wichtigste das Wahlreglement 
vofti 28. Juli 1846 für A'e Wahlen der Abgeordneten aiaufuhren, 
oi^w^hl dieses im Interesse einer, grösseren Wabiberecbiigung, imd 
um bei der damaligoi allgemeinen Missstimmung im Lande jeden 

/ 

V Der gefährlichste war der im Mai 1846 entstandene, micker Ober ein 
Jahr dauerte; er brach in Coinibra aus, dehnte sich über das ganze nörd- 
liche Portugal und dann auch bis nach der Hauptstadt aus, König Miguel l, 
umrde in verschiedenen Provinzen proclamirt, und dieser Hess auch unter dem 
24. Juni 1846, gcmz entgegengesetzt gegen die ErUärung von Evoramonte am$ 
dem M»hre 1834 fvergl. oben S. WO;, Hnen neuen Protest in Portugal verbrei- 
tenp dass er niemals und unter keinen Umständen seinen Souveränetätsrechten 
auf Portugal entsagen werde. Bei diesem Aufstande wurde auch zur rascheren 
Beseitigung der Miguelistischen Umtriebe das ganze nördliche Portugal in 
xieei Verwaltungsbezirke (den des Duero und den des Mondego) getheiU, dereh 
tMUät' Gouoemmre xughieh die obere GmHvettMUung in aüen dringenden 
JtugeihginkeHen erhieUeu, Der Aufstand selbst konnte erst durch kHkfH§»m 
Zutritt der Britischen und Spanischen Hülfsiruppen von der See- und Land- 
seiU (nach der Uebereinkunfl zu London am 21. Jfat IMIJ vollständig unter- 
drüdU werden. 



ITT 

S<Aein von dem Stinisteriam zu entfernen, sidh die Wahlen sichern 
zu wollen, gegen die Verfassungen von 1826 und 1836 mehrere Be- 
gänstigungen des Volks gewährt Nach demselben ist jeder Portu- 
giese, der das fünf und zwanzigste Jahr zurückgelegt, nicht Bankerott 
gemacht hat oder wegen eines Verbrechens angeklagt ist, ohne noch 
völlig freigesprochen zu sein, in den Wahlbezirken zur Theilnahme 
an den Wahlen berechtigt, wenn er eine der niedrigsten Quoten des 
Census nach den im Reglemente näher angegebenen Verhältnissen 
der Europaeischen Provinzen und der Ausser-Europaeischen Besitzun- 
gen bezahlt (statt des früher festgesetzten jährlichen Einkoromens). 
Ausserdem sind aber Wähler auch ohne die Entrichtung des Census 
alle von der Landes - Universität zu Doctoren irgend einer Fakultät 
promovirte Personen, sowie diejenigen, welche die höheren Lehran- 
stalten in Lissabon und Porto besucht und auf denselben ihren Cur- 
sus vollendet haben. Die Vertheilung der Abgeordneten auf die 
Seelenzahl ist nicht verändert, sondern nur auf die mittlere Durch- 
schnittszahl gesetzt, nämlich I Abgeordneter auf 6500 Familien oder 
Ff^ersteHen. Die Zahl der Wahlbezirke ist von 24 auf 25 für Por- 
tugal erhöht, weU Madeira jetzt zu Portugal gerechnet wird; für die 
Azoren sind 4 und für die übrigen Golonieen sind 7 Wahlbezirke 
erhalten; so wie auch alle andere hier nicht berührte BestimnumgQn 
in der Ver&ssung für die Abgeordneten- Wahlen unangetastet geblie- 
ben sind. 

Die politischen Umwälzungen des Jahres 1848 haben in der 
That auf das von dem grossen Schauplätze fjer Bewegungen entfern- 
ter liegende Portugal keine nennenswerthe Einwirkung ausgeübt, u^ 
die Königin Mpria war durch die vor Augen liegenden. Folgen wohl 
berechtigt, in Jhrer Bede an die Gortes, mit welcher sie am 15. Au- 
gust 1848 die Sitzungen derselben schlöss, auszusprechen: « inmitten 
der Ereignisse,, welche Europa umgestürzt, sei in Portugal die Ruhe 
nirgends gestört worden/ 
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Das Königreich der Niederlande und das 
GrossberzogOuim Luxemburg* 



fluelleii und MAlfliniittel» Grondwet (Veriassmig) voor fael 
Koningrijlc der Nederlanden van het jaar 1815, Haag 1815. — Grondwet 
Yoor het Koningrijk der Nederlaoden van het jaar 1840, Haag 1840. -— Grond- 
wet Toor het Koningrijk der Nederlahden van het jaar 1848, met aanduiding 
Tan de overeenstemmende bepalingen in de Grundwetten van 1815 en 1840, 
en van het Ontweip der Staats-Gonimissie|van 17. Ifaart 1848, Dementer 184iB« 
8yo. — Dufau, Duvergier et Guadet, GoUection des conslitutiona u. s. w« 
vol. nr. — Pölitz, Europäische Yerfassongen, Bd.U., S. 118—29. — Frh. von 
Keverberg vom'Königreich der Niederlande, aus dem Französischen übcrsetit, 
Stuttgart 1836, 8vu. — La Constitution du Grand-Due|i^ de Luxembourg, 
Luxembourg, 1848, 4to. — 



. Die Verfassüngsurkunden des Königreichs der Niederlande ste- 
hen mit dem früheren politischen Leben der zu diesem Staate gehö- 
renden Länder in gar keiner inneren Verbindung, so dass Ich weder 
auf die Zeiten der J, vormahgen Republik der vereinigten Niederlande^ 
noch auf die des französirten Königreichs Holland oder der Franzö- 
sischen Herrschaft eingehen kann. Die Anknüpfungspunkte an die 
Grundgesetze jener alten Republik sind für die Znstande d^ neueren 
Grundgesetzes nur gezwungen herbeizuziehen, denn es ist eben die 
Verfassung vom 24. August 1815 auf keiner historischen Grundlage 
erbaut Die im Zeitalter der Französischen Revolution diesen Län- 
dern auf kurze Zeit dargebotenen Verfossungsurkunden sind haltungs- 
lose Nachahmungen der jedesmaligen Französischen (Constitutionen, 
sie zeigen sich hier eben so als vorübergehende Ei^scheinungen ohne 
nachhaltige Folgen» wie im Mutterlande. Es dfirf daher we^er der . 
OrganisabVm der Batavischen RepoblJOk, noch ihrer drei Verfassungs* 
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uriBBodea vom 23. April 1796, imi 16, October 1801 und vom 
l&. März 1805 nähere Erwähnung geschehen, von denen die letzte 
schm ein Zwitter^ing von monarchischer Gewalt in der ejgenthjim« 
licb^ Wiederbelebung und reichlichen Ausstattung des Bathspensionärs 
mit aionarchiscben Bechten aufstellte. Die Vmfassung des Königreichs 
Holland i^om 7, Aug. )8Q6 war durch Französische Federn zu Mainz nie- 
dergeschrieben. König Ludwig Napoleon, seit dem ^. Mai 1806 ein so- 
genannter Monarch dieses Landes, wurde zur Resignation genöthigt, al9 
er ernst daran dachte, d^ss es ein verschiedenartiges Intm^se für sei- 
nen Staat und das Französische Kaiserthum geben könnte, und dass er 
als König jenem nicht entgegen handehi dürfte. Aber die Entspgung 
Ludwigfs zu Gunsten seiner Söhne aqn 1. Juli ISIO genehmigte der 
Kaiser nicht, er hob vielmehr auc)i förmlich die doch schon seit 
fünfzehn Jahren . (Januar 1795) an Franl«reich verlorene politische 
Selbständigkeit auf, unjl verleibte alle Niederlande dem grossen Fran« 
zösisdieß -Kaiserthpm als einbche Departements ein (9« Juli 1810). 

In diesem Zustande befiinden sich die Niederlande, als der B6- 
^iungskrieg nach der' Schlacht b^ Leipzig ein Preussisches Armee* 
Corps zur Lösung^ der hart drückenden Unteijochnng nach diesen 
.KÖBlenländem der Nordsee führte^ denen das immer mehr absterbende 
Leben aller ihrer Hand^lskrafte jetzt ebien starken Beiz zu allgemei-^ 
ner Erhebung und zu einem kräft^n Au6chwung für ihre künftige 
^imgung gewährte. Der Prenssiscbe Feldherr Ckineral von Bülow 
benutzte dieselbe , er leitete den Aufschwung nicht nur zur raschen 
Vertreibung der Franzosen aus diesem Lande, sondern auch zur 
ubereinstimtnenden Erhebung des Prfaizen Wilhelm Friedrich von 
Nassau - Oram'en, des Sohnes d6» fetzten . Erbstatthalters Wilhelm V., 
der im Januar 1795 Asn Niederländischen Boden verlassen hatte, aber 
nicht als Erbfürs^ des Landes; denn dies war eben eine Bepublik, und er 
war nur für sich und seine männlichen Nachkommen mit dem erblichen 
Oberbefehl der Land- und Seemacht undehiigen höheren Verwaltungs- 
rechten einer Statthaltersdiaft in einigen Provinzen" ausgestattet. Sein 
Sohn Wilhelm Friedrich wurde jetzt zum souveränen Fürsten der 
vereinen Niederlande ausgerufen, am 6. Decbn 1813; er konnte in sei- 
ner Stellung zu der Preussbehen, Bussischen und Britischen Begierung 
dais Anerbieten sieher annehmen, und seine Aufgabe rousste nur da«* 
hm .gerichtet sein, die günstige Zeit des Augenblicks zur Sicherstel- 
lung der Verhältnisse des neuen monarchischen Staates für seine 
Dynastie zu benotzea in seinem Interesse, aber auch in der redli- 
chen Absicht die Gunst der seineni Hause jetzt entgegenkommenden 
Niederländer durch gesicherte Freiheiten sich zu erhalten, Jiess er 
einen Verfassungsentwurf ausarbeiten, und legte djeseui aus 9 Gapi- 



teln und 146 Artikelii (voa der Souverinittt des Pursten', yon den- 
Generäl-Staaten, von den Staaten (Ständen) der einzelnen Provinzen, von 
den 5 Hanptzweigen der Verwaltung,' von den länftfgen Verlnderan-' 
gen in der V^fassung) gebildet, der nach dem Haag zusanmienbe^' 
rufenen Versammlung der Notabein vor. Diese nakm mit liberwie*' 
gender MajoritSt, indem von 600 anwesenden MitgHedem nur 26 ai^ 
einige nicht einmal sehr wesentliche Aenderungen antmgen; diesen 
Entwurf am 28. März 1814 *) an; aber die rasche Entwickdni^ in 
dem Vernichtungskriege des Französischen Kaiserthtims verhindert« 
die vollständige Verwirklichung dieser Verftissung.^ 

Durch den Friedensschluss zu Paris amSO.iMlai 1814"*) wurde 
im Artikel VI. festgesetzt, dass Holland tmter die Souveränität des 
Hauses Oranien gestellt, eine Vergrösserung des Länderbe» 
Standes erhatten sollte, dass aber in keinem Falle der Titel und die 
Ausübung der Souveränität einem Fürsten zugehören dürfte, der ehie' 
fremde Krone besässe oder zu deren dereinstigem Besitze berafen 
wäre. Durch die Art. U. und IIL desselben Friedengvertniges war 
die Gränze vom 1. Januar 1792 als die ferner bestehende für dm 
wiederhergestdUe ij^igrdch Frankrekh erklärt, und demnach stßn-, 
im die von^ Frankreicb . abgebreteneQ Belgisebisn Provinieii den mg: 
reichen verbündeten Mächten zur Verfügung. Der frühere Besitzer,i 
ttos Haus Hafosburg-^Lolhringen, war in den Venetiiniacheii BeoJtzuA* 
gen, Dalmatien, Bagusa, Salzburg und Bercbtesgaden für seine Be* 
sjt^Qifgen jenseits des Bheines entschädigt, die Anspirücbe mißva: 
Bfächte auf die trefflich gelegene». Beigiseboii Lande oder eiae Ver« 
tauschong mit dem Königreiche Saehsen wurden duroh die BivaUtat 
in der Politik der Europaeischen Grasamäehte abgewehrt. Man- kam 
daher bereits im Juni 1814 in den Conferenzen zwischen dm Mifit. 
stera der Grossmächte dahin übereie, »dass die BelgischieA Provinien 
mit den Niederlanden vereinigt ^^erden sollten^. Der Britische Gesandt« 
im Haag, Gi^af Glancarty erhielt die Vollmacht, im Namen 4er ver- 
bündeten Mächte die weiteren Verhcndlungen über die vofilÄuSge. 
Aimahme mit dem souveränep Fürsten der Niederlanda zu fübreoi 
woraus die Acte vom 21. Juli 1814 hervorging. ***) Diese setat^ kk 
8 Artikeln fest, dass die Vereinigung der Niederiande mit Belgien' 
dergestalt innig und vollständig geschehen, scdle, dass sie fortan einen 
einzigen Staat bilden, regiwt nach der schon in Holland 
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FetüBSSDUg iom 28. Mrt 1814, welche jedoch in gemefnschafthchet* 
Uebereinstiminung nach den neuen Uittötanden roodificirt werden 
sollte. Es wird ferner in dieser Acte jedem Gultus ein gleicher 
Sdiutz und den Anhängern der verschiedenen Glaubensbekenntnisse 
dine Biicksieht auf dieselben Zulassung zu den öflbntlichen Aeoitern 
zugesichert; in gleicher Weise eine angemessene Repräsentation der 
Belgischen Provinzen in den General-Staaten eingeräumt und zwar so,, 
dass abwechselnd die gewöhnlichen Versammlungen bald in einer 
HpHändischen, bald in einer Belgischen Stadt gehalten werden sollen« 
Alle Hand^svortheile n!it Einschluss der Colonien sollen gleichmässig 
von den Niederländern und Belgiern genossen werden, die Verzinsung 
der holländischen und Belgischen Schulden dem allgemeinen Schatz 
der vereinigten Niederlande zufallen und ebenso alle Kosten, welche 
zum gemeinschaftlichen Besten für die Festungen und die Sicherheit 
des Staates zu tragen sind, dagegen der Bau und die Erhaltung der* 
Dämme auf Kosten der zunächst dabei betheiligten Bezirke geschehen,' 
jedoch ohne Ausschluss der allgemeinen Hülfe bei aussererdenthchen 
Itoj^cksfällen, wie diese auch bisher in Holland üUich geleistet wäre« 
Die vorläufige Vereinigung Belgiens mit den Niederlandeii; 
wurde, durch den Vertrag vom 31. Mai 1815*) zwischen den vier 
Grossnäcbten (Preussen, Russland:, Grossbritannien und Oesterrekh> 
umI deo Niederlanden in eine definitive umgestaltet, indem der 
vereng Staat als ein Königreich der Niederlande anerkaniit 
wird, und zwar in der Erbfolge Wilhelm's vpn Nassau -Oranien, do^ 
^uvemen Fiksten der Niederlande, der die Königsreihe wieder als 
Wilhelm I. beginnt, und schon seit dem 10. Marz^ 1815 den könig« 
liehen Titel angpenommen hatte. Es wird demselben ^aosserdeoi d«A 
Grossherzogthum Luxemburg als eine Entschädigung für die Deub* 
sehen Fürstenthümer Nassau-DfUeaburg, Siegen, Hadunar und Dietz,, 
die auf Preussen iibergehen, unt» der Bedingung gegeben« dass( 
Luxemtorg zu den Staaten des Deutschen Bundes gehören » und für 
dieses die Erbfolgeordnung nach dem Nassauischon Erbverein voor 
1-783**) zu Gunsten des Herzogs von Nassau aufrecht erhalten wer*, 
den soll. Die obige Acte vom 21. Juli 1814 bildet für die Verbältr. 
njase der vereinigten Länder unter dnander imd zum Begenten die 



*J i)er Vertrag ist abgedruckt M Martern Supplement a. a, 0., 
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*V Et befindet sieh in Martern Reeueü d, t^ in der 2. Ausgabe, vol UL 
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für die (Übrigen Niederländischen Besitzungen d^ J^inie der Herzoge von 
Nassau als solchen gar kein Erbrecht zusteht. 
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Qruiuikigi, und die acht Artikel d«rselbeo behaiten eben uo foK^ge 
Kraft, als wenn sie buchstäblich in diesen Vertrag mit aufgenonimea 
waren. Der Vertrag selbst ist ausserdem^ als ein wesentlich notb- 
wendiges Annexam der Final -Acte des Wiener Go^gresses vom 
9. Juni 1815 unter Beilage X. angeschlossen, das heisst, es ist ihm 
dieselbe Geltung beigelegt, als wenn er vollständig in diese Acte des 
Wiener Gongresses mit aurgenommen wäre, und hat deo^emäss die 
volle Anerkennung aller diese Acte abschliessenden Mächte Europa's 
erlangt. 

Die Wiener Acte*) selbst enthält 9 Artikel, nämlich No. 65 bis 
73 incL, über die Bestimmungen für das Königreich der Nieder- 
lande und das Grossherzogthum Luxemburg, welche aber ausser 
der genauem Angabe der Gränzen gegen Frankreich« Preussen , und 
Hannover nichts weiter als die abermalige Wiederholung der Aner- 
kennung aller oben angeführten wesentlichen Punkte aus der Acte 
vom 21. Juli 1814 und dem yertrage vom 31. Mai 1815 gewähren« 

Das neue Kön^eich war durch den Wiederaüsbruch des Kam- 
pfes der verbündet«! Mächte mit Napoleon ain stärksten gefiifardet» 
denn innerhalb seiner Gränzen sammelten sich die Streiäaräfte von 
allen Sdten. Aber diesmal gab es nur eine entscheidende Schladit» 
wenn sie auch drei Tage dauerte: che Niederlage der Francissen bei 
Beiie Aliiance am 18. Juni besiegdte erst kräftig die Beschlüsse de» 
Wiener Gongresses. - König Wilhelm I. hatte unterdessen den Geaerai« 
Staaten (Ji5 Mitglieder), verdoppelt durch Mitglieder aus Proviniial« 
Ständen, zur Hälfte aus Niederländern, zur Hälfte aus Be^iem zu^ 
sammengesetzt, den yerfassungsentwttrf^vom 28. März 1814:vorgdegt, 
um ihn nach den durch die Verträge v^änderten Verhältnissen für 
den gesammten Staat umzuarbeiten. Die Aufgabe war in wcnigai 
Tagen gelöst, für die nördlichen Provinzen günstig, da diese mit dem 
fiririberen Entwurf^ sich völlig einverstanden gefühlt hatten und die 
Verfassung ihren Anforderungen für entsprechend erachteten; sie 
wurde demgemäss eben so rasch von dem Könige genehmigt, als v<mi 
d^ Holländischen Abgeordneten einstimmig angenommen. Anders 
verhielt es sich bei den Belgiern : die grosse Sdiuidenlast der Hoiläii* 
der, die nicht völlig klaren Verhältnisse der Niederländischen Marine 
und Colonien, die kostspieligen Deichbauten, und mehr als alles an- 
dere der starre Geist des Katholischen Klerus, der den Gedanken an 
eine völlige Gleichstellung des Gultus seiner l^irche mit dem Pretes- 



*) In der Französischen Sprache des Originals bei Klüber, [Quellen- 
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fantfecfaen, und an die gleiche Berechtigung der Evangelischen zu den 
öffentlichen Aemtem in Belgien nicht ertragen konnte, erregten eine 
grosse Missstimmung gegen das neue^Yerfassungswerk, das ihnen 
nur wie ein ausländisches und aufgedrungenes erschien. Es wurde 
ehe Versammlung der Notabein nach Brüssel auf dien 8; August 1815 
berufen, es sollten 1603 Mitglieder erscheinen* Von diesen kamen 
SSOrgar nicht zur Versammlung, und 796 erklarten sich gegen die 
Annahme der Verfassung, während nur 527 für dieselbe stimmten. 
Unter den ersten, den 796 Verwerfenden, hatten inzwischen 126 ihre 
Stimmen mit der Glausel abgegeben, dass sie den Verfassungsentwurf 
ohne die darin vorkommenden Artikel über die Gleichstellung des 
Cultus, welche sie mit ihrem Gewissen nicht vereinigen könnten, 
keineswegs gemissbilligt haben würden. ^Und welcher Geist durch 
deii Klerus in Belgien schon wieder daitaals, als kaum die Befreiung 
des Landes durch die Waffen der Verbündeten errungen war, ange- 
facht wurde , ergiebt sich aus der Adresse desselben , welche der 
Bischof von Gent, Fürst Moritz Broglio, gleich nach Eröfihung der 
Notabein -Versammlung dem Könige überreichte; es heisst in dersel- 
beh, „es werde das Ganze in Verwirrung untergehen, wenn die vor- 
geschlagene Begünstigung jedes Glaubensbekenntnisses statt liaben 
sollte*. Aber König Wilhelm I. liess sich dadurch nicht irre macheui 
im Besitz der zwingenden Macht, da die Qeere der Verbündeten nur 
hl geringer Entfernung um die Französische Hauptstadt concentrirt 
standen, utid gestützt durch den 'Wortlaut der Verträge mit den vier 
Grossmachten und deren Anerkennung in der Wiener Gongressacte, 
machte er die Verfassung ah ein von den gesetzlichen Vertretern des 
Volks genehmigte und von ihm sanctionirte am 24^ August 1815 *) 
bekannt, und dass sie von nun an als das für Recht bestehende 
Grundgesetz des Königreichs der Niederlände geachtet werden sollte, 
indem er eine nahe Zusammenberufung der beiden Kammern nach 
Briissel verkündigte. !)er königliche Erlass, welcher diese Bekannt- 
machung begleitete, erklärte: „das$ seine Absichten in den südlichen 
Provinzen verkannt oder unrichtig ausgelegt wären. Die angegriffe- 
nen Artikel über den Gottesdienst und die Gleichstellung seiner ße- 
kenner stimmten mit der sehr lange bestehenden Gesetzgebung ande- 
rer Staaten überein» sie seien auf Verträge mit den Europaeischen 
Ifächten begründet und nach den Grundsätzen festgestellt, Welche 
jene Souveräne in das Europa^ische Staaten-System eingeführt hätten; 
si6 könnten aus dem Niederländischen Grundgesetze durchaus nicht 
wegfallen, ohne den Bestand der Monarchie in die Wagsehaale zn 

*) Es war das üeburUfesi des Königs gevoähU, der an diesem Tage das, 
ftrei iiiul vierzigste Lehemiohr beendete.' 
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legen und die Garantie des Reichs zn venniitiilern. . I)ie , Geperat 

iStaaten der nördlichen Provinzen hätten ihre Beistjmmung zu diesc^ 
Constitution zu erJcennen gegeben, eine Beistimmuogi die um sp 
merkwürdiger sei, da sie in einer zahlreichen Versammlung ein- 
miithig gefasst worden, also für die. deutlich ausgedrückte Moinuag 
aller Bewohner der nördlichen Provinzen gehalten werden miisse. 
Da nun auch 527 ^Notabeln aus den südlichen Provin^sen fü x* das 
Grundgesetz gestimmt hätten, könne gär kein Zweifel über die 
Gesinnungen und Wünsche der grossen; Mehrheit der 
Nation obwalten.'' Auf so künstliche Weise wurde gleich bein 
Anfange der Vereinigung beider Reiche die Mehrheit heraiisgerechnel^ 
und es konnte daher ungeachtet aller Anpreisung des glückliche^ 
Ereignisses, dass nun endlich nach zweihundert und fünfzig Jahren 
die getrennten und zu ihrer gegenseitigen materiellen Er^nzung 
sich so bedürfenden nördlichen und südlichen Niederlande wieder zu 
einem gemeinschaftlichen Staate zusammen gekommen wären, docl^ 
nicht lange verborgen bleiben, dass schwer zu überwältigende Hiur 
dernisse einem fest dauernden inneren Verbände entgegen treten 
würden, deren glückliche Besiegung nur von dem günstigsten Zu* 
sammenwirken der Regierung und der beiderseitigen Volksvertreter 
zu erwarten stände. Am 21. September d. J. *) waren die beiden 
Kammern des Königreichs zum ersten Male zu einer ausserordent- 
lichen Ständeversammluhg in Brüssel vereint Auf dem dortigen 
Königsplatze leistete König Wilhelm I. den Eid auf die Verfassung, 
und wurde darauf nochmals als König der Niederlande dur^h die 
Wappenherolde ausgerufen. Ihm folgten die Stände, und die be- 
schworene Verfassung blieb fünfzehn Jahre lang das Band der beidep 
zu einem Königreich vereinten Völker. Aber nachdem auch die^ Bel- 
gier sich von den Niederländern im Jahre 1830 getrennt hätten und 
jedes Volk darauf für sich in einem besonderen Staate lebte, ist diese 
Verfassung doch in dem einen noch zehn Jahre lang unverändert ge- 
blieben, und in dem andern, in sehr wesentlichen Theilen die Grund- 
lage für die neue Verfassung geworden. Deshalb nehme ich hier 
den vollständigen Inhalt dieses Grundgesetzes auf, aber um Baum zu 
ersparen, nur in der Deutschen Uebersetung» da ich überdies von 
dem neuesten Grundgesetze für die Niederlande aus dem Jahre 1848 
Original und Uebersetzung geben werde. 



' *) Der König wies in der Eröffnungsrede vor den vereinigten beidm 
kümmern an demselben Tage vorzugsweise auf das %u hoffende Glück f^r das 
BHgitehe Volk. Mn, wie sich dies nothwendig aus der innigen Verbindung mit 
den nördlichen Provinzen ergeben miisse. 
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I. €tniiiilgres«tgE ffir du« KSniirreich der 

KTlederlande 

vom 24. AugusI 1815.^) 

Erstes Gapitel. 
Vom Kmigreich und seinen Einwohnern. , 

Art 1. Das Königreich der Niederlande, dessen Gränzen dorch den am 
9. Juni 1815 unterzeichneten Vertrag der auf dem Wiener Gongress versam- 
melten alliirten Mächte festgestellt sind, ist aps folgenden Provinzen zusam- 
menge^etzt: 

Nordbrabant, Südbrabant, Limburg, Geldern, Lüttich, Ostflandem, 
Westflandem, fiennegau, Holland, Seeland, Namür, Antwerpen, Dtrecht» 
Friesland, Oberyssel, Groningen, Drenthe. 

Das Grossherzogthum Luxemburg, nach seinen im Wiener Vertrag fest- 
gestellten Gränzen, unter der nämlichen SouTerainet'ät wie das Königreich der 
Niede^nde, wird nach demselben Grundgesetze regiert, unbeschadet jedoch 
seiner Verbindung mit dem Deutschen Bunde. 

Art, 2. Die Provinzen Geldern, Holland, Seeland, Utrecht, Friesland, 
Oberyssel, Groningen und Drenthe behalten ihre gegenwärtigen Gränzen. 

Nordbrabant besteht aus dem Territorium der Provinz, welche gegen- 
wärtig Brabant heisst, mit Ausnahme jedoch desjenigen Theils, welcher dem 
Departement der untern Maas' angehört hat. 

Die Provinzen Siidbrabant (Departement der Dyle), Ostflandem (Dept 
der Scheide)^ Westflandern (Dept. d^r Lys), Hennegau (Dept von Jemmapes) 
' und Antwerpen (Dept. der beiden Netzen) behalten die gegenwärtigen Grenzeti 
dieser Departements. 

Die Provinz Limbui^ ist zusammengesetzt aus dem ganzen Departe- 
ment der untern Maas und desjenigen Theils des Roer-Departements, wel- 
cher nach den Bestimmungen des Wiener Vertrags dem Königreich zuge- 
fallen ist. 

Die Provinz Lüttich begreift das Territorium des Departements der 
Ourthe, mit Ausnahme desjetaigen Theils, welcher durch denselben Vertrag 
davon abgetrennt worden ist 

Die Provinz' Namür umfasst den Theil des Departements der Sambre 
und Maas, welcher nicht zum Grossherzogthum Luxemburg gehört 

Die Grenzen des Grossherzogthums Luxemburg sind durch den Wiener 
Vertrag festgestellt 

, Art. 3. Die für nützlich oder nothwehdig erachteten Berichtigungen der 
Gränzen dieser Provinzen sollen durch ein Gesetz bestimmt werden, welches 
eben so sehr auf das Interesse der Einwohner, als auf die Bedürfnisse der 
allgemeinen Verwaltung Rücksicht nehmen wird, 

Art 4. Jedes Individuum, das sich auf dem Territorium des König- 
reichs befindet, sei es ein £ingebomer oder ein Fremder, geniesst den den 
Personen und Gütern verliehenen Schutz. 

Art. 5. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte wird durch ein Gesetz 
bestimmt. 



*) Gronä^Det f>oor het Koningrijk der Nederlanden, Haag, 1815, 8vo« 
— Franxosüeh M Dufau a. a. 0. vd, IIL, pag. 106 folg,; Deutsch bei 
PöliU a. a. 0. Bd. IL, S. 205-29. 

12» 
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Art. 6. Das Stimmrecht in den fitidten nnd' anf ttem Lande, so wie 

die Zulässigkeit zu Local- und Provlnzialverwaltungen, werden durch Lo€al- 
und Provinzial - Statute festgesetzt. 

Art. 7. Die auf jenes Recht und jene Zürässigkeit sich beziehenden, im 
vorigen Artikel erwähnten, Bestimmungen der Statute werden,-' wenn sie zehn 
Jahre nach der Promulgation dieses Grundgesetzes noch in Kraft sind, wie 
Theile dieses Gesetzes betrachtet. 

Art 8. Niemand kann Mitglied der General-Staaten, Chef oder Mitglied 
einer Generalverwaltung, Staatsrath, Gommissarius des Königs in den Pro- 
vinzen oder Mitglied des obersten Gerichtshofes werden, wenn er nicht Ein- 
wohner der Niederlande, im Königreiche oder in seinen Kolonien geboren ist, 
und von £ltem herstammt, die darin wohnhaft sind. 

Wer in der Fremde, während einer vorübergehende Abwesenheit sei- 
ner Eltern, oder während einer längern- iip. Staatsdienste geboren worden, 
geniesst dieselben Rechte, 

Art 9. Die gebomen Niederländer, so wie die, welche als solche be- 
trachtet werden, entweder durd^ eine Gesetzes-Fiction oder durch Naturalisa- 
tion, sind zu allen Aemtem ohne Ausnahme zulässig. 

Art. 10. Während eines Jahres, nach der Promulgation dieses Grund- 
gesetzes, kann der König Personen, die im Auslande geboren, im Kömgreiche 
aber wohnhaft sind, das Recht des Indigenats und die Zulässigkeit zu allen 
Aemtem verleihen. 

Art 11. Jedermann ist zu allen Aemtem zulässig ohne . Unterschied 
des Ranges oder der Geburt, unbeschadet jedoch dessen, was als Folge des 
vierten Capitels des Grundgesetzes in Beziehung auf die Bildung der Provin- 
sia]-Stände in den Reglements der Provinzen festgesetzt ist 

Z w e i t e s G a p i t.e J. 
Vom Könige. 

Erste Abtheilung. 
Ton der Thronfolge. 

Art. 12. Die Krone des Königreichs der Niederlande ist und bleibt 
Seiner Majestät Wilhelm Friedrich, Prinz von Nassau «Oranien, erblich (auf 
seine legitimen Nachfolger, den hiemächst folgenden Bestimmungen gemäss, 
übertragen. 

Art 13. Die legitimen Nachkommen des regierenden Königs sind die 
jetzt lebenden oder künftig gebomen Kinder aus seiner Ehe mit Ihrer Maje- 
stät Friederike Louise Wilbelmine, Prinzessin von Preussen, und im Allge- 
meinen die Nachkommen aus einer, vom Könige in Uebereinstimmang oiit 
den General-Staaten contrahirten oder eingegangenen. Ehe. 

Art 14. Die Krone ist nach dem Recht der Erstgeburt erblich, so dass 
der älteste Sohn des Königs, oder sein männlicher Descendent nach Repräsen- 
tationsrecht ihm nachfolgt. 

Art. 15. In Ermangelung eines männlichen Nachkommen des ältesten 
Sohnes geht die Krone auf die Brüder oder deren männliche Nachkommen 
über, ebenfalls nach Erstgeburts- und Repräsentationsrecht 

Art 16. Bei gänzlicher Ermangelung männlicher Nachkommenschaft im 
Hause Oranien-Nassau sind die Töchter des Ki^nigs nach' der Ecstgeburts- 
Ordnuiig {gerufen. 
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Art. 17* Hat der König auch keine Tachter liinteiilla^en; so geht die 
Krone auf die älteste Prinzessin der ältesten männlichen absteigenden Linie 
des letzten Königs und auf ihr Haus über, und im Fäll sie vorheic verstorben 
ist, wird sie durch ihre Descendenten vertreten. 

Art. 18» Ist keine männliche absteigende Linie des letzten Königs vor- 
banden, so folgt die ältere weibliche absteigendeLinie dieses Königs, und zwar 
90, dass immer der männliche Zweig ^em weiblichen, und der ältere dem jün- 
geren, und in jedem Zweige der Mann der Frau, und der ältere dem jün- 
geren vorgebt. 

' Art 19. Stirbt der König, ohne Nachkommen zu hinterlassen, und ist 

keine männliche Nachkommenschaft im Hause Oranien-Nassau vorhanden; so 
folgt der. nächste Blutsverwandte, des letzten Königs,. des königlichen Hauses, 
und seine Descendenten, im Fall jener vorher gestorben ist. , 

Art. 20. Geht durch eine Frau die Krone auf ein anderes Haus über, 
so ist dieses Haus in alle Rechte des gegenwärtig regierenden Hauses einge- 
setzt, und die vorhandenen. Artikel sind auf dasselbe anwendbar, so dass die 
männliche Nachkommenschaft^ mit Ausschliessung der Frauen und der weib- 
lichen Nachkommenschaft^ folgt, und dass keine andere Linie auf den Thron 
berufen .werden kann, so lange diese Nachkommenschaft noch nicht gänz- 
lich erloschen ist. . 

Art. 21. £ine Prinzessin, die sich ohne Einwilligung der General-Staaten 
vermählt, hat kein Recht auf den Thron. 

Eine Königin entsagt der Krone, wenn sie ohne Einwilligung der Ge-' 
neral- Staaten eine Ehe eingeht. 

Art. 22. Im Fall der gegenwärtig regierende König. Wilhelm Friedrich 
von Oranien-Nassau, keine Nachkommen hinterlässt, so fällt die KroncN auf 
seine Schwester, die Prinizessin Friederike Louise Wilhelmine von Oranien, 
Wittwe des verstorbenen Karl Georg August, Erbprinzen von Braunschweig- 
Lüneburg, oder auf ihre legitimen Descendenten, die in einer nach den Be- 
stimmungen des 13ten Artikels geschlossenen Ehe geboren werden. 

Art. 23. Hinterlässt diese Prinzessin keine legitimen Descendenten; so 
geht die Krone auf die männlichen Erben der Prinzessin Caroline von Ora- 
nien, Schwester des verstorbenen Prinzen Wilhelm Y., Gemahlin des verstor- 
benen Prinzen von Nassau -Weilburg, über, immer nach Erstgeburts- und 
RepräsentationsrechU 

Art. 24. Wenn besondere Umstände Veränderungen in der Thronfolge 
des Königreichs nothwendig machen, so kann der König einen Gesefoesvor- 
sdilag hierüber den General-Staaten, bei vereinigten Kammern, vorlegen; iin die- 
sem 'Falle wird die zweite Kammer in doppelter Anzahl zusammenberufen. 

Art. 25. Der König, der keinen nach dem Grundgesetz zum Thron be- 
rufenen Nachfolger hat, schlägt denversammelten und nach den Bestimmungen 
des vorigen Artikels zusammengesetzten General-Staaten Einen vor. 

Art. 26. Wird der Vorschlag von den General -Staaten angenommen; 
so macht der König seinen Nachfolger der Nation in den für die Publication 
der Gesetze vorgeschriebenen Formen bekannt, und proclamirt ihn feierlich. 

Art. 27. Ist vor dem Tode ^es Königs kein Nachfolger ernannt worden; 
so ernennen die versammelten, nach dem Art. 24. zusammengesetzten, General- 
Staaten einen solchen, und prodamiren ihn feierlich. 

Art 28. In den in den Art. 22. 23. 24. 25 und 27. erwähnten Fällen 
bleibt die Erbfolge eben so, wie sie im 13. 14, 15. 16. 17. 18. 19. und SlOsten 
Artikel festgestellt ist 



Art. 20. Der König der Niederlande kann (teine andere Krone tragen. 
In keinem FaÜ darf der Sitz der Regierung ausserhalb des Königrddba 
verlegt werden. 

Zweite Abtheilung. 
Von den Einkünften der Krone. 

Art 30. Der König geniesst aus dem öffentlichen S^atz ein jährliches 
Einkompaen von 2,400,000 fl. *) 

Art. 31. Wenn der jetzt regierende Könjg Wilhelm Friedrich von Ora- 
nien -Nassau den Vorschlag macht, Domainen in vollem Eigenthume bis zu 
einer Summe von 500,000 fl. jährlicher Renten zu erlangen; so können ihm 
dieselben durch eii^ Gesetz angewiesen und von dem im vorigen Artikel be- 
stimmten Einkommen abgezogen werden. 

Art, 32. Sommer- und Winterschlösser, geziemend meublirt, werden 
dem Könige zur W;ohnung eingerichtet, mit einer jährlichen Summe zur Un- 
terhaltung derselben, welche nicht über 100,000 fl. steigen darf. 

Art. 33. Der König, die Prinzen und die Prinzessinnen seines Hauses 
sind von allen persönlichen und directen Lasten befreit; von der Grundsteuer 
sind sie nur für diejenigen Wohnungen, die ihnen angewiesen sind» befreit; 
allen übrigen Steuern bleiben sie unterworfen. 

Art 34. Der König ordnet sein Haus nach eigenem Gutdünken. 

Art 35. Eine königliche Wittwe geniesst während ihrer Wittwenschaft 
ein jährliches Einkommen von 150,000 fl. aus dem öffentlichen Schatz. 

Art 36. Der älteste Sohn des Königs, oder sein männlicher Descendent 
und präsumtiver Thronerbe, ist des Königs erster Unterthan und führt den 
Titel Prinz von Oranien. 

Art. 37. Der Prinz von Oranien erhält als solcher, wenn ^r achtzehn 
Jahre alt ist, ein jährliches Einkommen von 100,000 fl. aus dem öffentlichen 
Schatze; dieses Einkommen wird auf 200,000 fl. ei^höht, wenn er eine Ehe nach 
den Bestimmungen des Art 13. des Grundgesetzes eingeht * 

Dritte Abtheilung. 
Von der Vormundschaft de$ Königs. 

Art. 38r Der König wird mit dem Ablauf seines achtzehnten Jahres 
volljährig. 

Art. 30. Im Fall der Minderjährigkeit, steht der König unter der Vor- 
mundschaft einiger Mitglieder des königlichen Hauses und eimger angesehenen 
Eingebomen des Königreichs. 

Art 40. Diese Vormundschaft wird schon vorher durch den regierenden 
König in Uebereinstimmung mit den General- Staaten» bei vereinigten Kam« 
mem» angeordnet ^ 

Art 41. Ist sie aber von dem Vorgänger nicht angeordnet worden, so 
geschieht dies durch die General -Staatjen bei vereinigten Kanmiern, die sich 
so viel als möglich mit einigen der nächsten Blutsverwandten des:minderj6h- 
rigen Königs darüber verständigen. 

*J Der Holländische Gulden beträgt in Preussisehem Gelde 17 Sgr. 
2V4 Pfennige; aUo 10 Fl, Hnd = 5 Thlr. ^'/% Sgr. Mithin 100,000 Fl. = 
57;444 TMr. 13% Sgr.; 150,000 Fl. = 8W66 Hdr. 20 Sgr.; 500,000 Fl. == 
^7^ TMr. 6% Sgr. und enm:h 2,400,000 FL »: 1,37^,006 TMr. «*/• Sgr, 



Art 42. Jeder dieser Vormünder leistett ehe er sein Amt antritt, vor 
der Yersammliing der General-Staaten, bei vereinigten Kammern, in die Hände 
des PrUsidenten folgenden Eid: . 

,Jch schwöre Treue dem Könige. Ich schwöre, alle Pflichten ge- 
' wissenhaft zu erfüllen, welche mir die Vormundschaft über ihn m- 
erlegt, und besonders ihm Anhänglichkeit an das Grundgesetz des 
Königreichs und. Liebe zu seinem Volk einzuflössen/* 
,iSo wahr mir GoH helfe!** 

■ 

Vierte Abtheilung. 
I^on der Regentschaft 
, Art 43. Während der Minderjährigkeit des Königs wird die königliche 
Gewalt durch einen Regenten wahrgenommen» — 

Dieser wird vorher von dem regierenden Könige in Uebereinstimmung 
mit den Generalstaten in vereinigter Sitzung ernannt 

Die Nachfolge in der Regentschaft während der Minderjährigkeit des 
Königs kann auf dieselbe Weise angeordnet werden. 

Art. 44; Ist während der Lebzeit des Königs kein Regent ernannt 
worden, so geschieht es durch die vereinigten und nach dem Art 24 zusam- 
mengesetzten General- Staaten. ^ 

Ist die Nachfolge in der Regentschaft nicht festgesetzt, so kann dies 
durch den Itegenien in Uebereinstimmung mit den auf die eben besagte Wdse 
zusammengesetzten General- Staaten geschehen. 

Art 45.< Der Regent leistet vor der Versammlung der General-Staaten» 
in einer vereinigten Sitzung derselben, in die Hände des Präsidenten folgen» 
den Eid: 

^Ich schwöre Treue dem Könige. Ich schwöre in der Ausübung 
der königlichen Gewalt während der Minderjährigkeit des Königs 
(so lange der König ausser Stand ist zu regieren) das Grundgesetz 
des Königreichs zu befolgen und aufrecht zu erhalten, und in keinem 
Fall und unter keinem Vorwande, es sei welcher es wolle, mich 
davon zu entbinden, noch zu erlauben, dass sich irgend Jemand 
davon entbinde.** 

„Ich schwöre ferner, mit allen meinen Kräften die Unabhängig- 
keit des Königreichs und die Unverletzlichkeit seines Grundgebiets zu 
vertheidigen und zu erhalten, die allgemeine und besondere Freiheit 
zu bewahren, die Rechte aller und eines jeden der Unterthanen des 
Königs zu beschirmen, und zur Aufrechthaltung der allgemeinen und 
* besondern Wohlfahrt alle Mittel, wekhe mir die Ge<«tze darbieten, 
anzuwenden, so wie ein guter und getreuer Regent soll.'" 
„So wahr mir Gott helfe!'* 
Art 46. Die königliche Gewalt wird durch einen Regenten gleichfalls 
wahrgenommdh, wenn der König ausser Stand ist zu regieren- Der Staats- 
rath, zusammengesetzt aus den ordentlichen Mitgliedern und den Chefs der 
ministeriellen Departements, beruft, nachdem er durch eine genaue Unter- 
suchung festgestellt hat, dass dieser Fall eingetreten ist, die General-Staaten 
zusammen, und zwar die zweite Kammer in doi^elter Anzahl, um ftikr die 
Zeit dieser Verhinderung Maassregeln zu treffen. 

Die Mitglieder der General-Staaten, welche sich am einundzwanzigsten 
Tage nach derZusammenberufung an dem Orte, wo die Regierung ihren Sitz 
liat*. befinden» eröfifhen die Sitzungen der Kammern. 
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Art. 47. Wenn eine Aufeicht über den König, der sich in d«m vorr 
hergehenden Falle befindet, nöthig erachtet wird; so werden die in dem dOl 
und 41. Artikel festgesetzten Regeln über die Vormundschaft eines minder- 
jährigen Königs befolgt. 

Art. 48. Ist in diesem Falle der Prinz von Oranien über das achtzehnte 
Jahr hinaus, so ist er Regent von Rechtswegen. 

Art 49. Hat der Prinz von Oranien. sein achtzehntes Jahr noch nicht 
vollendet» und sind die in den Art. 27. und 44. vorhergesehenen Fälle einge- 
treten; so nimmt der Staatsrath, auf die im 46. Artikel bestimmte Weise 
zusammengesetzt, die königliche Gewalt wahr, bis die General-Staaten Yor^ 
kehruD^en darüber getroffen haben. 

Die Mitglieder dieses Raths-^egen in die Hände des Präsidenten, und 
dieser wiederum in Gegenwart der ganzen Versammlung, folgenden Eid ab:. 
„Ich schwöre al3 Mitglied (Präsident) des Staatsraths, zur Aufrecht- 
hältung und Befolgung des Grundgesetzes des Königreichs, in der 
Ausübung der königlichen Gewalt, bis die General-Staaten hierüber 
Vorkehrungen getroffen haben, beizutragen.*' 
„So wahr mir Gott helfe!'* 

Art 50. Der Act, welcher die Regentschaft errichtet,, muss auch die 
Summen, welche von den jährlichen Einkünften der Krone für die Kosten der 
Regentschaft erhoben werden, bestimmen. Diese einmal festgesetzte Summe 
darf während der Dauer der Regentschaft nicht mehr verändert werden. 

Art 51. Hat der König den General-Staaten keinen Thronfolger vor- 
geschlagen (Art. 25*); ist er nicht mit ihnen über die Vormundschaft eines 
minderjährigen Königs übereingekommen (Art. 40.); hat er nicht mit ihnen 
einen Regenten des Königreichs erwählt (Art 43.); so versehen dies die General- 
Staaten, so wie es in dem 21, 41. und 44. Artikel vorgeschrieben ist. 

Fünfte Abtlieilung. 
Von der feierlichen Einsetzung des Königs, 

Art 5!^. Der König wird bei seinem Regierungsantritt in einer öffent- 
lichen und vereinigten Sitzung der General -Staaten feierlich eingesetzt 

In Friedenszeiten findet diese Einsetzung abwechselnd zu Amsterdam 
und in einer Stadt der süi^lichen Provinzen nach der Wahl des Königs statt 
Art. 53. Nachdem in dieser öffentlichen Sitzung das ganze .gegenwär- 
tige Grundgesetz dem Könige vorgelesen worden, leistet er in derselben fol- 
genden Eid: 

„Ich schwöre dem Volke der Niederlande, das Grundgesetz des 
Königreichs aufrecht zu erhalten und zii befolgen, und bei keiner 
Gelegenheit und bei keinem Vörwande, er sei welcher er wolle, mich 
davon zu entbinden, noch zu dulden, dass sich irgend Jemand davon 
entbinde.'* 

,>Ich schwöre ferner, aus allen meinen Kräften die Unabhängigkeit 
des Königreichs und die Unverletzlichkeit seines Grundgebiets zu 
vertheidigen und zu erhalten, die allgemeine und besondere Freiheit 
zu bewahren, die Rechte aller und eines jeden meiner Unterlhanei) 
zu beschirmen, und zur Aufrechthaltung, ui\d zum Wachsthum der 
allgemeinen und besonderen Wohlfahrt alle Mittel, weld^e mir die 
Gesetze darbieten, anzuwendend -so wie ein guter Konig soll.** 
„So wahr mir Gott helfe!'' 
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Art. 54. Nach d^r Eidesabkistung wird der König m derselben ^Izting 
durch die General- Staaten förmlich eingesetzt 

Zu dem £nde verliest der Präsident folgende feierliche Erklämng, die 
er und alle Mitglieder, jeder durch einen besondem Eid» bekräftigen: 

. „Wir schwören im Namen des. Volks der Niederlande, dass wir Sii^ 
dem Grundgesetz dieses Staats gemäss, als König annehmen und 
einsetzen; dass wir die Rechte Ihrer Krone aufrecht erhalten, Ihnen 
gehorsam und getreu in der Yertheidigung Ihrer Person und Ihrer 
königlichen Würde sein werden. Wir schwören, alles zu erfüllen» 
was gute und getreue General -Staaten zu thun^erpQichtet sind.'* 
„So wahr uns Gott helfe!" 
Art 55. Der König macht den Provinzial-Ständen seine Einsetzung be- 
kannt, die ihm dann in folgender Weise huldigen: 

„Wir schwören, Ihnen als gesetzlichem Könige der Niederlande in 
der Yertheidigung Ihrer Person und Ihrer königlichen Würde getreu 
zu sein; dem Grundgesetz, gemäss den Verordnungen, die uns von 
Ihnen oder aus Ihrem Auftrag zugestellt werden, zu gehorchen, und 
Ihren Dienern und Käthen Hülfe und Beistand zur Vollziehung 
derselben zu leisten, und ausserdem alles zu thun, was getreue 
Unterthanen zu thun schuldig sind." 
„So wahr unsGott helfe!" 
Eine feierliche Deputation einiger Mitglieder der Provinzial-Stände über- 
bringt dem Könige diese Erklärung. 

Sechste Abtheilung. 
• ' Von den königlichen Vorrechten» 

V 

Art 56. Der König hat die Leitung, der ausw^ärtigen Angelegenheiten; 
er ernennt und ruft ab die Gesandten und die Gonsuln. 

Art 57. Der König erklärt Krieg und schliesst Frieden; er setzt beide 
Kammern der General-Staaten davon in Kenntniss; er fügt die Mittheilungen 
hinzu , welche er mit den Interessen und der Sicherheit verträglich findet. 

Art. 58. Dem Könige gehört das Recht, alle anderen Verträge und 
CJebereinkommen zu schliessen und zu bestätigen. 

Er giebt den General-Staaten Kenntniss davon, sobald er glaubt, dass 
das' Interesse und die Sicherheit des Staates es gestattet 

Sind die Verträgelin Friedenszeiten geschlossen, uud enthalten sie eine 
Abtretung oder einen Tausch eines Theils des Grundgebiets des Königreichs, 
oder seiner Besitzungen in den andern Welttheilen; so dürfen sie nicht von 
dem Könige bestägtigt werden, bevor di^ General- Staaten ihre Zustimmung 
dazu gegeben haben. 

Art 59. Der König giebietet über die Land- und Seemacht; er ernennt 
die Offiziere, und entlässt sie^ mit Pension, wenn sie dazu berechtigt sind. 

Art. 60. Der König hat die oberste Leitung der ^Golonieen und der 
Besitzungen in den andern Welttheilen ausschliesslich. 

Art 61. Der König hat gleichfalls die oberste Leitung der Finanzen; 
er ordnet und bestimmt die Gehalte aller Behörden und Beamten, welche 
aus dem öffentlichen Schatz ausgezahlt werden; er lässt sie auf das Ausgabe- 
Budget setzen. 

Die. Gehalte der richterlichen Beamten werden durch ein Gesetz feat- 
gestellt ^ 



Alt 62.' Der König hat das Redit, Hftnira tcUagen tu lassen, er kann 
sein Bildniss darauf prägen. 

Art 63» Der König erhebt in den Adelstand; die, welche er adelt, 
fiberreichen ihr Diplom den Ständen ihrer Provinz; si^ nehmen sofoi^ an 
den Vorrechten des Adeb Theii, namentlich ah dem Redite, in die Ritter^ 
Schaft eingeschrieben zu werden» wenn sie die dazu nötbigen Erfordernisse 
besitzen. 

Art 64 Ritterorden können nur durch ein Gesetz, auf «inen Vorschlag 
des'Königs, errichtet werden. 

Art. 65. Fremde Orden» die mit keinen Verpflichtungen verbunden 
sind, können von dem Konige und den Prinzen seines Hauses, wenn er seine 
Einwilligung dazu giebt, angenommen werden. 

' Kein fremder Orden, welcher es auch sei, darf von einem andern 
Unterthan des Königs, ohne seine ausdrückliche Erlaubniss, angenbmtaien 
werden. 

Art 66. Diese Erlaubniss muss ebenfalls für die Annahme von Titeln, 
Würden oder fremden Aemtem eingeholt werden. 

Künftig können Adelsbriefe, von fremden Fürsten ertheilt, von keinem 
Unterthan des Königs angenommen werden. 

Art. 67. Der König hat das Recht, zu begnadigen, nachdem er den 
Reriebt des obersten Gerichtshofes des Königreichs, darüber vernommen. 

Art 68. Ausser in den durch das Gesetz selbst bestimmten Fällen kann 
der König, wenn Eile nothwendig ist, und die General-Staaten nicht versam- 
melt sind, Dispensation an Privatpersonen auf ihre Bitte und in ihrem beson- 
dem Interesse ertheilen, wenn er vorher den Staatsrath darüber vernommen; 
in Rechtssachen dürfen solche Dispensationen nicht eher ertheilt werden, bis 
die Meinung des obersten Gerichtshofes darüber eingeholt worden ist, und in 
andern Angelegenheiten die der betreffenden Departementsverwaltung. 

Der König giebt den General- Staaten Kenntniss von allen Dispensa- 
tionen, welche er in dem Zwischenraum von einer zur andern Sitzung der- 
selben ertheilt hat 

Art 69. Der König entscheidet über alle .Streitigkeiten zwischen zwei 
oder mehreren Provinzen, im Fall sie nicht gütlich ausgeglichen werden 
können. 

Art 70. Der König kann den General -Staaten Gesetzvorschläge oder 
auch jede andere Prodamation , die ihm gutdünkt, machen. 

Er kann die Vorschläge, die ihm von den General -Staaten gemacht 
worden, bestätigen oder verwerfen. 

Siebente Abthqilung. 
Vom' StaaiiraJih und von den Minütericd- Depariementt. • 

Art 71. Es giebt einen Staatsrath. Dieser ist aus höchstens vierund- 
twanzig Mitgliedern zusammengesetzt, die, so viel möglich, aus allen Pro- 
vinzen des Königreichs ausgewählt werden. Der König ernennt und ent- 
lässt sie. 

Der König präsidirt im Staatsrathe. Er ernennt, wenn es ihm gut- 
dünkt, einen Staats - Secretär zum Vice -Präsidenten. 

Art. 72. Der Prinz von Oranien ist von Rechtswegen Mitglied des 
Staatsraatbs. Er nimmt an den Sitzungen desselben Theil, sobald er das 
achtzehnte Jahr zurückgelegt hat. 
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Die übrigen PrinittB des k^iiigMcfaen Awes kömen, wenn sie vojljlhrig 
sind, durch den König dazu berufen werden. 

Sie sind in der flir die ordentlichen Mit^ieder festgesetzten Zahl nicht 
aätbegriAin. 

Art 78. Der König bringt zur Berathung tot dm StaaCsraUi alle Yer- 
schllge, die er den General -Staaten macht, oder die ilmi Ton denselben ge- 
macht werden, so wie alle atlgeineinenlf. aasregeln der innem YerwaHnng des 
Königreichs und seiner Besitzungen in den andern Wekäielleii. 

Am Anfange eines jeden Gesetzes und aller königlichen Bestimmungen 
mnss Meldui^ gethan werden, dass ,der Staatsmth über dieselben vemommea 
worden ist. 

Der König vernimmt ausserdem die Meinung des Staatsraths in alto 
Angelegeobeiten von aDgemeinem oder besonderem feteresse, die er ihm vor- 
ittiegfja für gut hält. 

Der König allein entscheidet» und bringt jede dieser Entscbeidungeh 
mr Kennlniss ^s Staatsraths. 

Art 74. Der König kand ausserordentliche Staatsr^the, ohne Gehalt 
ernennen; er beraft sie ztir Berathung, wenn es ihm gutdünkt 

Art 75. Der König errichtet Ministerial-Departements; er ememit die 
Chefe derselben und enäässt sie nadi seinem WiUen; er kann einen oder 
mehrere derselben zur Theilnahme an den Berathungen des Staatsraths berufen« 

Art. 76. Der £id, den die Chefs der Ministerial-Departonents, so wie 
die ordentlichen und ausserordentlidien Staatsrathe ablegen, muss unabhängig 
v«n dem, was der König besonders hinzuzufügen für gut findet, die Ver- 
pflicfalung mthalten, ^em Grandgesetz getreu zu sein. 

Drittes Gapitel. 
Van dm General*^ Staaten, 

Brste Abthdlntig. 
Von der ZuBammentetzung der ^emral-StaaUn^ 

Art. 77. Die General -Staaten repräsentiren die Nation. 
Art. 78. Die Generri -Staaten bestehen aus zwei Kammern. 
, Art 79. Eine dieser Kammern bestdtt aus hundert zehn Mitgliedern, 
die von den Provinzial-Staaten (Ständen) in folgender Wdse gewählt werden: 

für Nordbrabant 7 Mitglieder, 

Südbrabant 8 
„ Limburg 4 
„ Geldern 6 

„ Lüttidi 6 
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n Ostflandem 10 „ 

„ Wesiflandem 8 „ 

„ Hennegau 8 „ 

„ Holland ' 22 v, 



„ -Seeland 3 

„ Namllr 2 ,, 

„ Antwerpen 5 „ 

„ Utrecht 3 „ 

„ iFriesland 5 „ 

, „ Oberfssel 4 ^ 
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„ Dreüthe 1 „ 

„ Luxemburg 4 ^ 



Luxemburg 4 

Art. 80. Die andere Kammer, die den Namen der ersten führt, wird 
ans mindestens vierzig und höchstens secfa^g Mitgliedeni zusammengesettt; 
sie müssen das vierzigste Jahr vollendet haben und vrerden vom König auf 
Lebenszeit, unter den durch Verdienste um den Staat» durch Geburt oder 
Vermögen ausgezeichnetsten Personen, ernannt 

Zweite Abiheilung. 

_ • f 

V<m der zweiten Kammer der General- Staaten* 

Art 81. Wählbar für die zweite Kammer sind alle Personen, die in 
den Provinzen, von welchen sie ernannt werden, wohnhaft und volle dreissig 
Jahre alt sind. 

Die in derselben Provinz erwählten Mitglieder dUrfen nicht näher, ate 
im dritten Grade mit dnander verwandt oder verschwrägert sein. 

Land- und See-OflGziere sind nur dann wählbar, wenn «ie einen hohem 
ails Hauptmannsrang bekleiden. 

Art. 82. Die Mitglieder dieser Kammer w^en auf. drei Jahre gewäUt;» 
Die Kammer wird jedes Jahr um ein Drittel erneuert, nach einem Re- 
gister, welches zu diesem Behuf abgefasst wird. 

Die austretenden Mitglieder sind sogleich wieder .wählbar. 
. Art. 83. Die Mitglieder dieser Kammer stimmeju für sich selbst, ohne 
Auftrag oder Rücksprache mit der Versammlung, welche sie ernannt hat 

Art. 84. Beim Antritt ihrer Functionen schwören sie, jeder nach den 
Vorschriften seines Glaubens, (folgenden Eid: 

„Ich schwöre (gelobe), das Grundgesetz des Königreichs zu befolgen 
und aufrecht zu erhalten; bei keiner Gelegenheit und unter keinem 
Vorwande mich dessen zu entbinden, oder einzuwilligen, dass sich 
irgend Jemand davon entbinde, aus allen meinen Kräften die Unab- 
hängigkeit des Königreichs und die öffentlidie und persönliche Frei- 
heit zu bewahren und zu schützen; und so viel es an mir liegen 
wird, zu dem Wachsthum der allgemeinen Wohlfahrt beizutragen, 
ohne mich davon durch irgend ein besonderes oder provinzielles 
Interesse abhalten zu lassen.*' 

„So wahr mir Gott helfe!'* 
Zu diesem £ide werden sie zugelassen, nachdem sie vorher folgenden 
geleistet haben: 

„Ich schwöre (erkläre), dass ich, um zum Mitglied der zwdten Kam- 
mer der General -Staaten erwählt zu werden. Niemandem, welcher 
in oder ausser Amte stehe, weder Versprechungen gemacht habe, 
noch Geschenke oder Gaben, direct oder indirect, unter welchem 
Vorwande es sei, geben oder versprechen werde.** 

„Ich schwöre (gelobe), niemals, von wem es sei, unter keinem 
Vorwande, weder direct noch indirect, Geschenke oder Gaben an- 
zunehmen, um in der Ausübung meiner Functionen irgend etwas 
zu thun oder zu unterlassen.*' 
„So wahr mir Gott helfe!** 
Diese Eide sind in die Hände des Königs, oder in der zweiten Krimmer 
in die des Präsidenten abzulegen, der von dem König dazu autorisirt wird. 
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Art 85. Der Präsident der zweiten Kammer wird für die Daner läner 
Session Tom Könige aus efner Liste von drei Personen» die ihm die Kammer 
überreicht, erwählt. 

Art. 86. Die Mitglieder dieser Kammer erhalten für die Reisekosten 
eine durch das Gesetz festgestellte Entschädigung, welche nach der Entfer- 
nung der Orte berechnet wird. 

Sie erhalten ausserdem für Kosten des Aufenthalts jährlich eine Summe 
von 2S00 Gulden. 

Diese Entschädigung, welche monatlich ausbezahlt wird, können die- 
jenigen Mitglieder in der Zwischenzeit von einer Session zur andern nicht 
erheben, die nicht bei den letzten Sitzungen gegenwärtig waren; es sei denn, 
sie bewiesen, dass sie durch Krankheit abgehalten worden sind. 

Dritte Abtheilung. 
Foft der enkn Kammer derlGeneral' Staaten* 

Art 67. Die Mitglieder der ersten Kammer erhalten für Reise • und 
Aufenthaltskosten eine Summe von 3000 Gulden jährlich.**) 

Art. 88. Wenn sie ihre Functionen antreten; so leisten sie, jeder nach 
den Vorschriften seines Glaubens, denselben Eid in die Hände des Königs, 
der fOr die Mitglieder der zweiten Kammer vorgeschrieben ist 

Art 89. Der König ernennt den Präsidenten der ersten Kammer für 
die Dauer einer Sitzung. 

Vierte^Abtheilung. 
GemeinschaflUchelBestimmungen für beide Kammern, 

Art. 90. Niemand kann zu gleicher Zeit Mitglied beider Kammern sein. 

Art 91. Die Chefs der^allgemeinen Departemental-Verwaltungen haben 
Zutritt in beide Kammern. 

Sie haben aber nur ^ann eine berathschlagende Stimme, wenn sie wirk- 
liche Mitglieder der Kammer sind, in der sie sitzen. 

' Art. 92. Die Mitglieder der General -Staaten''dfirfen nicht zu gleicher 
Zeit Mi^;lieder der Redinungskanmier sein, oder rechnungspflichtige Stellen 
bekleiden. 

Art. 93. Ein Mitglied der. Provinzial- Stände, das zu den General-^ 
Staaten erwählt ist, giebt, wennfes seinen Sitz in den letztem einnimmt, da* 
dnrdk seine erstere Eigenschaft auf. 

Art 94. Jede Kammer untersucht die Vollmachten ihrer Mitglieder 
und richtet über die Beschwerden, die darüber erhoben werden. 

Art 95. Jede Kammer ernennt ihren Amtsschnftführer. 

Art. 96'. Jede d^ beiden Kammern führt den Titel:. Edelmögende 
Herren. 

Art 97. Die General-Staaten versammeln sich wenigstens einmal jähr- 
lich;^ die ordentliche Sitzung wird den dritten Montag im Monat Oc^tobisr 
eröffnet. 

Der König kann die Kammern auch ausserordentlich züsammenfoerüfi^, 
wenn er es für gut findet 

•) Beträgt Freuet. =s 1436«A(> TUp. 
••) Beträgt Freme. s 17» V, 2VWn 



Art 96. In Friedensfeiteii werden die Sitniogen der KMnmem ab- 
wechselnd, Jahr um Jahr, in einer Stadt der nördlichen und in einer der 
südlichen Provinzen abgehalten. 

Art 99. Beim Tode des Könige versanunehi sich die Kammern ohne 
Torherige Zusammenbemfuns^ Die Mitglieder, welche sich fun&ehn Tage 
nach dem Ableben des Königs an dem Orte befinden, wo die Regierung ihren 
Sitz hat, eröffnen die ausserordentliche Sitzung. 

Art 100. Die Versammlungen der General- Staaten werden durch den 
König oder seine Commissarien in einer vereinigten Sitzung beider Kammern 
eröffnet Sie werden auf dieselbe Art geschlossen, wenn der Kenig. glaubt 
dass das Interesse des Reichs die Fortsetzung derselben nicht mehr nöthig 
macht 

Eine ordentliche Sitzung muss wenigstens zwanzig Tage dauern. ' 

Art 101. Keine der beiden Kammern darf einen Beschluss fassen, wenn 
nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder versammelt ist. 

Art 102. Alle Beschlösse werden nach der absolute» Stimmenmehr- 
heit gefasst 

Art 103. lieber alle Sachen wird durch Namensaufruf und laut ab* 
gestimmt. 

Nur über die Wahl und den Vorschlag von Candidaten wird geheim 
abgestimmt 

Art 104. In den Fällen, wo nach den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes beide Kammern (die zweite entweder in ordentlicher oder doppelter 
Anzahl) in einer Sitzung vereinigt sind, nehmen die Mitglieder, ohne Unter- 
scheidung der Kammern, ihren Sitz ein. 

Der Präsident der ersten Kammer^leitet alsdann die Berathungen. 

Fünfte Abtheilung. 
Van der gesetzgebenden Gewalt. 

Art 105. Die gesetzgebende Gewalt wird vereinigt durch den König 
und die General-Staaten ausgeübt * 

Art. 106. Der König richtet an die zweite K«nmer die Vorschlägen 
die er den General -Staaten machen will, und zwar entweder durch eine 
schfiftliche Bolschaft, welche die Motive derselben enthält, oder durch Com- 
missarien. 

Art. 107. Ueber einen vom Könige gemachten Vorschlag darf die Kam- 
mef in allgemeiner Versammlung nicht i^her berathschlagen, bis derselbe in 
den verschiedenen Sectionen geprüft worden ist, in welche sich die Kammer 
vertheilt, und welche periodisch durch das I^oos erneuert werden. 

Art 108. Die Sitzungen der zweiten Kammer der General-Staaten and 
öffentlich; auf den Antrag jedoch des zehnten Theils der anwesenden Mitglie- 
der» oder wenn der Präsident es dienlichj;eraditet, berathschlagt die Kammer 
bei verschlossenen Thüren. 

Ueber diejenigen Gegenstände, jworüber bei verschlossenen Thüren be^ 
rathen worden ist, kann auch eben so ein Beschluss gefasst werden. - 

Art. 109. Wenn die zweite Kammer, nachdem ihr über die Anaicht 
ihvar Sentionen Bericht erstattet forden, den Vorschlag genehmigt; so ^idet 
de ihn der ersten Kammer in folgender Form zu: 

„Die zweite Kammer der General-Staaten übersendet hierbei der 
ersten Kammer den Vorschlag des Königs; sie gtaubt» dm Grund 
Torbandeo ist, denselben anzun«^maif" , 



Art 110. Wenn die zweite Kammer den Vorschlag des JKönigs Bieht 
genehmigen zu können glaubt; so setzt sie den König in folgender Weise 
davon in Kenntniiss. 

^e zweite Kammer der General -Staaten bezeugt dem Könige ihre 
' Dankbarkeit für den Eifer, womit er über die Interessen des König- 
reichs wacht, und bittet ihn ehrerbietigst, seinen Vorschlag in 
nochmalige Erwägung zu ziehen, 
Art 111. Wenn die erste Kammer einen von der zweiten Kammer an- 
genoihmenen Vorschlag des Königs empfängt; so übcrgiebt sie ihn den See- 
tioneh, und wenn sie, nachdem sie in allgemeiner Sitzung darüber berathschlagt 
bat den Vorschlag annimmt; so setzt sie den König auf folgende Weise davon 
in Kenntniss: 

„Die General-Staaten bezeugen dem Könige ihre Dankbarkeit für den 
Eifer, mit welchem er über die allgemeinen Interessen. wacht, und 
stimmen seinem Vorschlage bei." 
und <fie zweite Kammer in folgender Formel: 

,J)ie erste Kammer der General - Staaten bringt zur Kenntniss der 
zweiten, dass sie dem ihr am ... . zugestellten und das .... be- 
treffenden Vorsdilag des Königs beigjßstimmt hat'* 

Art. 112. Wenn die erste Kammer den Vorschlag nicht gendimigen zu 
können glaubt; so spricht sie sich auf die im Artikel 110. bestimmte Weise 
darüber aus. 

Der zweitem Kammer giebt sie i% folgender Formel davon Kenntniss: 
, J)ie erste Kammer der General - Staaten brin^ zur Kenntniss der 
zweiten, dass sie den König ehrerbietigst ersucht hat, den ihr am 
.... zugestellten und das ... . betreftenden Vorschlag in nochma- 
lige fWägung zu ziehen.*' 

Art. 113. Die General-Staaten haben das Recht dem Könige Vorschläge 
zu machen, mit Beobachtung folgender Vorschriften: 

Art. 114. Das Recht der ersten Berathschlagung der General -Staaten 
über einen dem Könige zu machenden Vorschlag gehört ausschliesslich der 
zweiten Kammer. Sie prüft denselben in der für die Gesetzesvurschläge be- 
schriefienen Form. 

Art. 115. Genehmigt sie denselben, so theilt sie ihn der ersten Kammer 
in folgender Formel- mit: 

„Die zweite Kammer der General -Staaten übersendet der ersten den 
hier beigefügten Vorschlag, und denkt, dass Grund vorhanden, die 
. Genehmigung des Königs dafür einzuholen.'* 

Art 116. Wenn die erste Kammer in der ordentlichen Weise darüber 
berat^en und ihn angenommen hat, so eichtet sie ihn an den König mit fol^ 
gender Fonhel: 

,J)ie General - Staaten Übersenden dem Könige den beigefügten Vor- 
*• schlag, den sie nützlich und vortheilhaft für den Staat erachten. Sie 
bitten Se. Majestät, ihm die königliche Genehmigung ertheilen za 
wollen,'* 
Sie unterrichtet davon die zweite Kammer in' folgenden Worten; 
yjDie erste Kammer der General-Staaten setzt die zweite in Kenntniss» 
dass sie den aof .... sich beziehenden Vorschlag vom . . • « ange- 
nonmien und Sr. Maj, überreicht hat, um die königliche Genehnugung 
lu erbitte.'* ^ , 
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Art 117. Verwirft die erste Kammer den Vorschlag; so unterrichtet 
sie davon die zweite Kanmier in folgenden Worten: 

„Die erste Kammer der General-Staaten sendet der zweiten den bei- 
gefügten Vorschlag zurück» dem sie nicht ihre Zustimmung ertheilen 
zu können geglaubt hat** 
Art. 118. Nimmt der König einen Vorschlag der General - Staaten an; 
so drüdct er sich folgendermassen ans: 
„Der König willigt ein.'* 
Verwirft er ihn; so spricht er sich so aus; 

„Der König wird ihn in Erwägung ziehen." 
Art 119. Die vom Könige und den beiden Kammern angenommenen 
Gesetzesvorschläge werden Gesetze des Reichs und von dem Köm'ge prodamirt 
Art 120. Das Gesetz ordnet die Art der Proclamation und die Aus- 
drftcke, wodurch die Gesetze verbindlich werden. 

Die Formel der Publication wird folgender Art abgefasst: 

»Wir . • . ., König der Niederlande, u. s. w., Allen, die das Gegen- 
wSrtige sehen, Unsem Gruss. Kund sei: 

Nachdem Whr in Erwägung gezogen, a s. w. 
(Hier werden die Motive eingeftigt.) 
Aus diesen Gründen, 

Nachdem Wir Unsem Staatsrath yemommen, 
Und in Uebereinstimmung mit den General -Staaten haben Wir vef- 
ordnet und verordnen hiermit: 

(Der Text des Gesetzes.) 
Gegeben u. s. w. 
* 

Sechste Abtheilung. 
Von dem Staatshudget. 

Art. 121. Das Ausgabenbudget des Königreichs muss die Zustimmung 
der General-Staaten haben; es wird vom Könige der zweiten Kammer in den 
ordentlichen Sitzungen vorgelegt. * 

Art 122. Das Budget wird in zwei Theiie gelheilt. Diese Theilung 
wird bei dem Budget des Jahres 1820 gemacht, und wenn die Umstände es 
erlauben, nodi früher. ^ 

Art 123. Der erste Theil enthält aUe ordentliehen fixirtenund stehende 
Ausgaben, welche aus dem gewöhnlichen Lauf der Dinge herrühren, und sich 
ganz besonders auf den Friedensetat beziehen. 

Sind diese'Ausgaben einmal von den General - Staaten genehmigt, so 
werden sie in den zehn nächsten Jahren den General-Staaten nicht mehr zur 
jihrlidien Bewilligung vorgelegt 

Sie können während dieses Zeitraumes nicht mehr Gegenstand der Ver- 
handlungen werdeta; es sei denn, dass der König der Kammer anzeigte, dass 
irgend ein Gegenstand der Ausgaben aufgehört habe oder verändert wor- 
den sei. 

Art 124 Wenn dieser Theil des Budgets festgestellt wird, so müssen 
auch zu gleicher Zeit die Itittel bestimmt werden, wodurch diese Ausgaben 
bestritten werden. 

Diese werden ebenfalls für zehn Jahre festgestellt und bleiben unverän- 
derlieh, es sei denn, dass der König die Anzeige mache, es sei. nothwendig, 
eins dieser Mittel zu ersetzen oder zu verändern« 



Art, 125. Ein Ma rot dem Ablauf dieses Zeitraum, ftir w^dien diese 
besbmmteii Angaben geregelt worden §ind. legt der König den Kammern ein 
neues Budget für die zehn folgenden Jahre Tor, 

Art 126. Der sweite Theil des Budgeto enthält die ausserordentlichen 
unvorheigesehenen, ungewissen Ausgaben, welche, namenüich die des Krieges« 
nach den Umständen geregelt werden müssen. 

Diese Ausgaben, so wie die Mittel, sie zu decken, werden nur jähr- 
lich bewilligt. . 

Art. 127. Die Ausgaben jedes Departements der allgemeinen Verwal- 
tung sind der Gegenstand eines besondem Gapitels im Budget. 

Die für ein Departement bewilligfen Gelder müssen ausschliesslich für 
die Ausgaben desselben verwendet werden, dergestalt, dass keine Summe von 
einem Capitel der allgemeinen Verwaltung auf das andere ohne Mitwirkung 
der General-Staaten übertragen werden darf 

Art. 128. Der König lässt jährlich den General- Staaten eine detaiOirte 
Rechnung über die Verwendung der öffentlichen Gelder vorlegen. 

» < 

Viertes^ Capitel. 

Yon den Promnzial - Ständen. 

Erste Abtheilung. 
Von der Zusammensetzung der Provinzial- Stände. 
Art. 129. Die Provinzial-Stände werden zusammengesetzt aus den durch 
die drei folgenden Stände erwählten Mitgliedern: 

1) durch den Adel oder den Ritterstand, 

2) durch die Städte, 

3) durch das flache Land. 

Art. 130. Die Gesammtanzahl der Mitglieder, woraus die Prövinzial- 
Stände zusammengesetzt werden, und die Zahl der von einem jeden der drei 
Stände zu erwählenden, wird von dem Könige nach dem Bericht einer Gom- 
mission, welche er in jeder Provinz ernennt, bestimmt. 

Art. 131. .Ip jeder Provinz werden die Adeligen .entweder in einer 
Ritterschaft vereinigt oder nicht, je nachdem es dienlich befunden wird. 

Die erste Zusammenberufung des Adels oder der Ritterschaft und die 
erste Zulassung zu dieser Ritterschaft gehört dem Könige. 

Sie unterwerfen ihr Reglement der Gutheissung des Königs und übei^ 
schreiten in der Abfassung desselben nicht die im Grundgesetze aufgestellten 
Principien. 

Art, 132, . Die Stadtverwaltungen werden auf die Weise organisirt, wie 
es von den bestehenden Verwaltungen und von den durch den König ernannten 
Special- Commissionen verordnet werden wird. 

Diese Verordnungen werden den Provinzial-Ständen zugestellt, welche 
sie mit ihren Bemerkungen dem Könige zur Gutheissung vorlegen. 

Sie bestimmen die Art der Wahl deijenigen Mitglieder der Provinzial- 
Stände, welche durch die Städte gewählt werden. 

Art 133. Jede Stadt hat ein Wahlcojlegium; dieses mr& jedes Jahr 
lüsammenbernfen, ^jamg zu dem Zwecke« die vacanten Stellen in dem Stadt- 
rathe zu ergänzen. 

Art. 134. Die stimmfähigen Einwohner jeder Stadt ernennen zu den 
vacanten Stellen in den Wahlcollegien« Die Ernennungen geschehen jährlich 



dant B<imimi«iliiliiiil IXe Mauiitt, werdtii a«r «nleitdiriebeBe «fid Tcr- 
sicgelle Stimmiettel geflekrieben, welche die Gemeiiide-Verwakiuig kk den 
Wohnungen der Einzehien sapMneln laut 

IHe Verordnungen jeder Stadt bestimmen das directe Steuerquantum, 
das jeder Wähler lahknt und die Eigenschaften, die er in sich vereinigen muss. 
Art 135. Das Oache Land wird, um seine Wahlrechte ausQben lU 
können» in Bezirke, eingetheilt * 

Art 136. Niemand kann zu gleicher Zeit Mitglied mehi^rw Provkiiiäl- 
Stande sdn. 

^ . Art. 137. Der König ernennt in allen Provinzen Gommissarien, unter 
welchem Namen er will, und giebt ihiien die nöthigen Instruction«i, um die 
Vollstreckung der Gesetze zu sichern und über die Interessen des Königreidis 
und der ProTins zu wachen. 

Sie präsidiren in den Stande?ersammlongen und bei denjenigen Depur 
tationen, welche nach den Bestimmungen des Art 153. ernannt wcorden. . 

Bei ihrer Ernennung leisten sie den Eid, dem Grundgesetze getreu 
zu sein. 

Art 138. Die Mitglieder der ProTinzial- Stande leisten», ehe sie ihre 
Function antreten, jeder nach den Vorschriften seines Glaubens, folgen- 
den Eid: 

,Jcb s^chwöre (gelobe), das Grundgesetz des Königreichs zu befolgen, 
lind mich in keiner Weise und unter keinem Vorwande davon zu 
entbinden; mich nach den Verordnungen der Provinz zu richten, 
und alles zu thun, was in meiner Macht steht, um ihre Wohlfahrt 
zu befördem.*» 

„So wahr mir Gott helfe!*' 

Sie werden zu diesem Eide zugelassen, nachdem sie vorher geschworen 
haben, nichts versprochen zu haben und keine verbotenen Geschenke oder 
Gaben anzunehmen, gerade so wie es fi)r die Mitglieder der Generat-Staaten 
im 84sten Artikel vorgeschrieben ist 

Art. 139. Die Provinzial- Stände, versammeln sich wenigstens einmal 
jährlich, und werden jedesmal durch den König zusammen berufen. 

Art 140. Die Mitglieder der Provinzial -;Stände stimnten für sich ohne 
Auftrag und ohne besondere Rücksprache mit deijenigen Versammlui^, von 
der sie ernannt worden sind. ' - , 

Art 14h Die Provinzial-Stände können keinen Beschluss fassen, wenn 
nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder gegenwärtig ist 

Alle. Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst 

Art 142, Die Mitglieder der Provinzial*St)lnde stimmen laut und durch 
NamensaufruE Nur die Wahl und die Präsentation von Gandidaten gescMeht 
durch geheime Abstimmung. 

Zweite Abtheilung. 
Von den Rechten der Provinxial- Stände. 

Art 193. Die Stande legen dem Könige die Kosten ihrer Verwaltung 
Vor, welcher, wenn er sie genehmigt, sie auf das allgemeine Bodgel der 
Staatsausgaben setzt 

, Art 144. Die Provinzial -Stände ernennen aus ihrer eigenen Mitte oder 
ausseilialb derselben die Mitg^eder der iweiten Rammer d«r Genend-Staaten. 
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Wt KfndeB 9ir, so fiel als irgend nSgUdi, äxxs den TendSedeiteii TheSen 
ihrer Previn«. 

Art. 145. DieProVinziai-Stättde beschäftigen sich mit den Gesetzen Über 
den Schutz der verschiedenen Glaubensforraen und deren Ausübung, über 
den öffentlichen Unterricht, über die Wohlthätigkeits-yerwaltungen, über die 
Ifittel der Beförderung ;des Ackerbaus, des Handels und der Manufacturen, 
so wie mit allen andern Gesetzen, welche der Konig ihnen in dieser Beziehung 
inM'legt 

Art. 146. bie'St'ände sind ferner mit Allem beauftragt, was die Ter* 
waltung und die i^nnere Oekonomie ihrer. Provinz betrifft. Die Verordnungen 
imd R^([^ements, welche- sie für das allgemeine Interesse der Provinz nölhig 
und nützlieh erachten, müssen, ehe sie vollzogen werden, von dem Konige 
genehmigt worden sein. 

Art. 147. ^ie wachen darüber, dass der freien Ein- und Ausfuhr, so 
wie dem Durchgänge der Waaren keine andere Beschränkungen auferlegt 
werden, als die durch das Gesetz bestimmt sind. 

Art. 148. Sie suchen die Streitigkeiten der Local •Verwaltungen beizu- 
legen. Gelingt dies ihnen nicht, so werden dieselben zur Entscheidung dem 
Könige vorgelegt. 

Art 149. Der König kann diejenigen Beschlüsse der Provinzial-Stände, 
Welche den Gesetzen oder dem allgemeinen Wohle zuwiderlaufen, suspendiren 
oder vemichtea 

Art. 150. Die Provinzial- Stände schlagen dem Konige die Anlegung 
und Unterhaltung soldier Arbeiten und Einrichtungen vor, welche sie für ihre 
Provinz niUzlich erafchten. 

Sie können zugleich die Mittel angeben, die Ausgaben ganz oder 
theilweise auf Kosten der Provinz zu decken. 

Genehmigt der König dieselben, so haben sie die Leitung der Arbeiten 
und die Verwendung der Mittel, mit der Verpflichtung, Rechnung abzulegen. 

Art. 151. Sie können die Interessen ihrer Provinz und der Einwohner 
derselben bei dem Könige und den General- Staaten vertreten. 

Art 152. Die tvon den Proviniial-^Standen abgefassten, vom Könige 
sanctionirten Reglements bestimmen die Weise der Ausübung der ihnen durdi 
das Grundgesetz und in Folge desselben verliehenen Gewalt 

Art. 153. Die Stände ernennen aus ihrer Mitte ein Gollegiom» welches 
sowohl während ihrer Sitzungen, s|ls wenn sie nicht versammelt sind, über 
alles wacht, was die tägliche Verwaltung und die Vollstreckung der Gesetze 
betrifft 

Die Provinz Holland, in Betracht ihrer Grösse und ihrer Bevölkerung» 
kann zwei solcher CoUegi^ bahi^n. 

Dritte Abtheilung. 
Van den Oenrnnde- Vertbattungen. 

Art 154. Die Verwaltungen der Herrschaften, Bezirke und Dorfschaf- 
len werden auf die den Umständen und den Loeal-Interessen angemessenste, 
und mit den gesetzlich erworbenen Rechten verträgliehste Weise ot^nisirt. 

Die I^inzial-Siände treffen in dieser Beziehung, und in Uebereinstim- 
mttng SHt dem Grundgesetz, Anordnungen, welche sie mit ihren Bemerkungen 
dem tKönige cur Genehmigung vorl^eii. 

Art. 155. Die Gemeinde- Verwaltungen haben nacb^ieiiBcilimsMHi^ 4er 
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ReglemenU die^^anie uimI volle Leitung ihrer beionlltni und hiosIklMnJar 
teressen. Die,Yerordnangen, welche sie in dieser Bexiehung erUsseUf werden 
in Abschrift den Provinxial-Ständen vorgelegt» dürfen aber nicht den'Gesetxen 
und dem. allgemeinen Interesse zuwiderlaufen. 

Der König hat immer das Recht, über die Verwaltung der Gemeinde- 
Obrigkeitenlnfonmationen zu verlangen, und in dieserBeziehqng alle 11 assregeln 
zu treffen» die ihm nöthig scheinen. 

Art 156. Die Gemeinde- Verwaltungen sind gehalten, ihr Ausgabe- und 
Einnahmebudget den.Proviozial-Ständen vorzulegen, und sich nadi dem» was 
amen die. Provinzial- Stände in dieser Beziehung vorschreiben, zu richten« 

Art. 157. Wenn die Gommunallasten Auflagen erfordern, sa müssen 
die Gemeinde- Verwaltungen pünctlich alle die Bestimmungen der Gesetze, der. 
Verordnungen und der allgemeinen Reglements über die Finanzen befolgen. 

Ehe diese Auflagen erhobea werden, müssen sie (die Zustimmung der 
Provinzial -Stände haben; welchen die Vorschläge mit einer genauen Ausein- 
andersetzung der Bedürfhisse der Gepueinde vorgelegt werden« 

Bei der Untersuchung dieser Vorschläge wachen die Provinzial "Stände 
darüber, dass die vorgeschlagenen Auflagen die freie Durch* und Einfuhr der 
Land- und der industriellen Producte anderer Provinzen, Städte oder Land- 
gemeinden nicht beschweren, und denselben härtere Lasten auflegen, als den 
Producten des Ortes selbst, wo die Auflage eingeführt wird. 

Art. 158. Keine neue Gemeindeauflage kann ohne die Zustimmung des 
Königs eingeführt werden. 

Art 159. Die Stände legen dem Könige alle Gemeinde-Budgets vor, die 
er verlangt 

DerKönig erlässt die nöthigen Instructionen über die Rechnungsabschlüsse 
der Gemeinde- Verwaltungen. 

Art 160. Die Gemeinde- Verwaltungen können die Interessen ihrer Unter- 
gebenen bei dem Könige und den Ständen ihrer Provinz vertreten. 

Vierte Abtheilung. 
Allgemeine BjsHimniungen. 

Art. 161. Jeder Einwohner des Königreichs hat das Recht, schriftliche 
Bittschriften den competenten Behörden einzureichen, wenn er sie persönlich 
fUr sich und nicht im Namen mehrerer abfasst; das letztere ist nur den 
gesetzlich constituirten und anerkannten Corporationen als solchen erlaubt, und 
zwar nur für Gegenstände, die zu ihren Gerechtsamen gehören. 

Fünftes Gapitel. 
Von der Rechtspflege. 

Erste Abtheilung. 
Allgemeine Beetimmungen, 

Art 162. Die Rechtspflege wird im ganzen Umfimge des Königreidii 
im Namen des Königs verwaltet 

Art 163. Es soll für das ganze Königreich ein aUgemeines Gesetzbuch 
über das Civil-, Criminal- und Handels- Recht, über die Einrichtung der 
richterlichen Gewalt und über das Verfdiren in Qivil- und Griminal-Redits» 
fallen t eingef&brt werden* 
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Art. 164. Per friedliclie BiesKz nhd Genuss seines* Eigenthnihs wird 
jedem Einwohner garantirt. 

Es kann Niemandem dasselbe entzogen werden, als nur för das öffent- 
liehe Wohl, nnd in den durch das Gesetz bestimmten Fällen, in der gesetzlich 
vorgesdiriebenen Weise nnd nach Torheriger gerechter Entschädigung. 

Art. 165. Alle Streitigkeiten, welche Eigenthum oder die daraus her- 
fliessenden Rechte,' Schulden oder überhaupt PriTatrechte zum Gegenstande 
haben, gehören ausschliesslich vor die Gerichtsbarkeit der Tribunale. 

Art 166. IMe richterliche Gewalt kann nur durch' Tribunale ausgeübt 
Werden, die durch das Grundgesetz oder in Folge desselben eingeführt sind. 

Art. 167. Niemand kann wider seinen Willen dem Riditer, ' den ihm 
das Gesetz anweiset, entzogen werden. 

Artl 168. Niemand darf, ausser wenn er auf der That ertappt wird, 
anders als in Folge einer Verordnilng des Richters >verhaftet werden, weiche 
die Gründe der Verhaftung enthalten, und dem Verhafteten, entweder im 
Augenblidce der Verhaftung, oder unmittelbar nacher, zugestellt werden muss. 

Bas Gesetz i)estimmt die Form dieser Verordnung und die Frist, binnen 
welcher alle Angeklagten müssen vernommen werden. 

Art. 169. Wenn unter ausserordentlichen Umständen die öffentliche 
Obrigkeit einen Einwohner des Königreichs verhaften lässt; so muss derjenige» 
auf dessen Befehl die Verhaftung geschehen ist, binnen vier und zwanzig 
Stunden dem Richter des Orts davon Kenntniss geben, und ihm spätestens 
binnen drei Tagen die verhaftete Person ausliefern« 

Die Criminal- Gerichte sind verpflichtet, jedes in dem Umkreise seiner 
Gerichtsbarkeit, über die Erflillung dieser Bestimmung zu wachen. 

Art. 170'. Niemand darf die Wohnung eines Andern, gegen dessen 
Willen, betreten; es sei denn, dass dies auf Befehl eines Beamten, welchen 
das Gesetz in dieser Beziehung flir competent erklärt hat, und mit Befolgung 
der gesetzlichen Formen geschehe. 

Art 171. Für kein Verbrechen darf ^die Strafe der Confiscation der 
Güter statt finden. 

• Art. 172. Jedes Criminal- Urtheil,. welches eine Strafe ausspricht, muss 
das Verbrechen mit allen Umständen, die es begleiten, anzeigen, und die 
Artikel des Gesetzes, welches die Strafe darüber "rerhängt, enthalten. 

Art 173. Alle Urtheile über bürgerliche Streitigkeiten müssen die 
Gründe des Urtheils enthalten. 

Art 174. Alle. Urtheile müssen Sn öffentlicher Sitzung ausgesprochen 
werden. 

Zweite Abtheilung. 
Von dem hohen Rauhe und den Tribunalen. 

AH. 175. Es besteht für das ganze Königreich ein oberster Geriditshof, 
welcher den Namen: „hoher Rath der Niederlande"^ [führt. 

Die Mitglieder d'esselben werden so viel als möglich aus allen Provinzen 
erwählt 

Art. 170. Der hohe Rath unterriditet die zweite Kammer der General- 
Staaten davon, wenn eine Stelle in seiner Mitte erledigt wird. 

' Der König ernennt zu derselben aus einer Liste von drei Mitgliedern, 
die ihm diese Kammer überreicht 

Er ernepQt d^n Präsidenten des hohen Raths aus den Mitglieder^ 
desselben. ' 
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Er^mesot den Qeneral^Prociirator. ^ / 

Art. 1/7. Die Mitglieder der tieneral- Staaten» die Chefs der Deßarte* 
meols der aUgemeinen Verwaltung;, die Staatsräthe und die Commissarien 
des Königs in den Provinzen werden von dem hohen Rathe wegen aller 
Vergehen, die sie während der Bauer ihrer Functionen begangen. haben^ 
gerichtet 

Wegen Veilchen, die sie in der Ausübung ihrer Functionen begangen 
haben, können sie nicht eher verfolgt werden, bis die General -Staaten die 
Verfolgung autorisirt habenl 

Art 178. Das Gesetz bestimmt die übrigen Beamten» welche von dem 
kohen Rathe während der Dauer der Ausübung ihrer Functionen wegen 
Verbrechen gerichtet werden. 

Art 179. Klagen gegen den König, die Mitglieder seines Hanses und 
gegelai den Staat können nur vor dem hohen Rathe geführt, ausgenommen die 
Realklagen, welche vor den gewöhnlichen Richter gebracht werden. 

Art. 180. Der hohe Rath wacht über die Verwaltung der Rechts- 
pflege in dem ganzen Umfange des Königreichs'; er wacht darüber, dass 
allle Gerichtshöfe und Tribunale dfe Gesetze gerecht anwenden. Er vernichtet 
die Beschlüsse und Urtheiie, welche jenen zuwiderlaufen; alles dies in JFolge 
der Befugnisse, welche ihm das Gesetzbuch über das gerichtliche Verfahren 
verldht 

Art 181. Die Berufung in denjenigen Rechtsstreitigkeiten, welche nach 
dem Gesetze in erster Instanz durch die Provinziad- Gerichtshöfe gerichtet 
'tMen, wird vor den hohen Rath gebracht 

Art 182. £s giebt einen Gerichtshof für, eine oder mehrere Provinzen. 

Der König ernennt zu den^erledigten Stellen desselben ans einer dreifachen 
liste von Personen, die ihm durch die Provinzial-Stände überreicht wird. 

Er ernennt die Präsidenten der Gerichstshöfe aus ihren Mitgliedern. 

Er ernennt. die General -Procuratoren. 

Art 183. Die Griminal-Gerichtsbarkeit wird ausschliesslich durch die 
Provinzial- Gerichtshöfe und andere Criminal- Tribunale, deren Einrichtung 
nöthig erachtet wird, verwaltet . , * 

Art 184. Die Verwaltung der Civil- Gerichtsbarkeit ist den Provinzial- 
Gerichtshöfen und den Civil -Tribunalep anvertraut 

Art 185. Die Einrichtung der Provinzial- Gerichtshöfe, 4^t Civil- und 
(Jrimilsal-TKibunale, ihre Benennung, der Umkreis ihrer Gerichtsbarkeit, ihre 
Befugnisse, die der General -Procuratoren und andern Procüratnrbeamten» 
werden durch ein Gesetz bestimmt 

Art 186. Die Mitglieder des hohen Raths, der Provinzial -Gerichtshöfe 
und der Criminal -Tribunale, so wie die General- Procuratoren und andere 
ProenratnrbeamteB bei diesen Gerichtshöfen und Tribunalen, werden auf 
Lebienszeit ernannt 

. . Dh Dauer der Functionen .der andern Richter und Prucuraturbeamten 
wird durch ein Gesetz bestimmt 

Art. 187. Das Gesetz bestimmt die Welse, alle Streitigkeiten und 
Uebertretungen in Steuerangelegenheiten zu. entscheiden. 

Art 1$. Ein Kriegsrath und ein oberster militärischer Gerichtsbof 
richtet über alle von Land- oder Seesoldaten ohne Ausnahme begangenen 

Verbrechen. 

^ . ■ • 

Pieser Gerichtshof wird ans einer gleichen Anzahl von Recbt^elebrton 
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UQd Land- und Seeofficieren bestehen» die voni Könige auf LebenaiEeit er: 

D9nnt werden. ',. 

£in' Rechtsgelehrter muss inuner in demselben den Vorsitz führen* 
Art 189. Die ordentlichen Tribunale entscheiden über alle gegen einen 

Militär gerichtete Civilklagen. 

• 

Sechstes GapiteL 
Van dem Gottesdienste. 

Art. 190. Die vollkommen? Freiheit aller religiösen Meinungen wird 
Jedermann garantirt 

Art 191. Allen religiösen Gemeinschaften, welche in dem Königreiche 
bestehen, ist gleicher Schutz yerliehen^ 

Art 192. Alle Unterthanen d|es Königs*, ohne Unterschied ihres religiö- 
sen Glaubens» geniessen dieselben bürgerlichen und politischen Rechte« und 
haben gleichen Anspruch auf alle Würden und Aemter. "^ 

Art 193. Rein Gottesdienst darf in seiner öffentlichen Ausübung 
verhindert werden, ausser wenn er die Ordnung und öffentliche Buhe stpren 
könnte. 

Art 194. Alle Gehalte, Pensionen oder andere Einkommen, von wdcber 
Art sie sein mögen, welche die verschiedenen Gottesdienste und ihre Geist- 
lichen gegenwärtig geniessen, sind ihnen garantirt.. 

Denjenigen Geistlichen» welche noch keinen Gehalt haben, kann ein sol- 
cher verliehen» und andern, deren Gehalt unzureichend ist, derselbe erhöht 
werdai. '• 

Art 195. Der König wacht darüber^ d'ass die für den Gottesdieast 
bewilligten Summen, -welche aus dem öffentlichen Schatze ausbezahlt werden, 
zu keinem andern Zwecke verwandt werden., als wofür sie ansdrücklich be* 
stimmt sind. 

Art 19g. Der König wacht darüber, dass kein Gottesdienst in der freien 
Ausübung, die ihm das Grundgesetz zusichert» gestört werde. 

Er wacht femer darüber, dass jeder Gottesdienst sich innerhalb der 
Gränzen des Gehorsams halte, den er den Gesetzen des Staats schuldig ist 

Siebentes Capitel. 
' Ton den Fmanxen. 

Art 197. Es darf ohne ein Gesetz keine Auflage zum Behuf' des öffent- 
lichen Schatzes erhoben werden- 

Art 198. Es dürfen keine Stenerprivilegieh ertheilt werden. 

Art 199. Jedes Jahr muss in dem Interesse der Staatsgläubiger die 
öffentliche Schuld in Ueberlegung gezogen werden. 

Art. 2Ü0< Das Gesetz ordnet das Gewicht und den. Gehalt der Münzen ; 
es bestimmt den Werth derselben. 

Art 201. Ein Collegium» unter dem Namen ».Räthe und Generalmeister 
der Münzen**, leitet und besorgt alles, was die Münzen betrifft, indem es sieb 
nach den Instructionen ri<±itet, die ihm das Gesetz vorschreibt 

Der König ernennt zu den vacanten Stellen dieses Gollegiums aus einer 
dreifachen Personenliste, die ihm von der zweiten Kammer der General- 
Staaten überreicht wird. 
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Art. 202. Es Mll für das ganze Königreich eine RechHangskämmef 
bestehen, welche mit der Prüfung und Liquidation der jährlichen Rechnungen 
der Departements der allgemeinen Verwaltung, so wie überhaupt aller Rech- 
nnngspflichtigen des Staats, nach den durch das Gesetz vorgeschriebenen 
Instructionen, beauftragt ist 

Die Mitglieder der Rechnungskammer sollen so viel als möglich aus allen 
Pro inzen gewählt werden. 

Der König ernennt zu. den vacanten Stellen aus einer dreifachen Perso« 
nenliste, die ihm die zweite Kammer der Geneml- Staaten überreicht, 

A c h t e s G p i t e 1. 

Van der Vertheidigung des Staats. 

Art. 203. Nach den alten Gewohnheiten, nach dem Geiste der padfica- 
Iton von Gent und nach den Grundsätzen der Union .von Utrecht, ist es eine 
der ersten Pflichten eines tinterthans des Königreichs, für die Erhaltung der 
Uhubhängigkeit und für die Yertheidigung des Grundgebiets des Staats die 
Waffen zu tragen. 

Art. 204. Der König sorgt dafür, dass zu allen Zeiten eine zureichende 
Lknd- und Seematht, durcli t freiwillige Anwerbung von Eingebomen oder 
Ausländem, beständig unterhalten werde, um in oder ausser Europa, je nach* 
dem es die Umstände erfprdem, zu dienen. 

. Art. 205. Fremde Truppen dürfen dur nach gemeinschaftlicliem Ueber- 
einkomraen des Königs mit den General -Staaten zum Dienst des Königreichs 
angeworben werden. Die Gajpitulationen, die der König in dieser Reziehung 
maeht, theilt er, sobald als möglich, den General -Staaten mit. 

Art. 206. Unabhängig von def stehenden Land;- [und Seemacht wird 
eine Nationalmiliz bestehen, die in Friedenszeitei^ jährlich um ein Fünftheü 
entlassen wird. 

Art 207. Diese MHiz wird so vjel als möglich aus Freiwilligem ange- 
worben, so wie das Gesetz es vorschreibt. ^ 

Ist die Zahl der Freiwilligen nicht zureichend; so wird sie durch das 
Loos ergänzt. Alle*am 1. Januar jeden Jahres noch nfcht verheirathete Männer, 
die neunzehn Jahre alt sind, aber ihr drei und zwanzigstes Jahr noch nicht 
vcdlendet haben, nehmen an dieser Ziehung durchs Loos Antheil. Die, welche 
ihren Abschied erhalten "haben, können unter keinem Yorwande zu keinem 
andern Dienste mehr berufen werden, als zu dem der Communalgardb, wovon 
nachher gesprochen werden wird. 

Art. 208. In gewöhnlichen Zeiten kommt die Miliz jährlich einen.MQuat 
zusammen, um sich in den Waffen zu üben. Der König kann jedoch, wenn 
das Interesse des Staats es erfordert, ein Viertel der MiUz zusammen be- 
halten. . '' 

Art. ^9. Im Falle eines, Krieges oder unter andern ausserordentlichen 
Umständen, kann der König jedoch die ganze Miliz zusammenberufen und 
beisammen hallen. Sind die General -Staaten nicht versammelt; so beruft er 
sie zu gleicher Zeit: er macht sie alsdann mit dem Stande der Dinge bekannt, 
und vereinigt sich mit ihnen über die ferneren Mässregeln. 

Art. 210. In keinem Falle darf die Miliz in den' Colonien; gebraucht 
werden. ^ • ^ 

' Art. 211. Die Miliz' darf, ohne die besondere Zustimmung der General- 
Staaten, nicht über die Gränzen des Reichs hinausgefÜhrtVerden, es sei denq 
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augenblicklich dringende Gefahr yorhanden, 04er wenn bei GarnisensTerän* 
derungen die nächste Marschroute über fremdes Gebiet ,fuhrt. In dieseia 
beiden Fällen giebt der König den General-Staaten in der möglich kürzeste^ 
Fri3t Eenntniss von den Befehlen, die er erthejit haty 

Art 212. Alle Kosten für die Armee des Staats werden aa$ dem öffent- 
lichen Schatze entrichtet. 

Die Einquartierung und der Unterhalt der Soldaten, die Transporte und 
Lieferungen» von welcher Art sie Sein mögen, die die Truppen des Königs 
oder die Festungen erhalten, dürfen nicht zur Last eines^oder mehrerer Ein* 
wohner oder Gemeinden^ gelegt werden. Wenn unter unvorhergesehenen Um- 
ständen ähnliche Leistungen von Einzelnen oder von Gemeinden gethan worden 
sind^ so muss der Staat dieses berechnen, und ihnen eineEntschädigung nach 
dem durch die Reglements festgesetzten Tarif entrichten. 

Art. 213. In allen Landgemeinden, deren Bevölkerung 2500 Seelen oder 
mehr beträgt, sollen, wie früher, Gommunalgarden (Schutterijen, fiürgerwehr) 
errichtet werden, welche die öfTentliche Ruhe aufredht erhalten; sie dürfen in 
Falle eines Krieges gebraucht werden, um die Angriffe des Feindes zurttduu** 
j^chlagen.. 

In den andern Gemeijiden soll es Gommunalgarden geben, welche in 
Friedenszeiten ausser Activität sind, im Falle eines Krieges aber sich als Land* 
sturin mit den übrigen Gomi^unalgarden zur Vertheidigung des Landes ver* 
einigen. ^ 

Art. 214. Ein Gesetz soll die Bestimmungen [feststellen, Welche der 
König für die Organisation der Miliz, die Anzahl" der Mitglieder derselbe^, 
die Gommunalgarde und den Landsturm nöthig erachtet 

Neuntes Gapitel. 
Von der Verwaltung- der Brücken,^ Chausseen und Gewässer. 

Art 215. Der König bat die Oberaufsicht über alle Was^erarbeiteo, 
Brücken und Ghausseen, ohne Unterschied, ob die Kosten derselben aus dem 
öffentlichen Schatze, oder auf andere Weise' gedeckt werden. 

Art 216. Der König lässt die allgemeine Verwaltung der Brücken, 
Chausseen und Gewässer ausüben, vne es ihm am besten dünkt 

Art 217. Unabhängig von der Oberaufsicht, welche der König der 
allgemeinen Verwaltung über die Werke« welche auf Kosten der Goilegien, 
Gemeinden.-und Privatpersonen unterhalten werden, ertheilen kann, ist diese 
Verwaltung, nach den ihr vom Könige gegebenen Instructionen, auch mit der 
Besorgung aller Wasserarbeiten an Seehäfen, Rheden,, Dünen, Dämmen» 
Schleusen und andern Werken, so wie der Brücken und Chausseen» deren 
Bau ganz oder theilweise auf Kosten des öffentlichen Schatzes geschieht, be- 
auftragt 

Art. 218. Wenn unter den am Ende des vorigen Artikels aufgezählten 

* Werken einige sind» deren Verwaltung entweder aus einem weniger allgemeinen 

I^tenesse» als aus Gründen der Nützlichkeit und Passlichkeit, den Provinzial- 

Ständen anvertraut werden kann; so soll ihnen dieselbe entweder aussdiMess* 

lieh, oder in Verbindung mit der Generalverwaltung übertragen werden. 

Art 219. Der König bestimmt, nachdem er die Provinzial -Stände dar- 
über vernommen und auf den Bericht des Staatsraths, welche Arbeiten der 
Verwaltung der Stände zu überlassen sind, und giebt zu gleicher Zeit die 
Art an« die Kosten ihrer Unterhaltong^u decken. 

Art '220. . WennDäBuo^ SeUedsen oder andere Wasserwerke, die dMi 



bestimmt smd» die Gewisser im Heer- und Flassbette ztirttckziihalteti, • auf 
Kosten ron CoIIegien, Gemeinden oder Privatpersonen unterhalten oder, von 
ihnen geleitet werden; so hat, die General Verwaltung die unmittelbar» Aufsicht 
i|ber diese Arbeiten. Sie sorgt dafür, dass der Bau oder die Wiederher- 
stellung derselben dem allgemeinen Interesse nicht schade; sie giebt den 
Collegien, Gemeinden und Privatpersonen alle in dieser Beziehung nothige 
Instnictionen. 

Der Köni^ kann auch den Provinzial-Ständen die unmittelbare Aufsfcht 
über dies^' Werke aus Gründen der Nützlichkeit oder Passlichkeit verleihen. 

Art. 221, Die Provinzial-Stände haben die Aufsicht über alie im vorigen 
Artikel nicht begriffenen Wasserwerke, so wie über alle Ganäle, Schlfffahrl, 
Seen, Gewässer, Brücken und Chausseen, welche auf Kosten von Colinen, 
Gemeinden oder Privatpersonen gehen. Sie wachen darüber» dass diese Ar- 
beiten gut und gehörig gebaut und unterhalten werden. 

Art. 222. Die Stände haben die Aufsicht über alle Collegien, welche 
den Namen führen: „Hoogheemraadschappen, Ueem'raadschappen, Wateringen, 
Watersdiappen,** über alle Verwaltungen von Deichen oder Poldern, unter 
welchen Namen diese auch in ihrer Provinz bestehen, unbeschadet jedoch der 
Bestimmungen des Art. 220. über die Befugnisse der Generalverwaltung in 
Bezidiung auf diejenigen Werke, welche dazu dienen, die Gewässer in dem 
Meer- und FIuss bette zurückzuhalten. 

Die gehörigen Orts gut geheissenen Reglements dieser Collegien, welche 
ah CrTundlage ihrer Institution dienen, können von fien Ständen mit Geneh- 
migung des Königs -verändert werden. Die Collegien schlagen die« Verände- 
rungen vor, welche der Nutzen der Betheiligten erheischt. 

Die Stände überlassen dem .Könige die lümennung oder den Vorschlag 
zu den vacanten Stellen in diesen Collegien. 

Art 2Ji3. Die Stände haben in ihrer Provinz die. Aufsicht über die 
Ausgrabung der Torfgruben, Stein- und Kohlenbrüche und andere Minen 
und Bergwerke, so wie über alle Wässerungen, Verdeichungen und Austfodk- 
nungen. 

Der König kann aus GrQnden der allgemeinen oder grösseren Nützlich- 
keit dieser Werke die Aufsicht über '^ dieselben der General Verwaltung der 
Brücken, Chausseen und Wasserleitungen übertragen. 

Art. 224. Wenn in Zukunft för einige der in diesem Capilel begriffe- 
nen Arbeiten Geldhülfen aus dev^ Staatsschatz bewilligt werden,- so soll zu 
gleicher Zeit die Art der Verwaltung und Aufsicht über dieselbe festgestellt 
werden. 

Art. 325. Die Wege-, Brücken- und Schleusengelder sollen zur Unter- 
haltung und Ausbesserung der Chausseen, Brücken, Canäle und schiffbaren 
Flüsse verwendet werden. Ist ein Ueberschuss vorhanden, so bleibt derselbe 
fikr Ausgaben derselben Art, in derselben Provinz aufbewahrt, mit .einziger 
Attsnalime derjenigen Gelder, welche auf den grossen Communtcationen des 
Königreichs erhoben worden ; der Ueberschuss der letztem kann überall, wo 
der Konig es verordnet, zu denselben Zwecken benutzt werden. 

Zehntes Capitel. 

Von dem öffentlichen Unterricht' und den Wohhhäitgkeitsanstalten. 

Art. 226. Der öffentliche Unterricht ist ein beständiger Gegenstand 
itoff'Iteorge.der Ee^ienisg. Ddr VJ^ lässt jähTÜeh den General -Staaten 



Eecfaenschaft ablegen .üb^r 4en Zastand der oberen^ mittlern und unteren 
Schulen. 

Art. 227. Da die Presse das geeignetste Mittel ist, Kenntnisse tXnd Auf- 
klärung zu verbreiten, so kann sich Jeder, ohne vorherige Erlaubnisse dersel- 
ben bedienen, um seine Gedanken mitzutheilen. 

Jedoch sind Verfasser, Drucker, Herausgeber und Vertheiler für die 
Schriften verantwortlich, welche die Rechte der Gesellschaft oder Einzelner 
verletzen. 

Art. 228. Als ein Gegenstand von hoher Wichtigkeit werden der Für- 
sorge der Regierung anvertraut die Verwaltung der Wohlthätigkeit und die 
Erziehung armer Kinder. Auch hierüber soll jährlich den General - Staaten 
Rechenschaft abgelegt werden. . 

Eilftes Kapitel. 
Ueher Veränderungen und Zusätze. 

4 

Art. 229. Wenn durch Erfahrung Veränderungen ond Zusätze zu dem 
Grundgesetze nöthig werden sollten» so muss ein Gesetz, zu. gleicher Zeit, wenn 
es diese Nothwendigkeit ausspricht, diese Veränderungen mit Bestimmtheit 
angeben. • 

Art. 230. Dieses Gesetz wird den Provinzial-Ständen zugeschickt. Diese 
wählen dann in dem Zeiträume, welchen jenes festsetzt, eine gleiche Anzahl 
ausserordentlicher Mitglieder zu den ordentlichen Mitgliedern der General- 
Slaaten, und zwar auf dieselbe Weise, wie die letztern gewählt werden; 

Art 231. Wenn in Folge der Artikel 27., 44. und 46. des Grundgesetzes 
die zweite Kammer der General • Staaten sich in doppelter Anzahl versam- 
melt, so geschieht die Ernennung durch die Provinzial - Stände, welche von 
den die königliche Gewalt ausübenden Beamten . zusammen berufen worden. 

Art. 232. Die zweite Kammer der General -Staaten kann keinen Be- 
schluss über eine Veränderung oder einen Zusatz zu dem Grundgesetz fassen, 
wenn nicht zwei Drittbeile ihrer Mitglieder gegenwärtig sind. Die Beschlüsse 
werden nach einer Mehrheit von drei Viertel der Stimmen gefassi. 

Alle für die Abfassung eines Gesetzes vorgeschriebene Regeln müssen 
pünlctlich befolgt werden. 

Art. 233. Während einer Regentschaft darf keine Veränderung mit dem 
Grundgesetze oder mit der Thronfolge vorgenommen werden. 

Art. 234. Die Veränderungen und Zusätze zu dem Grundgesetze wer- 
den demselben angehängt und feierlich bekannt gemacht. 

• - 

Ergänzende Artikel. 

Art. 1. Der König ist autorisirt, alle Maassregeln zu ergreifen, um in 
der nach den Umständen möglichst kürzesten Frist das vorstehende Grundge- 
setz in /allen seinen Theilen und regelmässig iti A'nsübung zu bringen. Er hat 
zu dem Ende die Ernennung zu allen Aemtem und Behörden, wie auch im- 
mer die Art der Ernennung durch das Grundgesetz vorgezeichnet ist. 

Art. 2. Alle Obrigkeiten bleiben in ihren Stellen und alle Gesetze in 
Kraft, bis darüber anderweitig verfugt worden ist 

Art. 3. Der erste Austi^ der Mitglieder der zweiten Kammer der 
General- Staaten findet am' dritten Montage im October 1817 statt 
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Dm neue Königreich ertiielt bald nach' der Annahme der Ver- 
fassung noch einen Zuwachs des Territoriums an der Belgfschen 
Gränze, indem durch den zweiten Pariser Frieden vom 20. Novem- 
ber 1815 *) als das Resultat der abermaligen Ueberwältigung Frank- 
reichs unter Napoleon, noch die Reste der vormalig» Öeslterreichi- 
schen Niederlande von Frankreich herausgegeben werdeh mussten. 
Es war ein an Mineralproducten ergiebiger Landstrich zwischen 
Bennegau und Namur in den Ardennen mit den Festungen Marien- 
burg und Philippeville, und ausserdem erlangte- der König der Nie- 
derlande die Souveränetät über das unter der Mediatherrscbaft des 
Fürsten von Rohan-Monthazon stehende Herzogthum Bouillon zwischen 
dem Grossherzogthum Luxemburg und der Champagne. ^ 

Die innere Missstimmung des Volkes nahm indess bald einen ent- 
schiedeneren Charakter an,{und zwar in doppelter Richtung, in der natio- 
nalen und confessionellen. In der nationalen Richtung wurde die gegen- 
seitige Erbitterung der Belgier und Holländer dadurch besonders 
genährt, dass jene, in ihrer Bevölkerung um eine Million stärker als 
diese (— das Yerhältniss war im Jahre 1816 3,210,700 Belgier. ge- 
gen 2,016,157 Holländer — ), bei der höheren Verwaltung, namentlich 
aber in den diplomatischen und militärischen Verhältnissen, sowie in 
den Ministerial - Departements sich zu wenig bervicksichtigt fanden, 
dass kaum ein Fünftel dieser Beamten aus den Belgiern gewählt 
wurde. Die confessionellen Streitigkeiten wurden bei dem starren 
Fanatismus des Klerus in den südlichen Provinzen von Jahr zu Jalir 
mehr ausgedehnt, indem auch die entschiedenstet) Reformen und Dn- 
terstützungen von Seiten der Regierung verdächtigt und zur Aufrei- 
zung gegen den König und das Ministerium bei allen Gelegenheiten 
gemissbraucht wurden. So geschah es, dass der Bischof von. Gent, 
gestützt auf eine Note des Cardinal Consaivi vom 19. März 1816, disn 
Pfarrern seiner Kirchspiele untersagte, denjenigen Absolution zu er- 
theilen, welche dem Könige und dieser religionsfeindlichen Verfassung 
den Eid der Treue geschworen hatten. In den General - Staaten, 
welche in jährlichem Wechsel zu Brüssel und im Haag gehalten wur- 
den , sah man die gehässigste Opposition von der Mehrzahl der Belgi- 
schen Mitglieder gefühi^t, die eine um so grössere Unterstützung fand, 
als gleich in dem ersten Jahre in Brüssel Ci816) ein Belgier zum 
Präsidenten gewählt, und im zweiten Jahre (1817) im Haag eben so 
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der Präfldent und sogar sjach der Vice^n^äsideit aus den Reihen der 
Beigjschen Mitglieder genommen wurden. Der Bischof von Gent 
(Fürst ( Y. Broglio) setzte seine AngriflTe gegen die Verfassung immer 
kecker fort; in seiner Schrift Jugement doctrinal erklärte er, „wenn 
die Verfassung allen christlichen Gonfessionen gleichen Schutz ver- 
spräche, so heisse das, ds(ss man den Irrthum eben so wie die Wahr- 
heit schützen wolle'' ; „und eine Verfassung als ein heiliges Gesetz 
zu beschwören, wenn dieselbe einem Souyerain, der sich nicht zuir 
Katholischen Seligion bekennt» das Recht der höchsten Aufsicht über 
den Religionsunterricht zusteht, heisst das heiligste Recht der Katho- 
lischen Kirche verrathen''. Der Process gegen den Bischof, sein^ 
Flucht nach Frankreich, seine Verurtheilung vor den Assisen zu 
Brüssel in contumaciam, so wie dessen Aufrechthaltung durch den 
päpstlichen Hof und das Domcapitel zu Gent, steigerten die allge- 
meine Gährung ausserordentlich in den Jahren 1817 und 1818, und 
wiesen achon damals auf einen immer jäher werdenden Bruch zwi- 
schen den beiden Haupttheilen des noch nicht befestigten Staatsver- 
bandes hin, der nur in der ernst sich bewährenden Vermittelung der 
Regierung verzögert, aber nicht geheilt werden konnte. Dazu kamen 
von Niederländischer Seite die Anforderungen auf erhöhte financielle 
Leistungen (besonders wegen der Staatsschulden und des Wasser* 
stiaates [Marine und Wasserbau]), auf Veränderungen in dem stehen- 
den Heere und der Nationalmiliz, die bd den Belgiern missliebig waren, 
Beschränkungen der freien Presse, um ^ich vor den nichts schonenden 
Angriffen des Ultramontanismus sicher zu stellen; während die Vortheile, 
welche für die Belgier aus dem durch die Verbindung mit Holland 
erweiterten Handelsverkehre und aus der allgemeinsten Theilnahme 
an dem Seehandel für ihren noch mehr aufblähenden Ackerbau und 
Bergbau, sowie für die bedeutsamsten Zweige ihrer technischen lil- 
dustrie hervorgingen, mit gleichgültigen Augen nur als ein noth wen- 
diges Ergebniss des wiederhergestellten Friedens angesehen wurden. < 
Eine neue widerwärtige Aufregung, die sicher von der Regierung 
hätte vermieden werden sollen, brachte der Jcönigliche Erlast vom 
15. September 1819, nach welchem der Gebrauch der Französischen 
Sprache in den südlichen Provinzen des Königreichs möglichst be- 
schränkt werden und die Flamländisch - Holländische Sprache vom 
1. Januar 1823 als die einzige gesetzliche gelten sollte« Dieser An- 
griff auf die Nationalität, welcher allerdings unter der zwanzigjähri- 
gen Französischen Herrschaft ein stark Französirter Charakter aufge^ 
prägt war, konnte sehr geschickt von dem Katholischen Klerus be- 
nutzt, werden, uih ihn mit den immer grösser werdenden Gefahren 
für seine Kirche zu verbinden, und jede Glasse des Volks zur ge- 
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meinscbaftlichen Yertheidigung der bedrohlen Rechte aufeurufen und 
seinen besonderen Zwecken unterwürfig zu machen. Es konnte^ da- 
her leicht erklärt werden, dass durch die Belgischen Abgeordneten 
die von der Regierung vorgelegten Entwürfe über das verfassungs- 
mässige zehnjährige Budget, über die Büi^ergarden verworfen wur- 
den, und dass es späterhin als ein glücklich über die Schwäche der 
Regierung errungener Sieg gepriesen wurde, wenn diese solche Ge- 
setze vollständig zurückzog oder in ganz umgestalteter Form van 
neuem vorzulegen versuchte. Auch die Verfügung in Re'zug auf den 
Gebrauch deV Holländischen Sprache wurde gemildert, nur sollte 
nach der neuen Anordnung vom 26. October 1822 in den Lehran- 
stalten und bei öffentlichen Verhandlungen die Nationalsprache (Hol- 
ländische odee Flämische] ausschliesslich gebraucht werden^ 

Die mit jedem Jahre vergrösserte Spaltung^ zwischen den Re- 
präsentanten der nördlichen und südlichen Provinzen wurde 1821 
durch zwei Ereignisse noch stärker vergrössert und die Wurzeln der 
unversöhnlichsten Zwietracht wurden dadurch recht offen der allge- 
meinsten Betrachtung zur Sqhau gestellt. Das eine financieller Natur 
dient zugleich als Maassstab für die Beurtheilung der gegenseitigen 
politischen Stärke und materiellen Entwickelüng in deh beiden Thei- 
len des Niederländischen Staates. Bei einer Veränderung der indirec- 
ten Steuern verlangten die Holländischen Abgeordneten Begünstigung 
eines freieren Handelssystemes und das Aufgeben einiger Zölle auf 
die Einfuhr bestimmter Fabrikate. Die Belgischen Abgeordneten 
waren auf das Lebhafteste dagegen , indem sie diese Zölle als einen 
wesentlich nothwendigen Schutzzoll für ihre einheimischen Fabriken 
betrachteten. Bei der Abstimmung standen anfänglich 55 Mitglieder 
apf jeder Seite, da gingen zwei Belgische Mitglieder zu den Hollän- 
dischen über, das Finanzsystem der letztern siegte, aber in ganz ' 
Belgien erscholl ein gewaltiges Geschrei über den Verrath des Lan- 
* des, über das Hinopfern der Interessen Belgiens für die Holländer. 
Das zweite Ereigniss war eben so ernster Natur und griff fast noch 
mehr in das innere Leben Belgiens ein. Der nach Frankreich ent- 
flohene Bischof von Gent war dort am 19. Juli 1821 verstorben und 
die Regierung hofile nun zuversichtlich, die mehrjährigen Streitigkei- 
ten mit dem Domcapitel von Gent und den davon abhängenden Pro- 
vinzen leichter zu beseitigen. Aber gerade seit dieser Zeit galt der 
im Asyl verstorbene Bischof noch höher, er wurde als Märtyrer für 
die gerechteste und heiligste Sache dem Volke vorgestellt , und dies( 
noch mehr als vorher zii dem entschiedensten Widerstände gegen 
die Maassregeln der Regierung in den kirchlichen und damit nahe 
yerwandteo Angelegenheiten entflammt, zumal für die Begünstigung 



soteher WldersetzHchkeit der sichere Beifall ^ des Papstes und der ge- 
sammten Katholischen Kirche in Aussicht gestellt werden konnte. 
Diei machte sich durch aufTaliige Manifestationen überall kund, und 
die- folgenden Jahre 1822 bis 1825 ^eben dafiir die trübsten Beispiele. 
Solche Schonungsilosigkeit von der Seite des grössten Tbeils des Ka- 
tholischen Klerus trieb auf der andern Seite auch die Regierung wie- 
der zu härteren Schritten. Im Mai 1825 erfolgte die kpnigliche Ver- 
ordnung» dass iii Zukunft keine Schule ohne Bewilligung der Regie- 
rung errichtet werden sollte, dass die Regierung allein die Lehrer 
ernennen würde, und dass alle ohne Autorisation der Regierung 
eröffnete Schulen mit dem 1. October 1825 geschlossen werden soll- 
ten. Ein zweiter königlicher Befehl aus derselben Zeit ordnete die 
Erriditung eines philosophischen Collegiums zu Löwen an für die 
zum geistlichen Stande bestimmten Katholiken, worauf der Bischof von 
Namur erklärte, dass er die in diesem Gollegium ausgebildeteten jun- 
gen Leute niemals. in seiner Diöcese zu Geistlichen ordinireh lassen 
werde : der erste Geistliche des Landes» der Erzbischof von Mecheh, 
stimmte, obschon er zum Gurator des. neuen Collegiums voii der Re- 
gierung ernannt war, solchem feindlichen Auftreten seine» Suflragan- 
bischofes vollständig bei. Endlich ein dritter Erlass vom 22. August 
1825 verbot die Anstellung der Niederländer und Belgier , weldie 
nach dem 1. October 1825 auf einer ausländischen Lehranstalt philo- 
sophische oder theologische Studien getrieben, in irgend einem Amte, 
namentlich aber in einem geistlichen, um endlich; wie es hiess, die 
jungen Leute der Gefahr zu entziehep, auf ausländischen Xebranstal- 
ten Grundsätze in sich aufzunehmi^, die. dem wahrhaften Interesse 
des Vaterlandes entgegen streben. 

Diese traurigen Zustände des inneren^ Zerfallens der Niederlän- 
dischen Monarchie verbesserten sich keineswegs durch, die Nachgie- 
bigkeit des Königs Wilhelm I. bei dem Abschlüsse *) des Goncordates 
mit der Römischen Curie vom 18. Juni 1827, welches der Kiküg 
gegen den Rath seines Ministeriums am 25. Juli 1827 zu Brüssel 
bestätigte. Die gehofile Aussöhnung der Katholiken mit der Regie- 
rung ging im geraden Gegentheile in noch verstärkteren Hass über, weil 
das Concordat keiner Parthei im Lande genügte, und die Majorität der 
und General-Staaten in demselben eineUeberschreitung des Art. 194. des 
Grundgesetzes erkennen wollte, da die Regierung nicht zur Dotirung ider 
bischöflichen Seminarien und Dom-Capitel berechtigt gewesen, indem 
sie nur dieBefiigniss habe, den fieligionslehrern der verschiedenen 



*J Zu Rom; von tfiederiändücher Seite verhandelte Graf de Celles, von 
päpettieher 4er Cardinal CapeUari, der nachmalige Papst Gregor XVL 
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GonfeMionen neue Gehalte oder GebaKszalagen zu bewffligen. Die 
von dem Ministeriuin uoterstützten Journale betbeiligtoi sich selbst 
bei den Angriffen auf das Concordat und reizten nur um so vdAt 
noch zu grösserer Bitterkeit in d^ Repliken der Belgier. Die Par- 
tbei des Klerus wurde inzwischen immer stärker» namentlich fohlte der 
h/abe und niedere Adel sich stets gegen den Niederländischen bei dar Yer* 
waltung zurückgesetzt, und vermehrte nun blindlings gegen seine eige- 
nen geistigen und materiellen Interessen die Reihen der ultramon* 
tanen Oppositionsmänner* Doch konnten sie , die Vollziehung des 
Goncordats nicht zu Stande bringen, und neue Unterhandlungen 
mussten zu Rom in Gang gebracht werden, die nur gleichzeitig eine 
erböhtere Spannung und gegenseitige Ueberwachung bei beiden Pai^* 
theien im Lande hervorriefen. Die Excesse der Presse im Jahre 
1828, die pöbelhaßesten Angriffe gegen die Person de3 Königs hatten 
die Zahl der Press*Processe vervielfacht, aber auch nach den Forde- 
rungen der Niederländer, die das Ministerium darin unterstützten» 
eine Verschärfung der Pressgesetze als nothwendig gezeigt. Die den 
General-Staaten vorgelegten Entwürfe (November 1828) erregten ei- 
nen Adressen- und Petitions-Sturm {[egen. dieselben in den Pelgtschen 
Provimen (December 1828 — Februar 1829). Eine gleiche Verschie- 
dimheit der Ansichten zeigte sich bei den Vorlagen über das In- 
situt der Gesehwornengerichte, mindestens bei den Pressvergehen; von 
d^ Holländern entschieden gemissbilligt, als ein nicht dem Volkscharak- 
ter angemessenes Institut, fand el^. nicht minder entschieden auf der 
Belgischen Seite die wärmste Unterstützung, und daher war seine vor- 
läufige Ablehnung eine neuer Anlass zu vermehrter Unzufriedenheit 
und stärkejrer Anfeindung der Regierung. 

In der Botschaft vom 11. December 1829, welche der König 
nach der Verwerfung des zehnjährigen Budgets und des Gesetzes 
über die. Tilgung der Staatsschulden im Mai d. J. den im October 
vvieder eröffneten General - Staaten bei der neuen Einbringung des 
zehnjährigen Budgets zusandte, heisst es bereits: »Dem Staate droht 
eine gewaltsame Bewegung, ich werdö nichts versäumen, ihr zuvor 
zu kommen ubd sie im Nothfalle unterdrücken. Ihr wollt die Wohl- 
fahrt eures Vaterlandes, es ist der einzige Zweck aller meiner Be- 
mühungen. Ich höre von Beschwerden reden, ich .habe sie sorgfältig 
untersucht und werde mich fortwährend mit ihnen beschäftigen. 
Unter ihnen sind viele, welche ich abgestellt habe, andere, welche 
meime Ueberzeugung mich nöthlgt, als ungegründet ab- 
zuweisen und noch andere, welche der Gegenstand meiner femern 
Aufmerksamkeit sein werden. Ich werde alles bewilligen, was mein 
Gewissen mir erlauben wird; aber nie wird, für die Schmähun- 
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gen einer ungestümen Wuth, noch für anpassende Forde- 
rungen die Zeit kommen, wo ich ihnen werde nacfagebeA 
können.""^) Und auch nach dieser Botschaft wurde das zehnjährige 
Budget nur mit 61 gegen 46 Stimmen angenommen, von denen die 
letzteren fast ohne Ausnahme Belgische Mitglieder waren. Das Jah- 
resbudget oder das der ausserordentlichen Ausgaben erhielt durch 
ministeriellen Einfluss die Majorität nur von einer einzigen Stimme 
(54 gegen 53) in der zweiten Kammer der General - Staaten. Die 
Aufhebung des philosophischen Collegiums zu Löwen am 9. Januar 
1830, welche die Regierung mit financiellen Motiven rechtfertigen 
wollte, erschien ihren Gegnern nur als ein neuer Triumph iiber die 
Schwäche der Regierung, welcher den Mnth zur Verdoppelung der 
Angriffe sogar erhöhen musste. Die Entlassung der Belgischen Beam- 
ten aus dem Staatsdienste, welche in den General-Staaten gegen die 
königlidien Vorlagen gestimmt hatten^ reizte zur rascheren Erhebung; 
der Process ge^en de Potter, Tielemans, Bartels und Gefährten, welche, 
wegen eines Gomplotts zur Veränderung der Regierung vor den Ge- 
richtshof zu Briissel gestellt imd ani 30. April zur Verbannung auf 
sieben bis acht Jahre verurtheilt worden, wurde als eine gemeinsame 
Anklage gegen alle Vertheidiger der Rechte Belgiens ausgebeutet. 
Im Mai und Juni des Jahre? 1830 wurden die General - Staaten mit 
mehr* als 1000 Petitionen (und 300,000 Unterschriften) überschiittet; 
sie^ forderten sämmtlich aus einem Tone „Voliziehunjg de6 Goncordats, 
gesetzliche Verantwortlichkeit der Minister, Schutz der freien Presse, 
Freiheit des Unterrichts, freien Gebrauch der Französichen Sprache, 
definitive Organisation der Gerichte (Geschworene), gleiche Verthei- 
lung der Aemter zwischen Holländern und Belgiern und Publicität 
de^ Gemeinde- Budgets. *" Die General - Staaten * wurden am 2. Juni 
1830 vor Beendigung ihrer Arbeiten auf Befehl des Königs ge- 
schlossen. 

Der um -wenige Wochen spätere Ausbruch der Juli-Revolution 
in Frankreich liess alsbald seine Wirkungen in dem durch so viefe 
Bande verknüpften Belgischen Nachbarlände empfinden. Der Bruch 
mit den Niederlanden war unvermeidlich, wenn nicht durch entschie- 
dene Uebermadit der Sieg auf der Seite der Regierung blieb. Schon 
am 25. August 1830 brach der Aufstand in Brüssel aus, in dem Var- 
laufe weniger Tage war er üt^er alle grosse und mittlere Städte dar 
Belgischen Provinzen ausgedehnt. Die Trennung war sogleich ent- 
schieden, abar noch nicht die Lossagung von der Dynastie OraoöeQ- 
Nassau. Man wünschte den Prinzen von Oranien, für den sieb früher 



V «• Kevsrberg, vom KönigrHck der Niederlande, 8. 365. 
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sdion in Belgien immer eine stärkere Sympathie ab fiir den Romg, 
seinen Vater, gezeigt hatte, als unabhängigen Herrscher, aber für 
immer von Holland abgesondert. Der König schien anfänglich selbst 
nicht .abgene^t, auf diesen Gang der Entwickelung sich anzniassc». 
Er berief am 5. September eine ausserordenüiche Vwsammlung der 
General -Staaten auf dän 13. September nach dem Haag zusammen, 
welche die Beschwerden der Belgier untersuchen und die Frage der 
Trennung beider Theile lösen sollte, die durch Europasische Vertrage 
und durch das Grundgesetz fiir immer mit einander vereint worden. 
Bei der Eröflbung der General-Staaten am 13. September befriedigten 
aber weder die Rede des Königs , noch, das Benehmen des grössten 
Tbeils der Holländischen Abgeordneten die ziemlich vollständig an- 
gekommenen Belgischen Mitglieder. Schon am zweiten Tage verliess 
Stassart die Versammlung und kehrte nach Brüssel zuräck, ihm folg- 
ten bald andere, um in ihrer Heimath die Nachricht zu verbreiten, 
dass alle gerechte Erwartungen der Belgier an dem Starrsinne der 
Holländischen Regierung scheitern würden. Lüttich griff bereits am 
17. September -wieder zu den Waffen, Brüssel folgte am 20. Septbr, 
und eine provisorische Regierung aus acht Mitgliedern wurde gebildet 
unter denen Potter und Stassart sich befanden. Der sehr blutige 
Kampf in und um Brüssel unter der Leitung des zweiten Sohnes des 
Königs, des Prinzen Friedrich, dauerte vom 2L bis zum 26. Septbr. 
und endete mit der Zerstörung eines beträchtlichen Theiles der Stadt 
und dem Rückzuge der königlichen Truppen, Aus den südlich und 
westlich von der Hauptstadt gelegenen Ortschaften wurden die Hol- 
ländischen Truppen ohne besonderen Kampf zum Abgange genäthigt, 
Lüttich, Namur, Verviers waren gleichfalls frei. Nur nördlich von 
Brüssel in der Entfernung von 4 Meilen hielten sich die königlichen 
Truppen. König Wilhelm L zögerte auch jetzt noch durch einen 
entschiedenen Schritt Belgien für seine Dynastie zu retten; da 
drängte das stark vergossene Bürgerblut auch das Andenken an den 
Prinzen von Oranien in den' Hintergrund, und machte den Gegnerii 
des Hauses Oranien ein leichteres Spiel, Belgien völlig von demselben 
zu trennen. 

Am 4. October erklärte bereits die provisorische Regierung 
durch ein Decret aus drei Artikeln: „1) dass die auf gewaltsame Ai^ 
von Holland losgerissenen Belgischen Provinzen fortan einen unab- 
hängigen Staat bilden würden, 2) dass die provisorische Regierung 
sich so bald als möglich mit einen\ Verfassungsentwurfe zu beschäf- 
tigen habe, und 3) dass zur Prüfung, ModiQcirung und definitiven 
Genehmigung ein National - Gongress einzuberufen sei, in weichem 
alle Interessen der Belgischen Provinzen ihre Vertretung finden 
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üABate*^ %mi T^ge iplUer (6. Otfaher) siezte fie pto^caiftche 
R^eroag eme Verlissiiiigs-GQBuiiiasioii wieder aus acht Mitgliedeni 
(4ÜHinter van Meeiten m^ vae Geriaelie) ein, die mit ihr in Gemeia- 
«chaft den EntwQrf hearbeiten soAte, nötU^enfieills i^och mit aos^e- 
aeichneten MänneFa aller Provinzen zu verstärken wäre, uwi vor 
Allem zuerst mit der neuen Einrichtiti^ zu den Wahlen für den 
NationaI-GoQgres9 zu beauftragen sei. Kaeh diesen Schritten war es 
m i^t, dasa der König gleichzeitig (den 4. October) den Prinzen 
van Oranien zum Renten Belgiens ersetzte» die YerwaltuBg der 
Angelegenheittn m Französischer Sprache zu fuhren und die Stellen 
in der.Yerwaltinignur mit eii^[eborenen Belgiern zu besetzen befi^. 
Denn wenn auch aus dkse^ Maasregeln eis^ Trennung Belgi^s auf 
friedlichem Wege ate m^lich erscbemen kiHinte^ so widersprach dodi 
dem dafik gienei^en Sinne des Königs sein Aufruf an das Ifieder- 
ländische Volk vom 5. Octobßr, welcher nur auf eine getraltsaaiß 
Unt^werfung der Belgier hindeutete. Und die späteren Handlungen 
des KömgSy die allerdings unter jdem Einflüsse stets wiederholta* 
neuer Verietzungafi von Seiten der Belgier erfolgten, rechtfertigten 
die Deutung, welche die provisorische Regierung den letzten köm'g- 
Uchen Anordnung^ gab. Demi als der Prinz von Oranien , wohl 
unzweifelhaft mit Ueberscbreitung sein^ Vollmacht, am 16. October 
in einer Prociamation die Unabhängigkeit Belgiens anerkannte und 
sich dem von der provisorischen Regierung ausgesprochenen Grund- 
sätze, dei* Wdd durch das Volk, unterwarf, fand er weder in Brüssel 
rechten Glauben, noch eine Gen^migung dieses Schrittes bei seinem 
Vater. Es wurde vielmehr v<mi dem Könige die VollmacM; des Prin- 
zen von Oranien als Regent von, Belgien f^mlich am 20. October 
zurückgenommen, und dadurch das Schicksal Belgiens fijr diensk^hste 
Zukunft bestimmt *X wenn man noch als unmittelbare Folge davon 
den Ueberfall der Holländer durch die Bevölkerung in Antwerpen 
(26. October) und des General Ghassä's Bestrafung der Stadt durch 
das fürditerÜche Bombardement am 28> October in Betracht zieht **), 
Unterdessen hatte der König den General-Staaten im Haag (am 
20, October) erklärt, dass, da die grundgesetzlicbe Geviralt in den 



*J Von hier ah geht nun die Geschichte der Verfiu8u»g^ Belgiens ihren 
seloständiffen Gcmg weiter fort, indem dieser Staat in dieser meiner Samm- 
lung der Verfassungsurkunden unmittelbar auf die Niederlande folgen wird» 
— Mer Pring wm Oranien verliess auf einige Zeit die Niederlande und ging 
nach JSngUad. 

**) Ausser den grossen Entrepots, die mit Waaren überfuttt waren, 
hfOimkn iüfer 9Q0 tMtude linier dem unausgeseUOen Mugetrtgm nieder; der 
^annOm^wurdfirai^ ^^9ftO^ €Mlim f^^Zimß» 29ijf% Pteuss,) gesehmtt. 
— . Dies vertilgte auch den letzten Gedanken auf eine Ausgleichung ^ sHM M 
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sudlidieir ProTinzoi nichi mdir anerkmmt w«p^ sie sicfa nor all Ver- 
treter der nördlichen Provinzen betrachten und die südheben sich 
selbst überlassen sollten» bis er mit Barathung seiner Bundesgenossen 
dariiber einen Beschluss gefasst habe. Und in der That nahmen scbdn 
am 4. Noyember d. J, die Ck)nferenzen der fünf Grossmächte zu Lon- 
don über diese Angelegenheit ihren Anfang, Man war über den 
Abschluss eines Waffenstillstandes in Belgien, sowie iiber die Tren- 
nung Belgiens von den Niederlanden bald einverstanden, nur* erklärte 
man sich auf das entschiedenste gegen die Eünführung einer repubK- 
kanischen Regierungsform , und wünschte, dass die Wahl des neuen 
Regenten auf ein Mitglied. des Hauses Oranien gelenkt würde. Das 
letztere wurde bald durch den Beschluss des National-Gongresses zu 
Brüssel vom 24. November* vereitelt, nach welchem das Haus Oranien 
mit 161 Stimmen gegen 28 von der Begentenwahl auf immer (ä la 
perpetuitö) ausgeschlossen würde, und selbst die dissentirend^ Mit- 
glieder hatten sich nur ^ gegen den Beschluss ä la perpetuit^ er^ärt. 
Un4 doch fasste die Londoner Gonferenz schon am 20. December 
den Beschluss, dass Belgien von HoUand kategorisch getrennt wer- 
den sollte, weil der politische Zweck, zu welchem Belgien mit Hol- 
land nach Napoleon'^ Sturz vereinigt worden, nicht nur vÖlUg unaus- 
geführt geblieben, sondern es jetzt auch klar am Tage liege, dass er 
wegen der unbesiegbar feindseligen Stimmung der nördlichen und 
südlichen iProvinzen des vereinigt gewesenen Staates nun und nimmer- 
mehr erreicht werden könne. Wenn auch König Wilhelm feierlich 
gegen einen solchen Beschluss protestirte, so wurde der Beschluss 
der Gonferenz noch am 28. Januar 1831 dahin erweitert: Belgien 
solle fortan als ein völlig unabhängiger Staat für sich bestehen, das 
Königreich der Niederlande dasjenige Territorium behalten, wel- 
ches im Jahre 1790 zur vormaligen Republik der vereinigten Nieder- 
lande gehörte, Belgien aber das übrige Gebiet umfassen, welches 
1815 dem Königreich der vereim'gten Niederlande einverleibt worden 
sei; jedoch solle ausdrücklich das Grossherzogthum Luxem- 
burg dazu m'cht gehören, weil solches unter einem andren Rechts- 
titel im Besitz des Hauses Nassau sich befinde, auch fortwährend 
einen Theil des Deutschen Bundes ausmache. Die freie Beschiffung 
aller schiffbaren Flüsse und Ströme, welche das^ Holländische und 
Belgische Gebiet durchfliessen, ward nach Art. 108—117 der Wiener 
Congressacte ausdrücklich bedungen. Die gegenseitigen Endaven auf 
Holländischem und JBelgischem Gebiete sollten unter Leitung der fünf 

völliger Trewmng Belgiens, für einm Oraniechen Prinzen; auch die Handels" 
RivalitiU, die schm zum Nachgehen genant hatk, wßr jetzt auf das bifier$tf 
gireizt. 



Groasrndite atugetanscht werden; Belg^M dber solle unter Garantie 
der Grossmächte einen für immer neutralen Staat bilden und ge* 
baltiefn sein, solche Neutralität auch gegen alle andere Staaten zu 
beobaditen« Diese Grundlage blieb gegen alle späteren Anfechtungen 
der beiden dabei betheiligten Mächte aufrecht erhalten, sowie die 
ferneren Besdilüsse der Londoner Gonferenzy mit Ausnahme der 
Luxemburg-Limburger Angelegenheiten, so sehr sie an sich in Bezug 
auf die IheilungSTerhättnisse der Niederländischen Staatsschulden, auf 
die Ttieilnähme an dem Handel nach den Niederländisdien Goloiuen, 
auf die Bestimmung der Verhältnisse des Hafens Antwerpen u. s. w. 
von politischem Interesse sind, doch den Zweck dieser Sammlung 
nicht berühren. Das Ultimatum der Gonferenz in 18 Artikeln, am 
26« Juni abgefasst, wurde zwar von beiden sich befeindenden Staaten 
nicht angenommen, der neue Feldzug im August 1831 gereichte zum 
Buhme des Nied^riändischen Heeres, ab^ die Gonferenz gebot am 

23. August abermals Waffenstillstanä und unterzeichnete einen Frie- ^ 
densvertrag in 24 Artikeln am 15. October, indem sie zugleich er- 
klärte, sich aller ihr zu Gebote stehenden Mittel bedienen zu wollen, 
um denselben aufrecht zu erhalten und jeden neuen Ausbruch de$ 
Kämpfes auf Belgischem oder Niederländischem Gebiete zu verhindern. 
Die Beigische Abgeordneten -Kammer nahm am 1. November die 24 
Artikel mit 59 gegen 38 Stimmet an, und darauf folgte am 15. No- 
vember der Friedens- und Freundschaftsvertrag zwischen dem König 
Leopold von Belgien und den fünf Grossmächten. Der König der 
Niederlande zog aber seine Zustimmung zu dem Vertrage noch meh- 
rere Jahre mit der hartnäckigsten Entschlossenheit hin, in der ihn 
eine fest beispiellose Aufopferungstreue des Niederländischen Volks 
unterstützte. Erst als am 27. October 1832 ein Bundesvertrag zwi- 
sdien Frankreich und Grossbritamen abgeschlossen wurde, Holland 
mit Gewalt der VVaffen zu Lande und zur See zur Annahme der 

24. Artikel zu zwingen, erst ^als die Holländischen Küsten von den 
Schiffen dieser beiden Mächte blokirt und der Seehandel gehemmt 
wurde, und nachdem dieCitadelle von Antwerpen, der letzte feste von 
Ghass^ mit bewundernswürdiger Tapferkeit vertheidigte Punkt der 
Niederländer auf Belgischem Gebiete durch ein Französisches Hülfs- 
ccHrps als ein Schutthaufen gewonnen wurde (Novbr. bis 23. Decbr.); 
konnte die Niederländische Begierung nicht länger ihrer Beharrlich- 
keit rücksichtslos nachgeben. Sie erkannte zwar noch nicht förmlich 
den König von Belgien an, aber sie warf den Schwerpunkt des fer- 
neren Streits auf die Entschädigung für einen Iheil von Luxemburg 
durch Limburg und auf die Betbeiligung Belgiens bei der Niederlän- 
disch^ Staatsschuld hin, Belgien stand gesicHert unter dem Schutze 



der Gtttantiß und der AiMtemiuiig «»er Sdksttpdigkät von deö 
Gro8S0MlcIite&. Durch die UebereiniaiBft zu Loadett vom 21. Mü 
1833 wurde den Zwangsmaassregehi gegen die Nied^'kinde ein>Eiile 
gemaobt, und der Statas quo zwischen Belgien und Bolland Ms zun 
Abschlttss eines D^nitiv-Verb^ages von den Groasmaditen sanetionirt. 
Bdgien konnte denmaicfa itibiger zusehen, wenn die VerhandinngCB 
der Londoner Gonferenz bisweüen abgebrochen *), bisweilen von an« 
deren Orten, von dem Hofiager emer der Gdrossmächtei oder von den 
Zusannnenlciniften mehrerer Morarchen aus geleitet wurden: es lamito 
sich fast ungestört der innwen fintwickeiopg und Gonaolkifrung ast* 
ner Verbältinsse hingeben. 

Der König der Niederlande fand sich zwar jetzt bewogen, die 
vvestliche Hälfte des Grossherzogthums von Luxemburg gegen ehi 
Aequivalent im Belgischen Limbm^ anfzugeben, aber er verlangte, 
dass dieser Theil von Liquburg der Niederlandiscben Krone als un- 
bedingtes Eigenthum zufallen, und Irei von allen Beziehungen zum 
Deutschen Bunde dem Königreich der Niederlande einv^eibt werden 
sollte. Belgien- war zwar an sich gegen dtese Forderung nicht ehi-^ 
genommen, nur bestand es darauf, dass der Devtsdie Buttd und die 
Agnaten aus dem herzögl. Hause Nassau wegen flirer Anrechte auf den 
an Bel^'en fallenden Theil von Luxemburg, wofür eben Limburg als 
Entschädigung dargeboten wörde^ ihre Zustimmung dazu geben miiss- 
ten. Keine der dabei betheiligteri Mächte entwickelte besonderen 
Eifer, diese Yerhandlung zum Schlosse zu fOhren, so dass nadi lan* 
gem Hinschleppen der AngelegeiUteit erst am 18. Aug. 1836 die Dcirt- 
sehe Bundesversammlung den folgenden Beschluss ftsste: „Der Deut- 
sche Bund versagt seine Zustimmung jeder Abtretung eines ThcJles des 
Grossherzogthums Luxembui^, die ohne Territorial-Entschädigung (ur 
denselben statt finden sollte, aber er eitlärt, dass er in Beräeksichti- 
gung der für die Nassauischen Agnats gegebenen Eitiärung, mit 
der Abtretung des im Art. 2. (dnes der oben genannten 24 Artikel) 
des Trennungs-Acts vom !€.' November 1831 bezeidmeten . Theih von 
Luxemburg gegen die im Art. 4. desselben Documentes angegebenen 
Territorial - Entschädigungen unter der Bedingung einverstanden ist» 
dass der Belgischen Regierung die Verpflichtung auferlegt werde, keine 
Befestigungen in dem ihr abgetretoien TheHe von Luxembui|; zu er- 
richten und namentlich die Stadt Arion nie zu befestigen. Der 
Deutsche Bund fugt hinzu, dass die näheren Besamungen der d^B 



V So geschah es am 24. Äuffusi 1833, woratrf eine längere Zeit die Un- 
terhandlungen vöüig ruhien. Im Octdber 1836 soUten sie wieder lebendiger 
aufgenommen werikn^ aber es kam doeh nicht vor dem Marx 1839 dasu. 
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ßcMsdieii Mbde in Limbuiig zu gebenden T^rritm^ial-fintSK^fidiguto- 
gen, dem Prindj^en er feststellt, einer besotidefi^n Yerhafidtimg 
zwiflcbeA äim und der lüecteriändischen Regierung vorbeüaltaii btei* 
ben,. und dass (fiese Entschädigung so viel als möglich den Interessen 
des Budes in Bezug auf die Integrität seiner Yertheidigungslfiiie 
entefvecteii müsse.'' Wieder ein Jahr lang ruheten die Yerfaandion- 
geo» bis elidlich ehi neuer Impuls zu denselben toa den General- 
Staaten dw Niederlande gegeben wurde, die im Namen des Volks; 
dl» bei dem unsidieren Zustande des Königreichs und den noc)i stete 
imverb&Hiiissmässig grossen Kosten der für einen möglichen Krieg 
in Berabdiaft gehattenen Heereskräfte die grössteh Nachtbeiie er- 
litte, ein Iriedlidies deflnItiVes Abkommen mit Belgien Teriangten. 
Nach isielra yergeUfchen neuen Yersudieü durch ' Preussen ^ dtireh 
Eiland eder durch Russland bessere Bedingungen als den bbtti 
jener M Artikel zu erreichen, entschloss sich endlieh König WMielm 
im März 1838 seinen Gesandten in London zu beToHmäditigen« fät 
ihn in <fie Annahme der 24 Artikel zu willigen, allerdings nril dta^ 
vateflidi^ Mahnung an die die Europaeiscbe Poltttt leitenden BegOB- 
ten» wodoffch er sich für seine lange R^itenz 2u 'rech^rtfgen ge- 
dacbte: „Die Ndcbwelt wird sich über dm wahren Charakter dmt 
Ereiginsse, dereh yerhängnissTolIe Folgen die Niederiande tind da9 
EiirotMBische Gieicbgewicht so tief erschüttert haben, nicht täuschen. 
Sie taragen das Gepräge einer schwadien und prindplosen PoMft undl 
alimr der Unglücksfalle dieser Zeit, die daraus, hervorgegangen $ind^ 
an sich''. Doch trat erst im Jiili 1938 die Omferei» zu Londmi 
wieder . zusammen» und neue Rüstungen und KosammentiBhung der 
Oteredoräfte an den Gränzen von beid^ betbeiligten Mächten erfaß- 
ten, his nach abermaliger Berathung und Bescblusshahme det Balgt» 
sdien benlsti Kammern über die Friedensvorschläge (März 1839) der 
Friedensvertrag zwischen den Niederlanden, Belgien und den fuidf 
Graasmäcbten am 19. April 1839 zu London zu Stande kam, und 
m & Juni d. J. die Ratificatienim desKeH»^' gegenseitig aüsgewisdi* 
süt \tiirden. Oesterretch und Preussen hatten bereits im }tamen*dte 
Decrtschen Bundes bei der Gbnfer<»z die Eustimmung* in Bezug «uf 
dte Aurtausäi der Luxemburgisdien und Limburgiscben Aiifheüe ge- 
geben, und die Deutsche Bundesversammlung bestätigte dies^i Bei« 
tritt durch den Beschluss vom 11. Mai 1839. Es war dadurch der 
wesentliche Ihhalf jener oben angeführten 24 Artikel imva*iidert 
anerkannt Einer da* Hauptpunkte, die Betbeiltgung Belgiens an der 
Niederländischen Staatschuld, war auf eine jährliche Rento vdtt 
5,000,000 Güld^ (2,872,222 Thir. Preuss.), jedoch erst vokn L Jan. 
18ß9 ib, festgestellt; d^ Hafen von Antweipen kann wie bisher nur 
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als Händebhafen gebracM^ht werden; den Befwohneni beid€r Lända* 
wird während . zweier Jahre freies und unbeschränktes Umzugsrecht 
eingeräumt, und Niemand darf wegen seiner Theilnabme an den poli« 
tischen Ereignissen seit 1830 beunruhigt oder in Untersuchung ge- 
zogen werden. Was die Luxemburgischen Verhältnisse anbelangt, so 
"wuFde das sogeAannte Luxembourg Fran^ais, die. westlidie etwas 
grössere Hälfte mit Einschluss der Gebiete von Vn-tou, Arloii, Bas-/ 
togne und Houffiiiise an Belgien abgetreten, ein Territorium, das im 
Jahre 1838 149,$71 Seelen enthielt; dagegen erhielten die Nieder- 
lande in Limburg das Land auf dem rechten Ufer der Maas nebst 
Maastricht in einem Umkreise von 1200 Toisen auf dem finken Ufer 
luid ausserdem im nördlichen Theile di^er Landschaft ein^e Bezirke 
auf dem linken Ufer bis Weert, ein Territorium, auf welchem im 
Jahre 1838 147,527 Seelen wohnten, so dass abo die Ausgleichung 
in der Bevölkerung ziemlich ganau zutraf« Ueber diesen Theil von 
Uffiburg schloss König Wilhelm am 27. Juni 1839 mit den Agnats 
des herzoglichen. Hauses Nassau (dem Herzoge Wilhelm, der bereits 
am 24. Juli 1839 verstarb^ dem Erbprinzen Adolph, dem gegenwärtig re- 
gierenden Herzog, und Prinz Friedrich, Bruder des Herzogä Wilhelm) 
für sich und ihr^ Nachkommen einen Vertrag zu Wiesbaden, nach 
welchem sie für eine Abfindung von 750,000 Gulden Holland; für 
Hnmer all^ Ansprüchen auf diesen für den abgetretenen Theil von 
Luxemburg eingetauschten Antheil Limburg's entsagten,; soweit fue 
dieselben in Folge der ihnen früher verliehenen Hechte*^) behaupten 
könnten. Doch verbleibt denselben ihr agnatrsches Anrecht auf das in 
engeren Gränzen erhaltene Grossherzogthum Luxemburg. Der Deut- 
sdien Bundesversammlung wurde von* der Niederländischen Begierong 
am 16. Aug. 1839 der Yorschleg gemacht, aus dem jetzt denNiederlanden 
verbleibenden Antheil von Limburg ein besonderes Herzogthum zu bil- 
den» jedoch mit Ausschluss der Festungen Maastricht und Venloo, die 
ausschliesslich den Niederlanden, verbleiben. Das Herzogthum 
Limburg ^sollte wie Luxemburg einen Theil des Deutschen Bundes 
bikien, indem der König der Niederlande die Versicheryng ertheilt, 
dass die Vereinigung Limburg's mit den Niederlanden in der Ver- 
waltung**) den Verpflichtungen des Herzögthums gegen den Deut- 



*) Dies war geschehen [durch den Familien-Vertrag zwischen den ver- 
schiedenen Zweigen des Hauses Nassau aus dem Jähre 1783, welcher auch 
durch die Wiener Congressacte vom 9. /tfni 1815 anerkanid und garan- 
tiri war,' i 

*V J^^er zweideutige Passus wurde van der Bundesversaumnlun^ zu 
wenig berücksichtigt, so dass Limburg in die Grundgesetze von 1840 und 1848 
aU eine Provinz des E(migreichs der Niederlande aufgenommen wurd^^ ohne 
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sehen Bund keinen Eintrag thun soll. Am 5. September 1830 wurde 
dieser Antrag von der Deutschen Bundesversammlung mit Stimmen- 
.BSnhelh'gkeit angenommen. Dem Herzoglhum Limburg und dem 
nunmehr verkleinerten Grossherzogtbum Luxemburg verbleiben in 
Bezug auf den Deutschen Bund collectiv alle diejenigen Buchte \ind 
Vorzüge, die bis dabin mit dem Grossberzbgthum Luxemburg allein 
yerbunden waren. Die matricularmässigen Verhältnisse für die Stel- 
lung der Mannschaften und für Geldleistungen werden nach dem 
von dem Könige der Niederlande in der ^Erklärung vom 16. August 
1839 angegebenen Zahleiiverhältnisse in der Bundesmatrikel berich- 
tigt werden. 

Nachdem nun die auswärtigen Verhältnisise des Königreichs der 
Niederlande definitiv festgestellt waren, mahnte die zweite Kam- 
mer der General-Staaten ernster an die Bevision des Grundge- 
gesetzes vom Jahre 1815, wie sie von der Begierung schon im 
J. 1831 versprochen war, und schon in vielen Artikeln allein durch die 
veränderte Gestaltung des Staates dringend geboten wurde. In dea 
ersten Jahren der Hingebung für die Vertheidigung der Holländischen 
Bechte gegen Belgien, .bei dem gebietenden Auftreten der auswärti- 
gen Mächte hatte man geduldig auf ruhigere Zeiten für die Arbeiten 
an der Verfassung gewartet Nachdem aber mit dem jährlich ge- 
steigjerten Finanzdrucke die Aussichten auf Verringerung der Lasten jähr- 
lich mehr schwanden, und doch der raschere Abschluss des Friedens 
mit Belgien, obschon er zu den allgemeinsten Wünschen des Volkes 
gehörte, nicht nach dem Bathe der Majorität der zweiten Kammer 
beschleunigt wurde; nachdem man viele Missbräuche in der Verwal- 
tung, in der GontroUe der Finanzen, in der Geldunterstützung für 
Bauten und andere nützliche Unternehmungen häufig erkannt liatte, 
ohne ihnen anders als durch Veränderung einiger Bestimmungen des 
Grundgesetzes abhelfen zu können, so wurden die Forderungen einer 
Bevision des Grundgesetzes seit 1835 dringender und nachhaltiger. Dem 
ungeachtet verschob sie das Ministerium bis nach vollständigem Abschluss 
der Trennung Belgiens von dem früheren Verbände, und gebrauchte 
als einen berücksichtigungswerthen Entschuldigungsgrund, dass sch<»i 
durch Veränderungen in der früheren Verfassung eine mittelbare Anerken- 
nung der Forderungen Belgiens durch die Niederlande ersehen werden 



eine eigene Verfasiung zu erhaUen, während Luxemburg das letztere erlangte 
und behauptete. Die daraus entstandenen Weiterungen waren der Deutschen 
Nationalversammlung zu Frankfurt im Juli 1848 zur Entscheidung vorgelegt, 
aber die 4aruber gefassten Beschlüsse fanden bei der Niederländischen Regie- 
rung keine gutwillige Äijtfhahme, und die spätere Entwichelung der Deutschen 
Angelegenheiten läset für jetzt die Sache auf sich beruhen. 



kownte. Srst sodui Vowtß nadi de^ definitiven Anerkioiiw^ ^ 

gieoi9 voa Seiten der Niederländischea Regierung, brachte dieselbe, nadr 
dem die zweite Kammer vorher nur unter der Bedingung der sofortig 
gen Revision des Grundgesetzes die financtellen Vorlagen genebougt 
hatte, am 30. December 1839 ia einer königlichen Botschalt aa die 
;^ weite Kammer fiinf Gesetzes -Entwiirfe, die auf die Veränderungen 
der Art. 1., 2., 52., 71., 79., 80. und 98« des Grun(i^esetzes sich be^ 
zogen, aber keines weges die gehegten Erwartungen befriedigten, ßk 
sie nur mehr die äussere Form und nothwendige Ahänderungep nach 
dem Verluste Belgiens, nicht aber die aus den erkannten Mängeln 
der Verfassung gehofite umfassendere Erweiterung der Rechte der 
General-Staaten betrafen. , . 



n* n) Terftnderangen der QriindTerfiissuiic 

aus dein JTalire 1819^ 

von der Regierung am 30. December 1839 vorgelegt "'), und von 
den General-Staaten im Jahre 1840 angenonimea 

. Art 1. Bas Königreidi der Niederlande besteht aus den ProviaieB 
N<Mrd-Brabant» Gddemland» Holland, Seeland,, Utrecht y Friesland, Ober-Yasel, 
Groningen und Drenthe, nebst dem Henogthum Limburg, unbeschadet der 
BejuehuDgen des letztem zum Deutschen Bui^de. 

Art. 2. Bas Grossherzogthum Luxemburg, wie es jetzt festgestellt i^ 
bleiM bei dner abgesonderten Verwaltung unter derselben SouTeränität, wie 
dan Königreich der Niederlande. 

Art 52. Der Konig wird beim Antritte der .Regierung feierlich in Eid 
genommen und es wird ihm gehuldigt zu Amsterdam, in einer vereinigten 
Sitzung beider Kammern der General-Staaten, die zu diesem Ende unter freiem 
Himmel gehalten wird. 

Art 7L Der König ernennt und entlässt die Mitglieder des Staatsra- 
tiies, bosfasteos iw'öK an der Zahl, so viel als möglich aus den verschiedenen 
Provinzen. 

Art 79. Die Anzahl der Mitglieder der zweiten Kammer beträgt 58; 
nämlich ftir Nordbrabant 7, Geldemland 6, H(^land 22, Seeland ä, Utrecht 3, 
fdesland 5, Ober-Yssel 4, Groningen 4, Drenthe 1 und für Limburg 3. 

Aft 80. Die andere Kaouaer, die^ den Namen der ersten führt« he- 
liebt *aus nicht wen^r als und nicht mehr als 30 Mitgliedem, die sämmtHcb 
das Alter von vierzig Jahren erreicht hab^ missen, und vom Köjojge^ Air ihre 
Lebensdauer ernannt werden. 

Art 96. fällt weg (er bestimmte im Grundgesetze von 1815, dass die 
Session der General -Staaten abwechselnd in den nördlichen und sfidlicheh 
Premzen gehalten werden sollte). 



^^ 



*J Abgedruckt in der Preuit. Staat szeitHn{f,t Jmitm' 1840# N(k &; 
ich g.ehe nur die Veränderungen, da die frühere Fafiswig der Artikel aue dm 
oben volhtändig aJ^gedr^ckten GrundgAiä$e von 1815 xu ^^hnk ist. 
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Die ernsten Vorstellungen, welche von den Sectionen nber das 
Ungenügende dieser wenigen Veränderungen des Grundgesetzes ge- 
macht wurden , mehr aber noch die precäre Lage der Finanzen bei 
der Aussicht auf Verwerfung einiger dringender Vorlagen und d,as 
Ausscheiden zweier Minister bestimmten den König, neue Vorlagen 
und mehr materielle Reform -Vorschläge für das zu revidirende Grund- 
gesetz bei dem ,W^iederzusammentritt der Kammern (nach kürzerer 
' Vertagung) am 18. März 1840 an die zweite Kammer zu übersenden. 
Wenn auch, durch diese in sieben Gesetzentwürfen mitgethditen Vor- 
schlage noch keinesweges die Forderungen einer entschiedenen Par- 
thei in den General -Staaten ausreichend erfüllt wurden, so söhnten 
sie mehr die grösseren Partheieh mit der Regierung aus, stillten für 
einige Jahre das Bedürfniss nach grösserer Beaufsichtigung der öOent- 
lichen Ausgaben und Einnahmen, nach näherer Kenntniss von dem 
Zustand der Colonieen und Betheiligung bei der Verwaltung der 
Einkünfte aus denselben, und gewährten einen Anfang zu einigen in 
die Augen fallenden Ersparnissen. Amendements aus der zweiten 
Kammer, namentlich in Bezug auf die Verantwortlichkeit der Minis- 
ter gestellt, die von der ersten Kammer un(jl der Regierung, geneh- 
migt wurden, trugen auch noch besonders bei, die gesammte Revi- 
sion der Verfassung aus diesem Jahre populärer zu machen, so dass 
der vollständige Abdruck der veränderten und unveränderten Artikel 
der älteren Verfassung in der Grondwet van het jadr 1840 als 
ein angemessener Fortschritt in der Kiederländlschen Verfassung be- 
trachtet wurde. Die Annahme sämmtlicher zwölf Gesetzentwürfe war 
überdies in einer ausserordentlichen Versammlung der General-Staaten 
erfolgt, die dazu in doppelter Zahl ; ihrer Mitglieder einberufen, am 
4. August d. J. eröffnet und am 5. September d. 1. geschlossen war. 

. V ♦ 

n* b) Veränderungen der Verfaissnng aiw 

dem dTabre 1815 

von der Regierung am 18. März 1840 vorgelegt und von den 
General -Staaten im Jahre 1840 angenommen*)* • 

Art. 30. Das jährliche Einkommen des Königs wird unabänderlich auf 
1,500,000 Gulden festgesetzt **). 



. •; rergVPreuss. Staatszeitung, März 1840. JVr. 83., 84.. Nr. 154 
und flg. — Grondwet voor het Koningr, d, Nederl van hetjaar 1840. Haag 
1840, 8üo. — Die angeführten Artikel beziehen sich auf das Grundgesetz vom 
Jahre 1815. 

•V Beträgt 861,666>,i Thlr.; das königliche Einkommen war mithin ge- 
gen 1815 um 40 Proc. verringert, um im J. 1848 abermals um 20 Proc, ver- 
kürzt zu werden. 

Selivbert» Yerfaffoiivnirluuiden. S.IM. ' 15 
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Ali 32. Belli Könige werden zu seinen^ Gebrauche Sommer- und 
Winterpaliiste in Bereitschaft gehalten» für deren Unterhaltung nicht qiehr ab 
60,000 Gulden aus der Staats -Gasse angesetzt werden können. 

Art 60. Zu Anfang einer jeden ordentlichen Sitzung wird den General- 
Staaten Bericht iü)er den neuesten Stand der Einnahmen und Ausgaben der 
Colonien und überseeischen Besitzungen erstattet. Die Verfügungen über den 
Ertrag dieser Besitzungen, welcher der Staatscasse zufallt, wird durch das 
Gesetz geregelt *). 

Art 75« (Dieser wurde in der Verfassung von 1840 in drei Artikd 
74 » 76 getheilt und erweitert). 

Die Ghefs der ministeriellen Departements sind für alle Handlungen yer* 
antwortlich, die sie als solche verrichten, oder zu deren Darstellung oder 
Ausführung sie mitgewiritt haben, wenn dadurch das Grundgesetz oder die 
Gesetze verletzt oder nicht befolgt werden sollten. 

Als Kennzeichen dieser Mitwirkung sdlen alle königlichen Beschlüsse 
und Verordnungen mit der Mitunterschrift des Ghefe des Ministerial-Departe- 
' ments, zn welchem sie gehören, versehen sein. 

Ueber die Anklagen in Sachen dieser Verantwortlichkeit urt^eilt der 
e^erste «Gerichtshof der Niederlande nach den Vorschriften des Gesetzes. 

Art 79. Das Stimmrecht in den Städten und auf dem platten Landä 
wird durch ein Gesetz geregelt**). 

Art 121. Der Konig schlägt die Staatsausgaben vor. Die StaatsdnkAnfte 
werden gesetzlich bestimmt, und bleiben einmal festgestellt» fortdauernd, bis 
darin durch ein neues Gesetz eine Aenderung gemacht worden. 

Art 122. Das Budget wird jedesmal für die Zeit von zwei Jahren und 
ein Jahr vor Ablauf dieser Zeit verwilligt 

Art 123. Die Einkünfte werden für^dieselbe Zeit und unter denselben 
Bedingungen durdh das Gesetz geregelt 

Art 124. Der König lässt den General- Staaten jährlich einen ausführ- 
lichen Bericht über die Verwendung der Geldmittel abstatten. 

Art 125. Die Ausgaben für jedes Departement der aUgeineinen Ver- 
waltung bilden den Gegenstand eines besonderen Capitels des allgemeinen 
Budgets. * . ^ 

Art. 126. Jedes dieser Capitel wird durch ein besonderes Gesetz vor- 
gieschlagen und festgestellt 

Art 127. Das einem Departement zugestandene Geld- kann einzig und 
aUein-zu Ausgaben für dieses^ Departement verwandt Werden, so dass k6ine 
Summg ohne Zustimmung der General-Staaten von einem Capitel atif das an- 
dere überschrieben werden kanp. 

Art 128. Die Einnahmen und Ausgaben jedes abgelaufenen Dienst-Etats 
werden durch die allgemeine Rechnungskammer festgesetzt, und der danach 
abgefasste Rechenschaftsbericht wird jährlich den General-Staaten vorgelegt. 

Art 154. An der Spitze der (lemeinde steht ein Rath, dessen Mitglie- 



V Also unter Mittoirkung der General-Staaten, nicht me vürher a/uf 
eine hloise königliehe Anweiiung, 

**J Nicht wie vorher, nach den Beitinmungen der Bßtchlüite der Stände 
für jede Provinz* 



der munitlelbiur ans den Eingesessen^ii, aqf eine d^rdi d^s Gec^tz zu fe* 
gelnde Weise, auf eine bestimmte AiuaU von Jahren gewäh^ werden*). 

Art. 202. Es besteht eine allgemeine Rechenkammer, (welche mit der 
jährlichen Prüfung und Liquidirung der Berichte über die Einnahmen **) und 
Aasgaben der verschiedenen Departements und mit der Untersuchung der 
RechnuBgsablegung aUer öffentlichen Redtnungspflichtig^i, in Gemässbeit be- 
sj|»|idei^r durch das G^^tz 9u bestimmender Instructionen, beauftragt wird. 

Ihre Zusammensetzung und Geschällsführung wird durch di»S; Gesetz 
bestimmit. 

fiei der Erledigung einer Stelle in dieser Kammer sendet die zweite 
Kammer der General-Staaten eine Liste von drei Personen an den König, aui 
weichen er die Wahl trifft. 

König Wilhelm I. beschloss mit dieser Revision der Verfassmig 
sekie starken Stürmen ausgesetzte fünf und zwanzigjährige Regierung 
als König der Niederlande , denn nachdem er noch eine besondere 
Yerordnnng am 24ten September« gegeben hatte, dass dies Niederlän- 
dische Grundgesetz ■ auch im Herzogthum Limburg verkündigt und in 
allen Beziehungen wie in den übrigen Provinzen gelten sollte , erliess 
er bereits ß.m 4ten October 1840 eine Proclamation aus Loo, durch 
welche er zu Gunsten seines ältesten Sohnes Wilhelm IL der könig- 
li<;hen Regierung entsagte (er starb den 12ten.Deceraber 1843). 

In den ersten Jahren der Regierung Königs Wilhelm IL {7ten 
October 1840 f ITten März 1849) ging die parlamentarische Ver- 
bandlung dar Staatsangelegenheiten ihren regelmässigen Gang, ohne 
gegenseitige Beschwerde £iber Verkürzung der Rechte und Macht -Be- 
fugnisse, wenn 9uch die schwierigen financiellen Verl^ältnisse des 
(^andes in der zweiten Kammer nicht selten heftige Beschwerden ge- 
gen die Maassregeln und Vorschläge der Regierung hervorriefen. Erst 
fm Jahre 1845 machte sich die Forderung einer nothwendigen n^uen 
Revision des Grundgesetzes wieder gelte^jd/ blieb aber Yon der Re- 
gierung unberücksichtigt, und. der König erklärte, in seiner Rede bei 
Erdflhung der General- Staaten am 20. October 1845 geradezu, daan 
«r die Ueberz^ugüng von der Nothwendigkeit einer neuen Revision 
der Verfassung durchaus nicht hege. Doch liessen sich dadurch 
de laut gewordenen Wünsche der Partheien nicht beseitigen, 
de vornehmlich eine grössere Erweiterung des Wahl- und Stimm- 
lechtes und eine Veränderung des sechsten Artikels der Verfassung 
verlangten. Die General-Staaten der Sessiop 1846 und 1847 machten 
darüber Vorschläge, der König verhiess ihre Berücksichtigung bei 



*) Jn den Stadtgemeinden war gerade die Wahl der lebenslängli^ 
ehe.n Glieder des Stadtraths sehr gehässig. 

•V Nach der früheren Verfassung waren ihr nur die Ausgäben und 
ucht die Einnahmen vorgelegt 
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der Eri^ung der nenen* Sitzung der General -Staaten am 18. Octo- 
ber 1847, und kündigte darüber Gesetzes -Entwürfe an: aber die 
Ausführung dieser Angelegenheiten verzögerte sich bis zum Ausbruch 
der Frtuizösiscben Revolution im Februar 1848 und deren gewaltigen 
und augenblicklieben Einwirkung auf das gesammte mittlere Europa* 
Jetzt hörte jedes Widerstreben von Seiten der Regierung gegen die Revi- 
sion der Verfassung vom Jahre 1840 auf, und es wurde am 7. März dieses 
Jahres vom Könige eine Commission aus fünf Mi^liedem ernannt (Don* 
ker-Gurtius, Thorbecke, Luzac, de Eempenaer und Storm), um ei- 
nen vollständigen Entwurf eines neuen Grund -Gesetzes auszuarbeiten. 
Sie hatte besonders die Vorschläge d^r Majorität in der zweiten Kam- 
mer zu berücksichtigen, welche wesentlich darauf ausgingen: 1) es 
sollten femer keine Stände als solche bestehen, die als politische 
Körper verfassungsmässig^ politische Rechte auszuüben hätten; 2) es 
soll ein indirectes Wahlsystem mit* einer Zwischenwahl beibehalten 
werden; 3) die erste Kammer muss eine zeitgemässe Reorganisation 
erleiden; 4) die Kammern müssen zu einem ausgedehnteren Rechte 
der Amendements berechtigt sein; 5) ebenso zu einem ausgedehnte- 
ren Petitionsrechte; 6) die Verantwortlichkeit der Minister muss durch 
ein besonderes Gesetz geregelt werden ; 7) das Recht der gesetzge- 
benden Gewalt in Rezug auf die Golonien ist noch mehr zu erwei- 
tem; 8) das Rudget ist nur auf ein Jahr zu gewähren (statt der 
zweijährigen Periode aus der Verfassung vom Jahre 1840); 9) die 
Verhandlungen der ersten Kammer, der Provinzial- Stände und Ge- 
meinderäthe müssen öffentlich sein; 10) die Militärgesetzgebung ist zu 
regeln; 11) überhaupt ist für grössere Klarheit in der Fassung der 
einzelnen Artikel des Grundgesetzes zu sorgen. Rald einigte man 



m. Grondwet Toor het KoningrrUl^ der 

UTederlaiiden 

van het jaar 1848 (14. Octobr-*), 
Eerste Hoofdstuk. 

Van het riß en xijne inworiers. 

Art. 1. Het Koningrijk der Nederlanden bestaat in Europa uit de te- 
genwoordige provincien: Noordbrabant, Gelderland, ZuidhoUand, Noordholland, 
Zeeland, Utrecht, Friesland, Overijssel, Groningen^ Drenthe en het Hertogdom 
Limburg, behoudens de betrekkingen van het Hertogdom Limburg, met uit- 
zondering der vestingen Maastricht en Yenlo en van hare kringen, tot het 
Duitsche Verbond, 

AhgedrucM nach der Original-Ausgabe, Devenkr, 1848. Svo. 
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sich darüber, däss die definitive Feststellung eines Wahlgesetzes 
erst lö der Session der General -Staaten erfolgen sollte, welche auf 
die folgte, von der die Revision des Grundgesetzes ausgegangen wäre, 
dass man sich also vorläufig mit der Aufstellung eines provisorischen 
Wahlgesetzes zu begnügen habe. Die Arbeiten der Gommission wa- 
ren in einigen Wochen beendet und von den versammelten Kammern 
der gewöhnlichen General -Staaten berathen und geprüft, worauf 
abermals die General-Staaten in doppelter Anzahl zur nochmaligen 
Prüfung der Gesetzes -Entwürfe einberufen wurden, indem die Be* 
gierung es vorgezogen hatte, statt einer einzigen Vorlage eines neu. 
revidirten Grund - Gesetzes wieder zwölf besondere Entwürfe tat 
einzelne revidirte Artikel den Kammern zur Prüfung zu geben, und 
diese neben den alten unverändert aufrecht erhaltenen zu dem neuen 
Grundgesetz aus dem Jahre 1848 zusammenzustellen. Nach- 
dem die einzelnen Theile und das ganze Grundgesetz in dieser Ge- 
stalt von deri DoppeF-GeneraN Staaten angenommen war, wurde es 
am 14. October 1848 vom Könige Wilhelm sanctionirt» indem in 
dem begleitenden königlichen Erlasse von diesem Tage erklärt wird: 
„dass die Veränderungen und Zusätze, die das Grundgesetz gegen die 
frpheren enthält, insofern sie ihrer Natur nach nicht blos von tem«. 
porärer Wirksamkeit sind, dieselbe Kraft habai, wie die nicht revi- 
dirten Bestimmungen des Grundgesetzes/ und mit demselben das 
Staatsgrundgesetz des Königreichs der Niederlande bil- 
den*. Zwanzig Tage später (3.. November) wurde dasselbe in feierli- 
cher Sitzung aller Gerichtshöfe des Staates verkündigt. Ich gebe 
dasselbe als die gegenwärtig geltende Verfassung^urkunde dieses Staa- 
tes im Originale und in einer von mir gemachten Deutschen Ueber- 
setzung« 



UI. Oriindjresetz für das Konlgrelcb 

der Mederlande 

aus dem Jahr 1848 (14. Octobr.). 

Erstes Gapitel 
' Von dem Königreich und seinen Einwohnern, 

Art. 1. Das' Königreich der Niederlande besteht in Europa aus den ge- 
genwärtigen Provinzen: Nordbrabant, Geldern, SüdhoUand, Nordholland, See- 
land, Utre<ilitr Friesland, Oberyssel» Groningen, Drenthe und dei^ Herzogthum 
Limburg, indem die Verhältnisse dieses Herzogthums Limburg, mit Ausson- 
derung der Festungen Maastricht und Venio in ihren Umkreisen, zo dem 
Deutschen Bunde aufrecht erhalten bleiben. 



Art« 2. De wet I(aa provindeQ en gemeenten vereenjgen en i^Uen. 

De grenzen van den Staat, van de provincien en gemeenten kunnen 
door de wet worden veranderd. 

Art 3, Allen, die zieh op het grondgebied van het Rijk bevinden, 
helzij ingezetenen of vreemdelingen, hebben gclijke aanspraak op bescher- 
ming van persoon en goederen. 

De wet regelt de toelating en de uitzetting van vreemdelingen, en de 
flgemeene voorwa,arden op welke, tcn aanzien van banne uitleverlog, verdira- 
gen Qiet vreemde mogendheden kunnen worden gesloten. 

Art. 4. De uitoefeningl^der burgerlijke regten wordt door de wet 
bepaald. 

Art. 5. Cm eenig burgerschapsregt to hebben moet men Nederlan- 
4er zijn. 

Art 6. leder Nederlander'is tot elkellandsbediening benoembaar. 

Geen vreemdeling is hiertoe benoembaar, dan volgens de bepalingen 
der wet ^ 

Art. 7. De wet verklaart wie Nederlanders zijn. 

Een vreemdeMag wordt niet dan door eime wet genaturaliseerd. 

Art 8. Niemand heeA voorafgaand verlof noodig, om door de drukpers 
g^dachtei^ of geyxtelen^ te ppenbaren, behoudens ieders verantwoordetijkheicl 
volgens de wet. 

Art. 9. Jeder ingezeten'heeft het regt» om verzoeken aan de foevoeg^e magt 
schriftelijk in te dienen, mits die persoonlijk en niet uit naam van meer wor- 
den onderteekend, welk laatste allecn kan geschieden door of van wege lig^ 
chaooen, wettelijk zamengesteld of als zoodanig erkend, en in dat geval.Qiet 
anders dan overonderwerpen tot banne bepaalde werkzaamhedeo behoorende. 

Art 10. Het regt der ingezetenen tot vereeniging en vergadering wordt 
erkend. 

De wet regelt en beperkt de uitoefening van dat regt in het belang der 
openbare orde. 

Tweede Hoofdstuk. 

'fßn den fconing. 

Erste Afdeeling. 
Van de troonopvqlging. 

Art. 11. De kroon der Nederlanden is en blijft opgedragen aan zijne 
Majesteit Willem Fred^rik, Prins van Oranje-Na(Ssaa *), om door hem en zijne 
wettige nakomelingen te worden bezeten erfelijk, overeenkomstigde navolgedde 
bepalingen. 

Art 12. De wettige nakomelingen van den regerenden Koning zijn de 
kin deren, reeds geboren, of die nog mogten geboren"^ worden, uit zijn tegen- 
woordig huwelijk mel Hare Majesteit Frederika Louisa Wilhelmina, Prinses 
van Pruissen; en voorts in het algemeen alle afstammelingen , welke gehören 



*J Diese atif die Thronfolge sich beziehenden Bestimmungen gehen un- 
mittelbar auf den Einsetzungsact der erblichen Königlichen Würde für Wil- 
helm Friedrich und sind fast wörtlich^ aus der Yerfassui\g^ von 1815 entlehnt. 



. Art 3. Das Qtseiz kann Flrörinzeii und Oemeindeii verdugen' ttid 

trennen. 

Die Gränzen des Staates, der Provinzen und Gemeinden können durch 
das' Gesetz verändert werden. 

Art. 3. Alle, die sich auf diesem Grundgebiete dieses Reiches finden, 
sie mögen Eingesessene oder Ausländer sein, haben|[gleichen Anspruch auf 
die BMchinnung ihrer Person und Güter. 

Das Gesetz regelt die Zulassung und die Ansiedlung der Ausländer und 
die allgemeinen Bedingungen, nach Welchen in Bezi.ehung auf ihre Ausliefe- 
rung Verträge mit auswärtigen Mächten geschlossen werden können. 

' Art. 4. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte^wird durch das Gesetz 
festgestellt 

Art. 5. Um das besondere Genfieinde- Bürgerrecht [zu ^erlangen, muss 
man Niederländer sein. ^ 

Art 6. Jeder Niederländer ist zu allen Amtsstellen zuzulassen. 

Kein Ausländer i^t zu^denselben zuzulassen, als in Folge der Bestim- 
mungen der Gesetze^ 

Art 7. Das Gesetz erklärt, wer ein Niederländer ist 

Ein Ausländer wird nur durch ein Gesetz naturalisirt 

Art 8. Niemand hat eine vorhergehende Erlaubniss nöthig, um durch 
die Presse seine Gedanken oder Gefühle mitzutheilen, indem die Yerantwort- 
lichkeU eines Jeden nach den Gesetzen gewahrjt wird. 

Art. 9. Jeder Einwohner hat das Recht, schriftliche Bittschriften an 
die zuständigen Behörden einzureichen, wenn sie persönlich und nicht im 
Namen Mehrerer. unterzeichnet werden: das letzte kann allein von Corpora* 
tionen geschehen,, welche gesetzlich zusammengesetzt oder als solche erkannt 
sinä, und in diesem Falle nicht anders als über Gegenstänide, die zu ihren 
gesetzlichen Wirkungskreisen gehören, 

Art. 10. Das Recht der Einwohper zur Vereinigung* und Versammlung 
wird anerkannt. ^ 

Das Gesetz regelt^und beschränkt die Ausübung dieses Rechtes in seiner 
Beziehung zur öffentlichen Ordnung. 

Zweite s Gapiiel. 
Von dem Könige, 

Erste Abtheilung. 
< « Von der Thronfolge, 

Art 11. Die Krone der Niederlande ist und bleibt übertragen auf Seine 
Majestät Wilhelm Friedrich, Prinz von Oranien- Nassau, um in seinem und 
seiner gesetzlichen Nächkomtnen erblichem Besitze zu.bleiben, in Ueberein- 
stimmung.mit nachfolgenden Feststellungen. 

Art. 12. Die gesetzÜ^dien Nachkommen des regierenden Königs sind die 
Kinder, welche jetzt leben oder später noch geboren werden, aus seiner ge-^ 
genwärtigen Ehe mit Ihrer Majestät Friederike Louise Wilhdmine, Prinzessin 
von Preussen: und im Allgemeinen alle Nachkommen aus einer Ehe, die von 



Daher darf es niehi wundem, daa in derselben noch des M[änig$ WMelm 
Friedrieh L und seiner Schwester namentiich gedeiht a>erden, die hei4e M 
dieser ümgestaUimg des Qrundgesetzee seit Jahren f^erstorhen waren. 
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raHeii worden nit een huwelijkt door den Konitig, met gemeen overleg der 
Staten-Generaal, aangegaan of toegestemd. 

Art. 13. De kroon gaat over door regt van eerstgeboorte» des dat de 
oudste zoon van den.Koning, of wel het mannelijk oir van den oudsten zoon 
bij representalie, opvolgt. 

Art. 14. Bij ontstentenis van het mannelijk oir uit den oudsten zoön 
gesproten, gaat de kroon over op diens broeders uf bun manndijk oir, ins- 
gelijks door regt van eerstgeboorte en representatie. 

Art. 15. Bij geheele ontstentenis van mannelijk oir uit het Huis van 
Oranje-Nassau gaat de kroon over op de dochters van den Roning door regt 
van eerstgeboorte. 

Art. 16. Ook dochters van den Koning ontbrekende, brengt de oudste 
dochter. van de oudste nedergaande mannelijice lijn uit den laatsten Koning 
de koninklijke waardigheid in haar Huis over, en wordt bij vooroverlrjäen 
door bare afstammelingen gerepresenteerd. 

Art. 17. Zoo er geene mannelijke nedergaande lijn uit den laatsten 
Koning bestaat, erft de oudste nedergaande yrouwelijke lijn, des dat de man- 
nelyke tak v6ör den vrouwelijken tak, en de oudste voor den jongeren, en 
in iederen tak mannen voor vrouwen, en ouder voor jonger den voorrang 
hebben. 

Art 18. Wanneer de Koning zonder toakomelingscbap sterft, en er ^een 
mannelijk oir uit het Huis Ocanje-Nassau overig is, volgt hem zijne naaste 
bloedverwante, mits van den koninklijken Huize zijnde, op, en wordt mede, 
bij vooroverlijden, door bare afstammelingen gerepresenteerd. 

Art. 10. Wanneer eene vrouw de kroon in een ander Huis heeft over- 
gebragt, treedt dit Huis in alle de regten van het oörspronkelijk Stamhuis, 
en. de vorige artikelen zijn op hetzelve toepasselijk, met d|it gevolg^ dat haar 
mannelijk oir voor alle vrouwen of vrouwelijke afstammelingen erft, en geene 
andere lijn geroepen -wordt, zoo lang iemand van bare nakomelingen in 
leven is. 

Art 20. Eene Prinses, buiten toestemming der .Staten-Generaal een 
huwelijk hebbende aangegaan, 4leeit geen regt tot de kroon. £ene Koningin, 
buiten die toestemming een huwelijk aangaande, doet afstand van de kroon. 

Art 21. Bij ontstentenis van hakomelingschap uit den tegenwoordigen 
Koning Willem Frederik van Oranje-Nassau , gaat de kroon over op deszelfs 
zuster, Prinses Frederika Louisa Wilhelmina van Oranje, douairiere van wijlen 
Carel George August, Erfprins van Brunswijk-Lunenburg, of bare wettige 
nakomelingen, uit zoodanig nader huwelijk, als door dezdve , overeenkom^tig 
art. 12» mögt worden aangegaan. 

Art. 22. Indien ook de wettige nakomelingschap van deze Yoirstin ont- 
breekt, gaat het erfregt over op het wettig mannelijk oir van Prinses Carolina 
van Oranje, zuster van wjjlen Prins Willem den Vijfden, eil gemalin van wij- 
len den Prins van Nassau -Weilburg, insgelijks door regt van eerstgeboorte en 
representatie. 

Art. 23. Wanneer bijzondere omstandigheden eenige veranderingen in 
de opvoiging van den troon noodzakelijk maken, is de Koning bevoegd, daa- 
romtrent eene voordragt te doen, te behandelen op de wijze, ten aanzien van 
verandering in de Grondwet; in artt. 106— 109 voorgeschreven. 



diaf<K8Age'iiiit giinMAMiMfiiidi9FB€vaUiwig dar fituer^-SUmten. eingegangen 
oder zugestanden ist. 

Art. Id. Die Krene geht von Rechtswegen auf den £rstgeboTnen über, 
so das» der älteste Sohn des Königs oder der männliehe Ei^bedes ältesten 
Sohnes nath Repräsentationsrecht nacfalblgt. 

'• Art. 14. Bei Ermangelung eines männlichen £rben des ältesten Sohnes, 
g4^t die Krone über auf seine Brüder oder deren männliche Erben, in gleich«: 
Weise nach dem Rechte der Erstgeburt und der Repräsentation. 

Art. 15; Bei gänzlicher Ermangdung von männlichen Erben aus die- 
sem Hause von Oranien-Nassau geht die Krone über auf die Tochter des Kö- 
nigs nach dem Rechte der Erstgeburt. 

Art. 16. Sind auch nicht Töchter des Königs hinterlassen, so trägt <fie 
älteste Tochter aus der ältesten absteigenden männlichen Linie des letzten 
Königs die Königliche Würde in ihr Baus über, und wird, wenn sie vorher 
verstorben sein sollte, durch ihre Nachkommen reprasentirt 
f Act. 17. Sofern keine männliche absteigende Linie des letzten Königs 
vorhanden ist, so erbt die älteste absteigende weibliche Linie, so dass der 
männliche Zweig vor dem weiblichen Zweige und der älteste vor dem jünge- 
ren, und in jedem Zweige die Männer vor den Frauen und die altern vor den 
j&ngern den Vorrang haben. 

Art. 18. Wenn der König ohne Nachkommenschaft stirbt und kein 
männlicher Erbe aus dem Hause Oranien-Nassau übrig ist, so folgt ihm sein 
nächster Blutsverwandter, vermittelst seiner Yerwandschaft mit dem königlichen 
Hause, und wird derselbe, wenn er schon verstorben sein sollte, durch se^ne 
Nanjikommen reprasentirt. 

Art. 19. Wenn eine Frau die Krone in ein anderes Haus übergetragen 
hat, so tritt dies Haus in alle Rechte des ursprünglichen Stammhauses, und 
die vorhergehenden Artikel sind auf dasselbe ^anzuwenden, mit der Folge, 
4ass ihre männliche- Erben vor allen Frauen der weiblichen Nachkommen 
erben, und keine andere Linie auf den Thron gerufen wird, sp lange Jemand 
vpn ihren Nachkommen am Leben ist. 

Art. 20. Eine Prinzessin, die ohne Zustimmung der General -Staaten 
eine Ehe eingegangen ist, hat kein Recht auf die Krone. Eine Königin, die 
o^e diese Zustimmung eine Ehe eingeht!, entsagt damit der Krone, 

Art. 21. Bei Ermangelung von NachköYnmenschaft des gegenwärtigen 
Königs Wilhelm Friedrich von Oranien-Nassau, geht die Krone über auf seine 
Schwester Friederike Louise Wilhelmine von Oranien-Nassau, Wittwe des see- 
ligen Erbprinzen Carl Georg August von Braunschweig-Lüneburg*), oder ihre 
gesetzlichen Nachkommen aus einer solchen Ehe, die in Uebereinstimmung mit 
dem Art 12 geschlossen ist. 

Art. 2^ Sollte auch die gesetzliche Nachkonunenscbafl dieser Fürstin 
fehlen, so geht dies Erbrecht über auf die gesetzlichen männlichen Erben der 
PniHessin <^aroline von Oranien*^ Schwester des verstorbenen Prinzen Wil- 
beUn-y. und Gemahlin des verstorbenen Fürsten von Nassau -Weilburg, in 
gleidMür iWeise nach dem Rechte der Erstgeburt und der Repräsentation. 

Art. 23. Wenn besondere Umstände einige Veränderungen in der Thron- 
folge-Ordnung nothwendig machen sollten, so ist der König berechtigt, darüber 

*J Er toar der älteste Sohn des Herzogs Carl von Braunschweig und 
starb kUrz vor seinem faJter, am 20. September 180(K Seine Gemahlin lebte 
jtH Amstevdam seit 1814 und siarb 15. October 1819. 

**J Diese Fürstin war schon am 6. Mai 1787 gestorben^ • 
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Alt 2#. ÜBti dU to tiA<ir plMii waüwr fg fiah iiniwgdir opfMlPRUlM 
deze Grondwet bestaat. 

Is de oprofger niet betUMB«! of oatbreeki faij W| ofeii^eii des Koningi, 
dan gescfafedt de beDeeming door de States «Generaal» daailoe in dvMiele» 
getale bijeengeroepen, in vereenigde Mia^. 

Art 25. In de gevtiUtn is aitt 2lv 99, 99 t» 9A oaiaekreTen, w*rdt de 
trMttofivelgiBg gtfregäd naat de bepaMogen mn artt. 12^ 13» 14» li, W, 11 
18 en 19. 

Art 90« De ReaiDg kaa geene tfoeide kioon dngen, mei nitacitdering 
Tan die van Lw^emburg. 

In geen geval kan de zetel der regermg bwtenbet Bilk Honim neiylaallrt 

' Tweede AfdeeUng« 

Van h€t kkkawmn der kram* 

Art. 27. Behalve bet inkomen uit de domeinen« door de wet tan den 
24sten Augustas 1822 afgestaan en in 1848 door den Koning tot ktodn* ^mei- 
nen aan den Staat teruggegeven, geniet Koning Willem ff een jaarHJksdh f1^ 
komen van e^n millioen gülden*) uit ^s Lands kas. 

Bij elke nieuwe troonsbeklinuning wordt bet inkomen de^ krodtr dHöl^ 
de wet geregeld. 

Art ä. Den Koning worden tot deszelß gebruik zomer- enr v^intef^ver»- 
blijven fn gereedbeid gebragt, voor welker onderboud ecbter niet meer dSatt 
/ 50,000 jaarlijks **), ten laste van den Lande kunnen worden gebragt 

Art 29. De Koning en de Prins van Oranje zijü vrij' van alle perfto- 
nele lasten. 

Geen vrijdom van eenige andere belasting wordl door hen geiioten. 

Art. 30. De Koning rigt zijn Hui^ naar eigen goedvlnden in^ 

Art. 3L Het jaarlijksch inkommen eener Koningen-weduwe, gedttrefki^ 
baren weduwelijken Staat, uit ^s Lands kas is f. 150,060. 

Art 32. De oudste van des Konings zonen, of verdere manndl^ ila- 
komelingen, die de vermoedelijke erfgenaam i3 van de kroon, is des Konings 
eerste onderdaan, en voert den titel van Prins van Oranje. 

Art 33. De Prins van Ojanje geniet als zoodanig uit ^s Land» bis een- 
jaarlijkscb inkomen van f, 100,000, te rekenen van den tijd, dat bij den oa- 
derdom van aebttien jaren zal bebben vervuld; dit inkomen wordt gebragt- ef 
f. 200,000" na bet voltrekken van een buwelijk, ovefeenkomstig art IS'diezef 
Grondwet 

Derde Afdeeling. 
Tan de vogdij des konings. 

Art 34. Be Ronmg h meerdeijarig als zi|Ei aebUieiuto jaat vaptoUtif.. 

Art. 35. Zoolang de Koning mindeijarig is, steat bij onder dte voofüji 

van eenige leden van bet koninUfjk Hais en eenige aaniieiüi^ Nad^rlmdm 



V IHe Summe beträgt 574,444% Thlr. 13% Sgr. 

*V ^*000 FL Hnd 28*722%^ XUn Von den s/gokr xmkmimtnämSwinr 
mal sind lOftOOO Fl. = &lMi% TMr; 1^000 FL ^ 8(lil«6% 23^. ^^ni 
20^000 Ft. » lli888% 2Mr. 
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i^mm 4lseMi-Vi>iMlitaK ch maBhetf* i»ikhtr auf 4i4Mlbe WeiM lu behan- 
deln ist, wie in Ansehung der Veränderungen des Grundgesetzes in den ArU 
iSO-^-IV vorgeschrieben ist 

Art. 24. Dasselbe findet statt, wenn. kein nach diesem Grundgesetze 
berechtigter Nachfolger vorhanden ist 

Ist der Naehfolger nicht benannt oder fehlt er bei dem Ableben des 
Itonfgs, so geschieht die Bmeünting durdi die Gisneral-St&aten, welche l»M 
in doppelter Anzahl einberufen werden» in vereinigtet Sitxung dei^elben. 

Art 25b In den in den Artik. ^Sl , 22» 23 und 24 vergesehenen Fälen 
wird die Thronfolge' geordnet n^ch den Bestimmungen in den Art i% 13» 14» 
15, 16, 1% \8 und 16. 

Art 26. Der König kann keine fremde Krone tragen mit Ausnahttie 
der von Luxemburg, 

In keinem Falle kann der Sitz der Regierang ausserhalb dieses Reidies 
#rlegt werden. 

Zweite Abtheilung* 
Vm (Um MinkünfttH d$r Etom. 

Art. 37. Ausser dem Einkommen aus den Domainen» welches durch 
das Gesetc vom 26. August 1822 aufgegeben , und im Jahre 1848 durch den 
Kdii% zu den Krondomainen an den Staat zurückgegeben war, geniesst König 
Wilhelm IL ein jährliches Einkommen von einer Million Gulden aus der 
Staatskasse. 

Bei jeder neuen Thronbesteigung wird das] Einkommen der Krone durch 
das Gesetz geregelt. 

Art 28. Dem Könige werden zu seinem Gebrauche Sommer- und Win- 
ter-Paläste in Stand gehalten, <U dereb tfnterhdtung jedoch nicht mehr als 
9M00 Gulden jährlich auf Landeskosten gebracht werden dürfen. 

Art 29. Der Känig und der Prinz von Oranien ^ind frei von allen* 
persönlichen Lasten. 

Keine BeNiung von anderen Lasten wird von ihnen gteossen. 

Art 9D. Der König liehtet sein Haus nach seinem eigenen Gutbefin- 
den ein. 

Art. 31. Das jährliche Einkommen einer Königin Wittwe während ihrae 
WÜtweBStandes beträgt aus der Staatskasse ISaOOO Gulden. 

Art 32. Der älteste von des Königs Söhnen oder der ferneren männ- 
lichen Nachkommen, welcher der vermuthliche (praesomtive) Erbe der Krone 
ist, ist der erste Ünterthän de^ Königs und führt den Titel: „Pfitiz von 
Uranien*'' 

Art 3ä. Der Prinz von Oranien geniesst als solcher ads der Staats- 
kasse ein jährliches Einkommen von 100,000 Gulden, von der Zeit an zu reeb- 
nen, däss er das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben wird; dieses Einkom- 
men wird auf 200,000 Gulden erhöht, nachdem er eine Ehe in Uebereinstim^ 
mnng mit Art 12. dieses Grundgesetzes geschlossen hat 

Dritte Abtheüung. 
Von ä9r Ywmundiek^ det £&nigs. 

Art 34 Der König ist volljährig, sobald er sein achtzehntes Lebens* 
jßkt volleiidei hat 

Art 3& So lange der König minderjährig isXp steht er ui|ter der Vor* 
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Art 99. De ToogiNj wordt eef«gth m dt voogdpn wdmImi. bttioMAd 
door eene wet. ' * 

Over het ontwerp dier wet nemen die Staten-Generaal hun besleit in 
eene vereenigde zitting der beide Kamers. 

Art 37. Deze wet wordt nog bij bet leven van den Konii^, voor het 
gev«l der minderjarigheid zijns opvolgers, gemaak't Mögt dit niet zijn geschi^d, 
ZOO worden, is het doenlijk, eenige der naaste bloedverwandten van den min- 
d^arigeaKoning over de regding der voogdij gehoord. 

Art. 38. Alvorens de voogdij te aanyaarden, legt elk der voogden; in 
eene vereenigde zitting van de beide Kamera der Staten-Generaal, in banden 
van den voorzitter, den volgenden eed of belofte af: 

„Ik zweer (belooO trouw aan den Koning: ik zweer Cbeloof). al de 
pligten, welke de voogdij mij opiegt. heilig te vervullen, en -er miX 
bijzonder op te zullen toeleggen, om den Koning gehechtheid aan de 
Grondwet en iiefde voor zijn volk in te boezemen/* 
„Zoo waarlijk helpe mij God almagtig!*' (»Dat bdoof ik^') 

Art 39. Ingeval de Koning buiteh Staat geraakt de regefting waar te 
nemen, wordt in het noodige toezigt over zijn persoon voorzien naar de voor- 
schriften,* omtrent de voogdij van een mindeijarigeh Koning iif art. 36 en 
volgende bepaald. 



Vierde Afdeeling. 
Van het regenUehap. 

Art 4fti Gedurende de minderjarigheid van den Koning wordt het 
koninklijk gezag waargenommen door eenen Regent. 

Art 41. De Regent wordt benoemd door eene wet» di^ tevess .de op- 
volging in het regentscbap, tot 'sKonings meerderjabngheid toe, kan regden. 
Over het ontwerp dier wet nemen de Staten-Generaal hun besluit in eene v«i*> 
eenigde zitting der beide Kamers. 

De wet wordt nog bij het leven van den Koning, voor het geval der 
minderjahrigbeid leijns opvolgers, gemaakt. 

Art 42. Het koninklijk gezag wordt mede aan eenen Regent opgedra- 
gen, ingeval de Koning buiten Staat geraakt de regering waar te nemen. 

Wanneer dit aan den Raad van State, vereenigd met de boofden der 
ministeriele departementen, na een naauwkeurig onderzoek, is gebldcep, roept 
deze vergadering onverwijld de Staten-Generaal in dubbelen getale bijeen, om 
hun van het voorhanden geval verslag te doen. 

Art. 43. De Staten-Generaal onderzoeken het verslag, en, zoo zij in een 
besluit in vereenigde zitting der beide Kamers in dubbelen getale genomen, 
er de juistheid van eckend hebben, wordt in den vorm eener plegtig af te 
kondigen wet verklaard, dat het geval, in het vorig artikel bedoeld, aan- 
wedg is. 

Art. 44. Wanneer de Prins van Oranje zijn achttiende jaar nicft heeft 
vervold, wordt in het regentsdiap, gelijk in art 41 is bepaald, voonien voor 



■NiQitochaft' einiger' llitgli«(jl(ii^.€les JLönigUdien Haosas und eipigfr. angesehe- 
ner Niederländer. i 
Art 36. Die Vormundschaft ^ird geregelt und die Vormünder werden 
eriKnnt durch ein Gesetx. 

»üeher den Entwurf dieses Gesetzes. fassen die General-Staaten ihren. B^ 
schluss in einer vereinigten Sitzung der beiden Kammern. ^ 

Art. 37. Dieses Gesetz wird noch bei Lebenszeiten von dem Könige für 
den Fall der Minderjährigkeit seines Nachfolgers gemacht. Wenn dies nicht 
geschehen sein sollte, so werden, sofern dies thuhlich ist, einige der nächsten 
Blutsverwandten des minderjährigen Königs über die Regelung der Vormund- 
schaft gehört 

Art. 38. Bevor die Tormundschaft angetreten wird, legt jeder der Vor- 
münder in einer vereinigten Sitzung der beiden Kammern der Generalstaaten, 
in die Hände des Präsidenten den folgenden Eid oder Gelöbniss ab : 

„ich schwöre (gelobe) Trerife dem Könige; ich schwöre (gelobe) alle 
die Pflichten, welche die Vormundschaft mir auferlegt/ heilig zu er- 
füllen, und es mir besonders anliegen zu lassen, dem Könige An- 
hänglichkeit an das Grundgesetz und Liebe m seinem Volke ein- 
zuflössen.** 
„So wahr mir Gott der allmächtige helfe !^ („Das gelobe ich!*') 
Art. 39. In dem Falle, dass der König sich ausser Stande befindet, die 
Regierung wahr zu nehmen, so wird in > der nöthigen Fürsorge ftkr seine Per- 
son nach den Vorschriften verfahren, welche über die Vormundschaft eines 
mindeijahrigen Könige in dem Art. 36 und den folgenden festgesetzt sind. 

Vierte Abtheiluog. 
Von der Regentschaft, . ' 

Art. 4ti. Während der Minderjährigkeit des Königs wird die königliche 
Gewalt durch einen Regenten ausgeübt 

Art. 41. Der Regent wird ernannt durch ein Gesetz, welches 'zugleich 
die Nachfolge iii der Regentschaft, so lange die Minderjährigkeit des Königs 
dauert, regeln kann. (Jeher den Entwurf dieses Gesetzes fassen die General- 
Staaten ihren Beschluss in einer vereinigten Sitzung der l»eiden K a mmern« 

Das Gesetz wird noch bei Lebenszeiten des Königs füp den Fall der 
Minderjährigkeit seines Nachfolgers gemacht. 

Art. 42. Die königliche Gewalt wird gleichfalls auf einen Regenten 
ttbertrafgen, für den Palll, dass der König ausser Stand gesetzt ist, die Regie- 
rung wahr zu nehmen. 

Wenn dies dem Staatsrath, in Vereinigung mit den Chefs der Ministe- 
rial-Departements, nach einer genauen Untersuchung sich als erwiesen gezeigt 
hat, so beruft er ungesäumt die General-Staaten in doppelter Anzahl derMSti* 
glieder zu einer Versammlung zusammen, um ihnen über den vorhandenen 
Fall einen Vorschlag zu 'machen. 

Art. 43. Die General-Staaten untersuchen diesen Vorschlag, und so fem 
sie ihn in vereinigter Sitzung der beiden Kammern in doppelter Anzahl zum 
Beschluss genommen und die Richtigkeit erkannt haben, so wird es iii di6f 
Form eines feierlich zu verkündigenden Gesetzes bekannt 'gemacht, däss der 
im vorigen Artikel angedeutete Fall eingetreten ist. 

Art. 44 Wenn der Prinz von Oranien sein achtzehnte» Jahr noeh nidit 
niillekgelegt» so wird in:gle]Qher Weiae für diese Regentschaft, wie in dem 



zöbhmg de Rohitig im bei wa«fti«meii det t^eHng bttflto ilMI bUJft, m '^ 
Frins van Oranje zijn achttiende jaar niet beeft vervuld. 

Art 45i. Der Regent legt, in eene vereenigde eltting tan 4e Mtfi 
KaiHiers der Staten-Generaa!, m banden tan den vnofziltfer ^n tuenden 
€ti of belofte af: 

„Vi zweer (belooO trouw an den Koning; ik zweer (belöof), dat ik 
. in de waameming van het koninklijk gezag, zoo lang de iCöphig 
jninderjarig is (zoo. lang de Koning buiten fttaat blijll de regering 
waar te nemen), de Grondwet van bet Rijk steeds zal onderboudön 
en bandbaven*'. 

«Ik fweer iMool}» dat ik de onafbankelijkbeid enhei grond^abkd 
dtt Kljks BABt d nifn vermögen zal verdedjgen en bewaren; dai ik 
de algemeene «n bijtondere vrijheid^ en de r<^en van olle des Ko- 
mng Muleirdaiieii en van <elk bnoner zal beschermeo, en tot instand* 
liModing en bevordering van 4% el^emeene en byzondere welvaart 
^anwMele« aenwenden, welke de wetten ter m(jner bescbikking 
stellen, gelijk een goed en getrouw Regent scbuldig is te doen/' 

Jb99 weeriijk belpe »ii God alR^tig!'' („Dat beloof ik!) 

Artp 4&, Wanneer de Prins vap Oranije zijn achttiende jaar vervuld 
be^ft 19 b^j,. w bet gevel van ert 42« van regtswege Regent 

Art 47. Toi dat fti bet geva!, in art. 42 kangew^hN«, iSi Müi va«^ 
Oranje of de b^noemde. Regent bet regentscbap beeft aanvaard» wordt bet 
koninklijk gezag waargenomen iaor de fergadering, zamengesteld als in art 
4^is voorgeschreven. 

.. BelzeWe vindt plaats, zoo, bij oyerlijden des Konings« een|legent voor 
den mindeijarigen opvolger of ook de bevoegde opvolger ontbreekt , tötdat de 
lli^eemd^ Regent oif opvolger <le regering beeft aanVaard. 

Pe leden van- deae vergadfering leggen in banden van den doof^ ben ge^ 
koitn veof||kte^ en deze in eene vereenigde zitting van de beide Kamer9 der 
SteteAt^ieneraalf den v<4geadea eed of belofte af ; 

mHb zw«er (beioef) dat ik» als lid (voorsitl,er) ven dezen referiwgsraad, 
in de waameming van bet kmiinklqk gezag de Grondwet sei helpen 
owierhoaden tti haadbaven'^ 
,Jtoo waaBliJk belpe a^j God almegtigl'« («Dat beki0f ikl*0 

Art 48.. iUme wet bepaalt by de benoeming van den ftegent of bij de 
aenvaerdisig vai^ bet mgentKJba^ door den Prins van Orange, de som« die op 
bet jaaiti^lEBob ink^^pien van de kroen zal worden genomen voor de kosten van 
bet, rfienUebap. 

Deze bepaling kan gedurende bet regenticbap niet wor^n verencltt'd» 

Art, 49. De Koning, op Wien art. 43 is toegepast». bei'neemt Toodra 
i|H|ge(yk de waameming der regenng, kracbtens eene wet, waarin die, welke 
ifi M genoeffide artikel is bedoeld, wprdt afgescbatt 

Tot aan deze afscbaffing rijn de hoofien 4ßt mini^teci^le departeflimiten^ 
gdijk de «oegdtn» peMiiiilijk gebonde^ aan de Ken^eis der Stalen-Generaal, 
dikwevf bei werdt §mmti$ n» 4e# Ko^iiHW t«<^lw4 venlag te 
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Art 41 fastgestdlt ist, f&r so Uip Trit Fttfswge getroffen, als der König sich 
ausser Stande befindet, die Regierung, wahrzunehmen, und der Prinz von 
Oranien noch nicht sein achtzehntes lahr zurückgelegt hat 

Ait..43. Der Regent legt in einer vereinigten Sitzung der beiden Kam- 
mern der Generalstaaten in die Hände des PrUsidenteh d^n nachfolgenden 
fiid oder Gelöbxüss ab: 

„ Ich schwöre (gelobe) Treue dem Könige; ich schwöre (gelobe), dass 
ieh in der AosUiMmg der königlioben Gewak, so lange dor- König 
minderjährig ist (so Unge der KMg sieh aaster Sta«de MMet». 
di« Begieffung wahrmnobmcBr)» das Grundgesetz dieses B;eiches stets 
aufrecht halten und handhaben werde.* 

Jkth schwöre (gelobeX dass ydi die Unabhängigkeit de» Territoriums 

dea Rdchs mit'alleai meinem Yennögen vertheidigeft und bewahren 

wevde ; daasich dio allgemeine und besondere Freiheit und die Rechte 

' aNer [^ertbanea des Königa und von }edim: unter ihnen beschirmen 

und zur Krhaltung und Beförderung der allgemeinen imd besonderen 

WohUafart alle Mittel anwenden werde, welche die Gesetae zu meiner 

Verfügung stellen, so wie ein guter und getreuer Regf^nt es schuldig 

ist zu tliun.'' 

•So wahr mir Gott der Allmächtige helfe." („Das gelobe ich'O- 

Art. 46. Wenn der Prinz von Oranien sein achteehntes Jahr aurück- 

gelegt haft» so ist er m dem Palte des Artikels 42 von R«6fat«weg«n Regent 

Art 47. Bis dass in dem Pafl des' Artik. 42 der Prinz von Orani«n' odw 

der ernannte Regent ^e Regentsdiaft angecreten hat, wild dü^ köüigtiohe 

GewaR durdi den vereffrigtien Ratfa aOägetttyt, n^cfaer naeh der Vorschrift 

des Att. 49 zusammengesetzt ist. 

Basselbe findet statt, wenn hei* dem" Ableben des Köoiga ein Regent 
ffit den mindleijährigen tVaehfblger oder auch der bevormundete Nach- 
folger fehlt, bis dass der ernannte Regait oder' Nachfolger die Riigierung an- 
getreten hat. 

Die Mitglieder dieses zusammengesetzten Rathes legen in die Hände des 
durch sie erwählten Präsidenten, und diese zusammen jn einer vereinigten 
Sitzung der beiden Kammern der General -Staaten den nachstehenden Eid 
oder Gelöbniss ab: 

„Ich schwöre (gelobe), dass ich als Mitglied (Präsident) dieses Re- 
gentschaftsraths in der Anisübung der königlichen Gewalt datf Grund- 
gesetz aufreeht su erhallen Uiud zu handhaben helfen werde»" 
,»So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.*' (Das gelobe ich.*«) 
Art 48. Ein Gesetz stellt fest, wie bei der Ehiennung des Regenten 
oder bei der Uebemahme der Regentschaft durch den Prinzen voft Oraofei^ 
du»' BeMg för ctte Kosten der Re^mtaehaft von dem jälffliehen Ktnkammen 
der Hroflo genoBunefr werden soll. 

Diese Bestimmung kann wälirend der Daner der RegaBtiofaaft Mbt §^ 
ändert werden. 

Art 40^ Der. Könige auf wekbea der Art 43 angewandt ist übemimmt 
sobald es möglich ist wieder die Ausübung der Regperangpgowalt kraft einaa 
GeietaaSto. in wekiem die in dem genanoten Airtikel aü0igpübene Erklärung 
windar att%ebobto wird. 

Bis zu dieser Aufhebung sind die Chefs der Ministerial-Departementsi) 
sMie die Vonnündar^ peisäadieh vtrpOidilet an die Kammem der Gcneral- 
»aa lM V M#ft siefaCragt weBdcBb Ub«r dea fiiwgsZusU^d Bericht su aralattan^ 
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Van de inhuldtging des konings. 



' Art. 50. De Koning, de regeriog aanvaard faebbende, wordt*zoodra 
mogelijk plegtig beeedigd en ingehuldigd binnen de stad Amsterdam, in eene 
openbare en vereenigde zitting der beide Kamers van de( Staten-Generaal. 

Art. 51. In deze vergadering wordt d<K>r den Kooing de volgende eed 
ef belofte op de Grondwet afgelegd: 

' „Ik zwer (beloof) aan het Nederlands^e volk , dat ik de Grondwet 
van het Rijk steeds zai onderhoaden en handh^ven. 

,Jk zweer (belooO« <}at ik de onafhankelijkheid en het grondgebied 
des Ri}ks met al mijn vermögen zal verdedigen en bewaren; dat ik 
de aligemeene en bijzondere vrijbeid en de regten van* alle mijne 
onderdanen zal beschermen, en tot iHstandboüdHig en bevordering van 
de aligemeene en bijzondere welvaart alle middeien- <al aanwenden». 
welke de wetten ter mijner besehikking stellen, zoo als een goed 
Koning schuldig is te doen**. 

„Zoo waarlijk helpe mij God almagtig!'* („Dat beloof ik!'<) 

Art. 02. I^a het afleggen van.dezen eed of belofte wordt de Koping in 
(kpdftk vergaderiDg gehuidigd door de Staten-Generaal, wier voorzitter de 
v<4geodie pUgtige verklaring uitspreekt, die vervolgeps door hem en elk der 
leden« hoofd voor boofd, beeedigd of bevestigd wordt: 

„Wij ontvangen en huldigen, in naam van het Nederlandsche volk. 

en krachtens de Grondwet, u als Koning; wij zweren (beloven), dat 

. wij juwe, onsohendbaarheid en de regten, uwer kroon zullen handhaven; 

wij eweren (beloven) alles te zullen doett, wat goede en getrouwe 

• Staten-Generaal schuldig zijn te doen**. 

„Zoo warlijk helpe ons God almagtig!" („Dat beloven wij!'') 

Zesde Afdeeling. 
Van der magt des konings. 

* m 

, Art« 53, De Koning is onschendbaar; de ministers zijn verantwoordelijk. 

Art M. De iiitvoerende magt berust bij den Koning. 

Art. .53. De Koning. heeft het opperbestuur der buitenlandsche be- 
trekkingen. 

Art. 56. De Kjoning verklaart oorlog. Hij geeft daarvan onQiidd«lli|ik, 
kennis aan de beide Kamers der Staten-Generaal, met bijvoeging : van .soodlaT. 
nige mcdedeeliDgen, als hij met het belang en de.zekerheid van het R^'k be- 
staanbaar acht. 

' Art. 57. De Koning maakl en bekrachtigt vredes« en alle andere ver- 
dragen met vreemde mogendbeden. 

^ Hij deelt den inhoud dier verdragen mede aan - de beide Kamers der* 
Staten-Generaal, zoodra hij oordeelt, dat het belang en de «ekerheid van her 
Rijk snlks Itoelaten. 

Yerdragen, welke, • heltij albtand of rtttling v^an eenig grondgebied dea 
Rljks in Europa of in andere ^^erelddcelen, hetsij «eilige andere bepaMng of 



Von der Huldigung des Königs. 

Art. 50. Der König, welcher die Regierung antritt, wird sobald als 
möglich feieriieii beeidigt 4!Bd empfiingf die Hnldigiing in der Stadt Amster- 
ctam in dner öfi^ntlkhea uad vereiiiigtea Sitzung der beiden Kammern der 
General- Staaten. 

Art» 51, In dieser Versammlung wird von dem Konige der folgende 
Eid oder Gelöbniss auf das Grundgesietz abgelegt: 

„Ich schwöre (gelobe) dem Niederländischen Volke, dass ich das 
Grandg«iefr dieses Reichs stets afufrecht erhallen und handhaben 
werde." 

^ch schwöre (geloheX dass ich die Unabhängigkeit auf dem ^rund- 
gebiete des Reichs mit allem meinem Vermögen vertheidigen^und 
bewahren werde; liass ich die allgemeine und besondere Freiheit 
und die jRechte von allen meinen Ünterthanen beschirmen und zur 
Erhaltung i|nd Beförderung der allgemeinen und besonderen Wohl- 
fahrt alle Mittel anwenden werde, welche die Gesetze zu meiner Ver- 
^ fögung stellen, sowie ein guter König zu thun schuldig ist" 
,;So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.*' („Das gelobe ich'*)« 
Art. 52. Nach der Ablegung dieses Eides oder Gelöbnisses wird dem 
Könige in derselben Versammlung durch die^ General-Staaten gehuldigt, indem 
der Präsident die nachfolgende feierliche Erklärung ausspricht, <die darauf 
nach ihm ein jedes Mitglied, Mann für Mann, beeidigen oder bekräftigen 

„Wir emp'ftifigen und huldigen, im Namen des Niederländischen 
Volkes kraft des Grundgesetzes, Sie als König; wir schwören (gelo- 
. ben), dass wir ihre UnverletzHchkeit in den Rechten Ihrer Krone 
aufrecht ^rhältto i^erden; Wir schwören (geloben), dass wir Alles 
thun werden, was gute Ulid getreue Getieräi- Staaten zu thun schul- 
dig sind.'* 
„&& wahr uns Gott der Alfahächtige helfe." („Das geloben wir.**) 

Sechste Abtheilung. 

■ 

Ton der Macht des Königs. 

Art. 53, Der Iti^ig ist utuverlet^lich ; die Mlbi^ter sind yerantwortlich . 

Art. 54. Die ausübende Gewalt beruht bei dem Könige. 

Art. 55. Der Kömg hat die obere Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heilen. * 

Art.. 56. Der König erklärt den Krieg. Er glebt davon unmittelbare 
Kenntniss den beiden Kammern der Generali- Staaten, indem er diejenigen 
Mittheilungen- hinzufügt, welche er für das Interesse und die Sicherheit des 
Reichs atigemessen erachtet. 

Art« 57; Der König schh'esst und bestätigt Friedens- und alle andern 
Verträge mit den fremden Mächten.' 

Er theilt de? Inhalt dieser Verträge den beiden Kammern der General- 
Staaten mit, so weit er sie für das Interesse und die Sicherheit des Staates 
zulässig erachtet. 

Verträge, iMrekhe mit der Abtretung oder Vertausthting .eiiies Theiles 
des Griindgetiietes in Europa' oder ih andeiw Weltthellefi verbunden sind, 
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verandering, wettelijke regteii belreffinidc iohoiidai, wordcsi door dcnKoniiig 
niet bekrachtigd» dan Qadat de Staten-Generaal die bepaling of ▼erandering 
heben goedgekeord. 

Art 58. De Koning heeft het oppergezag over zee* en Imdmagt. 

De militäire officieren worden door hem benoemd. Zij worden door 
bem bevorderd« ontslagen of op pensioen gesteld, volgens de regeis door de 
wet to bepalen; 

De pensioenen worden door de wet geregeld. 

Art. 59. De Koning beeilt bet opperbestnnr der Kolonien en benttigen 
van het Ryk in andere werelddeelen. 

De reglementen pp het beleid der regering aldaar worden door de* wet 
vastgestdd. 

Het muntstelsel wordt door de wet geregeld. 

Andere onderwerpen deze Kolonien en bezittigen betreffende, worden 
door de wet geregeld, zoodra de behcefte daaraan blijkt te bestaan. 

Art. 60. De Koning doet jaarlijks aan de Staten-Generaal eene omstan* 
dig verslag geven. van het heheer lüer kolonien en bezittingen' en ran den 
Staat waarin zij zieh bevinden. 

De wet regelt de wijze van beheer en v^rantwoording der koloniale 
geldiniddelen. 

Art. 61. De Koning heeft het opperbestuur van de algemeene gddmid- 
delen. Hi|j regelt de bezoldiging van alle coUegien en ambtenaren, die uit 's 
Lands kas worden betaald. 

De wet. regelt de bezoldinging van de ambtenaren der regterlijke magt 

De Koning brengt de bezoldigingen op de begi'ooting der staatsbehoeften. 

De pensioenen der ambtenaren worden door de wet geregeld. 

» 

Art. 62. De Koning heeft het regt van de munt Hij .vermag adjjne 
beeldtenis op de muntspecien te doen stellen. 

Art. 63. De Koning verleent adeldom. 

Vreemde adeldom kan door geen Nederlander «worden aangenonunen* 

Art. 6L Ridder-orden worden door eene wet» op het voorstel des Ko« 
nings, ingesteld. 

Art 65. Vreemde orden» waaraan geene^verpligtingen verbond^ lijn, 
mögen worden aangenommen doet den Koning, en, met zijne toestemming» 
door de Prinsen van zijn Huis. 

In geen gevsil mögen de onderdanen des Konings vreemde ordesteekenen, 
titeis, rang of waardigheid aanehmen, zonder zijn bijzonder verlof. 

Art 66. De Koning heeft het regt van gratie van straffen, door 
regterlijke vonnissen opgelegd. 

Wanneer het veroordeelingen betreft tot drie jaren gevangenis e&\ daar 
beneden en totgeldboete, hetzij te zamen, hetzij alzonderlijk, oefent deKi'>ning 
dat regt uit, na gehoord advijs van den regter, die het vonnis heeft gewiezen: 
in de overige zaken, na gekoord advijs van den Hoogen Raad. 

Amnestie en abolitie worden niet dan door eene wet toegestaan, 
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oder einige andere Bestimmungen '^^tt Veränderungen enthalten, welcli^ ge- 
setzliche Rechte betreffen, werden von dem Könige nicht eher best'ätfgt; al$ 
bis die General -Staaten diese Bestimmungen oder Veränderungen genehmigt 
haben. 

Art 58. Der König hat die oberste Gewalt über die See- und Land- 
macht 

. Die Militär- Beamten (Ofiiciere) werden von ihm ernannt. Sie wierden 
von ihm befördert, entlassen, oder auf Pension gesetzt, indem die Vorschriften 
befolgt werden, welche die Gesetze darüber bestimmen. 
Die -Pensionen werden durch das Gesetz geregelt 
Art' 59. Der König 4iat die obere Leitung der Golonien in den Be- 
flÜEungen dieses» Reichs in anderen Wektheüen. 

Dier Reglements übei* die Verwaltung derselben, werden duroh das Ge- 
setz festgestellt 

Das Münzwesen wird durch das Gesetz geregelt 
Andere Angelegenheiten,, welche diese Golonieen und Besitzungen be- 
treffen, werden durch das Gesetz geregelt, soweit die Bedürfnisse dies zu er- 
fordern sdieinen. 

ArtvW. Der König' lässt jährlich den General -Staaten einen ausführli- 
chen Bericht geben über die Verwaltung dieser Golonieen un(| Besitzungen 
und über den Zustand, in welchem sie sich befinden. 

Das Gesetz regelt [die Art der Verwaltung und Verwendung der Geld- 
mittel der Golonieen. 

Art 61. Der König hat die oberste Leitung über die allgemeinen Geld- 
mittel. ' £r regelt die Besoldungen afier Behörden und A«mter, die ^us der 
Staatscasse gezahlt werden. ' 

Das Gesetz bestimmt die Besoldung der richterlichen Aemter. ' 
Der König bestimmt die Summe für die Ausgaben d^r Staatsbedürfhisse. 
Die. Pensionen der Beamten werden durch dsis Gesetz geregelt 
Art. 62. Der J König hat das Recht Münzen zu [prägen. Er darf sein 
Bildniss anf die verschienenen Münzen prägen lassen. 
Art 63. Der König verieiht den Adel. 

Eine ausländische Adelsertheilung kann von keinem Niederländer ange- 
lOnunen werden. 

Art 64. Ritterorden werden durch ein Gesetz auf den Vorschlag des 
Knigs errichtet. 

Art 65. Ausländische Orden, mit welchen, keine Verpflichtungen ver- 
bidden sind, können von dem Könige und mit seiner Zustimmung von den 
Pr^zen seines Hauses angenommen werden« . ^ 

In kdnem Falle können die Unterthanen des Königs fausländische Or- 
deiueichen, titel, Rangt oder Würden ohne seine besondere Erlaubniss an- 
nehnen. 

Art 66. Der König hat das Recht der Begnadigung von Strafen, welche 
durchrichterliche Erkenntnisse auferlegt sind. 

Venu diese Verurtheilungen bis zu drei Jahren Gefängnissstrafe und dar- 
unter lud zu Geldstrafen lauten, sie mögen zusammen, oder für sich beson- 
ders fes^estdlt sein, so übt der König dieses Recht aus, nachdem er das Gutach- 
ten des iichters gehört. hat von.welchem das Erkenntniss ausgegangen ist; in den 
i)brigen allen, nachdem er das.Gutachten des obersten Gerichtshofs eingeholt hat. 
Aitestie und Straflosigkeit können nur durch ein Gesetz zugestanden 

werden. 



Art. 67i>. Dispensatie wordt door den Komng sleqbts verleend van eene 
bepaalde Wet, in de gevallen door de wet omschreven. 

Art 68. . De Koning beslist alle gesdullen van bestuur^ welke tusschen 
twee of meer provincien ontstaan, wanneer hij die niet in der minne kan doen 
b^eigen. 

Art. 69. De Koning draagt aan de Staten-Generaal ontwerpen vaa w«t 
yeor, en doet zoodanige andere vorstellen, a]ß bij npodig oorde^t 

Hij beelt heC regt om de voorstellen, bem door de' Staten-Generaal gßf 
daan> al of niet goed te Iceuren. 

Art 70. De Koning beeft bet regt öm de Kamera der teten*Gieneraa], 
elke afzonderlijk of beide tc zamen, te ontbinden« 

Het besluit waardoor die ontbinding wordt oügesproken, boucH tanm 
den last in tot bet verkiezen van nienwe kamers binnen veertig dagen, en tot 
bet zamenkomen der nieuw verkozen Kamers binnen twee maanden« 

Zevende ^fdeling. 
Van den raad van State en de miniiteriele departenmki^ 

Art 71. Es is een Raad van State, welks zamenstelling en bevoegdbeid 
worden geregeld door de wet 

De Koning is voorzitter van den Raad, en benpemt de leiten. 

De Prins van Oranje beeft ecbter, ' nadat zijn aefattiende jaar is vervold, 
Zitting van regtswege en eene raadgevende stem. 

* 

. Art 72. De Konipg brengt ter overwe^ngbij den Raad van State alle 
voorstellen, door bem aan de Staten-Generaal te doen, of door deze aan bem 
gedaan, alsmede alle algemeene maatregelen van inwendig bestuur van d^n 
Staat en van zijne kokmien en bezittingen ia andere wer^deelen. 

Aan bet boofd der uit te vaardigein wetten en ^evden wordt melding 
gemaakt dat de Raad van State de^wege geboord is. 

De Koning neemt wijders de gedachten van den Raad v^n State in ov^ 
alle zaken Van algemeen of bijzonder belang, waarin hi^ zuiks noodig öordeelt 

De Koning alleen besluiit, ^n geeft tiefkens van z^p. glommen besluif 
kennis aan den Raad. 

Art 73. De Koning stellt ministen^ departementen in, benoe'knt /r 
de hoofden van, en ontslaat die naar welgevallen. 

De hoofden der ministeriele departeinenten zorgen voor de nitvoeifig 
der Grondwet en der andere wetten, voor zooverre die van de kroon afba^gt 

Hunne verantwoordelijkheid wordt geregeld door de wet ■ ^ i' 

Alle koninklijke besluiten en beschikkinggen worden door een der )bof- 
den van de ministeriele departementen mede^onderteekend. / 

Derde Hoofdstuk. / 

Van de Staten-Generaal ' * ; 

, I Eerste Afdeling. / 

Van de xamensteUing der Staten-Geniraal j 

Art 74. De Staten-Generaal vertegenwoordig^n bet gebee^ Neder- 
landscbe volk« / 
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Art 67. I^ispensatione« toq dn^m bestimmten Qesetae tve rd^ aysidiNess- 
lich durch den König in den durch das Gesetz vorgeschriebenen Fällen erthi^itt. 

Art. 68. Der König entscheidet über alle Streitigkeiten in der Verwal- 
tung, welche zwischen zwei oder mehreren Provinzen entstehen, wenn sie 
nicht auf gütlichem Wege beigelegt werden können. * 

Art. 69. Der König legt den General- Staaten die Entwürfe zu den 6e« 
setzen vor und giebt ihnen andere Vorlagen, so wie' er sie für nöthig hält. * 

Er hat das Recht die Vorlagen, welche durch die General -Staaten an 
ihn |;ebracht werden, zu genehmigen oder abzulehnen. 

Art. TO. Der Köbig; hat das Recht, von den Kammern der Genenl- Staa- 
ten jede besonders oder beide zusammen auftnlöslNi. * 

Der Beschhiss, dutch welchen die Auflösmig ausgesprocfaeft wird^ enthält 
zugleich den. Befehl zur Wahl der neuen Kammern ümorhalb mriig Tagen« 
und zur Versammlung der neu erwählten Kammern innerhalb zweier Renate. 

Siebente Abtheilnng. 
FoH d«m ^toafn*afAe tmil den JWn{«feHaI-JE^j9ärttfmenl». 

Art. )l. Es besteht ein Staatsrath, dessen Zusammensetzung und Wir- 
kungskreis dnrch ein Gesetz festgestellt werden soll. 

Der König führt den Vorsitz im Staatsrath und ernennt seine Mitglieder. 

Der Pritaz voi^.Oranien hat, sobaM er sein acbtichntes Jahr mrttckgelegt 
bat, in demselben seinen Sitz von Redhts wegen und eine beschliessende ftimmd. 

Art., 72. Der Köm'g bringt zur Berathung vor den Staatsrath alle Vor- 
lagen, welehe von ihm an die General -Staaten gehen solkn, oder durch diese 
an ihn gebracht werden, so wie alle allgemeinen Maassregeln der inneren 
Verwaltung des Staates und seiner Colonien und Besitzungen in anderen 
Weltthdlen. 

Bei dem Anfange der ausgefertigten Gesetze und Anordnungen mnss 
die Nachricht gegeben sein, dass der Staatsrath darüber gehört ist 

Der König holt ausserdem das Gutachten des Staatsratbs ein über alle 
Angelegenheiten Von allgemeinem oder besonderem Interesse, in wekhem er 
es für nötbig erachtet 

Der König allein entscheidet, und ertheilt deica SUat^rathe Nachritt 
. von seinem genonunenen Beschlüsse. 

Art 73. Der König ierrichtet die Ministerial- Departements, er ernennt 
die .Ghttfe derselben und entlässt sie i^aeh seinem Gutdünken. 

Die Chefs der Ministerial- Departements «orgeti für die AnaMmmg te 
Grundgesetzes und der anderen Gesetze, so weit dieselbe» fen dftr bene 
abhängen. 

Ihre Verantwortlichkeit wird durch das Gesetz geregelt 

Alle königlichen Beschlüsse imd Erlasse werden durch einen von den 
Chefs der Ministerial -Departements mit unterzeichnet 

Drittes CapU.el 
Von den General -Staaten. 

£cste Abtb/eilung. 
Vim der Zusanmensetzung der Generalf Siaaiin* 

4^ 14. SHfi Qfiüßxeli-SMim ^leiMm dM^ iWfljunjhe Niiaderi'indische 
Volk. 
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. Art. 75. De Staten-Generaal zijn verdeeld in eene Erste en tweede 
fCainoer. 

Art 67. De leden d€r Tweede Kämer worden in de kiesdistrikten, 
waarin het Rijk verdeeld wordtr gekozen door de raeerdegahrige ingezetenen, 
Nederlander^in het valie genot der burgerlijke en hiirgentcfaapsregten, en be- 
talende in de directe belastingen eene som, die, overeenkomstig met de plaats- 
elijke gesteldheid, doch niet beneden het bedrag von f 20» noch boven dat van 
f 160, in de kieswet zal worden vereischt 

Art' 77. Het getal van de leden der Tweede Kamer wordt l)epaald 
naar de bevolking, Toor ieder 45,000 ^n. 

De verdere regeis ten aanzien van het kiesregt stelt de kieswet. 

* Art 78. De Berste Kammer bestaat uit üegen en dertig leden. 

Zij moeten behooren tot de hoogst aangeslagenen in de rijks-directe' be- 
lastingen. 

Het. getal dezer hoogst aangeslagenen, waaruitzij worden ^ekozen, wordt 
in dke proyincie z66 bepajdd, dat op iedere drie duizend zielen ^en, die te- 
vena de overige vereischten bezit om lid dezer Kamer te zijn, verkiesbaar is. 

Deze overige vereischten zijn dezelfde, welke voor de leden, di^ Tweede 
Kamer worden gevorderd. 

Zij worden irerkozen door de Pr4>vinciale Staten in de volgende ver- 
JMmdiog: 

Noordbrabant .......*...... 5 

' Gelderland 5 

Zuidholland 7 

Noordholland 

Zeeland ... ^ .... - ä 

Utrecht *. . .3 

Friesland . . ' ! . . . 2 

Overijssel . .^ ............ 3 

Groningen ^ 2 

Drenthe * , . 1 

Limburg .... - 3 

30 
In geval van vereeniging of splitsing van provinden, voondetdezelfde.wet 
^ dit beveelt, in de wijsiging, welke daardoor in deze verhouding noodig zal 
weiden bevonden. 

Tweede Afdeeling. 
Van de Tweede Kamer der Staten-Generaal. 

c 

Art 70. Om tot lid -der Tweede Kamer verkiesbaar te zijn, wordt alleen 
vereischt dat men Nederlander, in het volle genot der burgerlijke en borger- 
scfaapsregten zij en de ouderdom van dertig jaren hebbe vervuld. 

Art 80. Die te gelijk of op meer dan ^öne plaatä tot lid Tan de Berste 
of van de Tweede of van beide Kamers is gekozen, verklaart welke dier be- 
noemingen hij aanneemt. 

Art 81. De leden der Tweede Kamer hebben zitting gedorende vier 
jaren« 



.. Art. 15. Oje Ganeral-Stoitoii suid geUl^lt m eiiie JBrst^ mid jSweite 
Kammer. ' . 

Art 76. Die Mitglieder der zweiten Kammer werden in den Wahlbe- 
zirken, in welche der Staat getheilt wird, dnrch die voUfdhrigen eingesessenen 
Niederländer gewählt, die sieh in dem vollen Genüsse der staatsbttiigeilläien und 
Gramnde^&rger^Rechte befinden^nd zu d^n directcn Steuern eine Summe 
zahlen, welche in Uebereinstimmung mit der localen Bescbafi^nheit doch nii&l 
unter dem Höhenbetrage von 20 fluiden und nifsht über 160 Gnlden in dem 
Wahlgesetze gefordert werden soll. .. 

Art T7. Die Anzahl der Mitglieder 4ef zweiten Kammer iR[ird nach der 
Bevölkerung festgestellt, auf je 45,po0 Seelen einer. . 

Die ^eiteren Bestimmungen in Bezug auf das Wiäihlrecht stellt das Wahl- 
gesetz ftsU 

. Art. 78. Die erste Kammer besteht aus neun und dreissig Mitgliedern. 

$ie müssen zu den Höchstbesteuerten bei den directen Steuern g^ören. 

Die Zahl dieser Höchstbesteuerten, aus welchen sie gewählt werden, 
wird für jede Provinz so festgestellt, dass auf je dreitausend Seelen einer, 
welcher ^^ugleich die übrigen Erfordernisse besitzt, um Mitglied dieser Kammer 
zu sein, wählbar ist 

Die übrigen Erfordernisse sind dieselben, welche fiir die Mitglieder der 
zlveiten Kammer verlangt werden. 

Sie werden gewählt durch die Provinzial-Staaten (Stände) in folgendem 

Verhältnisse: 

Nordbräbant • . • 4 . . . \ «, • . . 5 

Geldern .............. 5 

SüdhoUand. ............ 7 

^ NordhoUand 6 

Seeland .............. 2 

Utrecht - 2 

Friesland .;........, ^ • 3 

Oberyssel 3 

Groningen. *..... 2 

Djrenthe'. . . . • ^ ' / . 1 

limburg. .3 

• j • 

' 39 

Im Fall der Vereinigung oder Trennung der Provinzen gewährt dasselbe 
Gesetr, welches dieses' anordnet, die Anweisung, welche nöthige Verändenm- 
gen dadurch in diesen Verhältnisszahlen zu treffen siiid. 

Zweite Abtheilung. 
Von der xtoeHen Kammer der General-Staaten, 

Art 79. Um zum Mitglied der zweiten Kammer wählbar zu sein« wird 
allein gefordert, dass man ein Niederländer ist, sich im vollen Genüsse der 
staatsbürgerlichen. und Gemeindebürger- Rechte befindet und ein Alter von 
drdssig Jahren zurückgelegt hat 

Art 80. Derjenige, welcher zugleich auf mehr als eine Stelle zu einem 
Mitgliede der ersten oder der zweiten der beiden Kammern gewählt ist« erklärt» ^ 
welche der Wahlen er annimmt. 

Art 81« Die Mitglieder der zweiten Kammer werden auf die Dauer von 
vier Jahren gewählt 
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'De Vttk tfti hetk iüt im ie ttfte jinnfA tUt, ^f^esa eeii dAir^an (e 
maken rooster. De uitvallende 2ijn dadelijk weder verldesbaar. 

Art. ^ De leden stemmen, elk volgeijis eed en geweten« zonder last 
\fiXk of nifgespraak met hen, die benoemen. 

Art ^. Bij tiet aamaarden hoiiner betretitnig 'legi|B sij, ieder op» de 
ifljflm lijMr godsdienstige genndbeid, den volgenden eed of belofte af : 

„ft tweer (beloof) getrönwheid aaA de Grondwet." , 

„Zoo waarlijk helpe mij God almaglig!^ („Dat beloof fk^ 

* AlVoir^tis tot dien eed of belofte te worden toegetaten, leggen zfj den 
Tplgenden eed (verklaring en belofte) van znivering af r^ 

,,Ik zweer (verklaar), dat it, om tot lid van de Tweede Iraner der 
Staten-Generaal te worden benoemd, direktelijk of indirectelijk, aa^ 
geene personen, hetzij in of buiten het bestuur, odder wat naam of 
voorwendsel ook, eenige giften of gaven beloofd of gegeven* beb« noch 
beloven of geven zal. 

^Ik zweer (beloof)» dat ik, om iets hoegenaamd in deze betrekklng 
te doen of the laten, van niemand hoegenaamd eenige belbflen of 
gesohenken aannemen zal, direetelijk of indirecüijk. 

„Zoo waarlijk helpe mij God alou^tig!" (^Dat verklaar en be- 
loof jkl") ^ 

Deze eedei) (beloften en verklaring) worden afgelejgd in banden Vau den 
Koning, of in de vetcjaderin'g der Tweede Kamef, in banden van den voorzit- 
ter, daartoe door den Kdning gemachtigd. • 

Art. 84. De voorzitter wordt door den Koning benoemd voor hetüjd- 
perk eener zitting, uit eebe door de Kamer anngeboden opgave van drie leden. 

Art. 85. De leden genieten, tot vergoeding der reiskosien, eens». heen 
en teraig, voor elke zitting, zoodanige som, als naar de afstanden door de wet 
zal worden geregeld. 

Als verdere sdiadeloosstelling wordt hun toegelegd eene somvan /'2000 
^s Jaars*). 

Deze schadeIoos$teUing wordt, voer den tijd der zitting, niet genoten 
door hen, die gedurende de gebeele zitUng afwezig hieven. ; 

Derde Afdeling. . 
Van de Ergte Kamer der Staten-Generaal 

Art. 86. De leden der Erste Kamer hebben zittiiig gedurende negen 
Jaren. 

Een derde gedeelte treedt om de drie jaren af, volgens, een daarvan 
t^ maken rooster. De uitvallende leden zijn dadelijk weder verkiesbaar. Art 
8t is op hen van toepassing. 

Zij leggen, bij het aanvaarden btinnerbetrekkiog, in banden van deii 
Koning, gelijke eeden Xbeloften en verklaring) af, als voor de leden der 
Tweede Kamer zun bepaald. 

Zij genieten reiS'^ mid verbHjfkosteti volgens de wet. 
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0ie Hälfte von ihnen tritt nach zwei Jahren aus, indem sie einem darüber 
gemachten Register nachfolgen. Die ausgetretenen sind sogleich wieder wählbar. 
Art: 82. Die Mitglieder geben ihre Stimme nach ihrem Eide und Ge- 
wissen ab, ohne einen Auftrag oder Rücksprache mit ihren Wählern. 

Art. 83. Bei dem Antritte ihrer Functionen legen sie, jeder nach der 
Weise seines religiösen Glaubensbekenntnisses, den nachstehenden Eid oder 
Gelöbniss ab: 

„Ich schwöre (gelobe) Treue dem Grundgesetze. So wahr mir Gott 
der Allmächtige helfe." („Das gelobe ich/*) 
Bevor sie zu diesem Eide oder Gelöbnisse zugelassen werden, legen sie 
den nachstehenden Reinigungs-Eid (Erklärung oder Gelöbniss) abr 

„Ich schwöre (erkläre), dass ich, um zumMitgliede der zweiten Kam- 
mer der General-Staaten gewählt zu werden, weder direct nodi indi- 
rect irgend einer Person, sie sei in oder ausser der Verwaltung, unter 
irgend welchem Namen oder Vorwinde, irgend welche Gaben oder 
Geschenke versprochen oder gegeben habe, noch versprechen oder 
geben werde." 

„Ich.sdiwöre (gelobe), dass ich> um irgend etwas in der Ausübung 
dieser Functionen zu thun oder zu lassen, von Niemand, wer es aodi 
sei , irgend welche Versprechungen oder Geschenke direct oder in- 
direct annehmen werde." 
„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe,*' („Das erkläre und 
gelobe ich.") 
Diese Eide (Gelöbnisse und Erklärungen) werden abgelegt in die Hände 
des Königs, oder in der Verssimmlung der zweiten Kammer, in die Hände des 
Präsidenten, der dffzu von dem Könige bevollmächtigt ist. 

Art 84. Der Präsident wird von dem Könige ernannt ftir den Zeitraum 
einer Session aus einem von der Kammer gemaditen Vorschlage von drei Jllit- 
gUedem. 

Art. 85. Die Mitglieder beziehen zur Vergütigung der Reisekosten hin 
und zurück für jede Session eine solche Summe, als nach den Umständen 
durch das Gesetz bestimmt werden soll. 

Als weitere Schadloshaltung wird ihnen eine Summe von 2000 Gulden 
jährlich zugelegt. 

Diese Entschädigung fUr die Zeit der Session wird jedodi yon denjenigen 
nicht bezogen, welche während der ganzen Session abwesend bleiben. 

Dritte Abtheilung. 

Von der ertkn Kammer der General' Staaten. 

» 

Art 86. Die Mitglieder der ersten Kammer werden für eine Dauer von 
neun Jahren gewählt. 

Der dritte Theil derselben scheidet alle drei Jahre aus, indem sie einem 
darüber gemachten Register nachfolgen. Die ausgeschiedenen Mitglieder sind 
sogleidi wieder wählbar. 

Der Artikel 82 ist. auch auf diese anzuwenden. 

Sie legen bei dem Antritte ihrer Functionen in die Hände des- Königs 
gleiche Eide (Gelöbnisse und Erklärungen) ab, als für die Mitglieder der 
iweitea Kammer bestimmt sind. 

Sie beziehen eine Entschädigung fttr die Reise- und Unterhaltungskosteiv 
nach dem Gesetze* 

16» 
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Art. 87. De vorzitter wordt door den Koning benoemd» vor het tijd- 
perk eener zittiDg. 

Vierde Afdeeliog. 
BesehUMngen aan beide Eamers gemeen, 

Art 88. Niemand kan te gelijk lid der beide Kamers zijn. 

Art 89. De hoofden der ministeriele departementen hebben zitting in de 
beide Kamers. Zij hebben alleen eene raadgevende stem, tenware zijtotleden 
der vergadering megten benoemd zijn. 

Zij geven aan de Kamers, hetzij mondeling, hetzij schrüftelijk» de ver- 
langde inlichtingen, waarvan het verleenen niet strijdig kan worden gepordedd 
met het belang en de 2ekerheid van het Rijk, de kolonien en bezittingen 
van het Rijk in andere werelddeelen. 

Zij kunnen door elke der Kamers. worden uitgenoodigd om te dien 
einde ter vergadering tegenwoordig te zijn. 

Art 90. De Tweede Kamer heeft het regt Van onderzo^k fenquitej, te 
regelen door de wet 

Art 91. De leden der Staten-Generaal können niet te gelijk zijn leden 
of procureur-generaal van den Hoogen Raad, noch leden van de Rekenkamer, 
noch commissaris desKonings in deprovinden, noch geestelijken, noch bedie- 
naren van de godsdienst 

Krijgslieden in werketijke dienst, het lidmaatschap van eene der beide 
Kamers aanvaardende, zijn gedurende dat lidmaatschap van regtswege op non- 
activiteit Ophoudende lid te zijn, keeren zij tot de werkftlijke dienst terag. 

De ambtenaren, die ter verkiezing voorzitten, zijn binnen het district, 
waarin zij voorzitten, niet benoonbaar. 

Leden der Staten-Generaal een bezoldigd staatsambt aannemende of be- 
vordering in de staats-dienst verwervende, houden op leden der Kamers te 
i^Dy maar zijn dadelijk weder verkiesbaar. 

Art 92. De leden der Kamers zijn niet geregtelijk vervolgbaar wegens 
de advijzen, door hen in de vergadering uitgebragt 

Art 93. Elke Kamer onderzoekt de gelooisbrieven barer nieuw in- 
komende leden, en beslist de geschillen» welke aangaande die gdoofibrieven 
of de verkiezing zelve oprijzen. 

Art 94. Elke Kamer benoont baren griffier buiten haar midden. 

Art 95. De Staten-Generaal vergaderen ten minste eenmaal 's jaars. 

Hanne gewone vergadering wordt geopend op den derden Maandag in 
September. 

De Koning roept de buitengewone vergadering bijeen, zoo dikwijis hij 
znlks noodig oordeelt 

Art. 96. De afzonderlijke ziltingen der beide Kamers, en evenzoo de 
vereenigde zittingen, worden in het openbaar gehouden. 

De deuren worden gesloten, wanneer een tiende gedeelte der aanwezige 
leden het vordert of de voorzitter het noodig kenrt 

De vergadering beslist, of met gesloten deuren lal worden beraaislaagd. 

Over de pnnten in besloten vergadering behanddd» kan daarin pok een 
beduit worden genomen. 
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Art 87. Der Prlbident irird tob dem Könige Jttr den ZeUranm einer 
Session gewählt. 

Vierte Abtheilong. 
Gemeinsehaftliehe BeHintmungen ßr beide Kammern. 

Art. 88. Niemand kann zugleich Mitglied der beiden Kammern sein* 

Art. 89. Die Chefs der Ministerial- Departements haben Sitz in den 
beiden Kammern. Sie haben aber eine Stimme nur dann abzugeben, wenn 
sie zu Mitgliedern der Versammlung ernannf sind. 

Sie ertheilen den Kammern, sei es mündlich, sei es schriftlich, die ver- 
langten Erläuterungen, so weit sie dieselben nicht für ungeeignet für das In- 
teresse und die Sicherheit des Staates, der Golonien und Besitzungen dieses 
Reichs in anderen Welttheilen erachten. 

Sie können von jeder der Kammern genöthigt werden» um bei ihren 
Versammlungen gegenwärtig zu sein. 

Art 90. Die zweite Kammer hat das Recht der Untersuchung (enq[u6te), 
ZH bestimmen durch das Gesetz. 

Art. 91. Die Mitglieder der General-Staaten können nicht zugleich Mit« 
glieder oder General-Procurator des obersten Gerichtshofs sein, noch Mitglie- 
der der Rechenkammer, noch Gommissarien des Königs in- den Provinzen, 
noch Geistliche oder Diener eines religiösen Gultus. 

Mitglieder aus dem Mililairstande in activem Dienste sind mit dem An- 
fange ihrer Thätigkeit in einer der beiden Kammern, so länge sie Mitglieder 
einer der Kammer sind» von Rechtswegen in Nicht-Activität Wenn sie auf- 
hören Mitglieder zu sein, kehren sie zum activen Dienste zurück. 

Beamte, welche bei der Wahlverhandlung den Vorsitz führen, sind inner? 
halb des Bezirks, für welchen sie den Vorsitz führen, nicht wählbar. 

Mitglieder der General -Staaten, welche ein besoldetes Staatsamt anneh- 
men oder im Staatsdienste befördert werden, hören auf Mitglieder der Kam- 
mern zu sein, können aber sogleich* wieder gewählt werden. 

Art. 92. Die Mitglieder der SLammeir können wegen ihrer Meinungen, 
die sie in der Versammlung der Kammer ausgesprochen haben, nicht gericht- 
lich verfolgt werden. 

Art 93. Jede Kammer untersucht die Vollmachten ihrer neu emtreten- 
den Mitglieder und entscheidet in den Streitigkeiten, welche über die Voll- 
machten oder die Wahlhandlung selbst entstehen. 

Art 94. Jede Kammer ernennt ihren AmtsschrtflfÜhrer aus ihrer Bfittcf. 

Art 95. Die General- Staaten versammIMn sich mindestens ein Mal im 
Jahre. 

ihre gewöhnliche Versammlung wird an dem dritten Montag im Sep» 
tiHnber eröffiiet. 

Der König ruft die ausserordentlichen Versammlungen zusammen» so oft 
er solche für nöthig hält. 

Art. 96. Die getrennten Sitzungen der beiden Kammern werden ebenso 
als die vereinigten Sitzungen ^öffentlich gehalten. 

Die Sitzungen finden bei geschlossenen Thüren statt, wenn ein Zehntel 
der anwesenden Mitglieder es gefordert hat 'oder der Präsident es für nöthig hält 

Die Versammlung entscheidet, ob bei geschlossenen Thüren berath- 
schlagt werden soll. 

Ueber die Gegenstände, welche bei geschlossenen Thüren verhandelt 
werden» kann auch in derselben Weise Bescbluss gefasst werden. 
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Art 07. De Staten-Generaal bij overlijden des Konings of bij afstand 
Tan de kroon niet vergaderd zijnde, vergaderen zonder voorafgaande oproeping. 

Deze baiteDgewone vergadering wordt op den Tijftienden dag na het 
overlijden of na den afstand geopend. Zijn de Kamers ontbonden» dan vattgt 
deze termijn aan van dto afloop der nieuwe verkiezingen. 

Art 08. De vergadering der Staten-Generaal wordt, in vereenigde dt- 
ting der beide Kamers, door den Koning of door eene commissie van zijnent- 
wege, geopend. Zij wordt op dezelfde vijze gesloten, wanneer hij oordeelt, 
dat het belang van het Rijk niet vordert de vergadering langer bijeen te 

houden. 

De gewone jaarlijksche vergadering blijfl ten minste twintig dagen bijeeq, 
tenzij de Koning gebruik make van het regt in art 70 omschreven. 

Art. 90. Bij ontbinding van eene. der Kamers of van beide, siuit de 
Koning tevens de vergadering der Staten-Generaal. 

Art 100. De Kamers mögen, noch afzonderlijk« noch in vereenigde zit- 
ting, beraadslagen ol besliiiten, zoo niet meer dan de helft der leden tegen* 
woordig is. 

Art 101. Alle besluiten worden door volstrekte meerderheid der stem- 
mende leden opgemaakt 

Bij staken van stemmen wordt het nemeki van het besluit tot eepe vol' 
gende vergadering uitgesteld. 

In deze, en evenzoo in eene voltallige vergadering, wordt, bij stäken 
van stemmen, het voorstel geacht niet te zijn aangienomen. 

Art 102. Over alle zaken wordt mondeling en bij hoofdelijke oproe- 
ping gestemd^ doch bij het doßn van keuzen of voordragten van personen, bij 
besloten en ongeteekende briefjes. 

Art. 103. Bij eene vereenigde zilting worden de beide Kamers slechts 
^^ne beschoawd en nemen hare leden, naar willekear, door elkander plaatSt 
De voorätter der Eerste Kamer heeft de leiding der. vergadering. 

Vijfde Afdeeling. 
Van de weigevende magt» 

• * 

Art 104. De wetgewende magt wordt gezamenlijk door den Koning en 
de Staten-Generaal uitgeoeCend. 

Art 105. De Konjng 2endt zijne voorstellen, hetzij van wet hetzij an- 
dere, aan de Tweede Kamer, bij eene schriflelijke boodschap, welke de redeten 
van het voorstel inhoudt of door eene commissie. 

Art 106. Over eenig ingekomen voorstel des Konings wordt door de 
volle Kamer niet beraadslaagd, dan nadat het is overwogen in de onderschei- 
dene afdeelingen, waarin al de leden der Kamer zieh verdeelen en welke op 
geiette tijden bij loting vernieuwd worden. 

Art. 107. De Tweede Kamer heeft het regt wijzigingen in een voorstel 
des Konings te maken. 

Art 108. Wanneer de Tweede Kamer tot aanneming van het voorstel, 
hetzij onveranderd, hetzij gewijzigd, besluit, zendt ztj het aan de £erste Kamer 
met het volgende formulier: 

„De Tweede Körner der Staten-Generaal zendt aan de Eerste Kamer 
het hiernevensgaande voorstel des Konings, en is van oordeel, dat be^ 



Art: 97. Wenn die General -Staaten bei dem Ableben des Königs oder 
bjei der Thronentsagung desselben nicht versammelt sind» so Tersammeln sie 
sich ohne vorhergebende Einberufung. 

Diese aussergewöhnliche Versammlung wird am fünften Tag^ nach dem 
Ableben oder nach der Entsagung eröffnet. Sind die Kammern aufgelöst, so 
fängt dieser Termin an mit der Beendigung der neuen Wahlen. 

Art. 98. Die Versammlung der General -Staaten wird, in rereinigter 
Sitzung der beiden Kammern, von^ dem Könige oder von einer Gommission 
in seinem Auftrage eröffnet. Sie wird an demselben Tage geschlossen, wenn 
er für gut erachtet, dass das Interesse des Reichs es nicht velrlangt, die Ver- 
sammlung länger zusammen zu halten. 

Die gewöhnliche jährliche Versammlung bleibt wenigstens zwanzig Tage ver- 
sammelt, bis der König von dem in Art. 70 verzeichneten Rechte Gebrauch macht 

Art. 99. Bei der Auflösung der einen der beiden Kammern scUiesst 
der König zugleich die Versammlung der General-Staaten. 

Art. 100. Die Kammern können weder in getrennter noch in vereinigter 
Sitzung berathschlagen oder Bescbluss fassen, sofern nicht niehr als die Hälfte 
der Mitglieder gegenwärtig ist 

Art 101. Alle Beschlüsse werden durch absolute Mehrheit der abstim- 
menden Mitglieder gefasst 

Bei der Theilung der Stimmen wird die Fassung des Beschlusses auf 
eine folgende Sitzung ausgesetzt 

In dieser und ebenso in einer vollzähligen Versammlung wird durch 
die Theilung der Stimmen die Vorlage für nicht angenommen erachtet 

Art 102. lieber alle Gegenstände wird mündlich und.mit namentlichem 
Aufruf abgestimmt; aber bei den Wahlen und Vorschlägen von Personen wird 
die Stimme abgegeben auf geschriebenen Zetteln. 

Art 103. Bei einer vereinigten Sitzung werden die beiden Kammern 
nur als eine einzige betrachtet, und nehmen ihre Mitglieder nach Belieben 
anter einander Platz. 

Per Präsident der ersten Kammer hat die Leitung der Versammlung. 

Fünfte Abtheilung. 
V<m der gesetzgebenden Gewalt, 

Art. 104. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den 
König und die General-Staaten ausgeübt. 

Art 105. Der König sendet seine Vorlagen, seien sie zu Gesetzen, oder 
andere, an die zweite Kammer entweder mit einer schriftlichen Botsdiaft, 
welche die Motive zu dieser Vorlage enthält, oder durch eine Gonunission. 

Art 106. Ueber eine eingegangene Vorlage des Königs wird in der 
Plenarversammlung nicht früher berathen, als bevor dieselbe in den verschie- 
denen Abtheilungen geprüft ist, in welche die Mitglieder^der Kammer sich 
vertheilen, und welche in bestimmten Zeiträumen durchs Loos erneuert werden. 

Art. 107. Die zweite Kammer hat das Recht Amendements zu einer 
Vorlage des Königs zu machen. 

Art 108. Wenn die zweite' Kammer die Annahme einer Vorlage des 
Königs, sei es unverändert sei es mit Amendements beschliesst, so sendet sie 
dieselbe an die erste Kammer mit fulgender Formel: 

„Die zweite Kammer der General- Staaten sendet an die erste Kam- 
mer die beigeftkgte Vorlage des Köpigs, upd ist der Meinung» dass 
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ZOO als het duar ligt, door ;de SUten-Generaal behoort te worden 
aabgenomen.*' 
Wanneer de Tweede Kamer tot het niet-aannemen van het voorstel 
bcsluit, geefl zij daarvankennis aan den Koning met het volgende formulier: 
„De Tweede Kamer der Staten-Generaal betuigt den Koning hären 
dank voor zijnen ijver in het bevorderen van 's Rijks belangen, en 
verzoekt hem eerbiedig het gedane voorstel in nadere overweging te 
. nemdn.*' 
Art. 109. De Berste Kamer ovexweegt, met inachtneming van arU 106 
bei voorstel zoodanig als het door de Tweede Kamer is aang^nommen. 

Wanneer zij tot aanneming van het voorstel besluit, geeft zij daarvan 
keniHS aan den Koning .en aan de Tweede Kamer met de volgende for- 
mulieren : 

,»Aan den Koning." / 

„De Staten-Generaal betuigen den Koning hunnen dank Voor zijnen 
ijver in het bevorderen van 's Rijks belangen en vereenigen zieh met 
het voorstel zoo als het daar ligt.'* 

„Aan de Tweede Kamer.*' 
„De Eerste Kamer der Staten - Generaal geeft aan de Twede Kamer 

kennis, dat zij zieh heeft vereenigd met het voorstel betrekkelijk , 

op den aan haar door de Tweede Kamer toegezonden. 

Wanneer de Eerste Kamer tot niet-aanneming van het voorstel besluit, 
geeft zij daarvan keiinis aan den Koning en aan de Tweede Kamer met de 
volgende formulieren: 

„Aan den Koning.*' 
„De Eerste Kamer der Staten*Generaal betuigt den Koning hären 
dank voor zijnen tjver in het bevorderen van 's Rijks belangen, en 
verzoekt hem eerbiedig het gedane voorstel in nadere overweging 
te nemen." 

„Aan de Tweede Kamer." 
„De Eerste Kamer der Staten-Generaal geeft aan de Tweede Kamer 
kennis, dat zij den Koning eerbiedig heeft verzodit het voorstel be- 
trekkelijk op den aan haar door de Tweede Kamer toege- 
zonden, in nadere overweging te nemen.** 
Art. 110. De Staten-Generaal^hebben het regt voorstellen van wet aan 
den Koning te doen. 

Art. 111. De voordragt daartoe behoort uitsluitend aan de Tweede 
Kamer, die het voorstel overweegt op gelijke wijze als zulks ten aanzien van 
'ß Konings voorstellen is bepaald, en, na aanneming, aan de Eerste Kamer ver- 
zendt met het volgende formulier: 

„De Tweede Kämer der Staten-Generaal zendt aan de Erste Kamer 
het hiemevens gaande voorstel, en is van oordeel, dat de Staten-Ge- ' 
neraal daarop 's Konings bewilliging behooren te verzoeken.*' 

Art. 112. Wanneer de Eerste Kamer, na daarover op de gewone wijze 
te hebben beraadsiaagd, het voorstel goedkeurt, zendt zij het aan den Koning 
met het volgende formulier: 

^De Staten-Generaal oordeelende dat het nevensgaande, voorstel 
zou kunnen slrekken tot bevordering van 's R^ks belangen, v^rzoeken 
eerbiedig daarop 's Konings bewilliging.** 
Yoorts geeft zij daarvan kennis aan de Tweede Kamer met het volgende 
fonnulier: 
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diese, so wie sie da liegt, durch die General-Staaten angenoiomen 
werden sollte." 
Wenn die zweite Kammer die Nichtannahme' einer solchen Vorlage be- 
jscbliesst, so giebt sie davon Nachricht an den König mit folgender Formel : 
„Die zweite Kammer der General-Staaten bezeigt dem Könige ihren 
Dank für seinen Eifer in der Beförderung der Interessen des Staates, 
und ersucht ihn ehrerbietig! die betreffende Vorlage in nähere Er- 
wägung zu ziehen." 
Art 109. Die erste Kammer zieht in Erwägung, mit Beachtung des 
Art 106, die Vorlage, welche von der zweiten Kammef angenommen i3t. 

Wenn auch sie die Annahme dieser Vorlage beschhesst, so giebt sie davon 
Nachricfat an den König und an die zweite Kammer mit folgenden Formeln : 

„An den König." 
„Die General -Staaten bezeigen dem Könige ihren Dank itir seipen 
Eifer in der Beförderung der Interessen des Staates, und vereinige^ 
sich mit der Vorlage, so wie sie abgefasst ist 

„An die zweite Kammer.'* 
„Die erste Kammer der General- Staaten benachrichtigt die zweite 

Kammer, dass sie sich vereinigt hat mit der Vorlage, betreffend , 

welche. den von der zweilen^Kammer ihr zugesandt ist." 

Wenn die erste Kammer die Nichtannahme dieser Vorlage beschliesst 
so giebt sie davon Nachricht an den König und an die zweite Kammer mit 
folgenden Formeln : 

„An den König." 
„Die erste Kammer der General -Staaten bezeigt dem Könige ihren 
Dank für seinen Eifer in der Beförderung der Interessen des Staates 
und ersucht ihn ehrerbietig die gegebene Vorlage in nähere Er- 
wägung zu ziehen." 

„An die zweite Kammer." 
„Die erste Kammer der General -Staaten benachrichtigt die zweite 
. Kammer, dass sie den König ehreri[)ietig ersucht hat, die Vorlage 

betreffend , welche ihr am von der zweiten Kammer 

zugesandt ist, in nähere Erwägung zu ziehen." 
Art, 110. Die General-Staaten haben das Recht Vorschläge zu Gesetzen 
an den König zu richten. 

Art. 111. Die Initiative dazu steht ausschliesslich der zweiten Kammer 
ni, weldie die Vorlage auf gleiche Weise in Erwägung zieht, wie dies in An- 
sehung der Vorlagen von Seiten des Königs festgestellt ist, und nach ihrer 
Annahme sendet sie dieselbe an die erste Kammer mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der .General- Staaten übersendet der ersten 
Kamiber beiliegende Vorlage, und ist der Ansicht, dass die General- 
Staaten fUr dieselbe die Bewilligung des Königs nachsuchen sollen." 
Art 112, Wenn die erste Kammer, nachdem sie darüber auf die ge- 
wohnliche Weise berathschlagt hat, diese Vorlage billigt, so sendet sie dieselbe 
an den König mit folgender Formel: 

„Die General -Staaten sind der Ansicht dass die beiliegende Vor- 
lage zur Beförderung der Interessen des Staates gereichen könnte, 
nnd ersuchen ehrerbietig um die Genehmigung des Königs für die- 
selbe.«* 
* Ferner benachrichtigen sie darüber die zweite IKammer mit folgender 
Foimel: 
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„De Erste Kamer der Staten-Generaal geeft keiiiiis aan de Tweede 

Kamer, dat zij zichheefl vereenigd met het van haar op den.... ont- 

van'gen voorstel betrekkelijk...., en daarop namens de Staten-Gene- 

raal 's Konings bewilliging heeft verzocht/* 

Wanneer de £erste Kamer het voorstel niet goedkeurt, zoo geeft zij 

daarvan kennis aan de Tweede Kamer met het volgende formulier: 

„De £erste Kame^ der Staten-Generaal heeft geene genoegzame re^ 
den gevonden om op het hiemevens teruggaande voorstel 's Konings 
bewilliging te verzoeken.*' 

Art. 113. Andere voordragten, dan voorstellen van wet, können door 
elke Kamer afzonderlijk aan den Koning worden gedaan. 

Art. I14r De Koning doet den Staten*Generaal zoo spoedig mogeKJk 

kennis dragen» of hij een voorstel van wet, door hen aangenomen, al dan 

niet goedkeurt Die kennisgeving geschiedt met een der volgende for- 
mulieren: 

of 



„De Koning bewilligt in het voorstel/* 



„De Koning houdt het voorstel in overweging.'* 

Art. 115. Alle voorstellen van wet, door den Koning en de beide Ka- 
mers der Staten-Generaal aangenomen, verkrijgen kracht van wet en worden 
door den Koning afgekondigd. 

De wetten zijn onschendbaar. 

Art. 116. De wijze van afkondiging der wetten, en de tijd wanneer zij 
verbindende zijn, worden^ door de wet geregeUI. 

Het formulier van afkondiging is het volgende: 

„Wij, enz...., Koning der Nederlanden, enz...; ,>Allen, die deze zul- 
len zien of hooren lezen, salut! doen te weten: 
„Alzoo Wij in overweging genomen hebben, dat enz. 

(de beweegredenen der wet) 
„Zoo is het das Wij, den Raad van State gehuord, en met gemeen 
overleg der Staten-Generaal, hebben goedgevonden en verstaan, ge- 
lijk Wij goedvinden en verstaan bij deze» enz. 

(De inhoud der wet.) 
„Gegeven," enz. 

Art/ 117. Ten aanzien der algemeene maatregelen van inwendig bestuur 
van den Staat, bepaalt de wet insgelijks de wijze van aflcondiging en het tijd- 
ttip, waama zij zuUen werken. 

Art 118. De Grondwet en andere wetten zijn alleen voor het Rijk in 
Europa verbindende, tenzij het tegendee! daarin wordt uitgedrukt. 

Zesde Afdeeling. 
Van de hegrooting» 

Art. 119. Door de wet worden de begrootiogen van alle uitgaven des 
Rijks vastgesteld, en de middelen tot dekking aangewezen. 

Art 120. De ontwerpen der algemeene begrootings- wetten worden jaar- 
lijks van wege den Koning aan de Tweede Kamer aangeboden, dadelijk na 
bet openen der gewone vergadering van de Staten-Generaal» vöör den «an- 
vang Tan het jaar, waarvoor de begrootingen moeten dienen. 
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,J}ie en^ Kammer der Generale-Staaten benachrichtigt die zweite 

Rammer, dass sie sich mit ihr vereinigt hat über die ian 

empfangene Vorlage, beireffend . • •, • • •* ^nd für dieselbe im Na- 
men der General-Staaten dieGenehmigmig desKönigs nachgesucht hat." 
Wenn die erste Kammer die Vorlage nicht billigt, so benachrichtigt sie 
darüber die zweite Kammer mit folgender Formel: 

„Die erste Kaminer der General -Staaten hat keine genügende 
Gründe gefunden, um für die hiebei zurückgehende Vorlage die 
Genehmigung deS Königs nachzusuchen.'* 

Art. 113. Andere Vorlagen, als £ntwürfe zu Gesetzen, können von 
jeder Kammer besonders an den König gerichtet werden. 

Art. 114. Der König giebt den General-Staaten so schnell als möglich 
davon Kenntniss, wenn er einen Gesetzes- £ntwurf, der von denselben ange- 
nommen ist, dann nicht genehmigt. Die Benachrichtigung darüber geschieht 
mit einer der folgenden Formeln : «< 

,Der König. genehmigt die Vorlage" 
oder „Der König nimmt die Vorlage in Erwägung.*' 

ArL 115. Alle Gesetzes- Vorlagen, welche von dem Könige und den 
beiden Kammern der General- Staaten angenommen sind, erlangen Gesetzes- 
kraft und werden durch den König bekannt gemacht 
Die Gesetze sind unverbrüchlich. 

Art 116. Die Art der Bekanntmachnng der Gesetze und die I^ von 
welcher ab sie verbindlich sind, werden durch das Gesetz geregelt. 
Bii Formel der Bekanntmachung ^st folgende: 

„Wir . • . • . König der Niederlande etc. 

Allen, die dieses sehen oder lesen hören werden, unsem Gruss, und 
thun zu wissen: 

„Wie wir in Erwägung genommen haben, dass ete 

(die Motive der Gesetze) . 
, so ist es gescheheh, dass Wir nach Anhörung des Staatsraths und 
mit gemeinschaftlicher Uebereinstimmung der Genera)- Staaten, für 
gut gefunden und erkannt haben, gleichwie Wir es für gut finden 
und erkennen, dass etc. ....." 

(der Inhalt der Gesetze.) 

„Gegeben zu etc " 

Art 117. In Hinsicht auf die allgemeinen Anordnungen für die innere 
Verwaltung des Staates bestimmt das Gesetz in gleicher Weise die Art der 
Bekanntmachung und den Zeitpunkt, von welchem ab sie gelten sollen. 

Art 118. Das Grundgesetz und die anderen Gesetze sind allein für 
den Staat in Europa verbindlich, bis das Gegentheil darin ausgedrückt sein 
wird. 

Sechste Abtheilung. 
V(m dem Budget 

Art 119. Durch das Gesetz werden die Etats für alle Ausgaben des 
Staates festgestellt und die Mittel zu ihrer Deckung angewiesen. 

Art 120. Die Entwürfe der allgemeinen Budgets- Gesetze werden jähr- 
lieb von Seiten des Königs der zweiten Kammer übei^eben. gleich nach der 
Eröffnung der gewöhnlichen Versammlung der General-Staaten, vor dem An^ 

fang des Jahres, für welches die Etats dienen müssen. 

17 
Sfhvberti ?«faitiiiigiiiikiiiid«n. 9,94. 



258 

• _ * 

Art 121. Geen hoofdstuk der begrooting van mtgaten kan meer daii die 
Yoor d^n departement van algemeen bestuur omhelzen. 

leder hoofdstuk ivordt in een of meer onlwerpen van wet vervat 

Door zoodanige wet kan overschrijving worden toegestaan. 

Art. 122. De verantwoording van de Staats -uitgaven en ontvangiten over 
elk dienstjaar wordt, onder overlegging van de jdoor de Relcenkamer goedge* 
keurde rekening, aan de wetgevende magt gedaan. 

Het slot der rekening wordt door de wet vastgesteld* 

Vierde Hcrofdstuk, 
Van de Prmmziale Stufen en de Gemeenfebesturen. 

Eerste Afdeeling. 
Tan de zamenstetting der Prtwineiäle SMen, 

Art. 123. De leden der Prövinziale Stateh worden voor zesjaren, onfnid- 
delijk door de ingezetenen,^ bezittende de vereischten in Art. 76 vermeld, naar 
de bepalingen der wet gekozen. . 

De helft dier leden treedt om de drie jaren af. 

Art. 124. Niemand kan te gelijk lijn lid der Eerste Ramer van de Sta- 
ten-QiDeraal en lid der Staten eener provineie, noch ook lid der Staten \an 
meer dan e^ne provincie. 

Art. 125. De leden der Provinciale Staten leggen, bij het aanvaarden 
hunner betrekking, ieder op de wijze^zijner godsdienstige gedndheid, deh vol- 
genden-eed of belofle af: 

«,1k zweer (beloof; trouw aan de Grondwet en aan de wetten des 
Rijks. 

„Zo waarlijk helpe mij God almagtig!'' (Dat beloof ik!**) 
Zij worden tot dien eed (belofte) toegelateh na alvorens le hebben af- 
gelegd den eed (verklaring en belofte) van zuivering, hierboven in art 83 voor 
de leden der Staten-Generaal bepaald. 

Art. 126. De Staten vergaderen zoo dikwerf in het jaar als de wet be- 
paald, en bovendien wanneer zij door den Koning buitengewoon worden bi- 
jeengeroepen. 

De vergaderingen zijn openbaar, met hetzelfde voorbefaoud als ten aan- 
zien van de vergadering der Kamers van de Staten-Generaal is bepaald iti 
art 96. 

Art 127. De leden der Staten stemmen, elk volgens eed en geweten, 
zonder last van of ruggespraak met hen die benoemen. 

Art. 128. Omtrent het beraadslagen en stemmen geldeade regeis» in 
de artt. 100» 101 en 102 ten aanzien van de Kaimers der Staten-Generaal voor- 
geschreren. 



Tweede Afdeeling. 
Van de magt der Provinciale Staten, 



Art 129. De Staten dragen jaarlijks de kosten van Iran bestuur, foer 
zooveel het rijks-bestuar is» aan den Koning voor,-. die ze, ingeval ▼«& goed- 
keuring, op de begrooting der staatsbehoefteifbreDgt. 
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All« 18i. Keift Capiftd des Bu^i^ts der Ausgaben darf mehr als die 
Ausgaben f&r ein Departemeat der allgemeinen Verwaltung umfassen. 

Jedes Gapitel wird in einem oder mehreren Gesetzentwürfen abgefasst* 

Durch solche Gesetze kaiin eine üeberschreibung (üebertragung) zuge- 
standen werden. 

Art 122. Die Rechenschaft über die Staatsausga^en und Einnahmen 
für jedes Verwaltungsjahr wird, unter Uebergabe der Von der Rechenkammer 
dechargirten Rechnung, der Gesetzgebenden Gewalt abgelegt. Der Absdilus» 
der Rechnung wird durch das Gesetz festgestellt. ' 

f Viertes Capitel 

Ym deri Provinzial-Ständen und der. Gemtinde-Verwaüung. 

Erste Abtheilung. 
Van der Zuiammensetxung der Prcvinxial'Siänie. 

Art 123. Die Mitglieder der Provinzial-Stände werden auf sechs Jahre- 
unmittelbar von den Eingesessenen, welche den im Art. 76 festgesetzten Steu* 
arbetrag entrichten, nach den Bestimmungen des Gesetzes erwähtt 

Die Hälfte dieser Mitglieder tritt nach drei Jahren aus. 

Art 121 Niemand kann zugleich Mitglied der ersten Kammer der Ge- 
neral-'Staaten und Mitglied der Stande einer Provinz und eben so wenig Mit- 
glied, der Stände von mehr als einer Provinz sein. 

Art 125. Die Mitglieder der Provinzial- Stände legen, bei dem Antritt 
ihrer Functionen, jeder nacli der Weise seines religösen Glaubensbekennt* 
nisses, den nachfolgenden Eid oder GelÖbniss ab : 

,flch schwöre (gelobe) Treue dem Grundgesetze und den Gesetzen 
des Staates.'' 
. „So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.'* („Das gelobe ich.") 

Sie werden zu diesem Eide (Gelöbnisse) nicht eher zugelassen, als sie, 
den Reinigungs-Eid (Erklärung oder Gelöbniss) abgelegt haben, welcher oben 
im Art 8d für die Mitglieder der General-Staaten festgesetzt ist 

Art 126. Die Stände versammeln sich so oft in dem Jahre, als das 
Gesetz bestimmt, und ausserdem wenn, sie von dem Könige aussergewöhnlich 
einberufen werden. 

. Die Versammlungen sind öffentlich mit demselben Vorbehalte, als in 
Ansehung der Kammern der General-Staaten im Art 96 festgestellt ist. 

Art 127. Die Mitglieder der Stände geben ihre Stimme ab, indem sie 
ihrem Eid und Gewissen folgen, ohne Auftrag oder Rücksprache nnt ihnen' 
Wählern. 

Art 1^. In Betreff ihrer Berathungen und Abstimmungen gelten die 
Regeln, welche in den Art 100, 101 und 102 iq Hinsicht auf die Kammern 
der General-Staaten vorgeschrieben sind. 

Zweite Abtheilung. 
Van den BefitgnUsen der Pravinxial' Stände» 

Art 129. Die Stände berichten jährlich über den Kostenbetrag ihrer 
Verwaltung, soweit sie zur Staatsverwaltung gehört, an den König, welcher 
denselben im Fall seiner Genehmigung auf das Budget der Staatsbedürüiisse 
bringt. 
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De begrooting der enkel proffncüde eh hnishoiadeli^e inkodMten en 
iutgav6ii, doorde Staten mede jaarlijks opgemaakt, rereischt 's KoiiiBgs*|poed«- 
kearing. 

ProTineiale belastingen tot dekking dezer uitgaven, door de Staten aan 
den Koning voorgedragen, vereischen bekrachtiging door de wet 

Art 430. Do Staten worden bdast met de uitvoering der wetten en^ 
lEoninklijke bevelen, betrekk^ijk tot die takken van algemeen binnenlandsch 
bestour, welke de wet zal aafnwijzen, en zoodanige andere bovendien, welke de 
Koning goedvindt hun op te dragen. 

Art. 131. Aan de Staten wordt de regeling en het bestuur van bet 
provinciaal huisbouden door de wet overgelaten. 

Behoudens de voorschriften in art 129 moeten alle zoodanige reglemen- 
ten en verordeningen, als zij voor het provinciaal belang noodig oordeelen te 
maken, aan de goedkeuring van den Koning worden onderworpen. 

Zij zorgen dat de doorvoer, en de uitvoer naar en invoer uit andere 
provincien geene belemmering ondergaan. 

Art 132. Zij trachten alle geschillen tnsscben gemeentebestnren in der' 
minne te doen bijleggen. Indien zij daarin niet slagen, dragen zij het geval« 
ZOO het een geschil van bestuur betrefft, aan den Koning ter beslissing voor. 

Art. 133. De Koning heeft bet vermögen de besluiten der Staten, die 
met de wetten of het algemeen belang strijdig zijn, te schorsen of the vemie- 
tigen. De wet regelt de gevolgen. 

Art 134. De Staten kunnen de belangen van hunne provincien en van 
bare ingezetenen bij den Koning en bij de Staten-Generaal voorstaan. 

Art 135. De wijze waarop het gezag en de magt, aan de Provindale 
Staten opgedragen, worden uitgeoefend, wordt door de wet geregeld. 

Art. 136. De Staten benoemen uit hun midden een collegie van Gede- 
puteerde Staaten, waai^an, volgens de regeis door de wet te stellen, de dage- 
lijksche leiding en uitvoering van zaken worden opgedragen, en zulks hetüj 
de Staten zijn vergaderd of niet 

Art 137. De Koning stelt in alle provincien commissarissen aan, met 
de uitvoering zijner bevelen .en met het toezigt op> de verrigtingen der Sta- 
ten belast 

Deze commissarissen zitten voor in de vergadering der Staten en in di^ 
der Gedeputeerde StateUf en hebben stem in laatstgjenoemd collegie. 

Derde Afdeeling. 
Van de Gemeentehesturen, 

Art 138. De zamenstelling, inrigting en bevoegdhdd der gemeentebe- 
staren worden, nadat de Provinciale Staten zijn gehoord, door de wet geregeld, 
met inachtneming der voorschriften, in de volgende artikelen vervat. 

Art 139. Aan het hooft der gemeente Staat een raad, welks leden on- 
middellijk door de ingezetenen, op de wijze door de we^ te regelent voor een 
bepaald aantal jaren worden verkozen. 



IMe Etats' der reitt provintialeii und' lu ' ihreä Ausbalte giMttandtai 
Eiokünfte und Ausgaben, welche durch die Stände jahrüch veTansohlägt Wfit^ 
den, verlangen die Genehmigung des Königs. 

l^ovinziale Auflagen zur Deckung dieser Ausgaben» für wekhe wom 
den Ständen an den König zu berichten ist, erheischen die Genehmigiaiif 
durch ein Gesetz. 

Art. 13a Die Stände werden beauftragt, mit der Ausführung sowohl der 
Gesetze und königlichen Befehle, die sich auf Gegens^tände der allgemeinen' 
inneren Verwaltung beziehen und durch ein Gesetz ihnen überwiesen werden, 
als auch solcher andern Angelegenheiten, welche der König für gut findet ih- 
Den zu übertragen. 

Art 131. Den Ständen wird die Regelung in der Verwaltung des Pro- 
vinzial- Haushaltes durch das Gesetz überlassen. 

mit Beziehung auf die Vorschriften im Art. 129 müssen alle solche Re- 
glements und Verordnungen, die sie für das Provinzial-Interesse zu machen 
fQr nöthig halten, der Genehmigung des Königs unterworfen werden. 

Sie sorgen daftir, dass die Durchfuhr, Ausfuhr nach und die AnsfiMir 
aus anderen Provinzen keine Belästigungen erleide. 

Art. 1^. Sie bemühen sich alle Streitigkeiten zwischen Gemeinde- Ver- 
waltungen auf gütlichem Wege beizulegen. Wofern ihnen dieses nicht gelingt, 
so berichten sie, falls es einen Streit der Verwaltung betrifft, darüber an den 
ILönig zur Entscheidung. 

Art. 133. Der König hat die Gewalt, die Besdilüsse der Stande, tfe 4m 
Gesetzen des allgemeinen Interesses zuwider laufen, auszusetzen oder zu ver- 
nichten. Das Gesetz regelt die Folgen davon. 

Art 134. Die Stände können die Interessen der Provinzen und ihn» 
Eingesessenen bei dem Könige und den General-Staaten wahrnehmen. 

Art 135. Die Weise, in welcher die Befugnisse und die Macht, die den 
Provinzial-Ständen überwiesen sind, ausgeübt werden, wird durch das Ge- 
setz bestimmt 

Art. 136. Die Stän,de erwählen aus ihrer Mitte ein GoUegium von Depu- 
tirten Ständen (Ausschüsse), welchem nach den Vorschriften, die das Gesetz 
festzustellen hat, die tägliche (fortdauernde) Leitung und Ausführung der An- 
gelegenheiten aufgetragen wird, die Stände mögen versammelt sein oder nicht 

Art 137. Der König stellt in allen Provinzen Gommissarien an, die mit 
der Ausführung seiner Anordnungen und mit der Aufsidit über die Verband- 
langen der Stände beauftragt sind. 

Diese Gommissarien führen in der Versammlung der Stände und in den 
GoUegium der Deputirten-Stände den Vorsitz, und haben eine Stimme in ätm 
letztgenannten GoUegium» \ 

Dritte Abtheilung. 
Von der Gemeinde-VertodUung. 

. Art 138. Die Zusammensetzung, Einrichtung und Geschäftsführung der 
Gemeinde -Verwaltungen werden, nachdem die Provinzial-Stände gehört sind^ 
durch das Gesetz geregelt, mit Berücksichtigung der Vorschriften, welche in 
den folgenden Artikeln gegeben sind. 

Art 139. An der Spitze der Gemeinde steht ein Rath, dessen Glieder 
unmittelbar von den Eingesessenen, nach der vom Gesetze zu b^timmetiden 
Weise, auf eine festgestellte Anzahl von Jahren gewählt werden. 



0« vooftiuer W#nH ddor den KoDiDg ook InriteD de leden van den raad 
btBoemfl» «B ook door h«m ontslage». 

Om kiezer in eene gemeente te njn, moet mea de vereiscfaten bedtten 
i» art )6 gevorderd; de belastiiigsoiD, daar bepaald» wordt echter op'de helft 

Art 140« Aan den raad wordt de regeling en het bestuur van de 
huisbouding der gemeente overgelaten. Op de verordeningen, welke hij te 
dien aanzien maakt en aan de Provinciale Staten moet mede^leelen» is art 
133 van toepassing. 

Art 141. De besluiten der gemeente'besturen, rakende de beschikking 
over f;emeente-eigendom en zoodanige andere burgerlijke regtshandelingen 
welke de wet aanwijst, alamede de begroolingen van inkomsten en uitgaven, 
worden aan de goedkeuring der Provinciale Staten onderworpen. ' 

Art. 142. Het besluit van een gemeentebestuar tot het invoeren, . wijzigeii. 
of ^afschafien eener plaatselijke behsting, wordt voorgedragen aan de StaUn 
ijjiier. provincie, die daarvan verslag doen aan den Koning, zonder wiens goed- 
keuring daaraan geen gevolg mag worden gegevei). 

De wet geeft algemeene regeis ten aanzien der plaatselijke belastingen. 

Zij mögen den doorvoer en den uitvoer naar en invoer alt andere ge« 
meenten niet belemmeren. 

Art 143. De wet regelt ook het opmaken der begrootingen en hei 
^pmemtn e& sluiten der plaatselijke rekeniogen. 

Art 144. De gemeide bestoren kunnen de belangen van hunne ge- 
meenten en van bare ingezetenen voorstaan bij den Koning, bij de Staten« 
Geiieraal en bij de Staten der provinde waartoe zij behooren. 

Vijfde HoofdstuL 
Van deJustitie. ' 

Eerste Afdeeüng. 
Algemeene beschihhingen, 

Art 145. Ei: wordt alom in de Nederlanden regt gesproken in naam 
des Kooings. 

Art 146. Er is een algemeen wetboek van burgerlijk regt, van koophan- 
M, van strafregt vaa.burgerMjke regts-. en van strafvordering, en van de za- 
»ettstriling der regleriijke raagt 

De wet regelt insgelijks het regtsgebied over het krijgsvolk eo dh 
schatterijen. 

Zij regelt ook de regtspraak ov^r geschükn en overtredingen in zake 
aller belastingen. 

Art 147. Niemand kan van zijn eigendom worden ontzet, dan ten al- 
gemeenen nutte en tegen voorafgaande schadeloosstelling. 
., De wet verklaart vooraf dat het algemeen nut de onteigening vordert 

Eene algemeene wet regelt de uitzondering op het vereiscbte. van ifiOr 
^udgß v^klaring tea behoeve van vestingbouw en den aanleg, het herstel of 
ODiderhottd van dijken, bij besmetting en andere dringende oiustandigheden. 

De boveogenoemdie vereischteii van vobra^aaade verklann|; door eeoo 



fterVmitier wird 'WA dem Könige a«cb aus den illtKlM«»nr d«8 Rff- 
Ihes erwäblt und auch von ihm entlassen. 

Um Wähler in einer Gemeinde zu sein, muss man den im Art ?• vet«' 
langten ^teuerbeitrag entrichten; die dort festgestellte Steuersumme soll apMer 
auf die Hälfte erniedrigt werden. 

Art 140. Dem Rathe wird die Regelung und die Verwaltung de» Ge» 
meinde-Haushalts überlassen. In Bezug auf die Verordnungen, welche er fm 
dieser Beziehung macht und den Provinzial-Ständen mittheilen rauss, ist Art. 
133 anzuwenden. 

Art. 141. Die Beschlüsse der Gemdnde- Verwaltungen, welche sich be- 
ziehen auf die Verfligung über das Gemeinde-Eigenthum und andere ahnliche 
bürgerliche Rechtshandlungen, welche das Gesetz angiebt, sowie die £taU 
der Einkünfte und Ausgaben, werden der Genehmigung der Provinzial-Stände 
unterworfen. 

Art 142. Der Beschluss einer Gemeinde- Verwaltung über dfe Einführung, 
Anweisung oder AbschafTung einer örtlichen Auflage wird den Ständen ihrer 
Provinz vorgelegt, die darüber dem Könige berichten, ohne dessen Genehmi- 
gung demselben keine Folge gegeben werden kann. 

Das Gesetz giebt allgemeine Regeln in Ansehung der örtKdien Auflagen. 

Sie dürfen die Durchfuhr und die Ausfuhr nach und die Ausfuhr aus 
andern Gemeinden nicht beschränken. 

Art. 143. Das Gesetz regelt auch die Aufstdlung der Etats und das Ab- 
.nehmen und die Dechargen der Gemeinde-Rechnungen. 

Art 144' Die genannten Verwaltungen können die Interessen ihrer Gc^ 
meinden und Eingesessenei^ bei dem Könige, den General- Staaten und dca 
Ständen der Provinz vertreten, zu welcher sie gehören. 



Fünftes Gapitel. 
Von der Rechtspflege. 

Erste Abtheilung. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 145. Es wird überall in den Niederlanden im Namen des Kövif^ 
Recht gesprochen. 

Art. 146. Es giebt ein allgemeines Gesetzbuch für das Givilrecht, für 
das Bandeisrecht, für das Strafrecht, für den Civil- und Griminal-Process und 
für die Zusammensetzung der richterlichen Gewalt 

Das Gesetz regelt imgleichen die Reditsbestimmungen über das ste- 
hende Heer und die Gommunal-Garden (Bürgerwehi). 

Es regelt auch die Rechtsverhältnisse in allen Streitigkeiten und Uebei^ 
tretungen in allen finandellen Dingen. 

Art 147. Niemand kann aus seinem Kgentbum gesetzt werden * ateMHü 
allgemeinen Nutzen und gegen vorangegangene Schadloshaltung. 

Das Gesetz erklärt, in wie weit der allgemeine Nutzen die Expropria- 
tion verlangen kann. 

Ein allgemeines Gesetz regelt die Aufgabe des Eigenthums nach Prüfling 
einer solchen Erklärung zum Bedarf des Festungsbaues und der Anlagen, der 
Herstellung oder Unterhaltung der Deiche, bei anstedcenden Krankheiten und 
in anderen dringenden Fätten. . ' 

Die obengenmten Untcnnicbiiiigym der voraMgehenden ErUlrungen 



wanDeer oorlog, brand of watersnood eeae oDverwijlde inbecitneiDiiig vordereb. 
Bei f«gt van den onteigend^ op scbadeloossteUIng wordt hierdoor editer niet 
vcvkorL 

Art 148. ADe twistgedingen over eigendom of daaruit voprtsprnitende 
regten, o?er scbnldvordering en andere bnrgeiiijke regten, behooren bij uit- 
ilaittng tot de kennis van de regterlijke magt. 

Aan baar behoort insgelijks, behoudens de nitzondefingen door de veet 
te bepalen, de beslissing over burgerschapsregten. 

Art. 149. De regterlijke magt wordt alleen nitgeoefend door regters, 
welke de wet aanwijst. 

Art. 150. Niemand kan tegen zijnen wil worden, afgetrokken van den 
regter, dien de wet bem toekent; 

De wet regelt de wijze, waarop geschillen over bevoegdbeid, tasschen 
de administrative en regterlijke magt ontstaan, worden bedist 

Art. 151. Buiten de gevallen in de wet bepaald, mag niemand in bech^ 
toiis worden genommen, dan op een bevel van den regter, inhoudende de 
redenep der gedane aanhouding. Dit bevel moet bij, of zoo spoedig mogelijk 
na de aanhouding beteekend worden aan dengene, tegen wien het is gerigt. 

De wet bepaald den vorm van dit bevel, en deQ tijd, binnen welken 
aUe aangeklaagden moeten worden verhoord. 

Art. 152. Wanneer een ingezeten, in buitengewone omstandigfaeden» 
door hei politidc gezag is gearresteerd^ is bij op wiens bevel zoodanige arres- 
tatie plaats heeft gehad, gehouden daarvan terstond kennis te geven äan den 
plaatselijken regter» en hem voorts den gearresteerde binnen den tijd van drie 
dagen over te leveren. 

De criminele regtbanken zijn verpligt, elke in baar ressort, te zorgen 
dat zulks stiptelijk worde nligekommen. 

Art 153. Niemand mag de wonning eens ingezeten diens ondanks bin- 
nentreden, dan op last eener magt, door de wet bevoegd verklaard dien last 
te geven, en volgens de vormen.in de wet bepaald. 

Art. 154. Het geheim der aan de post of andere openbare instelling 
van vefvoer toevertrouwde brieven is oiischendbaar, behalve ojp last des reg- 
ters» in de gevallen in de wet omschreven. 

Art 155. Op geene misdaad mag als straf gesteld worden de verbeurd- 
verklaring der goederen, den schuldige toebehoorende. 

Art 156. Alle vonnissen moeten de grobden, waarop zij rüsten» en in 
strafzaken de artikelen der wet waarop de veroordeeling rast vermelden, en 
netten dearen worden aitgesproken. 

De teregtzittingen zijn openbaar, behoudens de uitzonderingen in het 
belang der openbare orde en zederlijkheid, door de wet vast te stellen. 

Tweede Afdeeling. 
Van den Hoogen Raad en de Regterlijke Collegi'en, 

Art 157. Er bestaat voor het geboele Rijk een opperste geregtsbo^ on* 
4» den naam van Hooge Raad der Nederlanden, waarvan de leden door de» 
Koning, nit eene nominatie, volgens art 158, worden benoemd. 

' Art. 1Ö8. Van «eae voorgefaUeoea vacatnre wordt door den Hoogen 
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|iach aoe^i Gesetz und der vorai^g^enden EntscJbadigung können nic^t in 
Ansprach genommen werden, wenn Krieg, Feuer oder Wasser^notb Qine un- 
gesäumte Besitzergreifung erfordern. Das Recht des Eig^nthümers auf Ent- 
schädigung wird hiedureh jedoch späterhin nicht verkürzt.. 

Art 148. Alle Streitigkeiten über £igenthum und daraus entspringende 
Rechte, sowie über Schulforderungen und andere bürgerliche Rechte, gehören 
in Bezug auf die Enlscheidung zur Erkenntniss der richterlichen Gewalt. 

Vor dieselbe gehört gleichfalls, unter Aufrechthaltung der von den Ge- 
setzen hefohlenen Aufgabe des Eigenthums, die Entscheidung iiber Gemeinde* 
bürgerrechte. . 

Art. 149. Die richterliche Gewalt wird allein durch ftichter ausgeübt, 
welche das Gesetz anweist« 

Art. 150. Niemand kann gegen seinen Willen dem Richter entzogen 
"Werden, welchen das Gesetz ihm zuerkennt. 

Das Gesetz ordnet die Bestimmung, nach welcher die Streitigkeiten, die 
iaber die Gompetenz zwischen den Verwaltungsbehörden und der richterlichen 
Gewalt entstehen, geschlichtet werden. 

Art IdL Ausser den im Gesetz bestimmten Fäikn aoU Niemand ioHaft 
genommen werden, als auf einen Befehl des Richters, der die Gründe zur 
vorUegendeü Verhaftung enthält. Dieser Befehl muss so sdmell als möglich 
denjenigen vorgelegt werden, gegen welche er gerichtet ist 

Das Gesetz bestimmt die Form eines solchen Befehls und * die Zeit» in 
welcher alle Angeklagten gehört werden müssen. 

Art. 152. Wenn eine Person in aussergewöhnlichen Umständen wegen 
politischer Verhältnisse verhaftet ist, so ist derjenige, von welchem solcher 
Verhaltsbefehl ausgeht, verpflichtet, sofortige Kenntniss zu geben an den Rich- 
ter des Orts, und ihm sogleich den Verhafteten spätestens in Zeit yon drei 
Tagen auszuliefern. 

Art. 153. Niemand darf in die Wohnung einer Person wider ihren Wil- 
lem eintreten, es sei denn auf Befehl einer Gewalt, die durch das Qesetz be- 
rechtigt ist, solche Befehle zu ertheilen und die in dem Gesetze festgestellten 
Formen befolgt 

Art 154. Das Geheimniss der der Post oder anderen öffentlichen Ein- 
richtungen zur Versendung anvertrauten Briefe ist unverletzbar, ausgenommen 
auf Befehl des Richters in den durch das Gesetz vorgeschriebenen Fällen. 

Art 155. Für keine strafiTällige Handlung soll die Gonfiscation der den 
Schuldigen gehörenden Güter als Strafe gestellt werden. 

Alle Urtheilssprüche müssen die Gründe, worauf sie beruhen, und in 
Straffällen die Artikel der Gesetze, nach welchen die Verurtheilung erfolgt 
ist, anführen, und bei offenen Thüren gesprochen werden. 

Die Gerichtssitzungen sind öffentlich, mit dem Vorbehalte die Schliessung 
im Interesse der öffentlichen Ordnung imd SitUiciikeit nach dem Gesetze fest 
cü stellen. 

Zweite Abtheilung. 
Ton dem hohen Rathe und den richterlichen Behörden* 

Alt 157. Es besteht für den gesammten Staat ein oberster Gerichtshof» 
unter dem Namen des hohen Raths der Nied^lande, dessen Mkgjfieder von 
dem Könige aus einer ihm vorgelegten Reihe von Namen, wie Art 158 vor- 
schreibt, «mannt werden. >; 

Art 158. Bei einer eingetretenen Vacan& wird von dem Uobm lljitiie 



Itaäd im ^fwem KM6r tief ^^^'«^Jkiet^aVkennil 1^eh, iSfe; "f^ 
vidrvtflfing ^äärvatt, een« notiiinatie van vijf personen aän den Kdiiing «aataWt^eft, 
ten ^inde daanrit eene ketize te doen. De Koning benoemt -den t>feSJ#etit ilit 
de leden van den Hoogen Raad en lieeft de regtstreeksche aanstdling vati den 
pröcureur-getaeraal. 

Art. 159. De leden der Staten-Generaäl, de hoofden der miriisteriäe 
departementen, de gouverneurs-generaal of de hooge ambtenaren dnder e^h 
anderen naam met gelijke magt bekleed in de kolonien jdf bezittin^en des 
Rijks in andere werelddeelen, de leden van den Raad van State en de cöm- 
missari^sen des Konings in de provincien staan, wegens ambtsmisdrijven, i^ 
vervdlging betzij väin Koningswege, Itetzij van wege de Tweede Kämer, te regt 
voor den Hoogen Raad. 

Art. 160. De wet bepaalt, welke andere ambtenaren en leden van hooge 
collegien, wegens ambtsmisdrijven, voor den Hoogen Raad te regt staan. 

A^t. 101. i)e Hooge Raad oordeek over alle aetiSn, watfiti de 'Konkig, 
de leden van het Koninklijk Huis of de Staat als gedaa^d«ti w^den «mgä- 
^proken, met uitzonderüig der re^le acti^n, die voor den ge^onen regier wor- 
den 'behandeld. 

Art 162. De fioo^e Raad he^ft het loezigt op den geregddeii loop «n 
de afdoening van regtsgedihgen, abmede öp het nakomen der Witten Inj iaHfe 
^l^gteriijke cöllegren. Hfj kän htinne handelfngen, heschlkkfngen 6n vonnis- 
sen, wanneer die met de wetten strijdig zrjn, vcfmietigen en buitän l^ei^m^ 
istelleh, volgens de bepalitig döor de wet daarötntrent te maken. 

Art. 163. De leden en de pröcureur-generaal bij den Hoogen Raad, dfe 
leden van de geregtshoven, zöo die er zijn, en vän de Regtbanken van eersten 
aanleg, worden voor huh leven aangesteld. 

AI dezen en de zoodanigen, die voor een bepaalden tijd zijn aangesteld, 
kunnen worden afgezet of ontslagen door regterlijke uitspraak, in de gevalle;n 
in. de wet te bepalen. Zij kunnen, op eigen verzoek, door den Koning worden 
ontslagen. 

..'-.'.■..■. 

Zesde Hoofdstuk. 

I . , Van de godsdimsL 

Art 164. leder belijdt zijne godsdienstige me^ningen met volkomen 
ttijheid, behoudens de bescherming der maatschappij en hater leden tegen de 
overtreding der strafwet. 

Art. 165. Aan alle kerkgenootschappen in het Rijk wordt gelijke be- 
scherming verleend. 

Art. 166. De belijder» der onderscheidene godsdiensten genieten alleii 
dezelfde burgerlijke'en borgerschapsregten, en hebben gelijke aanspraak op 
het bekleeden van waardigheden, ambten en bediem'ngen. 

Art 167. Alle openbare godsdienstoefening binnen gehouwen en he- 
lfen plaatsen wordt toegelaten, behoudens de noodige riaaatregielen ter ver- 
idEerti^ der openbare orde en rust. . 

" Gnder decelfde b^aling l^lifft da opesd^are godsdi^nstoefei^ biiifeh 
de gehouwen en besloten plaatsen geoorloofd, waar zfj tfaätis Haar de iret- 
Wi en teglemeiltien is toc^daUai. 



s^^zmjg derS|dle eine N^e^$neftiiung von, fünf Personen deppi Könige vorlegt, 
uqü auit ein^ daraus seiiA^ ^ahl zu richten. Der König ernennt den l^räsi-' 
denten aus den Mitgliedern des Hohen Rathes, und hat die rechtSDestUndige 
A^ate\l«pg de« Gfjn^r^il-PrpiSVratQf^. " ' 

Airt. 15p. We li|itglie4?jp ^^r (Jeö^JCal-Staat^n^ die Chefs der Mipiste- 
rial- Departements, die General -Gouverneure oder andere hohe Bqamte, wel-' 
che unter einem anderen Namen mit gleicher Gewalt in den Kolonien oäer 
Besitzungen de^ Staates in andren Weltthejlen bekleidet sind, die Btitglieder 
des Staatsraths und die Gommissarien des Königs in den Provinzen dtehed 
w^tn Amtdverbreeben zur Verfolgung sd es Ton Sftü^ del Könige, sei es 
von Seit^a :dep zweiten JB^ammer, zu Recht vor dem Hohen Bathe. .,.. > i 

Art. liO* Das Gesetz bestimmt, weiche andere Beamten und Mü^ted^r: 
hoher Behörden wegen Amtsverbrechen vor dem Hohen ftatbe sn Reol^ 
stehen. 

Art 161. Der Ho^Q R^t^ llf^l^ei^ ü))Qir ^\\p F,$He, in welchen der Kö- 
nig, die Mitglieder des fiLÖniglicben Hauses oder der Staatsverwaltung als An- 
geklagte angesprochen werden, mit AusHooäerung der Real-Fälle, die von dem 
gewöhnlichen Richter behandelt werden. 

•All 162. Der Hohe Rath hat d£e Anfeicht über den .regelmlssigen 
Gang und die Geschäftsführung der riebtedich^n Handlungen, . so wie: tUiev 
dÄ^ J3^(^lg^ng fte Q^i?^t?p. ^jei alt^n richterljphea^ Biei^öKdei^, Ef .k^i^n ihre 
Handlungen, Befugnisse und ihre Urtheilssprüche, wenn sie den €^e^c;tzea 
zi^^i^^r l*ufci9 , Y^pip^teö «fl^ ^l^s^er flechtskraft setzen, inde^, er. die Be- 
^wqiijiugen beifplgt, ^velchp Gese^p jiac^Jbjei u^acjien. 

Art. 163. p\^ ÄJi^pjlipder flnfl jjfif Gener^l-Procpratpr c|es Pqhen Raths, 
die Mit^li^der der Gerichtshöfe, welche jetzt vorfanden sind, und der Gerichte 
weldie noch eingerichtet werden sollen, werden auf ihre Lebensdauer an- 
gestellt. .,.;.• 

' Alle die^e uhd diejenigen, weldie für eitt^n beslimailen Zeitrai^ an- 
gMelU w^cm, können abgesetzt oder entlassen werden dureli TichlerliGhen 
Ausspruch, in den Fällen, welche die Gesetze bestimmen. ISu^^ köflncä auf 
Qigeves AaaiM^ifin vcm dem fiönigfi emtl^nieii viFerden. 
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Se chst es C apit el. ' . , 

Von dem Cultus. »j . . 

Art lft4. leder btkewt ame reUi^ösen Mi^c^iipipn qiU .YoU^^npinner 
Freiheit, indem die Beschirmung der GesellsißhaflteD mid ibreir 4l>i^lio{)er gegfli 
die Uebertretung der Stiafgesetze anfiecbt.erhaHen wird, w 

Art. 165. Allen kirchlichen Gesellschaften in dem Staate wird gleicher 
Schutz verliehen. 

Art. 166. Die Bekenner d*er verschiedenen CcOte gemessen alle die- 
selben staatsbürgerlichen und gemeindebüFgerüchen Rechte und haben gleichen 
Anspruch auf Bekleidung mit Würden, Aemtern und Bediepiingen. 

Art. 167. Jede Öffentliche Ausübung des Gottesdiensten in (Gebäuden 
und geschlossenen Plätzen wird zugelassen, mit Vorbehalt der nothigen Maass- 
regeln zur Versicherung der öffentlichen Ordnung und Äuhe. • 

unter derselben Bestimmung bleibt der Öffentliche Gottesdienst ausser- 
halb der Gebäude und geschlossenen Plätze erlaubt, so weif ' derselbe nacfi 
de» Gesetzen und Verordnungen zugelassen ist, 
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Art. 1613. De trakteinenten, p^nsfoeneil en and^ inkölsistan, Vafa wel- 
ken aard ook, thans door de onderscheidene godsdienstige gezindhedeti of 
(]erzelver leeraars genoten werdende,^ blijven aan dezelve gezindheden Ter- 
zekerd. 

Aan de leeraars, welke tot nog toe uit ^s Lands kas geen, of ^en niet 
toereikend traktement genieten, kan een traktement toegelegd, of het bestaande 
Termeerderd worden. 

Art 169. De Koning waakt, dat alle kerkgenootschappen zieh houden 
iMonen de pglen van geboorzaamheid aan de wetten van dei^ Staat. 

Art 170. De tusscbenkomst der Regering wordt niet veneischt bij de 
briefwisseling met de hoofden der onderscheidene kerkgenootschappen, noch» 
behondens verantwoorddijkheid v<4gen& de wet» bij de afkondiging van ker- 
kielijke voorseliiiften« 

Zevende Hoofdstnk« 

Yan de Finantü^, k 

Art 171. Geene belastingen knnnen ten heho'eve van 's Lands kas 
worden geheven, dan nit kradite van eene wet 

Art. 172. Geene Privilegien knnnen in het stuk van bdastingen worden 
^verleend. 

^ Art 173. De verbindtenissen van den Staat jegens zijne schuldeischers 
worden gewaarborgd. De schuld wordt jaarlijks in overweging genomen ter 
bevordering der belangen van de schuldeischers van den Staat ^ 

Art 174. Het gewigt de gehalte en de waarde der muntspecien worden 
door de wet geregeld. 

Art. 175. Het toezigt en de zorg over de zaken van de Munt, en de 
besUssing der geschillen over het allooi, essai en wat dies meer zij, worden 
door de wet geregeld. 

Art 176. Er is eene Allgemeene Rekenkamer, weiker zameAstelling en 
taak door de wet worden geregeld. 

Bij het openvallen eener plaats in deze Kamer zendt de Tweede Kamer 
d^ Staten-Generaal eene opgave van drie personen aan den Koning, die daar^ 
nit kiest. 

De leden der Rekenkamer worden voor hun leven aangesteld. Hunne 
bezoldiging wordt door de wet gergeld. 

Het 2de lid van art. 163 is op hen van toepassing. 

AchtsteHoofd stuck. 

Yan de Defensie, 

Art. 177. Het dragen der wapenen tot handhaving der onafhänkelijk- 
heid van den Staat en tot beveihging van zijn grondgebied, blijft een der eerste 
pligten van alle ingezetenen. 

. Art 178. De. Koning zorgt dat er ten allen tijde eene toereikende zee- 
en landmagt onderhouden werde, aangeworven uit vrijwilligers, hetzij inboor- 
lingen of vreemdelingen, om te dienen in of buiten Europa« naar de pmstan- 
digheden. 
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Art. 166. Die »«soldungen, Penftiopen und andere Einkünfte, vöä wel- 
cher Art sie sein mögen, welche bei den verschiedenen religiösen Gesellm^af- 
ten von ihren Lehrern (Predigern) genossen werden, bleiben denselben Ge- 
sellschaften gesichert. 

Den Lehrern (Predigern), welche noch nicht aus Staatscassen eine Be- 
soldung oder keine ausreichende Besoldung beziehen, kann eine Besoldung 
zugelegt, oder die bestehende vergrössert werden. 

Art. 169. Der König wacht darüber, dass alle kirchliche Gesellschaften 
sich innerhalb der Verpflichtungen des Gehorsams und der Staatsgesetze 
halten. 

Art. 170. Die Vermittelung der Regierung wird nicht verlangt bei dem 
briefliche Verkehr mit den Häuptern der verschiedenen kirchlichen Gesell- 
schaften, noch bei der Bekanntmachung kirchlicher Vorschriften, jedoch unter 
verantwortlicher Befolgung der Gesetze. 



Siebentes Gapitel. 
Von den Finanzen. 

Art. 171. Keine Auflagen können für den Bedarf der Staatscasse erho- 
ben werden, als kraft eines Gesetzes. 

Art* 172. Keine Privilegien können in Bezug auf Auflagen verliehen 
werden. 

Art 173. Die Verpflichtungen des Staats gegen seine Gläubiger werden 
garantirt. Die Schuld wird jährlich in Erwägung gezogen zur Beförderung 
der Interessen der Staatsgläubiger. 

Art. 174 Das Gewicht, der Gehalt und der Wertib der Münzsorten 
werden durch das Gesetz geregelL 

Art. 175. Die Aufsicht und die Fürsorge über die Münzangelegenheiten» 
sowie die Entscheidung in Streitigkeiten über das Schrot und Gehalt deirselben» 
Prüfung der Münzmetalle und dergleichen Dinge, werden durch das Gesetz 
geregelt 

Art 176. Es besteht eine allgemeine Rechenkammer, deren Zusammen- 
setzung und Wirkungskreis durch das Gesetz bestimmt werden. 

Bei der Erledigung einer Stelle in dieser Kammm* sendet die zweite 
Kammer eine Liste von drei Personen an den König, welcher aus derselben 
seine Wahl trifift i 

Die Mitglieder der Rechenkammer werden auf ihre Lebensdauer ange- 
stellt Ihre Besoldung wird durch das Gesetz geregelt 

Der zweite Satz des Art 163 findet auf sie Anwendung. 

Achtes Gapitel: 
Von der Vertheidtgung. 

Art. 177. Das Tragen der Waffen zur Handhabung der Unabhängigkeit 
des Staates und zur Vertheidigang sehies Grundgebiets, bleibt eine der ersten 
Pflichten aller Bewohner. 

Art. 178. Der König sorgt daflir, dass zu allen Zeiten eine hinreichett|})$ 
Land- und Seemacht unterhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, seien 
sie- Eingebome oder Ausländer, um nach den Uniständen innerhalb oder aus- 
netbaU) Europa's zu dienen. 
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ArtJ 1|0. Ynem4ß troep^eu woiden nic^t da» m^ gemeea oxerteg des 
KpiKQg« en der Staten-Gi^neraal in dienst getaojximeii. 

Art. 180. Er is steeds eene nationale 'miiitie, zooveel mogeUjk zamen te 
stellen uit vrijwilligers, om te dienen, op de wijze in de Mret bepaald. 

Art, 181, Bij gebrek am genoegzame yrijwilligers, wo^rdt de mji)iti^ vol- 
tallig gemaakt door loting uit de ingezetenei;! , die .op den ersten Ja^uarij vim. 
eU; jaar bm tincintigßte jaar zijn injgetreden. De inschrijving g^^sci^dt een 
}^ te \pren. 

Art. 182. Zij, die aldus in de militie te land zijn ingelijfd, worden, ia 
vredfeslijd, na eene vijfjarige dienst ontslagen. 

Is de Staat in oorlog of in andere huitengewpne omstandigheden, zoo 
kan eene wet, jaarlijks le vemieuwen, hen tot längere dienst verpligten. 

V 

Art 183. De militie te land komt, in gewone tijden, jaarlijks eenmal 
le zamen, om gedurende niet langer dan zes weken, in den wapenhandel te 
worden geoefend, tenzij de Kcming het caadEaam mögt oordeelen, datzamen- 
konren geheel of gedeeltelijk aditerwege te laten« 

De Ko.ning ka^ ^en d^el der militie, door de wet te bepalen, doen zä- 
menblijyen. 

Ae ligtii^ig van t)et loppende jaar kan tot eerste oefening boogstens twaalf 
maanden onder de wapenen gebouden worden. 

Art. 184 kigeral van oorio^of apder« buit^gpwotne omsfiai^djgbeden 
jiuk de Koaing de militie te land, ketzij gebeel, betzij ten deele, buiteng^yfo^n 
bijeenroepen. 

Tenzelfden Hjd roept de Koning de Staten^Generaal bijeeä» opdat eene 
wet bet zamenblijven der militie, zoovel noodig, bq)ale. 

Art. Ißb^ De lotelingen bij de militie te land mögen niet dan qiet banne 
^oestemming na^r de kplonien en bezittingen van bet Rijk in andere wercld- 
deelen worden gezonden. 

lArt Ida. £en gadeeHe der wittlie ka^n ^qor de die^t i^x t^f^ wor- 
den bestemd op da wijze door de. we( te bepalen. 

Voor dat gede«tte wordt, behaWe a^dere dopr d^.^et \^ te ken^oii voor- 
deekn, eeajcooter dienstUid bepasali. 

Het voorgaande artikel is op deze zeemilitie niet van toepassing..' ' 

Art 187. AI de kpsteiji YOur df legers vjin bei, Rijk; vPfdea ^it ^s Lanc^, 
kas voldaan. 

De inkwartieringen en bet onderbout van bet krijgsvolk, de transporten 
en leverantien, van welken aard ook, voor 's Konings legers of vestingen gevor- 
derd, können niet dan tegen scbadelosstelling, bp den voet in de reglementen 
bepaald, ten laste van ^6n of meer in^Pj^ers pf g^meenten worden gebragt. 

Dj^ uitzondering voor tijden van o.orlog regelt de y^eU 

Alt. 168. In dee gemeenten worden schiitterijen opgarigt 

Zij dienen in tijd van gevaar en oorlog tot verdediging des vaderlands 

eii ten allen tijde tot beboud der inwendige rust. * 

• •' ' ' ■••••.•: 

.. .. Aft iO^. i)/^ ^tprkte ep iftf»gt|pg fi^r mi)iti\e ei^ ^er f pJ^nJJerijen ^prdcy 

geregelt door de wet , . ..." 
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Art 179. AusläQ^ische f imf^pen w^ricl^ ti^r lüit gemeinsamer Ueber- 
einstimmung des Königs und der Generad-Staat^n in Dienst genommen. 

Art. 180. Es besteht stets eine National-Miliz, welche so viel als mög- 
lich aus Freiwilligen zusammen zu setzen ist, um auf die durch das Gesetz be- 
stittimte Weise Dienste zu leisten. 

Art. 181. In Ermangelung einer hinreichenden Anzahl von FreiwiMigen 
wird die Miliz vervollständigt durch Loosung unter den Bewohnern, welche 
an dem ersten Januar jedes Jahres in ihr zwanzigstes Jahr eingetreten sind. 
Die Einschreibung geschieht in dem vorangehenden Jahre. ' . 

Art. 182. Diejenigen, welche alsdann der Landmili^ einverleibt sind, 
werden in Friedenszeiten nach einem fünfjährigen Dienste entlassen. 

BeGndet sich der Staat im Kriege oder in anderen aussergewöhnlicben 
Umständen, so kann ein Gesetz, welches jährlich zu erneuern ist, sie zu länge- 
rem Dienste verpflichten. 

Art 183. Die Landmiliz kömmt in gewöhnlichen Zeiten jährlich ^nmal 
zusammen, um während einer Dauer von nicht tnehr als sechs Wochen in dem 
Waffengebrauoh geübt zu werden, bis dass der Kdnig & Mr gerathsam hält 
daaZiBammenkommen derselben ganz oder theihreise auszuseteen. 

Der König kann einem Theil der Miliz, Wenn es durdh das Gesetz fest* 
gestellt wird, zusammen zu bleiben befehlen. 

Die ausgeloosten Leute von dem laufenden Jahre können zur ersten 
Uebung höchstens zwölf Monate unter den Waffen gehalten werden. 

Art. 184. Im Fall des Krieges oder anderer aussergewöhnlichen Um- 
stände, kann der König die Landmiliz ganz oder theilweise aussergewöhnlich 
einberufen. 

Zu derselben Zeit ruft der König die General -Staaten zusammen, auf 
da^s mk Gesetz das Zusemmebbieiben der Miliz, so lang es nötfaig ist, an- 
ordnet 

Art. 185. Die bei der Landmiliz durchs Loos Eingestellten können nur 
mit ihrer Zustimmung naeh den Golonien und Besitzungen dieses Staates fix 
tioderen Welttheilen gesandt werden. 

Art 186. Ein Theil der Miliz kann zum Dienste zur See bestimmt 
iK^den auf eine durch das Gesetz festzustellende Weise. 

Für diesen Theil wird ausser anderen durch das Gesetz zu gewähren- 
den Vortheilen eine kürzere Dienstzeit bestimmt. 

Der vorhergehende Artikel ist auf diese Seemiliz nicht iänznwenden. 

Art 187. Alle Kosten für die Armeecorps dieses Staates werden aus 
der Staatscasse entrichtet. 

Die Einquartierungen und der Unterhalt des Kriegsvolks, die Transporte 
und Lieferungen, weldie für die Armee-Corps oder Festungen gefordert w«ty 
den, können nur gegen Entschädigung, nach den in den Reglements festger 
stellten Sätzen, zur Last eines oder mehrerer Bewohner oder Gemeinden ge- 
bracht werden. 

Die Aussonderung für die Zeiten des Kriegs regelt das Gesetz. 

Art. 188. In den Gemeinden werden Bürgerwehren (Communalgarden) 
errichtet 

Sie dienen in der Zeit der Gefahr und des Kriegs zur Yertheidigung 
ll^ Yateriandes und tu allen Zeiten zur Aufreehtfaaltung der inneren Ruhe. 

Art 189. Die Stärke und Einrichtung der Miliz und Bürgerwehreti 
werden durch das Gesetz geregdt 



87S 



Negende Hoofdstuk. 

Van den WaterstaaL 



Art. 190. De KoniDg heeft het oppertoezigt over alles wat betreft dea 
walerstaat, de wegen en bruggen daaronder begrepen, zonder onderscheid of 
de kosten daarvon worden betald uit ^s Lands kas of op eene andere wijze 
gevonden. 

Art. 191. De wet regelt het allgemeene en het bijzondere bestttiir van 
den waterstaat in den bovengemelden omvang. 

Art. 192. De Provinciale Staaten hebben binnen hunne pro?incien het 
toezigt op alle wateren, bruggen, wegen, waterwerken en waterschappen: zij 
zijn bevoegd, onder goedkeoring des Konings, in de bestaande inrigtingen en 
reglementen der waterschappen, behoudens de bepalingen der twee voorgaande 
artikeln, veranderingen te maken en nieuwe vast te stellen. De besturen de- 
zer waterschappen kunnen aaii de Staaten daartoe voordragten doen. 

Art 139. De Staaten hebben het toezigt over alle Tenreeningen, ontgron- 
dingen, indijkingen, droogmakerijen, mijnweiicen» en steengroeven binnen- 
hiume proTincie, behoudens de bevoegdheid des Konings, om het onmiddelüjk 
toezigt, daarover te voeren, an anderen op te dragen« 



Tiende Hoofdstuk. 
Van het Onderwijs en het Armbestuur. 

Art 194. Het openbaar onderwijs is en voorwerp van de aanhoudende 
zorg der Regering. 

De.inrigting van het openbaar onderwijs wordt, met eerbiediging van 
iederes godsdienstige begrippen, door de wet geregeld. 

£r wordt overal in het Rijk van overheidswege voldoend openbaar lager 
onderwijs gegeven. 

Het geven van onderwijs is vrij , behoudens het toezigt der overheid, 
en bovendien, voor zoover het middelbar en lager onderwijs betreft, behou- 
dens het onderzoek liaar de bekwaamheid en zedelijkheid des onderwijzers; 
het een ander door de wet te regelen. 

JDe Koning doet van den Staat der hooge-, middelbare en lagere scholen 
jaarljjks een uitvoerig verslag aan de Staten-Generaal geven. 

Art. 195. Het armbestuur is een onderwerp van aanhoudende zorg der 
Regering, en wordt door de wet geregeld. De Koning doet van de verrigtihgen 
dienaangaande jaarlijks een uitvoerig verslag ann de Staten-Generaal geven. 



Elfde Hoofdstuk. 
tan veranderingen. 

Art 196. £lk voorstel tot verandering in de Grondwet w^st de voor- 
gestelde verandering uitdrukkeljjk aan. De wet verklaart, dat er grond bestaat 
om het vorstel, zoo als zij het vaststelt, in overweging te nemen. 
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fon dem Wüsserstaate fWasserpoliietJi\ 

Art. 190. Der König hat die Qbj^auf»icht..üb«i^,Ali^s w^ de^ WaM«^- 
, Staat aobeJaxkgt, die Wegei^4d|eBrücjf:eii.darunle|r mitbi^niei^ pb^e Unter- 
schied, ob die Kosten dafür aus der Slaaükas^^ bcizaUt» oder auf ejuue.aad^ 
^eiseaafgebraqbt.^; erden«, 

^. . Art. J 9^.1 Das Gaetz regelt die allgemeine umj die b€||^<HM}ere y^xW/^" 
tung des W^serstaats in dem angezeigten Umfange. . , , . , 

Art. 192. Die Provinzial-Stände haben in ihren Provinzen die Aufsicht 

aber alle Gewässer, Briickoi^ Wege, Wfisserwerfce Und Wassergenossenschaften: 

sie sind berechtigt unter Genehmigung des Königs in den bestehenden £in« 

"tiiflilinigbn'tind Reglemeais der Wassergenossensduiften, unter Aufrechthaltung 

der fiesfimmungen in den zw^ Torangegaiigenen Artikehi, Veränderungen' «u 

t^iceff^: und neu0 Lallen lestzqatelleii. Die Verwaltuogsvorstände dieser Was- 

,il^£^P<^s^n^^<)ba(]leu können i^ die Provinzialvorstände Vörschrage darüber 

macheti. 

. ..Art. 193. Die Stände haben die Aufsicht über alle Wadserabfaq^e, Aus- 
' ,i)aggeruugen, Eindeichungen, Austrocknungen,. Minen werke undJ^eipbrUcde 
innerhalb ihrer. Provinzen, unter Vorbehalt der Befugnisse des Könige, PQi.4io 
unmittelbare Aufsicht darüber zu führen und an andere zu übertragen. 

., Zehntes Capitel, 

Von dem ünierrichtnoesen und der Armenpflege, .•' 

^ Art. 194. Der ofrent]i9he Unterricht ist ein Gegenstand der fortdauern- 
den Fürsorge der Regierung, 

Die Einrichtung des öffentlichen Unterrichts wird ii^it Inbegriff der Be- 
Renner aller Gonfessionen durch das Gesetz geregelt. 

Es wird überall in dem Staate von Seiten der Staatsj|;ewalt ein g^nügeii- 
der öffentlicher Elementar- Unterricht dargeboten. 

Das Ertheilen des Unterrichts ist frei unter Vorbehalt der Aufsicht der 
Obrigkeit, und ausserdem, so weit es den mittlem und Elementar-Unterricbt 
anbetrifft, unter Vorbehalt der Prüfung in Bezug auf die Augemessenheit uad 
Geschicklichkeit des Lehrers: das eine und das andere ist durch das Gesetz 
^zu reg.eln. 

Der König wird über den Zustand der hohen., mittleren und niederen 
Schulen jährlich einen ausführlichen Bericht den General-Staaten erstaU«n 
lassen. 

Art. 195. Die Armen Verwaltung ist ein Gegenstand der fortdauerndfn 
Fürsorge der Regierung und wird durch das Gesetz geregelt. Der König wiifd 
jährlich über die dabin schlagenden Angelegenheiten einen aufiführliphen B^ 
rieht den General-Staaten erstatten lassen. 

Eilftes Gapitel. 

Von den Veränderungen in dir Verfassung. 

Art. 196. Jeder Vorschlag zur Veränderung in dem Grundgesetze weist 
nate Vdrgesehlagene 'Veränderöng ausdrücklich nach. Das Gesetz erkiSrt, dass 
'Qrund^ztt di^em Vorschlage v^dfhanden H um denselben, so wie er vorgeschla- 
gen ist, in Erwägung zu nehmen. ■ -. 

S li ab • r t , Yerbssuiiparkaiideii. S. Bd. 18 
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Art. 197. Na de afkdadigliig^ecfermd forden de Kamen ontbonden. 
De Dieuwe Kamers overwegen dat Toorstel en kunnen .niet dan met twee 
derden der uitgebragte stemmen de aan haar, overeenkömstig Yoornoemde 
wet^ voorgestelde verandering aannemen. 

Art i98. Gecne veranderlng fn dcGrondwet of in de erföpvolghig mag 
gednrefide een regctatschap ivordcn gemaakt. 

Art i99. De veranderingen in de Grondwet, door dfeti Koning en de 
Btaten-Generaal tastgesteld, ^worden plegtig afgekondigd en bij de Grondwet 
gevoegd. • ' ...... 

Additionnele Artikekn. ' ' 

• ' * * 

Art. 1, AUe besti^nde antoriteiten 'bliJTen veortdtr^fi, totdat b| dow 
andere, volgens des^ Grondwet, zijn verfangen. 

Art 2. JDe wet regelt de scbadevergoediog, toe te kennen aati hen, die 
door of ten gevolge van de hernening der Grondwet, betrelkingeii verlieceti» 
hun voor hun leven opgedragen. 

Art 8. Alle op het oogenblik der afkdndiging van de veranderingen in 
de Grondwet verbindende wetten, reglementen en beslaiten worden gehaiid- 
baafd, tot dat zij achtcrvolgens door andere worden vervangeil. 

Art. 4. De beerlijke regten, betreffende voordragt of aansteüing van 
personen tot openbare betrekkingen», zijn afgeschaft 

De ophefißng der overige heeiiijke regten en de schadeloosstelling der 
eigenaren kui^nen door de wet worden vastgetteld tik geregekk 

Art 5. De voorstellen: 

1*. derw^t, regelende bet kiesregt en de benoeming'van ^gevaardigdcn 
ter Berste en Tweede Kamer, 

2*. van provinciale en gemente-wet, 
worden voorgedragen in de eerste zitting der Staten-Generaal, vofgende op de 
afkondiging der veranderingen in de Grondwet 

De ontwerpen van wet, betreffen dede verantwoordelijkneid der ministers^ 

'der tiieuwe regterlijke inrigting, het onderwijs en armbestuur, en tot nitocfc- 

.ning van het regt van vereeniging en vergadering, worden zoo mogelijk in 

'diezeifde zitting, en in allen geval niet later dan in de daarop volgende, voor- 

gesteld. 

De wetten op het beleid der regering in de kolonien en bezittingen van 
het Rijk in andere werelddeelen worden binnen drie jaren na de afkondi|Si]|g 
dezer veranderingen in* de Grondwet voorgedragen. 

Art 6. De eerste aflreding van een derde der leden van de Eerste 
Kamer der Staten-Generaal zal plaats hebben met den derd^ Maandag in 
September 1851; die van de helft der leden van de Tweede Kamer met den 
derden >Maandag im September 1850; beide volgens een rooster, te regelen 
door de wet in art. 5. n^ 1, vermeld. 

Art 7 bevat het voorloopig kies-reglement 

Voorloopig Kiesreglement. 

J 

A.rt 1. Na de afkondiging der veranderingen in de Grondwet hooden 
- de beide Kamers der Staten-Generaal yan r^wege op te begtaan.met dm 
dag der opening der nieuwe Kamers» ' « . • 

1 * ■ 



Art 197. Nach der V6rkjVi^<Kitum cliilifff (f^f^Q« )ver4eii dii^ J^^pmem 
Oick n^en Kaanofip friikn (^iesei^ Vorschlag und Icöoi^^ mir mit 
xwei Drittel der ib^n ang^höreiwMiSjU^ineiiy.wiBi^ diese mit dem yoi;g|ßi^nn*.. 
t^rGenetze .Hbereinstimmen, die v«^esi;hlagene, VTeräi^derung aooebpaea^ 

Art i9&. Keine Ver^siiideniiig in dem Grundgesetze oder in der Cl^lf < 
folij^o^mwi^ darf wäbreipid einer Regei^Uchaft gemacht werdep. 

Art 199. Die Veränderungen in dem Grundgesetze* welche durch den, 
König ipd die General-Staaten festgestellt werden j. werden gesetdich bekannt 
gelacht und dem Grundgesetze beigefügt \ , . .... 

Ziisatz-ArtikeL 

, Art 1. Alle begehenden Gewalten bleiben so lange fortdauernd, bis 
d^kSA^sie dwch andere in. Befolgung dieses Grandgesetzes ersetzt werden. 

Art 2. Das Gesetz regelt die Schadloshaltnng» welche denjenigen vavX". 
erkennen ist , die in Folge der Bestimmungen des Grundgesetzes Functionei^ 
verlieren, welche ihnen für ihre Lebenszeit übertragen sind. 

Art. Zm Alle Gesetze, die im Augenblick der Bekanntmaohung der Ver- 
änderungen in dem Grundgesetze noch verbindliche Kr^ft haben, eben so die 
Reglement^ und Beschlüsse werden so lange ausgeführt, bia d?i$3 sie in Folge 
derselben durch. andere ersetzt worden sind. 

Art.il. Die Adelsrechte, welche den Vorzug oder die Abstellung von 
Personen i^. öffentlichen Functionen betreffen, sind i|l3(gescha£&. ' 

Die Aufhebung der übrigen Adelsrechte und die Schadlosbaltung ihrer 
Inhaber w^en. durch ein Gesetz festgestellt und geregelt . 

ArU{. Die Gesetzesvorschläge: 

i\ zu dem Gesetz über das Wahlrecht und die Elifnennungen der 

Abgeordneten ßxu ersten und aweiten Kampier; - 
9X zu dem Provinzial- und Gemeinde-Gesetze 
senden, in der ersten $iUiwg der General-^aten berathen, wdche ^f die 
K||fOTii|fn»chupt. ,dieser Veränderuiigen in dem Grundgesetze folgt 

Die GesetMi^entwUrfe, l^etreffend die Verantwartlicbkeit der Minister» die^ 
ne^^ richterliche Organisation, den Unterricht und die Armenverwaltung und 
dif( Ausübung des Rechts zur Vereinigung und Versammlung werden möglichst, 
i^.derselben Sitzung und in jedem Fall nicht später als in der darauf fol^en«^ 
depi vorgelegt 

Die Gesetze über die Regelung der Verwaltung in den Colonien und den 
Besitzungen des Staates in anderen Welttheilen werden innerhalb drei Jahre 
Aadi der Bekanntmachung dieser Veränderungen in dem Grundgesetze vorgelegt." 

Art. 6. Der erste Austritt eines Drittels der Mitglieder der ersten 
Kanmer der General-rStaaten soll am dritten Montag im September IB&l statt* 
flnden; der Austritt der Hälfte der Mitglieder der zweiten Kamoter- aar 
dHtten Montage im September 1850 : beide erfolgen nach einem Registev, 'm^ 
eiies^nach dem Gesetze im Art 5. Nr. 1. zu ordnen ist 

Art t. am£Mst das vorläufige Wahl-Reglement 



Vorläufiges Walilreglement. 



i< i-k 



Art 1. Nach der Bekanntmachung der Veränderungen in dem Gnrad^ 
geaelie böton die Beiden Kammern dan GeMral-StDatw vop^Reebt». wegen auf 
zu bestetoi mit dem Tag eii^er \£v5ffnu^ 'der« neuem Kammern* . . i *:i 



Tot ^an dfen^lfjd Mjvtik de eeTslgenoemd^ Kumert beMMn«Bhalre <fp^i 
njfig; toor'tfii'jaar bepaafld op den deVden Maiandag in Odöber. ; • ' "^ 

De' afköndiging wordt geadit te hebbcn phats gehad' op äefi'^Äiff 'dir* 
ttif^e van het Staat^Mttd, iraarin deze veranderingen- ziJn.iQ^ge^oiiieti. 

Art. 2. De leden der nieuwe Tweede Kamer forden .'gekoz^h l^n f^- 
tii(Ie van 68, door liesvergadenngen, bestaaUde: ' ' ' , 

' a. uit hen, die in de ^teden, volgens de reglementen voor 'iet bestuur' 
der steden, zoo als deze*op iedere plaats in werking zijn, de vereisdhten be- 
zitten, om tot kiezers te worden benoemd» met dien verstände, dat het ver-' 
eischte belastings-bedrag te Amsterdam tot f 160 wordt verminderd, en te 
Hindelopen, Ylst, Sloten en Stavoren tot op f 20 wordt verhoogd; 

i. tkit faen, die ten platten lande/ volgens de reglementetf op de^zamen- 
stelling der Staten in de provinden, zoo als deze op iedere plliaU M ^^^kifff^^ 
zijn/ stemgeregtigd zijn, met dien verstände; dat het verei^dite belastings-be- 
drag wordt verhoogd: ' ' * 

voör Noordbrabant . . . . tot op'f3« 'i »' 

' '„ Gelderland ..:;,,/ fc ' 

„ Zoidholland • „ „ 40 

„ NoüTdhoUand ........,..„'„ 40 '^ 

„ Zeeland . „ „ 4Ö 

' - „ Utrecht. . . . ... . . ... . . \. '•»' •*) ' 

„ Friesland, behalve de eilahden ....'.„'„ 30 " '' • 

„ 'Overijssel .;........ . : •. „ „ 02' - 

„ Groningeti ' ,i '„'''Oa- "'•^.^-? 

„ Drenthe ,, „^ 20 ' 

„ Limburg .............'„' „ ♦ 20 

„ de Frieschc eilanden Ameland en Schitjf^ '' '^ ■ ^ 

monnikoog .....„' j, 20*) 

Geene redenen vän nitsluitii^g komen in aanmefking, dtin die'ln 9iH\ 9 
der reglementen voor het bestuur der steden en in art. 21 dietr tUfßieMilM 
omtrent de zamenstelling der Staten van de proviheien zijn va^tgesteld« 

Art. 3. Terstond na de in art. 1 vermelde afköndiging houden de hööl^ 
den der plaatselijke besturen zieh bezig met het opmaken der lijsten van die 
in art. 2 omschreven kiesgeregtigden. Zij doen die lijsten v6ör den ISdeti' 
dag Qa gezegde afköndiging ter inzage van het publiek leggen. 

Art 4. £innen acht dagen na de kennisgeving dat de lijsten ter inzm, 
zijn gelegd, dienen de ingezetenen hunne bezwaren in geschrift, vrij yau-zegjä^ 
suin (let plaatselijk bestuur in. , 

Art. 5. Over deze bezwaren en de juistbeid derUjsten in hetatgenM^v 
w^dt door den stedelijken o£ gemeenteraad ten spoedigste besiist De lyMeii 
wsQff^en röör.de» veeriigsten dag na 4^ afköndiging, in art 1 vermeldt ; geslotm 
en op nieuw ter algemene kennisneming gelegd, met bfl^e|id»9j^Qg idltiirv^« 

Art 6. Elke provindelwoordt door Gedepnteerde' ^Uft c ft .verdteld in 
zooveel hoofd-kiesdistricten , als de bevolking het getal van nagenoeg 45,000 
malen bevat, te weten: i y 

' V Es betragen 9ß fi.= U% lUr. Premt.; 90 JQ. xtt dl Vi fUr.jc; 
ß2 J7. = |8% TMr.; 4Q JY, » 23 TUr.; 100 FL « <H^IJfcti*J >' ^ < «i .- 
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Der König bestimmt den Zeitpunkt dies^. ^«i((^(|^ 

Bis zu diesem Zeiträume bleiben die erstgepj^nöt^ jl^mmern bestehen, 
und ihre Eröffnung ist fUr dieses Jahr auf . den. dri^te^ lif^ntag im October 
festgesetzt, I ! / 

Die Bekanntmachung wird gerechnet ihre Verl^inpl^ci|keit- zu haben von 
dem Tage der Ausgabe de$ Staatsblattes (Staatsbla^Jr.i^ yelchem diese Ver- 
änderungen aufgenommen sind. . ... ; j 

Art 2. Die Mitglieder der .neuen zweiten Kammer werden in der Zahl 
von 68 gewählt, duQch Wahlversammlungen , welcfie bestreu: 

a) aus denjenigen , . die in den Städten gemäss .^e];i .Reglements fUr die 
Verwaltung der Städte» so weit diese in jedem Orte, ^ 4?^ Gültigkeit sind, die 
Forderungen erftillen, um zu Wählern genommen zu werden , mit der Bedin- 
gung, dass das geforderte Besteuerungs-Quantum in Amsterdam auf 160 Gul- 
den herabgesetzt und zu Hinddopeff, Ylst,' Sloten und-Stavon^n aul.20>Qulden 
erhöht wird; ' ^ ■ ■ ä. .- < >:i;^ 

b)'ads denjenigen, welche auf dem platten Lande, gemisatden ftegjer^ 
ments für die Bildung der Provinzial- Stände; soweit. diese in jedem* Orte imi 
Gültigkeit sind ^ Miffimberechtigt.siBd, mit 4er )Bedingungr ' dass tdaacgaftrderte 
Best euerungMJuanttm erhöht wivd: . ;•-..? 

für' Nordbrabant . . . • . . . * :..•.; bis apf 32 Goblctt^-^. i 

„ Geldemland „ „• ^ a' *- -^ 

'-" '' • ,» SOdhottand ' .*...*•>.-*...*..-, »^ ,,,♦ 40 ,<. • 

^ ^„ Nordhoiand .. . i» « 40 „ , j, 

„ Utrecht n .» 40. „. . • ri 

''';-' ,r FHesIimd'init Auissetiiusa der.In^dn . . „ » 30 : ,« , 

**. '" »'-'ÖIWr^VaÄI'- * '. '. •»/►•'•. ..;"•■ - •• i *. .• 'fj^^.ii 32» ^. .,rf .- , ,,»i-.j* 

M Groningen •»;,».«,.,,#. ^ 3U^ .^ ffi-». .■ ^.> 

»h ,^ 1^ .Dr<^tlie,i » , >. . , .>•,.,,. . , ..•..,« »f 20 . „^ 

„ Limburg .,.;.... .'.,.,, ?0^ ,„, ,. . ,, 

:> . M >d»FriesteohjIi^elnAinelandu.SchierniQnnikoogM „ 20 .„.^^^ 

' 'Keine andern Gründe zur AusacfaUessang kommen inAn^w^ndupg« aj^ 
did.welfäier Im! Art. 3. der Reglements für die Verwaltung der Städte upd Jmi 
Art. 21. der Reglements für die Bildung der Provinzial-Stände festgestellt ain^^ 

Art. 3. Sogleich nach der im Art. 1. angeze^en BehinniMMdHülg be- 
sch'^fligen ^ichdie Vorstände der Ortscbafts- Verwaltungen Aiit dem ünlerifai' 
der Listen der Im' Art. 2 vorgeschriebenen Wahlberechtigten. Sie* legen cdfai! 
Listen am fünfzehnten Tage nach der angetetgten Bfekanntottwdmng bqv Bio» 
sielkt für ^daß Publikum vor. , . < 

Art. 4.. Innerhalb, a/cbt Tage nach der Kenntnissnahme« 4ass die I^tpi^ 
zur Einsicht vorgelegt sind, können die Einwohner ihre schrifllichen Stempel- 
freien Beschwerden darüber an die Ortschaifls- Verwaltung eim'eichen. ' 

Art 5. Ueber diese Beschwerden und die Richtigkeit der 'Listen im 
üflgemeihen wird durch den Sta4ll-< oder Gemeinde^Hath aivf 'das icbküinigste 
entschieden. DieListenwehlän ata vierzigsten -Tage n«ch d^ir Bekatuttoftiieiiungy 
die in Art.'l. erw^ähnt Ist, gMhMseh «od ätüb neue cur aNgepaehMn Kaul^ 
imn^lmß aaf94fftf > .indevi miin ^ariiibfr eii^».,pekamtmact){]pg eflä^^ 

'•Alt 6. • Jedb J^rmrin« wicd ^on «kn.atättdiscbent'AvfischAsKiftm so iq^ft 
HMfit^Wählbeari» »elMi^ als .illr« Bevött«ffun8sap^iih|,:Ro)€h^,4u je <)il^ 
Seelen umfasst, da$ heisst; .•>. i ? -, .«< ^/yn 
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' Ztiidholland . , . «' 

Noordbolland ^ . 10 

'-''' ' ' Zeehnd .' . '. . J »4^ 

•^* ' ^" ' '■•• Ülredit". .•:;•:.•....... a ^ ■ • -•• . 

Friesland 5 - i 

Ovcriisscl-, .........* 

Gt-bnitigeki .....'.'...'. 4 ' 

' l)renthe .....'.'•.:.. 2 

; ' ' ' Lirabui^ 1 . ......... o ^ ' • ' 

-Ir.,' "'.,:■ .. 68 . . .^ ^ 

^ 0c GedepttteeF4e Statea kuwe». te« grieve d?r kiez^rs, o^der-fa^sdi- * 
stricten en derzelver hoofdplaatsen aanwijzen. Het openen der sleuahiljetteu, 
geHJMfldt echter aifeen iik de cveneem door G^depiUeerde Staten aan.te wijzen 
bibIdpUatseii ()er hoofdrkiiesdistrktßD» ■ , - ^ . 

' ' Am 7. De stedifilijk« en gemeönte-^bestatßn zenden Jiiiin^n U uren 9f7> 
Schrift der gesloten lijsten. zoo aan faetbestlittr der hoof^j^nts van Hoi booU^; 
kiesdulfiitt« iüs aan dai.der hoofdplaats van het onder-kie»di$tr:ict w^^rii^ l^unne 
gemeenten gelegeazijn. 

Ark 8. 'De kiezers-veFgaderingen worden, na voorafgmnde opi:oeping 
der kiezers , ^honden in de hoofdplaatsen der hoofd-kiesdiitliicteil vQ.6r den 
50sten dag na de aficondiging» in art. 1. vermeld, behoudens Ml bipaalde bij 
het 2de lid vati arl. 6. 

Art« 9. %lk kiezer ontvafi^, nevens iij» iMoftef vaii opfoef»fng^ twee 
sterabiljeHen ter invuttingi waarop het zegel van de hoofdplaats iiHihethoofd- 
of onder-kiesdistriot Staat afgedrukt. \ . ^ ' 

Art. 10. Het hoofd van het plaatselijk bestuur, of die llemv Vdgens de 
reglementen* vörvangt, is voorzitter der vergadering. . •' »: 

Detviree jongste leden van den st^delfjken of gemeeäteraäd -zijn stem- 
o^emers; beiden teekenen de namen op van itlken kkzer 4pt een itetubiljet 
ift tle bUs kernt doen. In de hoofd-kiesdistrioten teekenen zij hovendiiBD h^ 
hefledigen der btis de nitgebtagte stemmen op. 

) BerfMnpiraüiefijke ]ijsten;.der kie«^ die in.de 9^er-,kies4istii^tf^hunne 
ataqiiiliijelte an de busbebben gedaan« woicden. door iß heoftj^n der platte-, 
l^be bestuuren onverwijid md de geskMteii«stembus$en aan den vod^rzitter, der, 
vcQgkdcraDg in hat hoofdrkiesdistrict opgeiondeBi. , ,. ^ 

Art. 11. Er zijn twee stembussen, eene voor de verkleznig va(te ledev 
d^r Tweede» de andere voor die van caihdidaten' vooc de Eerste Kammer. 

Art 12,. £lk kiezer brengt zijne stem uit op een afgevaardjgde voor de^ 
'^^yecde,. ^en twe^ candidaten voor de Eerste Kamer. 

;> : Atti 13«. Ott tot Ud der Tweede Kamer vei:kiesibar,te zijn, word alleeii 
Y«nBiflciit< dal mmi Nederlander, in h»i v<^Ue genot der burgerlijke et» burgei:-! 
sthapslegtan fl9> en den «nderdomvaa deriig jar^ beb^e v«fvukl... , ; , s 

Art. 14. tot de verklesbaarheidf als !id 'der Eferate Kümar lirort^i '^äö 
^ittoH^Yei^^s^hteh geverd^rd, dte in'bM toorgaaiide: Artikel- itijn öpQOboemd. 
^'^Haterb^ftohren daimen behaore tot da i^oo{)si aaUfi^awB in d«f'>^i|a4ü 
recte bdaitingen. .. > > • ^^, 






. *■» 



• * 



\A f.', .flu? Nom^bnabapV ^ • • * « • •• • • • , ^ 

Südhoiland ....... 

'■ -«Ä. .»« '••'■»«1 



M Südbolland. . . . • . 13 ■ ^»^ 
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„ Nordhollaod • . . IP 

„ Seeland '. . .' 4 

„ Utrecht . V . 3 v 

„ Priesländ. ........... 5 

„ Obw-Yssel 5 . ' 

Groningen. .......... 4 

„ Drenthe •. . . *- ' •, ^ • < i 

„ Limburg »j^ : 

• • 68 ' • •'' -' 

Die ständischen Ausschösse k5nnen smr Erleiehterung der WWer Un- 
ter-Wahlbezirke in den Hauptortschaflen derselben einHchten. " ^ • 

DasOcffnen der Stimmzettel gesdiieht allein in deti .jedesmal v(äi den ständi- 
schen Ausschüssen anzu^ireisenden Hauptortschaflen der Haupt -W&ihlbesirte. 

Art 7. Die städtischen und Gemeinde -Verwaltungen senden inn^rbaffb 
24 Stunden eine Abschrift der geschlossenen Listen» sowohl an die Verwaltung 
des Hauptortes dieses Haupt- Wahlbezirks, als auch an den fiaaptort des Uft- 
ter- Wahlbezirks, in welchem ihre Gemeinden gelegen sind. 

Art 8. Die Wahlversammlungen werden, nach vorangegangener AufTor- 
4erung der Wähler, in den Hauptortschaflen der Haupt- Wahlbezirke an dein 
fünfzigsten Tage nach der Bekanntmachung, die im Art 1 erwähnt ist, gehal- 
ten, indem man die Bestimmungen des zweiten Satzes im Art 6 beft^gt 

V Art 9. Jeder Wähler empfängt neben seinem Auffordernngsschreibte 
zwei Stimmzettel zur Ausfüllung, auf welchen das Siegel des Hauptortes seines 
Haupt- oder Unter- Wahlbezirkes abgedruckt ist 

Art. 10. Der Chef der Ortschafls-Verwaltung, oder der, weldler gemäss 
den Reglements seine. Stelle vertritt, ist der Vorsitzer in der Versammlung. ' 
Die zwei jüngsten Mitglieder des Stadt- oder Gemeinderaths sind die 
Abnehmer der Stimmzettel; beide zeichnen die JVamen eines jeden Wählers 
auf, der zur Urne kömmt, um einen Stimmtettel in dieselbe hineitizulegen. 
In den Haupt -Wahlbeziricen zeichnen sie ausserdem nach denl Aus* 
schütten der Urne die abgegebenen Stimmen auf. ■ . «' 

Die Originallisten der Wähler, welche in den Unter- Wahlbezirken ihvi 
Stimmzettel in die Urne geworfen haben, werden durch die Ghefe der Ort- 
schafts -Verwaltungen nnverweilt mit den verschlossenen Wahlurnen an deii 
Vorsitzer der Versammlung in dem Haupt-Wahlbezirk abgesandt 

Art 11. £s sind zwei Wahlurnen, die eine zur Wahl der littgliedef 
der sweiten Kammer, die andere für die Gandidaten zur ersten Kammer. 

Art. 12. Jeder Wähler giebt seine Stimme ab für einen Abgeordnet^p 
lur tUKeiten .und für zwei Gandidaten zur ersten fiLammer. . 

Art^ 13. UiDu als Mitglied zur zweiten Kammer wählbar zu sein, wir4 
■Hein erfordert, dass maa Niederländer ist« sich in dem vollen Genüsse der 
stMtsbttrgerlichen und gemeindebürgerlichen Rechte befindet und das Alter 
von dreissig Jahren zurückgelegt hat 

Art 14. Zar Wählbarkeit als Mitglied der ersten Kammer werden die. 
ielbaaBfduiguiigen erfordert» die in dem vorhergehenden Artikel aufgenommen 
sind, und dazu noch ausserdem, dass man zu den höchst Besteuerten bei den 
directen Steuern des Staates gehöre. 



Het getal de^r liöo^ aang^slirgeti^n waanKt tfJi^Miftngekoxeii, wordt 
in elke i)rovincie z66 bepaald/ dat op eidere dtle diifz^nd zielen ö^n, die terens 
de Yoornoemde ver^iscbten bezit om lid' dezer Itämer tt zijn, verkiesbaar is. 

Art. 15. pe ambtenaar die en een faoofcl-kiesdistric^ ttr verkiezing voor- 
zit, is in dat district niet verkiesbaar. 

Art. 16. Jn elke provincie bouden de GedepiUeefde Staten zicb, ter- 
fttond na de afkoudiging der verandeijngen in de ^rpo<Jwet, bezig met bet 
opmaken van de lijst vaji hen, die, naar artikel 1,4,, tot afgevaardigden der 
Eerste Kamer vsrkißsbaar zijn. ^ 

Art 17. De lijst wordt . bij afschrift in alte atodcv boofdplaatsen van 
kiesdistricten dor. provincie gedurende acht dagen ter visie gelegd. 

-n J r «Arti' 18b Beswtreq 4«9en 4e lijst nioeten binnen apht dagen in gechrift 
vrij van zegel, tan d0 Ged^pnteerde Staten zij^ ingediend. 

' 'Art.i9« De Gefieputeerde SUten, de lijst na onderzoi^k der b^zwaren, 
jKio als «g cuH^n vinden te behooren, bebbende verbeterd. sluiten die voor 
den .vijftiei^den dag na afloop van den termijn, in het vorige artikel bepaald. 
• ZJj Jsrengen de gesloten lijst terstond door middel van het provindaal 
j^j^d jp^ een oprabaar nieuwspapier (er kennis van het publiek.' 

Afschrift daarvan zenden zij onverwijld aan den Minister van Binnen- 
landsche Zaken, die dezelve in de Nederlahdschc Staats - Gourant *) döet 
jptaatsen. " ' 

., ; Art ;^0i J<^a afloop der stem-öpneming worden de beide processen-ver- 
baal, stasaide de vergadering* opgemaakt, en, na voorlezing door den iDof- 
^$((e|rf , met twee stem-opnemers geteekend. . '••*•■•■ 

1:. Zij b^elzfQ; . , . /! ' 

1<>. de namen der kiezers, die gestemd hebbeii; 
.^.. ßt d^.n^men <|er,personen, pp wie stemmen zijn liitgebragt en |)et gml 
der.op l^der i^tgebrajjte stemmen. ^ 

,, . De tagen^voopdig zynde kiezers kunnen besluiten dat allecn het tWeede 

^edf jelte zai worden voorg^e^^n. ' 

•' ■ • . ' ' • 

. Ar l» 2t .AIscbriflL van ^ proces- verbaal wordt aanstonds t^r inzaee 
gelegd der ingctzetenen» en het oorspron)felijk,e, met de stembiljetten, verzegeld, 
binnen vier en twintig uren aaii de Gedeputeerde ^Men der provincie je* 
Müden. : ..' ■ 

■ . De namen nra» ben, die in elk bioofd-kiesdistrict zijn gekozen en het g^- 
ital. stfonoaeni op hen «itgebragt, worden door de Gedeputeerde Statten in een 
afzonderlijk proeefr-verbaal voor.^lk^ Kamer verzameld en zoo spotedig mo^- 
M^' Dpiuybaar <g»fna«kt 

An. ffi.- Voor de benoeming tot afgevaärdigde of «.cwiiidaat w^rdMe 
«l^ti^kte meedeiiieid depinitgebragte stemmen gevorderd.. 

Art 24. Bijaldien voor het lidtnaatschap d^r Tweede, of bet. candidtts- 
fchaji der Eerste Kamer, niemand biJ de eerste stimming «Äe* volstrekte meer- 
heid heeft erlängd, ivordt dnmiddelüjk voor federe keu^e een dubbeltftl opge- 
masnkt, bestaande uit de beide personen, dte' het grootste aantal siemmon 
hebben verworven. . r ;'' , - 

Zijn bij de eerste stetnming de beide plaaisen voor hdt candfdaatscbap 
dier Eerste Kamer onvbrvnid gebteven, «o» wordeti van de^viet jNiiMieB) die 
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Die Anzahl dieser höchst Besteuerten, aus welcher jene Candidaten ge- 
wählt werden sollen, wird für jede Provinz so festgestellt, dass auf jede drei- 
tausend Seelen einer wählbar ist, der dazu die vorhergenannten Bedingungen 
erlüllt, um Mitglied dieser Kammer sein zu können. 

Art. 15. Der Beamte, welcher in einem Haupt -Wahlbezirke bei der 
Wahlhandlung den Vorsitz führt, ist in diesem Bezirke nicht wählbar. 

Art. 16. In jeder Provinz haben die sländischen Ausschüsse gleich nach 
der Bekanntmachung der Veränderungen in dem Grundgesetze sich mit der 
Aufstellung einer Liste derjenigen zu beschäftigen, welche gemäss dem Art. 14 
zu den Abgeordneten der ersten Kammer wählbar sind. 

Art. 17. Die Liste wird in Abschrift in allen Städten und Hauptplätzen 
der Wahlbezirke der Provinz während acht Tage zur Ansicht ausgelegt. 

Art. 18. Beschwerden in Bezug auf diese Listen müssen innerhalb acht 
Tagen in schriftlichen stempelfreien Eingaben an die ständischen Ausschüsse 
eingesandt werden. 

Art. 19. Die ständischen Ausschüsse schliessen die Liste, nach Unter« 
suchung der Beschwerden und nachdem sie die für gehörig befundenen ver- 
bessert haben, am fünfzehnten Tage nach Ablauf des im vorangehenden Artikel 
bestimmten Termins. 

Sie bringen die geschlossene Liste sofort vermittelst des Provinzialblattes 
öder einer öffentlichen Proclamation zur Kenntniss des Publicums. 

£ine Abschrift derselben senden sie ungesäumt an den Minister der 
inneren Angelegenheiten, welcher dieselbe in den Niederländischen Staats- 
Couranl einrücken lässt. 

Art. 20. Nach Beendigung der Aufzeichnung der Wahlstimmen werden 
die beiden Protocolle während der Wahlversammlung abgcfasst, und nach 
ihrer Vorlesung durch den Vorsitzer von zwei Abnehmern der Wahkettel 
unterzeichnet: 

Sie enthalten: 

l^ die Namen der Wähler, welche ihre Stimmen abgegeben haben; 

2\ die Namen der Personen, auf welche die Stimmen gefallen sind und 
die Zahl der auf jede gefallenen Stimmen. 

Die anwesenden Wähler können den beschluss fassen, dass allein die 
zweite vertheilte Zahl vorgelesen werden soll. 

Art. 21. Eine Abschrift jedes Protocolls wird sogleich zu der Registra- 
tur des Bezirksortes gelegt, und das Original wird mit den Wahlzetteln versie- 
gelt in vierundzwanzig Stunden an die ständischen Ausschüsse der Provinzen 
gesandt. 

Art. 22. Die Namen derjenigen, welche in jedem Haupt- Wahlbezirke 
gewählt sind, und die Zahl der auf sie gefallenen Stimmen werden durch die 
ständischen Ausschüsse in einem besonderen Protocolle für jede Kammer ge- 
sammelt und so schnell als möglich bekannt gemacht. 

Art. 23. Zur Wahl eines Abgeordneten oder Candidaten wird die ab- 
solute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erfordert. 

Art. 24. Sollte zur Mitgliedschaft der zweiten Kammer oder zur Candi- 
datur für die erste Kammer bei der ersten Abstimmung Niemand die absolute 
Mehrheit der Stimmen erlangt haben, so wird unmittelbar für jede Wahl eine 
doppelte Zahl genommen, bestehend aus den heiden Personen, welche die 
grösste Zahl der Stimmen erworben haben. 

Sind her der ersten Abstimmung die beiden Stellen für die Candidatur 
für ersten ^Kammer unbesetzt geblieben » so werden von den vier Personen» 
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but grodtole aantal stemmen hebben verwon^en, de eerste en tlerfle oj^.^c^ 
•ene, de tweede en vierde op bot andere' dnbbeitdl g;ebragt. 

Tot de op de dubeltaUen g;ebragle personen bepaalt zieh de keuze der 
aanwezige kiesgeregtigden. 

Bij gelijkheid van stemmen is de oudste in jaren benoemd. 

Art. 25. Hij, die lot lid der Tweede Kamer is verkozen, ontvangt Tan 
de Gedeputeerde Staten een door den Voorzitter geteekend uiltreksel van bet 
in art. 20 bedoelde proces-verbaal, waaruit van zijne verkiezing blijkU 

Dil uiltreksel is de geloptsbrief van den afgevaardigde, waarqf^vens hy 
aan de Kamer overlegt: 

1®. ecn uiltreksel uit de registers van geboorte, of, bij gemis» ^^n^ acte 
van bckendheid, waaruit tijd en plaats zijner geboorte blijken; 

2V eene door hem zclven af te geven verklaring, vermeldende alle ppea- 
bare betrekkingen die hij bekleedt, 

Art. 26 De gekozene voor de Tweede Kamer, niet genegen o^k de be- 
nocming aan te nemen, geeft daarvan ten spoedigsle keimis aan de Gedepu- 
teerde Staten, die de plaatselijke besUiren van het boold-kiesdistn(9t ge^a»U% 
binnen den kortst mögelijken tijd eene nieuwe verkiezing t« ^ioWt pJaat9 
hebben. 

Art. 27. Hij, die ip mm ddo een boofd-laesdißttiict tot IM denT^fftei» 
Kamer is gekozen, verklaart, dadeljik na onlvapgst van het m aot 2% bedoelde 
uiUrekscl, scbrifielijk aan de Gedeputeerde Staten, weU^ <Uer bfiQDeii«i9ni 
hij aanneemt. 

De Gedeputeerde SiLaten nemen hierop, \oor de andere plaats of {Haatsen, 
gelijken maatregel als in het geval van het voorgaande artiJi;^ 

Art. 26. De processen-verbaal der verkiezingen van de candidaten voor 
het lidmaatschap der Eerste Kamer worden onmiddellijk door de Gedepu- 
teerde. Staten aan den Minister van Binnenlandscbe Zaken ingezon^^, die 
dezelve den Koning aanbiedt. 

De Koning kiest uit die candidaten 39 leden der Eerste Kamer. 

Art. 29.' De door den Koning gekozene leden der Eerste Kamer ont- 
vangen van de Gedeputeerde Staten der provineie, in welke zij tot candidaten 
werden verkozen, ieder gelijk uiltreksel als in het eerste gedeelle van art. 25 
is vermeld, om, benevens het besluU des Konings, waarbij zij zijn gekozen, hun 
tot gcloofsbrief te slrckken. 

Zij leggen daarbij aan de Eerste Kamer over gelijke stukken, als oodefi 
n«. 1 en 2 van het laalste gedeelte van datzelfde art. 2d wocden gevorderd. 

Art. 30. Indien een of meer gekozen leden der Eerste Kamer die her 
noeming niet aanvaarden of bevonden worden de wettelijke vereiscl^t^n^ieJt.t^ 
bezillen, kiest de Koning andere in hunne plaats, uit dezelfde voordr^gt van 
candidalen, in het vorig arlikel vermeld. 

Art. 31. Voor de opcning der Eerste Kamer van de Staten-Generaal 
benoemt de Koning hären voorzitter. 

Bij het openen der Tweede Kamer bekleedt de otttd$to, V9^ jaren, d^R 
voorzitterstoel. 

In beide Kamers benoemen de voorziUens dive «ommiideii» elk Taa 4n^ 
leden, tot onderzoek der geJoofsbrieven« Na aflf^p^ vaa dti ondemdc in de 
Tweede Kamer, allhans «ppyed het waifff u^tstdi kML;W«dfiQ;itn 



wikh» dÜB grosHcr ZM der Stimmen erworben haben, die erste und dritte 
md dje eine» die zweite und die vierte auf die andere Doppelwahl gebracht. 

Zu den auf die Doppclwablen gebrachten Personen bestimmt sich die 
Wahl der anwesenden Wahlberechtigten. 

bti Gleichheit der Stimmen ist der älteste an Jahren gewählt. 

Art 25. Derjenige, welcher zum Mitglied der zweiten Kammer erwählt 
i^ eapfängt von den ständischen Ausschüssen einen von dem Vorsitzer unter- 
zeichneten Auszog aus dem im* Art. 20 erwähnten ProtocoU, aus welchem seine 
Waftl hervorgeht. 

Dieser Auszug ist die Beglaubigung für den Abgeordneten, neben wel- 
eher er der Kammer noch übergiebt: 

1^ einen Auszug aus den Geburts-Registem, oder wenn diese fehleUt 
eine Bekenntnissacte, aus welcher die Zeit und der Ort seiner Geburt her- 
vfigeben; 

2^ eine von dem Abgeordneten selbst abzugebende Erklärung, welche 
alFe öffentliche Functionen angiebt, die er ausübt. ^ 

Art. 26. Wenn der für die zweite Kammer Erwählte nicht geneigt ist, 
die Wahl anzunehmen, so giebt er davon auf das schnellste den ständischen 
AuescbüBsen Kenntniss, welche die Orts* Verwaltungen der Haupt- Wahlbezirke 
anSordem, iilnerhaib des möglichst kürzesten Zeitraums eine neue Wahl zu 
veranstalten. 

Art. ^, Derjenige, welcher in mehr als einem Haupt- Wahlbezirke zum 
MiVgTiede der zweiten Kammer erwählt i^t, erklärt gleich nach dem Empfange 
de^ im Art 25^ erwähnten Auszugs sehdftNch an die ständischen Ausschüsse, 
weiche von den Wahlen er annimmi. 

Die ständischen Ausschüsse treffien hierauf für den abgelehnten Ort oder 
abgelehnte mehrere Ortschaften dieselben Maassregeln, als in dem Falle des 
vorhergehenden Artikels festgesetzt sind^ 

Art 28. Die Wahl-Protocoüä für die Gandidaten tm Mitgliedschaft der 
er^f^ Üammer wei'den unmittelbar durch die ständischen Ausschüsse an dea< 
Minister der inneren Angelegenheiten abgesandt^- welche derselbe dem" Könige 
überreicht 

Der König wählt aus den Gandidaten 39 Mitglieder der ersten Kammer. 

Art 29. Die durch den König erwählten Mitglieder der ersten Kammer 
empfangen von den ständischen Ausschüssen der Provinzen* in welchen sie zu 
Gandidaten erwählt sind, einen gleichen Auszug, wie den im ersten Satze des 
Art. i5 erwähnten, um denselben neben dem Beschluss^e des Königs über ihre 
Wahl als ihren Beglaubigungsbrief zu gebrauchen. 

Sie legen daneben der ersten Kammer gleiche Papiere vor, wie unter 
Nr. i und Nr. 2 des letzten Satzes des Art 25 gefordert werden. 

Art 30. Sollte einer oder mehrere der gewählten Mitglieder die Wahl 
nicht annehmen oder nicht die gesetzlichen Forderungen erfüllen, so wählt 
der König andere in ihre Stelle aus derselben vorgelegten Gandidatenliste, die 
in dem vorangehenden Artikel angeführt ist 

Art 31. Vor der Eröffnung der ersten Kammer der GeneraNSt^tiSn, 
ernennt der König ihren Präsidenten. 

Bei der Eröff'nung der zweiten Kammer nimmt das an Jahren älteste 
Mitglied den Präsidentenstuhl ein. 

In beiden Kammern ernennen die Präsidenten drei Ausschüsse, jeden 
aus drei Mitgliedern, zur Prüfung der Beglaubigungs-Documente. Nach Erle- 
di(;ung dieser Prüfung in der zweiten Kammer und nachdem in Fol^e der- 



8^ 

bragt, maakt deze Kamer, nit de toegelatene afgevaardigden zamefiigffliteM; 
eene lijst op van drie leden, aan den Koning ter benoeming van baren voor; 
zitter aan te bieden. 

Beide Kamers houden zieh', totdat zij nieuwe bepalingen bebben vast« 
gesteld, aan de laatst vastgestelde reglementen van orde der vorige Kamers. 

Art 32. Aan Gedepateerde Staten der onderscheidene provincien vordt 
overgejaten alle zoodanige maatregelen te nemen, als tot de rigtige uilvoering 
van dit voorloopig kiesreglement vereiscbt worden, en alle oprijzende gescbiiien 
of bezwaren te beslissen. 



Diese gegenwärtig für das Königreich der Niederlande in Kraft 
erhaltene Verfassung j'st in den seit dieser Zeit gehaltenen zwei Ses- 
sionen der beiden Kammern vervollständigt worden , wie dies in den 
Zusatz-Artikeln zu diesem Grundgesetze in Aussicht gestellt ist. Aber 
noch nicht alle dort bezeichneten Gegenstände sind durch die Arbeiten der 
gesetzgebenden Gewalt, festgestellt In diesem Jahre (1850) wurde eine 
aussserordentliche Session beider vereinigten Kammern für die 
Berathung der beiden Gesetzentwürfe über die Regentschaft und Vor* 
mundschaft im Falle der Unmündigkeit des Thronfolgers zusammen- 
berufen. Der erste wurde von den vereinigten General -Staaten an- 
genommen, der zweite aber über die Vormundschaft mit 59 Stimmen 
gegen 21 verworfen, worauf diese ausserordentliche Session am 19. 
Juli 1850 geschlossen wurde, ohne eine weitere Arbeit zur Beendi- 
gung der nach dem Anhange zum Grundgesetze nodi übrig bleiben- 
den Aufgaben zu übernehmen. 



Das Grossherzogthum Luxemburg hatte, wie ich bereits 
obenS. 218 und 222 — 23 angeführt habe, eine eigene ständische Ver- 
fassung am 12. October 1841 erhalten*), von der es am Eingange 
heisst, dass sie mit den Statuten des Deutschen Landes im Einklänge 
steht. Sie umfasst in vier Capiteln 52 Artikel ; das Material der Capitel 
ist folgendcrmaassen vertheilt: 1) von der Bildung der Stände, ihren Ver- 
sammlungen und der Weise ihrer Berathungen; 2) von den Befugnissen 
der Stände; 3) vondemRegierungs-Conscil, dem Gouvcrneur.und dem 
General- Secretär; 4) allgemeine Bestimmungen. Es wurde nach der- 
selben nur eine Kammer gebildet aus geborenen oder naturali- 
sirten Luxemburgern, die von den in den Cantonen sesshaften und 
mindestens 10 Flor, an direkten Steuern zahlenden Bewohnern ge- 
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«e]beaoiiiie>Aii8stenung hinlänglich Mitglieder anerkannt sind, ynac^t diese ans 
den zugelassenen Mitgliedern gebildete Kammer eine Liste von drei Mitglie* 
dern, umdiese dem Könige zur Wahl ihres Präsidenten zu überreichen. 

Beide Kammern halten sich, bis dass neue Bestimmungen festgesetzt 
sind, an den zuletzt festgestellten Geschäftsordnungen der vorhergegangenen 
Kammern.' 

ArL 32. Den ständischen Ausschüssen der verschiedenen Provinzen ^ird 
es überlassen, alle nöthigen Maassregeln zu treffen, welche zur richtigen Aus- 
führung dieses vorläufigen Wahl-Reglements erforderlich sein sollten, und alle 
dabei vorkommende Streitigkeiten oder Beschwerden zu entscheiden. 



M^ählt wurden. Das Alter für die Wähler und Gewählten war das 
zurückgelegte fünf und zwanzigste Jahr. Auf je 5000 Seelen wurde 
ein Abgeordneter auf sechs Jahre gewählt Die Versammlungen soll- 
ten jährlich am ersten Dienstage im Juni an dem Sitzorte der Ver- 
waltung des Grossherzogthums eröffnet werden und in der Regel 
nicht über fünfzehn Tage dauern; der Vorsitz war für immer dem 
Gouverneur bestimmt, der an der Spitze eines Regierungs-Conseils 
aus vier Mitgliedern die executive Gewalt au^bte, aber nicht das 
Recht besass', eine Stimme in der Stände - Versammlung abzugeben. 
Die Zustimmung der Stände war für jede legislative Verfügung 
mit Einscbluss des Staatsbudgets erforderlich. 

Diese Verfassung blieb sechs Jahrein Ausübung« bis dass die Fe- 
bruarereignisse |im J. 1848 im benachbarten und durch vielfache Verhält- 

« nisse mit dem Grossherzogthume enge verbundenen Frankreich die Unzu- 
friedenheit der Luxemburger mit ihren zu knapp zugemessenen Freiheiten 

^ rasch steigerte, und ein allgemeines Begehren nach der Umgestaltung 
der Verfassung im Lande hervorriet Die Niederländische Regierung gab 
unter den damaligen Zuständen der Aufregung und Unsicherheit au- 
genblicklich nach, indem sie nach dem Art. 52 der ständischen Ver- 
fassung vom 12. October 1841 eine ausserordentliche Versammlung 
in doppelter Anzahl der Stände nach Luxemburg zusammenberief, 
um die Verfassung vollständig nach den an der früheren gemachten 
Erfahrungen und den Anforderungen der Zeitverhältnisse umzuarbei- 
ten. Im April 1848 war diese Versammlung epöShet, und hatte in 
ihrer Sitzung am 27. April eine Central/Section mit der Entwerfung 
des neuen Grundgesetzes beauftragt. In wenigen Wochen hatte sie 
ihren Auftrag erfüllt und legte die neue Verfassung in 127 Artikeln 
den Ständen vor*). Jm Mai und Juni gingen die Debatten über die 



*J Projet de laSection centrale des Etats: Constitution, Luxemburg Fol, 
und die einzelnen Rapports thcih über den ganzen Entwurfs theils über die 
kirchlichen Yerhültnisset gleichfalls Luxemburg Fol, 



ziiatn Artftel mr, die im WeseDtNdieii Hiit mmalg TerfndMw^« 
«Mi am 23. Jani lS4S mit der Annahme der ganzen Yerfa^^Mg ihr 
Ziel fanden. Da die damaligen politischen Zustande den König Wil- 
helm II. abhielten selbst nach Luxemburg zur Beschwörung der Ver- 
fassung zu kommen, so wurde eine Deputation von neun Mitgliedeni 
ier StJMe nach dem Haag abgeschickt , vor welcher der König, 
mchdem er am 9. Juli die Yerfassungs- Urkunde sanctionirt hatten 
den folgenden Tag darauf den Eid auf die Verfassung in folgendfei 
Form ablegte. Nachdem der Director der Luxemburgischen Staats- 
Gaozelei die Formel vorgelesen: «ich schwöre die Verfassung und die 
Gesetze des Grossherzogthums Luxemburg zu befolgen» dieUnabhän- 



€oii9titalion da Grand ^ Daclie de 

Ijuxemlbourg. 

Du 9. Juillet 1848. 

N6«s QUILL AUME IL par la grlic6 de Dien, Roi dit »tt^Bas^ FrisMi 
COmage-Nessau, Grand-Duc de Loxembourg, etc., etc., etc., 

Avoos, de common aecord avec TAssenibl^e des Etats, räuiis im nombM 
double, conform^ment ä Tarticte 52 de la ConstitutiMi d*£tats, da 12 eetoivtt 
l#ll, if>r^6 et drr^oos le^ dispositidnl suifantes ^i formeröst la Geniitation 
du CiTaftd'Dücb^ de Lnteriiboofig. 

Gh«pttre l^. 

Du TettitöiH tt ctU Röi G¥dh^^, 

» 

Art. 1. Le Grand-Ducb^ de Luxembourg Iprine un Ittai ind^pendan^ 
indivisible et inalicnable; il fait partie de la Gofederation Gennaniqüe, d*apres 
les trait^s existants; les changements qui pourraient etre /aits I ces traiti^l^ 
&eroDt soumis ä Tapprobation de la Gbambre. 

Art. 2. Les limites et chefs-lieux des arrondissements judiciaires oii 
administratifs, des canlons et des commune^ ne peuvent etre cbanges qu'en 
vertu d^une loi. > 

Art. 3. Les pouvoirs coDStitutionnels du Roi Grand-Duc sont Jl^rcdi- 
taires dans la Mamille de .^a Majeste tiuiilaume II, Frederic-Geör^e^Loufi 
f^rjnce d'Orangc-Nassau, Roi des Pays-Bas, Grand-Duc d^ luxerhbourg, cod- 
foraaement au päct^ de la Maison de Hassan du 3tl. juin 1783, et a Tart. ^t 
du traiiö de Vienne du jub f8lo. 



. V NiHh eimr 9wr§fäUigen V^rgUiehung der mir vorlieginden Aden' 
itüche. 



«iglnil uMi laiägi^tiM dM Lanies m mlhtm''; fAgle der Klinlg unter 
Ausstreckung der Hand über die VerTasMii^surktinde die W^rü 
huHHi: ,,iieh stehwöre es, so helfe f mir Golt** 

Diese Verfassung, welche alsbald durch das Verordaa«^»- vfiit 
Ifer'n^altttBgiblalt des Grosshersagthums*) bekaiml gemacht wurde 
vm wit dem 1. August 1848 in Wirksamkeit zu treten, ist bis aiif; 
den gegenwärtigen Augenblick unverändert aufrecht erhatten: iek 
Iheile sie aus dem ofBcielten Abdrucke in der genannten Gesetzsamm- 
lung mit, i» welchem dieses Grundgesetz , wie alleGeselse undVer* 
flirdmungen dieses Landes, in beiden l^achen des Landes, der Deut- 
icfaen und Französischen, mit gleich verbindlicher Kraft abgedrucM ist* 



Ver£si«isiingr des GrosslierattjpthiiiiiA 

liuxemlrargr. 

Vom 9. Juli 1848. 

Wir Wi^^elm II, von Gottes Gnaden, König der Niederlande, Prinz 
von Oranien -Nassau, Grossherzog von Luxemburg, etc , etc., eie., 

gaben, im Sinverständniss nit der Vefsanunlung dier gcnH» dniArt. 52 
der landständischen Verfassung vom Vt* QeUibßr l<äill in diofpdler AnwW 
einberufenen Landstände, beschlossen und beschliessen die folgenden Bestim- 
mungen, welche die Verfassung des Grossherzogthums Luxemburg bilden. 

Erstes'Gapitel 

Vom Gebiete und vom König Grossherzog. 

» 

A^t. L Das Grossberzoglbum Luxemburg ist ein noabhäpgjger, -unthctUr 
barer und unveräusserlicher Staat; es bildet einen Bestajidtheil des Deutsqh^ 
Bundes gemäss den bestehenden Verträgen. Die Abänderungen, welche an 
diesen Verträgen vorgencfmmen werden könnten, werden der Gutheissung der 
Kanpifip imtepworfen. 

Art 2. Die Grenzen und Hauptörter der Gerichts- oder Verwaltui^friwr 
zirli^,. der Gantone und der Gemeinden, kjönußn nicht anders als Kraft eines 
Gesetzes verändert werden. 

Art. 3. Die verfassungsmässigen Gewalten des Königs Grossherzogs sind 
erblich im Hause Seiner Majestät Wilhelms IL (Friedrich Georg Ludwig), 
Pnozan von Oranien -Nassau, Königs der Niederlande, Grossherzogs von Lu- 
xtipburg, und dies nach den BestimmitAgen des fürsHioh Nassauischen Hausr 
VQrtrag^ von 30. Jahi 1783 und des Artikels 71 des Wifsmsr Tractales vom. 4» 
Juni 1815. 



*jf M m4moritil 'tSgUlanf et ädminiitrea^ On Omm-Buchfi de iMxem-' 



Art 4. La personne da Roi Grand-Dac est inviolable; lei tnembres 
du Goavernement sont responsables. 

Art. 5. Le Grand-Duc de Luxembourg est majeur a Page de dix-hnit 
ans accomplis. 

II ne prend pössession da tröne qu'apr^s avoir soleDnellement pr^tö, 
dans le sein de la Ghambre, oa entre les mains d'une d^putalion nomm^e 
par eile, le serment suivant: 

nJe jiTre d*observer la Constitotion et les lois du Grand-Ducbö de Luxem- 
bourg, de mainienir Pindependance nationale et Tint^grit^ du territoire.'* 

Art. 6. . Si, k la mort du Roi Grand-Duc, son successeur est mineur» la 
Cbambre se reunit au plus tard le vingti^me jour k Peffet de pouvoir k h 
r^gence, et s'il y a lieu, k la tutelle. 

Art. 7. Si le Roi Grand-Duc se trouve dans rimpossibilitö de rdgner, 
le Gouvernement, apres avoir fait constater cette impossibilit'e, convoque im- 
m^diatement la Gbambre, qui pourvoit k la tutelle et k la r^gence.' 

Art. 8. La r^gence ne peut etre conferee qu'^ une seule personne. 

Le r^gent n*entre en 'fonctions qu'apr^s avoir prSte le serment prescrit 
par Tarticle 5. 

Art 9. £n cas de vacance du trone, la Ghambre pourvoit provisoire 
ment k la regence. 

Une nouvelle, Ghambre, convoqu6e en nombre double dans le ddal da 
trente jours, pourvoit deGnitivement k la vacance. 

Ghapitre IL 
Des Luxembaurgeots et de leurs Droits. 

Art 10. La qualitc de Luxemboui^eois s'acquiert, se conserve et sc- 
perd d'aprb les r^gles determin^cs par la loi civile. — La presente Gonslitu- 
tion et les autres lois relatives aux droits politiques, determinent quelles sont, 
outre cetle qualitc, les condilions necessaires pour Pexercice de ces droits. 

Art 11. La naturalisation est accordee par le pouvoir legislatif. Elle 
seule assimile Petranger au Luxembourgeois, pour Pexercice des droits poli- 
tiques. 

La naturalisation accordee au pöre proflite k son enfant mineur, si cdui- 
ci d^clare, dans les deux anhöes de sa majoritä, vouloir revendiquer ce 
b^n^fice. 

Art 12. n n'y a dans r£tat aucune distinction d'ordres. — Les Luxem« 
bourgeois sont egaux devant la loi; seuls ils sont admissibles aux emplois ci* 
vils et militaires, sauf les exceptions qui peuvent ^tre ^tablies par une loi, 
pour des cas particuliers. 

Art 13. La liberte individuelle est garantie. — Nul ne peut Stre pour- 
suivi que dans les cas prövus par la loi» et dans la forme qu'elle prescrit — 
Hors le cas de flagrant ddlit, nul ne peut £tre arr^t^ qu'en vertu de l'ordon-« 
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Art!4 Dia Person. des fiUSnigs Grossherzogs ist unverletzlidi; die Mit- 
glieder der Regierung sind verantwortlich. 

Art. 5. Der Grossherzog wird mit Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres volljährig. 

Er nimmt Besitz vom Throne, nachdem er feierlich im Schoosse der 
Kammer oder in die Hände einer von derselben dazu bezeichneten Commis- 
sion folgenden Eid abgelegt hat: 

„Ich schwöre, die Verfassung und die Gesetze des Grossherzoglhums 
Luxemburg zu befolgen, die Unabhängigkeit und Integrität des Labdes zu 
wahren.** 

Art. 6. Ist beim Ableben des Grossherzogs sein Nachfolger minderjäh- 
rig, so tritt die Kammer spätestens am darauffolgenden zwanzigsten Tage zu- 
sammen, um über die Regentschaft, und nöthigenfaUs über die Vormundsehaft 
zu bestimmen. 

Art. 7. Befindet sich der König Grossherzog in der Unmöglichkeit zu 
regieren, so beruft die Regierung, nach Bestätigung dieser Unmöglichkeit, 
unverzüglich die Kammer, um über die Vormundschaft und die Regentschaft 
zu bestimmen. 

Art. 8. Die Regentschaft kann nur einer einzigen Person übertragen 
werden. 

Der Regent tibernimmt die Regierung nicht, bis er den durch Art. 5. 
vorgeschriebenen Eid geleistet bat. 

Art. 9. Im Falle der Thronerledigung, verfügt die Kammer provisorisch 
über die Regentschaft. ' . 

Eine neue, in doppelter Anzahl und in Frist von dreissig Tagen einbe- 
rufene Kammer trägt Sorge für die definitive Thronbesetzung. 

ZweitesCapitel. 
Von den Luxemburgern und ihren Rechten. 

Art. 10. Die Eigenschaft eines Luxemburgers erwirbt, eiiiält und ver- 
liert man gemäss den Bestimmungen der bürgerlichen Gesetzgebung. — Ge- 
genwärtige Verfassungs-Urkunde und die übrigen auf die staatsbürgerlichen 
Rechte bezüglichen Gesetze bestimmen die Bedingungen, welche, ausser jener 
Eigenschaft, zur Ausübung dieser Rechte erforderlich sind. 

Art. II. Die Naturalisation wird durch die gesetzgebende Gewalt er- 
theilt Nur die Naturalisation stellt den Ausländer, behufs der Ausübung der 
staatsbürgerlichen Rechte, dem Luxemburger gleich. 

Die dem Vater ertheilte Naturalisation kommt auch seinem minderjäb- 
ngen Kinde zu Gute, wenn dieses im Laufe der zwei ersten Jahre seiner Voll- 
jährigkeit erklärt, diesen Vorbheil für sich in Anspruch nehmen zu wollen. 

Art. 12. Es giebt im Staate keine Standes-Unterschiede. — Die Lu- 
xemburger sind vor dem Gesetze gleich; sie allein sind zu den Civil- und Mi- 
litärämtern zulässig, vorbehaltlich der Ausnahmen, welche etwa für besondere 
Fälle durch ein Gesetz aufgestelU werdto können. 

Art. 13. Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Gegen Niemanden 
darf anders als in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gerichtlich 
verfahren, werden. — Ausser der Ergreifung auf frischer That darf keiner ver- 

Schubert, VerCMfnngniikimdeii. S.Bd. 
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nance motivee du jnge, qui doit ^tre signifiee au moment de rairestatioD, 
ou au plus tard dans les vingt-quatre heures. 

Art. 14. Xul ne peut ^tre distrait, contre son gre, du] juge que la loi 
li^i assigne. 

Art. 15u Nulle peine ne peut ^tre etablie ni appliqu^e qu*en verUi de 
la loi. 

Art. 16. Le domicile est inviolable. Aucune visite domiciliaire ne peut 
^Yoir lieu que dans les cas prevus par la loi et dans la forme qu'elle prescrit. 

Art 17. Nul ne peut etre prive de sa propriete que ponr cause d'utilite 
publique, dans les cas et de la maniere etablis par la loi et moyennant une 
juste et prealable indemnit^. 

Art. 18. La peine de la confiscation des biens ne peut Mre 6tablie. 

Art. 10. La peine de mort en mati^re politique, !a mort civile et la 
fl^trissure sont abolies. 

Art. 20. La liberte des cultes, celle de leur exercice public ainsi que 
la liberte de manifester ses opinions religieuses, sont garanlies» sauf la r6pres- 
sion des d^lits commis k Toccasion de l'usage de ces libertäs. 

Art. 21. Nul ne peut 4tre contraint de concourir d'une maniere quel- 
conque aux actes et aux cer^monies d'un culte ni d'en obserrer les jours 
de repos. 

Art. 22. Le manage civil devra toujours pr6ceder la bön^diction nuptiale. 

Art. 23. LMntervention de r£tat dans la nomination et Tinstallation des 
chefs des cultes, le mode de nomination et de revocation des autres ministres 
des cultes, la faculte pour les uns et les autres de correspondre avec leurs su- 
p6rieurs et de publier leurs actes, ainsi que les rapports de r£glise avec l'fitat, 
fönt Tobjet de Conventions a soumettre ä la Ghambre pour les dispositions 
qui n^cessitent son intervention. 

Art. 24. L'Etat veille ^ ce que tout Luxembourgeois recoive Pinstnic- 
tion primaire. 

11 cree des etablissements dMnstruction moyenne et les cours d'enseigne- 
ment superieur n6cessaires. 

La loi determine les moyens de subvenir k Tinstruetion publique, ainsi 
que les conditions de surveillance par le Gouvernement et les communes; eile 
r^gle pour le surplus tout ce qui est relatif k Tenseignement. 

Tout Luxembourgeois est libre de faire ses ^tudes dans le Grand-Duche 
ou k r6tranger et de fr^quenter les universites de son choix, sauf les dispo- 
sitions de la loi sur les conditions d'admission aux emplois ou k Pexerdce 
de certaines professions. 

Art. 25. La libert6 de manifester ses opinions par la parole en toutes 
mati^res, et la liberte de la presse sont garanties, sauf 2a r^pression des d^lits 
commis k Poccasion de Pexercice de ces libert^s. — La censure ne pourra 
jamais ^tre etablie* H ne peut ^tre exig^ de caotionnement des torivains» 
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hfiflet werden, als kraft eines moÜTirten rkhterlichen Befehls, welcher ira 
Augenblick der Yerbaflnng, oder spätestens binnen vier und zwanzig 
Stunden, zugestellt werden muss. 

Art 14. Niemand darf gegen seinen Willen dem gesetzlich ihm zuge- 
wiesenen Richter entzogen werden. 

Art. 15. Es darf keine Strafe anders, als kraft eines Gesetzes, einge- 
führt oder angewendet werden. 

Art. 16. IHe Wohnung ist unverletzlich. Eine Haussuchung darf nur 
in den gesetzlich bestimmten Fallen und Formen stattfinden. 

Art. 17. Niemandem kann sein Eigenthum anders, als zum Zwecke des 
öffentlichen Wohles, in den durch das Gesetz vorgesehenen Fällen und fest^ 
gestellten Formen, und nur nach vorgängiger, voller Entschädigung, entao* 
gen werden. 

Art. 18. Die Strafe der Gonfiscation des Vermögens kann nicht einge- 
führt werden. 

Art. 19. Die Todesstrafe für politische Verbrechen, der bürgerliche 

Tod und die Brandmarkung sind abgeschafft. 

Art. 20. Die Freiheit der Culte und ihrer öffentlichen Ausübung, so 
wie die Freiheit, seine religiösen Meinungen zu bekunden, sind gewährleistet» 
vorbehaltlich der Strafraassregeln gegen die Vergehen» welche bei Gelegenheit 
der Ausübung dieser Freiheiten begangen werden. 

Art 21. Keiner kann gezwungen werden, auf irgend eine Weise an den 
Handlungen und Feierlichkeiten eines Gultus Theil zu nehmen, oder die 
Feiertage desselben zu halten. 

Art. 22. Die bürgerliche Ehe muss^ stets der kirchlichen Einsegnung 
derselben vorangehen. 

Art 23. Die Intervention des Staates b^ der Ernennung und Einset- 
zung der Vorstände der Gülte im Grossherzogthum, die Weise der Ernennung 
und Absetzung der übrigen Cultus-Diener, die Befugniss der einen wie der 
andern, mit ihren Obern schriftlich zu verkehren, und deren Erlasse zu ver- 
öffentlichen, so wie das Verhältniss zwischen Kirche und Staat sind Gegen- 
stand von Verträgen, die der Kammer, in Betreff derjenigen Verfügungeii . 
vorzulegen sind, welche die Mitwirkung derselben erforderlich machen. 

Art 24. Der Staat trägt Sorge dafür, dass jeder Luxemburger den 
Primär-Unterricht erhalte. 

Er errichtet Anstalten Behufs des mittlem Unterrichtes und der erfor- 
derlichen hohem Lehr-€urse. 

Das Gesetz bestimmt die zum öffentlichen Unterrichte erforderlichen 
Mittel, so wie die Bedingungen der Aufsicht von Seiten der Regierung und 
der Gemeinden; es trifft übrigens alle auf^'den Unterricht bezüglichen Anord- 
nungen. 

Jedem Luxemburger steht es^frei, seinen Studien im Grossherzogthum 
oder im Auslande obzuliegen, und die Universitäten seiner Wahl zu besuchen, 
unbeschadet der gesetzlichen Bestimmungen über die Bedingungen der Zu- 
lässigkeit zu den Aemtera und zu gewissen Professionen. 

Art. 25. Die Freiheit, seine Meinung in allen Dingen durchs Wort 
kund zu geben, so wie die Freiheit der Presse sind gewährleistst vorbehalte 
lieh der Straf-Massregeln gegen die Vergehen, welche bei Gelegenheit der 
Aosttbong dieser Freiheiten begangen werden. ~ Die Gensur bleibt für immer 
aufgehoben. Cautionen können weder von den Schriftstellern, noch von den 
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editeurs ou imprimeurs. — Le droit de timbre des journanx et äcrit« perio- 
diques indig^nes est aboH. — L'^ditear, Pimprimeur ou le distribateur ne 
peut Stre poursuivi si Pauteur est connu, s'il est Luxembourgeois et domicilie 
dans le Grand-Duche. 

Art. 26. Les Luxembourgeois ont le droit de s'assembler paisiblement 
et Sans armes, en se conformant aux lois qui r^glent Pexercice de ce droit, 
sans pouvoir le soumcttre ä une autorisation pr6alable. Gette disposition ne 
s'applique pas aux rassemblements en plein air, politiques, religieux ou autres ; 
ces rassemblements restent enti^rement soumis aux lois et r&glements de 
police. 

Les Luxembourgeois ont le droit de s'associer. Ge droit ne peut etre 
soumis k aucune mesure präventive. 

L'etablissement de toute eorporation religieuse (|oit etre autorise par 
une loi. 

Art. 28. Ghacun a le droit d'adresser aux autorites publiques, des peti- 
tions signäes par une ou plusieurs personnes. Les autorites constituees ont 
seules le droit d*adresser des p^titions en nom coUectif. 

Art. 29. Le secret des lettres est inviolable. •— La loi determine quels 
sont les agents responsables de la violation du secret des lettres confi^es 
h la poste. 

Art. 30. L'emploi des langues allemande et fran^aise est facultatif. 
L'usage n'en peut ^tre limite. 

Art 3L Nulle autorisation pr^alable n'est requise pour exercer des 
poursuites contre les fonctionnaires publics, pour faits de leur administration, 
sauf ce qui est statue k Tegard des membres du Gouvernement. 

Art. 32. Les fonctionnaires publics, a quelquc ordre qu'ils appartien- 
nent» les membres du Gouvernement exceptes, ne peuvent etre prives de leurs 
fonctions, honneurs et pensions que de la mani^re determinöe par la loi. 

Chapitre IIL 

Des Pouvoirs» 

S 1er. Pouvoirs du Roi Grand-Duc» 

Art. 33. Au Roi Grand-Duc apparlient le pouvoir executif, tel qu'il est 
regle par la Constitution. 

Art. 34. Le Roi Grand-Duc sanctionne et promulgue les lois; il fait 
connaitre sa resolution dans les trois mois du vote de la Ghambre. 

Art. 35. Le Roi Grand-Duc noiäme aux emplois civils et militaires* 
conformement k la loi, et sauf les exceptions etablies par eile* 

Aucune fonction salariee par PEtat ne peut etre creee qu'en vertu d'une 
disposition legislative. 

Art. 36. Le Roi Grand-Duc fait les reglements et arret^s necessaires 
pour Pexecution des lois, sans pouvoir jamais ni suspendre les lois elles-m^- 
mes, ni dispenser de leur execution. 
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Verlegern oder Druckern , gefordert werden* — Die Stempelabgabe von inlän- 
dischen Zeitungen und periodischen Schriften ist abgeschafft — Der Ver- 
leger, der Drucker oder Vertheiler, darf nicht verfolgt werden, wenn der 
Verfasser bekannt ist, wenn er Luxemburger und im Grossherzogthum ansäs- 
sig ist. 

Art. 26. Die Luxemburger haben das Recht, sich ohne vorgängige Er- 
laubniss friedlich und ohne Waffen zu versammeln, jedoch unter Beobachtung 
der Gesetze, welche die Ausübung dieses Rechtes orSncn. Diese Bestimmung 
ist nicht anwendbar auf Versammlungen unter freiem Himmel, sie seien poli- 
tischer, religiöser oder anderer Natur, welche insgesammt den polizeilichen 
Gesetzen und Verordnungen gänzlich unterworfen bleiben. 

Art. 27. Die Luxemburger haben das Vereinigungsrecht Dieses Recht 
kann keiner verhütenden Massregel unterworfen werden. 

Die Gründung irgend einer religiösen Körperschaft bedarf der Ermäch- 
tigung durch ein Gesetz. 

Art. 28. Jeder hat das Recht sich durch Bittschriften, sie seien von 
einer oder mehreren Personen unterzeichnet, an die öffentlichen Behörden 
zu wenden. Letztere allein haben das Recht, Bittschriften im Namen einer 
Gesammtheit einzureichen. 

Art 29. Das Briefgeheimniss ist unverletzlich. — Das Gesetz bestimmt 
die Beamten, welche für die Verletzungen des Geheimnisses der der Pust an- 
vertrauten Briefe verantwortlich sind. 

Art. 30. Der Gebrauch der Deutschen und der Französischen Sprache 
steht Jedem frei; es darf derselbe nicht beschränkt werden. 

Art 3l. Zum Strafverfahren gegen öffentliche Beamte wegen Handlan- 
gen ihrer Verwaltung ist keine vorgängige Ermächtigung erfordert, mit Vor- 
behalt dessen jedoch, was hinsichtlich der Regierungs-Mitglieder festgesetzt ist 

Art 32. Die öffentlichen Beamten jedes Standes, mit Ausnahme der. 
Regierungs - Mitglieder, können nur auf dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Wege ihrer Stellen, Ehrenauszeichnungen und Pensionen verlustig erklärt 
werden. 



Drittes GapiteL 
Von den Gewalten, 

§. 1. Gewalten des Königs Grossherzogs. 

Art «33. Dem König Grossherzog gehört die vollziehende Gewalt in 
Gemässheit der Bestimmungen gegenwärtiger Verfassungs-Urkunde. 

Art. 34. Der König Grossherzog bestätigt und verkündigt die Gesetze; 
er eröffnet seine Entschliessung binnen drei Monaten nach dem Votum der 
Kammer. 

Art 35. Der König Grossherzog ernennt zu den Civil- und Militär- 
Aemtem in Gemässheit des Gesetzes und vorbehaltlich der durch dasselbe 
aufgestellten Ausnahmen. 

Kein vom Staate besoldetes Amt kann anders, als kraft einer gesetzli- 
chen Bestimmung geschaffen werden. 

Art 36. Der König Grossherzog erlässt die zur Vollziehung der Ge- 
setze nöthigen Verordnungen und Beschlüsse, ohne jemals die Gesetze selbst 
suspendiren oder von deren VoUziehang entbinden zu können. 
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Art. 37. Le Roi Grand-Duc commande la force miHtaire» d^dare 1« 
gaerre, feit les trait^s de paix, d*alliance et de commerce. II en dönne eon- 
naissance k la Ghambre aussit6t que rinteret et la sAret^ de TEtat Ic permet- 
tent, en y joignant les Communications convenables. — Les traitds 'de com- 
merce et ceux qai pourraient grever FEtat ou lier individttellement des Luxem- 
bourgeois, n'ont d'effet qu'apres avoir recu Tassentiment de la Ghambre. Le 
tont Sans prejudice aux fapports du Grand -Duch^ avec la Gonfederation ger- 
manique. — Nulle cession, nul echange, nulle adjonction de territoire ne peut 
avoir lieu qu'en vertu d'une loi. Dans aucun cas, les articles secrets (Pun 
trait6 ne peuvent ^tre destruclifs des articles patents. 

Art. 38. Le Roi Grand-Duc a le droit de remettre ou de r^duire les 
Peines prononcees par les jnges, sauf ce qui est statue relativemeBt aut mem- 
bres du Gouvernement. 

Art. 39. Le Roi Grand-Duc a le droit de battre monnaie, en execution 
de la loi. 

Art. 40. Le Roi Grand-Duc a le droit de conferer des titres de noblesse* 
saus pouvoir jamais y attacher aucun privilege. 

Art. 4L Le Roi Grand-Duc conf^re les ordres cinls eC miiitaires en 
observant k ce egard ce que la loi prescrit. 

Art 42. Le Roi Grand-Duc peut se faire representer par un Princedu 
saug qui aura le titre de Lieutenant du Roi et residera dans le Grand-Duch6. 

Ce repr^sentant pr^tera serment d'observer la GonstitatioD avant d^exer- 
cer ses pouvoirs. * 

Art. 43. La liste civile est fixee a cent mille francs par an *). Elle peut 
^tre ohangee par la loi au commencement de cbaque r^gne. 

Art. 44. L*H6tel de Gouvernement k Luxembourg et le chäteau de 
Walferdange sont affectes k Thabitation du Roi Grand-Duc pendant son sä- 
jour dans le pays. 

Art. 45. Le Roi Grand -[Duc n'a d'autres pouvoirs que ceux que lui 
attribuent formellement la Constitution et les lois particulieres portöes en vertu 
de la Constitution meme. 

Art. 46. Aucun acte du Roi Grand-Duc ne peut avoir d'efifet, s'il n*est 

contresigne par un membre du Gouvernement qui, par cela seul*, s'en rend 

responsable. 

S. 2. Du pouvoir Ugislatif, 

Art 47. Le pouvoir l^gislatif s*exerce collectivement par le Roi Grand- 
Duc et la Ghambre. 

Art. 48. L'initiative appartient ä chacune des deux branches du poo- 
voir legislatif. ^ > 

Art 49. L'interprelation des lois par voie d'autorite n'appartient qu'au 
pouvoir legislatif. • 



*) 100,000 Fres, =r 27,000 TMr. Pru. 
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Art. 37. Der König Grossherzog befehligt die Militärmacht, erklärt den 
Krieg, schliesst Frieden, Bündnisse und Handelsverträge. Sobald es die Si- 
cherheit und das Wohl des Staates erlauben, giebt er der Kammer, unter Bei- 
fügung der geeigneten Mittheilungen, Kenntniss davon. Handelsverträge, so 
v/ie andere Verträge, durch welche dem Staate Lasten oder einzelnen Luxem- 
burgern Verpflichtungen auferlegt werden könnten, haben nicht eher Wir- 
kung, bis nach erhaltener Zustimmung der Kammer. — Alles Obige ohne 
Beeinträchtigung der Verhältnisse des Grossherzogthums zum Deutschen Bunde. 
Keine Abtretung, kein Tausch, kein Anschluss von Gebiet kann anders statt 
finden als kraft eines Gesetzes. In keinem Falle können die geheimen Artikel 
eines Vertrages die offenen Artikel desselben vernichten. 

Art 38. Der König Grossherzog hat das Recht die von den Richtern 
ausgesprochenen Strafen zu erlassen oder zu mildern, vorbehaltlich dessen, 
was hinsichtlich der Regierungs-Mitglieder festgestellt ist. 

Art. 39. Der König Grossherzog hat das Recht, Münze zu prägen, in 
Vollziehung des Gesetzes. 

Art. 40. Der König Grossherzog hat das Recht den Adel zu verleihen, 
ohne je irgend ein Vorrecht damit verknüpfen zu können. 

Art. 4L Der König Grossherzog verleiht die Civil- und Militär -Orden, 
unter Beobachtung der gesetzlidien Vorschriften. 

Art. 42. Der König Grossherzog kann sich vertreten lassen durdi einen 
Prinzen des königlichen Hauses, welcher den Titel eines Stellvertreters des 
Königs führt und im Grossherzogthum residirt. 

Dieser Stellvertreter leistet den Eid, die Verfassungs-Urkunde zu befol- 
gen, ehe er seine Gewalt ausübt. 

Art. 43. Die Givilliste ist auf jährlich hundert tausend Franken festge- 
setzt. Sie kann durchs das Gesetz bei jedem Regierungsantritte geändert 
werden. 

Art. 44. Das Regierungsgebäude zu Luxemburg und das Schloss von 
Walferdingen sind zur Wohnung des Königs Grossherzogs bestimmt, während 
seines Aufenthaltes im Lande. 

Art. 45. Der König Grossherzog hat keine andere Gewallen, als dieje- 
nigen, welche ihm ausdrücklich die Verfassungs-Urkunde und die besonderen 
verfassungsmässigen Gesetze zuerkennen. 

Art. 46. Kein Regierungs-Act des Königs Grossherzogs kann von Wir- 
kung sein ohne die Gegenzeichnung eines Regierungs-Mitgliedes, welches da- 
durch die Verantwortlichkeit desselben übeminamt 



S. 2. Von der gesetzgebenden Gewalt 



Art. 47. Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den 
König Grossherzog und durch die Kammer ausgeübt. 

Art 48. Das Recht der Initiative steht jedem der beiden Zweige der 
gesetzgebenden Gewalt zu. 

Art. 49. Die authentische Auslegung der Gesetze gehört nur der ge- 
setzgebenden Gewalt. 
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S. 3. Pauvoir judiciaire. 
Art. 50. Le pouvoir judiciaire est exerc<5 par les cours et tribunaux,— 
Les arr^s et jugements sont execut^s au nom du Roi Grand-D,uc 

Chapitre IV. 
De In Chambre des DSputds. 

AtL 51. Les membres de la Chambre representent le pays. — Ils votent 
Sans en ref^rer k leurs commeltants et ne peuvent avoir en vue que les in- 
t^rets generaux du Grand-Duch^. 

Art. 52. La Chambre se compose des deputes elus confonn^ment k la 
loi ^lectorale et dans la proporlion d'un ddpute au plus sur 3000 ämes de 
Population. 

Art. 53. Pour etre eligible, il faul: 

1« £tre Luxembourgeois de naissance ou etre naturalise; ^ 
2^ . Jouir des droits civils et politiques; 
3* £tre äge de 25 ans accomplis; 
i^ £tre domicilie dans le Grand-Duchö. 
Pour ^tre ^lecteur il faut r^unir aux quatre conditions qui pr^c^dent, 
Celles determin6es par la loi 6lectora]e. 

Art. 54. Ne peuvent etre ni elecieurs ni öligibles: 

1® Les condamnes h de peines afflictives ou infamantes; 

2^ Ceux qui ont et6 condamnäs pour vol» escroquerie ou abus 

de conGance; 
3® Ceux qui obtiennent des secours d'un Etablissement de bien- 

faisance publique ; 
4« Ceux qui sont en ötat de faillite declaree, les banqueroutiers et 
interdits, et ceux auxquels il a ^te nomme un conseil judiciaire. 
Art. 55. Le mandat de depule est incompatible: 

1<^ Avec les fonctions de membre du Gouvernement; 
2^ Avec Celles de magistrat du parquet; 
3® Avec Celles de membre de la chambre de comptes; 
4^ Avec Celles de commissaire de district; 
5® Avec Celles de receveur ou agent comptable de r£tat. 
6<^ Avec les fonctions militaires au-dessous du grade de capitaine. 
Les fonctionnaires se trouvant <]ans un cas d'incompatibilite ont le droit 
d'opter entre le mandat leur confie et leurs fonctions. 

Art. 56. Les incumpatibilites prcvues par Particle precedent ne fönt 
pas obstacle k ce que la loi n'en etablisse d^autres dans l'avenir. 

Art 57. Les membres de la Chambre sont elus pour six ans. Hs sont 
renouvel6s par moitie tous les trois ans, d'apres Fordre des series determinfs 
par la loi electorale. 

En cas de dissolution, la Chambre est renouvelee integralement 
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S. J. Richterliche Gewalt 

Art, &0. Die ricbterlicbe Gewatt wird von den Gerichtshöfen und Ge- 
richten ausgeübt. — Die Rechtsprüche und Urlheile werden im Namen des 
Königs Grossherzogs vollstreckt. 

Viertes Gapitel 
Von der Kanimer der Abgeordneten, 

I 

Art. 51. Die Mitglieder der Kammer vertreten das Land. — Sie stim- 
men, ohne sich bei ihren Auftraggebern Raths zu erholen, und können nur 
die allgem^nen Interessen des Gfossherzogthums bezwecken. 

Art. 52. Die Kammer besteht aus den gemäss« dem Wahlgesetze und 
im Verhältniss von höchstens einem auf 3000 Seelen gewählten Abgeordneten. 

Art. 53. Um wählbar zu sein, muss man: 

i, Luxemburger von Geburt oder naturalisirt sein; 

2. die bürgerlichen und politischen Rechte geniessen ; 

3. das 25. Jahr zurückgelegt haben ; 

4. im Grossherzogthum ansässig sein ; 

Um Wahlmann zu sein, muss man mit den vier vorgenommenen Erfor- 
dernissen noch diejenigen vereinigen, welche das Wahlgesetz vorschreibt. 

Art. 54, Weder W^ahlmann noch wählbar können sein: 

1. die zu Leibes- oder entehrenden Strafen Yerurtheilten ; 

2. die wegen Diebstahls, Prellerei oder Missbrauchs 'des Vertrauens 
Verurtheilten ; 

3. diejenigen, welche aus einer öffentlichen Armenanstalt Unterstüz" 
Zungen erhalten; 

4. diejenigen, welche sich in erklärtem Falliment befinden, die ßan- 
kerottirer und Interdicirten , und diejenigen, welchen ein gericht- 
licher Beistand gegeben ist. 

Art. 55. Das Mandat eines Deputirten ist unvereinbar mit den Func- 
tionen : 

l. eines Regierungs-Mitgliedes ; 

1, eiues Mitgliedes des öffentlichen Ministeriums; 

3. eines 'Mitgliedes der Rechnungskammer; 

4. eines Districts-Gommissärs ; 

5. eines Staatseinnehmers oder rechnungspflichtigen Staatsbeamten; 

6. einer Militärpersun unter dem Range eines Hauptmannes. 

Der in einem Incompatibilitäts-Falle befindliche Beamte hat das Recht 
Zwischen dem ihm anvertrauten Mandate und seinen Functionen zu wählen. 

Art. 56. Die in vorhergehendem Artikel aufgestellten Incompatibilitäten 
verhindern nicht, dass in Zukunft das Gesetz noch andere einführe. 

Art. 57. Die Mitglieder der -Kammer werden auf sechs JahVe gewählt. 
Sie werden alle drei Jahre nach der durch das Wahlgesetz bestimmten Reihen- 
folge zur Hälfte erneuert. 

Im Falle der Auflösung wird die ganzö Kammer neu gewählt. 

19* 
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ArU 58. La Gfaambre v^qfie les pouwirs de ses membres et jage les 
contestations qui s'^l^vent k ce sujet 

Art. 50. Le membre de la Chambre, Domm^ par le Gouvernement k 
nn emploi salari^ qu'il accepte, cesse irnm^diatement du sicger, et ne reprend 
ses fonctions qu'en vertu d'une nouvelle ^lection. 

Art 60. Tout projet de loi, avant d'^tre presente k la Giambre, est 
soumis, sauf les cas d'urgence, k l'avis prealable d'une commission permahente 
de legislation, composee de neuimeoabrea» dontcinqsontiiomm^sannuellement 
par la Gbambre. 

Le projet est adress6 aux membres de la Chambre cpiinze joars an 
moins avant l'ouverture de la session avec les observatioQS de la oommissioii. 

Le r^glement de la Chambre determine le n;iode d'exepcice des attribu- 
tions de la commission. 

La Chambre peut d^cider, qu'ä raison de son importance, une loi sera 
soumise k un second vote pendant une Session subj$equente a fixer par eile. 

Art. 61. A chaque Session, la Chambre nonuM son President, son vice- 
President et compose son bureau. 

Art. 62. Les seances de la Chambre sont publiques. 

Neanmoins, eile se forme en comite secret sur la deisande de son pr^ 
sident ou de cinq membres. 

Elle d^dde ensuite, a la majorit^ i^solae> si la söance doit Stre reprise 
en public sur le meme sujet. 

Art 63. Toute r^solution est prise k la majorit^ absolne des suffrages. 
En cas de partage de voix, la proposition mise en delib^ration e^t rejet^e. 

La Chambre ne peut prendre de r^olution qu'autant que la majorit^ 
de ses membres se trouve reunie. 

Art 64. Les votes sont emis k haute voix, ' ou par assis et lev^. Sur 
Tensemble des lois, il est toujours vote par appel nominal et k haute voix. 

Art 65. La Chambre a le droit d^qu6te. 

A cet effet eile peut nommer des commissions, chargees de s'entourer 
offidellement de renseignements dans Fintervalle des sessions. 

Art. 66. Un projet de loi ne peut 6tre adopte par la Chambre qu'apr^ 
avoir ^te vot^ ärticle par artide. 

Art. 67. La Chambre a le droit d'amender et se diviser les articles et, 
les amendements proposes. 

Art. 68. D est interdit de presenter en personne des petitions k la 
Chambre. 

La Cliambre a le droit de renvoyer aux membres du Gouvernement les 
petitions qui lui sont adress^es. — Les membres du Gouvernement sont tenus 
de donner des explications sur leur contenu, chaque fois que la Chambre Texige. 
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Art. 58. Die Kammer prüft die Voihnachten ihrct Mitgtiedfer und ent- 
scheidet ttnesr die desfkllsigen Streitigkeitien. 

Art. 39; Dasjenige KammennitgKed, welches von der Regierung zu ei- 
nem besoldeten Amte ernannt wird, und dasselbe annimmt» hört sofort äuC 
an den Sitoungen Theil su nehmen , und tntt nur kraft einer neuen Wahl 
wieder in ThäUgkeit 

Art. 60. Bevor ein Gesetzentwurf der Kanuner vorgelegt wird» muss 
derselbe, den Fall der Dringlichkeit ausgenommen, einer ständigen Gesetzge« 
bungs-Gommission zur vorgängigen Begutachtung unterworfen werden. Die 
Commission besteht aus nenn Mitgliedern, von weldien die Kammer jährlich 
fünf ernennt 

Ber Entwurf wird mm mindeste^ vierzehn Tage vor Eröffnung der 
Kammer den Mitgliedern derselben, unter Beifügung der Bemerkungen der 
Commission» mitgetheilt. 

Die Geschäftsordnung der Kammer bestimmt die Art und Weise» wie 
die Commission ihre BeiiigBisse ausübt. 

Die Kammer bat das Recht zu entscheiden, dass ein Gesetzentwurf, sei* 
ner T'S^chtigkeit wegen, einer zweiten Abstimmung, während einer nächstfol- 
genden von ihr festzustellenden Session unterworfen werde. 

Art 61. Bei jedem Landtage ernennt die Kammer ihren Präsidenten 
und ihren Yicepräsidenten» und bildet ihr Bureau. 

Art 62. Die Sitzungen der Kammer sind öfientlich. 

Gleichwohl geht sie zu geheimer Sitzung über» wenn ihr Präsident oder 
fünf Mitglieder es verlangen. 

Sit eätseheidel Ixtemächst meh absoluter Stimmenmehrheit» ob derselbe 
Gfegcfnstaiid in «ifentlicher Sftznng wieder Yor^enommeii werben soll 

Art. 63. Jedd^ Besebluss wird naeh absokiter Mehrheit der Stimmen 
gefaslt. Bei getheilten Stimmen ist der in Berathung gezogene Vorschlag als 
verwoifeoi anzusehen. 

Die Kammer kann keinen Besebluss fassen , wenn nicht die Mehrheit 
ihrer Mitglieder anwesend ist 

Art 64. Die Abstimmung geschieht mündlich oder durch Sitzenbleiben 
und Aufstehen. (Jeher das Ganze der Gesetze wird jedesmal durch namentli- 
chen Aufruf und mündlieb «bgeatimmt 

Art 65, Die Kammer hat das Recht der Untersuchung. 

Zu diesem Zwecke kann sie Gommissionen ernennen, welche befugt sind» 
während der Zwischenzeit der Sessionen auf amtlichem Wege Erkundigungen 
einzuziehen. 

Art. 66. £in Gesetzentwurf kann durch die Kammer nur angenommen 
werden» nachdem Artikel für Artikel darüber abgestimmt worden ist 

Art 67. Die Kammer hat das Re<^t, die vorgeschlagenen Artikel und 
VerbesseruBgs-Anträge abzuändern und zu theilen. 

Art 68. Niemand darf der Kammer in Person eine Bittschrift über- 
reichen. / 

Die Kammer hat das Recht, die an sie gerichteten Bittschriften an die 
Mitglieder der Regierung zu überweisen. ^ Die Mitglieder der Regierung sind 
verpflichtet, über den Inhalt derselben» so oft es die Kammer fordert, Aus« 
kuqft zu ertheüen. 
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Art. 69. Aucun d^pute ne peut hixe poursuivi ou recherehe ä Tocca- 
sion des opinions et votes emis par lui dans Vexercice de ses loii^^lio&s. 

Art. 70. Aucun d^pute n^ peut, pendant la duree de la Session, etre 
poursuivi ni arrdte en matiere de repression» qu*avec rautorisalion de la 
Chambre, sauf le cas de flagrant d^lit. — Aucnne contrainte par corpsnepeut 
4tre exercee contre un de ses roembres, durant la Session, qu'avec la mi&me 
autorisation. ~ La detention ou la poursuite d'un d^pute est suspendne pen- 
dant la Session et pour ioute sa duree, si la Chambre le requiert. 

Art 7L La Chambre determine, par son reglement, le mode suivant 
lequel eile exerce ses attributions. 

Art 7'^. Les seances de la Chambre sont tenues daiis le lieu de la re- 
sidence de Tadministration du Grand-Duchd. 

Art. 73. La Chambre se reunit de plein droit, chaque annee, le Pre- 
mier mardi du mois d'octobre, en Session ordinaire. La Session est ouvertc; 
et close par le Roi Grand-Duc en personne, ou bien, en son nom, par un fond^ 
de pouvoirs nomme k cet effet. 

Art. 74. Le Roi Grand-Duc peut convoquer la Chambre extraordinai- 
rement. 

Art 75. Le Roi Grand-Duc peut ajoumer la Chambre. Toutefois, 
rajournement ne peut exceder le terme d'un mois, ni 6lre renouvele dans la 
m^me Session, sans l'assentiment de la Chambre. 

Art 76. Le Roi Grand-Duc a le droit de dissoudre la Chambre. L'acte 
de dissolution contient convocation des 61ecteurs* dans les tränte jours et €on- 
vocation de la nouvelle Chambre dans les dix jours suivants. 

Art 77. II est alloue sur le tresor de PEtat, k chaque deput^, k titre 
d'indemnit^, une somme de cinq francs*) par jour de presence ou di^ deplace- 
ment Ceux qui habitent la ville oü se tient la Session ne jouissent d'aucune 
indemnite. 

Ghapitre V. 

Du Gouvernement du Grand-DuM, 

Art. 78. Le Gouvernement du Grand -Puch6 est compose de cinq 
membres au plus; qui prennent le titre d'Administrateurs generaux. Ils ad- 
ministrent le pays en se conformant aux lois et reglements. 

Art. 79. Le Roi Grand-Duc nomme et revoque les membres du Gou- 
vernement et choisit parmi eux un President. 

Art.. 80. Les membres du Gouvernement sont individuellement respon- 
sables des actes pose^s par eux dans les Services qui leur sont respeotivement 
assjgnes. — ün röglement k soumettre k Papprobation de la premi^re assemblee 
jägislative, determine la repartition des Services entre les membres du Gouver- 
nement, le mode suivant lequel ils exercent leurs attributions et les cas dans 
lesquels ils delib^rent en College. 

*) 5 Frc8, = IVs Thlr. Prss. 
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Art. 69. Kein Abgeordneter kann wegen der von ihm in Ausübung 
seines Berufes geäusserten Meinungen oder wegen seiser Abstimmung belangt 
oder zur Rechedschaft gezogen werden. 

^ Art. 70. Kein Abgeordneter darf während der Dauer des Landtags, 
ausser im Falle der Ergreifung auf frischer That , strafrechtlich belangt oder 
verhaftet werden ohne Erlaubniss der Kammer. — Keine Körperhaft kann 
gegen eines ihrer Mitglieder während des Landtags ohne die nämliche Ermäch- 
tigung vollzogen werden. — Die Haft eines Abgeordneten oder die Belangung 
desselben wird; wenn die Kammer es begehrt, während des Landtags und Air 
dessen ganze Dauer ausgesetzt 

Art. 71. Die Kammer bestimmt durch ihre Geschäftsordnung die Art 
und Weise der Ausübung ihrer Befugnisse. 

Art. 72. Die Sitzungen der Kammer werden an dem Orte gebalten, wo 
die Verwaltung des Grossherzogthums ihren Sitz hat. 

Art 73. Die Kammer tritt von Rechtswegen jedes Jahr am ersten Dien- 
stage des Monats October zum ordenllichen Landtage zusammen. Der Land- 
tag wird vom König Grossherzog in Person, oder in seinem Namen von einem 
zu diesem Zwecke ernannten Bevollmächtigten eröffnet und geschlossen. 

Art 74. Der König Grossherzog kann die Kammer ausserordiBUtliGb 
einberufen. 

Art. 75. Der König Grossherzog kann die Kammer vertagen. Die Ver- 
tagung darf jedoch die Frist von einem Monat nicht überschreiten, und wäh- 
rend desselben Landtags ohne die Zustimmung der Kammer nicht wiederholt 
werden. 

Art 76. Der König Grossherzog hat das Recht die Kammer aufzulösen. 
Die Auflösungs-Acte enthält die Einberufung der Wahlmänner binnen den 
nächsten dreissig Tagen, und die Einberufung der neuen Kammer binnen den 
darauf folgenden zehn Tagen. 

Art 77. Jedem Abgeordneten wird auf die Staatskasse als Entsdiädi* 
gung eine Summe von fünf Franken für jeden Tag seiner Anwesenheit oder 
Reise bewilligt. Diejenigen, welche in der Stadt wohnen, wo der Landtag ge- 
halten wird, erhalten keine Entschädigung. 



Fünftes Gapitel. 

Von der Regierung des Grossherzogthums, 

Art. 78. Die Regierung des Grossherzogthums besteht aus höchstens 
fünf Mitgliedern , welche den Titel General-Administratoren führen. Sie ver- 
walten das Land unter Beobachtung der Gesetze und Verordnungen. 

Art. 79. Der Konig Grossherzog ernennt und entlässt die Mitglieder der 
Regierung und wählt unter ihnen einen Präsidenten. 

Art 80. Jedes einzelne Regierungs-Mitglied ist verantwortlich für die 
Aete, welche von ihm in seinem respeetiven DicnstzWeige ausgegangen sind. — 
Eine der ersten gesetzgebenden Versammlang zur Genehmigung vorzulegende 
Dienstordnung bestimmt die Vertheilung der Dienstzweige unter die Mitglieder 
der Regierung, den Geschäftsgang für die Ausübung ihrer Befugnisse und die 
Fälle, in welchen sie coUegialisch berathen. 



Art 81. II Q'y a eotre les membres du Gouvernement et le Roi Cirand- 
Ihic avcone «otoritS intcrmediaire. 

Ud secretaire pour les affaires du Grand-Dttchee de Luxemboorg «M 
attaehe aa cabinet du Roi Grand-Duc 

Les attributions de ce fonetiuDDaire sont de coutresigliet les i[!te(i^toilft 
royales et d'expcdier les affaires du Grand-Duchö. 

Les dedsioDS du Roi Grand-Duc sont consignees en double minute: 
l'ütie est deposee aux ardiives du GouTernement a Luxembourg, Tautre reßte 
au secretariat. 

Art. ^. Les membres du Gouvernement ont leiir enlit^ da&s la Cham- 
bre, et doivent etre entendus quand ils.le demandent 

La Chambre peut requerir leur presence. 

Art. 83. En aucun cas, Tordre verbal ou ecrit du Roi Grattd-Duc tte, 
peut soustraire un membre du Gouvernement ä la respönsabilit^. 

Art. 84. La Chambre a le droit d'accuser les membres du Gouveme 
ment. -^ Une k» deledrmiaera les cas de responsabilite, les peines k infliger et 
)e naode d6 proceter, soit sur Paccusation admlse pat la Gbambre» soit sur 
la poursuite des parties 16sees. 

Art. 85. Le Roi Grand-Bue ne peut faire gr&ce au membre du Gou- 
vernement oondamne, que sur la demande de la Chambre. 

Chapitre VL 
De la Justice, 

Art. 86. Les contestations qui ont pour objet des droits eivils, sont 
exeliisivement du ressort des tribunaux. ^ 

Art. 87. Les contestations qui ont pour ohjet d«s droits politiq««!^ , 
sont du ressort des tribunaux, sauf les exeeptions etablks par to M. 

Art. 88. Nul tribunal nulle juridiction contentieuse ne peut toe ^tabti 
qu'en vertu d'une loi. II ne peut 6tre cree de commissions ni de tribunaux 
extraordinaires, sous quelque d^nominatioa que ce soit. 

Art. 89. II est pourvu par une loi k Porganisation d*une cour sup6rieure 
de justice. 

Art. dO. Les audiences des tribunaux sont publiques, a moins que 
cette publitit^ ne soit dangereuse pour l'ordre ou les mcBurs, et, dans ee cas» ' 
le tribunal le d^clare par un jugement. — En mati^re de delits poUti^e6 et 
de prease, le huis-clo& ne peut etre prononc^ qvk'k Tunanimit^. 

Art. 91. Tout jugement est mbtive. U est prononcf en a^ienee 
publique. 

Arf. 02. Le Jury est etabli au moins pour ies crimes et deiits politiques 
et pour delits de presse. 

Art. 03. Les juges de paix etfles juges des tribunaux sont directetatfi^t 
nommes parle Roi Grand*Duc. — LesconseiUer&de lacour et les pr^sidents et 
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Aft 81. 2wiwhe& den Mitglieder der Regiefuttg 9nd ääSt König 
Grossherzog besteht keine Mittelbehörde. 

Für die Angelegenheiten des Grossherzogthnms Luxemburg ist dem 
Cabinete des, Königs Grossherzogs ein Secretär beigegeben. 

Dieser Beamte hat den Auftrag, die königlichen Beschlüsse zu contra- 
signireh und die Erledigung der das Grossherzogthum Luxemburg betreffenden 
Geschäfte zu besorgen. 

i>ie J^fitsdiiiessungea des Königs Grossberzogs werden in doppelter Ur- 
kunde ausgefertigt; die eine wird im Archiv des Grossherzogtbums niederge- 
legt während die andere im Secretariate verbleibt. 

Art. 82. Den Mitgliedern der Regierung steht der Eintritt in die Kam- 
mer zu. Sie müssen, wenn sie es begehren, gehört werden. 

Die Kammer kann ihre Anwesenheit verfangen. 

Art. 83. In keinem Falle kann der mündliche oder schriftliche Btl^ 
des Königs Grossberzogs ein Mitglied der Regierung 4^r VerantworjUichkeit 
entziehen. 

Art 84. Die Kammer hat das Recht, die Mitglieder der Regierung in 
Ankiagezustand zu versetzen. •— Ein Gesetz wird die Verantwortlichkeitsfälle, 
die zu verhängenden Strafen und das Verfahren bestimmen , welches sowohl 
bei einer von der Kammer aufgenommenen Anklage, als bei einer Belangung 
von Seiten des verletzten Theiles zu beobachten ist. 

Art. 85. Der König Grossherzog kann ein verurtheiltes Regierupgsmk- 
glied nur auf Antrag der Kammer begnadigen. 



Sechstes Capitel. 
Von der Jmfüf* 

Art 86. Die Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte zum Gegenstande 
haben, gehören ausschliesslich vor (tie Gerichte. 

Art. 87. Die Streitigkeiten, welche politische Rechte zum Gegenstande 
haben', gehören vor die Gerichte, vorbehaltlich die Ausnahmen, welche das 
Gesetz aufstellt. 

Art 88. Kein Gericht, keine contentiöse GerichtsbarJceit kann anders, 
als kraft eines Gesetzes eingeführt werden. Ausserordentliche Gommissionen 
oder aussorordentliche Gerichte können unter keinerlei Benennung gebildet 
werden. 

Art 89. Die Einrichtung eines Obergerichtshofes ist durch ein Gesetz 
voi^esehen. 

Art 90. Die Sitzungen der Gerichte sind öffentlich, es sei denn, dass 
diese Oeffentlichkeit die Ordnung und die Sitten gefährdet, iind in diesem 
Falle erklärt das Gericht solches durch ein Urtheil. — Bei politischen und 
Press-Vergehen kann die Oeffentlichkeit nur durch Stimmeneinheit ausge- 
jschlossen werden. 

Art 91. Jedes Urtheil giebt die Entscheidungsgründe an, und wird in 
öffentlicher Sitzung gesprochen. 

Art. 92. Das Geschwomengericht besteht wenigstens für die politischen 
Verbrechen und Veilchen, und für die Pressvergehen. 

Art 93. Die Friedensrichter und die Richter bei den Bezirksgerichten 
werden .unmittelbar vom König Grossherzog ernannt— DieRäthe beim ObeD- 
gericht, die Präsidenten und die Vice-Präsidenten der Bezürkfigfiricbt^ 



yice-fr^sidents 4es tnhuoaux d'arroBdifiMmeBls soni nomoi^ftpar.toHoi Grand- 
Duc, sur Favis de la Cour superieare de justice. 

Art. 94. Les juges des tribunaux d^arrondissement et les conseiUei;s 
sont nommes a vie.'— Aucun d'eux ne peut etre prive de sa place ni suspendu 
que par un jugement. ■>- Le deplacement d'un de ces juges ne peut avoir lieu 
que par une nomination nouvelle et de son consentement. 

ToQtefois, en cas d'infirmite ou d'inconduite, il peut ^tre suspendu, r^- 
voque on d^plac^, suivant les conditions determinees par la loi. 

Art. 95. Les traitements des membres de Tordre judiciaire sont fixös 
par la loi. 

Art. 96. Aucun juge ne peut accepter du Gouvernement des fonctions 
salariees, a moins qu'il ne les exerce gratuitement, et sauf les cas d'incompa- 
tibilit^ determin^s par la loi. 

Art. 97. Des lois particuli^res reglent Forganisation des tribunaux mili- 
taires, leurs attributions, les droits et obligations des membres de ces trib«- 
naux, et la duree de leurs fonctions. — 11 peut y avoir des tribunaux de com- 
merce dans les lieux determines par la loi. , Elle r^gle leur Organisation» leurs 
attributionä, le mode de nomination de leurs membres , et la duree des fonc- 
tions de ces derniers. 

Art. 98. La Cour superieure de justice prononce sur les conflits d'at- 
tributions d'apr^s le mode regle par la loi. 

Art. 99. Les Cours et tribunaux n'appliquent les arr^t^es et . r^gle- 
ments g^n^reux et locaux qu'autant qu'ils sont conformes aux lois. 



Chapitre VII. 
De la Force publique. 

Art. 100. Tout ce qui concerne la force armee est r^glö par la loi, sauf 
les obligations föderales. 

Art. 101. L'organisation et les attribütions de la gendarmerie fönt Tob- 
jet d'une loi. 

Art. 102. II peut etre forme une garde civique, dont Torganisatioii est 
r^glee par la loi. 

Chapitre VIIL 
De finances, 

Art. 103. Aucun impöt au profit de l'Etat ne peut etre ^labli que par 
une loi. -~ Aucune cbarge, aucune imposition communale ne peut etre ^tablie que 
du consentement duconseil communal. — La loi determine les exceptions dont 
l'experience demontrera la nöcessite relativement aux impositions communale». 

Art. 104. Les impots au profit de TEtat sont vot^s annuellement. — 
Les lois qui les ^tablissent n'ont de force que pour un an si elles ne sont 
renouvell^es. 
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werden Yom König Grossherzog auf das •Gutachten des Obergerichtshofes er- 
nannt. 

Art 94. Die Richter an den Bezirksgerichten und die Obergerichtsr'äthe 
werden auf Lebenszeit ernannt. — Reiner von ihnen kann anders, als durch 
ein förmliches Urtheil von seinem Amte ganz oder zeitweise entfernt werden. 
— Die Versetzung eines dieser Richter kann nur durch eine neue Ernennung 
und mit seiner Einwilligung geschehen. 

Jedenfalls kann er wegen Kränklichkeit oder schlechten Betragens sus- 
pendirt, abgesetzt oder versetzt werden » und zwar gemäss den gesetzlich be- 
stimmten Bedingungen. 

Art. 95. Das Gesetz bestimmt das Gehalt des Richterpersonals. 

Art. 96. Kein Richter kann von der Regierung einen besoldeten Dienst 
annehmen, soferü er ihn nicht unentgeltlich versieht, und vorbehaltlich der 
Fälle der Unvereinbarkeit, wie sie das Gesetz aufstellt. 

Art. 97. Besondere Gesetze ordnen die Einrichtung der Militär-Gerichte, 
ihre Befugnisse, die Rechte und Pflichten der Mitglieder dieser Gerichte, und 
die Dauer ihrer Amtsführung. ~ Es können Handelsgerichte an den Orten be- 
stehen, welche das Gesetz bestimmt. Letzteres ordnet ihre Einrichtung, ihre 
Befugnisse, die Art der Ernennung ihrer Mitglieder und die Dauer des Amtes 
derselben* 

Art. 98. Der Obergerichtshof entscheidet nach der gesetzlich bestimm- 
ten Weise über die Gompetenz-Conflicte. 

Art 99. Die Obergerichtshöfe und Gerichte bringen die allgemeinen 
und örtlichen Beschlüsse und Verordnungen nur in so fern in Anwendung, 
als dieselben mit den Gesetzen übereinstimmen. 



Siebentes Gapitel. 
Y(m der öffentlichen Macht 

Art 100. Alles was die bewaffnete Macht betrifft, ist durch das Gesetz 
geordnet vorbehaltlich der Bundespflichten. 

Art 101. Die Einrichtung und die Befugnisse der Gensdarmerie sind 
Gegenstand eines Gesetzes. 

Art 102. Es kann eine Bürgergarde gebildet werden, deren Einrichtung 
durch das Gesetz geordnet ist. 



Achtes Gapitel. 
Von den Finanzen. 

Art. 103. Keine Abgabe zu Nutzen des Staates kann anders, als durch 
ein Gesetz eingeführt werden* — Keine Gemeindelast oder Auflage kann ein- 
geführt werden, ohne Einwilligung des Gemeinderaths. '— Das Gesetz bestimmt 
die Ausnahmen, deren Nothwendigkeit hinsichtlich der Gemeindeauflagen sich 
aus der Erfahrung ergeben wird. 

Art. 104. Die Abgaben zu Nutzen des Staates werden jährlich votirt. — • 
Die Gesetze, durch welche dieselben bewilligt sind, haben nur auf ein Jahr 
Kraft, wenn sie nicht erneuert werden. 

Schubert, Yerfasflongsiirkimdent 8. Bd. 20 
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Art. 105. n ne |>eut ^tre stabil de pmiHge en naiftre ä'lmp^ts. 9Mle 
exemption ou moderation ne peut toe ötablie qne par une loi. 

Art. 106. Hors les cas formeUement exceptes par la loi« aucune retri- 
bution ne peut 6tre exig^e des citoyens ou des etablissements pablks qu'i 
titre d'impöt au profit de PEUt ou de la comnnuie. 

Art 107. Auoune pension, aucun traitemoit d'attente, aucune graU^ 
fication k la Charge du tr^ser ne peuvent Üre accord^ qu'en rertu de la loi. 

Art. 108. Ghaque ann^e» la Gfaambre arr^te la loi des comptes et vote 
le budget. — - Toutes les recettes et depenses de p£tat doivent Stre port^es 
au budget et dans les comptes. 

Art 109. Une Ghambre des comptes est cfaarg^e de Peatamea et de k 
liquidation des comptes de Tadministration generale et die tons les comptaUes 
envers le tr^sor public. 

La loi r^le son oiganisation, Fexercice de ses attributions et le mode 
de nomination de ses membres. 

La chambi^e des comptes veille k ce qu^aucun artide de d^penses du 
budget ne soit depasse. 

Aucun transfert d'une section du budget k l'autre ne peut £tre effectu4 
qu'en vertu d'une loi. 

Gependant les membres du Gouvernement peuvent operer, daois leurs 
Services, des transferts d'exc^dants d'un arücle k raulrp dans la m^me section 
k Charge d'en justifier devant la Ghambre. 

La chambre des comptes arrlte les comptes des diff^rentes administra- 
tions de PEtat, et est charg^e de recueillir k cet effet tout renseignement et 
toute pi^ce comptable necessaire. Le compte g^n^ral de PEtat est soumis k 
la Ghambre des deputes avec les observations de la diambre des comptes. 

Art 110. Les traitements et pensions des ministres des cultes sont k 
Charge de PEtat et regles par la loi. 

Cbapitre EL. 

Des commune^, 

Art. 111. Les institutions communales sont r^gl^s par la loi. — Getto 
loi consacre Papplication des principes suivants: — P Pälection directe, sauf 
les exceptions que la loi peut 6tablir k P^gard des chefs des administrations 
communales; — 2^ Pattribution aux cons^ils communaux de tout ce qui est 
d'int^rSt communal, sans' präjudice de Papprobation de hxas actes» dans ks 
cas et suivant le mode que la loi d^termine^ — d* la pobücitö des s^anoes des 
conseils communeaux dans les limites ^tablies par la loi; ^ 4^ la ptiblicit<^ 
desbudgetset des comptes; — b^ Pintervention du Roi Grand-Duc ou du pou- 
voir lögislatif , pour empScher que les conseils communaux ne sortent de leurs 
attributions et ne blessent Pint^rSt gen^raL 
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Art* i05. Es kann hinsichtlich der Abgaben keine Bevorzugung^ einge- 
führt werden. Keine Befreiung oder Ermässigung kann anders statt finden, 
als kraft des Gesetzes. 

Art. 106. Ausser den durch das Gesetz formlich ausgenommenen Fällen, 
kann den Staatsbürgern oder den Öffentlichen Anstalten keine Gebühr abge- 
fordert werden, welche nicht Abgabe zum Besten des Staates oder der Ge- 
meinde ist 

Art 107. Keine Pension, kein Wartegeld, keine Gratiflcation zu Lasten 
der Staatscasse kann anders bewilligt werden, als kraft des Gesetzes. 

Art 108^ Jedes Jahr stellt die Kammer die Staatsrechnung durch ein 
Gesetz fest, und bestimmt das Budget — Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates müssen im Budget und in den Rechnungen eingetragen sein. 

Art 109. Eine Rechnungskammer hat die Rechnungen der allgemeinen 
Verwaltung und Aller, welche der Staata-Kasse rechnungspflichtig sind, zu 
prüfen und zu liquidiren. 

Das Gesetz ordnet die Einrichtung derselben, die Ausübung ihrer Be- 
fugnisse, und die Weise der Ernennung ihrer Mitglieder. 

Die Rechnungskammer wacht darüber, dass kein Ausgabe-Posten des 
Budgets überschritten werde. 

Nur kraft eines Gesetzes darf ein Uebertrag aus einer Abtheilung des 
Budgets in eine andere bewMkstelligt werden. 

Jedoch ist es den Mitgliedern der Regierung gestattet, in ihren Dienst- 
zweigoi Deberscbüsse von einem Artikel auf einen andern der nämlichen Ab- 
theilung zu übertragen, yorbehaltlich der Rechtfertigung bei der Kammer. 

Die Rechnungskammer schliesst die Rechnungen der verschiedenen Ver- 
waltungen des Staates ab, und hat zu diesem Zwecke jede Auskunft und jeden 
erforderlichen Rechnungsbeleg einzuziehen. Die allgemeine Staatsrechnung 
wird der Kammer der Abgeordneten nebst den Bemerkungen der Rechnungs- 
kammer vorgelegt. 

Art. 110. Die Gehalte und Pensionen der Gultus-Diener sind zu Lasten 
des Staates und dwch das Gesetz geordnet 

Neuntes Gaptitel. 
Von den Gemeinden, 

Art 111. Die Gemeinde-Einrichtungen sind durch das Gesetz geordnet 
Dieses Gesetz stellt die Anwendung folgender Grundsätze fest : — 1) die di- 
recte Wahl, vorbehaltlich der Ausnahmen, welche das Gesetz hinsichtlich der 
Vorsteher der Gemeinde- Verwaltungen aufstellen kann; — 2) die (Jeberwei- 
sungen an die Gemeinderäthe von Allem , was die Gommunal-Interessen be- 
trifft, vorbehaltlich der Genehmigung ihrer Acte in den Fällen und in der 
Weise , welche das Gesetz bestimmt; — 3) die Oeffentlichkeit der Sitzungen 
der Gemeinderäthe in den gesetzlich vorgeschriebenen Grenzen; — 4) die Oef- 
fentlichkeit der Budgets und der Rechnungen; — 5) das Einschreiten des 
Königs Grossherzogs oder der gesetzgebenden Gewalt um zu verhindern, dass 
die Gemeinderäthe ihre Befugnisse überschreiten, oder das allgemeine Interesse 
verletzen« 
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Art. 112. La redaction des actes de Petat civil et la tenue des registres 
sODt exclusivement dans les attribulions des autorit^s communales. 

Ghapitre X« 
Disposittons g4nirales. 

Art. 113. La ville de Luxembourg est la capitale du Grand-Duche et 
le si^e da Gouvernement. — Le siege du Gouvemcmant ne peut 6tre deplac^ 
que momentanement pour des raisons graves. 

Art 114. Aucunfserment ne peut ^tre imposequ'en vertu de la loi; eile 
en determine la formule. 

Gependant les membres de la Ghambre et tout fonctionaire public, civil 
ou militaire, pr^tent serment ^ la Gonstitution. 

Art. 115. Tout ^tranger qui se trouve sur le territoire du Grand- 
Duche, jouit de la protection accordee aus personnes et aux biens, sauf les 
exceptions etablies par la loi. 

Art. 116. Aucune loi, aucun arr^te ou r^glement d'administration g<^ 
n^rale ou communale, n'est obligatoire, qu'apres avoir 6te publie dans la forme 
ditermin^e par la loi. 

Art. 117. La Gonstitution ne peut Mre suspendue en tout ni en partie. 

Art. 118. Le pouvoir legislatif a le droit de dedarer qu'il y a lieu k 
la revision de teile disposition constitutionnelle qu'il d^signe. ~ Apr^s cette 
declaration» la Ghambre est dissoute de plein droit. — U en sera convoqu^ une 
nouvelle, conform^ment ä Part. 76. — Gette Ghambre statue, de commun accord 
avec le Roi Grand-Duc sur les points soumis k la revision. — Dans ce cas la 
Ghambre ne pourra delib^rer, si trois quartsfau moins des membres qui la 
composent, ne sont pr^sents; et nul changement ne sera adopt6, s'il ne r^unit 
au moins les deux tiers des sulfrages* 

Art. 119. Aucun changement k la Gonstitution ne peut toe fait pen- 
dant une r^gence. 

Ghapitre XL 
Disposittons Transitoires et Supplementaires, 

Art. 120. Jusqu'^ ce quil y soit pourvu par une loi, la Ghambre aura 
un pouvoir discr6tionnaire, pour accuser un membre du Gouvernement, et la 
Gour sup^rieure, en assemblee generale, le jugera, en caracterisant le dölit et 
en d^terminant la peine. — Neanmoins, la peine ne pourra exceder celle de 
la r^clusion, sans prejudice des cas expressement prevus par les lois pönales. 

Les conseillers de la Gour faisant partie de la Ghambre, s'abstiendront 
de toute partidpation a la procedure et au jugement. 

Art. 121. A compter dujour oü la Gonstitution sera ex^cutoire, toutes 
les lois, tous les decrets, arr^tes, reglements et autres actes qui y sont con- 
traires, sont abroges. 



Art 112. Die Abfassung der Givilstandsacte und die Führung der Re- 
gister g^ören ausschliesslich a^u den Befugnissen der Gemeindebehörden. 



Zehntes Gapitel. 
'Allgemeine Bestimmungen, 

Art. 113. Die Stadt Luxemburg ist die Hauptstadt des Grossherzog- 
thums und der Sitz der Regierung. — Der Sitz der Regierung kann nur vor- 
übergehend aus gewichtigen Gründen verlegt werden. 

Art 114. Kein Eid kann anders auferlegt werden» als kraft des Geset- 
zes , welches die Eidesformel bestimmt. 

Doch schwören die Mitglieder der Kammer' und alle öffentlichen Civil- 
und Militär-Beamten den Eid auf die Verfassung. 

Art. 115. Jeder Fremde, welcher sich auf dem Gebiete des Grossher- 
zogthums befindet, steht unter dem den Personen und dem Eigenthum gewähr« 
ten Schutze, vorbehaltlich der durch das Gesetz bestimmten Ausnahmen. 

Art 116. Kein Gesetz, kein Beschluss, keine Verordnung der Staats« 
oder Gemeindeverwaltung sind verbindlich, bis sie in der gesetzlich vorge- 
schriebenen Form veröffentlicht sind. 

Art. 117. Die Verfassung kann in ihrer Vollziehung weder ganz noch 
tbeilweise suspendirt werden. 

Art. 118. Die gesetzgebende Gewalt hat das Recht zu erklären , dass 
es angemessen ist, irgend eine von ihr bezeichnete constitutionelle Bestimmung 
einer neuen Prüfung zi^^ unterwerfen. — Nach dieser Erklärung ist die Kam- 
mer von Rechtswegen aufgelöst. — Eine neue wird gemäss Art 70 einberu- 
fen. — Diese Kammer beschliesst im Einvernehmen mit dem König Grossher- 
zog über die der Revision unterworfenen Punkte. — In diesem Falle kann 
die Kammer nicht berathschlagen, wenn nicht wenigstens drei Viertel ihrer 
Mitglieder gegenwärtig sind, und keine Abänderung kann angenommen wer- 
den, wenn nicht wenigstens zwei Drittel der Stimmen dafür sind. 

Art 119. Keine Abänderung an der Verfassungs-Urkunde kann wäh- 
rend einer Regentschaft vorgenommen werden. 

Elftes Gapitel. 

r 

Vorübergehende und nachträgliche Bestimmungen. 

■ 

Art. 120. Bis zu anderweiter gesetzlicher Verfügung hat die Kammer 
das beliebige Recht, ein Mitglied der Regierung in Anklagestand zu ver- 
setzen» und der Obergerichtshof spricht über dasselbe in allgemeiner Ver- 
sammlung das Urtheil unter Bezeichnung des Vergehens, und Bestimmung der 
Strafe. ^ Gleichwohl kann die Strafe nicht härter sein, als die Zuchthaus- 
strafe, vorbehaltlich der Fälle, welche durch die Strafgesetze ausdrücklich vor- 
gesehen sind. 

Die Räthe des Obergerichtshofes , welche Mitglieder der Kammer sind, 
haben sich aller Theilnahme am Verfahren und am Urtheile zu enthalten. 

Art 121. Von dem Tage an, wo die Verfassiungs - Urkunde in Kraft 
tritt, sind alle Gesetze, Decrete, Beschlüsse, Verordnungen und andere Acte, 
welche mit derselben in Widerspruch stehen, aufgehoben. 
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Art. 19St La peine d% mort, abolie en mauere polilique» est ceaplacee 
par la peine immediatement inferieure , jusqu'^ ce qii'il y seit slatii^ par la 
loi nöuvelle. 

Art 123. En attendant la co&closion des Convention^ prevues k FarL 
23, les dispositions actuelles relatives aux cultes restent en vigueur. 

Art. 124, Jusqu'ä la promnlgation des lots et* r^glements prevus auxv 
art. 32, 60, 92 et 109, les lois et reglements actuellement eu vigueur, continuent 
k etre appiiquös. 

Art. 125. Dans les trois mois de la Promulgation de la pr^ente Con- 
stitution, tous les conseils communaux du Grand-Dueh6 seront renouveles con- 
lormement k la loi ölectorale nöuvelle. 

Art. 126. La Constitution d'Etats du 12 octobre 1841 est abolie. 
Toutes les autorites conservent et exercent leurs attributions, jusqu'ä ce 
qu'il 7 ait 6te autrement pourvu, conformenient k la Constitution. 

Art. 127. Les Etats dedarent qu'il est necessaire de pourvoir, par des 
lois separ6es, et dans le plus court d^lai possible, aux objets stiivants: 
I. Revision du syt^me des impots; 

II, Revision de la loi sur les chemins vicinaux/ de celle de Tinstruction 
primaire, de la loi communale, de la loi sur les pensions, de la liste 
des pensions et des traitements d*attente; 
ni. Legislation militaire; 
IV. La presse; 
V. Le Jury ; 

IV. Responsabilit^ des membres du Gouvernement; 
VII. Code forestier et rural; 
VlII^ Le notariat; 
IX. Le Cumul; 

X. Expropriation pour cause d'utilite publique; 

XI. Faillite et sursis; 

XIL Revision des dispositions sur les collectes k domicile. 
Sign^ en double et scelU de Notre sceau Royal Grand-Oucal. 
A La Haye» le 9 juiUet 1800 quarante-huit. 

GUILLAUME. 

Par le Roi Grand-Duc: 
Le Conseiller a la Cour superieure de justice, 
charg6 de la direction int6rimaire de ta 
chancellerie d'fitat. 

Wurth-Paquet 



311 

Art. 122. Die für politische Verbrechen abgeschaffte Todesstrafe ist 
durch die unmittelbar darauf folgende gelindere Strafe ersetzt, bis. das neue 
Gesetz anders darüber verfugt hat. 

Art 123. Bis zum Abschlüsse der durch Art. 23 vorgesehenen Ver- 
träge bleiben die jetzt in Sachen der Gülte geltenden Bestimmungen in Kraft. 
Art. 124. Bis zur VeröffenUichung der in den Art. 32, 6P, 92 und 109 
erwähnten Gesetze und Verordnungen, werden die jetzt in Kraft stehenden 
gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen auch forthin in Anwendung 
gebracht 

Art. 125. In Zeit von drei Monaten nach Veröffentlichung gegenwärti- 
ger Verfassung werden alle Gemeinderäthe des Grossherzogthums in Gemäss- 
heit des neuen Wahlgesetzes erneuert. 

Art. 126. Die landständische Verfassung vom 12. October 1841 ist 
aufgehoben. 

Alle Behörden behalten und üben ihre Befugnisse, bis nach anderwei- 
tiger Verfügung, in Gemässheit gegenwärtiger Verfassung. 

Art 127. Die Landstände erklären, dass es nothwendig ist, durch be- 
sondere Gesetze , und in möglichst kürzester Frist, für folgende Gegenstände 
zu sorgen: 

I. Revision des Steuer-Systems; 

II. Revision des Gesetzes über die Gemeinde -Wege; des Gesetzes über 
d^ Primär -Unterricht; des Gommunal- Gesetzes; des Gesetzes über 
die Pensionen und der liste der Pensionen und der Wartegehalte ; 
HL Üjüitär-Geset^bung; 
IV. die Presse; 
V. das GeschwomeDgericht; 

VL die Verantwortlichkeit der Mitglieder der Regierung; 
VII. das Forst- und Rural-Gesetz; 
VIII. das Notariat; 
IX. Gumiiiation; 

3L £xpr(^riation zum Zwecke des öffentlichoi Wohles; 
XI. FaUite und Zahlungsfristen; 
XII. Revision der Bestimmungen über Haus-tSoUecten* 
In doj^elter Ausfertigung [unterzeichnet und mit Unserem Königlich- 
Grosskersogliehen Insiegel versehen. 

Im Haag, den 9. Juli IdOO acht und vierzig. 

WaHELM. 

Durch den König Grossherzog : 
Der Obergerichtsrath, 
einstweilen mit der Leitung der Staatskanzlei beauftragt, 

Würth-Paquet. 



Das Königreich Belgien. 



Qaelleit und Httlfinnittel« La Constitution de la Belgiqne, 
Bruxelles 1831. Fol. — Staatsacten, Stuttgart Bd. XX— XXII. — Pölitz, 

Verfassungen. Bd. IT, S. 230—49. — Dr. A , Belgien und HoUand: eine 

Untersuchung über Belgiens Yerbäitnisse zu Holland mit besonderer Rücksicht 
auf die Trennungsfrage, nebst Actenstücken. Frankfurt a. M. 1832, 8to. Diese 
Yertheidigungsschrift und das auf S. 178 angeführte Werk von Kevemberg 
stellen die Verhältnisse von dem Standpunkte des Oranischen Interesses dar: 
die beiden folgenden nehmen den National -Belgischen Standpunkt ein. No- 
homb essai historique et politique sur la revolution Beige, Bruxelles, 3me 
edit 1834. 8to.: nach dieser Ausgabe ist von Prof. Dr. Ad. Michael eine Deut- 
sche Uebersetzung bearbeitet und mit Anmerkungen und Zugaben ausgestattet, 
Stuttgart 1836, 8to. — B. G. Dumortier, la Belgique et les vingt-quatre 
Articies, seconde edit Bruxelles. 1838. 8to. — Als allgemeines Hilfsmittel v. 
Heuschling, essai sur la statistique generale de la Belgique, 2me edit Bruxel- 
les 1841, 4to. und das Supplement zu dieser Ausgabe, Bruxelles 1944, 4to.; 
Ghapit VI. Gouvernement et administration. — 



Für die historische Einleitung zur Verfassung dieses Königreichs 
nehme ich unmittelbar den Faden aus der Geschichte der Verfassung 
des Königreichs der Niederlande, bei der Trennung beider Theile im 
October des Jahres 1830, auf (vergl. ob. S. 215—20.), so dass ich 
mich weder auf die früheren politischen Verhältnisse der Belgischen 
Lande , noch auf die dort angegebenen Momente aus der Geschichte 
des vereinigten Reichs weiter einlassen darf. 

Nach den Vorlagen der Verfassungs-Gommissio^ hatte die pro 
visorische R^'erung schon am 15. October angeordnet, dass der Na- 
tional-Gongress aus 181 Mitgliedern (Südbiabant mit 27^ Ost- 
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flandern mit 35, Westflandern mit 28, Mons mit 30, Antwerpen mit 
18, Namur mit 10, Limburg mit 17 und Luxemburg mit 16) zusam- 
mengesetzt, durch eine spätere Anordnung bis auf 200 Mitglieder er- 
höht, die Wahlen für dieselben gemeinschaftlich am 31. October vor- 
genommen werden und die Eröffnung des Gongresses am 3. Noveip- 
ber 1830 stattfinden sollte. Bei dem Grossherzogthum Luxemburg 
war keine Bücksicht auf sein Verhältniss zum Deutschen Bunde ge- 
nommen, weil es früher mit den Oesterreichisch - Belgischen Provin- 
zen vereint gewesen war, und weil man dort auch der sympathisi- 
renden Stimmung des Volkes für das Verbleiben bei Belgien gewiss 
zu sein glaubte. 

Der Verfassungsentwurf war von der Gommission bereits am 
27. October vollendet*) und der provisorischen Begierung übergeben: 
zu den früheren acht Mitgliedern war noch Nothomb hinzugetreten. 
Die ersten allgemeinen Bestimmungen enthielten das Entscheidende 
für die künftige Existenz Belgiens: sie forderten, dass Belgien einen 
unabhängigen Staat bilden und mit den andern Staaten wie Macht 
mit Macht unterhandeln, dass alle Gewalten von der Nation ausfliessen, 
dass das Belgische Volk keines Fürsten noch irgend einer Familie 
Becbte auf sich anerkennen, die älter wären als gegenwärtige Verfas- 
sung, und endlich dass der National - Gongress , nachdem er die Ver- 
^syng angenommen und bevor er sich auflöst, zur Wahl des Staats- 
oberhaupts schreiten und die Ordnung der Nachfolge bestimmen soll. 
Alle diese Fragen waren in den ersten Sitzungen nach der Eröffnung 
4es National -Gongresses, die jedoch erst am 10. November erfolgte, 
mit überwiegender Stimmenmehrheit und ohne lange Debatten ange- 
nommen. Nur die Form des Staates veranlasste noch einen längeren 
Kampf, da Potter und seine republikanische Parthei jeden Versuch 
machten, um für ihre Ansichten einen möglichen Erfolg zu gewinnen. 
Aber sie erlitten eine vollständige Niederlage, indem jede Sitzung 
mehr ihre Unhaltbarkeit und Unbesonnenheit in das rechte Licht 
stellte, so dass in der eilften Sitzung des National -Gongresses am 
22. November die erblich-monarchisch-constitutionelle Staats- 
form mit 174 Stimmen gegen 13 angenommen wurde, und nur eine 
um 22 Stimmen geringere Majorität (nämlich von* 152 gegen 35) sich 
für ein Repräsentativ - System aus zwei Kammern entschied. Bo- 
baulx's Antrag auf die Einführung der Bepublik und auf Appellation 



*J Abgedruckt in Deutscher Uehersetzung in den Staatsacten^ Bd. XX, 
S. 102 und hei Pölitz Europäische Verfassungen Bd. 11, S. 230—37. — Er 
besteht aus 123 Artikeln, von denen die ersten 37 allgemeine Bestimmungen 
enthalten, die darauffolgenden 80 die gewöhnlichen Titel umfassen und die 
letzten 6 Supplementär '^erßgungen hellreffen. 

20* 
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an das gesammte Volk, um dessen Entscheidung in den einzelnen 
Gemeinden über diesen Vorschlag zu vernehmen , wurde mit starkem 
Unwillen verworfen. Die beiden Kammern, sowohl die der Senato- 
ren als die der Repräsentanten , sollten nach dem Gongress - Beschlüsse 
vom 17. December aus Wahlen hervorgehen, jedoch so, dass die 
erste Kammer nur halb so gross als die zweite sein, dagegen im 
umgekehrten Verhältnisse die Amtsdauer der Senatoren noch einmal 
so lang währen sollte als die der Repräsentanten. Die Beschlüsse 
des National - Congresses vom 24. November über die Ausschliessung 
des Hauses Oranien von der Regentenwahl, so wie der Londoner 
Conferenz vom 20. December 1830 und vom 28. Januar 1831 über 
die Anerkennung Belgiens als eines unabhängigen Staates , sind schon 
oben Seite 218 in der historischen Einleitung zu den Niederlanden 
zusammengestellt. 

Die innere Entwickelung des Belgischen Staates ging inzwischen 
rasch vor sich, wenn gleich die Fractionen des National -Congresses 
sich durchaus nicht frei von der Einwirkung der Diplomaten auf ihre 
Verhandlungen erhalten konnten , indem besonders der Französische Be* 
vollmächtigte (Bresson) seinen viel vermögenden Einfluss geltend zu 
machen wusste, oft scheinbar gegen die Bestimmungen seines Cabi* 
nets, wenn man den Instructionen des Französischen Gesandten bei der 
Londoner Conferenz Folge gab. Dies zeigte sich am deutlichsten, als bei der 
Wahl des königlichen Oberhauptes am 3. Februar 1831, zur wahren 
Ueberraschung gleich bei der ersten Abstimmung die meisten Stim- 
men (88) auf den zweiten Sohn des Königs Ludwig Philipp von 
Frankreich, den Herzog von Nemours fielen, während der Herzog 
von Leuchtenberg , der älteste Sohn des vormaligen Vicekönigs Eu- 
gen von Italien, nur 67 Stimmen und der Erzherzog Carl von Oe- 
sterreich, trotz der Anstrengung der entschiedensten Ultramontanen 
nur 35 Stimmen davon trugen. Da auf solche Weise keine absolute 
Majorität erlangt war, so musste die Abstimmung wiederholt wer- 
den, und nun fielen von 192 Stimmen 97 auf den Herzog von Ne- 
mours, 74 auf den Herzog von Leuchtenberg und nur noch 21 auf 
den Erzherzog Carl. Der Herzog von Nemours wurde als König 
von Belgien in Brüs'sel ausgerufen. Ludwig Philipp musste allerdings 
die königliche Würde in Belgien für seinen Sohn am 17. Februar ab- 
lehnen , weil die Conferenz der Europäischen Grossmächte zu Londod 
schon nach dem Protocoll vom 7. Februar eben so wenig der Beru- 
fung des Herzogs von Nemours, wie der des Herzogs von Leuchten- 
berg, als eines Napoleoniden, auf den Belgischen Thron ihre Aner- 
kennung geben wollte. Diese Entscheidung der Conferenz zu Loh- 
don verletzte aber das Nationalgefühl des Belgischen Volks, in welchem 
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jetzt wiederum laute Sympathien für die republikam'scbe Gestaltung 
sich kund gaben, wiewohl auch diese bei dem entschlossenen Wi- 
derstände aller fünf Grossmächte gegen die Einführung der republi. 
kanischen Form in Belgien auf keinen Erfolg zu rechnen hatte. Aber 
sogleich war in dem National - Gongresse eine zweite Königswahl nicht 
durchzusetzen, man wählte eine Uebergangsform , durch welche das 
monarchische Element aufrecht erhalten werden konnte, ohne genö- 
thigt zu sein, einem andern, als einem eingebornen Belgier, provi- 
sorisch die höchste Executiv- Gewalt anzuvertrauen. Der National - 
Congress beschloss am 23. [Februar (mit 110 gegen 12 Stimmen) ei« 
nen Regenten zu ernennen, welcher bis zur definitiven Wahl des 
Staatsoberhaupts die Verwaltung leiten, aber während der Dauer des 
constituirenden National -Gongresses keinen Antheil an der gesetzge- 
benden Gewalt haben sollte. Die Wahl wurde am nächst folgenden 
Tage vollzogen, sie fiel auf den Präsidenten des National -Gongresses, 
Baron Surlet deGhokier fmit 108 Stimmen unter 157). Derselbe 
wurde feierlich am 25. Februar 1831 als Regent eingesetzt, und an 
demselben Tage wurde auch die nach viermonatlichen Debatten pa- 
ragraphenweise von dem National -Gongresse angenommene Verfas- 
sung als eine sanctionirte mit voller verbindlicher Kraft für den neuen 
Staat verkündet. Dies ist die noch heute aufrecht erhaltene 
Verfassungsurkunde Belgiens, welche die bewährte Kraft ih- 
res inneren Gehaltes eben dadurch an den Tag gelegt hat, dass sie 
auch in den stürmischen Bewegungen der Jahre 1848—49 in allen 
ihren wesentlichen Bestandtheilen unangetastet blieb: ich lasse sie 
hier in Deutscher Uebersetzung folgen. 

Die Staats -Terfassnn;^ Belgiens 

vom 25. Februar 1831 *). 
Erster Titel. 

Von dem Staatsgebtete und seinen Eintheilungen, 

Art. 1. Belgien ist in Provinzen eingetheilt. 

Diese Provinzen sind: Antwerpen, Brabant, Westflandern, Ostflandem, 
Hennegau, Lüttich, Limburg, Luxemburg und Namür, mit Vorbehalt der 
Verhältnisse Luxemburgs zum Deutschen Bunde. 

Wenn das Staatsgebiet in eine grössere Anzahl von Provinzen einge- 
theilt werden soll, so hängt dieses von dem Gesetze ab. 

Art. 2. Die Unterabtheilungen der Provinzen können nur durch ein 
Gesetz angeordnet werden. 

*J Das Original ist in mehreren Ausgäben und Formaten 1831 u.folg. X 
zu Brüssel erschienen, unter dem Titel la Constitution de la Belgique. Eine 
Deutsche Uebersetzung findet sich bei Pölitz Verf. Bd, IL 5. 237 -- 49., 
Bromme,fD. Verfassungen u. *. w. Stuttg» 1848. S. 88—103, 
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Art. 3. Die Gränzen des Staates , der Provinzen und der Gemeinden 
können nur kraft eines Gesetzes verändert oder berichtigt werden. 

Zweiter Titel. 

Von den Belgiern und ihren Rechten. 

• 

Art. 4. Man erwirbt, behauptet und verliert die Eigenschaft eines Bel- 
giers, nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes. 

Die gegenwärtige Verfassung und die übrigen auf die staatsbürgerlichen 
(politischen) Rechte bezüglichen Gesetze setzen» ausser dieser Eigenschaft, die 
Bedingungen fest, welche zur Ausübung dieser Rechte erforderlich sind. 

Art. 5. Das Bürgerrecht wird durch die gesetzgebende Gewalt verliehen. 

Nur ilas grosse Bürgerrecht (la grande naturalisation) macht den Frem- 
den, für die Ausübung der politischen Rechte, dem Belgier gleich. 

,Art. 6. Es giebt in dem Staate keinen Standes-Unterschied. 

Die Belgier sind vor dem Gesetze gleich; sie allein können bürgerliche 
und militärische Aemter bekleiden, mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche in 
besondern Fällen durch ein Gesetz angeordnet werden können. 

Art. 7. Die persönlithe Freiheit (liberte individuelle) ist Jedem zuge- 
sichert. Keiner kann anders gerichtlich verfolgt werden, als in den Fällen, 
welche das Gesetz vorausbezeichnet, und in der Form , welche dasselbe vor- 
schreibt. Ausser dem Falle der Ergreifung auf frischer That, kann Niemand 
anders verhaftet werden, als kraft eines richterlichen, mit Gründen ver- 
sehenen Befehls, welcher im Augenblicke der Verhaftung, oder spätestens bin- 
nen 24 Stunden bekannt gemacht werden muss. 

Art. 8. Niemand kann wider seinen Willen seinem gesetzlichen Rich- 
ter entzogen werden. 

Art. 9. Eine Strafe kann nur kraft des Gesetzes festgesetzt und zu- 
gefügt werden. 

Art. 10. Die Wohnung ist unverletzlich; eine Haussuchung kann nur 
stattfinden in den Fällen, welche das Gesetz vorausbezeichnet, und in der 
Form, welche es vorschreibt. 

Art. 11. Nur aus Rücksicht des öffentlichen Nutzens kann Jemand sei* 
nes Eigenthums beraubt werden, und nur in den Fällen und der Art, welche 
das Gesetz bestimmt und vermittelst einer gerechten und vorgängigen Ent« 
Schädigung. 

Art. 12. Die Strafe der Gütereinziehung(confiscation) kann nicht stattfinden« 

Art. 13. Der bürgerliche Tod ist abgeschafft und kann nicht wieder 
eingeführt werden. 

Art. 14. Die Freiheit jeder Gottesverehrung (culte), ihrer Ausübung, 
' so wie die Freiheit, seine Gedanken zu äussern, auf welche Art es sein mag. 
^ist zugesichert, mit Vorbehalt der Unterdrückung der Vergehungen , w«lche 

bei Ausübung dieser Freiheiten begangen werden. 
.^ . Art. 15. Keiner ist gezwungen, auf irgend eine Weise an den Hand- 
lungen und Feierlichkeiten eines Gottesdienstes Theil zu nehmen, oder die 
Ruhetage desselben zu beobachten. 

Art. 16. Der Staat hat kein Recht, ^ch in die Ernennung oder Ein- 
. Setzung der Diener irgend einer Gottesverehruug zu mischen, oder ihnen den 
^ Verkehr mit ihren Oberen und die Bekanntmachung ihrer Acten zu untersa- 
gen; im letzteren talle mit Vorbehalt der gewöhnlichen , Verantwortlichkeit 
im Betreff der Presse und der Bekanntmachung. 
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Die bttrgeriiche fiärath muss iniiMr der priesterlkbenBiiMWigiiuiig (Vor- 
hergehen, mit Vorbehalt der etwaigen Ausnahmen, welche durch das G^eiz 
zu bestimmen sind. 

Art 17. Der Unterricht ist frei; jede vorgreifende Maassregel ißt unter- 
sagt; die Unterdrtickungen von Vergehungen wird nur durch das Gesetz ge- 
ordnet Der öffentliche Unterricht, den man auf Kosten des Staates ertheilt, 
wird ebenfalls durch das Gesetz genauer bestimmt 

Art. 18. Die Presse ist frei ; die Censur kann nie eingeführt werden ; 
es bedarf auch keiner Sicherheitsleistung von Seiten der Schriftsteller, Verle- 
ger oder Drucker. Wenn der Schriftsteller bekannt und in Belgien ansässig 
ist, so kann der Verlier, Drucker oder Vertheiler nicht gerichtlich verfolgt 
werdok, 

Art i9. Die Belgier haben das Recht, sich friedlich und ohne Wafi)^ 
zu versammeln, gemäss den Gesetzen, welche die Ausübung dieses .Rechtes 
bestimmen können , ohne es jedoch einer vorgängigen obrigkeitlichen Erlaub- 
niss zu unterwerfen. 

Diese Verfügung bezieht sich nicht auf die Versammlung unter freiem 
Himmel, welche. gänzlich den Polizeigesetzen unterworfen bleibt 

Art 20. Die Belgier haben das Recht, sich zu Gesellschaften zu verei- 
nigen; dieses iRecht darf keiner vorgreifenden Maassregel unterworfen werden. 

Art 21. Jeder hat das Recht, an die Öffentlichen Behörden Bittschrif- 
ten <mit der Unterschrift von einer oder .mehreren Personen einzureichen. 

Die angesetzten Behörden haben allein das, Recht, im gemeinschaftli- 
chen Namen Bittschriften : einzureichen. 

Art 22. Das Briefgeheimniss ist unverletzlich. Das Gesetz bestimmt 
die Beamten., welche für die Verletzung des Geheimnisses der der Post an- 
vertrauten Briefe verantwortlich sind. 

Art. 23. Der Gebrauch der in Belgien üblichen Sprachen istwillkühr- 
lich; er kann nur durch das Gesetz bestimmt werden, und nur für die Acte 
der öffentlichen 'Behörde und für gerichtliche Handlungen. 

Art 24. Um öffentliche Beamte für Handlungen ihrer Verwaltung ge- 
richtlich zu verfolgen, ist keine vorgängige £rlaubniss nöthig, mit Vorbehalt 
der Anordnungen im Betreff der Minister. 

Dritter Titel. 

Von den Gewalten, 

Art 2d. Alle Gewalten gehen von der Nation aus. ^ie werden auf die 
•in. der Verfassung festgesetzte Weise ausgeübt 

Art 20. Die gesetzgebende Gewalt üben in Gemeinschaft der, König, 
die' Kammer der Volksvertreter und der Senat aus. 

Art. 27. Der Gesetzvorschlag (Initiative) gebührt einem jeden dieser 
drei Zweige der gesetzgebenden Gewalt Jedoch muss über jedes Gesetz, das 
sich auf die Einnahme oder Ausgabe des Staates oder auf das Gontingent des 
Heeres bezieht,' zuerst in dei;, Kammer der Volksvertreter abgestimmt werden. 

Art 28. Die authentische Auslegung der Gesetze gebührt nur der ge- 
setzgebenden Gewalt 

Art 29. Der König besitzt die ausübende Gewalt, jn der Art, wie sie 
•in der Veriaasung angeordnet ist 

Art 30. Die richterliche Gewalt wird durch die Gerichtshöf^^^nd Tri- 
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banale ausgeübt. Die Beschlüsse und Urtheile .werden im Namen des Königs 
vollzogen. 

Art. 31. Die Angelegenheiten, welche sich ausschliesslich auf die Ge- 
meinden oder Provinzen beziehen, werden, nach den Grundlagen der Staats- 
verfassung, durch die Gemeinde und Provinzial-Rathsversammlungen geordnet 



Erstes Gapitel. 
Von den Kammern, 

Art. 32. Die Mitglieder der beiden Kammern repräsentiren die Nation 
und nicht blos die Provinz oder die Unterabtheilung der Provinz, welche sie 
ernannt hat. 

Art. 33. Die Sitzungen der Kammern sind öffentlich. 

Nichts desto weniger kann sich jede Kammer auf den Antrag ihres Vor- 
sitzers (Präsidenten), oder von zehn Mitgliedern, zu einer geheimen Versamm- 
lung bilden. Sie entscheidet darauf durch absolute Stimmenmehrheit, ob über 
denselben Gegenstand nochmals eine öffentliche Sitzung abgehalten werden soll. 

Art. 34. Jede Kammer untersucht die Vollmachten ihrer Mitglieder und 
prüft die Ausstellungen, welche sich über diesen Gegenstand erheben. 

Art. 35. Man kann nicht gleichzeitig Mitglied beider Kammern sein. 

Art. 36. Wenn ein Mitglied der., einen oder der andern Kammer von der 
Regierung zu einem besoldeten Amte berufen wird und es dieses annimmt^ 
so verliert es damit unmittelbar Sitz und Stimme und erlangt seine Stelle nur 
kraft einer neuen Wahl wieder. 

Art. 37. ßei jeder Session ernennt eine jede Kammer ihren Präsiden- 
ten, ihre Vicepräsidenten und ordnet ihr Bureau. 

Art. 38. Jede Beschlussnahme wird nach absoluter Stimmenmehrheit 
gefasst , mit Vorbehalt der Regulative, welche durch die Kammer in Beziehung 
auf die Wahlen und die Vorschläge (Präsentationen) festgesetzt werden. Bei 
Stimmengleicheit wird der in Berathung gezogene Vorschlag verworfen. Keine 
der beiden Kammern kann einen Beschluss fassen, wenn nicht die Mehrzahl 
ihrer Mitglieder versammelt ist. 

Art 39. Die Abstimmung geschieht entweder laut oder durch Aufste- 
hen und Sitzenbleiben. 

Ueber die ganzen Gesetzentwürfe wird durch Namensaufruf und mit 
lauter Stimme abgestimmt. Die Wahlen und das Vorschlagen der Gandidaten 
geschehen immer durch geheime Stimmengebung. 

Art 40. Eine jede Kammer hat das Recht, Untersuchungen anzustellen. 

Art. 41. Ein Gesetz kann nur von einer der Kammern angenommen 
werden, wenn über jeden Artikel einzeln abgestimmt ist. 

Art 42. Die Kammern haben das Recht, die Artikel und die vorge- 
schlagenen Verbesserungen abzutheilen und zu verbessern. 

Art 43. Es ist untersagt, den Kammern in Person; Bittschriften zu 
überreichen. Jede Kammer hat das Recht die an sie gerichteten Bittschriften 
an die Minister zu überweisen. Die Minister sind verbunden, Auskunft 
über deren Inhalt zu ertheilen, wenn es die Kammer verlangt 

Art. 44. Kein Mitglied der einen oder der andern Kammer kann ge- 
richtlich verfolgt oder zur Rechenschaft für seine Meinung und Stimme gezo- 
gen werden, welche es in der Ausübung seiner Dienstverrichtungen ausgespro- 
chen hat. 
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Art. 45. Ein Milglied der einen oder der andern Kammer kann wäh- 
rend der Dauer der Sitzungen nur mit Erlaubniss der Kammer, welcher es 
angehört, verfolgt oder festgesetzt werden, mit Vorbehalt der Ergreifung auf 
frischer That Ein Mitglied der einen oder der andera Kammer kann wäh- 
rend der Sitzungen nur dann verfolgt werden, wenn dieselbe ihre Erlaubniss 
dazu ertheilt. Der Verhaft oder die Verfolgung eines Mitgliedes der einen 
oder der andern Kammer kann während der Sitzungen und für ihre ganze 
Dauer aufgeschoben werden» wenn die Katmmer es verlangt. 

Art 46. Jede Kammer bestimmt durch ihre Geschäftsordnung den Gang, 
nach welcher sie ihre Gerechtsame ausübt. 

Erste Abtheilung. 
Von der Kammer der Volksvertreter (^Repräsentanten,') 

Art 47. Die Kammer der Repräsentanten besteht aus den unmittelbar 
von den Bürgern gewählten Abgeordneten, welche den durch das Wahlgesetz 
bestimmten Steuerbeitrag zahlen , der nicht 100 Fl. überschreiten, noch unter 
20 Fl. sein darf*). 

Art. 48. Die Wahlen geschehen nach den Eintheilungen der Provinzen 
und an den Orten, welche das Gesetz bestimmt 

Art 49. Das Wahlgesetz bestimmt die Zahl der Abgeordneten nach der 
Bevölkerung. Diese Zahl darf das Verhältniss eines Abgeordneten auf 40,000 
Einwohner nicht übersteigen. Das Wahlgesetz bestimmt gleicherweise die Be- 
dingungen, welche erforderlich sind, um Wähler zu sein» und für den Gang 
der Wahlen. 

Art 50. Um gewählt werden zu können, muss man: 

1. Belgier von Geburt sein oder das grosse Bürgerrecht erhalten 
haben; * 

2. im Genüsse der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte; 

3. volle fünfundzwanzig Jahre alt; 

4. in Belgien wohnhaft sein. 

Keine andere Bedingung der Wählbarkeit kann erfordert werden. 

Art 51. Die Mitglieder der Kammer der Volksabgeordneten werden 
auf vier Jahre gewählt Sie werden alle zwei Jahre, nach der im Wahlgesetz 
angeordneten Reihenfolge, zur Hälfte erneuert. Im Falle der Auflösung muss 
die Kammer vollständig erneuert werden. 

Art 52. Jedes Mitglied der Kammer der Volksabgeordneten geniesst, 
während der Dauer der Sitzungen, eine monatliche Vergütung von 200 fl.**); 
diejenigen, welche in der Stadt wohnen;, wo die Sitzungen gehalten werden, 
erhalten keine Vergütung. 

Zweite Abtheilung. 
Vom Senate, 

Art 53. Die Mitglieder des Senates werden nach Maassgabe der Be- 
völkerung einer jeden Provinz durch dieselben Bürger gewählt , welche die 
Mitglieder der Kammer der Volksvertreter wählen. 



20 JR. = 11% TMr.; 100 Fl, = 57% Thlr, 
•V 200 «, = 114% TMr. 



Art 51 Der Stnat besteht ms halb so "viel Mit|^ledera , als die Kam- 
mer der Volksvertreter. 

Art. 56. Die Senatoren werden für acht Jahre gewählt Sie werden 
alle vier Jahre zur Hälfte, nach der im Wahlgesetze vorgeschriebenen Reihen* 
folgt» emenert. Im Falle der Auflösung wird der Senat vollständig erneuert 

Art. 5%. Um als Senator gewählt werden zu können, und es zu blei* 
ben, muss man: 

1) Belgier von Geburt sein, oder das grosse Bürgerrecht erhalten 
haben ; 

2) im Genuss seiner bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte; 

3) in Belgien wohnhaft; 

4) wenigstens vierzig Jahre alt sein; 

5) in Belgien wenigstens 1000 fl. direkte Steuern zahlen *) , die 
Patentgelder einbegriffen. 

In den Provinzen, wo die Zahl der Bürger, welche 1000 fl. Abgaben 
zahlen, nicht das Verhältniss von 1 auf 6000 Seelen erreicht, wird sie durch 
die am höchsten Besteuerten der Provinz bis zu diesem Verhältnisse vollzählig 
gemacht. 

Art 57. Die Senatoren erbalten weder Besoldung noch Vergütung. 

Art. 58. Mit dem achtzehnten Jahre erreicht der muthmassliche Thron- 
erbe das Senatorrecht Er hat aber erst mit dem fünfundzwanzigsten Jahre 
eine beschliessende Stimme. 

Art 59. Jede Versammlung des Senats , welche ausser der Zeit der 
Sitzungen der Kammer der Volksvertreter gebalten wird, ist mit vollem Rechte 
nichtig. 

Zweites Gapitel. 
Von dem Könige und seinen Ministem. 

£rste Abtheilung. 
Vom Könige, 

Art. 60. Die verfassungsmässigen Gewalten des Königs sind erblich in 
seiner directen, natürlichen und rechtmässigen Nachkommenschaft , von Mann 
zu Mann, nach der Ordnung der Erstgeburt, und mit beständiger Ausschlies- 
sung der Frauen und ihrer Nachkommenschaft. 

Art 61. In Ermangelung männlicher Nachkommen kann er, mit Zu- 
stimmung der Kammern, auf die im folgenden Artikel vorgeschriebene Weise 
seinen Nachfolger ernennen. Wenn auf diese Weise keine Ernennung Statt 
findet; so ist der Thron erledigt 

Art 62. Der König von Belgien kann ohne Zustimmung der beiden 
Kammern nicht zugleich das Haupt eines andern Staates sein. Keine der bei- 
den Kammern kann über diesen Gegenstand berathschlagen , wenn nicht we* 
nigstens zwei Drittel der Mitglieder, woraus die Kammer besteht, gegenwär- 
tig sind; und es kann kein Beschluss angenommen werden , wenn er nicht 
wem'gstens zwei Drittel der Stimmen für sich hat 

Art 63. Die Person des Königs ist unverletzlich, seine Minister sind 
verantwortlich. 
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Art. 64* Kmn, Act de$ Königs hat Kraft, wenn er nicht von einem )fi- 
nister unterzeichnet ist » welcher sich durch dieses allein dafiir verantwortlich 
macht. 

Art. 65. Der König ernennt und entlässt seine Minister. 

Art 66. Er verlßiht die Stellen in der Armee und besetzt die Stellen 
der allgemeinen Staatsverwaltung und der auswärtigen Angelegenheiten, mit 
Vorbehalt der durch das Gesetz angeordneten Ausnahmen. Andere Stellen 
besetzt er nur in kraft einer besondern gesetzlichen Verlügung. 

Art. 67. Er trifft die zur YoHziehung der Gesetze nöthigen Anordnun- 
gen und Beschlüsse, ohne jedoch jemals die Gesetze selbst zu suspendiren, 
noch von ihrer Vollziehung befreien zu können. 

Art. 68. Der König befehligt die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, 
schliesst Bündnisse» Friedens- und Handelsverträge. Sobald das Interesse und 
die Sicherheit des Staates es erlauben, setzt er die Kammern davon in Kennt- 
niss, und fügt die. nöthigen Mittheilungen bei. Die Handelsverträge, so wie 
diejenigen, welche den Staat belasten, oder einzelne Belgier verpflichten, ha- 
ben nur Kraft, wenn sie die Zustimmung der Kammern erhalten. 

Kein Abtreten, kein Tausch, keine Verbindung eines Landestheiles kann 
anders Statt finden, als kraft eines Gesetzes. In keinem Falle können die ge- 
heimen Artikel eines Vertrages den offenen zuwiderlaufen. 

Art. 69. Der König bestätigt die Gesetze und macht sie bekannt. 

Art. 70. Die Kammern vereinigen sich von Rechtswegen wenigstens 
alle Jahre am zweiten Dienstage des Novembers, wdnn sie nicht früher vom 
Könige zusammenberufen werden. Die Kammern müssen alle Jahre wenig- 
stens 40 Tage versammelt bleiben. Der König schliesst die Sitzungen. Er hat 
das Recht, die Kammern in ausserordentlichen Fällen zusammen zu berufen. 

Art. 71. Der König hat das Recht, die Kammern aufzulösen, sei es 
beide zugleich, oder nur eine. Der Beschluss der Auflösung begreift aber in 
sich die Zusammenberufung der Wähler innerhalb der nächsten 40 Tage, und 
der Kammern innerhalb der nächsten zwei Monate. 

Art. 72. Der König kann die Kammer vertagen. Die Vertagung darf 
aber die Frist eines Monats nicht überschreiten, und kann in der nämlichen 
Sitzung ohne die Zustimmung der Kammern nicht wiederholt werden. 

Art. 73. Der König hat das Recht, die Strafen, welche von den Rich- 
tern ausgesprochen werden, zu erlassen oder zu mildern, mit Vorbehalt der 
Bestimmungen in Betreff der Minister. 

Art. 74. Er hat das Recht, in Vollziehung des Gesetzes, Münzen zu 
schlagen. 

Art. 75. Er hat das Recht, Adelstitel zu verleihen, ohne jemals Vor- 
rechte daran knüpfen zu können. 

Art. 76. Er verleiht die militärischen Orden, mit Beobachtung der 
Bestimmungen, welche in dieser Hinsicht das Gesetz vorschreibt. 

Art 77. Das Gesetz bestimmt die Gvilliste für die ganze Dauer einer 
jeden Regierung. 

Art. 78. Der König hat keine andere Gewalt, als diejenige, welche ihm 
die Verfassung und die andern, in Kraft der Verfassung gegebenen, Gesetze, 
förmlich beilegen. 

Art. 79. Beim Tode des Königs versammeln sich die Kammern dme 
Zusammenberufung, spätestens 10 Tage nach seinem Ableben. Wenn die 
Kammern vorher aufgelöst sind, und die Zusammenberufung in dem Besdihisse 
der Auflösung auf eine spätere Zeit als den zehnten Tag festgesetzt ist; so 

Schubert, Yertosiugsarkiuiden. 2, Bd. 21 



treten die alten wieder, bis zur Vereinigung der neuen, in ihre Verrichtun- 
gen ein. 

Wenn nur eine Kammer aufgelöst ist; so befolgt man in Rücksicht 
dieser Kammer dieselbe Vorsdirift. 

Vom Tode des Königs an bis zur Eidesleistung des Thronfolgers oder 
des Regenten, werden die verfassungsmässigen Gewalten desselben von den 
in einem Gonseil vereinigten Ministern, und unter ihrer Verantwortlichkeit, im 
Namen des Relgischen Volkes ausgeübt. 

Art. 80. Der König wird volljährig mit dem vollen 18ten Jahre. Er 
nimmt erst dann vom Throne Resitz, wenn er in der Mitte der vereinigten 
Kammern vorher feierlichst folgenden Eid geleistet hat: 

„Ich schwöre; die Verfassung und die Gesetze des Relgischen Volkes 
„zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und die ünverletz- 
„barkeit des Staatsgebiets aufrecht zu erhalten." 

Art. 81. Wenn beim Tode des Königs sein Nachfolger minderjährig 
ist; so vereinigen sich die beiden Kammern in eine einzige Versammlung, 
zur Einsetzung einer Regentschaft und Vormundschaft. • -ir-i 

Art. 82. Wenn der König sich' in der Unmöglichkeit zu regieren h^ 
findet: so rufen die Minister, nachdem sie diese Unmöglichi:eit dargßtban ha- 
ben, unmittelbar die Kammern zusammen. Die Vormundschaft und Regent- 
schaft werden durch die verisinigten Kammern angeordnetr . 

Art. 83. Die Regentschaft kann nur einer Person übertragen w^rdeipi. 

Der Regent beginnt seine Verrichtungen, nachdem er den Eid, ]v^elchen 
der Art. 80 vorschreibt, geleistet hat. 

Art. 84. Während der Regentschaft kann keine Veränderung in d^r 
Staatsverfassung vorgenommen werden. 

Art. 85. Im Falle der Erledigung des Thrones ordnen die gemein- 
schaftlich berathenden Kammern vorläufig (provisorisch) die Regentschaft an» 
bis zur Versammlung der vollständig erneuerten Kammern; dieser Zusammen- 
tritt muss spätestens in zwei Monaten Statt finden. Die neuen gemeinschaft- 
lich berathenden Kammern treffen dann, hinsichtlich der Erledigung, die fe- 
sten (definitiven) Anordnungen. 

Zweite Abtheilung. 
Von den Ministem. 

Art. 86. Keiner kann Minister werden, wenn er nicht Relgier von 
Geburt ist, oder 'das grosse Rürgerrecht erhalten hat. 

Art. 87. Kein Mitglied der königlichen Familie kann Minister sein. 

Art. 88. Die Minister haben nur Stimmrecht in der einen oder der 
andern Kammer, wenn sie Mitglieder derselben sind. 

Sie haben Zutritt in jeder Kammer, und müssen auf ihr Verlangen ge- 
hört werden. Die Kammern können die Gegenwart der Minister verlangen. 

Art. 89. In keinem Falle kann der König durch einen mündlichen 
oder schriftlichen Refehl einen Minister der Verantwortlichkeit entziehen« 

Art. 90. Die Kammer der Volk3vertreter hat das Recht, die Minister 
anzuklagen und sie vor den Gassationshof zu ziehen, der sie allein richten 
kann, wenn die Kammern vereinigt sind; mit Vorbehalt der Bestimmungen, 
welche durch das Gesetz in Ansehung der Anstellung der bürgerlichen Klage 
von Seiten der verietzten Partei, und in Ansehung der Verbrechen und Ver- 
gehen, welche die Minister ausser ihrem Geschäftskreise begangen haben, fest- 
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giesettt werden. Ein Gesetz wird die Fälle der Verantwortlichkeit bestimmen, 
die Strafen, welche über die Minister verhängt werden, und die Verfabrungs- 
weise, welche gegen sie entweder auf die Anklage von Seiten der Kammer 
der Volksvertreter, oder auf die persönliche Verfolgung von Seiten der ver- 
letzten Partei, statt findet. 

Art. 91. Der König kann einen Minister, der durch den Gassations- 
hof verurtheilt ist, nur auf das Verlangen von einer der beiden Kammern 
begnadigen. 

Drittes Gapitel. 
Von der richterlichen Gewalt. « 

Art. 92. Die Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte zum Gegen- 
stände haben, gehören ausschliesslich vor die Tribunale. 

Art 93. Die Streitigkeiten, welche staatsbürgerliche Rechte zum Ge- 
genstande haben, gehören vor die Tribunale, mit Vorbehalt der durch das 
Gesetz bestimmten Ausnahmen. 

Art 94. Kein Tribunal, keine streitige Gerichtsbarkeit, kann anders 
als kraft eines Gesetzes eingerichtet werden. Es können keine Gommis- 
sionen oder ausserordentliche Tribunale eingesetzt werden, unter welcher 
Benennung es auch sein mag. 

Art. 95. Es giebt für ganz Belgien einen Gassationshof. 

Dieser Hof erkennt nicht über den Grund der Sachen, mit Ausnahme 
der Verurtheilung der Minister. 

Art. 98. Die Sitzungen der Tribunale sind öffentlich, wenn diese 
Oefientlichkeit nicht für die Ordnung und die Sitten gefährlich ist, und in 
diesem Falle erklärt es das Tribunal durch einen Bescbluss. In Betreff der 
politischen und Pressvergehen kann der Thürverschluss nur mit Einstimmig- 
keit ausgesprochen werden. 

Art 97. Jedes Urtheil wird mit Gründen belegt, und in öffentlicher 
Sitzung ausgesprochen. 

Art 98. Das Geschwornengericht ist für alle Criminalsachen, so wie 
für die politischen und Pressvergehen angeordnet 

Die Räthe der Appellationshöfe, die Präsidenten und Vice-Präsidenten 
der Tribunale erster Instanz ihres Geschäftskreises, werden von dem Könige 
nach zwei doppelten Listen ernaunt von denen die eine von diesen Höfen, 
die andere durch die Provinzial-Rathsversammlungen eing^eicht wird. Die 
Räthe des Gassationshofes ernennt der König nach zwei doppelten Listen, 
von denen die eine von dem Senate, die andere von dem Gassationshofe ein- 
gereicht wird. In diesen beiden Fällen können die Gandidaten , welche auf 
der einen Liste stehen, auch auf die andere gesetzt werden. Alle Vorschläge 
werden wenigstens 14 Tage vor der Ernennung öffentlich bekannt gemacht 
Die Gerichtshöfe wählen aus ihrer Mitte ihren Präsidenten und Vice- 
Präsidenten. • 

•Art. 99. Die Friedens- und Tribunalsrichter werden unmittelbar von 
dem Könige angestellt. 

Art. 100. Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt Ein Richter 
kann nur durch einen Urlheilsspruch seines Amtes beraubt, oder für eine Zeit 
lang entsetzt werden. Die Versetzung eines Richters kann nur in Folge einer 
peuen Emennupg und mit seiner Bewilligung statt finden* 



321 

Art: 101. Der König ernennt und entl'isst die Beamten des öffentlicheB 
Dienstes bei den Gerichtshöfen und Tribunalen. 

Art. 102. Die Besoldungen der Mitglieder des Richterstandes werden 
durch ein Gesetz bestimmt. 

Art. 103. Kein Richter kann eine von der Regierung besoldete Stelle 
annehmen, wenn er es nicht unentgeldlich thut, mit Vorbehalt der Fälle der 
Unvereinbarkeit, die das Gesetz bestimmt. 

Art. UJ4. Es giebt in Belgien .drei Apellhöfe. Das Gesetz bestimmt 
ihren Geschäftskreis und die Orte, wo sie eingerichtet werden. 

Art 105. Besondere Gesetze bestimmen die Einrichtung der Militärtri- 
bunale , ihre Gerechtsame, die Rechte und Pflichten der Mitglieder dieser 
Tribunale, und die Dauer ihrer Verrichtungen. . Es giebt Handelsgerichte an 
den durch das Gesetz bestimmten Orten. Das Gesetz bestimmt ihre Einrich- 
tung, ihre Gerechtsame, die Art der Ernennung ihrer Mitglieder und die 
Dauer der Verrichtungen der letzteren. 

Art. ,106. Der Cassationshof entscheidet über den Streit der Gerecht- 
same nach der im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrungsweise. 

Art. 107. Die Gerichtshöfe und Tribunale wenden die allgemeinen, 
provinziellen und örtlichen Beschlüsse und Verordnungen nur in so weit an» 
als sie den Gesetzen gemäss sind. 



Viertes Gapitel. 
Von dm Einrichtungen der Provinzen und Gemeinden. 

Art. 108. Die Einrichtungen der Provinzen und Gemeinden werden 
durch das Gesetz genauer bestimmt. Diese Gesetze halten folgende Grund- 
sätze fest: 

1) die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche 
das Gesetz rücksichtlich der ersten Beamten der Gemeindever- 
waltung und der Abgeordneten der Regierung bei den Provin- 
zial-Rathsversammlungen einführen kann; 

2) die Zuweisung aller Gegenstände an die Provinzial- und Ge- 
mein^deversammlungen, welche ein Provinzial- und Gemeinde- 
inteftsse haben, unbeschadet der Billigung ihrer Handlungen in 
den Fällen und der Art, welche das Gesetz bestimmt; 

3) die Oeffentlichkeit der Provinzial- und Gemeinde-Rathsversamm- 
lungen in den durchs Gesetz bezeichneten Grenzen; 

4) die Oeffentlichkeit des Steueranschlages (Budget) und der Rech- 
nungen; 

5) das Einschreiten des Königs oder der gesetzgebenden Gewalt, 

um zu verhindern, dass die Provinzial- und Gemeinde-Ratl\sver- 
sammlungen nicht ihre Gerechtsame überschreiten, und das all- 
gemeine Wohl beschädigen. « 

Art 109. Die Abfassung der Beschlüsse des Civilstandes, und die Füh- 
rung der Register, gehören ausschliesslich zu den Gerechtsamen der Ge- 
meindeobrigkeiten. 



SK 



Vierter Titel. 

Von den Finanzen, 

Art. 110. Jede Auflage zum Besten des Staates kann nur durch ein 
Gesetz angeordnet werden. Jede Provinzialbelastung oder Auflage kann nur 
mit Einwilligung der Provinzial-Ralhsversammlungen eingeführt werden. Jede 
Gemeindebelasiung und Auflage kann nur mit Einwilligung der Gemeinde- 
Rathsversammlung eingeführt werden. 

Das Gesetz bestimmt die Ausnahmen , wo die Erfahrung die Nothwen- 
digkeit in Bezug auf Provinzial- und Gommunalauflagen zeigen wird. 

Art. 111. Die Auflagen zum Besten des Staates werden jährlich der 
Berathung und Abstimmung unterworfen. Die Gesetze, welche die Auflagen 
bestimmen, haben, wenn sie nicht wieder erneuert werden, nur für ein Jahr 
Kraft. 

Art. 112. Kein Privilegium kann in Betreff der Auflagen eingeführt 
werden. Eine Befreiung oder Nachlass von einer Auflage kann nur durch 
ein Gesetz eingeführt werden. 

Art. 113. Gebühren können ausser den Fällen, welche förmlich durch 
das Gesetz ausgenommen sind, von den Bürgern nur unter dem Rechtsgrunde 
einer Auflage zum Besten des Staates, der Provinz oder der Gemeinde gefor- 
dert werden* An der gegenwärtigen Verwaltung der Deiche und Canäle (Pol- 
ders und Wateringen) wird nicht geändert; sie [bleibt der gewöhnlichen Ge- 
setzgebung unterworfen. 

Art. 114. Kein Gnadengehalt (Pension), kein Geschenk auf Kosten des 
öffentlichen Schatzes kann anders, als kraft eines Gesetzes bewilligt werden. 

Art. 115. Jedes Jahr erlassen die Kammern das Gesetz über die Rech- 
nungen und stimmen über den Ausgabenanschlag (Budget). Alle Einnahmen 
und Ausgaben des Staates müssen auf den Ausgabenanschlag und auf die 
Rechnungen gesetzt werden. 

Art. 116. Die Mitglieder des Rechnungshofes werden von der Kammer 
der Volksvertreter für die im Gesetze festgesetzte Zeit ernannt. Dieser Hof ist 
beauftragt mit der Prüfung und Bezahlung der Rechnungen der allgemeinen 
Verwaltung und aller derjenigen Personen, welche dem öffentlichen Schatze 
Rechnung ablegen müssen. Er wacht darüber, dass kein Artikel der Ausga- 
ben des Budgets überschritten werde, und dass keine Uebertragung Statt finde. 
Er schliesst die Rechnungen der verschiedenen Verwaltungszweige des Staates 
ab und ist beauftragt, jede Nachricht und jedes zur Rechnung noth wendige 
Actenstück einzuziehen. Die allgemeine Staatsrechnung wird den Kammern 
mit den Bemerkungen des Rechnungshofes vorgelegt. Der Rechnungshof er- 
hält seine Einrichtung durch ein Gesetz. 

Art. 117. Die Besoldungen und Gnadengehalte der Diener der verschie- 
denen Religionen (Gülte) zahlt der Staat auf seine Kosten. Die dazu nothwen- 
dige Summe wird jährlich auf das Budget gesetzt 

Fünfter Titel. 

Von der öffentlichen Macht, 

Art. 118. Die Art der Ergänzung der. Armee wird durch das Gesell; 
bestimmt, weldies ebenfalls die Beförderung, die Rechte und Pflichten der 
Soldaten anordnet. 
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Art. 119. Die Grösse (Gontingent) der Armee wird jährlich der Bera- 
thung unterworfen. Das Gesetz, welches sie bestiimqt, hat nur fUr ein Jahr 
Kraft, wenn es nicht wieder erneuert wird. 

Art. 120. Die Einrichtung und Gerechtsame der Gensd*armerie machen 
den Gegenstand eines besondern Gesetzes aus. 

Art. 121. Nur kraft eines Gesetzes können fremde Truppen zum Dienste 
des Staates zugelassen werden, oder das Staatsgebiet betreten, oder durch das- 
selbe ziehen. 

Art. 122. £s giebt eine Bürgergarde ; ihre Einrichtung wird durch das 
Gesetz bestimmt. 

Alle Stellen bis zum Capitain besetzt die Garde selbst, mit Vorbehalt 
der Ausnahmen derjenigen, die Anspruch darauf haben. 

Art. 123. Die Mobilmachung der Bürgergarde kann nur krafl eines 
Gesetzes statt finden. 

Art. 124. Die Militärpersonen können ihre Stellen, Ehrenzeichen und 
Jahrgehalte nur auf die im Gesetze bestimmte Art verlieren. 

Sechster Titel. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 125. Die Belgische Nation nimmt die rothe, gelbe und schwarze 
Farbe an, und als Reichswappen den Belgischen Löwen mit der Inschrift : 
Eintracht giebt Macht (Funion fait force). 

Art. 12Ö. Die Stadt Brüssel ist die Hauptstadt von Belgien und der 
Sitz der Regierung. 

Art. 127. Ein Eid darf nur kraft eines Gesetzes auferlegt werden, wel- 
ches die Formel bestimmt. 

Art. 128. Jeder Fremde, welcher sich auf dem Belgischen Gebiete be- 
findet, geniesst den Schutz, welcher den Personen und Gütern bewilligt ist, 
mit Vorbehalt der durch das Gesetz bestimmten Ausnahmen. 

Art. 129. Kein Gesetz, kein Beschluss, keine Verordnung der allgemei- 
nen Provinzial- oder Gemeindeverwaltung ist verbindlich, wenn solche nicht 
zuvor in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form öffentlich bekannt gemacht 
sind. ' 

Art. 130. Die Staatsverfassung kann weder ganz noch theilweise aufge- 
hoben werden. 

Siebenter Titel. 

Von der Revision der Verfassung. 

Art. 131. Die gesetzgebende Gewalt hat das Recht, zu erklären, dass 
eine Verordnung in der Verfassung, welche sie bezeichnet, die Revision nö- 
thig hat, Nach dieser Erklärung sind die beiden Kammern von Rechtswegen 
aufgelöset. Es werden dann nach dem Artikel 71 zwei neue zusammenbe- 
rufen. Diese Kammern beschliessen in Gemeinschaft mit dem Könige über 
die der Revision unterworfenen Punkte. In diesen Fällen können die Kam- 
mern sich nur berathschlagen, wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder, 
aus welchen eine jede besteht, gegenwärtig sind, und keine Veränderung kann an- 
genommen werden, wenn nicht wenigstens zwei Drittel der Stimmen daf^r sind. 
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Achter Titel. 

Vorübergehende Anordnungen (Dispositions transitoires). 

Art. 132. Für die erste Wahl des StaatSrOberhauptes kann die erste 
Verfügung des 80. Artikels aufgehoben werden. 

Art. 133. Die Fremden, welche vor dem 1. Januar 1814 in Belgien an- 
sässig waren und daselbst fortwährend gewohnt haben, werden wie Belgier 
von Geburt betrachtet, jedoch nur unter der Bedingung, wenn sie erklären, 
dass es ihre Absicht sei, die Wohlthat der jetzigen Verfügungen geniessen zu 
wollen. Die Erklärung muss jedoch in den nächsten sechs Monaten gesche- 
hen, von dem Tage an gerechnet, wo die gegenwärtige Verfassung verbindlich 
wird; wenn sie minderjährig sind» in dem Jahre, welches auf ihre Volljährig- 
keit folgt. Diese Erklärung muss vor der Provinzial-Obrigkeit geschehen, unter 
deren Gerichtsbarkeit ihr Wohnort liegt. Sie kann in Person gescheheii, 
oder durch einen Bevollmächtigten, der eine spezielle und authentische Voll- 
macht vorzeigt. 

Art. 134. Die Kammer der Volksvertreter besitzt so lange die willkühr- 
liehe Gewalt, einen Minister anzuklagen, und der Gassationshof, ihn zu rich- 
ten, bis darüber ein Gesetz erlassen wird. Jedoch muss der Gassationshof das 
Verbrechen auseinandersetzen und die Strafe bestimmen. Nichts desto weni- 
gOfk^Bn- die Strafe die Verhaftung nicht überschreiten, unbeschadet der durch 
die Strafgesetze genau vorgeschriebenen Fälle. 

Art. 135. Das Personale der Höfe und Tribunale bleibt so, wie es ge- 
genwärtig besteht, bis dass hierüber ein Gesetz erlassen wird. Dieses Gesetz 
muss während der ersten gesetzgebenden Versammlung abgefasst werden. 

Art. 136. Ein Gesetz, welches in derselben Versammlung gegeben wird, 
bestimmt die Art und Weise der ersten Ernennung der Mitglieder des Gas- 
sationshofes* 

Art 137. Das Grundgesetz vom 24. August 1815 ist abgeschafft, so wie 
die Provinzial- und Gemeinde-Statuten. Indessen behalten die Provinzial- und 
Gemeinde-Obrigkeiten ihre Gerechtsame bei, bis dass ein Gesetz darüber an- 
ders verfügt 

Art 138. Von dem Tage an, wo die Verfassung in Kraft tritt, sind alle 
Gesetze, Decrete, Beschlüsse, Verordnungen und andere Anordnungen, welche 
derselben entgegen sind, abgeschafft 

Ergänzende Verordnungen, 

Art 139. Der National-Congress erklärt, dass für folgende Gegenstände 
in der möglichst kürzesten Zeit besondere Gesetze zu erlassen sind: 

1) die Presse; 

2) die Einrichtung des Geschwornengerichts; 

3) die Finanzen; 

4) die Provinzial- und Gemeinde-Einrichtung : 

5) die Verantwortlichkeit der Minister und anderer Beamten ; 

6) die Einrichtung des Gerichtswesens; 

7) die Revision der Pensionslisten ; 

8) die Maassregeln um den Missbräuchen zuvorzukommen; 

9) die Revision der Gesetzgebung über den Bankerott und den 
Zahlungs-Aufschub; 

10) die Einrichtung der Armee, des Rechts der Beförderung, des 
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Austritts aus dem Dienste und des mililärischen Strafgesetz- 
Buches; 
11) die Revision des Gesetzbuchs. 

Brüssel, gegeben im Palaste der Nation. 

Der Präsident 
Die Secretare. 
Die Mitglieder des Gongresses« 



Die Wahl des definitiven Staatsoberhauptes blieb jetzt die Haupt- 
aufgabe des Belgischen Congresses; wiederholte Versuche der Oran- 
gisten in Brüssel und den Provinzen, die Stimmung der grösseren 
Masse des Volkes für den Prinzen von Oranien zu gewinnen, roiss- 
glückten völlig. Die Englischen und Französischen Diplomaten 
wandten jetzt für die Belgische Königs-Candidatur ihre Aufmerk- 
samkeit auf den Prinzen Leopold von Sachsen-Coburg, der auch nach 
dem Tode seiner Gemahlin, der Prinzessin von Wales (f 6. Novem- 
ber 1817), in England verweilte und als Mutterbruder der künftigen 
Thronfolgerin Prinzessin Victoria eine bedeutende Stellung einnahm. 
Seine verwandtschaftlichen Verhältnisse und sein persönlicher Charak- 
ter bewirkten gleichzeitig eine eben so günstige Meinung für densel- 
ben bei den drei übrigen Grossmächten. Die Forderung der Londo- 
ner-Conferenz an die Belgische Regierung, sich bis zum 1. Juni 1831 
über die definitive Annahme des Beschlusses vom 28. Januar (vergl. 
ob. S. 218) zu erklären, Hess von der Wahl eines der Conferenz 
angenehmen Candidaten noch günstigere Bedingungen für Belgien er- 
warten, und so wurden die Absichten für die Wahl dieses Fürsten, 
obschon er der protestantischen Kirche angehörte, sehr bald bei der 
Mehrzahl der Belgischen Abgeordneten populär. Die erste Belgische 
Deputation in dieser Angelegenheit wurde von Prinz Leopold von 
Sachsen-Coburg im Einverständnisse mit dem Englischen Ministerium 
am 22. April beifällig aufgenommen. Bei der am 4. Juni 1831 im 
Belgischen Congresse erfolgten neuen Königswahi erklärten sich von 
196 Mitgliedern 152 für den Prinzen Leopold von Sachsen-Coburg, 14 für 
den Regenten Surlet de Chokier, 10 gegen den Prinzen; 10 Mitglie- 
der enthielten sich der Abstimmung und eine Stimme wurde annul- 
lirt. Unmittelbar nach der Wahl wurde folgender Beschluss in zwei 
Artikeln gefasst; 1) Der Prinz Leopold Georg Christian Friedrich 
von Sachsen-Coburg ist zum König der Belgier erwählt unter der 
Bedingung, dass er die Constitution, wie sie vom National-Congresse 
beschlossen wurde , annimmt. 2) Er nimmt nur dann erst vom Throne 
Besitz, wenn er im Schoosse des Congresses folgenden Eid geleistet 
hat: ,»ich schwöre^ die Constitution und die Gesetze des Belgischen 



Voltes zu beobachten, die National-Uiftabhäogigkeit und die Integrität 
des Gebiets aufrecht zu erhalten '^ Drei Wochen später (am 26. Juni) 
nahm Prinz Leopold das ihm von einer Belgischen Deputation über- 
brachte Anerbieten der Krone dieses Staates an, jedoch unter der 
Voraussetzung, dass der Gongress die zur Gonstituirung des neuen 
Staates und zu dessen Anerkennung durch die Europe^ischen Staaten *) 
geeigneten Maassregeln ergreifen würde. Nachdem der Beigische 
Gongress mit 126 Stimmen gegen 70 die von der Londoner Gonfe- 
renz vorgeschlagenen und oben bei den Niederlanden näher bezeich- 
neten Artikel am 9. Juli angenommen hatte, wurde sofort eine neue 
Deputation aus 5 Mitgliedern an Prinz Leopold nach London entsandt 
Dieser nahm nun ohne weiteren Anstand die Belgische Krone an 
(12. Juli), landete am 17. Juli auf dem Belgischen Boden und hielt 
am 21. Juli seinen feierlichen Einzug in Brüssel. Noch an demsel- 
ben Tage legte Surlet de Ghokier die Begentschaft in die Hände des 
Gongresses nieder, und König Leopold leistete den am 4. Juni festge- 
stellten Eid auf treue Beobachtung der Belgischen Gonstitution und 
der Gesetze. 

Am 8. September 1831 wurden zum ersten Male nach dieser 
Verfassung der Senat und die Kammer der Repräsentanten eröffnet; 
jener aus 51, diese aus 102 Mitgliedern gebildet. Nach dem WahU 
Decrete vom 3. März 1831 waren 47,853 Vt^ähler in die Wahllisten 
eingeschrieben, von denen 14,835 in den Städten und 33,018 in den 
ländlichen Gemeinden lebten. Die Höhe des Steuersatzes war durch- 
schnittlich für die Wähler in den Städten zwischen 20 bis 80 Gulden 
(1 1 V2 bis 46 Thir. Prss.} , für die Wähler in den ländlichen Gemein" 
den zwischen 20 bis 30 Gulden (11 Vi bis 17 V* Thlr. Prss.). Nach 
der Bildung der Wahllisten im April 1833 kam ein Mitglied der 
Kammer der Bepräsentanten auf 30,958 Einwohner und auf 478 
Wähler, ein Mitglied des Senats auf 79,325 Einwohner und auf 972 
Wähler: ein Wähler selbst kam durchschnittlichauf 85 Einwohner**). 
Nach der Abtrennung eines Theiles des Grossherzogthums Luxenir 
burg (ob. S. 222) verminderte sich die Zahl der Senatoren auf 47 
und die der Bepräsentanten auf 95. Nach den im April des Jahres 



V Pie Londoner Conferenz theilte gleichzeitig den dort verhandelnden 
Belgischen Abgeordneten Lebeau und Nothomb die Vorschläge mit, welche den 
beiden streitenden Theilen Holland und- Belgien gemacht wurden, um eine 
ftUdliehe Entmckelung ihrer beidirseitigen Verhältnisse herbeizuführen. Wie 
indess die vollständige Avsgleichung dieser Verhältnisse noch einen vollen 
Zeitraum von acht Jahren erforderte, ist oben in der historischen Uebersicht 
für das Kömgreich der Niederlande, S^ 218—22 dargelegt worden. 

V Heuschling, Statist gener. de la Belgiq. pag, 387.:.. :::::, 
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1840 neu aufgestellten Wahllisten for die Mitglieder dar ^setzgebei^ 
den Gewalt befanden sich bei einer 6esansn)tbev6lk^ihg voü 
4,028,677 Einwohner 46,894 Wähler*), von denen 16,839 in dn 
Städten und 30,055 in den ländlichen Gemeinden lebten. Es kam 
mithin ein Wähler auf 86 Einwohner, und nach dem verschiedene^ 
Wohnsitz -Verhältnisse ein' Wähler bereits auf 54 städtische, aber 
erst auf 104 ländliche Bewohner: ein Mitglied der Repräsentanten^ 
Kammer flel erst auf 42,933 Einwohner und ein Mitglied des Senab 
auf 85,717 Einwohner. Ueberhaupt gab es aber im ganzen Staate 
nur 403 Individuen, welche den durch die Verfassung bestimmten 
Census zur Wählbarkeit für den Senat entrichteten, darunta: 106 ii 
Brabant und 131 in den beiden Flandern. 

Die Civil liste des Königs Leopold wurde für die Dauor sei- 
ner Regierung in Folge des Art 77 der Verf. durch ein Gesetz vom 
28. Februar 1832 auf die Summe von 1,300,000 Holland. Guldeü 
(= 2,751,323 Frcs. oder 746,778 Thlr. Prss.) festgestellt. Ausser- 
dem ist noch in Bezug auf die Königliche Dynastie als eine besinninle 
Auszeichnung einzelner Mitglieder derselben durch die VerorikiuDg 
Tom 16. December 1840 bestimmt, dass der Kronprinz deil Titel 
eines Herzogs von Brabant und der zunächst gebome Prinz den 
eines Grafen von Flandern fuhren soll, dass beide Titel nach 
dem Rechte der Erstgeburt vererben, dass mithin für die Zukunft 
jedesmal der Belgische Thronerbe Herzog von Brabant heissen soll. 

Unter den ergänzenden Verordnungen der Belgischen Constitu- 
tion bestimmte im Art. 139 der National-Congress im Voraus, welche 
besonders wichtige Gesetze für die nächste Zukunft dem Belgischen 
Staate von der gesetzgebenden Gewalt zu gewähren wären. Diese 
Aufgaben sind bis auf die Revision der Gesetzbucher gegenwärtig 
fast vollständig gelöst. Wir gedenken hier nur der wichtigeren Ge- 
setze, welche im unmittelbarsten Zusammenhange mit der Verfiissung 
des gesammten Staates stehen. Dahin gehören: 1) Das Gesetz vom 
21. März 1839 über die Zeitungs presse, Regelung der Stempel- 
gebühren nach dem Format und dem Publicationsorte, durch wel- 
ches indess der Umfang der Rechte des Art 18 in der Verfassung keh 
nes weges beschränkt wird. 2) Djas organische Unterrichtsgesetz 
vom 27. SepL 1835, durch welches die beiden Universitäten zu Gent 
und Lüttich zu Staatsuniversitäten erklärt werden, und die innere 
Einrichtung der höheren Studien angeordnet wird. 3) Das Gesetz 
über die Einrichtung des Gerichtswesens vom 4. Aug. 1832 (loi 



V Im Jahre 1841 war dk Zahl der Wähler auf SIAU und 1M2 mf 
S^Jtöd geetiegen. , 



ii'«rg«iM>uitioQ jqdicuure). 4) Das Gesi^z über die Einrichtung dar 
Geschwprnengerichte vom 15. Mai 1838. Nach demselben werden 
die Gescbwornen theils aus solchen Bürgern gewählt, die einen be- 
«tiwnten Gensus (110bis250 Frcs.=293/s Thir. bis 59 1/2 Thlr. Prss. in 
den grösseren Städten, llObis HOFrcs. =29 '/$ Thlr. bis37 V, Thlr. Prss.) 
inden übrigen Gememden entrichten, theils aus solchen, die bestimmte Ge* 
Schäfte verrichten oder Aemter verwalten. Dazu gehören die Mitglieder 
der Kammer der Repräsentanten, der Provinzial- und Gommunalräthe« 
die Bürgermeister und Schöffen, die Secretäre und Steuereinnehmer der 
Gemeinden, die Doctoren .und Licentiaten des Rechts, der Medicin, 
Chirurgie, Philosophie und freien Wissenschaften , die Militär-Chirur- 
gen und Veterinär-Aerzte , die Notare, Advocaten, Wechsel -Agenten 
und Mäkler, die Pensionäre des Staates, welche mindestens 1000 Frcs. 
Pension (270 Thlr. Preuss.) beziehen. Das Gesetz schreibt den blei- 
benden Ausschüssen der Provinzialräthen vor, jährlich allgemeine U- 
sten der Geschwornen nach den Gerichts - Bezirken zu entwerfen* 
Diese Listen werden darauf an die Präsidenten der Gerichtshöfe er- 
ster Instanz gesandt, durch welche sie auf die Hälfte reducirt, und 
dann an den Apellationshof befördert werden, um hier noch eine 
zweite Reduction zu erfahren. Im Jahre 1840 enthielten die^e von 
den Ausschüssen der Provinziah*äthe entworfenen Listen 13,444 Na- 
men, oder einen Geschwornon auf 300 Einwohner. Von diesen 
waren 10,048 wegen der Höhe ihres Census und 3,396 wegen ihrer 
Geschäfte oder amtlichen Functionen aufgezeichnet '*'). 

5) Das Gemeindegesetz des Königreichs Relgien vom 30. März 
J836 **)y welches nach langen und heftigen Debatten in den Sessio- 
nen beider Kammern* 1834 und 1835 erst zu Stande gekommen war. 
Nach demselben trägt die Fürsorge für die Communal-Interessen ein 
Communal- Vorstand oder Gemeinderath, welcher aus dem Bürger- 
meister, den Schöffen und Bäthen gebildet wird. Der Bürgermeister 
und die Schöffen werden aus der Mitte des Gemeinderaths gewählt; 
die Mitglieder des Gemeinderaths selbst werden für den Zeitraum 
von sechs Jahren gewählt und sind alle drei Jahre zur Hälfte zu er- 
neuern an dem letzten Dienstage im Monat October. Das Gesetz 
bestimmt die Fälle, in welchen die Handlungen und Beschlüsse des 



V iVac^ dem früheren Gesetze über die Jury zählte man im Jahre 
1837 26,350 Bürger in Belgien, welche die Befähigung hatten, zu Geschwornen 
gewählt zu werden, ^ 

**) VgL Mitter maier^s Erläuterungen dieses Gesetzes in dessen kritischer 
Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslandes, Bd, VJIL 
pg. 441-69, 
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Gemeinderaths entweder der Genehmigung des Königs oder des dmierh-^ 
den Anschusses des Provinzialraths unterworfen sind. Dem Könige 
steht das Recht zu, die Beschlüsse der Gemeinderäthe zu annulliren» 
sobald dieselben ihre Schranken überschreiten, oder dem allgemeinen 
Interesse zuwider laufen. Der Gemeinderath ist mit Einschluss des 
Bürgermeisters und der Schöffen aus 7 Mitgliedern in solchen Ge- 
meinden zusammengesetzt, die unter 1000 Seelen zählen; er steigt 
auf 9 Mitglieder für Gemeinden zwischen 1000 und 3000 Seelen, auf 
11 Mitglieder für Gemeinden zwischen 3000 und 10,000 Seelen, auf 
13 bis 17 Mitglieder für Gemeinden zwischen 10,000 und 25,000 
Seelen, und nimmt fernerhin in noch grösseren Städten auf je 5000 
Seelen um 2 Mitglieder zu, so dass er für Gemeinden von 30,000 
S. aus 19 Mitgliedern, für Gemeinden von 40,000 S. aus 23 Mitglie- 
dern gebildet wird. In noch grösseren Stiidten nimmt der Gemeinde- 
rath von 40,000 S. ab nur für je 10,000 S. um 2 Mitglieder zu, so dass 
er bei 50,000 S. aus 25 Mitgliedern, bei 60,000 S. aus 27 Mitgliedern 
und bei 70,000 S. aus 29 Mitgliedern besteht : für noch grössere 
Städte mit einer Bevölkerung von mehr als 70,000 Bewohnern er- 
reicht der Gemeinderath das Maximum von 31 Mitgliedern und bleibt 
dabei stehen. Die Zahl der Schöffen ist in den Gemeinden von 
20,000 Einwohnern und darunter zwei und wird auf vier verdop* 
pelt für die Ortschaften, welche eine Bevölkerung von 20,000 Bewoh- 
nern übersteigen. Die Mitglieder des Gemeinderaths, mit Ausnahme 
der vom Könige allein zu ernennenden Bürgermeister und Schöffen, 
werden von ihren Wählern in directer Wsfcl ernannt : um ein Ge- 
meindewähler zu sein, muss man Beigier von Geburt oder naturali- 
slrt sein, die Volljährigkeit erreicht haben, sein Domicil in der Ge- 
meinde besitzen und einen Gensus mindestens von 15 Frcs. (4 Thlr. 
Preuss.) in den Gemeinden unter 2000 Einwohnern entrichten*). 
Dieser Gensus wächst mit der Grösse der Bevölkerung in den Ge- 
meinden, und zwar für die Gemeinde unter 5000 E. bis 20 Frcs., 
für die unter 10,000 E. bis 30 Frcs. (8 Thlr. Preuss.), für die unter 
15,000 und 20,000 E. bis zu 40 und 50 Frcs., sodann für jede 10,000 
S. mehr um 10 Frcs. , bis dass der Census in den Gemeinden von 
60,000 E. und darüber auf 100 Frcs. (27 Thlr. Preuss.) gestiegen ist 
und dann nicht weiter zunimmt. Im Jahre 1836 gab es 200,885 
Wähler für die Gemeinderäthe, d. i. durchschnittlich einen auf 21 
Einwohner, im J. 1840 181,451 solche Wähler, d. i. durchschnitth'cb 



*) In den kleinen Gemeinden^ in welchen es nicht fünf Bewohner gieht, diß 
den verlangten Census bezahlen, wird diese Zahl durch die zunächst am hoch* 
sten Besteuerten ergänzt. 



einißn auf 22 Cüiiwöfaner. Der Burgernfeister und die Schöffen sinä 
mit der Ausführung der Gesetze und Anordnungen in ihren Gemein- 
den beauftragt ; sie können wegen schlechter Führung oder schwerer 
Vernachlässigung der Geschäfte, oder auf das Gutachten eines Aus- 
schusses der Provinzial-Conseils durch die Gouverneure der Provinz 
von dem Amt suspendirt oder auch förmlich abberufen werden. 

6) Das Provinz i algesetz des Königreichs Belgien vom 30. 
April 1836, welches gleichfalls erst nach zweijährigen Debatten in 
den beiden Kammern endlich Gesetzeskraft erlangte ''"). Es besteht 
aus 9 Titeln und 137 Artikeln. Die wichtigsten Bestimmungen des- 
selben sind folgende. Es wird für jede Provinz ein Provinzialrath 
(Gonseil provincial) und ein Begierungs-Gommissar eingesetzt. Der 
Provinzialrath wird unmittelbar von den Wahlcollegien gewählt, und 
ernennt wiederum aus seiner Mitte einen ständigen Deputations- Aus- 
schuss. Die Begierungs-Gommissäre bei den Provinzialräthen sind 
die Gouverneure der Provinzen , welche vom Könige ernannt und 
entlassen werden. Die Wähler für die Provinzialrätbe sind dieselben, 
welche die durch das Wahlgesetz für die Kammer vorgeschriebenen 
Erfordernisse an sich tragen. Die nach demselben angefertigten Wahl- 
listen dienen für die Wahl der Provinzialrätbe ; jedoch können die» 
welche die völlige Naturalisation erlangt haben, sich auf einer Sup- 
plementarliste eintragen lassen. Wittwen können einem ihrer Söhne 
die Steuerbeiträge überweisen, um seine Wahlfähigkeit zu bewirken. 
In den Gemeinden, in welchen die Zahl der in den Wahllisten einge- 
schriebenen Wähler unter 70 beträgt, werden Supplementarlisten für 
diejenigen gebildet, welche auch einen geringern Gensus (das Yer- 
hältniss wird im Gesetze angegeben) bezahlen. Die Wahl-Gollegien 
dürfen sich nur mit der Wahl der Provinzialrätbe beschäftigen. Die 
Versammlung der Wähler findet jährlich am ersten Montage im Mai 
statt. Wenn über 400 Wähler für eine Wahlversammlung vorhanden 
sind, werden Abtheilungen gebildet : der Präsident des Bezirksgerichts 
führt im Hauptbureau den Vorsitz, in den andern Abtheilungen prä- 
sidirt der Friedensrichter. Die Wahl ist geheim und Stimmenmehr- 
heit entscheidet. Der Gewählte muss sich über die Annahme erklä- 
ren. Wahlfähig ist nur der geborene oder naturalisirte Belgier, wel- 
cher den Genuss aller bürgerlichen und politischen Bechte hat, 25 
Jahre alt ist, und in der Provinz wenigstens seit dem 1. Januar des 
Jahres, in welchem die Wahl stattfindet, seinen Wohnsitz hat. Die 
zu peinlichen Strafen Verurtheilten können eben so wenig als die 



*) Vgl Mittermaier's Erläuterungen dieses Gesetzes in der oben ange- 
führten Zeitschrift für ausländ. Rechtswissenschaft Bd. /X 5. 116—25. 



FaUIHw imd IttterdicirteD gewählt werden. Auch könneii nidit m 
Mitgliedern der Provinciairäthe gewählt werden: die Gouverneure d^ 
Protinisen, die Provinzialsecretäret die Directoren der Scbatxkamnaer, 
die Einnehmer oder Finanzbeamte der Provinz und die Beamten d^ 
Provinzialregierungea — Der Provincialrath versammelt sich jäbrlicb 
am ersten Dienstag im Monat Juli unter dem Vorsitz des Altersprä- 
»identen» Der König kann auch eine ausserordentliche Versammlung 
einberufen. Die regelmässige Versammlung dauert 14 Tage, kann 
Jedoch mit Zustimmung des Gouverneurs der Provinz von dem Pro« 
vinzialrathe um einige Tage verlängert werden. Das Budget der 
Provinz muss vor allen andern Geschäften berathen und votirt wer- 
den; bei ausserordentlichen Versammlungen bestinunt die Einbeni- 
ft]ngs(»rdre die Gegenstände der Berathung und die Ordnung dersel- 
ben. Nach Prüfung der Vollmachten leisten die Mitglieds den Eid 
und wählen einen Präsidenten, Die Sitzungen sind öOentlich, wenn 
nicht die Versammlung auf den Antrag des Präsidenten oder von 6 
Mitgliedern, oder des Gouverneurs als geheimes Gomite sich consti- 
toirt Die Abstimmung geschieht durch Aufstehen oder Sitzenbleiben, 
oder durch Abgebung der Stimmen nach namentlichem Aufruf: da3 
letzte erfolgt immer dann, wenn über das Ganze einer Proposition 
abzustimmen ist Stimmenmehrheit entscheidet, bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als verworfen. Eine Motion , die nicht auf der Ta- 
gesordnung steht, muss schriftlich dem Präsidenten angezeigt und von 
zwei Mitgliedern unterstützt sein. Die Mitglieder an dem Orte der 
Sitzung bekommen keine Diäten, die entfernter V(^ohnenden erhalten 
Reisekosten und eine tägliche Entschädigung von 5 Frcs. für den Auf- 
enthalt Die Mitglieder dürfen nicht nach Instructionen votiren. — 
Die Befugnisse des Provinzialraths sind : für die Besetzung der Stellen 
der Appellationsräthe und Präsidenten der Bezirksgerichte Candidaten 
vorzuschlagen; über alle Gegenstände, die das Provinzialinteresse be- 
treffen, Beschlüsse zu fassen; die Provinzialbeamten zu ernennen; 
jährlich die Rechnungen der Provinzial- Etats zu revidiren und über 
da$ Budget der Provinz abzustimmen. Keine Ausgabe kann von einer 
Abtbeilung des Budgets oder einem Artikel derselben auf einen an- 
deren ohne Genehmigung des Provinzialraths und des Königs über- 
tragen werden. Auf das Budget der Provinz fallen alle Ausgaben, 
welche die Gesetze zur Last der Provinz setzen, namentlich 1) die 
kleinen Ausgaben der Assiseohöfe, Bezirksgerichte, Friedensgericbte, 
2) die Reparaturkosten ftit die Localien dieser Gerichte, die Miethe 
und die Ausgaben für die nöthigen Mobilien derselben, 3) die Repa- 
ratur- und Einrichtungskosten für die Gefängnisse der Provinz, 
4> die Besoldungen der Gantonsboten , 5) UntiNlialtskosten der 



Sirdssefi- üttd Wasserbauten der I'roviiiz, der Ingenieure und mni^ 
Ter ße&mten für Provinzialsirassen und Brücken , 6) Traitöportkosten 
ddrftiger Reisenden, 7) Kosten Tür die Bildung der Geschwornen- 
Lidten, 8) Ausgaben für die Eathedralkirchen, bischöfliche Diöcesen 
und Seminarien, und 9) Mieth^, Abgaben und Unterhaltung der Pra- 
tiiizialgebäude *). — Ferner bestimmt der Provinzialrath die Besol- 
dungeh und Pensionen der Provinzialbeamten;, entscheidet über Er- 
richtung und Verbesserung ößentlicher Provinzialanstalten, giebt die 
Geliehmigung zu Darlehen, Erwerbung, Vertäu schung , Verausserung 
der GSÜer der Provinz und zur Anstellung von Processen, die sich 
auf diese Güter beziehen. Er entscheidet über die Anlegung von 
Strassen, Canälen und andren öffentlichen Arbeiten, die ganz oder 
t^eilweise auf Kosten der Provinz auszuführen sind. Sind mehrere 
Provinzen dabei betheiligt, so hat der Provinzialrath jeder Provinz 
darüber zu berathen, und wenn darüber Streit entsteht, so entschei- 
det die Regierung. In das Ressort des Provinzialraths gehören fer- 
ner die Entscheidung über die Ausführung solcher Unternehmungen, 
bei welchen mehrere Gemeinden derselben Provinz betheiligt siad^ 
die Repartition der Gemeinde -Beiträge zu allgemanen ProvJnzialaui- 
gaben, Beurtheilung der dahin gehörigen Reclamationen, der Gesuche 
der Gememderäthe über Veränderung oder Einrichtung von Messen 
und iafarinärkten, über Veränderungen der Gränzen oder Gebiets- 
ekitheilung der Gemeinden: er sorgt dafür, dass die Ein*, Aus- und 
Durchftihr von Lebensmitteln und Waaren keinen anderen als den 
gesetzlichen Beschränkungen unterw<»*fen werden. Er kann Provin- 
ziaireglements für die innere Verwaltung und Polizeiverf ügungen er- 
lassen, ^doch unbeschadet der gesetzlichen Anordnungen: er kasn 
die Uebertretung seiner Verfügungen mit Gefängnissstrafe bis ra 
8 Tagen und Geldstrafen bis zu 200 Frcs. (54 Thin Prss.) bedrdien. 
Nacbstdbende Beschlüsse des Provinzialraths bedürfen der Genehmi- 
gung des Königs: 1) über Budgets der Provinz und die zur Dek- 
kung der Geldmittel nöthigen Auflagen, 2) über die Errichtung öffei^- 
licher Anstalten auf Kosten der Provinz, 3) über Erwert»ingen und 
Veräusserungen , wenn sie eine höhere Summe als 10,000 Frei. 
(2700 Thlr. Prss.) betragen, 4} über Anlegung von Strassen, Com- 
len u. s. w., 5) über Errichtung oder Abänderung von Messen und 
Märkten, 6) Emfuhrung von Provinzial- Reglements und Polizei -Vot- 
fügungen. — Der König , kann einem oder mehreren Artikeln lies 



V Es sind im O^seUte noch mehr Rubriken fiiberhaupt Z\J geringpigi- 
gerer Ähgäben^ und im darauf folgendenÄrtihel sind die hexüglichen Ausgäben 
üiT StaaUeasse ßr diese Gegenstände angegeben. 
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Budgets seine Zustimmung verweigern. Wenn indess binnen 40TaT 
gen von der Zeit an, wo der Beschluss des Provinzialraths erfolgte» 
die Verweigerung des Königs nicht eintrifft, so ist der Beschluss als 
angenommen anzusehen. Acte, die nach dieser Bestimmung der Kö- 
nig nicht annullirte , können später nur durch das gemeinschaftliche 
Zusammenwirken der gesetzgebenden Gewalt (beide Kammern und 
der König) vernichtet werden. Jede Versammlung der Provinzial- 
räthe ausser den oben angegebenen ist ungesetzlich, und die Theil- 
nehmer an derselben können eine Haft von 6 Monaten bis 2 Jahren 
erleiden. Die Provinzialräthe werden auf 4 Jahre erwählt; alle 
2 Jahre tritt die Hälfte aus, und eine neue Wahl erfolgt. — Jeder 
Provinzialrath hat eine ständige Deputation (Ausschuss) von 
6 Mitgliedern. Zu dieser können nicht gewählt werden; gerichtliche 
Beamte, Advocaten, Pfarrer , Ingenieure der Brücken und Strassen, 
Beamte der Provinzial-Verwaltung, Mitglieder der Communal-Verwal- 
tungen, Personen, welche für den öffentlichen Unterricht angestellt 
sind , endlich keine Beamte , welche unmittelbar dem Gouverneur 
untergeordnet sind. Die Mitglieder der Deputation werden auf 4 
Jahre gewählt, und alle 2 Jahre tritt die Hälfte aus. In derselben 
führt der Gouverneur der Provinz den Vorsitz und hat 'eine bera- 
thende, aber keine entscheidende Stimme: sie kann nur berathen, 
wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Jedes Mitglied erhält 
einen jährlichen Gehalt von 3000 Frcs. (810 Thir. Prss.), von wel- 
chem jedoch die Hälfte zurückbehalten wird, um einen Fonds de 
presence zu bilden, indem diese Summe alle 3 Monate unter die 
Mitglieder nach der Zahl der Sitzungen vertheilt wird, bei welchen 
sie gegenwärtig gewesen sind. Die Deputation giebt ihr Gutachten 
über alle ihr vorgelegten Gegenstände ab^ und hält ihre Berathungen 
sowohl während der Sitzungen des Provinzialraths, als zu anderen 
Zeiten, über alles, was die laufende Verwaltung der Interessen der 
Provinz und die Vollziehung der Gresetze betrifft, so wie über die 
ihr vom Gouverneur überwiesenen Geschäfte, so weit ihre Vermitte- 
lung dabei erfordert wird. Sie vertritt die Provinz vor Gericht in 
allen gegen die Provinz angestellten Klagen und beginnt auch ohne 
vorgängige Genehmigung des Provinzialraths, wenn dieser nicht ver- 
:sammelt ist, die Prozesse wegen Mobilien oder possessorischer Kla- 
gen, üeber alle Gegenstände, welche zur Competenz des Provinzial^ 
raths gehören, entscheidet die Deputation, wenn jener nicht versam- 
melt ist, und der Gegenstand keinen Aufschub erleidet, jedoch mit 
der Verpflichtung, bei der nächsten Versammlung des Provinzialraths 
darüber zu berichten. Ueber die Fonds der Provinz kann nur auf 
Anweisungen der Deputation verfügt werden, und jeden Monat sen- 
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det die Deputation an den Minister des Inneren den Etat der Liquid 
dationen in Bezug auf die Fonds im letzten Monate. Am Ende 
eines Monats stellt der Finanzminlsler die erhobenen Einnahmen der 
Provinz zur Verfügung der Deputation. Jährlich bei Eröffnung der 
Sitzungen des Provinzialraths überreicht ihm die Deputation eine 
vollständige Darstellung der Verhältnisse der Provinz in Bezug auf 
ihre Verwaltung; gleichzeitig legt sie die üebersicht der Einnahmen 
und Ausgaben des letzten Jahres mit dem Entwürfe des Budgets 
und endlich alle geeigneten und vorbereiteten Anträge vor. — Der 
Provinzlal-Secretär führt sowohl bei den Sitzungen des Provin- 
zialraths, als der Deputation das Protocoll und besorgt die Expeditio- 
nen. — Der Gouverneur der Provinz, welcher seinen Wohnsitz 
im Hauptorte der Provinz hat, besorgt die vorläufige Instruction aller 
Gegenstände, welche dem Provinzialrathe oder der Deputation vorzu- 
legen sind; er hat das Recht, den Berathungen des Provinzialraths 
beizuwohnen, Aufklärung zu verlangen, so wie auch wiederum seine 
Gegenwart in den Sitzungen von dem Provinzialrathe gefordert wer- 
den kann. Nur der Gouverneur ist mit der Vollziehung der von dem 
Provinzialrathe oder der Deputation gefassten Beschlüsse beauftragt; 
Processe der Provinz werden im Namen der Deputation von dem 
Gouverneure betrieben. Hat der Provinzialrath oder die Deputation 
durch einen Beschluss ihren gesetzlichen Wirkungskreis überschritten, 
oder die öffentlichen allgemeinen Interessen verletzt, so ergreift der Gou- 
verneur binnen 6 Tagen den Recurs an die Staatsregierung: erfolgt 
dann während eines Zeitraums von 30 Tagen keine abändernde Ver- 
fügung von Seiten der Staatsregierung, so ist der angegriffene Be- 
schluss executorisch. Der Gouverneur wacht über die Erhaltung der 
Ruhe und der Ordnung und Sicherheit der Personen und des Eigen- 
thums in der Provinz: zu diesem Zwecke steht die Gensd'armerie 
zu seiner Verfügung. In jedem Verwaltungsbezirke wird ein Bezirks- 
Commissar von der Staatsregierung angestellt, dessen Wirkungskreis 
sich über die Landgemeinden und Städte unter dOüO Einwohner er- 
streckt. Derselbe muss unter Controlle des Gouverneurs und der 
Deputation die Verwaltung der Gemeinden beaufsichtigen, über die 
Beobachtung der Gesetze und Reglements der Verwaltungsbehörden 
wachen und für die Vollziehung der Beschlüsse des Provinzialraths 
und der Deputation innerhalb seines "Bezirks sorgen. Er revidirt 
jährlich wenigstens einmal die Givilstands-Register und untersucht die 
Gemeindeverwaltung. Von jedem ausserordentlichen Ereignisse seines 
Bezirks hat er dem Gouverneur schleunigst Nachricht zu geben und 
jährlich einen Monat vor der Versammlung des Provinzialraths einen 
Bericht über etwa einzuführende Verbesserungen und über vorhan- 

Sehaberti VtrfasivBgiarkimden« 8. Bd. 22 
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dene Bedürfnisse einzusenden , so wie ebenfelis jähriich m diä De- 
pulation eine vollständige Darstellung iibcr den Zustand seines Bezirks 
einzureichen. 

7) Gesetz vom 22. September 1835 über die Fremden, 
welche sich in Belgien aufhalten *) : das Gesetz erhielt — in Be- 
zug auf die Beschränkung des Art. 128 der Verfassung — durch die 
Verhältnisse der inneren Gestaltung Belgiens und seiner Cage gegea 
die benachbarten Staaten in diesen so bewegten Zuständen seine nä- 
here Motivirung. Die Hauptbe^timmungen dieses nur für 3 Jahre 
gültigen Gesetzes ( — seine längere Dauer wurde von der ausdrück- 
lichen Erneuerung abhängig gemacht, die indess nicht erfolgt ist — ) 
sind folgende: Jeder Fremde, der seinen Aufenthalt in Belgien nimmt 
und durch sein Benehmen die öffentliche Ruhe in Gefahr setzt, oder 
im Auslande wegen eines Verbrechens oder Vergehens verfolgt oder 
verurtheilt ist , welches nach dem Gesetze vom 1. October 1833 **) 
die Auslieferung begründet, kann durch .die Staatsregierung gezwun- 
gen werden, sich von einem bestimmten Orte zu entfernen, oder ei- 
nen bestimmten angewiesenen Ort zu bewohnen, oder das Königreich 
zu verlassen. Davon sind ausgenommen diejenigen Fremden, weldie 
1) von der Staatsregierung die Eriaubniss erhalten haben, ihren Wohn- 
sitz in Belgien zu gründen, 2) mit einer Belgischen Frau verheirathet 
sind und Kinder in dieser Ehe erzeugt haben, die während ihres Auf- 
enthalts in Belgien geboren sind, 3) den Belgischen Orden des eiser- 
nen Kreuzes sich erworben haben. . — Der königliche Befehl an den 
Fremden, einer der drei oben angegebenen Bestimmungen sich zu 
fügen, soll dem Fremden durch einen Gerichtsvollzieher eingehändigt 
werden , worauf demselben mindestens ein freier Tag zu bewilligen 
ist Der Fremde , welcher den Befehl erhalten hat, das Königreich 
zu verlassen, muss die Granze bezeichnen , auf welcher er das Land 
verlassen will; er erhält dann eine genaue Marschroute mit Angabe, 
wie lange er sich an jedem der Orte aufhalten darf: wenn er diesen 
Anordnungen sich nicht fügt, wird er durch die bewafinete Macht 
über die Gränze gebracht Wenn einem Fremden ein bestimmter 
Aufenthaltsort angewiesen war, und er diesen verlässt, so kann dieBe- 
gierung den Fremden aus dem Lande weisen. Sollte der Fremde 
aber, der das Land verlassen musste, wieder zurückkehren , so wird 
er wegen der Bückkehr von den Zuchtpolizei-Gerichten zum Gefäng-^ 
niss von 14 Tagen bis 6 Monaten verurtheilt und nach Ablauf der 
Strafzeit abermals aus dem Beiche abgeführt 

•) Vergl. Mittermaier's ob, gen. Zeitschrift für ausländ. RecUsw. 
V. *. to. Bd. IX., S. 317-19. 

^*) VergL JUiUerm^ier in derselben ZtiUchrift, Bd. VI, S. 473. 
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Nachdem diese aUgemeineo Gesetze von der gesetzggebenden 
Gewalt als Ergänzungen oder temporäre Abänderungen des Belgischen 
Grundgesesetzes von 1831 in den darauf folgenden fünf Jahren er- 
lassen waren, drehten sich die Arbeiten der beiden Kammern unter 
voller Aufrechterhaltung der Verfassung» theils um confessionelle Strei- 
tigkeiten und die Ausgleichung der Verhältnisse mit dem Römischen 
Stuhle, theils um ßtianzielle Fragen, Herabsetzung des Zinsfusses, und 
materielle Gegenstände mannichfachster Art, die besonders auf die He- 
bung des innem Verkehrs, Genehmigung des Vertrags mit dem Deut- 
schen Zollverein, Ausdehnung des Eisenbahnnetzes auf alleinige Kosten 
des Staates u. s. w. sich bezogen. In der Session des Jahres 1845—46 wa- 
ren die Hauptgegenstände derBerathung die Lage der Arbeiter und der 
bedürftigen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft, so wie dieMaassre- 
gein zur Abhülfe der durch die Krankheit der Kartoffeln angeregten 
Besorgnisse. Erst in der Session des Jahres 1847 wurde eine we- 
sentliche Veränderung des Grundesetzes beschlossen, aber auch diese 
nur in der Zahl der Repräsentanten und dem danach sich richtenden 
numerischen Verhältnisse der Senatoren, weit dies durch die inzwi- 
schen beträchtlich gewachsene Bevölkerung des Staates in Folge der 
Artikel 49 und 54 der Verfassung (s. oben S. 319 und 320) noth» 
wendig gemacht wurde. Die Bevölkerung Belgiens war nach der 
Zählung im October 1846 auf 4,335,319 Seelen gewachsen, und dem- 
gemäss wurde für die Repräsentanten-Kammer eine Zahl von 108 
Mitgliedern, und für den Senat von 54 Mitgliedern nach jenen Arti- 
keln gesetzlich gefordert. Das darüber von den beiden Krimmern 
berathene Gesetz wurde vom König Leopold am 31. März 1847 bd> 
Statut, und in Folge desselben die neue Vertheilung der Bepräsentaa- 
ten und Senatoren auf die einzelnen Provinzen in nachstehendem 
Weise angeordnet : 

Provinzen Repräsentanten Senatoren 



Antwerpen 
Brabant 


10 
17 


5 

d 


Wjestflanderu 


16 


8 


Ostflandern 


20 


10 


Hennegau 
Lültich 


18 
11 


9 
6 


Limburg 

Luxemburg 

Namur 


5 
5 

6 


2 
2 
3 


zusaramea 


108' 


54 
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Seit dieser Veränderung des Zahlenverhäitnisses der Mitglieder 
in den beiden ICammern der gesetzgebenden Gewalt, hat Belgien bis 
zum gegenwältigen Augenblicke keinen Artikel seiner nunmehr 
neunzehn Jahre durchgeführten Verfassung umgestaltet, sondern nur 
in Bezug auf das Wahlgesetz und die Gemeinderäthe den Gensus auf 
das vorbehaltene Minimum herabgesetzt und die Dauer des Mandats 
der Gemeinderäthe um 2 Jahse verkürzt. Der Wechsel des in con- 
fessioneller Beziehung zu abhängigen Ministeriums Deschamps am 
12. August 1847 liess das neu eintretende Ministerium Bogier gleich 
in seinem Programme die Unabhängigkeit der Staatsgewalt in allen 
ihren Beziehungen aussprechen und vorzugsweise ded Satz aufstellen« 
dass der Staat weltlich sei. Dieses Programm bewährte sich durch 
die That in der Session der Kammern, die am 9. November 1847 
eröffnet wurden und sich besonders mit dem öffentlichen Unterrichte 
in Belgien beschäftigten. So vorbereitet ging der Sturm der Fran» 
zösischen Bevolution im Februar 1848 bei diesem Lande ohne be- 
deutsame Nachwirkungen vorüber, und die republikanischen Ver- 
suche von Frankreich aus, auch in Belgien Meutereien zum Sturze 
der Begierung anzustiften, wurden von der letzteren mit leichter 
Mühe zurückgeschlagen. Die Belgische Begierung kam von selbst 
am 28. Februar 1848 den Kammern mit dem Antrage entgegen, 
dass das Minimum von 40 Frcs. (20 Gulden = lO^/s Thir. Prss.) im 
Art 47 der Verfassung als der allgemeine Wahicensus festgehalten 
werden soll, dass demnach der Gensus für die Wahl der Gemeinde« 
rälhe überall gleichfalls auf 40 Frcs. herabzusetzen sei, und dass die 
Dauer der Functionen der Gemeinderäthe von acht Jahren auf sechs Jahre 
verkürzt werden soll. Der Antrag wurde dem Interesse und den Wün» 
sehen des Volkes durchaus entsprechend mit grosser Majorität in beiden 
Kammern angenommen. Demselben wurde als angemessen, wiewohl 
nicht ohne grosses Bedenken der besonneren Staatsmänner, das spä' 
ter durchgegangene Gesetz vom 28. Mai 1848 hinzugerügt, dass 
Beamte, wenn sie zu Mitgliedern einer der beiden Kammern ernannt 
werden, zwischen dem parlamentarischen Mandate und ihren Aem-^ 
tern wählen müssen. — Belgien blieb ruhig zwischen den westlich und 
östlich von seinen Gränzen so stark erschütterten Staaten, und Kö- 
nig Leopold war vollkommen berechtigt, in seiner Eröffnungsrede der 
ausserordentlichen Sitzung der Belgischen Kammern am 26. Juni d.J. 
darauf hinzuweisen mit den Worten: »Während Europa von Er- 
schütterungen tief bewegt wird, ist Belgien ruhig, vertrauensvoll und 
stark geblieben; von allen Seiten hat es Beweise der Sympathie und 
Achtung empfangen. Der Kreis der politischen Bechte ist beträcbt- 
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lieh erweitert worden *\ und die erste Anwendung der Wahlreform 
bat bewiesen, dass der Weisbeit der Nation zu vertrauen gewesen 
sei. In gliicUicber Vereinigung bat Belgien die Stabilität mit dem 
Fortscbriity Ordnung mit Freiheit zu verbinden gewusst: um sich 
auf diesem Wege zu erbalten genijgt e3 der Nation, Glauben an sich 
selbst zu haben und einig zu bleiben.' 



*) Anspielung auf die Feethaltung des iRnimum^i im Wahlcemui. 
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Schweden nad Norwegen, 



Quellen und Hülfmiilttel« G. F. Martens Sammlung der 
wichtigsten Reichsgrundgesetze, Götting. 1794, 8vo. 1r u. einziger Bd., ent- 
hält Schwedische Grundgesetze von 1397 bis 1789. — Dufau, Guadet, Collect, 
etc. vol III. pag. 72 sq. - Pölitz, Verf. Europ. Bnd. 111, S. 58- 112.— 
H. Steffens, der Norwegische Storthingim J. 1824, geschichtliche Darstellung 
und Actenstücke, Berlin 18^5, 8vo. — Münch-Rädcr, den norske Consli- 
tutions Historie og Vaesen, Ghristiania 1841, dvo. — Aug. Th. Bröme], die 
freie Verfassung Norwegen's in ihrer geschichtlichen Entstehung nebst einlei- 
tender Vorgeschichte» Bergen 1843, 8vo. — Er. Mor. Arndt, Schwedische 
Geschichte unter Gustav 111., vorzüglich aber unter Gustav IV. Adolf, Lpzg* 
1839, 8vo.--Carl af Forsell Statislick öfver Sverige, Stockholm 1831, 8vo., 
3 Uplagen Stockholm 1836 u. Deutsche Uebersetzung dieses Werkes von A.G. 
Freese, Lübeck 1835, 8vo. S. 44 u. flg. 



I. Scbwedeii. 

Düs Königreich Schweden mit Dänemark und Norwegen durch 
die Calmarische Union vom 20. Juli 1397*) vereinigt, bildete in die- 
sem grossen Nordischen Gesammlreiche nur den weniger bedeutsa- 
men und nur im Süden und auf der östlichen Küste des mittleren 
Landes einigermaassen eutwickelten Theil. Zweimal wurde die Cal- 
marische Union am 9. Jul. 1436**) und am 14. Mii 1450 erneuert, 
aber dadurch keinesweges das Band dieser Nordischen Staaten mehr 
befestigt. Denn gerade durch diese Vereinigung war Schweden mehr 
in die allgemeinen politischen Angelegenheiten und Kämpfe hineingezogen 
und dadurch eine grössere Rivalität auf Dänemark und ein kräftigeres 
Gefühl für nationale Selbstständigkeit entwickelt worden. Dies führte 
zu den Bürgerkriegen in der zweiten Hälfte des fünfzehnten und in 
den ersten Jahren des sechzehnten Jahrhunderts, bis die Union durch 



V Sie ist in Martens Sammlg. L S. 16 in Deutscher Sprache abgedruckt, 
**) Glekhfalis hH Martens Sammig. L S, 19 in Deutscher Spr, 



CbristlMis If. Z&gellb^keH gelöst, und unter iter Einwirkung der 
Reformation die Selbstständigkeit Schwedens ate eines f&r «ch be* 
stehenden Königreichs hergestellt wurde. Die rörmliehe Erklärung 
geschah auf deni Reichstage zu Strengnas am 7. Juni 1523, indem 
die Schwedischen Reichsstände auf die Aufforderung des Königs 
Friedrich L von Dänemark antworteten, sie hätten zu ihrem Könige 
GustavWasa Erichsson gewählt*). Für seinen Mannsstamm nach dem 
Erstgeburtsrecht wurde die Erb Vereinigung Schwedens,**) als ei- 
nes Erbkönigreichs, auf dem Reichsstage zu Westeras am 13ten Januar 
1544 im Namen aller Stände vom Adel ausgefertigt, der sich 
hier «Mitglied und Stütze der Krone Schwedens"" nannte. Drei Jahre 
später erneuerten sämmtliche Stände auf dem Reichstage zu 
Strengnas (im J. 1547) die Anerkennung dieser Testaments- 
ordnung für den König Gustav Wasa und seine männlichen Nach« 
kommen, indem den Reichstagbeschluss darüber^ die Geistlichkeit 
al^asste, wobei auf diesem Reichstage zum ersten Male neben dem 
Rischofe auch die Pfarrer von Stadt und Land als Abgeordnete er* 
schienen. 

Die traurigen und blutigen Kämpfe unter den Söhnen Gustav 
Wasa's liessen in Schwedon bei einer mächtigen Parthei wieder den 
Gedanken an ein Wahlreich aufkommen, zumal als Sigismund, Gu* 
stav's Enkel, von dessen zweitem Sohne Johann, nach dem Tode des 
Königs Stephan Bathory von Polen auch auf den Polnischen Königs* 
thron gewählt wurde, da seine Mutter Gatharina, die Tochter 
Siegismunds IL, noch das Andenken an Jageilo's Stamm in Polen 
aufrecht hielt Die Furcht vor der weiteren Verbreitung der Ka«- 
thoüschen Kirche in Schweden und vor dsr Zurücksetzung dieses 
Reiches hinter Polen fährte zur Unterzeichnung der Galmari sehen 
Statuten***) am 7. Sept. 1587 über die Regierung beider Reiche 
(Schweden und Polen), bevor Sigismund zur Uebernahme der Re- 
gierung nach Polen ging. Die Evangelische Religion wird geschützt, 
Schwedens Ehre und Vorrang überall gewahrt, über Krieg, Freden 
und Ründnisse sollen Schweden's Stände gehört werden, und ohne 
ihre Genehmigung darf kein in Polen von König Sfegismund aus gefertig- 
tes Gebot oder Verbot in Schweden gültige Kraft erhalten : aber auch 
das Erbrecht bleibt dem Hause Wasa für Schwedens Krone nach dem 
Rechte der Erstgeburt gesichert, und selbst bei dem Aussterben der 



V Geijer*8 Gesch. Schwedens, Bnd* IL S, 35, 
*V Abgedruckt in Stjernman Ricksdagars Beslut, Lfg,^ 137 und in 
ßevUscher Sprache hei Mariens a. a. 0* S, 319. 

**V ¥ergl Oetjer, Gesch. Schtced. Bnd. 11: S. 243. 
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männlichen Nachkommenschaft wird die Nachfolge der naehstSB 
weiblichen Linie schon in Aiisdibht g06teHC ^-'-^ '^ ^- 

Durch den 15od des Köfiiga Johann *oV ScflwHlÄ 'fem 41? »i* 
vember la92 vereinigte König Sfgisittuiid dfe *otoisehe Kroft ii» 
der Schwedischen, und noch vor stetoer Kro««ng-mu§rte er den 
19. Februar 1594 dem Reichsrath und den Standen - eilte AsseeiH 
rationsurkiwde ausstellen *) , in welcher er den Religionsv^trag der 
Stände zu Upsala vom 16. Februar 1594 über die alleinige Berti 
Schaft der Evangelischen Kirche in Schweden und die altrimge Be^ 
rechtigung der Evangelischen 2ü allen Aemtern in Schweden - zu 
wahren sich verpflichtete, und ausserdem alle politischen Rechte, FVd& 
heiten und Gesetze aufrecht zu halten verhiess. Siegismund, in den 
Netzen Jesuitischer Politik gefesseli , und demgemäss zu dem WtitK 
sehe getrieben, . dem Kathoücisrnua wieder ernen gN>ss^en EifiAiss 
in Scandinavien zu gewinnen, gedachte keinesweges ernstlich seM 
Verpflichtungen gegen Schwecten zu erfüllen , während i'seth Oh^üi; 
Derzog Carl, der jüngste Sohn Qustm Wasa's, j6de Gete^enMK 
wahrnahm, die ältere Linie Wasa vöm Schwedischen Throne zu "VÄ^ 
drängen und für sich und seine unmittelbare Nachkommen densei» 
ben zu erwerben. Der erste Sebritt dazu war der ReichstQgsb(^ 
schluss zu Söderköping vom 21. October ir»95**), wefcher mit #efi 
bestimmtesten Beschränkungen anordnete, dass die Evangelisch-luthe- 
rische Kirche ausschliesslich die herrschende und selbst die alfefn 
geduldete in Schweden sein solle, und dass zur gemeinschalllicHen 
Verlheidigung der Rechte der Schwedischen Stände Herzog Carl diSö 
Reichsvorsteherschaft übernehmen müsse. Der darauf in Schweden 
ausbrechende Krieg zwischen Herzog Carl und König Sigismund war 
bald zum Vortheil des ersteren beendet, aber erst nach mehreren 
Jahren erfolgte auf dem Reichstage zu Norköping die defiliiliv^ Be^ 
endigung des Streites, indem Karl die Königskrone von Schwedeii 
annahm, und der Reichstagsbeschluss vom 22. März 1605 Schwedeil 
als ein Erbreich für die männlichen und weiblichen Nachkodj- 
men des Königs Carl IX. (Wasa) fesstellte *<»*). 

Auf Carl IX. folgte sein grosser Sohn Gustav IL Adolf 
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(30. October 1611 f 0. November 1632), mit welchem Schwadern 
grossart^er Einfluss auf die allgemeinen Europäischen Angeiegenliei- 
ten seinen Anfang nahm und sich über ein Jahrhunde-t behauptete. 
Dieser war nur auf ein ansehnliches stehendes Heer zu begriinden, 
dessen Erhaltung die von der Natur spärlich dem Schwedischen K iche 
zugemessenen Kräfte und Mittel übermässig anstrengte, aber bei der 
grossen bedeutenden Persönlichkeit seiner Regenten und Staatsmän- 
ner immer ausreichende Hülfsquellen fend , wenn gleich auf solche 
Weise in naturgemässer Enlwickelung die Königliche Macht auf Ko- 
sten der Autorität der Beichstände vergrössert wurde, und nur noch 
das Ansehen desjenigen Standes stieg, der gerade bei dieser Erhöhung 
und Erweiterung des Schwedischen Staates in seinen eigenen In- 
teressen am engsten mit der Königlichen Gewalt sich verbunden 
sah. Dies war der Adel. Es darf demnach, nicht auflullend erschei- 
nen, wenn die Schwedische Staatsregierung nach ihrer Politik in die- 
sem Jahrhunderte fast in voller Verblendung die Macht und das 
Ansehen des Adels überall vermehrte, um dann, sobald die Persön- 
lichkeit der Leiter des Staates fehlte, in den selbst geschmiedeten 
Fesseln die Regierung selbst an den Adel zu verlieren und dadurch 
beinahe den Untergang des gesammten Staates herbeizuführen. Schon 
in der Reichstags-OrdnungGustav Adolfs vom 24. Januar 1617 *) 
finden wir alle Mitglieder des Adels zum Reichstag berechtigt: von 
der Geistlichkeit sollten nur der Bischof jedes Sprengeis mit einem 
Mitglied jedes Gapitels nebst einem Geistlichen aus jedem Gerichts- 
bezirke, von der Bürgerschaft der Bürgermeister und ein Mitglied des 
Raths oder der Gemeinde jeder Stadt , von dem Bauernstände ein 
oder zwei Bauern aus jedem Gerichtsbezirke einberufen werden. Es 
war daher eine sehr ungleiche und noch wenig ausgebildete Reprä- 
sentation der vier Stände, wozu noch kam, dass in dem weitläufigen 
Reiche bei den häufigen und kurzen Rdchstagen, den schlechten We- 
gen, Kriegen und anderen Hindernissen viele Reichstags-Abgeordnete 
besonders aus den entlegneren Orten ausblieben. Nur der Adel 
dominirte auf den Reichstagen. 

Auf Gustav Adolf folgte seine einzige Tochter Christi na, die 
letzte Wasa auf dem Schwedischen Throne (6 November 1632, resignirte 
B.Juni 1654). Noch während ihrer Minderjährigkeit wurde durch 
den Reichstagsbeschluss vom 29. Juli 1634**) die Verordnung über 
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Staat un<I Regierung des Reichs (Aegierungsform) Mfenc^ 
men. Sre sollte als eine Richtschnur zur Verwaltung des atlgemcft^ 
nen Wesens dienen, und zwar sowohl auf die A^usübüng der Kä^! 
niglichen Macht als der ständischen Gereclitsanie einwirken: alleili 
sie liess die herkömmliche Zusammensetzung der Reichstage bestem 
hen, und bestimmte weder genau die Gränzen der Königlichen Gc* 
walt, noch die der ständischen Rechte, indem sie im Gegentheife überaH 
beide ab schon bekannt voraussetzte. Dennoch wurde sie von dem 
grösseren Theile der Königlichen Reamtea als gefährlich far die K&; 
nigliche Macht angesehen, und kam niemals in allen Theilen zur 
Ausführung. , 

Durch Gustav Adolfs Schwester Catharina, die an den Pfiih^ 
grafen Johann Casimir von Zweibrücken verhfirathet war/ gelang 
derep Sohn Carr X. Gustav. (& Juni 1654 f 23. FebruaV IWS^. 
als d» nächste Erbe der weibßchen Linie, auf den Schwetfischttl 
Throa Das Haus Pfalz-Zweibrücken hat denselben iiii Mannsst9lj[Mft 
64 Jahre besessen (1654—1718). Unter ihm wurde die KÖntgliKM 
Gewalt wiilkührlicher, und die auswärtigen V^rhältbisse der SchiMh 
dischen Mächte Hessen das Ansehen und den Einfluss der Seb^5«f^ 
sehen Beichsstände immer mehr sinken, indem der Königliche^WiM^ 
unterstützt durch das Heer, die Flotte und die Besitzungen in Deoti^ 
landundden südliclien Küstenländern der Ostsee über die Benutzung« all^ 
Kräfte das Land für die jedesmaligen Beziehungen der RegieruAi^ 
Politik allein entschied. Als ein bezeichnendes Resultat dafür ^ 
unter dem zweiten Könige aus dem Hause Pralz-Zweibrücken, uM6: 
Xarl XL (23.Febr. 1660 t 15. April 1697) derReichstagsbeschluss vach 
10^ December 1680 über das Yerbältniss des Reichsraths und der Reiaksih 
slüide*)i auf welchen daher späterhin die wieder gekräftigte Kömglidle 
Macht in dem unten abgedruckten Grundgesetze vom Jahre 17T2 adflh 
drücklich besondere Rücksicht nahm. — Per Kriegsbeld GarllQH« 
(15. April 1697, vor Friedrichshalt am 11. December 1718 ersehds- 
sen), welcher unvermählt den Mannsstamm seiner Lmie schloss« KAte 
während des grossen Nordischen Krieges, d. h. also während seidisr 
ganzen Regierung, nur starke Forderungen an sein Yolk zu OMuSen, 
und fühlte sich niemals geneigt auf die Vorstellungen seiner IteUiHs* 
stände zu hören. Aber seine langjährige Abwesenheit von^ Schwer 
den, und sein Wafienunglück seit der Niederlage bei Poltawa 
(8. Juli 1709), regten bei den Reichsständen den Gedanken, dass das 
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CNIII^c Stfiw^d^ in der BeUi^^tang seiner amwärtigen Stellung 

2a sudien wäre» zu lebhaifl att( um nicht späterhin jede Gelegenheit 
effr% iKu ergreifen, die Königliche Gewall wieder in die älteren ver- 
ftssungsmässigen Schranken zürüek^ufiifaren, und daräi Selbathestim« 
Hiung hei den Öffentlichem Lasten diese wesentlich zu erleichtern. 

lUese Gel^enheit zeigte sieb unerwartet gunstig bei dem Tode 
Garis XII. : ein ansehnlicter Theii der auswärtigen Besitzungen gii^ 
durch die Friedeiisschlüßse mit den benachbarten fifächten verloren» 
itas Heer und die Flotte konnten nicht mehr auf dem frühere Fusse 
ehalten werden. CarFs XII. Sdiwester, Ulrike Eleonore, wurde 
auf Bedingungen als Königin von Schweden gewählt (I. März 1719 
t 'S. •Dec8n]S)er 1741), dasselbe Loos hatte ihr Gemahl Landgraf 
Fr^eidrJeh voti Hessen, der durch Wahl am 4. April 1720 den 
%^iiredischen Thron bestieg und kinderlos ani 5. April 1751 ver- 
jfipyi^« £^ ^urde vondem ersten Reichstage unter seiner Regierung 

fi|^jf»e...»e;ue 9^^^u<%^^^^^ ^™ ^* ^^> 1^^^ angenommen*), nach 
H^hfir der /Adel die wesentlichsten Rechte der Regierung an sich 
sp^ indefn.^ iifi Namen der Stande zu handeln vorgab» diese aber 
49pri;h. setfieo. übWwie^enden Einfluss nach der in ihm vorherrschenden 
Haijwität leitete. Die Reichstage wurden jetzt auf widrige Weise 
Top^pn^lplätie für die Interessen einzehier Familien des Adels, mit 
4imGa nicht selten tu ihrer Verstärkung die mehr hervorragenden 
iJäupt^ der Gastlichkeit und des Bürgerstandes sich vereinigten. 
]Ues bewährte sich ^uf das deutlichste auf dem Reichstage des Jah- 
res 1723 bei den am 16. October d. J. in zwei besonderen Urkun^ 
i(t0Oi bestätigten erweiterten Privilegien für den Adel und die 
jCreigtlicbkeit*^), und der am folgenden Tage sanctionirten Reichs* 
t^g&qrdnung vom 17. October 1723***). Der Adel aber war 
l^blreich und arm, er wurde dem auswärtigen Einflüsse durch Cor- 
imption zugänglich : bald herrschten daher Französische und Russi- 
pcbe Interessen und Intriguen auf dem Schweidischen Reidistage 
und in dem Schwedischen Reichsrathe. Die Spitznamen der Hüte 
imd Mützen bilden noch jetzt ein . trauriges geschichtliches An- 
denken» wie dieser Staat auf Kosten der übrigen Glossen des Volks 
fas^ biß ^ur Aiissaugung des Landes durch den Adel zn Grunde ge- 
wUpt wurde. 
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stärkere zur Wiedererhebung des Schwedischen Yolkes7 Es1)eslteg 
«^^Sgh^edi^chenThföh der nächste mannfiche Ver«^andW der Ko; 
nigin ©Irlkfe Eleonore , Adolph Friedrich Herzog von Hblstelo- 
Goltorp, Sohn der älteren Schwester Carl's XII., Hedwig Sophlci 
dia mit dem Herzog Friedrich IV. von Holstem-Gottorp vermählt 
gewesm wAr: die Bedingungen der WaMcapitulation bei diesem 
Konige waren noch mehr herabwürdigend für dns Königh'che Anse- 
hen, als bei dem vorhergehenden. Unter seiner Regierung (5. April 
1751, t 12 Febr. 1771) wurde die Abhängigkeit der königlichen GuT 
walt von den sehwankenden Beziehungen des Schwedischen Adds m 
der fmpSniilichsten Hintansetzung der Sdiwedischen Intereresoeh 
MhHiggenög erkannt, aber es fehlte dem Konige an aller Energie^ 
die ihm noch zu Gebote stehenden Mittel, niimentlich durch eine nähert 
i^nscl^'essung an den Bürger- und Bauernstand, zur Fesalellung ^^tfn^ 
4eai:Wobie des Laades entsprechenden Kön^lichen Gewalt kräftigRiltt 
rei^wendc»!/ Dies ^ar erst seinem nachfolgenden Sohne, detn geMIg 
^eWandten Könige Gustav 111. (12. Febr. 1771. f Sfl.März ITf/a 
ah den Folgen einer ihm am 16. März meuchelmörderiscb beigebrach? 

< » , , - • 

t$n :Scliuss wunde) vorbehalten. Er fand bei seinem Begier^ngsaqlril^ 
das Volk nnzufrjedeo über die unwürdige Haltung <tes BeichsrsUKift 
ifnA'^e« Reichstages, auf dem man nur die dgennützige Fördertirtf 
viiri Privatinteressen wahrnehmen konnte. Darauf und auf die be* 
wahrte Treue einiger Balaillone bauend, begann Gustav IIK dea 
Kampf gegen die bestehenden Gewalten. Die YerhaAnng des Reichs*^ 
Kiths r * die Verbindung mit den Bürgern Stockholro's Hessen König 
Gustav Hl. in kurzer Zeit seine Revolution unblutig zum Besten des 
Schwedischen Volkes durchführen. Er gedächte der königUtben 
Mächt, wie sie in Schweden im siebzehnten Jahrhunderte bestandea 
botte^ aber er verlangte nicht nach Wilkühr, er wollte die Gesatzei 
lierrschen' lassen : die Königliche Gewalt sollte überall die Kraft zum 
Handeln besitzen, aber dabei verfassungsmässig durch gesetzitiehe 
Schranken eingeengt sein. Diesen Zweck verfolgte er bei seinem mit 
den vier Reichssländen vereinbarten Grundgesetze vom 21. Augr 
1772 (Regierungsform), das ich hier vollständig abdrueken lassen 
weil nuf dasselbe als die Grundlage des heutigen Schwedischen Stuals* 
rechts bei der Beurtheilung der gegenwärtigen Schwedischen Zustänä^ 
tüfttckgegangen werden muss, 
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KQnJg n.> s, %^ u. s, w Ithuu .hieriQif kuD^« das? jvie ^jr,, vaa Anfang unsrer 
Regierung an. unsere Königliche Macht und Mündigkeit zur Erhaltung, Stärke 
und WobIßihK de« Reichs und unserer gelreuen Unterthanen Gedeihen, 
Sicherheit nitd Glückseligkeit unnnterbrocüen anwenden wollen; u^*!^ wir zur 
Eriaugung dessen in Gnaden gefunden, wie. der gegenwärtige Zustaüd des 
^Vaterlandes. mit sich bringe, dass dne« zum vorbem^ldeten Endzweck höchst 
nöthjge und schickliche Vcrhesscrung der Grundgesetze unumgänglich nölhig 
sei, daher auch, nach genauester Ueberlegung und Prüfung, eine Forna für 
dies Reichs Steuer und Regierung verfasst, welche die nun versammelten 
i^idmstlinde eioliel% angenommene und beschworene also ii^ollen wir in Gna- 
llem ^e«i^^ sclcbei^esuli von -^den BeiehssAiätidfn geiiehmigta R«gi^rtt|9gsf(^m 
hierdurcii gut heissen,. beki^fligeci und bestärken^so wie, sie 3e]bsl nach den» 
]Buichstal)en von Wort zu Wort hiernächst folgt: 

- - 'Wir Unterschriebene des Schwedischen Reichs Räthe und Stände, Grafen^ 
PiföÄerri^ni «scHöfe, Ritterschaft nnd Adel, Klerisei, Krtegsbefehl, Bürger- 
sfiiiaft ifintl Bauorsobafk, wdcbe gegeaiwärtlg hier tersaiiimelt sind, lör uns und 
l|i|9ei)e aibwesende Mitbrild<>F, mia^hen ^ekannt^ dass wie wir durdi eine unr 
l^i^kli^he •^rfftbrung gefunden», d^ss« anter tdem Namen einer eideln Freiheit,» 
verschiedene unserer Mitbürger sich zu ,einer Herrschaft erhoben, die so viel- 
niehr nnfeidlich, weil sie unter Eigerimacht aufgekommen, durch Eigennutz 
iAd^Hftrle i^kll befestigt, und endlich darch fremde Macht und Gewalt zum 
äUfKinocJdeiii'Qn^öck unta^tfitzt wurden» uns auch in diegrösste Unsicherheit, 
AiM^b verdrehte Ausdeutung derGesetze gestürzte welche ondlieh dem Reich| 
als;uns^rm lieben Vaterland, die grausame Verwüstung zugezogen habeA 
wui*de. welche uns die Geschichte der vorigen Zeiten und unserer Nachbarei| 
Beispiel zeigen, Wofern die Treue (Mandom) eifriger Mitbürger und die Liebe; 
t§t% Vaterland« unterstützt von dem Eifer und Bemühen des grossmäehtigsteii 
^ßr^C^ und Herrn Gustav Hl. der Schweden, Gotben und Wenden Ki)nig» 
vinsers allergnädigsten Königs und Herni, uns nicht li^ransgerlssen ufid bet 
freiet hätte; wir sind also darauf bedacht gewesen, unsere Freiheit dergestalt 
XU befestigen, dass sie durch keinen habsüchtigen und ßir das Reich übelge* 
sftrnten Regenten, oder auch durch ehrbegierige, eigennützige oder verrälhe- 
i^tfdbli Mitbürger* noch durch verläumderische und bochmüthige Feinde gekränkt 
werden ko^tie, so dess das ake Sehwedische und Gothische Rdch stets ein 
freies und selbstständiges Königreich bleiben möge; deswegen haben wiri 
diese Regierongsform bewilligt und festgesetzt, so wie wir hiermit bekannt 
machen und festsetzen, dass sie ein unveränderliches und heiliges Grundgesetz 
stiv Welchem wir für uns und unsere Nachkommen, geborne und ungebonm 
uüs^sat^i^erfen, nachzuleben, dessen buchstäblichen Inhalt zu befolgen, und 
dtnocl^r- diejenigen f^r unsere und des Reichs Feinde anzusehen» die uns 
verleiten wollten, davon abzuweichen; gänzlich so wie sie hier wörtlich folgt: 
Art. 1. Die Einigkeit in der Religion, und in dem rechten Gottesdienst 
ist die kräftigste Grundmauer zu einem löblichen einträchtigen und wahrhaf- 
ten Regimente; deswegen sollen künftig, so wie zuvor, so wohl die Könige, 



*) Ikutteh abgedruckt hH MarUni o. o, 0. & d03 und ki Pölitg 
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Hi^ii «tid reinen Worte bkiy;>«i, so wie e» in den pr^pMiscben iwd aposto^. 
HMilMi Sdififte»«b0^as*'lii (k» ehci^UicIttii SymM^iu Lutiier|iiGataGfai«iuif 
iet 'imiOBHMerlai Aog^börgisehen €aBfe$Hoii eiidäk, and am Upsaltsohen 
CmMK«»«' 9ltant den ^vorigen Rtichsbeschlüsfea und fiTldäniogeii idortbot 
itif«Hh(i«i' worden, 6o dass das Hecht der Kirciie bekstigt iwird» aUen Jcöwfp 
lfd66tt"R\A;lileii, ^der Krooe und ixm ScbwedisdMB gemoaiui Uennt \aA»'. 
vCtiavA* '« ' 

Art % Es liegt dem Könife ob, sein R^cb so la roperan, wie es 
it ftw wfi ac iü» 4seset0» besage», iboi nid niemaad anders; da* Aeehi und 
W^brMt 20 %efeirtigeB, za liebe« und «a efibatai; bingeeenlhigenMdkligbtil^ 
Aitf'Oiir^tni fei^eten, «bcusdiaffen und ciederzuscbtagen; nieinuid jW 
IJelPMr Ebre, f^efb und Widitfafan m kränken, bis er «f»eti«iässig iaimM^t 
und verar^eUt worden, und ^Niemandem etwas von seilen &lit«in« ^bieiaeglichttil 
nlf#'«iMb«w4|^ldien, zu entneben oder entzieben m l^mm, dbne die 0(wi»hn- 
M^be Üiitersuchung «nd Recht, aueh das Rdob naeb des königBrtien 6ei | ?i M y^, 
lib#6fitmHyi9S«ng und dieser Regierungsforai au re^mren. 
iKCi Jifüny Bio^^ocoastkMKordfeung des Bicid» betaeffend. bkiht ^4«^ 
fUmndhr itft«b(#nn fiidMwteg, so wie dersdbe 114» tn jStöokbolp eü^^lf^ 
tm a^«Mi«ii«» mm&em, weMnr mit 4icm 1544 m WesitiNiits vArfeil^glfH 
BflH«dlFa9«rtod:d«m 1604 Ini MoriE^ying «amaebten. Besebbus. ÜMipeiiia^^ 

^ ^n. 4. mcbst iar bönigttebeft Hoheit ist von Aittn «ewea^ . Hnd.Jii^ 

Mmt^t tdldben djn erste Wlknl»bei denkQoiglicbenRatb(Reidiii»U))*)Wfi<c^W 
#H<i[#ihigsii^ ^aosersietat uod wäbk von«ifigeboi»tti Rittern und &leU^t«ji|^,^ 
fkMiMf!}i Md^'at und dem Reiche mitlMd. Ti\sue und Mannschaft verbiui^lt 
Hidv ^ Und iwpi diese*, sieht au einer gewissen Ansaht gesetsi wfcdcsi J(ö«i^ei|i 
iüman-nnr *sn viele ordnet* als des Reidis JBediirfniss und Ehre ^ford^ü^ 
$ilBkia gl^öbwobl Ifnr gewötbnlieb 17 sein, des Reiebs bfltie AeüHer wo^^i^ 
fe»e>it g o qv CTnear von Ponmtem mit eingescblosaen» Dieser sammi und sßfft 
dere §oiigfell soll sein, des Königs Majestät, in des Reichs ang^geui^ J^ 
worboii uml Geschiftfln zu rathon, wenn sie von Sr. Königl. Migi^äft darum 
bii^r«gt^ weiden; zu« Reichs Resten das Ihrige beizutra^n, Böehstd«pse|bjW| 
timh Ihrer besten Einsicht zu rathen, was zu Ihres und des Rfiiete Nutzf9 
diedli iMe iSlSn^ und üemeinen zur Treue und Bereitwilligkeit anzubalLeo; 
do# ftSoigs nnd «embs ^Rftttes, Hoheit, Selbstständigkeii» ftutzei^ und WfO^ 
amtid in Obaebt««! nobnen, und also, wie d^ Reichst^iiBbeschlii^ toi» 11^ 
betogt, ztt raÜMm, wie es deren Amt erfordert, aber* mcbt au regierefi« ^^k' 
9n1s.sife1d.dio Rsiefasrätbo nur aUdn dem König verpflichtet, und. degpettM^n 
MigHiAi filr ibranRatb verantwortlich; doch kann der König deas^lfc^Q wegejfi 
•iMBi'aiigWicUichen Ausganges, so wider deren Votirqpg, Yerwutbon« G^d^ 
k)ia !und ntf Gründe sieh aV&ifemda tfeioui^ sich ei^ßDen kaaib iM^lf W^ 
ww fSna oder ibnea auaeobnep« bosonders wenn die A^ührung gikief J^^i^ 
idWägt alchi ihfon erwünschten Endzweck erreichl, durch die Busorgung d^^ 
u 4anctt OS ohgolegen /und üüMohlen worden, ^e ati^i^Mrühreg und zu 



: : 4^lr ^ JQieo Königen ^egt ob, zu steuern und zu ratheo« $e Städte 
nnd liÄnder upd alle ihre und der Krone Gerechtsame zu bewahren und 3^ 
spbüUen, ßO;wie esdie Gesetze und die Regierungsform besagen. 

4rk 4. J^ V«rh§n<lhipg^^, v^ll ,f'l;^i}den^*l|^}l|U^ mß BjpJflMtoiwU, sie 
sei«n <)|fensiv oder defensiv, selten dei)i,genqfi^te||i ^pfscbub i?i4«f;u,^P4 4¥ 



Itt 

sti'^e^il Bfefiratt^^ ^»*wog)^ti' Md €fKfigeii(Aiitt«e, solclift MasartgekirttiiirMillit 
^pgMM^, 4}ie er selbs« filr9Reidi ah iK« besleni wdmiltxlkfaate» «tmAiM^^ 
flölHed j^ddcb bBi SO witihtigeit Filil«ti dlie^Reichsratbe In dneirileiDii»i JlbhMI 
llkksttttiiDeiii die ^egeft die von' de» K^ig^ MajesläU Bträteb; »f länk dei^iiMg 
«S'&ei de» «ed^^en der Ruithsrithe v«rlrietbeii. SiHk «bec die; li]|iiiuii«0tl 
get&«iU sind; alsdtnn profen Se. Majestät und nehmen diejenigen an, diß, -m 
seU)6t für die beste und nlitziiebsle halten. >. 

Art. 7. Wenn der Könif einAusü&oilar ist; seoml essBitM iilNI«^'(^ 
BNlilslisstSndt Wis»«i und G^be6nden aussen Lande. . Wea« :«rii»lMi«ii« 
Mvw«d^ ttnd eingeboren ist, so Ibeilt er nun sein Vorinlian dlem/fteiiilllBMll 
BÜI^ Md Mt auf die Weise, wie VMPgeschriebeii steht . uiidier>Ai4^ifttT ffl W Hll 
dilti dessen Ratb «Bd Mehinng ein. i-n . bn» 

' Arta md dank ülle bet 8r. iL j^ tesfeltende vi^ljyilj^ 
iMgelegiifnbetfeh un^ Vem6litünge& mit destoi mebt^rein^Betiisb 'WidCil^iWM 
anisgeftihrt werden k^nnim; a» wenien -dieriGnsciiäft^ nnte^)dksllf!MHilÄlil# 
Mf ^id^ isötehe Art vertbeiit, wie es Sc. Küni^; liaj. .^^^^^ 
dlcfnlfeftsten finden; weil KönigL Maj.^ allein, als d«rHali^lftl«it6t)^d^sttilll^ 
ft^hs,' €ottm>d dem' Vaterland« füEr dessen Fuhfunfy^eraoAitf^li^i.sijidt 
tittldl''hi ällk dieseii Fällen» wotiftSe. Ma|. die MekMlligm.der .Boriih i^^ 
rttke^ die solcher Angelegenheiten kundig und vonSr. Maj. bernlen sit4A>MI:f 
gcnfogehbabelf/ steht $e.KdnigL'Ma^ «Dbhii)tonavBrii2iij[:diirckwei4l9ihief^ 
ij*oii ansgenooMnen alle Jnstisangelegctiknten^ welche^ bj« IMgeriiiMniKf^ci^ 
piwM^ tünd aliten Riclit«rstl^lett.Hii:Reiehe abgeraadst) werden itii^ji^ii^^ 
ifliev die Jttsli^revishni 2&r «ndüeltm Butseheixiung'gebimiit^ d|ttf/allMi^ 
f K«ichsrdtfaen, wekhe in riehDerlicheii .Lastern gobraMcht wordü» undliiÄl 
^ecAi^vef9tilndige ttnd g»etzevfahreBeMämner bekttani sinA;beat«he&iiSfU^ 
wdbei Se. KönCgl. Maj. ^Ibst, jetzt wie znvor, gegeuwlntlg. siliilii isifd;!!^^ 

tficin 2 Stimmen^ und wenn dielMkinungengkidi sind, eine, eatsAJlMtt^»^ 
tBl^Daie hfiben. '■: .^ri ,.;,^ 

Art %. Es kommt alkin der KöMgl. fifajicstit zu^ Chade waoisritbiMf 
ih^ lassen, Ehre, Leib und Güter bei afien Vefbrecbeni die nicfaft^ «§onlii|ii^>1iit^ 
der Gottes klare Wort« streiten, wieder zu geben; ' :: . :.ar 

Avtl(X Alle höhere Dienste vom ObristlieoienanI bis^icain Fddnisrsehalb 
btidie indnsive, imd. alle dergteicheB, beide getsUittbM und «ellliobei».Sidft4ili 
werden im König!. Rath auf folgemle Weise aosgethttilt Wfittii;8ieb «mofKut 
icinr ereignet; so haben die-Reidisräthe sich von derGesehi0ktioblcetl)iiindd6il 
INhfdieiksten'ttHer der Personen, die solche wiehdge^ Atmlevtsiiohen,} iMdiBiiiii 
nl^n Betracht dabet kommen können, zu unlen^diten, Hn^ siddi^ tSri. Aöt 
itti^ichen Mf^estät vorsntragen^ und wenn diesdbea JDcsno gnädije Biffiflnmm 
dtt'Ralhe wegen^ der Fecsoi^ wege» Dero Beifall znr Befördnrang:«inen.Skiili 
eilMilteif» cn. erkennen gegeben ; so machen die Reiobsräthe 4«faet üiBe nätibiü 
Br^neräigenza Protokoll, und sehreiton zu keiner wdtem: Votinnf^/ hia 
aileh* nftrigen Diensten werden Sr^; Majestät von^ den Collegien > «qd.. »smiwi^ 
Obern ^rei der v.ersl$ndigsten, würdigste und zii, den ledigen St^k». Jicn» 
ikbsten Personen, die ntnr zu findea^ voiigeseblageli; wobei ein und derandere 
tttndlenfcft Mann ausser denr Gulfa^^una mit genannt irerde» kamni, mi wW» 
te» zn^iek alle di^enigen Personen,, die sidi zn dhtset Stelle^ gj^meldi^' oü 
aB^Migk Ifei den Regtmentem verhält oiairsii^ im: Vorso^g, if^ogp». d«9 
attiHitaBden« StcHen aask dtt; Einigs K vt SIL atttg^bwwr V^nifdiliiMI 



TMi 6. NoveBibcar 171€. Seilte sich bd dem Voncfalage faeiDäeit daailefluoir 
dttü fii nahe geschehen oder er ohne Ursache vorbei gegaog^ wäre; so ha* 
b«Q die Ofoem solches m veraniworleB. Von den Sudienden wähkn Se. Kanigl. 
Maje^t&t den, welchen Sie dazu am geschicktesten finden. Aber alle geringere 
Dienste,. welche die Collegien, Consistorien, Obersten der Begimenter, und 
ifidere Stände» vor dem Jahre 1680 zu veigeben gewohnt waren, bleiben nun 
und künftig zu ihrer besondcm Anstheilung. £s werden auch keine fremde 
ausländische Männer, sie seien Fürsten, Prinzen oder andere Personen, künf- 
tig zu einigen Reichsbestallungen weder im Civil- noch Militärstand, den Rö* 
niglichen Hof ausgenommen, gesetzt, wofern sie nicht durch besondere hervor- 
leuchtende und grosse £igenschafien dem Reiche besondere Ehre und merk- 
lichen Yortheil zuwege bringen können. Zu allen diesen Diensten soll bloi 
Geschicklichkeit und £rfahrung führen, ohne Absicht auf Gunst und Herkom- 
men, wenn selbige nicht mit Geschicklichkeit verbunden sind. Mit der Wahl 
der £rzbisch5fe, Bischöfe und Superintendenten verhält man sich nach vori- 
gem Gebraub, da Se. Königl. Maj. einen ans den dreien, welche demselben 
von den Obern vorgeschlagen worden, ernennen. Mit Besetzung der Pfarren 
bleibt es, wie es die Regierungsform von 1720 festsetzt, und will, und was 
die Verfassungen hierin nachdem angeordnet haben. 

Art. 11 Es gebührt Sr. Königl. Maj. allein, zum adelichen Stand und 
Würde diejenigen zu erheben, welche sich durch Treue, Tugend, Tapferkeit, 
Gelehrsamkeit und Erfahrung um Se. Königl. Maj. und das Reich wohl ver- 
dient gemacht Da aber in Schweden der Adel sehr stark ist; sa werden 
Se. Maj. die Gnade haben, denselben auf eine Anzahl von ISO einzuschrän- 
ken, welchen 150 neuen Familien die Ritterschaft und der Adel die Einfüh- 
rung nicht weigern können. Desgleichen kann die Ritterschaft und Adel den 
Eintritt solchen Rittern nicht versagen, welche Se. Königl. Maj. mit dem gräf- 
lichen und freiherrlichen Stande begnadigen wollen, und sich dazu durch 
grosse und besondere Verdienste würdig gemacht haben. 

~ Art. 12. Alle Geschäfte, die hier oben nicht ausgenommen sind, lassen 
Se. Maj. sich im Gabinete vortragen, oder auch in einer der Abtheilungen der 
Rathsstuben, wenn Se. Maj. solches für gut finden, oder auch, wenn Se Maj. 
die Meinung mehrerer Reichsräthe darüber einziehen wollen. Es wird jedoch 
angesehen, als wenn sie im Gabinete vorgetragen wären. 

Art. 13. Weil das Reich zu weitläufig, der Geschäfte zu viel und zu 
wichtig, als dass ein König alles allein zu bestreiten vermag; so bedarf er 
Amts- und Hauptleute, die ihm Beistand leisten. 

Art. 14. Zu emsiger Beförderung, Verrichtung und Betreibung der Ge- 
schäfte sind gewisse Gollegia verordnet, welche, wie die Arme am Leibe, sich 
auf alles das erstrecken , was im Reiche gethan und ausgerichtet werden soll. 
Diese haben das Recht und die Macht, ein jeder in seiner Bestallung, von des 
Königs und ihres aufgetragenen Berufs und Amts wegen, anzuordnen, und 
den Untergeordneten zu befehlen, diejenigen, so unter ihrer Fürsoi*ge und 
Gehorsam stehen, zu ihren Pflichten anzuhalten, von ihren Verrichtungen Re- 
chenschaft zu fordern, und davon sowohl, als von ihren eignen Verrichtungen» 
Sr. Königl. Maj. allen nöthigen und erforderlichen Bericht abzustatten. 

Art. 15. Im Hofgerichte, als des Kön gs höchstem Gericht, ist ein Prä- 
sident, der durch Gelehrsamkeit und Gesetzkenntniss sich zum Richteramt 
geschickt gemacht; welcher einen Vicepräsidenten und die gewöhnlichen Hof- 
gerichtsräthe und Assessoren zu Beisitzern hat. Diesen hohen Richterstüfaten 
liegt ob, ein jeder an seinem Orte^ Au&icht und Acht zu haben, dass *GesetMr 



«Mlfttfö H#MS üjtH} yfiAA geiüi^abt werden» Sil ^^nk «8 dieScb;v$di^e]M»i 
Gesetze r .StaCuten und Verordnungen beschreiben, und weldto^'udgdc/ättit 
litiefadiNii- reellen WortyersiBfQde beo^ehtet und beim Urtbbü befolgt werdeh:; 
^tlsekä&, dass dieHöfgeriehte ohne Vorzbg, Eigennutz öder ändere Äbsichti^ 
iAn0SA jeden Gerechtigkeit Widerfahren lassen, so wie sie es vor Gott utid Vor des 
Ec^ij^ Me^tat verantworten können, damit nicht Ungerechtigkeit Land und 
fiath verderbe. Rein Ritter oder Edelmann dai*f in solchen Fällen,, welche 
Leben und Ehre betreuen, vor einem andern Gericht verklagt werden, als bei 
den Bofgik'iditen , so wie die Privilegien und die Pröcessordnung von 161Ö 
solches ^onfneh» fesfstelleh und wollen; doch solchergestalt, dass die CJnteiS. 
Iii^ung in Toco geschehe und keine andere Criminäisacbe , als die' so Leben 
^nd Ehre betrifft, darunter gezogen Werden möge. Es gebührt dem Hofgerieht 
auch« gisnau Acht auf die Unterrichter iih Lande und in den Städten, auch 
auf die Etecntöreti zu haben, und Wenn aus Unverstand, Nachlässigkeit odef 
Geldbegierde etwas von ihnen verübt wird , dies nach der verschtedenet\ Be- 
schaffenheit Jedes Falles sofort zur Verantwortung, Urtheil und Strafe zU nh- 
ftl^en ; wofern aber jemand betroffen wird, dass er a(us Vorselzlicbem Hass, bö- 
sem Willen oder Begierde nach Ges<^hettken das Recht verdreht, und also sein 
(vewis^en befleckt und seinen Nächsten am Leben , Ehre und Wohlfährt ge^ 
kränkt, ein solcher muss nicht mit Geldbussen öder Absetzung, sondern mit 
Verlifst vtn Leben und Ehre, nach Beschaffenheit der Sache für seine Bosh^ 
ttnd Frevel nach den Schwedischen Gesetzen besträfl; werden. Es müssen aueji 
solche Verbrechen nicht unterdrückt oder durch üebersehung, nachgiebige 
oder unzeitrgeBärmher^gkeit verschont werden, damit andere nicht in gleichen 
Fällen zum eigenmächtigen Missbraucfa der Rechte veranlasst werden möge^, 
wehri sie sehen, dass auf Fehler, Versehen oder Arglist keine gebühriicti^ 
Züchtigung oder wohlverdiente Strafe erfolgt. Dahingegen müssen diejenlgeti» 
welehe aus Vorsatz, Unbedachtsamkeit oder Rache mit schmachvollen, efaren> 
rührigen odet anstössigen Worten und Schriften die Richter oder ExecUtoren 
in ihren Amtsverrichtungen angreifen, ohne dass sie ihre Beschuldigungen und 
Angriffe beweisen können, nach Besdiaffenheit der Sache ohne Aufschub 
hart bestraft werden , damit muthwillige , böse und streitsüchtige Menscheü 
daran Scheu imd Warnung nehmen mögen: und soll Niemand, wer er au^ih 
Sei, lange in EDaift gehalten, sondern gleich zur Untersuchung und zum UHheä 
geschritten werden. Und damit Noth oder Bedrüdnmg keine Anleitung jxi 
sehädlicfaen Folgen geben und tum Schein und Vorwand eines Missbrauchs 
in seinem Amte tüienen mögen, so müssen die von den Gemeinden zum Loh£ 
und Unterhalt ihrer Richter bewittigte Lagmans- und fläradshöfding (Land- und 
BezirksrichtetOf audi Landgerichtsdiätengelder völMg nach des höchstseligen Kö- 
nigs Gustav Adolph Versicherung von 1611 zu ihrem rechten Endzwedc und der 
betreffenden RichterBelohnung, wie der Staat es angeordnet, unverrückt verwen^ 
det werden. Die königl. Aufseher undFiscale sollen ihre Obliegenheiten nicht mit 
Beleidigung oder Eigennutz verrichten: und wenn man sie darin betrifft, soTf^er- 
den sie zur glesc^chen Verantwortung gezogen , darüber der Jusljizkanzler ein 
wachsames Auge zu halten hat, dem es audi obliegt. Acht darauf zu haben, 
dass den Gesetzen und Verordnung«! nachgelebt werde, und hat er davon 
Bericht an des Königs Majestät abzustattcfn. Dieser Hofgerichte sollen künf" 
lig^ wie vorhin, drei sein. Das erste in Stockholm , unter welches das ganze 
Sehwedifidbe Reidb, wie es in den alten Gesetzein genannt wird, gehört; tias 
zw^e ist alle Zeit am Jönköping, und unter diesem steht dasGothiseheReiefa; 

Sclmbett, terfassntlgsnrktiii^ten. 2. bd. 23 
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und das dritte hat in Abo seinen Siti, anter Wdches das Grössfüntenthnni 
Finnland gehört ^ 

Art. 16. Alle Gommissionen, Gerichtsdepatationen oder ausserordent* 
liehen Gerichtsbänke» sie seien vom König oder Standen gesetzt« sollen künftig 
abgeschafft sein , da sie nur als Beförderungsmittel der Gewait und Tyrannei 
dienen ; und ein jeder Schwede geniesst das Recht, vor dem Geneht verklagt 
zu werden, unter welches er nach den Schwedischen Gesetzen gehörte Wenn 
es sich aber träfe , dass Jemand sich durch ein hohes Verbrechen , oder der 
Reichsrath, oder auch ein ganzes Gollegium so verginge, dass er den König, 
das Reich, oder die Hoheit der Krone antastet, und die Schuldigen weder vom 
Hofgericht noch Rath verurtheilt werden könnten, dann wird ein Reichsgericht 
gesetzt, in welchem Se. König!. Majestät selbst, oder an dessen Steile der Kronprinz, 
oder der älteste der £rbfürsten, oder auch der älteste des Reichsraths präsi- 
dirt, welche sämmtliche Reichsräthe, Feldmarschälle, alle Präsidenten des 
Reichs und Rönigl. Collegien, 4 älteste Hofräthe und alle 3 Reichshofräthe, ein 
General, die beiden Generallieulcnants, die beiden ältesten Generalmajors, der 
älteste Admiral, die beiden ältesten Viceadmirale, auch die beiden ältesten 
Contreadmirale, der Hofkanzler und die drei Slaatsssecreläre zu Beisitzern ha- 
ben ; der Justizcanzler ist alle Zeit Actor, und der älteste Revisionssecretär 
« führt das Protocoll. Dieses Gericht hat, wenn die Untersuchung geschehen, 
die Macht, das Urtheil bei offenen Thüren abzulesen, und darfhemach Nie- 
mand solches ändern, noch weniger schärfen ; des Königs Majestät aber^ 
können Gnade widerfahren lassen. 

Art. 17. Nach den Hofgerichten folgt das Kriegscollegium, in welchem nach 
wie vor ein Präsident und Generalfeldzeugmeister, Generalquartiermeister und 
die gewöhnlichen Rriegsräthe , die in Rechnungssachen geübt sein müssen, 
sitzen, und am besten aus denen gewählt werden können, die des Kriegs- 
wesens kundig sind. Dieses Gollegium hat die Aufsicht und Verwaltung über 
des Reichs Kriegsmacht zu Lande, die Artillerie, welche im Felde und in den 
Festungen gebraucht wird , desgleichen über den Fortificationsstaat, über Ge- 
schütz, Factoreien, Waffen und Seitengewehr, Ammunition und was dazu ge- 
hört, den Zustand der Festungen bespnders an den Gränzen, Schanzen und 
Kriegsgebäuden, über Ausschreibungen, Werbungen und Musterungen und der- 
gleichen, nach Anleitung der Instructionen, Verordnungen und königl. Schrei- 
ben , welche entweder jetzt schon oder künftig ausgefertigt werden. 

Art 18. Des ganzen Reichs Kriegsmacht zu Wasser und zu Lande, mit 
deren höchsten Ober- und Untergeordneten , müssen den Eid der Treue und 
Huldigung Sr. Königl. Maj., dem Reiche und den Ständen nach dem aufge- 
setzten Formulare ablegen. Die Kriegsmacht zu Pferde und zu Fuss, sowohl 
als die Seeleute, bleiben bei ihrer Eintheilung, und den mit den Gemeinden 
sammt den Ständen errichteten Verbindungen, welche genau in Acht genom- 
men und befolgt werden müssen , bis Se. Maj. und die Stände nöthig finden, 
einige Aenderungen darin festzusetzen. 

Art. 1^. £s mag, ausser Königl. Maj. eignem Befehl, kein Oberster oder 
anderer Kriegsbefehlshaber einige beurlaubte Mannschaft zum Aufbruch oder 
Marsch aufbieten, ausser dem gewöhnlichen Regiments- und anderem Zusammen- 
kommen; es sei denn, dass solches bei einem unvermutheten Einfall der Reichs- 
feinde geschehe, in welchem Falle es aber Sr. Königl. Maj. ohne Verzug gemeldet 
werden muss : inmassen Se. K. M. der alleinige Oberbefehlshaber ihrer ganzen 
Kriegsmacht, sowohl zu Wasser als zu Lande, sind, sowie es in den vorigen und für 
das Reich am glänzendsten und glücklichsten Zeiten allezeit gewöhnlich gewesen. 
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Art. 20. Das dritte Gollegium ist die Admiralität, in weldier ein Präsident 
ist, der alle gegenwärtige Admirale und Flaggenmänner zu Beisitzern hat; um 
aber dessen Bedfkrftiisse desto besser zu befördern, muss in den Berathschla- 
gnnl^en 'bei Sr. R. M. wenigstens ein Reichsrath sein, der zur See gedient und 
im Seewesen erfahren ist. Dieses Gollegium hat die Au&icht, Besorgung und 
Verwaltung über die Seemacht des Reichs und alles, was dazu gehört, sowohl 
Über den Schiffsbau, Ausrüstung und Geschütz, als auch Anschaffung (}es 
Proviants, Pressung der Matrosen, Dükerei (Einrichtung zur Bergung gestrandeter 
Schiffe und Gliter) und Lootsenwesen, desgleichen alle andere hierunter gehö- 
rige Geschäfte tud Angelegenheiten, so wie es die königlichen Instructionen» 
Schreiben und Verordnungen , die bis jetzt verfasst sind oder künftig ausgefer- 
tigt werden, enthalten. 

Art 21. Das vierte Reichscollegium ist die Reichskanzlei, in welcher 
stets ein Reiehsrath den Vorsitz führt, und einen oder mehrere Reichsräthe, 
einen Hofkanzler, Staatssecrelär und die gewöhnlichen Kanzleiräthe zu Bei- 
siUern hat In diesem Gollegium werden alle Beschlüsse, Verordnungen und 
Recesse« die das Reich überhaupt, oder auch einzelner Städte und Personen 
Privilegia angehen, verfasst und entworfen; insbesondere Vollmachten, Schrei- 
ben, Gebole und Befehle. Hieher gehören auch alle Reichstage und Zusam- 
menkünfte, Verbandlungen, Bündnisse mit fremden Mächten, auch Friedens- 
verträge mit Feinden, die gehörigen Abfertigungen der Gesandtschaften, alle 
peralhschlagungen, welche der König gewöhnlich mit dem Reichsrath hält, 
oder auch mit einigen von demselben, und die darüber gehaltene Protocolle, 
ingleicb.cn das, was mit des Königs Majestät eigener Hand und Namen aus- 
gefertigt wird. Dieses Gollegium hat ebenfalls die nöthige Besorgung und 
Verwaltung des Postwesens im ganzen Reiche und den dazu gehörigen Pro- 
vinzen, so dass es, unter der dazu verordneten Oberdirectoren Aufsicht, ge- 
hörig verwaltet wird. Die Staatssecretäre haben dabei genau Acht zu haben 
und zuzusehen, dass die Expeditionen nach Sr. R. M. Ausspruch und nach 
den Protocollen fördersamst richtig und in guter Ordnung vollzogen und aus- 
gefertigt werden, ohne den geringsten Aufschub, es sei auch aus welcher Ab- 
sicht es wolle. Sollte Jemand so kühn sein, und eine Expedition ausfertigen, 
die mit des Königs Majestät Entscheiden stritte, und suchen wollen des Kö- 
nigs Majestät damit zu überraschen (welches wegen der Menge der Expedi- 
tionen leicht geschehen kann); der soll, nach geschehener Untersuchung und 
rechtlichem Urtheil, aus dem Dienste gesetzt, und nach dem Verbrechen ge- 
hörig bestraft werden. Es soll daher keinem Befehl wie bisher Gehorsam geleL^^t 
und nachgelebt werden, als der mit behöriger Gontrasignatur versehen ist Knegs- 
angelegenheiten ausgenommein. Dieses Gollegium hat sich übrigens nach der 
Kanzleiordnung und den Instructionen, Schreiben und Köni^. Verordnungen 
zu richten, welche es bereits empfangen hat, oder künftig äberkommen wird. 

Art 22. Des Königs Maj. ernennen im versammelten Rath, doch ohne 
Umstimmung, den Kanzleipräsidenten, Kanzleiräthe, welche Reichsräthe sind, 
den Hofkander, den Justizkanzler, die Staatssecretäre, und nehmen solche, 
auf welche Dero Vertrauen fällt. Ein Gleiches geschieht mit den KönigL 
Mii)istem an auswärtigen Höfen. ^ 

Art. 23. Das fünfte Reichscollegium ist das KammercoUegium, welches 
einen Präsidenten und die gewöhnlichen Kammerräthe hat Es haben alle 
diejenigen, die mit den Rönigl. und Kroneinnahmen und Ausgaben zu thun, 
Befehle aniunehmen und Bescheide zu geben haben , sich nach den Instruo- 



Sfifi 

ticmen». Kösigl. AusftctigOQgea unilBefQblQQJtu üWli^Ueiii dif ttilmt4^f sehon 
vorhanden sind, oder l:Un(lig au^giefertigt ^verden. 

, Diesem Coilegium liegt ob, Sorgtalt» Fleiss und Mühe f(i^i^wf«)Ciw, ^» 
die Renten, richtig und in Zeiten eingetrieben und vermefurt, d^s I^and W4JUI 
genntzt, bearbeitet und durch gute Haushultung und VerJ9e$3eru|^ a»g <^a rtt 
wird, .so dass die Regalia Fisci nicht vermindert, versäumt oder verloi^en werr 
den, vielmehr die Reichsein^cünfte auf ^Ue Art verbessert, zu Ausgsibep si- 
chert, zu Ratbe gehalten, in Zeiten beigetriebc^p, y^d der Credit vorB«bi}aliGl| 
bewahrt werde, so dass des Königs Maj. in und ansaer 4em SLeicbe Ufi Mcitl^r' 
UM eine Unterstützung* Beista^id und ^ülfe zu erwarten habjen l^ppmen^ 
Der grosse Seezoll mit dessen £inna(unen uod Re^ec(mu^gen, de^eicl^en die 
kleinen Zölle und Accisen, gehören ebenfalls, unter ihref* respectivep ,Qber^ 
dlrectors-Aufsicht und Verwaltung, zu des Kammercollegium's Aufsicht und 
Verwaltung, in welchem iiir ihre benöthigten Zollbedienten und Aufseher Voll- 
machten ausgefertigt, und fUr des «Königs Maj. alle gebührende erforderliche 
Sicherheit gesucht wird. 

Art. 24. In dem Staatscomtoir verbleiben der Präsident und die ge- 
wöhnlichen Staatspommissarien. Hierunter gehören die Verwaltung und Aus- 
theilung der Mittel, bei welchem auch alle, welche die Mittdder Krone unter 
Händen haben, zu rechter Zeit mit ihren Vorschlägen einkommen müssen, 
wie es ihre Instructionen deutlich gebieten und befehlen. Der Etat muss 
jährlich und zeitig eingerichtet, und dabei der Etat vom Jahre 1096 zu einer 
Richtschnur und zu einem Grunde genommen, und solchergestalt gesetzmässig 
angeordnet werden, dass die Reamten ihre Resoldungen aus dem Ertrag und 
Einkünften der Krone geniessen. Der erwähnte Etat darf .weder überschritten 
noch vermehrt werden, wo nicht der unentbehrlichte Dienst und das<Besie 
König]. Maj. und des Reichs solches erfordern. In dem Etat wird nicht allein 
die gewisse Summe der (sogenannten) Handgelder, welch6 der beliebigen IMs- 
position Königl. Maj. schon überlassen sind, sondern auch eine Summe zn 
ausserordentlichen Ausgaben jährlich veranschlagt, welche nach dem Befehle 
König]. Maj. angeordnet , unterschrieben und gebührend contrasignirt wird, 
alles den Instructionen, Königl. Briefen und Verordnungen gemäss, die schon 
ausgefertigt sind, oder zukünftig ausgefertigt werden. 

Art. 25. Im versammelten Rath, jedoch ohne Votirung, ernennt Köni^. 
Maj. den Präsidenten und die Staatscommissarien aus den Männern, welche 
durch Treue und Einsicht in diesem betreffenden Werke sich des^ Vertrauens 
Königl. Maj. würdig gemacht haben. 

Art. 26. Das Bergcollegium hat gleichfalls einen Präsidenten und die ge- 
wöhnlitben ^Bergräthe und Assessoren, sämmtliche solche, die sowohl durch 
Gelehrsamkeit und Erfahrung sich zum Richteramte geschickt gemacht, als 
auch alle nöthig« und gründliche Kenntniss in allen zum Bergwesen gehoren- 
gen Stücken sich erworben haben. Dies Coilegium bat Aufsicht und Fürsorge 
für die Aufrechthaltvng der ßergwerke» sammt dem, was mehr spns^ zu ihrer 
Pflege, Wahrnehmung und Verbesserung g^ört. 

Art. 27. Dem GommerzcoUegium gebühren gleicherweise ^ip Präsiden^» 
und die gewöhnlichen Commerzräthe, Assessoren und Commiss^rien» welche voni 
Handel und Wandel eine gründliche Kenntniss h^ben. pieseyp CpUegium 
liegt es ob, Sorge zu tragen, wie der Handel möge gestärkt, befördert und 
verbessert, wie den Manufacturen aufgeholfen, und die Handwerkshäuser wohl 
eingerichtet, besorgt und unterhalten werden, wie auch die Licenten, Porto- 
riep» 4ie Zollprd^ung und '^dxen gehan^^bt werileD» i^t den au^^ern Geif^a* 
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sIsjMideii, iwj« sokiies die lastrtictionen, Köai^L Bcfehk imcl VeFordnungen 
sebi^D iK)r9diff)ibeD, oder künftig verordnet wird. 

Art. 28. Die Kamme^rrevision erfordert gleicher Weise einen Präsidenten, 
WiMeher mi^ den gewöhnlichen Beisitzem Vorsorge tragt, dass nicht allein den da- 
selbst anh$ng;ig gemachten Processgeschäften mit gesetzmässigem Urtheil und Re» 
solotioiien abgehdfei»» und selbige durch die Fiscale zur YolTziehung gebracht 
werden, sondern aueh, dasa die j'ahrlichen Rechnungen der Krone ohne Yer- 
i)»g)&n]ng, von der Zeit, wenn sie in das Eönigl. Kammercollegium einfeommen, 
und der Kammerrevision davon Nachricht ertfaeiH worden ist, durchgesehen, 
erklärt, ausgearbeitet, und schliesslich ausgemacht werden: Alles nach den 
tostraciiiHien, Kenigl. Briefen und Verordnungen, die bereits ausgefertigt sind, 
od^r späterhin ausgefertigt werden. 

Art. 29. Der Reichs- oder Ohermarschall ist einer der Reichsräthe, 
wacher die Wahmehmnng für des Königs Hof, Schloss und Haus hat, auch 
desselben Tafel und Höfleuten, mit dem was dazu gehört, vorsteht, und des- 
faUs anordnet und einrichtet. 

Art. 30. Der Hof Königl. Maj. steht unter des Königs besonderer Ver- 
fügung. K^i^. Waj. allein haben zu verändern und zu verbessern, v^s Die- 
selben dara» nethig finden. 

Art« 3<l. Der Oberstatthalter in Stockholm, der Gapitainlieutenant, die 
Lieutenants und der Quartiermeister der Trabanten, der Oberste und Oberst- 
Lieutenant der Leibgarde, der Oberste von dem Leibregimente, der Oberste 
von den Leibdragonern, der Oberste und Oberstlieutenant von der Artillerie, 
die Generaladjutanten und Gommandanten in den Gräazfestungen, sind ver- 
traute Beamte* die König}. Majestät im versammelten Rathe, jedodi ohne 
Votirung ein- und ansetzt. 

Art 3d. AUeCollegia müssen einander die Hand in dem allem reichen, 
was den Nutzen und Vortheii des Königs und des Reidis betrifft, wenn es 
erforderiidi ist und veriangt wird; es muss aber dnes dem andern keinen 
jßingriff thun, noch Eündemiss oder Abbruch zufügen, sondern jedes seine 
Pflichten mit gd)ühFender Betreibung, schuldiger Besorgung mit Fleiss, Treue 
imd Vorsichtigkeit verriditen. So lange die Präsidenten in ihren €ollegien 
gegenwärtig sind, geniessen sie ihre ordentliche Macht und Autorität; begiebt 
es sich aber, dass sie in des Königs oder eigenen Geschäften abwesend sind, 
so behalten sie ihren Ehrentitel mit den davon abhängenden Ehren und Vor- 
theilen, dürfen aber kemesweges verordnen, gebieten und befehlen, was das 
Präsidentenamt betrifiPt, bis sie wiederum gegenwärtig sind und in wirkliche 
Ausübung des Amtes eintreten. Mittlerzeit verrichtet der älteste Beisitzer, 
mit gleidiem Reelle, Kraft und Wirkung, die der Bestallung anklebenden 
Geschäfte. Diese Collegia sind pflichtig, dem Könige wegen ihrer Ausrichtung 
. Bericht zu ertheilen, wenn derselbe solchen von ihnen fordert, und sind ihm 
allein för die gebührende Abwartung der Geschäfte verantwortlich. 

Art« 33. Die Verwaltung auf dem Lande besteht aus den gewöhnlichen 
Höfdingthümem (Bezirksämtern), gänzlich, wie sie jetzo sich befinden ; künftig 
aber kann innerhalb des Reichs kein Generalgonverueur sein, ausser in besondem 
Umständen» und auf eine gewisse Zeit; noch kann einiges Leibgeding, Land oder 
Lehn vergeben werden, sondern selbige müssen dergestalt in der Ordnung ver- 
theilt werden, wekhe sie jetzt und nach der Regierungsform von 1^20 haben. 

Art 34. Die Erbfürsten des Schwedischen Reichs, und die Prinzen vom 
Schwedischen Gehlüte, sollen kein Ldbgeding noch Gen^algouvernement ha- 
)fm SQftdom rieb mit dam Unterhalte an G^ begnügen, wekher itaen von 



858 

dem Staate zagestanden wird, und für die Erbfürsten 100,€(X) Rthlr. Silbermz« 
nicht libersteigen muss, von dem Tage, da sie für vonjährig erklärt ilrorden 
sindf welches im 21. Jahre ihres Alters eintrifft. Die Prinzen von Sdiwedi- 
schem Geblüt, die. von der Krone weiter entfernt sind, sollen jährlich zu ihram 
Unterhalt eine Summe Geldes gemessen, die schicklich und ihrer Geburt an- 
ständig ist Dennoch können sie mit Titeln von einem Herzogthum oder 
Furstenthum, wie in uraltem Gebrauch gewesen ist, beehrt werden, jedoch 
ohne einiges Recht an den Provinzen, deren Namenfsie fiihren, welche stets 
unter einem Haupt und Regenten, ohne Yermindbrung und Absonderung, zu- 
sammengefügt verbleiben sollen. 

Art. 35. Mit dem Unterhalte des Kronprinzen, welcher stets des regie- 
renden Königs ällester Sohn oder Enkel in der geraden herabsteigenden Li- 
nie ist, verhält es sich gänzlich auf die Art und Weise, wie der Unterhalt des 
Höchstsel. Köm'gs Adolph Friedrichs Sohn, unsers jetztregierenden allergn'ä- 
digsten Königs, Gustav HI., bestätigt und eingerichtet worden ist. Und tr^t 
derselbe in die Rathskammer Königl. Majestät hinein, wenn er 18' Jahr voll- 
endet hat. 

Art 36. Kein Prinz von Schwedischem Geblüt, er sei Kronprinz, Erb- 
fürst, oder Fürst, kann sich ohne Wissenschaft und Einwilligung des Königs 
vermählen. Wenn Er hierwieder verschuldet, wird Er nach dem Gesetze 
Schwedens gerichtet, und die Kinder sind erblos. 

Art. 37. Wenn der König krank, oder auf weitelReisen verreiset ist, 
wird die Regierung von den Reichsräthen geführt, welche der König dazu 
ernennt. Sollte aber Königl. Maj. so schleunig krank werden, dass Sie der 
Reichsgeschäfle wegen nichts verordnen kann; so werden die Expeditionen von 
den vier ältesten Reichsräthen unddemCanzleipräsidenten unterschrieben, welche 
fünf die Macht des Königs in allen den Sachen sämmtlich ausüben, welche die 
förderlichste Ausrichtung erheischen. Keine Dienste aber können vergeben, 
noch Bündnisse geschlossen werden, bevor Königl. Majestät Gesundheit in so 
weit wieder hergestellt ist, dass sie sich mit den Reichssachen selbst befassen 
können; und stehen sie alsdann Königl. Maj. zur Antwort wegen der Art, 
nach welcher sie die Geschäfte abgewartet haben. Ist aber der König todt 
und der Erbfürst jung und unter Vormundschaft: so werden die Reichsge- 
schäfle auf die vorstehende Weise verwaltet, und die Dienste interimistisch 
vergeben, wofern nicht der letzte König eine testamentarische Disposition ge- 
macht hat, in welchem Falle es dann bei dem Testamente des Königs verbleibt. 

Art. 38. Die Reichsstände dürfen sich nicht entschuldigen, wenn sie von 
, Sr. Königl. Maj. berufen werden, an dem Orte und der Zeit, welche ihnen 
bezeichnet werden, zusammen zu kommen, und sich daselbst mit Sr. KÖnigL 
Maj. über die Geschäfte, weswegen Se. Königl. Maj sie zusammenberufen, zu 
berathschlagen , und soll keiner, es sei aus welcher Ursache es wolle, Macht 
haben, die Reichsstämle zum allgemeinen Reichstag zu berufen, als nur allein 
der König; ausgenommen in des Königs unmündigen Jahren, da^ desselben 
Vormünder dieses Recht ausüben. Allein sollte der Thron durch gänzliche 
Erlöschung des Königl. Hauses auf der Schwerdtseite erledigt werden (mit 
welchem unglücklichen Fall der gnädige Gott uns verschonen wolle,); so sind 
die Reichsstände schuldig, ohne Jemandes Zusammenberufung am dreissigsten 
Tage, nach des letzten Königs Tode sich von selbst in Stockholm einzufinden, 
so wie unsere Vereinigung vom 23. Juni 1743 anordnet, mit Bekanntmachung 
der für denjenigen bestimmten Strafe, welcher bei solcher Gelegenheit durdi 
heimliche Ränke und Zusammenvotirungen auf einige Weise dio freie Wahl 



der Stilnde za beeisträchtlgen suchen dürfte. Bei einer so unglücklichen 
Begebenheit liegt den Ritterhausvorstehern, dem Domcapitel zu Upsala tind 
dem Magistrat zu Stockholm ob, solches sogleich an allen Oertem des Landes 
zur Nachricht der Ankommenden Jedermann bekannt zu machen; und da die 
Landeshauptleute sodann schuldig sind, jeder in seinem Districl solchen To- 
desfall denen, welche in ihrem Lehn sich aufhalten und wohnen, bekannt zii 
zu machen, so werden sich in der vorgesetzten Zeit so viele einstellen können, 
dass die Freiheit des Reichs von ihnen beschützt und erhalten, wie auch eiif 
neues Königliches Haus erwählt werden könne. 

Art. 39. Die Stände des Reichs sollen'mit getreuer Gewissenhaftigkeit 
alle Königlichen Gerechtsame, welche Schwedens Gesetze vorschreiben, in voller 
Macht und Autorität gänzlich ungekränkt lassen, und alles, was auf diese Weise 
zur Königlichen Macht gehört; mit £ifer, Sorge und Vorliebe handhaben, ver- 
theidigen und beschützen , und desswegen nichts von diesen Fundamentalge- 
setzen, ohne des Königs Zurathziehung und Einwilligung, verbessern, verän- 
dern, vermehren oder vermindern, so dass kein Unrecht (olag) die rechten 
Gesetze verdränge, oder der Unterthanen Freiheit und des Königs Gerechtsame 
verwahrlost und unterdrückt werden, sondern ein jeder seine gesetzlichen Ge- 
rechtsame und wohlerhaltenen Privilegien geniesse. Alle anderen von dem Jahre 
1660 bis auf gegenwärtige Zeit als Grundgesetze erlassenen Reglements und 
Verordnungen werden hiemit abgeschafft und verworfen, 

Art. 40. Der König vermag nicht ein neues Gesetz ohne der Stände 
Wissenschaft und Einstimmung zu machen oder ein altes abzuschaffen. 

Art. 41. Die Reichsstände sollen kein altes Gesetz abschaffen, oder ein 
neues Gesetz machen ohne des Königs Ja und Einwilligung. 

Art. 42. Im Fall ein^. neues Gesetz gemacht werden soll , ist folgendes 
in Acht zu nehmen: sind es die Stände des Reichs, welche solches wünschen, 
so, beratbschlagen sie sich darüber unter einander, und wenn sie übereinge- 
kommen sind, wird der Entwurf Sr. Königl. Maj. durch ihre vier Sprecher 
überreicht, um des Königs Ansichten einzuholen. Se. KönigL Maj. beratb- 
schlagen sich sodann mit den Reichsräthen und holen deren Meinung ein, und 
wenn Höchstdieselben nachher selbst dasselbe erwogen und ihren Entschluss 
genommen haben , rufen sie die Reichsstände auf den Reichssaal und theilen 
ihnen in einer kurzen Rede ihr Ja und Einwilligung oder auch die Ursachen 
mit, wesswegen Höchstdieselben ihre Einwilligung nicht geben können. Sollte 
hingegen Se. Königl. Maj. ein neues Gesetz vorschlagen wollen, so thei{en Höchst- 
dieselben solches erstlich den Reichsräthen mit, und^nachdem selbige ihre An- 
sichten ad protocoUum geäussert haben, so wird solches alles den Reichssiän- 
den überliefert, welche, nachdem sie unter sich dasselbe in Ueberlegung ge- 
nommen und darüber einig geworden sind, die Ansetzung eines Tages begeh- 
ren , um auf dem Reichssaal ihre Einstimmung an Se. Königl. Maj. abgeben 
zu können. Sollten sie aber ihre ^Einstimmung versagen, so überreichen sie 
ihre abschlägige Resolution mit den Ursachen, welche sie dazu gehabt, durch 
ihre vier Sprecher schriftlich. 

Art. 43. Sollte es sich zutragen, dass irgend eine neue Rechtsfrage ent- 
stünde, wie die Beispiele der vorigen Zeiten genugsam ergeben, so wird solche 
auf eben die Weise, wie oben Art. 42 verordnet, abgemacht 

Art 44. Es bleibt zwar ein der Krone eignes und gehöriges Recht« 
Münzen schlagen zu lassen, jedoch behalten sich die Reichsstände vor, wenn 
man eine Erhöhung oder Verminderung an Schrot und Korne vorhaben soUtCi 



dtttti iito MMe VerlndenitiB nidtit ohw ihte WiSBttätMft iaA EÜtMfgd^ 
geschehen liidge. 

Art. 45. Sr. König]. Uaj. liegt ob, das Reich in Frieden nnd WohlsUiid, 
sonderlich gegen ausländische und feindliche Mächte zu erhalten; Höchstdiesel- 
ben müssen aber nicht gegen die Gesetze, den Königlichen Eid und Versiche- 
rang, den Unterthanen einige Kriegshtilfen, neue Steuern, Ausschreibungen 
und andere Abgaben ohne der Reichsst'ande Wissenschaft, freien Willen und 
Einwilligung auflegen; jedoch den unglücklichen Fall ausgenommen, da das 
Reich mit Heeresmacht angegriffen wird, da sodann Se. KÖnigl. Maj. das Recht, 
haben, solche Maassregeln und Schritte zu nehmen, welche mit der 'Sicherheit 
des Reichs und dem Wohl der Unterthanen übereinstimmend sind; afiein so- 
bald der Krieg aufliört, müssen die Stände zusammen kommen und die neuen 
Steuern, welche des Kriegs wegen auferiegt wurden waren, sogleich anfhöreti. 

Art. 46. Der Reichsstände Zusammenkünfte sollen nicht länger, als 
bS«hstens drei Monate dauern. Und damit das Land nicht mit langen Reichs- 
tagen beschwert werden möge, wie bisher geschehen ist , so können Se. 
Königliche Majestät zu solcher Zeit den Reichstag aufheben, und jeden nach 
setner Heimath zurückschicken ; und sollte in einem solchen Falle keine neue 
Bewilligung festgestellt sein, so verbleibt es bei der alten. 

Art. 47. Die Reichsstände haben die Macht, diejenigen zu ernennen, 
welche in dem Ausschuss sitzen sollen, mit welchem Se. Königl. Maj. diejeni- 
gen Geschäfte überlegen wollen, welche nach Höchst Dero Gutbefinden heim- 
lich gehalten werden müssen, und sind solchen Personen alle Befugnisse, wel- 
che die Reichsstände selbst haben, völlig aufgetragen ; allein alle anderen Sachen, 
welche bekannt sein dürfen, werden den Plenis der Reicbsstände rnttgeihdit 
und unter derm Beralhschlagungen erwogen. 

Art. 48. Die Könige sollen nicht Krieg und Feindsdigkdten <^e der 
Reichsstände Ja und Einwilligung anlangen. 

Art. 49. Reine anderen Protocolle, als solche, welche die Geschäfte äfi- 
gehen , die Se. Königl. Maj. mit den Reichsständen erwögen haben , düif^ti 
letzteren mitgelheilt oder von ihnen verlangt werden. 

Art. 50. Der Zustand des Staats wird dem Ausschuss der Reichsstände 
vorgelegt/ damit dieselben ersehen können, dass die Gelder zum Nutzen und 
Besten des Reichs angewendet worden sind. 

Art. 51. Wird ein Reichsmann unverschuldet während der Reichstage 
oder auf der Hin- und Rückreise mit Worten oder Thalen angetastet oder 
übel behandelt und hat er zu erkennen gegeben, dass er zum Reichstage 
gehört, so soll solches als ein Staatsverbrechen angesehen werden. 

Art. 52. Se. Königl. Maj. lassen sämmtliche Reichsstände bei ihrod 
wohlhergebrachten alten Privilegien, Vorzügen, Gerechtsamen und Freiheiten; 
auch sollen keine neuen Privilegien , einen Stand angehend , ohne aller vier 
Eeichsstände Wissenschaft > Bedenken und Einwilligung gegeben und erthetft ' 
werden. 

Art. 53. Se. Königl. Maj. allein tragen für die Deutschen Provinzen 
gnädige Vorsorge» dass selbige nach den Deutschen Reichsgesetten, derselben 
wohlhergebrachten Privilegien und dem Inhalt des Westphälischen FriedettS 
regiert werden. 

Art 54. Die Städte im Reiche verbleiben bei ihren woläherge- 
brtofaten üim Privilegien und Gerechtigkeiten, welche ihnen von den voriig« 



K5mi^ }gügsm/\mh ii^mü ii^en' Jitfi)^;; j^dOth $6; 6m selbige 4m 
Umständen der Zeiten und dem allgemeinen Nbtzeil' ühd ßesrttiii' ahgemetöcä 
sind. 

Art 55. Der Rieichsstände Bank verbleibt nach diesem, so Wie sie bis- 
her gewesen ist, nntcr derselben eignen Garantie i^nd Verwahrsam ;:,und soll 
nach den Reglements und Verordnungen, welche bereits gemacnt sind, oder 
noch Ton den Reichsständen gemacht werden könnten, verwaltet werden 

Airt. Ö6. In AnsehJing der Pensionscasse der Armfee verbleibt es bei 
den Reglem^Ms; die bereits festgestellt sind , oder über welche sj^äti^rhin Se. 
Königliche Mdjesiät mit Höchstdero getreuen Kriegsbefehl^häbern und den 
Bevollmächtigten der geworbenen Armee übereinkommen werden. 

Afii 37. ititri^em in diesem Gesetze «eine Undeittlichkeit gefunden wer- 
Mal 9oIlle, so soll man sieh nach di^in buchstäblichen Inhalte so länge riöhten^ 
MS«. Üoiiigliche Mnjesiät' ufid die Reichsstlnde auf die Weise, wie iin 39. 
tihd 42. Art vorjgfeschri^beh wird, vereinigt werden können. 

Dieses aHes' habeii Wir jelzo versainffl^^^ pXr nMi^'ß-^ 

fänden', ziir ordentlichen RegierUng des Reiche, unserer Freiheit unä Sicher- 
heit für uns 1 unsere zu Hause gelassejne'n Mitbrüder und NacbkotliBfien, Gfe^- 
borene und Ungebörene, zU bekräftigen. Wit erklären hiemit aufsnetiW, 
dass wir^den gfossten Abschen vor derRönigUchen unumschränkten Gewalt oder 
der sogenannten Souverainität haben, indem wir es für unser grösstes Glück, 
£hre und Vorzug' ansehen, freie und selbständige, gesetzgebende, aber auch 
deni CftB^iz gehorchende Stinde unfer der Regierung eine^ macbthdjbenden 
aber an äjie Gesetze geb^i^denen Ktmigs ^ sein und zu leben ; bei(]e durch 
das Gesetz vereinigt, und beschützt, welches uns und unser liebes Vaterländf 
von den Gefahren befreit, welche Unordnung, 'fii^nWille^ UnumschränW öe- 
wätlt, Aristokralie uhd' die Gewalt vieler Personen zUih Uh^üdc der g^iiaien 
Ge^ellsdtalt ifhd zur Beschwerde und Betrübhiss .eines jeden Mitbüi^rs nach' 
sich ziehen. Wir smd von einem orc}enthchen, gesetnngssigen und. glücklif:hen 
Regimente um so mehr versichert, da Se. Röni^hche Majestät 3ich bereits er- 
klärt haben , es für ihre grösste Ehre anzusehen, der erste Mitbürger unter 
eiiiem freien Volke zu seih, uhd wir hoffen, dass ein solcher Vorsatz in däö 
königlil;h6ti Hause von Geschlecht zu Geschlecht' bis auf die spätesten Zeiten 
d^ Welt förtgiefiddtizt werde. Deswegen erklären wir audi hiemit fü^ 
unsere und des R^fch^ Feinde den pder diejenigen unverständigen und übel- 
gesinnten Mitbürger, welche heimlich oder offenbar, durch List, heimliche 
Ränke oder oftenbare Gewalt uns von diesem Gesetze abführen, die K!onfg1ichö 
unumschränkte ' Gewalt oder die' sogenannte Souverainität aüfdrin^fen , oder' 
atidiuntisT' dein Schdnf der Fr^'eit diese G^sätze, welche, indeih siiä ein^ 
rechtschaffene und nützliche Freiheit befestigen , Eigenwille und Unordnung 
ausschliessen, über den Haufen werfen wollen; welche Vergehungen ohne Ver- 
sehohWnk untergeht" und nach SchwediöiiÜ geschriebenen' Gesetzen beurtheilt 
und'beshpkftw'erdM'sölilenV Wir solleta auch nach unseriA" geleisteten Eid der 
Trfeüe und' dieser Regierubjgsform Sr. Königl. Maj; rechten Gehofsatn leisten,' 
dessen Befehle vollziehen, ii^ allem, was vor Gott und Menschen Ihm z1ib,e- 
fehlen und uns' zu thun anätähdig ist; wie ei getreuen Mähnern und Unterthk- 
nen eignfet und gebtihrt. 

Zu mehrerer Gewissheit haben wir dieses mit unsierei: N|anensu|jter;^ 
Schrift und Beidrückung' unserersiegel bestärken, erliärten und'bekraKigen' 
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w^en. So geschehen p Stockholm , den 21ftten Tag des AugnstmonaU ; im 
Jahre nach Christi Gebart 1772. 

Von Seiten der Ritterschaft und des Adels: Von Seiten des Prieisterstandes': 

A. G. Löwenhaupt, A. H. Forsenius, 

d. z. Landmarschall. Wortführer. 

(L. S.) (L, S.) 

Von Seiten des fiürgerstandes: Von Seiten des Bauernstandes: 

J. flochschild, Joseph Hausson, 

in Stelle des Wortführers. Wortführer. 

(L. S.) (L. S.) 

Dieses Alles, was vorgeschrieben steht!, wollen Wir nicht allein selbst 
für ein unverbrüchliches Fundamentalgesetz annehmen, sondern gebieten und 
befehlen auch zugleich in Gnaden, dass alle diejenigen, w^elche Uns und Un- 
sem Nachfolgern wie auch dem Reich mit Treue, Folgsamkeit und Gehorsam, 
verbunden sind, diese Regierungsform anerkennen, in Acht nehmen, derselben 
nachleben nnd Gehorsam bezeigen sollen. Zu mehrerer Gewissheit haben 
Wir dieses mit eigner Hand unterschrieben und bekräftigt und Unser Könrgl. 
Insiegel wohlbedächtig beifügen lassen: So geschehen in Stockholm, den21sten 
Tag des Augustmonats im Jahre nach Christi Geburt 1772* 

GUSTAV. 



Dieses Grundgesetz sollte als ein Ergebniss der vereinten Be- 
mühungen der vier Stände mit dem Eonige betrachtet werden, aber 
der Adel fühlte sich zu rasch und zu stark in seinen Ansprüchen be- 
einträchtigt*), um nicht durch einzelne Factionen einen unausgesetz- 
ten kleinen Krieg gegen die Consolidirung der Königlichen Exeeutiv*' 
gewalt in aHen ihren Zweigen zu führen. Dies machte sich selbst 
bei den einzelnen Regimentern und der Flotte bemerkbar, da die' 
Offizierstellen fast ausschliesslich in den Händen des Adels waren. 
Da nun der König Gustav III. vor allen Dingen in den auswärtigen 
Angelegenheiten und in dem Rechte über Krieg und Frieden die al- 
leinige Entscheidung als eine nothwendig erforderliche Prärogative 
der Krone erachtete, so setzte sich ein Theil der Offiziere des Land- 
heeres und der Flotte selbst q^iitten im ausgebrochenen Kriege Schwe- 
dens mit Russland (im Jahre 1788) dagegen, und vernichteten durch. 



*J Für die schwache Bevölkerung Schwedens . war sein Adel damals 
sehr zahlreich. Nach dem Schwedischen Täbellenwerke fBevölkerungslistenJ 
gehörten zu demselben im Jahre 1795 11,934 Personen jedes Alters und Ge- 
schlechtes. Im Jahre 1800 enthielt die Adelsmätrikel in der ersten Classe 108 
gräfliche und 315 freiherrliche Geschlechter, in der zweiten 1167 und in der 
dritten 2168 Geschlechter; doch waren sehr viele Familien dieser Matrikel 
bereits völlig erloschen; so dass die Reichstagszeitung aus demselben Jahre 
nur eine Zahl von 1117 damals in Schweden lebenden adelichen Familien 
nachweisen kann. 
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ihre Meuterei den Erfolg der vom Schwedischen Gabinet eingegan- 
genen Verpflichtungen, indem sie eigenmächtig einen Wafifenstillstand 
mit Bussland *) schlössen und diesen Krieg für verfassungswidr^ er- 
klärten, weil der König ohne Einwilligung der Beichsstande keinen 
Krieg unternehmen dürfe. Doch Gustav IIL kannte die Mittel zur 
Zügelung der ungemessenen Anspruch^ des Adels: auf dem im Fe- 
bruar 1789 einberufenen Beichstage einigte er sich mit den übrigen 
drei Ständen und namentlich qiit dem durch bedeutsame Bewilligun- 
gen gewonnei^n Bürgerstande , und nöthigte dadurch den Adel, wenn 
auch mit grossem Widerwillen, zur Nachgiebigkeit. Er erreichte auf 
solche Weise die Vereinigungs- und Sicherungsacte vom 
3. April 1789, welche dem Könige nicht nur das unbedingte Becht 
des Kriegs und Friedens einräumte, sondern auch noch in anderen 
Beziehungen wesentlich, die Königliche Gewalt erweiterte. Demge- 
mäss ist diese Acte auch gegenwärtig noch als ein wichtiger Bestand- 
theil des heute geltenden Schwedischen Staatsrechts zu betrachten, und 
folgt nachstehend in Deutscher Uebersetzung. 

n. T^relnifpun^s- und ISicherheitsacte 
Tom Zt. Wehr, und 3. April 1989**). 

Wir Gustav von Gottes Gnaden« Schwedens, der Gothen und der Wen- 
den König u. s. w. u. s. w. u. s. w., Erbe zu' Norwegen, auch Herzog zu 
Schleswig-Holstein u. s. w. u. s. w., thun kund: dass, nachdem Wir uns ge^ 
nöthigt gesehen, vor unseren treuen Untherthanen allgemein kund zu thun 
und vor den Reichsständen zu erkennen zu geben, dass solche listige heimhche 
Anlagen und Anschläge im Werk gewesen sind, welche in ihrem Ausbruch 
nichts Geringers, als des Reichs Trennung, des Königs Fall und den Sturz 
der König). Macht, auch redlicher Unterthanen Bedrückung und Untergang 
zum Zweck hatten; so hat ein solches gefährliches Anstiften, von Feinden 
unterstfitzt, und solche abgewandte Denkungsart, zwieträchtige und eigennüz- 
zige Absichten, welche auf das längste unterhalten worden , für uns und des 
Reichs Stände es zur Nothwendigkeit gemacht, solche wirksame Al^'ttel auszu- 
finden, welche so unerhörte kühne Unternehmungen und zudringliche Ver- 
stfehe für die Gegenwart dämpfen und unterdrücken, und für die Zukunft 
hindern und abwenden könnten. Wir haben daher mit des Reichs Ständen 
die Mittel in Betrachtung gezogen, um den unser und ihrer würdigen End- 
zweck zu erreichen, den Regierungshindamenten die erneuerte Festigkeit und 
Kraft zu geben, wodurch des, Reichs Selbstständigkeit, Efire und Ansehen zu 



V Und Kaiserin Catharina war sehr bereitvnllig dazu, mit dm eidr 
brüchigen Officieren sich einzulassen^ da der Krieg mit den Türken sie voll- 
auf beschäftigte, und jede bedeutsame Demonstration in den Ostseeländem ihre 
Residenz in die höchste Gefahr brachte, 

*V Abgedruckt bei Marlene a, a. 0. /. S, 655 und bei Pölita a. a, 
Ö.Bd.UlS.Q9, 



der Höhe ge|an^en konnte» welcl^e unser gejli^t^ Y^erlajad unter fj/p^^ 
j^onige efarenvouen Regierung und Htreuer ünlerliianen männiicben' 88- 
stande^ gewonnen batt^. Und da die allgemeine Stimme mit Seimsucht und 
eiHr^em Vergangen dieses unser Unternehmen. erfordert und unt^rstüljBJt; so 
bähen Wir aus diese;|i Grund i^nd Ve^ai^assung mit den jE^eij^hs&tänd^ep g^- 
ipeinschaßiich die Yereinigungs- und Sicherheitsacte verabredet, beßpblos^jea 
mi festgeseti^t, Reiche X^ip gn'^digst hiemit genehmigen und bewilligen, Yiip 
die Buchstaben derselben lauten, und mit unserer nochmals gegebenen gn'ädi» 
gen Bestätigung übereinstimmen» tou Wort zu Wort, wie folget; 

yerei^iffu^ffn" und Sipherl^eiisacte. 

Um zu allen Zeiten von Uns und Unserm geliebten Yaterlande die hef- 
tigen Erschütterungen zu entfernen, welche theils durch einzelne ehr- und 
regier&Uchtige Personen, theils durch ausJyindische gebeioie Anstiftunge!i)» und 
endlich durch die zwischen den Ständen des Reichs erregte Eifersucht ui;^ 
M issheljigkeiten veranlasst T^erden, und welche, so oft das Reich, dessen Forl-r 
^auer und die allgemeine Sicherheit in Gefahr gesetzt, und Spaltu|igen ificht 
allein zwischen den ^Unterthanen unter einander, sondern auch zwisdien dem 
König und dem Volk veranlasst; und um einmal für allemal Grundsätze |^« 
zustellen, auf welche die Regierungsgesetze gegründet werden können, und 
für die Zu|cunflt alle IJndc^ptlichkeit und einseitige Zusatz^ zu entCißmen, hat 
es unserm allergnädigsten Könige für sich' und seine Nachfolger auf dem 
Schwedischen throne ge&Uen, mit U^s übpr die n9cbfo|gen<|e Ve^ei^igungs- 
und Sicherbeitsacte sich zu vereinigen: 

Art 1 Erkennen Wir, däss Wir einen Erbkönig haben, welchjcr völlige 
Macht hat, das Reich zu regieren, zu sichern, zu befreien und zu besdiützen, 
Krieg anzufangen, Frieden und Bündnisse mit auswärtigen Mächten zu schliessen 
Gnaden auszuüieilen, dastehen, dielShre und Güter (Yerbrechem) zu schenken; 
nach seinem hohen Gutbefinden über alle Aemter des Reichs zu verfügen, welche 
mit eingebornen Schwedischen Männern besetzt werden müssen, Recht und 
Gerechtigkeit zu erbalten und zu handhaben. 

Die übrigen Reichsangelegenheiten sollen verwaltet werden, wie es dem 
König am nützlichsten scheinen wird. 

Art. 2. Wir sehen uns als freie, den Gesetzen unterworfene, Sicherheit 
geniessende Unterlhanen, unter einem gesetzmässig gekrönten Könige an, wel* 
eher uns nach Schwedens geschriebenem Gesetz beherrscht. Und wie wir 
alle gleich freie Unterthanen sind; so müssen wir auch unter dem Schutz der 
Cesetze gleichen Rechts geniessen. Daher muss auch dass höchste Geriebt 
des Königs, in welchem alle Justiz-Revisionsangeleg^nheiten entschieden wer- 
den/ und in welchem der König 2 Stimmen hat, beides aus adlicheh und un- 
adelichen Männern bestehen; die Zahl der in selbiges aufzunelmienden Reichs- 
räthe soll künftig von Sr. KÖnigl. Maj. gnädigem Gutbefinden abhängen. Da 
Sr. KÖnigl. Maj. Hohe und Niedere, gegen alles Unrecht beschützen will, so 
S9U keiner an Leib, Ehre, Glieder und Güter Schaden leiden, ehe er gesetzlich 
überwiesen und durch das beikommende Gericht gerichtet worden., 

Art. 3. Ein gleiches Volk muss gleiches Recht geniessen, und daljier 
müssen alle Stände befugt sein, Land in ihrem gemeinsamen Yaterlani^e zf^ 
bf^si^zen und zu erwerben; docl;i dass die Ritterschaft und Adel auf den ifi^uss» 
der ibisiier festgesetzt und beobachtet worden, ihre alte GerecJ^J^g^eit^n Ijj^^««^ 
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die in Schonen, Halland und filekiogep sogensointe Ifnsoqk>Di;ei9e»u^fin <^ 
c^hajten uod zu besiUen. Im ü^iigen soll auch [kein If9pd ^eii^ UiTsprüDg- 
lic^e JEigenschaft ui^d den Unterschied der Säterier, J'räls^, Sjka<(i^^] 
und Krono guter***) verlieren; aber die Yerbindlicbl^eit den Rewei^ÜHilVoiid^ 
;fii schaffen« Ikgt allen Gütern im Reich ^eichmä$sig ob, mcMr die Sjiinterier, 
R|[- und flöj^s- uDid Insockne-Hempian, Dnd die Bo8tälle;fi.i') 3iÖd 4aypi 
ausgenommen und befreiet. 

Die Gerechtigkeit der Bauern, den Krongtttei;n ^en jthnen soh^ldigen 
Zins abzukaufen, und diese Befreiung sicher zu beßitzen, ist^urj^b ei^ ^ 
Sondere i^i^ter heutigem ,P^^i|m ei^angene Yerprdi^uQS <nH glfiicb^ ,Si(^r^ißjyt 
JTe^tgi^tellt, a]s wenn di.e$e in gegenwärtige Acte eingerückt w;äre. 

Art., 4. Die höchsten und vori^^hmsten Aemter des Reichs m4 4h 
J^ojpigl. Hpfämter sollen aus der Ritterschaft und dem Adel allein j^ej^t wer- 
ben; ^ber im übrigen blieibt Ge$cbi<^liGhkeit, Verdienst, £r$ihrii9g W^ <^r- 
probte bürgerliche Tugend der einzige und reditmässigeGrppd .zur^foi^leriiog 
ni ajlen Aeintepi und Diepgen des Reichs, sie seieii habere oder gc^dngere, 
ohne AASfihj^ der Gebujrt oder besonderer Stände. Aher ,weiin i^in uip^iiQipbW 
Beamte zur adelichen Würde erhoben wird; so kann er das Amt ni^t länger 
I^ehalten, d^s ^r als ,Una4iicher zuriS^cberbeit 4er i|i^ji<i»Qn S\fß^ jm^gßpfk 
und ini^e g^b^bt 

Art 5. Da die wahre Freiheit darin bestebt, ilaas man frei JEum Unter- 
halte desRddis |;ebe, was nöthig gefunden wird; so hat dasiSchwedische Volk 



V Hemman bedeutet ein ländliches Crrundstütk ^ns Hvfe oder Hof. 
Frälsegods und Frähe-Eemmans sind Freigüter ohne Abgabe ßr den Grund- 
besitz. Säterier sind die Rittergüter, welche nur zu den Abgäben an die 
Xirche und zur Wegebesserung verpfiichUt nnd. JRa- och Rörs-Semman 
(wörtlich Pfahl' und Steinhöfe) sind Höfe, die innerhalb eines MUtergtäes 
liegen, und nur dann abgabenfrei sind, wenn sie von dem ißjUUr^iie ielbtt 
bewirthschaflet werden: waren sie an Bauern verpachtet, so musiien diePäehf 
ter Kopf' und GerichUsteuer entrichten. In den südwesüithm Lanndsehafkn 
(den damals Dänischen Provinzen) heissen diese Güter Insockne-Hemmam^ 
eingeschlossene Höfe. 

*V Skatte-Hem'rnan sind schaizpfHchtige Böfe, aufwdchen der Bauer 
das volle Erb- und Besitzrecht geniesst, so lange er das Gut in Cultur erhäU 
und seine Verpflichtungen erfüllt; der Bauer hat ein unbestreitbares Reckt an 
dem Boden, der ihm zu keiner Zeit genommen werden darf; aber die darauf 
ruhenden Abgaben gehören einem Anderen zu, entweder der Krone fKrono* 
skattej oder einem sonst Abgabefreien (FrälseskatteJ. 

***J Krön 0' Hemman, Kronhöfe i^erfallen in zwei Glossen; sie sind 
entweder i) Kungsgardar och Ladugardar, Königshöfe und Meiereien» 
die als wirkliche' fCrondomainen auf geu»sse Zeiträume verpachtet werden; 
oder 2J eigentliche KronhÖfe (Kr ons- Hemman) , deren Inhaber für ihre der 
Krone gehörenden Baiierhöfe jährliche Zinsabffaben. entrichten, aber im si- 
cheren Benutzungsrecht d^s^lben verbleiben, so lange sie gut wirthschaften. 

y ^oställe sind Av^sgüter, ßa^ und Acker, welche ßt^ Geistliche, 
Kronbewi^, Ofj^fiere aij$ ein Ti^eü ^ ^eioldung xym ;(/»<crft(iI(e mgei/mm 
iperden. 
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Mar 6ltt 'unstreitiges Redit, mit dein Könige darüber zu berathscMagen, xü 
towittigen, abzusdilagen und übereinzukommen. 

* Art 6. Auf Reichstagen berathscblagen die Stände des Reichs über keine 
iind^re Gegenstände, als über die, welche der König proponirt, auf den Fuss, 
irife e^ tor 1680 gewöhnlich war. 

Art; 7. Des Adels und der Priesterschaft Privilegia vom Jahr 1723, und 
der Stände bisher, woblerlangte Privilegia und Gerechtsame sind in allen 
Ptincten bestätigt, soweit diese nicht gegen die Sicherheitsacte streiten. 

' Art. 8. • Diese Vereinigungs- und Sicherheitsacte soll von allen Schwe- 
«y^hen Königen, beim Antritt ihrer Regierung, eigenhändig unterzeichnet 
werden, und es soll niemals erlaubt sein, eine Proposition oder Versuch zu 
der geringsten Abänderung, Ausdeutung oder Erklärung zu machen, die sich 
von dem buchstäbltcben Inhalt derselben entfernt Und im Fall das Königl. 
Haus erlöschen sollte, soll der König, der dann gewählt würde, in alle diese 
Rechte eintreten» und soll sich zu dem, was in dieser Acte enthalten ist, ohne 
die mindeste Abänderung verbinden. 

Art 9. Die Regienmgsform vom 21. August 1772 bleibt unverrückt 
bestehen, in allem, was nicht durch gegenwär^ge Acte abge'atfidert worden. 

Stockholms Schloss den 21. Februar 1789. 
yhn' Seiten (ier Ritterschaft und des Adels: Von Seiten des Priesterständes: 
• C fiv Löwenhaupt, Jac. Ax. Lindblom; 

li. t. XamlmarsdialL Bischof zu Lindköping in Steile 

(L. S.) . des Sprechers. 

(L. S ) 
Von Seiten des Bürgerstandes: Von Seiten des Bauernstandes: 

And. Lüdbergh, Olof Olsson, 

Spreeher. d. z. Sprecher. 

, (L. S.) (L. S.) 

.. . Diese vorstehende Vereinigungs- und Sicherheitsacte, wollen Wir und 
Unsre Nachfolger auf dem Schwedischen Throne, als ein unverbrüchliches und 
unveränderliches Grundgesetz ansehen, dessen buchstäblichem Inhalte nach- 
gelebt werden soll, ohne Aenderung, Ausdeutung, oder Verrückung: wollen 
iiod befehl^i auch bieihit in Gnaden, dass alle die, welche. Uns und Unsem 
Naehfelgem und dem Reich mit Huldigung und Unterwürfigkeit und Gehor- 
sam verbunden sind, diese Vereinigungs- und Sicherheitsacte erkennen und 
in Acht nehmen und dessen buchstäblichem Inhalte nachleben und gehorsamen 
sollen. Wir müssen hiemit bemerken, dass alle Richter in höheren und nie- 
deren Gerichten, und alle gemeinere Amtsleute, welche nicht Tromanns 
Würde oderTheil an der Landesregierung haben, nicht sollen ohne gesetzliche 
Untersuchung und Urtheil dem Gesetz und Kriegsartikel gemäss, ihrer Aemter 
verlustig werden. 

Betreffend die Last der Lieferung der Pferde für Reisende (Skjuts- 
ningsbeswäret*) so sollen des Adels Landbauern und Utsockne-Frälse- 
Hemman überall gleiche Theile beitragen mit den Krön und Skatte Hem- 
man zu des Königs Gästgifman- Hall- und Reserve-Fuhrwerk**)» und 
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V Skjuts ist die Anstalt zur Fortschaffung der Reisenden von Station 
zu Station, die Stellung von Vorspannpferden mit dem Leiter derselben, 

**J Die Vorspanndienste auf Königlichen Befehl für das Königliche 
Gefolge, oder solche Personen ^ die auf Königs Befehl die Berechtigung des 
Vorspanris zu ihrem Fortkommen erhalten haben. 
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in Kriegszeiten» wenn die höch&te Noth eine Gleichheit erfordert, wenn Tag^ 
und grössere Märsche darch das Land geschehen, oder Promnt^.AmmunitioB 
nnd Montirungsstticke zu den Armeen, Festungen und Magazinen abgelilbrt 
werden sollen. Und wie wir nun die Privilegia der Ritterschdt und des 
Adels vom Jahr 1723, welche in der Regierungsfon» vain.Mr 1712tviiiBht 
deutlich anerkannt worden, beYestigt und bestätigl; haben; so. vejpoif^ 
nen und befehlen Wir, dass sie inskönilige ihre volle Kraft behalten 
sollen: so wie Wir hiemit des Priesterstandes Pri?ilegia vom Jaiur 1723 
bestätigen, sammt unserer, den 25. März dieses Jahres gegebenen ferne» 
ren Versicherung, zugleich mit den Statuten gewisser Frei- und Gerechtig- 
keiten, welche Wir unter dem 23. Febr. den Städten des Reichs gegeben,.. und 
unterm 23. Febr. den Qauem des Reichs zuerkannt u^d verliehen« i 

Zu desto mehrerer Oewiasheit haben Wir dieses mit .eigener Hand unn 
terschrieben, und mit (Jnserm Königl. Siegel bestätigen lassen. 

Stockholms Schloss, den 3. April des Jahres 1789. 

(L. S.) GUSTAV.* r 






Gustav III. hatte zwar die iiberwiegende Macht des Jj^dels ge- 
brochen, aber nur die Kraft seines öffeDtlicheB Wideratandes gelähoily 
einzelne Faptionen verfolgten ihn bis zum Tode durch Meueheimör- 
ders Hand. Die Regierung seines Sohnes '6a staV IV. (16. März 
1792, entsagt der Krone 29. März 1809), der er^f'iiA fünften Jahre 
nach seiner Thronfolge das Alter der Volljährigkeit erreichtß (Noyeip- 
ber 1796 — bis dahin unter der Vormundschaft seines Oheims Carl 
als Herzogs-Begenten — ), bietet ein trauriges Bild, wie der Schwe- 
dische Staat auf der einen Seite von der übermüthigen Laune eines 
Schwächlings irritirt, dessen Handlungen nicht selten den Charakter 
eines nicht mehr zurechnungsfähigen QleQschen an sich trugen» yqn 
der andern Seite durch die Intriguen eines eitlen leeren Phantasten, 
des Herzogs Carl von Südermannland, nnd seiner frechen Günstlinge 
in den inneren und auswärtigen Verhältnissen von Jahr zu Jahr mehf 
zu Grunde gerichtet wurde. Alle Demüthigungen der Schweden durch 
Frankreich ertrug das Volk in stumpfer Apathie, aber der Einfall ! 
der Bussen in Finnland seit dem 20. Februar 1808, welcher den > 
Verlust dieses gewichtigen Theils des Staates zu den friiheren Opfemf- 
in den Ostseeländern nach einem schmählichen Feldzuge unzweifel- ' 
halt hinzuzufügen drohte, sollte durch den Aufstand gegen den Kö- 
nig 13. März 1809 [gesühnt werden. Jetzt wurde ihm allein die 
Schmach des Vaterlandes und der Verlust der östlichen Provinz zur 
Last gelegt, er stand von allen Partheien wie von der bewaflbeten 
Macht verlassen da, und bei seiner sofortigen Verhaftung erniedrig- 
ten sich die Partheiführer des Adels so weit, auch die ausser liehen 
Formen gegen den Inhaber der Königh'chen Vt^ürde mit Füssen zu 
treten. Nachdem er selbst ia der Haft für sich und seine Nacb^ 



batiCe» 2d. März, erklärte der inzwischen« zusammeDgetretene lüfiel^ 
tag, BacUemer am 10. Mai die Schweden aller IVeue uod^ elkf 
Gehofä^s' fsegen diesisii' König entiassen hatte, nfocfa' ausdrücMIch 
dUtieh eiiltte Bes<ililuss an demselben Tagiß, däsä Gustav 1^7. und scfilüfe 
fiescendenten fiir alle Zeiten dier I^rone Schwedens verlustig stSA 
sollten. Damit war für die Zukunft auch zugleich die bynastiei l^ol- 
stein-Gottorp von" dem Schwedischen Throne entfernt: deaa wenn 
Mdi diö schleicfaende Intrigue des^ Herzogs^ Gar! jetzt für siebzeHB«* 
jährige ZW^dfentigkeiten seit seiner Yormundschaft den Lohn dttVöfl 
trug, und alä Carl XIIL von dem Reichstage zum Könige von 
Schweden prociämirt wurde, 3. Juni 1809 (er stirbt 20. Juni 1818)^ 
80 stand er kinderlos da, und sein Bruder Friedrich Adolph Herzog 
von Ostgothland war bereits am 12. December 1803 verstorben. 

Carl XIIL, der in feiger Schwäche Alles zur Erhaltung eines 
gemäddicfa^ Leblos auf dem Throne zu opfern enttehlossen war, 
gewährte leicht den Anforderungen der Beichsatände am 1. Jun» 
desselben Jahres eine neue Verfassung, welche die Königlklm 
Gewalt wieder mehr einengte, als nach den Grundgesetzen von 1772 
nnd 1789, aber auch in Berücksichtigung der mehr entwickelten aH* 
gemeinen politischen Zustände , mehrlache wesentliche Beformen- in 
Schweden einführte,^ und bis jetzt noch als das Hauptgrimdgeset» 
fiir die Verhältnisse der Staatsregierung und der Beichsstände sich 
erhalten hat. Ich gebe dasselbe hier vollständig in Deutsche Üeber* 
setcnng. 

AH. 1. Das; l^chwedische Reich soll von einem Kötaig^ regiert werden^ 
und da Erforeicb mit der SaccessionsordnuDg für die männlichen Nach- 
kommen eines verstorbenen Königs sein, welche die Stände des Reichs fest- 
stellen werden. 

ah; 2^ ßek* &btii^ soll immer der reih ETatigeHscheti tehire' zugethatt^- 
sÜir, se^ wi^ sie in der unveränderten AtFgs&Qrgischen €onfeä^bü> und in detts' 
Beschluss der Versamnilui^ znlJpsalä vom Jahrl593 angenommen und etklärf 
werdto ist. 

Art 3. Die Majestät des Königs soll heilig und in Würden gehal- 
ten werden; sei&e Handlungen sind keiner öfTentlichen Gensur unterworfen. . 

Art. 4; Der König regiert allein das Reich, so, wie dessen Regierhngi^ 
fiAtt esvorscUrdfet; indessen nimmt er Bericht und Rath in den hier läitdr 
afigefulHiett Fällen von einem Staatsrathe an. Der König erwählt dazu eib-' 
siohtsveHe, erfahrene, redliche und allgemein geaditefe, gebome Schwedisdie- 
Männer von der reinen Evangelischen Lehre, sie mögen nun Adelige oder 
Unädelige ,seih. 

V Ähstdr. in DetOieher Sprache, in Saalfeld Ge$eh. d. neuest Zeiif' 
lilÄbth 2. S. 027-56, M Pölitz Verf. Europ. Uli S. 72 - Ö% und in 
Ffanxönicher Vei Bufau Coltecf. lÜ S; m: 
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Art. H. Il€r Staätsratb soll aus neuit llitgKed^m bestehen, welche das: 
Reeht besitzen, Ober alk in demselben vorkommende Sachen zu verhandefai, 
ni&tBlich: ein Justiz • Staatsminister, der zugleich beständig Mitgli^ dös höch- 
sten Tribunals des Königs, sein soll; ein Staatsminister für die auswärUgen 
Angelegenheiten; sechs Staatsräthe, von Vielehen wenigstens drei in Gviläm" 
tem gedient haben müssen, nebst einem Hofkanzler. Jeder Staatssecretär, 
oder derjenige, weicher seinem Amte vorsteht» hat Sitz und Stimme im 
Staatsraihe, wo er dasjenige vorträgt, oder wo der König etwa dasjenige 
vorkommen lässt, was zu seinem Berufe gehört Vater und Sohn, oder 
zwei Brüder auf einmji^l dürfen nicht beständige Mitglieder des Sta^ts^ 
raths sein. 

Art. 6, £s sollen vier Staatssecretäre sein, nämlich: einer für das Kriegs-' 
departement; einer für das Departement der Gameral^Landhaushaltung, Berg- 
wesen, nebst andern gemeinschaftlich damit verbundenen inländischen Civil- 
angelegenheiten; einer für die Finanzen, in- und ausländischen Handel und 
Gewerbe, und einer für die Geschäfte, welche die Beligion, die, Geistlichkeit^ 
die öffentliche Erziehung und das Armenwesen betreifen. 

Art 7. Der König lässt sich im Staatsrathe alle Regierungsangelegen- 
beilen vortragen , und diese werden daselbst abgemacht, ausser den ministe- 
riellen, oder denjenigen, welche die Verhältnisse, mü fremden Mächten be- 
tiefiEen und diejenigen, welche zum Kriegs-ComiQi^do gehören, worunter alle 
Sachen verstanden weriden, welche der König als oberster Befehl^iaber.ül^er 
die Kriegsmacht zu Lande und zur See unmittelbar besorgt. 

Art. 8. Der König darf keinen Beschluss über etwas fassen, worüber 
4er StuitfiTfttb gefaört'werden muss, wenn nicht drei von dem Staatsrathe, nebst 
dem betreffenden Staatlsecretär, oder dem der seinen Dienst verrichtet, zuge* 
gen sind. Die sämmtlichen Mitglieder des Staatsraths sollen ohne gesetzoilß^ 
sige Abhaltung, bei allen Gegenständen von besonderem Gewicht und An- 
sehen zugegen seid, welche, nach den voraus mitgetheilten Vortragslisten, Im 
Staatsrathe vorkommen, und die Öffentliche Verwaltung des Reichs betreffen. 
Solche sind: Fragen und Vorschläge über neue Unternehmungen öffentlicher 
Einrichtungen, über Aufhebung und Veränderung der noch bestehenden, über 
neue öffentliche Einrichtungen in den verschiedenen Zweigen der Staatsver- 
waltung, mit anderen Sachen von gleicher Beschaffenheit 

Art. 9. üeber alle Gegenstände, welche beim Könige im Staatsrathe 
vorkonunen, soll Protocoll geführt werden. Die gegenwärtigen Staatsminister, 
Staatsrath, Hofkanzler und Staatssecretär, oder diejenigen, welche die letztge- 
nannten Dienste verrichten, sind verbunden, ihre Meinungen zu äussern und 
zu erklären. Doch behält der König sich allein vor, zu beschliessen. Sollte 
es irgend unvermqthet eintreffen, dass der Beschluss des Königs offenbar ge- 
gen die Regierungsform, oder: die öffentlichen Gesetze des Reichs stritte; so 
liegt es den Mitgliedern des Staatsraths ob, kräftige Vorstellungen dagegen 
zu machen. Wenn irgend eine besondere Meinung im Protocoll nicht ange- 
führt wird; so werden die Anwesenden angesehen, dass sie den König in dem 
Beschluss, den er gefasst, bestärkt haben. Für den Rathschlag sollen die Mit- 
glieder des Staatsraths verantwortlich sein, so wie es im Art. 106. Leiter hier- 
über festgesetzt ist. 

Art 10. Zum Vortrag bei dem Könige im Staatsrathe sollen die Ge- 
genstände, nachdem nöthige Erläuterungen /darüber von den betreffenden Gol- 
legien und Beamten eingefordert und eingegangen sind, von dem vortragen- 
den Staatssecretär, oder dem der seinen IMenst vertritt, nebst acht geschick- 
Scbubert, YerlaMoiigBiirlEaBdeii. 8. M 24 
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ten und unparteiischen Männern,' vier Adeligen tind vier Untdeligen»* vorbe- 
reitet werden. Zu dem Protocoll, welches in dieser öffentlichen Yorbereitui^ 
geführt wird» geben die Vortragenden und die übrigen Mitglieder üire.Aeus- 
serungen ab, welche sodann bei dem Könige im Staatsrathe bekannt, gemacht 
werden. 

Art. 11. Die ministeriellen Gegenstände mag der König bereiten und 
handhaben lassen, so wie es ihm am schicklichsten dünkt. Dem Staatsmini- 
ster für die auswärtigen Angelegenheiten kommt es zu, dass diese Gegenstände 
vor dem Könige» in Gegenwart des Hofkanzlers, oder wenn dieser nicht zu- 
gegen sein kann, in Gegenwart eines andern Mitgliedes des Staatsraths vorge- 
tragen und dargelegt werden. Ist der Staatsminister abwesend ; so trägt der 
Hofkanzler, oder ein Mitglied des Staatsraths vor, welches der König in die- 
sem Falle auffordert. Nachdem der König den angeführten Rath dieser Be- 
amten, für welchen sie verantwortlich sind, hat protocolliren lassen, so fasst 
der König in derselben Gegenwart den Beschluss. Dem Kanzler, oder dem- 
jenigen, welchen der König dazu ernennt; liegt es ob, das ProtocoU zu 
führen. Von solchem Beschluss mag der König dem Staatsrathe Kennt- 
niss zukommen lassen, was [ihm nützlich scheint, so dass selbst keine Kennt- 
niss von diesem Zweige der Reichsverwaltung dem Staatsrathe mitgetheilt 
werden darf. 

Art. 12. Der König hat das Re^ht, mit fremden Mächten Unterhand- 
lungen und Bündnisse einzugehen, nachdem er, in Folge des vorhergehenden 
Art. 11., den Staatsminister für die auswärtigen Angelegenheiten und den 
Hofkanzler darüber gehört hat. 

Art. 13. Will der König Krieg anfangen oder Frieden schliess^i; so 
ruft er einen ausserordentlichen Staatsrath von dem Staatsminister, Staats- 
räthen, Hofkanzler und sämmtlichen Staatssecretären zusammen, stellt ihnen 
die Ursachen und Umstände, die hierbei zur Ueberlegung vorkommen, vor, und 
fragt sie hierüber nach ihrer Meinung, die jeder für sich, mit der Verant- 
wortlichkeit, welche Art. 107. bestimmt, zu ProtocoU abzugeben hat. Der Kö- 
nig besitzt hierauf die Macht, den Beschluss zu fassen , und auszuführen, wel- 
chen er für des Reiches Beste findet 

Art. 14. Ueber die Kriegsmacht des Reichs zu Lande und zur See be- 
sitzt der König den höchsten Befehl. 

Art. 15. Was das Kriegs - Gommando betrifft, so mag der König die 
Angelegenheiten desselben, in Gegenwart derjenigen Person, welche der Kö- 
nig damit beauftragt, abmachen. Dieser liegt unter Verantwortung ob, dass, 
wenn dieser Gegenstand vorbereitet wird, er seine Meinung über die beschlos- 
sene Unternehmung des Königs äussert, und wenn seine Meinung nicht mit 
dem Beschluss des Königs übereinstimmt, dass er seine geäusserten Bedenk- 
lichkeiten und seinen Rath zu Protoeoll bringt, deren Richtigkeit der König, 
vermittelst seiner hohen Unterschrift, bestätigt. Findet die besagte Person, 
dass die Unternehmung von einer gefährlichenf' Richtung oder Umfang sei» 
oder dass sie sich auf ungewisse und nicht hinreichende Mitfei, sie auszufüh- 
ren, gründe; so trage er darauf an, dass der König hierüber einen Kriegs- 
rath, zwei oder mehrere der gegenwärtigen höheren Militärpersonen zusam« 
menberufe; doch sei dem Könige unbenommen, in Bezug auf diesen Antrag, 
und auf die im ProtocoU angeführten Ansichten des KriegsrathS; zu bestim- 
men, was gut scheint. 

Art. 16. Der König muss, was recht und wahr ist, befördern , Falsch- 
heit und Unrecht hindern und verbieten, keinen verderben» noch am Leben, 
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£hre, p«rsöiitieher Freiheit und Wohlfahrt Jemanden, ohne gesetzmässig über- 
führt und gerichtet zu sein, verderben lassen; auch keinem weder bewegliche 
noch unbewegliche Güter ohne Untersuchung und Urtheil , in der Ordnung, 
so wie es Schwedens Gesetz und gesetzmässige Verordnungen vorschreiben, 
entziehen noch entziehen lassen; I^fiemandes Frieden in dessen Hause stören 
oder stören lassen; keinen von einem Orte zum andern verweisen; Niemandes 
Gewissen zwingen noch zwingen lassen, sondern einen Jeden bei freier Aus- 
übung seiner Religion schützen, in so fem er dadurch nicht die öffentliche 
Ruhe stört, oder sich kein allgemeines Aergemiss zu Schulden kommen lässt 
Der König l'asst einen Jeden von demjenigen Tribunal richten, unter welches 
er rechtlich gehört, und dem er zu gehorchen hat. 

Art. 17. Das Tribunal des Königs soll aus zwölf von ihm ernannten 
sädikundigen Männern, sechs Adligen und sechs Unadeligen, bestehen, welche 
dasjenige ausrichten, was die Verfassung ihnen vorschreibt, und im Richter- 
amte angestellt gewesen sind, und hierin Einsicht, Erfahrung und Redlichkeit 
an den Tag gelegt haben. Sie werden Justizräthe genannt, und machen 
den höchsten Richterstuhl des Königs aus. 

Art. 18 und 19. Der König ist die letzte Instanz bei wichtigen Unter- 
suchungen. Kommen beim Könige von den Richtern und Beamten Vorfra- 
gen wegen der rechten Meinung des Gesetzes, in Fällen vor, welche vor das 
Forum der Richter gehören , so besitzt der höchste Richterstuhl das Recht, 
solche nachgesuchte Erklärungen zu geben. 

Art. 20. In den Friedenszeiten sollen die Sachen, welche von dem 
Kriegstribunal dem Könige zur Prüfung vorgelegt werden, beim höchsten 
Richterstuhl vorgenommen und abgemacht werden. Zwei Mililärmitglieder 
des Staatsraths^ welche der König hierzu ersieht und ernennt;, müssen in sol- 
chen Sachen beim höchsten Richterstuhle zugegen sein und darüber stimmen; 
doch muss die Zahl der Richter auf acht beschränkt sein. Während eines 
Kriegs verhält es sich hiermit nach den Kriegsartikeln. 

Art 21. Der König hat zwei Stimmen in denjenigen Sachen , bei de- 
ren Vortrage und Abmachung er beim höchsten Richterstuhl zugegen zu sein 
für gut findet Alle Fragen über Erklärung eines Gesetzes sollen beim Kö- 
nige angemeldet, und dessen Stimme darin eingeholt und aufgezeichnet wer- 
den, obschon er nicht bei den Berathungen beim höchsten Richterstuhl daran 
Theil genommen hat. 

Art 22 Reim höchsten Richterstuhl können geringere Sachen von fünf 
Mitgliedern, selbst von vier, wenn sie alle vier in ihrem Beschluss eins 
sind, geprüft und abgemacht werden. Ueber wichtigere Sachen sollen zum 
wenigsten sieben Mitglieder richten. Mehr als acht Mitglieder, vier Adelige 
und vier Unadelige, müssen nicht auf einmal Dienste thun. Bei allen Sachen 
müssen zum wenigsten zwei adelige und zwei unadelige Mitglieder zuge- 
gen sein. 

Art 23. Alle Beschlüsse des höchsten Richterstuhls werden im Namen 
des Königs, mit dessen hoher Unterschrift, oder unter dessen geheimem Siegel 
ausgefertigt 

Art 24. Bei der niedern Justizrevision ^es Königs sollen alle Justiz- 
sachen zum Vortrag beim l^öchsten Richterstuhle ,vorbereitet werden. 

Art 25. Der König hat bei Verbrechen das Begnadigungsrecht, 
mildert Lebensstrafe, und stellt Ehre und an die Krone verwirkte Güter wie- 
der her. Doch muss bei Ansuchen um Begnadigung der höchste Richterstuhl 
jjehört wfixüfißf und der König fasst seinen 3eschluss im Staatsrathe. A^I 



die Art des Verbrechens soll es sodann ankommen, die Gnade zu ennpfenieti« 
welche der König gewährt, oder die Strafen zu erleiden, zu welcher die Schul- 
digen verurtheilt sind. 

Art. 26. Wenn Justizsachen im Staatsrathe vorgetragen werden; so 
isollen der Justiz-Staatsminister, zum wenigsten zwei Staatsrathe, zwei Mitglie*» 
der des höchsten Richterstuhls, wie auch der Justizkanvler dabei zugegen sein, 
mit der Verpflichtung , ihre Aeusserungen zu protocoUiren , so wie es den 
Hitgliedem des Staatsraths in Art. 9 im Allgemeinen vorgeschrieben ist 

Art. 27. Zum Justizkanzler hat der König einen gesetzkundigen , ein* 
sichtsvollen und rechtschaffenen Mann, welcher im Richteramte angestellt ge* 
Wesen, zu ernennen. Ihm, als dem höchsten Schiedsrichter beim Könige, Hegt 
es vorzöglich ob, das Wort des Königs in Sachen, welche die öffentliche Si- 
cherheit und der Krone Gerechtsame betrefi^en, zu führen, oder durch die un- 
ter ihm gestellten Fiscale führen zu lassen, auch von Seiton des Königs, Auf- 
sicht über die Handhabung der Gerechtigkeit zu fuhren , und in solcher 
Eigenschaft Fehler zu rügen, welche von Richtern und Beamten began- 
gen sind. 

Art. 28. Der König hat im Staatsrathe geborne Schweden zu allen 
höhern und niedrigem Aemtern und Diensten zu ernennen und zu befördern» 
welche von der Art sind, dass der König die Voltmachten dazu auszufertigen 
hat: doch müssen die Beforderten voraus mit der Anzeige eingekommen sei» 
wo sie bisher angestellt gewesen sind. A^er es bleibt dem Könige unbenom- 
men, zu Militärämtern Ausländer von besondern Fähigkeiten zu beru- 
fen, doch nicht zu Gommandanten in den Festungen. Bei allen Beförderun- 
gen hat der König nur das Verdienst und die Fähigkeit der Bewerber , aber 
nicht ihre Geburt zu berücksichtigen. Zu Staatsministern , Staatsräthen , Ju- 
stizräthen, Stadtssecretären, wie auch zu allen andern Givilbeamten im Reiche, 
und Richtern, müssen nur solche Männer ernannt werden» die von der reinen 
Evangelischen Lehre .sind. 

Art. 29. Zum Erzbischof und zu BIschöfeh, mit deren Wahl nach alter 
Gewohnheit verfahren wird, ernennt der König einen von den drei , welche 
vorgeschlagen worden sind. 

Art. 30 Der König fertigt die Predigerbestallnngen bei den Kronpfar- 
ren auf die bisher übliche Art aus. Die sogenannten consistorialen Sprengel 
werden bei ihrem Wahlrechte erhalten. ' 

Art. 31. Die Bürgerschaften der Städte geniessen femer die Rechte, die 
sie bisher gehabt haben. Zur Stelle eines Bürgermeisters werden drei gehö- 
rige Männer vorgeschlagen, aus Welchen der König einen ernennt Auf gleiche 
Weise verhält es sich mit den Rathmännem und Magistratssecretärämtera in 
Stockholm. 

Art. 32. Die Gesandtschaften bei fremden Mächten und die bei einer 
Ambassade anzustellenden Personen, emennt der König in Gegenwart ^des 
Staatsministers für die auswärtigen Angelegenheiten und des Hofkanzlers. 

Art. 33. Wenn solche Bestallungen, zu welchen der Vorschlag gemacht 
worden ist, vom Könige ausgefertigt werden sollen, so müssen die Mitglieder 
des Staatsraths sich über die Tauglichkeit und Verdienste der Bewerber äus- 
sem. Sie besitzen selbst das Recht , gegen die, Ernennungen des Königs zu 
andern Diensten und Aemtera unterthänige Erinnerungen zu machen. 

Art. 34. Die in dieser Regierungsform bestimmten neuen Aemter der 
Staatsminister, Staatsrathe und Justizräthe , sollen im Reichsetat angeführt 
werden. Die zwei 3taatsmimster besitzen die höchste Reicbswürde, D^ 
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fiUatsräthe bab^ mit den Generälen , und Ju^tiiräthe mit den GeneraUieute^ 
nanten einen gleichen Rang. 

Art 35. Der Staatsminister für die auswärtigen Angelegenheiten, die 
Staatsräthe, die Präsidenten in den Gollegien, die Oberstatthalter, Unterstatt- 
halter und Polizeimeister in der Hauptstadt, der Hofkanzler, die Justizkanz- 
ler, die Staalssecretäre, Amtmänner und Statthalter auf dem Lande, die Feld- 
marscbälle. Generale und.Admirale von allen Graden, die Generaladjutanten, 
Oberadjutanten, Stabsadjutanten , Commandanten in den Festungen, Gapitän- 
iieutenants und Officiere bei den Leibtrabanten, Obersten über die Regimen- 
ter, Secondechefs bei den Garderegimentem zu Pferde und zu Fuss, so wie 
auch dje Oberstlieutenants bei der Brigade des Leibregiments, die Chefs bei 
der Artillerie, bei dem Fortificationsfeldmessungs- und Seemessungswesen, Mi- 
laister und Gesandte bei fremden Mächten nebst den Beamten und Bedienten. 
die in dem Gabinet des Königs zur auswärtigen Correspondenz und bei Bot- 
schaften angestellt werden, haben ein ihnen anvertrautes Amt, wovon der Kö- 
nig sie entledigen mag. wenn er prüft, dass der Dienst des Reichs es fordert. 
Doch macht der König einen solchen Beschluss im Staatsrathe bekannt, dessen 
Mitglieder schuldig sind, dagegen unterthänige Vorstellungen zu machen, wenn 
sie dazu Ursache zu haben finden. 

Art 36. Diejenigen, welche sowohl höhere als niedere Richterämter 
bekleiden, so wie auch alle andere Beamte und im Dienste stehende, die im 
voi|;edachten Art, 35. nicht erwähnt sind, können ohne vorhergegangene Un- 
tersuchung vor Gericht nicht von ihrer eingenommenen Stelle vom Könige 
abgesetzt werden ; eben so wenig können sie ohne vorgegangene eigene Vor- 
stellung cum andern Dienst befördert oder versetzt werden. 

Art. 37. Der König besitzt das Recht, würdige Männer, die durch 
Treue« Tapferkeit und Tugend, durch Gelehrsamkeit und eifrige Dienste sich 
um den König und das Reich verdient gemacht haben, in den Adelstand 
zu erheben. Der König mag mit gräflicher und freiherrlicher Würde Männer, 
begnadigen,! die durch grosse und ausgezeichnete Verdienste dazu würdig an- 
gesehen werden. Der Adelstand oder die gräfliche und freiherrliche Würde 
darf keinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder erhöht worden, zufal- 
len, und nach demselben seinem ältesten männlichen leiblichen Erben, in ge- 
rade herabsteigender Linie, und nach dem Ausgang dieses Zweiges dem näch- 
sten männlichen Abkommen des Stammvaters u. s. w. 

Art« 38. Alle vom Könige ausgehende Expeditionen und Befehle , wel- 
che das Kriegs-Commando betreifen, sollen, um gültig zu sein, von dem Vor- 
tragenden contrasignirt werden, welcher verantwortlich ist, da^s sie mit dem 
darüber geführten Protocoll übereinstimmen. Sollte der Vortragende irgend 
finden, dass der Beschluss des Königs gegen die Regierungsform streite, so 
hat er darüber im Staatsrathe Vorstellungen zu machen. Besteht der König 
dennoch darauf, dass ein solcher Beschluss ausgefertigt werden soll, so ist es 
des Vortragenden Recht und Pflicht, seine Gontrasignation dazu zu verweigern, 
und als Folge hiervon sein Amt niederzulegen, welches er nicht eher zurück- 
nehmen darf, als bis die Reichsstände sein Verhalten geprüft und gebilligt 
haben. Inzwischen sollen sein Sold und die beikommenden Einkünfte der üb- 
rigen Dienste ihm verbleiben. 

Art 39. Will der König ins Ausland reisen, so theile er dem Staats- 
rathe in pleno dies sein Vorhaben mit, und entnehme dessen Gedanken hier- 
über auf die Weise, wi« im Art 9. angeführt ist Beschliesst der König hier- 
auf solche Reise und stellt sie ins W^k, so befasst er sich nicht weiter loit 
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der Regierung des Reichs, noch übt er die königliche Gewalt aus, so lange 
er im Auslande verweilt, sondern der Staatsrath führt sodann, während der 
Abwesenheit des Königs, in dessen Namen die Regierang, mit allem demjeni- 
gen Recht, welches die Regierungsform des Landes dem Könige beilegt; doch 
darf der Staatsrath keinesweges Adelstand und Würden ertheilen oder Jeman- 
den zum gräflichen und freiherrlichen Stande erhöhen, noch Ritterwürden ver- 
leihen, und ebenfalls können alle ledigen Aemter nur ad interim von denjeni- 
gen verwaltet werden, welche der Staatsrath dazu ernennt. Welches Verhalteii 
beobachtet werden soll , wenn der König länger als zwölf Monate aus dem 
Reiche bleibt, ist im Art. 91. festgesetzt. 

Art. 40. Wird d^r König so krank, dass er die Regierungsgeschäfte 
nicht wahrnehmen kann, so verwaltet der Staatsrath die Regierung, so wie es 
im vorhergehenden Art. bestimmt ist. 

Art. 41. Der König wird mündig, wenn er sein zwanzigstes Jahr er- 
i^eicht hat. Stirbt der König innerhalb der Zeit, dass der Thronfolger jenes 
Alter erreicht , so führt der Staatsrath mit königlicher Macht und Ansehen, 
im Namen des Königs, die Staatsverwaltung, ßis die Stände des Reichs za^ 
sammen kommen richtet sich der Staatsrath unveränderlich nach der Regte* 
rungsform des Landes. 

Art. 42. Sollte das Unglück treffen , dass das ganze königliche Haus, 
in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, von männlicher Seite ausstirbt, dann 
verwaltet ebepfalls der Staatsrath mit königlicher Macht und Ansehen, bis zu 
der Zusammenkunft der Reichsstände, die Regierung. 

In allen den Fällen, welche die vier vorhergehenden Art. behandeln, 
sollen sämmtliche Staatssecretäre im Staatsrathe zugegen sein und ihre Stim* 
men abgeben. 

Art. 43. Zieht der König ins Feld, oder reist er nach abgelegenen inländi- 
schen Oertern, so ernennt er vier Mitglieder des Staatsraths und unter diesen den 
Justizstaatsminister, um auf die Weise, wie der König vorschreibt, die Regie- 
rung zu führen. Mit der Art und Weise, die der König dann selbst vor- 
schreibt, verhält es sich so, wie der Art. 8 festsetzt. 

Art. 44. . Kein Prinz des königl. Hauses, er sei Kronprinz, Erbfürst oder 
Fürst, darf sich ohne Wissen und Einwilligung des Königs vermählen. Ge- 
schieht es dennoch, so hat er das Erbrecht zum Reiche sowohl für steh, als 
für seine Kinder und Nachkommen, verwirkt. 

Art. 45. Weder der Kronprinz und Erbfürst des Schwedischen Reichs» 
noch Prinzen aus dem königlichen Hause desselben sollen Leibgedinge oder 
Givilämter besitzen: doch kann ihnen nach altem Gebrauch ein Titel von 
Herzog- und Fürstensthümern beigelegt werden , doch ohne Ansprüche auf 
die Landschaft, deren Namen sie tragen. 

Art. 46. Das Land soll in Gouvernements, unter der gewöhnNdien 
Landesregierung eingetheilt werden. Kein Generalgouverneur darf künftig im 
Reiche verordnet sein. 

. Art. 47. Die Hofgerichte des Reichs und alle übrige Richterstühle sol- 
len nach den Gesetzen und gesetzlichen Verordnungen richten : die Gollegien 
des Reichs , die Landesregierung , zugleich mit allen andern , sowohl höheren, 
als niedern Beamten, sollen die ihnen obliegenden Aemter und Geschäfte, zu- 
folge der Instructionen, der Reglements und der Vorschriften, die schon gege- 
ben sind, oder fernerhin gegeben werden, verwalten, den Befehlen des Königs 
gehorchen und sich einander zur Vollstreckung derselben und alles dessen, 
yi^% der Dienst des Reichs von ihnen fordert, zur Hand gehen, indem sie deoi 



KSiuge in gesetriieher Ordnung verantwortlich bleiben, wenn etwas von ihnen 
unterlassen, versäumt oder ungesetzlich behandelt wird. 

Art. 48. Der Hof des Königs steht unter dessen eigener Verwaltung, 
indem er hier diejenigen anstellen kann , die ihm gut dünken. Alle Stellen 
an seinem Hole mag der König nach Gefallen besetzen oder entledigen. 

Art. 49. Die Stände des Reichs sollen kraft des Grundgesetzes , wenn 
fünf Jahre von dem zuletzt gehaltenen Reichstage verflossen sind , zusammen 
kommen. Bei jedem Reichstagsbeschluss sollen die Stände des Reichs den 
Tag bestimmen, wann sie in Folge desselben wiederum zusammentreten, und 
dabei ausdrücklich die Zusammenberufung des Reichstages mit den nöthigcn 
Vorschriften in Hinsicht auf die Wahl der Mitglieder desselben anführen. Dem 
Könige bleibt es indessen unbenommen, die Reichsstände innerhalb einer sol- 
chen Zeit zu einem ausserordentlichen Reichstage zusammen zu rufen. 

Art 50. Die Reichstage sollen in der Hauptstadt des Reichs gehalten 
werden, ausgenommen in dem Falle, wenn der Andrang des Feindes, oder 
Pest, oder andere dergleichen wichtige Hindernisse dasselbe unmöglich machen> 
oder dass es für die Freiheit und Sicherheit der Reichsstände gefährlich sein 
sollte, per König bestimmt alsdann, zugleich mit Rath der Bevollmächtigten 
der Reichsstände bei der Bank und bei dem Reichschuldencomptoir , einen 
andern Ort, wo die Stände des Reichs sich versammeln müssen, und ruft zu 
solcher Zeit dahin, welche sie selbst voraus bestimmt haben. 

Art. 51. In deni Fall, dass der König oder der Staatsrath die Reichs- 
stände zusammen ruft|, wird die Zeit zur Eröffnung des Reichstags nach dem 
dreizehnten und innerhalb fünfzehn Tagen, von dem Tage an gerechnet, wann 
die Zusammenberufung in den Kirchen der Hauptstadt bekannt gemacht wor- 
den, festgesetzt. 

Art. 52. Der König ernennt den Landmarschall und Sprecher für den 
Bürger- und Bauernstand, wie auch die Secretäre für den Bauernstand. Der 
Erzbischof ist beständig Sprecher für den Priesterstand. 

Art. 53. ^ Die Stände des Reichs erwählen sogleich , wenn der Reichs- 
tag eröffnet wird, die Ausschüsse, welche die Angelegenheiten vorbereiten sol-. 
len. Diese bei jedem Reichstage nölhigen Ausschüsse sind : ein Verfassungs- 
ausschuss, um Fragen zu veranlassen und aufzunehmen, welche Veränderun- 
gen in den Grundgesetzen betreffen , und ihre Aeusserungen darüber an die 
Stande des Reichs abzugeben , wie auch die im Staatsrathe geführten Proto- 
colle genau nachzusehen; ein Etatsausschuss , um vor den Reichsständen den 
Zustand, die Verwaltung und den Behuf d^s Bestandes der Finanzen und der 
Reichsschulden darzulegen ; ein Bewilligungsausschuss, um die Vertheilung der 
Bewilligung vorzuschlagen ; ein Bankausschuss, um die Verwaltung der Bank 
und ihren Zustund nachzusehen , auch VorschriRen zur Verwaltung derselben 
zu geben; ein Gesetzausschuss, um Vorschläge zur Verbesserung der Civil-, 
Criminal- und Kirchengeselze auszuarbeiten ; wie auch ein öconomischer Aus- 
schuss, um die Mängel bei den öffentlichen Oeconomieanstalten zu bemerken 
und Abänderungen dabei vorzuschlagen. 

Art. 54. Fordert der König von den Ständen des Reichs einen beson- 
dern Ausschuss , um mit ihm über Sachen zu berathschlagen, womit die an- 
dern Ausschüsse sich nicht befassen können, und wenn die Verhandlungen 
geheim gehalten werden müssen, so errichten die Reichsstände einen solchen; 
doch besitzt derselbe nicht dje Macht, einen Beschluss zu fassen, sondern bloss 
dem Könige seine Aeusserungen über die Gegenstände abzugeben, welche der 
König demselben mittheilt. 
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Art. 55. bi^ Reicbsstände d&rfeD bei der Anwesenheit de» Kdiiigs ftlW 
keinen Gegenstand etwas beschliessen. Die Aasschüsse der Reichsstande» 
welche nicht diejenigen sind, welche in dem vorhergehenden Art. erwähnt 
worden, können in Gegenwart des Königs keine Berathung ansieHen. 

Art. 56. Fragen, welche den Etat betreffen und im Plenum der Reichs^ 
stände vorkommen, dürfen nicht unmittelbar als abgemacht aufgenommen wer- 
den, sondern sind einem betreffenden Ausschuss zu übergeben, welcher die- 
selben zu untersuchen und sich darüber zu äussern hat. ' Vorschläge eines 
Aussschusses sollen zuerst im Plenum des Standes zur Annahme -oder zur 
Verwerfung, ohne Veränderungen oder Zusätze dargebracht werden. Gesche- 
hen dabei im Plenum des Standes solche Anmerkungen, welche die Annahme 
verhindern; so werden diese Anmerkungen dem Ausschäss mitgetheilt, um 
darauf den Vorschlag nachdrücklichst zu untersuchen und auszugleichen. 
Wenn eip so erwogener Vorschlag zu dem Stande zurückkömmt; so besitzt 
derselbe die lif acht, denselben unverändert, oder mit Veränderungen anzuneh- 
men, oder gänzlich zu verwerfen. 

Art. 57. Das uralte Recht der Schwedischen Nation, sich selbst zu be- 
schatzen, wird von den Ständen des Reichs allein beim allgemeinen HReichs- 
tage ausgeübt. 

Art. 58. Auf jedem Reichstage lässt der König den Zustand der Finan- 
zen in allen ihren Theilen, sowohl in Ansehung der Einkünfte als der Aus- 
gaben, Forderungen und Schulden, dem Etatsausschusse, welchen die Reichs- 
stände erwählen, vorlegen. Sollten durch Verträge mit fremden Mächten 
einige Mittel dem Reiche zufliessen, so sollen diese auf gleiche Weise nachge- 
wiesen werden. 

Art. 56. Dem Zustande des Reichs und der Finanzen zufolge, stellt der 
König dem Ausschuss die Ueberlegung anheim, ob der Staat seine Bedürf- 
nisse durch die gewöhnlichen Einkünfte bestreiten kann, oder welcher Bedarf 
durch Bewilligung erfüllt werden muss. 

Art. 60. Zu den letztem werden See- und Landzoll, wie auch Accisab- 
gaben, Postgefälle, Stempelpapierabgaben, Hausbedarf-Brennereigefälle, nebst 
dem, was die Stände des Reichs noch besonders an jedem Reichstage als Be* 
willigung annehmen, gerechnet. Keine öffentlichen Abgaben, von welchem 
Namen und von welcher Beschaffenheit sie auch sein mögen, können ohne 
Einwilligung der Reichsstände erhöht werden, ausgenommen allein der See- 
zoll für einkommendes und ausgehendes Korn. Eben so wenig darf der Kö- 
nig die Einkünfte des Staats verpachten, oder zum Gewinn für sich, für die 
Krone, oder einzelne Personen und Corporationen, irgend welche Monopole 
errichten. 

Art. 61. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs unter den im 
vorhergehenden Art. genannten Titeln bewilligen, werden vor und mit des 
Jahres Anfang, welcher nachher einfällt, wenn die Bewilligung festgesetzt wor- 
den, gerechnet. Werden die Stände des Reichs, innerhalb der Zeit, vom Kö- 
nige oder dem Staatsrathe zusammen berufen; so hören die Bewilligungen, 
wohin alle obgedachte Abgaben zu rechnen sind, mit des Jahres Ausgange, 
worin ein solcher Reichstag anfängt, auf 

Art. 62. Nachdem der Bedarf der Finanzen vom Staatsausschuss aufge- 
geben, und von den Reichsständen geprüft worden, kömmt es auf die Stände 
des j^eichs an, eine demselben entsprechende Bewilligung anzunehmen, und 
gleich dabei festzusetzen, wie besondere Summen davon zu besMidereB Zwedben 
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«ngewandfr werden sollen, und diese Stunmen unter bestimmten Haupttiteln 
im Reichsetat zu veranschlagen. 

Art 63. Ausserdem müssen für unvorhergesehene Zufälle zwei beson- 
dere hinreichende Summen ausgesetzt und veranschlagt werden ; die eine, die 
der König benutzen mag, wenn er sie zur Yertheidigung des Reichs oder zu 
andern höchst wichtigen und passenden Zwecken, nachdem das Gutachten 
des gesammten Staatsraths vernommen ist, unumgänglich nothwendig findet; 
die andere, damit der König bei entstandenem Kriege aus der Bank der Reichs- 
stände Hebungen mache, nachdem sein Staatsrath im Plenum darüber gehört, 
und die Reicbsstände zusammen berufen worden. Die versiegelte Anordnung 
für die letztgedachte Summe darf nicht eher aufgebrochen, noch darf die 
Summe von den Bevollmächtigten der Bank eher ausgezahlt werden, als die 
Zusammenberufung des Reichstags in den Kirchen der Hauptstadt gehörig 
kund gemacht worden. 

Art. 64. Sowohl die gewöhnlichen Staatsmittel und Einkünfte, als das- 
jenige, was auf vorgedaehte Weise von den Reichssländen unter dem Namen 
ausserordentlicher Auflagen oder Bewilligungen für die Staatseinkünfte ver- 
anschlagt worden, .stehen unter der Verfügung des Königs, damit sie zu dem 
von den Reichsständen geprüften Bedarfe und nach dem errichteten £tat an- 
gewandt werden. 

Art. 65. Diese Staatsmittel dürfen nicht anders angewandt werden, als 
festgesetzt worden ist, indem die Mitglieder des Staatsraths verantwortlich sind, 
wenn sie eine Abweichung davon stattfinden lassen; sie haben vielmehr beim 
Protocolle Vorstellungen dagegen zu machen, und dasjenige anzuführen, was 
die Stände des Reichs hierüber verordnen. 

Art. 66. Das Reichsschuldencomtoir verbleibt, so wie bisher, unter der 
Leitung, Aufsicht und Verwaltung der Reichsstände : und da die Stände des 
Reichs die Verantwortlichkeit der Reichsschulden, worüber das Comtoir die 
Geschäfte hat, auf sich nehmen, so haben auch die Reichsstände, nachdem der 
Slaatsausschuss sich über den Zustand und Bedarf des Comtoirs ausgelassen, 
durch besondere Bewilligungen die Mittel zusammen zu schiessen, die zur Be- 
zahlung der Schuld, der Zinsen und des Gapitals unumgänglich gefunden wer- 
den, so dass der Credit des Reichs beibehalten und geschützt werde. 

Art, 67. Der Sachwalter des Königs beim Reichsschuldencomtoir wohnt 
den Zusammenkünften der Bevollmächtigten nicht öfter bei, als wenn die Be- 
vollmächtigten verlangen, mit ihm in Berathung zu treten. 

Art. 68. Die zu dem Reichsschuldenwesen gehörenden und dazu ver- 
anschlagten Mittel dürfen unter keinem Vorwand, noch unter irgend einer 
Willkür demselben entnommen, oder zu anderm Behuf, als von den Reichs- 
ständen bestimmt ist, angewandt werden. Jede Verordnung, die dagegen strei- 
tet, ist kraftlos. 

Art. 69. Entstehen entweder bei den Reichsständen insgesammt, oder 
bei irgend einem Stande Bedenklichkeilen, dasjenige so anzunehmen, wie es der 
Staatsausschuss in demjenigen anräth, was entweder die Regulirung des Etats, 
oder den darnach sich zu richtenden ganzen Belauf der Bewilligung anbetrift't, 
oder was zu den Ausgaben des Reichsschuldencomtoirs und zu den Einkünf- 
ten gehört, oder auch die Leitung der Verwaltung und des Reichsschulden- 
comtoirs angeht; so sollen die Ursachen angeführt werden, auf welche sich 
solche Bedenklichkeiten stützen, und dem Etatsausschuss mitgetheilt werden, 
welcher darauf die Sache in besondere Erwägung nimmt. Denkt der Etats- 
fuisschuss von der schon abgegebenen Aeusserung nicht abweichen, oder den 
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Ansichten der fteichsstände oder eines einzelnen Standes nidft M lUi mn efc 
zu können; so ernennt der Ausschuss Deputirte, welche in demjenigen Stande, 
wo Bedenklichkeiten sich hervortfaun, auftreten, worauf die Sache näher aus- 
einander gesetzt wird. Verbleibt ein Stand dennoch bei der Bfeinung, weid)^ 
er vorher gefasst, so wird die Sache durch einen Beschluss dreier Stände aly- 
gemacht. Stehen zwei Stände gegen zwei; dann soll der £tatsausschuss mi^ 
so vielen Mitgliedern aus jedem Reichsstande nach gewöhnlicher ordenüidker 
Wahl verstärkt werden, so dass dreissig aus jedem Stande dazu kommen. 
Nachdem eins der sämmtlichen Mitglieder dieses besondem Ausschusses aus- 
gelooset worden, stimmien die übrigen gemeinscfaaftlidi und nicht nach Standen, 
mit geschlossenen Zetteln, zur unbedingten Annahme oder Verwerfung 
dessen» was der Staatsausschuss anräth, und zwar blos in den Fragen, in wels- 
chen der Reichsstand verschiedener Meinung ist; und die Meinung der Meisten, 
die dergestalt ihre Stimmen geben, wird als ein Reichstagsbesdiluss angesehen. 

Art. 70. Wenn die Summe, welche durch Bewilligung ausgemacht wer- 
den muss, von den Reichsständen bestimmt wird: so sollen sie ausdrückfidi 
ihrem gewählten Bewilligungsaussdiuss auftragen, Vorschläge zur Vertheilung 
und Hebung der gedachten Summe zu treffen, Fonds dazu anzugeben, und 
die Art und Weise darzuthun, wie solche in jedem besonderen FaFle ange- 
wandt werden können, welches alles der Bewilligungsausschuss den Reichs* 
ständen im Plenum vorzustellen hat. 

Art. 71. Sind mehrere der Reichsstände in Ansehung der Fonds, der 
Art und Weise ihrer Anwendung, der Vertheilung der Bewilligungen und der 
Bebung derselben uneins, oder sollte, was nicht zu erwarten steht, irgend ein 
Reichsstand allein sich der Theilnahme an der festgesetzten Bewilligungssumme, 
welche der Bewilligungsausschuss vollschlagen, entziehen; so soll jeder Reichs- 
stand, welcher eine Aenderung im Vorschlage des Reidisaussdiusses verlangt, 
den übrigen seine Gründe dazu mittheilen, und die Art und Weise angeben, 
wie eine solche Abänderung zu erreichen sei, ohne dass der Zweck yerfehlt 
wird. Hierüber wird der Bewilligungsausschuss gehört, worauf die Reichs* 
stände dasselbe oder die Fragen, warum eine Zwistigkeit unter ihnen entstan- 
den, zur Abmachung vornehmen. Fallen drei Stände demjenigen bei, was ge- 
gen den Vorschlag des Bewilligungsausschusses in einem oder andern Theil 
angemerkt worden, so wird der Vorschlag in diesen Theilen verworfen. Ver- 
virerfen drei Stände dasjenige, worauf ein einzelner Stand dringt, und dieser 
verbleibt dennoch bei seiner Meinung, oder stehen zwei Stände gegen zwei^ 
dann soll die Sache, so wie im Art. 69. vorgeschrieben ist, dem Etatsausschuss; 
der zu einer solchen Anzahl von Mitgliedern, wie eben daselbst besttmart 
wird, erweitert worden, zur Abmachung überlassen werden. Geben drei 
Stände demjenigen ihren Beifall, was gegen den Vorschlag des Bewilligungs- 
ausschusses in einem oder andern Theil angeführt worden, so wird der Vor- 
schlag in dies^ Theilen verworfen. Sehlagen drei Stände dasjenige ab, was 
ein einzelner Stand fordert, und dieser verharrt dennoch auf seiner Meinung, 
oder stehen zwei Stände gegen zwei; so soll die Sache dem Staatsausschuss, 
der zur bestimmten Anzahl von Mitgliedern erhöht worden, auf die Weise 
zur Abmachung überlassen werden, wie es der Art. 69 vorsdireibt. Geben 
die meisten Mitglieder dieses Ausschusses dem Vorschlage des Bewilligungs- 
ausschusses in einem oder mehrem derjenigen Theile, in welchem die Stände des 
Reichs denselben voraus nicht einhellig angenommen haben, ihren Beifall; 
so verbleibt dieser Vorschlag hierin mit aller Kraft eines Beschlusses der 
Reichsstände geltend. Verwerfen sie denselben iß irgend demjenigen Theüeli^ 
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die 8elb$t von drei Reichsständen verworfen worden sind, so liegt es dem Be- 
willigungsausschuss ob, eine andere Vertheilung oder andere Fonds und die 
Art und Weise vorzuschlagen , wie bloss derjenige Antheii an der Bewilli- 
gangssumme auszumitteln sei , worauf der verworfene Theil bei dem ersten 
Vorschlage des Ausschusses sein Augenmerk gerichtet hat 

Art 72. Die Bank der Reichsstände verbleibt künftig , wie sie bisher ge- 
wesen, unter der eigenen Garantie und Aufsicht der Reichsstände, so dass sie 
ungestört von den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu verordnet nach 
den Verordnungen und Reglements, die bereits gegeben sind, oder noch fer- 
ner von den Reichsständen gegeben werden können, verwaltet werden kann ; 
indem die Reichsstände allein das Recht besitzen, die ausgegebenen äankzettel 
als Reichsmünze anerkennen zu lassen. 

Art 73. Keine neuen Auflagen, Ausschreibungen an Mannschaft oder 
Geld und Waaren dürfen künftig ohne den freien Willen und ohne Einwilli- 
gung der Reichsstände nach der vorhin gedachten Ordnung aufgelegt, geho- 
ben und gefordert werden. 

Art 74. Der König hat nicht die Macht, irgend einen andern Beitrag 
Tur Ausführung eines entstandenen Krieges zu fordern , als den Zusammen- 
schuss von Lebensmitteln, welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des 
Sriegsvolks zu einem Zuge oder Marsch erforderlich sein kann, wenn nämlich 
die verschiedenen Oerter, durch die der Zag geschieht die Truppen mit nÖ- 
thiger Unterhaltung zu versehen nicht im Stande sind. Dieser Beitrag soll 
indessen sogleich durch Geld aus den Staatsmitteln, nach dem festgesetzten 
Marktgangspreis und mit Erhöhung zur Hälfte ihres Beiaufs, den Lieferanten 
bezahlt werden. Er soll aber nicht für Truppen gefordert werden, die nach 
irgend einem Orte verlegt oder unter Kriegsbewegungen benutzt werden; dann 
sind die Truppen aus den dazu gesammelten Magazinen oder Vorräthen mit 
ihren Bedürfnissen zu versehen. 

Art. 75. Die jährlichen Marktgangstaxen sollen durch Deputirte aus 
allen Reichsständen, welche auf die Art, wie jeder einzelne Stand für sich es 
vorschreibt zu wählen sind, errichtet werdbn- Was diese festsetzen, dem soll 
nachgelebt werden, in so fem keine Veränderung darin ordnungsmässig nach- 
gesucht und bestimmt wird. 

Art 76. Ohne Einwilligung der Reichsstände kann der König keine 
Anleihe in und ausser dem.Reiche machen, noch dasselbe mit neuen Schulden 
belasten. 

Art 77. Die Domainen mit den darunter stehenden Dörfern, die Kron- 
wälder , Parke und Thiergärten , Kronwiesen nebst Lachsfang und anderer 
Kronfischerei, wie auch die übrigen Kronbeneficien, darf der König nicht ohne 
Einwilligung der Reichsstände durch Verkauf, Verpfändung oder Verscheh- 
kung, noch auf irgend eine andere Art veräussem. Sie sollen so, wie es die 
Reichsstände bestimmen, verwaltet werden ; doch mögen die Personen 
und Gemeinden, die nach den bisher geltenden Verfassungen solche Domainen 
inne haben oder benutzen, aus deniseben ein gesetzmässiges Recht zu ihrem 
Nutzen geniessen; auch können urbare oder urbar zu machende Felder in 
den Kronwäldern in gewöhnlicher Ordnung, nach den gegenwärtigen oder 
künftig bestehenden Verfassungen, zinsbar verkauft werden. 

Art. 7B. Kein Theil des Reichs darf davon durch Verkauf, Verpfändung, 
Verschenkung oder auf eine andere ähnliche Art getrennt werden. 

Art 79. Keine Veränderung in der Reichsmünze, in Ansehung des 
Schrotes und Korns» der Erhöbung oder der Erniedrigung, darf ohne die Zustim- 



mimg der Reichsstände statt haben ; doch bleibt hiebei des Königs Recht» 
Münzen schlagen zu lassen, ungekränkt. 

Art. 80. Die Kriegsmacht zu Pferde und Fuss, wie auch was die Ma- 
trosen in Ansehung der Stelhing, der Verpflegung und Vertheilung betrifft» 
verbleibt bei den auf dem Lande und in den Städten errichteten Verträgen 
und dem Vertheilungswesen, welche in Ansehung ihrer Hauptgrundsätze unge- 
stört bleiben sollen, bis der König und die Reichsstände irgend eine Aende- 
rung darin gemeinschaftlich zu machen für gut finden ; indem keine neue oder 
erhöhte militärische Stellung und Verpflegung ohne des Königs und der 
Stände üfoereinstimmmenden Beschluss statt finden darf. 

Art. 81. Diese Regierungsform, wie auch die übrigen Grundgesetze des 
Reichs, können nicht ohne des Königs und aller Reichsstände gemeinschaftli- 
chen Beschluss geändert oder aufgehoben werden. Keine Anfragen dürfen im 
Plenum der Stände darüber erregt werden, sondern müssen bei dem auf jedem 
Reichstage gewählten Verfassungsausschuss der Reichsstände angemeldet wer- 
den. Dieser Ausschuss, dessen Pflicht sein soll, die Grundgesetze zu prüfen, 
. besitzt das Recht, bei den Ständen des Reichs Veränderungen in denselben 
vorzuschlagen, welche er als höchst nöthig oder nützlich und ins Werk zu 
stellen als möglich ansieht. Die Stände des Reichs dürfen nicht auf dem 
Reichstage, auf welchem der Ausschuss irgend eine solche Aenderung vor- 
schlägt, sondern erst auf dem nächstfolgenden darüber einen Beschluss fassen. 
Sind alsdann alle Stände des Reichs in der Abänderung einig, so übersenden 
sie den Vorschlag hierüber an den König durch ihren Sprecher mit dem Be- 
gehren, dass der König seine Zustimmung dazu geben möge. Der König ver- 
nimmt darauf hierüber das Gutachten des ganzen Staatsraths , fasst sodann 
Beschluss und theilt den Reichsständen auf dem Reichssaal seine Einwilligung, 
oder auch die Ursachen mit, warum er in ihr Verlangen nicht eingewilligt hat 

Will der König bei den Ständen des Reichs irgend eine Veränderung 
in den Grundgesetzen vorschlagen., so hört er den Staatsrath und überliefert 
sodann seine Proposition nebst dem Gutachten des Staatsraths darüber an die 
Stände des Reichs, welche sogleich, ohne diese Proposition vorher in Berathung 
zu nehmen, sie dem Verfassungsausschusse auftragen, um seine Aeusserung 
darüber an die Stände des Reichs abzugeben. Bestärkt der Ausschuss dasje- 
nige, was der Köm'g vorgeschlagen, so ruht die weitere Verhandlung bis zum 
nächsten Reichstage, auf welchem die Stände des Reichs einen Beschluss dar- 
über fassen müssen. Verwirft der Ausschuss die Proposition des Königs, dann 
können die Reichsstände entweder sogleich diese Proposition abschlagen» oder 
auch abmachen, dass sie über solche beim nächstfolgenden Reichstage beschlies- 
sen wollen, in welchem Falle die Meinung dreier Stände gilt , und wenn zwei 
Stände gegen zwei stehen, so ist deren Beschluss aufzuschieben. Aber unter 
keinem Vorwande dürfen die Stände des Reichs eher als am nächsten Reichs- 
tage den Propositionen ihre Zustimmung geben. Willigen dann alle Reichs- 
stände in des Königs Vorschlag ein, so verlangen sie einen Tag, an welchem 
die Reichsstände auf dem Reichssaal ihre Zustimmung dazu geben. Nehmen 
die Reichsstände gemeinschaftlich des Königs Vorschlag nicht an, so ist 
er abgeschlagen, und die Reichsstände reichen ihre Verweigerung mit der Ur- 
sache dazu schriftlich beim Könige durch ihren Sprecher ein. 

Art. 82. Was zur Abänderung und Verbesserung der Grundgesetze, 
nach der jetzt vorgeschriebenen Ordnung, die Reichsstände einhellig beschlies- 
sen und der König genehmigt, oder was der König vorschlägt und die Stände 
des Reichs einhellig annehmen, hat die Kraft eines Grundgesetzes, 



Art 83. Keine künftig geltende Erklärung der Gründgesetze darf an- 
ders als auf die Weise, welche nach ;len beiden vorhergehenden Artikeln bei 
Abänderungen beobachtet werden muss, festgesetzt werden. Nach dem Sinne 
ihrer Worte soll man sich in jedem einzelnen Falle richten. 

Art. 84. Wenn der Verfassungsausschuss keine Ursache findet, irgend 
einen Vorschlag zur Veränderung oder zur Erklärung der Grundgesetze, welche 
der Ausschuss von einem Reichstagsmanne empfangen, zu genehmigen, und 
den Reichsständen zur Prüfung vorzulegen; so ist der Ausschuss verpflichtet, 
wenn der Verfasser des Vorschlags es fordert, demselben seine Ansicht dar- 
über mitzutheilen, mit der Freiheit, dieselbe nebst dem Vorschlage durch den 
Druck öffentlich bekannt zu machen, indem er sich für den Inhalt des letzte- 
ren selbst als Verfasser gesetzmässig vertheidigen kann. 

Art. 85. Als Grundgesetze sollen angesehen werden: diese Regierungs- 
form nebst der Reichstagsordnung, die Successionsordnung und die Verord- 
nung einer allgemeinen Pressfreiheit, welche, in üebereinstimraung mit den in 
dieser Regierungsform bestimmten Grundsätzen, die Stände des Reichs und 
der König gemeinschaftlich auf diesem Reichstage feststellen. 

Art 86. Unter Pressfreiheit wird das Recht eines jeden Schweden 
verstanden, ohne irgend welche von der Öffentlichen Macht ihm in den Weg 
gelegte Hindernisse, Schriften herauszugeben; diese können nur von einem 
gesetzlichen Richterstuhl wegen ihres Inhalts in Anspruch genommen und in 
keinem andern Falle mit Strafe belegt werden, als wenn der Inhalt g^en ein 
deutliches Gesetz streitet, welches gegeben ist, die allgemeine Ruhe aufrecht 
zu halten, ohne der Aufklärung der Nation Zwang anzuthun. Alle Acten und 
ProtocoUe, wie sie auch heissen mögen, ausgenommen diejenigen ProtocoUe, 
welche man im Staatsrathe und bei dem Könige in ministeriellen Angelegen- 
heiten und in Kriegs-Gommandosachen führt, können ohne weitere Erlaubniss 
durch den Druck bekannt gemacht werden. Die ProtocoUe und Acten, welche 
Sachen der Bank und des Reichsschuldenwesens betreffen, müssen 'geheim 
gehalten werden und dürfen nicht gedruckt werden. 

Art 87. Die Reichsstände haben gemeinschaftlich mit dem Könige die 
Macht; Givil- und Griminal-, wie auch Kirchengesetze zu geben, und vorher 
gegebene Gesetze zu verändern und aufzuheben. Der König darf nicht ohne 
Einwilligung der Reichsstände irgend ein neues Gesetz machen, öder ein altes 
abschaffen. Anfragen hierüber können im Plenum der Stände angeregt, und 
sollen, nachdem der Gesetzausschuss nach der Anordnung des Art 56 darüber 
vernommen ist von den Ständen des Reichs abgemacht werden. Kommen die 
Reichsstände in irgend einem neuen Gesetze , oder in der Aufhebung oder 
Veränderung eines alten Gesetzes überein; so wird der darüber geschehene 
Vorschlag dem Könige durch den Sprecher überreicht welcher die Ansichten 
des Staatsraths und des höchsten Tribunals darüber vernimmt, und, nachdem 
Er seinen Beschluss gefasst hat, werden die Reichsstände auf den Reichssaal 
zusammen gerufen, um entweder dessen Einwilligung in ihr Verlangen zu 
empfangen, oder auch dessen Ursache zur Verweigerung zu vernehmen. Fin- 
det der König für gut, irgend eine Gesetzanfrage den Reichständen^ vorzutra- 
gen, so soll er die Aeusserung des Staatsraths und des höchsten Tribunals 
darüber einfordern, und dann den Reichsständen seine Proposition, zugleich 
mit der gedachten Aeusserung, mitlheilen. Sodann fordern die Reichsstände 
die Meinung des Gesetzausschusses hierüber, und beschliesscn alsdann, und 
wenn sie der Proposilion des Königs ihren Beifall geben, so überreichen sie 
dem Könige ihre Antwort auf dem Reicbssaale. Schlagen sie dieselbe aber 



ab, le geschieht e& schriftlich dordi die Sprecher. In allen dergleichen An- 
fiagea über 4ie Gesetze soll der Beschluss dreier Stände als ein ReichstagSr 
hescUuss angesehen werden. Stehen zwei Stände gegen zwei; so verfälU die 
Frage, und es bleibt bei dem, was vorhin verordnet worden. 

Art. 88. Mit der Auslegung der Civil - , Criminal - und Kirchengesetze 
vtfrhäit es sich so» wie mit der Gesetzgebung. Die Auslegungen, welche der 
König* in Antwort auf Anfragen über den richtigen Sinn eines Gesetzes» durch- 
sdnen höchsten Ricbterstuhl während der Reichtage giebt, können von den 
Reichsstanden als nicht gültig erklärt werden, worauf sie nicht länger gültig 
sind; und die Richlerstühle dürfen sich weder auf dieselben beziehen« noch 
können sie weiter von ihnen beobachtet werden. 

Art. 89. Im Plenum der Reichstände können Anträge geschebeiü, Ge- 
setze und Verfassungen, welche die öffentliche Haushaltung des Reichs betref- 
fen, zu verändern, zu erklären und aufzuheben, neue Gesetze hierüber zu er- 
lassen, und Gründe für öffentliche Einrichtungen aller Art anzugeben: diese 
Anträge sind an den öffentlichen Beschwerden- und Oekonomie-Ausschuss zur 
Erörterung zu verweisen. 

Art. 90. Während der Verhandlungen und Prüfungen der Reichsstände, 
oder deren Ausschüsse, dürfen in keinem andern Falle, noch auf irgend eine 
andere Art, als das Grundgesetz buchstäblich vorschreibt, Fragen über Anstel- 
lung und Absetzung von Beamten und Bedienungen, über Regierungs- und 
Ricbterstuhl - Beschlüsse, über Resolution und Decrete, über das Verhalten 
und die Art der Ausführung irgend eines Gesetzes, einer Verfassung oder Ein- 
richtung einzelner Mitbürger und Corporationen vorkommen. 

Art 91. Trifft das Ereigniss ein, dessen im Art. 39 erwähnt ist, dass der 
König nach vorgenommener Reise über zwölf Monate aus dem Reiche bleibt; 
so ruft der Staatsrath, durch eine öffentliche Aufforderung, die Stände des 
Reichs zum allgemeinen Reichstage zusammen, und lässt die Zusammenbeni- 
fimg innerhalb fünfzehn Tagen nach dem Verlaufe gedachter Zeit in den Kir- 
chen der Hauptstadt, und auch baldigst in den übrigen Theilen des Reichs 
bekannt machen. Wenn der König hiervon benachrichtigt wird, er aber 
dennoch nicht ins Reich zurückkömmt.; so ergreifen die Stände des Reichs 
diqenigen Maasregeln für die Verwaltung desselben, welche sie am nützlich- 
sten finden. 

Art. 92. Dasselbe Gesetz gilt, wenii die Krankheit des Königs von der 
Art zu sein fortfährt« dass er länger als zwölf Monate sich mit den Regierungs- 
angelegenheiten nicht befassen kann. 

Art. 93. Wenn der König stirbt, und der Thronfolger noch nicht mün- 
dig ist, so fertigt der Staatsrath an die Reichsstände eine Zusammenberufung 
aus, welche Zusammenberufung innerhalb fünfzehn Tagen nach des Königs Tode 
in den Kirchen der Hauptstadt und so weiter im Reiche kund gemacht wer- 
den muss. Die Rcichsstände haben, ohne Rücksicht auf irgend ein Testament 
des verstorbenen Königs, welches die Reichsverwaltung betrifft, einen oder 
mehrereVormünder zu verordnen, welche, bis zur Mündigkeit des Königs 
die Regierung in dessen Namen nach .diesem Grundgesetze ausüben. Wenn 
der König sein achtzehntes Jahr erreicht hat, so darf er in den Staatsrath, 
ins höchste Tribunal, in die Hofgerichte und Gollegien eintreten, duch ohne 
an irgend einem Beschlüsse Tbeil zu nehmen. 

Art* 94. Sollte der unglückliche Zufall eintreffen, dass die königlidie 
Familie, der das Erbrecht zum Reiche aufgetragen ist, von männlicher Seite 
•auMtürbe^ so ruft der Staatsrath, innerhalb der im vorhergehenden Artikel 



fMgesetzt'en Zelt tiach dem Tode des letzten Königs m redmMi, 4fe StSind« 
des Reichs zu einem aligemeinen Reichstage zusammen. Dann sollen dk 
Reichsstände era neues Königsbaus, mit Beibehaltung dieser Regierungsform 
erwählen und verordnen, wie die Reichsverwaltung geführt werden muss, bis 
der gewählte König dieselbe annehmen kann. 

Art. 95. Sollte wider Vermuthen der Staatsralh es unterlassen, in den- 
jenigen Fällen, die in den Art. 91, 93 und 94 gedacht sind, die Reichsstände 
baldigst zusammen zu rufen; so liegt es der Direction des Ritterhauses, den 
Bomcapiteln im Reiche, dem Magistrate in der Hauptstadt, tmd den Beamten 
In den Lehen auf, durch öffentliche Bekanntmachung hienron Nachricht zu 
ertheilen, damit die Wahl der Reichstagsmänner, wo solche Wahl statt findet, 
baldigst angestellt werden könne, und die Reichsstände zusammen kommen, 
um ihr und des Reiches Recht in Acht zu nehmen und zu sch&tzen. Ein 
solcher Reichstag wird am fünfzehnten Tage, nachdem die Zusammenberufung 
in den Kirchen der Hauptstadt bekannt gemacht worden, eröffnet. 

Art. 96. Die Stände des Reichs sollen auf jedan Reichstage einen ge- 
setzkundigen* durch ausgezeichnete Redlichkeit anerkannten. Mann verordnen, 
der als Sachwalter derselben, in Folge der von ihnen ihm gegebenen Inistrue- 
tion, Aufsicht über die Befolgung der Gesetze bei den Richtern und Beamten 
habe, auch bei den betreffenden Richterstühlen diejenigen, die bei ihrer Amts- 
verrichtung aus Parteilichkeit, Ansehen der Personen, oder aus irgend einer 
andern Ursache, irgend etwas wider die Gesetze begangen oder auch unter- 
lassen haben, zur Verantwortung ziehe, weil ihre Amtspflichten nieht g^örig 
von ihnen erfüllt worden sind. Doch ist derselbe in jeder Hinsicht gleicher 
Verantwortung und Pflicht unterworfen, welche die Gesetze und die Verord- 
nung des Gerichtswesens richterlichen Personen vorschreiben. ' 

Art. 97. Dieser Justizsachwalter der Reichsstände wird dnreh Wäliler 
gewählf, zu welchen jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt. Nachdem unter 
diesen Wählern einer durchs Loos ausgetreten ist, sollen die übrigen gemdn- 
schaftlich und nidit nach Ständen zuerst vermittelst geschlossener Zett^, jeder 
fär sich, den Mann aufzeichnen, den sie zur Stimmenwahl geeignet halten. 
Fallen hierbei mebr Stimmen als die Hälfte der Anzahl der stimmenden 
Wähler auf £inen Mann, so wird derselbe als gehörig gewählt angesehen. 
Sind dagegen die Stimmen unter mehrere dergestalt vertheilt, dass eine vofl^ 
ständige Mehrheit der Stimmen für keinen statt findet, so wird ein neues ¥o* 
tirenr mit geschlossenen Zetteln zur Wahl desjenigen, der die meisten Stimmen 
erhalten, angestelit, welches auf gleiche Weise bis zur Mehrheit der StimiaeB 
fortgesetzt wird. Wenn dann einer von denjenigen, über welche nach dieser 
Ordnung abgestimmt worden, von der Mehrheit der Wählenden angenommen 
worden Ist; so hört die Wahlverhandlung auf, und derselbe wird von den 
Reiefasständen in sein Amt eingesetzt. Derjenige, dem dies Amt anvertraut 
werden, kann bei den nächstfolgenden Reichstagen in der hier vorgeschriebe* 
K€» Ordnung dazu wieder erwählt werden. 

Art. 98. Die Wähler müssen dann, wenn sie den Justizsachwalter er- 
wählen, auf gleidie Weise einen Mann mit den Bigenschaften, weldie von 
jenem Beamten erforderlich sind, wählen, damit er in desselben Steile treten 
kainn, wenn etwa jener innerhalb des nächstfolgenden Reichstages mit Tode 
ft'bgeiien sollte. 

Art. 99. Der Justizsaehwalter der Rei<^9StSnde darf, wenn er es für 
D5th% ansieht, bei den Beratbschlegungen und Besdilüssen des höchsten Tri- 
b«nals> der VofbereatHBgskamner der ^ffisnttichen Angdegenhekea des^ 
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der unteren Jnstisreviiio'nen der 0o%ericlitea^egien» und aller «nteren Ridi^ 
terstühle zugegen sein, doch ohne das Recht zu b^zen, seine Meinung da- 
bei zu äussern; auch hat er Zugang zu den Protocollen und Acten aller Richkerf 
Stahle, Gollegien und Reamten. Die Reamten des Königs sind verbunden, 
dem Justizsachwalter gesetzmässig Hand zu reichen, und alle Fiscale durch 
auifiihrliche Acten ihm beizustehen, wenn er ea verlangt 

Art. 100. Dem Justizsachwalter liegt es ob, .auf jedem Reichstage den 
Reichsständen eine allgemeine Rechenschaft von seiner Verwaltung des ihm 
anvertrauten Amtes abzulegen, und dabei den Zustand der Verwaltung der 
Gesetze im Reiche darzulegen, die Mängel der Gesetze und Verfassungen an- 
zumerken, und Vorschläge zu deren Verbesserung zu geben. £r ist auch 
schuldig, zwischen den Reichstagen jährlich eine Darstellung über diese Ge- 
genstände durch den Druck bekannt zu machen. 

Art 101. Sollte der unvermuthete Fall eintreffen, dass entweder da^ 
gesammte höchste Tribmial des Königs, oder eines oder mehrei» von dessen 
Mitgliedern gefunden würden, dass sie aus £igennuti; Parteilichkeit oder Ver- 
säumniss unrecht geurtheilt hätten, und dass dadurch irgend Jemand, gegen 
deutliche Gesetze und gegen ein gehörig untersuchtes und bewiesenes Ver- 
halten der Sache, sein Leben, seine persönliche Freiheit, £hre und Eig^tbum 
verloren hätte oder verlieren könnte; so ist der Justizsachwalter der. Reichs- 
stände verpflichtet, so wie der Justizcanzler des Königs berechtigt» bei dem 
hier unten angeführten bestimmten Reichstribunal den Fehlenden in Anspruch 
zu nehmen, und ihn, den Gesetzen des Reichs zufolge, zur Yerantworlung 
zu ziehen. . . ,^ . 

Art 102. Dieses Tribunal, unter dem Namen Reichsgeriditt soll aus 
dem Präsidenten des Königs und des Schwedischen Reichs - Hofgericht^ wel« 
eher daselbst das Wort führt, aus den Präsidenten aller Reichscollegien» den 
vier ältesten Staatsräthen, dem höchsten Refehlshaber über die in der Haupt- 
stadt dienenden Truppen, dem höchsten gegenwärtigen Refehlshaber der bei 
der Hauptstadt stationirlen Escadre der Seemacht, aus zwei der ältesten Räthe 
des Schwedischen Hofgerichts und dem ältesten Rathe aller ReichscoUegien, 
bestehen. Wenn nun entweder der Justizcanzler oder Justizsachwalter sich 
veranlasst sehen sollten, die sämmtlichen Mitglieder, oder auch nur ein einzel- 
nes Mitglied des höchsten Tribunals vor dem Reichsgerichte in Anspruch zu 
nehmen; so lässt derselbe bei dem Hofgerichte des Königs, als Wortiühren- 
der ^des Reichsgerichts, den oder diejenigen vorfordem, welche in Anspruch 
genommen werden sollen. Der Präsident im Hofgerichte soll sodann veran* 
stalten, 'dass das Reichsgericht zusammentritt, um die Vorforderung auszufer- 
tigen, und die Sache in gehöriger Ordnung zu behandeln. Sollte derselbe 
gegen Vermuthen dies unterlassen, oder irgend einer der obgedachten Ream- 
ten sich entziehen, an dem Reichsgerichte Theil zu nehmen, so sind diese, 
wegen einer solchen vorsätzlichen Versäumniss ihrer Amtspflicht, gesetzmäs- 
sig der Verantwortung unterworfen. Wird eines oder mehrere der Mitglieder 
des Reichsgerichts gesetzmässig abgehalten, oder findet gegen irgend Jeman- 
den derselben eine gesetzmässige Ausnahme statt, so wird dennoch das Ge^ 
rieht seine Sitzung halten, wenn Zwölf anwesend sind. Wird der Präsident 
im Hofgerichle durch irgend ein gesetzmässiges Hindemiss oder Ausnahme 
abgehalten, so vertritt der älteste im Dienste befindliche Präsident seine Stelle«, 
Dieser Richterstuhl hat, nachdem die Untersuchung geschehen, und das Ur- 
theii den Gesetzen gemäss gesprochen ist, dasselbe bei offenen ThUren be- 
kannt zu machen. Keiner hat die Macht» ein solches Urtheil zu ändern; doch 



bMbt es dem KBnige mdbeiUfiiitKen m begnadigeit; iBiessen dttf nch dies 
nkfat soweit erstr edcen, dass defr Verartheilte wieder in den Dienst des Reidis 
eingesetzt wird. 

Art. 103. Anf jedem Reichstage sollen die Reichsstände zwölf Mitglie- 
der aus jedem Stande zu Geschwomen erwählen, welche zu urtheilen haben, 
in wie fem die sämmtlichen Mitglieder des höchsten Tribunals sich verdient 
gemacht, um in ihrem wichtigen Amte beibehalten zu werden, oder ob der eine 
und der andere derselben, ohne einen beweislich begangenen Fehler, wovon der 
vorhergehende Art handelt, sich dennoch den Verdadit zugezogen, dass sie we- 
gen Parteilichkeit oder Ungeschicktheit in den Ruf gekommen sind, das öf- 
fentliche Zutrauen verloren zu haben, und kein Amt weiter beim königlichen 
Tribunal bekleiden können. Diese Geschwomen treten denselben Tag, wenn 
sie gewählt sind, zusammen. Eins der säpamtlichen Mitglieder derselben wird 
zuerst ausgelooset, worauf die Übrigen, Mann ftir Mann und nicht Standes- 
weise, mit geschlossenen Zetteln über die Frage stimmen: ob alle Mitglieder 
des höchsten Tribunals das Vertrauen der Reichsstände besitzen pnd in ih- 
rem Amte beibehalten werden können? Wird diese Frage einhellig, oder mit 
der grössten Zahl der Stimmenden mit Ja beantwortet; so werden die sämmt- 
lichen Mitglieder des höchsten Tribunals beibehalten. Wird sie hingegen mit 
Nein beantwortet, so macht jeder der Geschworenen eine geschlossene Liste 
von den Mitgliedern des höchsten Tribunals, es mögen nun mehrere oder we- 
nigere sein, welche er dafür hält, dass sie aus ihrem Amte entlassen werden 
müssen, lieber die drei unter diesen, welche die grösste Anzahl der Stim- 
men wider sich haben, wird über einen nach dem andern von Neuem gestimmt, 
wob^i zwei Drittheil der Stimmen gegen den oder diejenigen erfordert wer- 
den, welche von dem Zutrauen der Reichsstäude ausgeschlossen sein sollen. 
Hierauf wird der oder diejenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den 
Reichsständen Anzeige geschieht, durch einen gnädigen Abschied von ihrem 
Amte entfernt werden. Doch mag der König solchen eine jährliche Pension 
zum Belauf des halben Soldes beilegen. 

Art. 104. Die Reichsstände dürfen sich in keine Separatprüfung der 
Beschlüsse des höchsten Tribunals einlassen, noch darf irgend eine öffentliche 
Verhandlung hierin bei den Geschwomen vorkommen. 

Art. 105. Der Verfassungsausschuss der Reichsstände hat das Recht, 
die Protocolle, welche im Staatsrathe geflihrt werden, zu fordern; nur nicht 
diejenigen, welche ministerielle Angelegenheiten und das Gommando der Ar^ 
mee betreffen, diese können blos in Sachen gefordert werden, welche allge- 
mein bekannte und von dem Ausschusse aufgegebene Vorfälle betreffen. 

Art. 106. Findet der Ausschuss in diesen Protocollen, dass irgend ein 
Staatsminister, ein Staatsrath, der Hofkanzler, die Staatssecretäre, oder irgend 
ein anderes Mitglied des Staatsraths, oder der Beamte, welcher in Gommando- 
sachen dem Könige Rath ertheilt, offenbar gegen die deutliche Vorschrift die- 
ser Regierungsform gehandelt oder irgend eine Uebertretung derselben, wie 
auch anderer geltender Gesetze des Reichs sich zu Schulden kommen lassen, 
oder auch nur unterlassen habe, Vorstellungen gegen solche Uebertretungen 
zu machen, oder durch absichtliches Zurückhalten richtiger Darstellung sie 
verarsacht und befördert habe; dann hat der Verfassungsausschuss einen sol- 
chen unter Ansprach des Justizsachwalters vor dasReichsgericht zu stellen, in wel- 
chem in Stelle des Staatsraths vier der ältestenJustizräthe, zwei aus dem adelichen 
und zwei aus demunadelichen Stande, alsdann ihren Sitz nehmen, und wobei sa 
verfahren wird, wie in Art 101 und 102 über die Verantwortlichkeit gegen das 
Scbabtrt, YerfaMODgiiurlraAdfB. 8. Bd. 25 



hödMSt^JSribxSQd voisi^^cbHeben ist* Wenn aim die Bfitgliedev dfA 3taia(srath«i« 
oder die lUtbgeber des Königs in Commandosachen befanden werden» daHsieaaf^ 
obgedacbte Weise sieb der Verantwortung scbuldig gemacht habeiiy so richtet, 
sie das Reichsgericht nach den Öffentlichen Gesetzen und besondern Verord- 
nungen, welche zur Entscheidung einer solchen Verantwortung von dem Könige 
und den Ständen des Reichs festgesetzt worden. 

Art. 107. Sollte der Verfassubgsausschuss bemerken, dass die säum^ 
eben Mitglieder deseStaatsraths, oder eines oder mehrere desselben bei ihren 
berathschlagungen über das allgemeine Beste nicht den wahren Nutzen des 
Reichs vor Augen haben, oder dass irgend ein Staatssecretar nicbt mit Un* 
Parteilichkeit, Eifer, Geschicklichkeit und Thätigkeit sein ihm anvertrautes Amt 
verwaltet; so giebt der Ausschuss solches den Reichsständen zu erkennen, 
welche sodann, wenn sie fmden, dass die Wohlfahrt des Reichs esiordert, dem 
Könige schriftlich ihren Wunsch zu erkennen geben können, dass er aus den 
Staatsrathe und vom Amte denjenigen oder diejenigen entfernen wolle^ di^attC 
jene Art bezeichnet worden sind. 

Fragen über diese Angelegenheit können im Plenum der Retchsstjliide 
angeregt, auch noch von andern Ausschüssen der Reichsstände, aussevcbm 
Verfassungsausschuss, angetragen werden, dürfen aber nicht eher von dea> 
Reichsständen abgemacht werden, als bis der letzterwähnte Ausschuss darüb^^ 
gehört worden. Zu den Berathschlagungen der Reichsstände hierüber «olleiPb 
nicht die Reschlüsse des Königs in Sachen, welche die Gerechtigkeiten und 
Angelegenheiten einzelner Personen und Gorporationen angehen, gereeimet 
werden, noch weniger sind diese irgend einer Prüfung der Reichsfitäiide- un- 
terworfen. 

Art, 108. Zur Aufsicht der Pressfreiheit sollen die Stände des Reichs 
auf jedem Reichstage sechs durch Kenntnisse und Gelehrsamkeit bekannte 
Männer nebst dem Justizsachwalter, der unter diesen das Wort führt, ernen- 
nen. Diesen Gommittirten, von welchen zwei, ohne den Justizsachwalter, Rechts^ 
gelehrte sein müssen, liegt es nun ob, dass, wenn irgend ein Verfasser oder 
Buchdrucker selbst, während des Drucks, ihnen eine Schrift überreicht, und 
ihre Aeusserung verlangt, in wie fem nach den Gesetzen der Pressfreiheit 
hierin eine Gensur statt finden kann, dann der Justizsachwalter und wenig- 
stens drei der Gommittirten solche Aeusserung schriftlich abgeben sollen. Er- 
klären sic^ hierbei, dass die Schrift gedruckt werden kann, so ist sowohl der 
Verfasser, als auch der Buchdrucker, aller Verantwortung frei, die nun &uf. 
die Gommittirten fällt. Diese Gommittirten sollen von den Reichsständen durch 
sechs aus jedem Stande ausersehene Wähler, welche gemeinschaftlich und nicht 
Standweise stimmen, erwählt werden. Geht zwischen den Reichstagen irgena 
einer der Gommittirten ab, so wählen die übrigen einen angemessenen, Mann, 
der in die Stelle des Abgebenden tritt. 

Art. 109. Der Reichstag darf nicht länger als drei Monate dauern, von 
dem Tage an gerechnet, an welchem der König die Reichsstände, oder deren 
Ausschuss von, dem Zustande und dem Bedarf der Finanzen hat unterrichten 
lassen. Sollten indessen, nach Verlauf der gedachten Zeit, die Reichsstände 
noch nicht die Reichstagsangelegenheiten abgemacht haben, so melden sie dies 
dem Könige, mit dem Verlangen, dass der Reichstag noch eine gewisse Zeit, 
höchstens einen Monat länger, fortwähre, welches der Konig zu weigern und 
zu hindern nicht Macht hat Wena es aber wider Vermuthen geschehen sollte, , 
dass, nach Verlauf einer solcheji verlängerten Zeit, die Stände des Reichs den 
Etat nicht regnlirt» oder keine neue JBewilügung zu einem bestiminteB Belauf . , 



ist 

'$f6h erbet^ iuben; dann darf der König die StaMe des Räefas ans einander 
gehen lassen, und die vorige Bewilligung verbleibt bis zum nächsten Reichs- 
tage. Ist dagegen die ganze Bewilligungssumme bestimmt; sind aber die 
Reicbsstände wegen der Vertheilung nicht eins; dann^ sollen nach dem, wi« 
sich die festgesetzte Bewilligungssumme zu derjenigen verhält, die beitn vor* 
hergebenden Reichstage vertheilt worden, die in der letzten Bewilligungs- 
ordniing festgesetzten Artikel verhältoissmässig erhöbt oder vermindert werden, 
und die Reichsstände tragen ihren Bevollmächtigten in der Bank und in dem 
Reichsschuldencomtoir auf), eine neue Bewilligungsordnüng nach jene» Grün- 
den aulßnimachen und auszufertigen. 

Art, 110. Kein Reichstagsmitglied darf, wegen seiner Handlungen oder 
Aeusserungen im Reichsstande oder in irgend einem Ausschusse der Reichs- 
stände, zur Rede gestellt, oder seiner Freiheit beraubt werden, ohne dass der- 
j/^ge Stand, zu welchem er gehört, es durch ausdrücklichen Beschluss zulässt 
wobei fünf Siebentel des Standes bei der Ifmstimmung im Plenum der gegen- 
wärtigen Mitglieder einstimmen müss^. Eben so wenig darf irgend ein Reichs- 
tagsnaitglied von dem Orte, wo der Reichstag gehalten wird, verwiesen werden. 
Sollte irgend eine Person, oder irgend ein Corps, es sei Militair oder Gvil, oder 
auch irgend eine Gemeinde, wie sie heissen mag, entweder aus eigenem An- 
triebe, oder durch Anleitung eines Befehls es versuchen wollen, den Reichs- 
ständen oder deren Ausschuss oder irgend einem einzigen Reichstagsmitgliede 
Gewalt anz^than, oder deren Freiheit bei ihren Berathschlagungen und Be- 
54^Üsa^ zu stören; so soll solches als Yerrätherei angesehen werden, und es 
kommt auf die Reichsstände an, dergleichen Verbrechen gesetzmässig zu ahnden. 

Art. 111. Wird irgend ein Reichstagsmitglied, während des Reichstags 
oder auf seiner Reise nach oder von dem Reichstage, mit Wort oderThat be- 
leidigt, wenn es sich gleich als Mitglied des Reichstags zu erkennen gegeben 
baA, so soll solches als Hochverrath angesehen und bestraft werdeot. 

Art. 112. Bei der Wahl der Reichstagsmitglieder darf kein Beamter 
die Auctorität seines Amtes unangemessen anwenden. Geschieht es, so verliert 
«in solcher seine Stelle. 

Art. 113. Die Taxirungsmänner, die sich jiach den Bewilligungsvor- 
schriften der Reichsstände richten, sollen nicht wegen Debitiren oder Taxiren 
zur Verantwortung gezogen werden. 

. Art. 114. Der König lässt den sämmtlichen Ständen des Reichs den 
Genuss ihrer Privilegien, Vorrechte, Gerechtsame und Freiheiten; indem es 
auf der Uebereinkunft der sämmtlichen Reichsstände und auf der Genehmi- 
gung des Königs beruhen soll, Veränderungen und Ausgleichungen in der- 
selben vornehmen zu lassen, welche das Wohl des Reichs erfordern. Keine 
neuen Privilegien, welche irgend einen Reichsstand betreffen, können ohne 
Einwilligung des Köni^ und aller Reichstände gegeben und ertheilt werden. 

Urkundlich dessen haben Wir Gegenwärtiges mit Unserer Namens- 
unterschrift und mit Unsern beigedruckten Siegeln bestärkt, befestigt und 
bekräftigt. ' 

So geschehen Stockholm, den 7. Junius 1809. 
Von Seiten der Ritterschaft und des Adels: Von Seiten des Geistlichen Standes: 
M. Ankarsvärd, ' Jac. Ax. Lindblom, 

d. z. Landmarschall. Sprecher. 

Von Seiten des Bürgerstandes: Von Seiten des Bauernstandes: 

H. N. Schwan, Lars Olsson, 

d. z. I^reciier d« %• Sprecher. 
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AJles /lieses» 80 wie fs yoiigeschrieben dasteht, wollen Wjr |ij|jb^. iJlein 
Selbst für ein unabänderliches Grundgesetz i^nnehmen, sondern gebiflieh und 
befehlen auch in Gnaden, dass alle diejenigen, welche Uns und Uhsern Nach- 
foljgem ond dem Reiche Biit Huld Treue und Gehorsam yerbunden sind* 
diese Af^erangsform erl^ennen, beobachten, ihr nachleben und gehorchen 
fiofUn,. llckundliph deai^en haben Wir dies mit eigener Hand unterschrieben 
^uod bekräftigt, auch unser Königliches Siegel wissentlich hierunter anhängen 
lassen. 

So geschehen in Unserer Residensstadt Stockholm, den 7. Juni 1^09. 

CARL 
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Nach dieser gleich in den ersten Tagen der Regierung Carls XIIL 
gegebenen und noch jetzt gültigen Verfassung sollten die Reichsstünde 
nach Art. 1 dte Successionsordnung feststellen, auf welche späterhin 
Wieder in Art. 42 und 94 Bezug genommen wird; Da nun ^ König 
seine beide Kinder am Tage ihrer Geburt verloren hatte (fm Juli 
1797 und 1798), und bei dem ILebensalter der Königin (geboren 22. 
VSkti l7S/9y kdne weitere Hoffnung auf eigene Nachkommenschaft 
sieb YnsFChen konnte, so war die Bestimmung der künftigen Nachfolge 
auf dem Schwedischen Throne eine der nächsten Aufgaberf der Sächs- 
stände, wie dies auch im Art. 85 der Verfassung ausdrücUich ausge- 
brochen war. Die Reichsstände wählten am 14. Juli 1809 den 
Prhjzen Christian August von Holstein -Sonderburg -Augustenburg; 
welcher am 18. Januar 1810 unter dem Namen Carl August von 
König Carl XUL adoptirt wurde » aber wenige Monate darauf plötz- 
lich im Lager bei Jongby verstarb (28, Mai 1810], ohne Descenden- 
ten zu hinterlassen. Die zur neuen Wahl des Thronfolgers einberu-, 
fenen Üeicbsstände wählten fast einstimmig am 21. August 1810 den 
Französischen Reichsmarschall Johann Baptist Julius Borna dottej 
Fürst Ton Pontecorvo , nicht auf Französische Empfehlung ( — mit 
Widerwillen wurde die Nachricht von Kaiser Napoleon aufgenom 
men; der ihn mehr zu seinen Gegnern als Verehrern zählte), son 
dern vielmehr auf den durch sein längeres Gommando in Norddeutsch 
land weit über den Norden hin verbreiteten Ruf des Edelmuthes, gros 
ser Geistesgaben und gereifter Erfahrung im Felde wie in den all 
gemeinen politischen Angelegenheiten. Noch auf Dänischem Gebiet 
in Helsingör ging Bemadotte gemäss den Bestimmungen der Schwe- 
dischen Verfassung am 19. October zur Evangelisch -Lutherischen 
Kirche über, landete am 20. October auf der Schwedischen Küste 
und wurde am 31. October der Reichsversammlung zu Jonköping 
durch den König selbst vorgestellt: in der Mitte derselben unterzeich- 
nete er die ihm vorgelegte Wahl- und Versicherungs-Acte. Bald nach 
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seinem Einzüge in ÄoclÄoIm (2. Novemler), wurde er vom König 
€arl Sl|IL unter dem Namen Carl Johann adoptirt 5. November. 
Ab demselben Tage leistete er ak Kronprinz und Thronfolger vor 
dem Throne den Eid» die VMassting und die Gesetze des Staates 
zu beobachten und empfing die Huldigung der Schwedischen Reichs- 
stahde. Die nach Art. 1 der Verfassung' vom 7. Juni 1809 erforderte 
Successionsordnung war bereits für den so rasch verstorbenen Kron- 
prinz^ Carl August am 18. December 1809 als eine Thron-Suc- 
cessions- und Familien-0|rdnung von dem Könige und den 
Reichsständen vereinbart. Es wurde jetzt eine gleiche auf den neuen 
Kronprinzen und seine Nachkommen namentUch gerichtete Succes- 
sionsordnung am 26. September lßl6 von dem Könige und 
^nRefehsstsjndi») genehmigt und als ein Grundgesetz der Verfassung 
ypp^ ; 1 809 binzuf iigt. Die wesefflfthchsten Bestimmungen derselben 
llRiteja: Die Krone ist nur im Mannsstamme des Stifters der neuen 
Dynastie erUid),. und gilt in derselben das Recht der Erstgeburt 
nÄeh der Ordnung der Linien. Die Prinzen des Königlichen Hauses 
sollen in der reinen Evangelischoi Lehre Augsburgischer Gonfession 
und j'n^erfaalb des Schwedischen Reiches erzogen werden, im entge- 
gen gesetzten Falle aber v^i allen Successionsrechten ausgeschlossen 
sem Ihr Thronfolgerecht' ist gleichfalls für dieselben und ihre Nach- 
kommen verwirkt, wenn sie ohne Einwilligung des Königs und der 
Reich^tände die Regierung eines ausländischen Staates annehmen, 
es sei infolge einer Wahl, Erbschaft oder Verheirathung, oder wenn 
sie ohne Einwilligung des Königs sich vermählen, oder wenn sie, es 
sei mit oder ohne Einwilligung des Königs, die Tochter eines Pri- 
vatmannes, er mag ein Schwede oder ein Ausländer sein, zur Ge- 
mahlki nehmen. Doch können sie mit Genehmigung des Königs eine 
Ganahlin aus dem Königlichen Schwedischen Hause nehmen , in einem 
nach Schwedischen Gesetzen nicht verbotenen Grade. Prinzessinnen des 
Königlichen Hauses dürfen eben so wenig ohne Bewilligung des Kö- 
nigs sich vermählen, auch nicht mit irgend einem Schweden ausser 
dem Königlichen Hause. Ist kein zur Thronfolge Berechtigter aus 
dem Königlichen Hause mehr vorhanden, so ist der Thron zu einer 
neuen Wahl erledigt, welche sodann von den Reichsständen nach 
Allordnung des Art. 94 der Verfassung vom Jahre 1809 vollzogen wird. 
Zur Vervollständigung dieser Verfassung gehörten nach Art. 85 
noch einß neue Reichstagsordnung und eine Verordnung über die 
allgemeine Pressfreiheit. Beide Aufgaben wurden noch von diesem 
Reichstage ausgeführt und als verbindliche Grundgesetze gleichfalls 
dieser Ver&^sung hinzugefügt Die Reichstagsordnung wurde 
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unter ^w 10. Februar 1810 *") von deäi Konige und den Beidifl- 
ständeo. genehmigt; dteVerordnung über die. allgemeine Press- 
fr« ibeitJn Schweden wufde von denselben Auctoritäten am 9. März 
I&IO*"*} beschlossen und unt^'zeichnet. — 

Mit diesen Gesetzen ist das Verfassungswerk Schwedens bis 
auf den gegenwärtigen Zeitpunkt geschlossen, da nur geringe Yerr 
äoderungen einzehier Artikel und eine Verkürzung des Zeitraumes zwir 
sehen den ^einzelnen Sessionen des Reichstages auf verfassungsmiissi- 
.gem Wege zur staatsrechtlichen Geltung gekommen sind. Es wird 
.aber noch für Schweden als ein neueres Grundgesetz die Reichs acte 
vom 3L Juli und O.August 1815**''') angesehen, welche die bei- 
4ei> Reiche Schweden und Norwegen, in Folge der Beschlüsse beider 
fieicbsver^ammlungen zu Ghristiania (31. Juli) und Stockholm (6. ^u- 
(gust) unter einem Könige vereinigt und das gegenseitige coi^sti- 
,tutiweHe RaclitsverhältDiss feststellt. Wie diese Vereinigung zii,, 
Stande ^kommen ist, werde ich unten bei Norwegen näher ausein- 
ander setzen; Die Hauptpunkte dieser Reicbsacte, die ich desshalb 
nicht vollständig aufnehme , weil sie keine Umgestaltung der ver- 
fassungsmässigen Rechte beider Völker, der Schwedien wie der Nor; 
wegor.t bewirkt hat und beide Reiche auf dem Wege freier Vereini- 
ffm$ ik^e selbstständige Verfassung beibehielten, sind folgende; 
1. Das Königreich Norwegen wird ein freies, unabhängiges untheil- 
bares und unveräusserliches Reich bilden, das mit Schweden unter 
einem und demselben Könige vereinigt ist. 2. Die Erblichkeit wird 
der männlichen und Seitenlinie der in Schweden regierenden Dyna- 
stie folgen, wie dies durch die Schwedische Successionsordnung vom 
26. September 1810 festgestellt ist (vergi: ob. S. 389). 3. Wenn 
kein berechtigter Thronerbe mehr vorhanden ist und es sieb darum 
handelt, durch Wahl einen neuen König oder Thronerben zu ernen- 
nen, so werden die Reichsversammlungen von Norwegen und die von 
Schweden für denselben Tag zusammenberufen. Der unbeerbte Kö- 
nig, wenn ein Thronerbe erwählt werden soll, oder die interimistische 
Regierung, wenn der Thron bereits erledigt ist, werden in den ersten 



*J Sie ist vollständig in Deutscher Sprache abgedruckt unter den Bei- 
lagen in Saalfeld' s Geschichte der neuesten Zeity Band IIL Abtheilung 2., 
Bäte 961— gs. I 

*V Gleichfalls in Deutscher Sprache abgedruckt unter den Beilagen 
bfii Saalfeld a. a. 0. III, Abth. 2. S, 999—1016. Eine neue Revision des 
Pressgesetzes erfolgte am 16. Juli 1812. — - 

***J Genehmigt ist diese Acte vom König Carl Xlll, am 6. August 1815. 
tn Franzüsischer Sprache ist sie abgedruckt bei Marteüs Supplefnent au 
Kecueil des traitis etc., vol. VL pag. 608—615. 



i(M Tagen nach Eröffnui^ d^r Sitzungen, beiden B^cbsrirersaimnlntr- 
lungen an demselben Tage den auf die Thronfolge bezüglichen Vdr^'' 
schfeg machen. Die Mitgh'eder der beiden Reidisversammluiigen' ba-' 
ben auf gleiche Weise das Recht einen Thronerben vorzüschIa§eA,^ 
und beide werden darauf einen Tag festsetzen, um |ede ihrerseits 
zur Wahl zu schreiten. Man soll sie nothwendig vor dßtti zwöft-' 
ten Tage beginnen, der seit dem zum Vorschlage bestinamtM T*- 
mine verflossen ist. Den Abend vor dem Wahltage' werd«a böide 
Reichstage einComitö aus ihren Mitgliedern wäH«i, wefehes in'dem 
Falle, dass die Wahl auf verschiedene Personen fallen soIlte> sieb 2ti' 
vereinigen hat, um mit den VoIln»kchten beider Reiche nach Stim- 
menmehrheit die Wahl auf eine einzige Person zu leiten; An 'dem 
Wahltage selbst wird die Wahl auf beiden Reichstagen «^folgen, wi^ 
sie in den Verfassungen derselben vorgeschriebe ist. Fäfllt die Waht' 
in holden auf dieselbe Person, so wird diese der gesetzmfissige l'hroö^ 
erbe sein, fällt sie dagegen auf zwei Personen, so wird jeder Reichs- 
tag das obengenannte Comitß aus 3& Mit^jedern und 8 StellVertre-' 
terri bilden. Beide Comites vereinigen sich zu Caristad (-^ das Uta- 
gefahr in der Mitte zwischen Stockholm und Gbristiania Üegt -^!), 
nachdem jedes vorher einen Spreebar aus seinen Mitgliedern gewählt 
Irat. Die Zusammenkunft soll spätestens am 21. Tage nndä dem Ab- 
lauf des früheren Wahltermins stattfinden. Nachdem die Vollmach- 
ten gegenseitig vorgelesen, und einer der beiden Sprecher durch dais' 
Loos zum Vorsitzer in dem vereinten Gomit^ gewählt ist, soll' man 
sofort ohne weitere Discussion zur Wahl schreiten, und die Mitglie- 
der sollen nicht früher sich trennen und den Ort der Sitzung nicht ' 
verlassen , bevor nicht die Wahl vollständig beendet ist. Die vollzo- 
gene Wahl wird vermittelst des Wahlprotocolls am Tage der Wahl ' 
selbst den beiden Reichsversammlungen zugesandt, welche ohne Auf- 
schub die nöthigen Maassregeln ergreifen werden, um die angemes- 
sene Mittheilung an den König, oder im Falle seines bereits erfolgten- 
Ablebens an die provisorische Regierung zu machen. 4. Der Kdm'g 
hat das Recht die Truppen zu versammeln, Krieg anzufangen, Frie- 
den zu schliessen, Verträge einzugehen oder aufzuheben und den di- 
plomatischen Verkehr mit anderen Staaten zu unterhalten. Wenn 
der König einen Krieg anfangen will, so soll er von seinem Unter- 
nehmen der Regentschaft von Norwegen Nachricht geben und ihr 
Gutachten über diesen (Gregenstand einfordern : gleichzeitig wird er der- 
selben einen detaillirten Rericht über den Zustand des Reichs, der 
Finanzen, der Vertheidigungsmittel u. s. yv. mittheilen. Darauf wird 
der König den Staatsmfnister und die Staatsräte von Norwegen so- 
wie die von Schweden zU emem ausserordentlichen Staats-Gonseit 
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versammeln und demselben die Beweggründe und Umstände naher 
auseinandersetzen, um den betreffenden Fall in nähere Erwägung 
zu nehmen. Die Regentschaft von Norwegen wird gleichzeitig einen 
ähnlichen Bericht über den Zustand des Königreichs und seine Mittel 
erstatten* Demnächst wird der König die einzelnen Mitglieder des 
Gonseils um ihre Meinung fragen, und jedes wird abgesondert sein 
Votum in das ProtocoU imter der verfassungsmässig vorgeschriebenen 
Verantwortlichkeit eintragen lassen. Sodann soll der König das Recht 
haben, seinen Entsqhluss zu fassen und auszuführen, wie er ihn am 
voltheilhaftesten für den Staat erachtet. 5. Der Staatsminister und 
die beiden Staatsräthe für Norwegen, welche um den König sind, 
sollen ihren Sitz und berathende Stimme im Schwedischen Staats- 
rath haben, so oft es sich um Gegenstände handelt, welche für beide 
Reiche von Interesse sind. In solchen Fällen soll man das Gutach- 
ten der Regentschaft Norwegens einholen, mindestens für die DingCp 
welche keine schleunige Ausführung verlangen. Eben so sollen, 
wenn man im Norwegischen Staatsrath vor dem Könige Gegenstände 
von gleichzeitigem Interesse für beide Reiche behandelt, drei Mitglie- 
der des Schwedischen Staatsraths in demselben ihren Sitz und eine 
Stimme haben. 6. Wenn bei dem Ableben des Königs der Thron- 
erbe noch minderjährig ist, so sollen sich augenblicklich der Schwedische 
und Norwegische Staatsrath versammeln, um gemeinschaftlich die 
Einberufung des Reichstages für Norwegen und für Schweden zu 
veranlassen. 7. Bis dass die Reichsstände versammelt sind und eine 
Regentschaft während der Minderjährigkeit des Königs errichtet ha- 
ben, soll ein aus gleicher Zahl (aus jedem Reiche 10) von Schwedi- 
schen und Norwegischen Mitgliedern gebildeter Staatsrath die Regie- 
rung führen. Unter den 10 Norwegischen Mitgliedern müssen sein: 
der Staatsminister und die beiden Staatsräthe für Norwegen, die in 
Stockholm sind, sechs ordentliche Staatsräthe, welche von der Be- 
gentschaft Norwegens dazu erwählt werden, und ein Staatssecretär, 
der auch von der genannten Regentschaft für den vorliegenden Fall 
ernannt wird. Unter den Schwedischen haben ihre Stelle die beiden 
Staatsminister, sechs Staatsräthe und der Hofkanzler, und ausserdem 
für die Schwedischen Angelegenheiten der Staatssecretär dieses Reichs, 
oder für die Norwegischen der Staatssecretär für Norwegen, welche 
nach ihrer Anciennetät wechseln werden. Um die Angelegenheiten 
beider Reiche zu behandeln, wird man die in jedem derselben vor- 
geschriebenen Formen behandeln. Bei der intermistischen Regent- 
schaft werden die Angelegenheiten dieses Reichs durch den Staatsse- 
cretär dieses Reichs in Norwegischer Sprache vorgetragen. Das 
Eintragen derselben in das ProtocoU und ihre Expedition werden gleich- 
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falls in Ndf^egi^cber Spräche erfolgen. Die Sciiwedisehe Spnuiiie 
wird anf gleiche Weise fnr die Schwedischen Angelegenheiten ange- 
wandt. Die Angelegenheiten , welche für beide Reiche Von Interesse 
sind, und welche naclj ihrer Natur nicht von emer Expedition für 
einen Staat allein oder dessen Departements-Verwaltungen abhängig sind; 
werden durch dfen Hof karirfer vorgetragen und durch den Staats- 
secretär jedes Reichs in seiner Sprache expedirt. Die diplomatischen 
Angelegenheiten werden gleichfalls durch den Hofkanzler vorgetra- 
gen und in ein besonderes Protokoll eingeschrieben. Man wird nach 
der Mehrheit der Stimmen entscheiden, und bei gleicher Stimmen- 
zahl wird der Sprecher das Ausscbteg gebende Votum haben. Der 
Staaferath für beide Reiche bei der interimistischen Regentschaft Wird 
semeri Sitz ta Stockholm einnehmen. Der Staatsminister für Norwegen 
und der Staatsmihister und Justizminister für Schweden werden in* 
der e^ten* Versammlung der vereinigten Stäatsräthe das Loo^ zieheUi 
welcher zuerst das Wort nehmen soll. Wenn die Reihenfolge dem- 
gemäss durch das Loos bestimmt ist, werden die Sprecher alle acht 
Tä^e wechseln, so dass jeder der beiden Minister während einer 
Woche das Wort führt. In allen Fällen; in welchen nach den Ver- 
fassungen beider Reiche die Staatsverwaltung durch den Staatsrath geleitet 
werdöh soll, wird sich der für beide Reidie festgesetzte in gleicher Zahl 
der Mitglieder vereinigen. 8. Die Mitglieder der provisorischen Regent- 
schaft werden nach der Nationalität , die Norweger dem Norwegischen 
Reichstage und die Schweden dem Schwedischen Reichstage, einen Eid 
leisten, die Verwaltung des Reichs in genauer Uebereinstimmung mit den 
Gesetzen und der Verfassung zu fuhren. Sollte keiner der beiden 
Reichstage dann versammelt sein\ so wird der Eid schriftlich in dem 
Staatsrath niedergelegt und der darauf nächsten Reichsversammlung 
von Schweden und Norwegen überwiesen. Bei der Erziehung des 
minderjährigen Königs soll es ein Hauptpunkt sein , dass dieser Fürst 
auf genügende Weise die Norwegische Sprache erlernt. Die Bestim- 
mungen dieser Acte, welche theils als eine Wiederholung einzelner 
Bestimmungen der Norwegischen Verfassung, theils als eine Ergän- 
zung derselben angeaehen werden können, sollen für Norwegen die- 
selbe Kraft besitzen, als wenn sie in diese Verfassung eingerückt wä- 
ren, und können nur nach den im Art. 112 dieser Verfassung festge^ 
stellten Vorschriften verändert werden. 

Auf Carl XIII: folgte der Gründer der Dynastie Bernadotte, 
Carl XIV. Johann (5. Februar 1818, + 8 März 1844), welcher 
schon seit seiner Ankunft in Schweden die Seele der Schwedischen 
Regierung gewesen war, und mit lobenswerthem Eifer für die Förde- 
rung des materiellen Wohls seiner Reiche .unausgesetzt zu sorgen 

25 ♦ 



bemiibt war« Aber in seiner StellnDg zu den Reichstagea bezwang 
er sich höchstens so weit, die einmal als Grundgesetze anerkannten 
und beschworenen Pestimmungen zu beachten, so weit es ihm nicht; 
gelingen mochte, auf verfassungsmässigem Wege sie zu ändern: ^ 
Rechte der Stände und die allgemeinen Volksfreibeiten noch mehr 
zu erhöhen lag nicht in seiner Politik , vielmehr blieb er deren^scbie* 
denste Gegner jeder auch weniger wichtig erscheinenden Neuerung. 
Am stärksten stellte er sich den Erweiterungen der Gesetze über die 
Pressfreiheit, die Oeffentlichkeit der Verhandlungen der Gerichte uad 
eine noch grössere Gontrolle der einzelnen Zweige der Verwaltung 
entgegen. Die Reichstage Hess er regelmässig halten, in Sdiweden 
alle fünf Jahre, bis in Folge eines Reichstagbeschlusses vom Jahre 
1841 die Zwischenzeit zwischen zwei ordentlichen Reichstagen auf 
die Dauer von drei Jahren verkürzt wurde: ausserdem sind seit dem 
Reichstage im Jahre 1834 die Sitzungen desselben öffentlich ge«- 
worden, da das bis dahin der Oefientlichkeit stets widerstrebiendie 
Ritterhaus dem zu dringend wiederholten Verlangen nachgab. — Ba& 
politische Leben auf den Reichstagen blieb bei den scharf gesonder* 
ten Ständen einseitig, wiewohl nicht verkannt werden darf, dass die 
Fortschritte in der politischen Rehandlung der Geschäfte» namentlich 
bei dem Rürger- und Rauernstand, sich auf jedem späteren Reichs- 
tage bemerkbarer machten, und die zähe WeiUäufigkeit und Lang- 
weiligkeit in den Verhandlungen mehr bekämpft und unterdmdkt 
wurden. Die Wünsche nach einer all gemeinen Repräsentation liea^ 
sen seit 1815 sich zwar stets auf dem Reichstage vernehmen, wur- 
den aber durch die Reschlüsse der beiden oberen Stände immer wie- 
der verschoben : erst im Jahre 1840 ging das Schwedische Ritterhau^ 
(Adelstand) so weit, dass er am 27.0ctober den Vorschlag des Frei- 
herrn von Hamilton annahm, die Vertheilung der Repräs^tation 
Schwedens in vier Kammern aufhören und die gesetzgebende Gewalt 
in zwei Wahl-, Standes- oder Glassenweise gebildeten Kämmen 
zusammentreten zu lassen. Rei der Rildung dieser Kammern soUte 
überdiess der Unterschied beobachtet werden, daiss die Mitglieder 
der einen Kammer für jeden Reichstag, die Mitglieder der an deren 
für längere Zeit unter solchen Personen gewählt werden sollteur 
welche bereits früher den Reruf als Reichstagsmänner ausgeübt oder 
ein reiferes Alter erreicht hätten. Aber auch dieser Vorschlag wurde 
nach mehrmonatlichen Debatten von dem verstärkten Gonstitutions ^ 
Ausschusse aller vier Stände mit 44 g^en 35 Stimmcfn am 14. Mai 
1841 dahin zurückgewiesen, dass eine Veränderung der Repräsenta- 
tion erst den nächsten Reichstag zur RescUussnahme gebracht wer* 
den sollte: und dabei ist es denn gd)lieb^ JSur eine VeränderOjQg. 
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h der Orgairisatiön des StMtsrattis kam auf dk^em Reicbstege td 
Stande (16. Mai 1841), daas die Cheis der D^artemeiite» welche im 
Namen des Königs sprechen, für die von ihnen zu contrasignirendai 
Befehle und Ordonnanzen verantwortlieb sein sollten. Die Yerthei- 
limg der Geachafte fir die einzelnen D^artements, wird vom Kö- 
nige dardi ein apecielles Re^ement bestimflit, das verfassmigsmässq; 
bekannt za machen ist. 

Der Schwedisdie Reichstag bestand aber in dies^ Zeit aus 718 
Mitgiiedern , vonweldien 164 selbständig und 552 vpii der Regierung 
abhängig waren. Der adeliche Stand oder das Ritterhaus wer durch 
492 Mitglieder vertrdien, von denen 221 dem Heere und der Flotte» 
49 den üMgen Zweigen der Verwaltung angehörten; 58 waren Kam- 
merherren und sonst mit Hofamtem betraut: nur 17 waren titellose 
adeNche Gutsbesitzer. Der geistliche Stand war aus 57 Yertretem 
gebildet, die sich säsMich im am Wehen Verhältnisse zur Regierung 
befanden. Der Bürg^^and sähMe 47 Repräsentanten, von den^ 25 
selbständig, und 22 Rürgermeister oder in anderen amtlichen Verhält- 
nissen zur Regierung' standen. Nur der Rauernstand zählte in seinen 
122 Vertretern ausschliesslich von der Regierung unabhängige Leute. 
Aber dies war keineswegs ' die vollständige Repräsentation der vier 
Stände, welche zum Erscheinen auf dem Reichstage berechtigt war. 
Denn der Adel konnte faehr sUs äie doppelte Zahl der angegebenen 
Mitglieder stellen, der geistliche Stand 70, der RiJrgerstand 108 und der 
Rauernstand 259: inzwischen der Mangel an Diäten, die Ueberlegen- 
heit der Regierung und die geringf ijgigen Ergebnisse der Reichstage 
seit 1815 vergrössern noch die an sich schon in den meisten Land^ 
schaden verbreitete Lauheit an den Verhandlungen der Reichs- 
versammlung. Die Stimmen werden Gurien weise abgegeben : es sind 
also nur vier Hauptstimmen für die Reschlüsse des Reichstags zu 
zählen, da die grössere oder geringere Msjorität in den einzelnen 
Ständen auf das Gesammt-Resultat keinen Ausschlag giebt. Die Dauer 
der einzelnen Sessionen ist zwar verfassungsmässig nur auf drei Mo- 
nate bestimmt, und soll dann nur in dringenden Fällen mit Geneh 
migung des Königs verlängert werden: sie ist indess in den letzten 
30 Jahren regelmässig übm* ein Jahr gewesen und einige Male bis 
auf 16 und 18 Mohate ausgedehnt worden. 

Auf Carl XIV. Johann folgte dessen einziger Sohn *) , König Jo- 
seph Franz Oscar am 8. März 1844. Während seiner jetzt sechs- 



*) König Oscar hat indess vier Söhne, von denen bereits der jüngste 
das neunzehnte Jahr vollendet hat: es ist also gegenwärtig keine BesorgniH 
fwr die Fortdauer dieser Dynastie vorhanden* 
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jährigen Regierung ist für die Schwedische Reichsverfassung noch keinem 
bemerkenswerthe Veränderung vorgekommen, da auch die Bewegung 
gen der Jahre 1848 und 1849 den Scandinavischen Boden unberührt 
gielassen haben. Wegen des Unionsverhältnisses beider Retcbe bleibt 
nur der Königliche Beschluss vom 20. Juni 1844 anzuführen, welcher 
ein bis dahin nicht bestehendes Unionswappen für beide Beiche an- 
ordnete* Dasselbe ist durch ein goldenes Pfotenkreuz, welchem der 
linke Arm fehlt, in drei Felder getheilt: rechts im oberen blauen 
Winkel des Kreuzes befinden sich drei offene goldene Kronen wegen 
Schweden, im unteren ebenfalls blauen Winkel desselben drei sil- 
berne geflutete linke Schragbalken, vor welchen ein goldener rotb 
gekrönter Löwe schreitet, wegen des Gothenreichs; auf der linken 
Seite des Kreuzes ist auf rothem Felde ein goldener gekrönter Löwe, 
welcher in den Vorderpranken eine erhobene Streitaxt mit goldenen 
Schaft und silberner Klinge trägt, wegen Norwegen. Die Devise 
des Unionswappens ist Rätt och Sanning (Recht und Wahrheit). 



n. IN^orweg^en. 



Die Calmarische Union, als Vereinigung der drei nordischen 
Reiche , ist oben bei Schweden (vgl S. 342) in ihrer Stiftung und 
Auflösung angeführt worden. Aber Norwegen folgte nicht dem Bei- 
spiele Schwedens, ein selbstständiges Reich fernerhin zu bilden , es 
wählte auf einer Versammlung des Norwegischen Reichsraths zu 
Bergen am 5. August 1523 den König Friedrich L von Dänemark 
auch zum Könige Norwegen's. Dieser König verpflichtete sich in 
der Wahlcapitulaton vom 24. November 1325, die Gesetze und natio- 
nalen Einrichtungen des Norwegischen Volkes zu beachten, die Wahl- 
freiheit dieses Reichs anzuerkennen, das Norwegische Volk gegen den 
Missbrauch der Königlichen Macht zu sichern, keine Steuern ohne 
Einwilligung des Reichsraths aufzulegen, die Privilegien der Städte 
aufrecht zu erhalten, und erklärte am Schlüsse der Gapitulation das 
Norwegische Volk des Eides der Treue gegen den König entbunden, 
wenn derselbe die übernommenen Verpflichtungen nicht erfüllte. Nach 
dem Tode Friedrich's L (f 1533) waren nicht alle Norweger geneigt, 
dessen Sohn Christian III. als König anzuerkennen, indem sich die 
Parthei des Klerus für den Pfalzgraf Friedrich entschied. Aber der 



Sieg Christians II L in Dänemark enhchied auch über den ferne- 
ren Besitz Norwegen'», seine Gegner entflohen aus dem Lande, und 
er wurde gleichfalls zu Bergen von dem grösseren Theil des Reichs^ 
rathes zum König von Norwegen gewählt. Christian HL (1533 
+ 1. Januar 1559) Hess aber diesen vorübergehenden Abfall' ei- 
nes Theiles dem ganzen Norwegischen Volke hart empfinden : auf 
dem Herrentage zu Kopenhagen im Jahre 1537 wurde beschlossen, 
dass Norwegen durch seinen Abfall seine Selbständigkeit verwirkt 
habe und künftighin nur als eine Dänische Provinz, wie Jätland und 
Schonen, regiert werden solle. Man Hess zwar zur Schonung des 
Nationalgef ühls dem Lande noch den Namen eines Königreichs , aber 
es wurde verpflichtet den in Dänemark gewählten und blos in Kopen- 
hagen gekrönten König als den seinigen anzuerkennen, verlor seinen 
Beichsrath und wurde gewöhnlich von einem aus Dänemark dorthin 
gesandten Statthalter regiert, dem ein Kanzler zur Seite gesetzt 
wurde*). Bei diesem herabwürdigenden Verhältnisse niusste Norwe- 
gen überdies die schwersten Opfer für die vielen Kriege der Di^ien 
bringen und theil weise mit dem eigenen Gebiete zahlen, das dem 
Schwedischen Sieger überlassen werden musste. Unter den beiden 
folgenden Regierungen der Könige Friedrich IL (1. Januar 1559 
f 4. April 1588) und Christian IV. (4. April 1588 + 28. Fetruar 
1648) zeigte nur die letztere mehr Milde gegen Norwegen, und ge- 
wöhnte sich dariin mindestens Norwegen nicht härter als die übrigen 
Dänischen Provinzen, zu behandeln: das Norwegische Volk nahm es 
in dieser Zeit schon für einen grossen Gewinn an, dass zu dem Amte 
eines Kanzlers im Lande ein geborner Norweger gewählt, und ein 
Gesetzbuch in Norwegischer Sprache aus den älteren Sammlungen der 
Gesetze compilirt gegeben wurde. 

Unter dem folgenden Könige Friedrich II L (28. Februar 1648 
f 9. Februar 1670) trieb der Hass gegen den Adel die übrigen Stände 
in Dänemark, im Jahre 1660 freiwillig dem Könige das Reich als 
ein Erbreich mit völlig uneingeschränkter Macht zu über- 
tragen. Auf dem Dänischen Reichstage gestattete Friedrich III. nicht 
weiter über Norwegen zu unterhandeln, „denn dieses wäre sein Erb- 
reich, für dessen Bestes er allein sorgen werde'^ Die Huldigung in 
Norwegen erfolgte für ihn am 7. August 1661 , „als den uneinge- 
schränkten Erbkönig über Dänemark und Norwegen'^ Norwegen's Loos 
schien jetzt gegen früherhin selbst etwas günstiger gestellt, da es doch 
gleichmässig mit dem übrigen Dänemark behandelt wurde. Aber der 
unter dem Nachfolger Christian V. (9. Februar 1670 t 25. August 



*J Vergl. Brömel, dU freie Verfassung Nartoegen^s, & 21—25. 
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MOS) erngefufarte neue Adel konnte in Norwegen doch keinen Efti« 
gang finden, mit Ausnahme einer aus den Krongütem für den Mini- 
steF Greiflenfeld gebildeten Grafschaft und einer Baronie. Demi das 
iiroRe Odefsrecht wagte man nicht aufEuheben, «Ad nach dieseüi 
blieb altes Landeigenthum der Familie des ursprunglichen Besitzen; 
gesichert, wei! dasselbe zwar durch Kauf an Andere veräussert wer- 
den^ aber auch wieder von dem nächstberechtigten Erben für Äe be- 
Mhtte Kaufsumme eingelöst werden konnte. Dadurdi wurde <lie 
Yereinigung der Bauerhöfe zu einem geschlossene SitteFgiite im- 
möglich gemacht. 

Der grosse Nordisdie Krieg, der in die nächstfoigeden Segle* 
nmg Friedrichs IV. (25. August 1699 f 12. October 1736) Tim, 
▼ereinigte bei der gemeinschaftlidien Gefahr die Dänen and Norwe- 
ger gegen die Schweden und bei der schon vorhandenen starken 
Nationalfeindschaft zwisdien d<^selben, jene beiden Völker ntir neoh 
enger, und entwickelte bei den Angriflfen Carl's XII. aöf Norwegoa 
«feie kaum erwartete Vertheidigungkraft des Norwegischen Volles. 
Ater die Dtänfsche Regierung vergalt nur mit Vndank > sor Vtrbes- 
leMmg ihrer Finanzen liess $ie \ den Norwegischen LandgeineindiMi 
ihre Kirtilien nebst den dazu gehörigen Läadereien %mi EinkiDflieii 
verkaufen , so dass noch geg^wärtig in Norwegen die auffallcndfe 
£inriobtung staftfindet, dass Privatleute die fiigenttiünier Aer tnäaten 
Kirchen auf dem Lande sind , aber mit der VerpfKcfatiing , sie iftets 
in gutem Stande zu erhaHen , worüber die geistiithen Behörden m 
Wiidien haben. Die nachfolgenden Itegierungen Gfaristian's W. 
(12. October 1730 f 6. August 1746), Friedrichs V. <«. Augost 
1746 t 14. Januar 1766) und Chris tian^s VII. (14. laniiar 1768, 
muss 14. April 1784 seinen Sohn Eriedrich (Vi.) zmn Mitregentea 
mnehmen» t 13. März 1808) unterscheiden sich für die Verhältnisse 
Norwegens nur dadurch, dass man mit jedem JalA*e mehr die Naitio- 
naiitit des Norwegischen Volkes zu untergraben suchte, und bei der 
Forderung mancher Wünsche und matmellen Vortheite des Landes, 
^ck eflle eigeirthümlichen Einrichtungen bis auf die Schule und 
Sprache des Landes durch Dä^nische zu verdrängen sich bemühte. 
Aber gerade dadurch wurde die Beaction für das nationalef Leben 
der Norweger mehr geweckt, und dies musste in einem um so höhe- 
ren Grade zunehmen, ais die unglücklichen Kriege zu Lande und ztnr 
See , in welche Dänemark seit der Französischem fievolutioii (beite 
durch ^England, theils durch Frankreich verwickelt wurde, diesen 
Staiat sefl)6t In allen seinen Beziehungen stark ersdriMterten, und je- 
den einzelnen Theil die eigene Kraft mel\^ gebrauchen und kennen 
lehrten. Dieser Zustand der AuflÖsui^ der dr^ibunderijährigen Da- 



alsolm. UdQacellie dauerte UBtep König Friedriok YL fort, d^ 
earst aadh dem Tode seifies schwachsinnigen Vaters die schon so 
lange geführte Regentschaft am 13. März 1806 mit der KöniglicheD 
Würde vertauschte (er starb 3. December 1839). Nachdem die Eng- 
linder nach der zweiten Blokade Kopenhagen's die gesammte Bäm^ 
sehe Flotte (darunter 18 Linienschiffe und 15 Fregatten) nach Eng- 
lischen Häfen entführten (6. September 1807), blieb Norwegen 
seineoA eignen Schicksale überlassen. Auf Anordnung der Dänischen 
B^ierung wurde eine fiegierungs - Gommission in Christiania einge- 
setzt, die interimistisch alle Angelegenheiten Norwegens verwalten 
sollte, ttr Haupt wurde der Prinz Ghrislian August von Holstein- 
Augustenburg, der oben bei Schweden (vgl. S. 388.) in seinen s]Mh 
teren Yerhälttaissen zu diesem Reiche b^eüs angeführt ist. Nor- 
wegen v^tfieidigte sich unter seiner Leitung so selb&tständig und 
kräftig in dem folgenden Kampfe gegen Gustav IV. von Schweden, 
dass gerade eben dadurch die Leiter Ider wichtig^en Schwedtseben 
Partheimäiuier auf seine Person gelenkt wurden, um nach der 
E^^etl^Uiig ihres Königs Gustav seinem Oheim und Naohfoiger 
Carl XIIL in der Person des provisorischen Regenten vo& Norwegen 
de« geeigneten Thronerben und Nachfolger vorzuschlagen. Wie die» 
ausgeführt worden und wie dieser Prinz sobald seinen Tod>gefon« 
den» ist oben bei Schweden S. 388 erwähnt Es war dadurch aber 
auch gleichzeitig zuerst der Gedanke an eine mögliche p<ditisoiie 
Verbindung der beiden aneinanderfaängenden Reiche Scandinaviens 
entsta^en, und mehr noch die St^hmg Norw^fens in seiner Ab* 
häDgjgkeit von Dänenjark gelockert » da dieses niemals einen gesi^» 
cherten Schutz zu gewähren vermochte, wenn Norwegen selbst 
durch Dänische Schuld in Kriegsbedrängnisse gestürzt solche Hutfe 
begehren mussta 

Grossbritanien stellte seinen Kampl zur See gegen die Däni^ 
sehen Staaten, nicht ein , sn lai^ deren König der Bandesgenosse 
des Kdis^ß von Frankreich war. Norwegen litt demgemäss als 
Seestaat in den Jahren 1808 — 13 aussecordenUicb, da di^ Ueber- 
legenheit der Britten zur See ihm nicht nur bedeutsame Verhi^ 
in der Murine zufügte, sondern ihm fasst jede Regsamkeit. im See- 
verkehr, seinem alleinigen Handel, abschnitt. Aber Schweden trat 
mit dem Jahre 1812 auch wieder als Kämpfer gegen Norwegen 
au^ da es nach den Friedensverträgen zu Oerebro mit Grossl^ritpr 
njen uod Russland (18. Juli 1812) an altoL Qündiusaen . gegen das 
Kaiserthum Frankreich und die mit demselben befreundeten Mächte 
Theil nahm. Bei der Zusammenkunft des Kaisers Alexander voa 
Russland mit dem Kronprinzen Carl Johann von Scbwedem« war 



(Ke Erlangung Norwegens für Schweden durch dereinstige BuMhdie 
Hülfe bereits als der Siegespreis für Schwedens io'äflige Alitvtirkung 
gegen Frankreich bestimmt. 

Die Entscheidung des Kampfes gegen Napoleon im Jahre 1813 
gab nach der Schlacht bei Leipzig dem Kronprinzen Carl Johann von 
Schweden die Richtung, mit seinem Heere den bedungenen Sieges- 
preis gegen die Dänen sich sicher zu stellen. Ein Feldzug von we* 
nigen Wochen reichte in dem Dänischen Festlande aus, den Friedens- 
vertrag zu Kiel am 14. Januar 1814*) dem Könige Friedrich VI. ab- 
zunöthigen. Nach dem Art. IV. desselben tritt der König von Dä- 
nemark für sich und seine Nachkommen auf immer das Königreich 
Norwegen, mit Ausnahme der dazu gehörigen Inseln Island, Grön- 
land und der Faröer-Inselgruppe an Sdiweden ab, wogegen sich 
Schweden im Art. V. verpflichtet, den Bewohnern Norwegens alle 
Gesetze, Freiheiten, Rechte und Privilegien, wie sie zur Zeit des 
Friedensabschlusses bestehen, ungeschmälert zu erhalten und einen 
Tbeil der gemeinschaftlichen Dänisch- Norwegischen Schuld auf sich 
zu nehmen. Unterdessen war seit dem 21. Mai 1813 der Dänische 
Prinz Christian Friedrich **)y der älteste Bruderssohn des Königs 
Christian VIL und schon damals der wahrscheinliche Thronfolger für 
den Dänischen Thron, als Statthalter Norwegens an die Spitze der 
Verwaltung dieses Reiches getreten. Nicht ohne heimliches Einver* 
sCändniss mit der Dänischen Regierung ***) zögerte der Statthalter, 
auf die Forderungen der abgesandten Schwedischen Commissarien 
einzugehen, die Cession Norwegens nach den Bedingungen des Kie- 
ler Friedens vollziehen zu lassen; er reiste nach dem Norden, um die 
Stimmung des Volks für sich zu gewinnen. In Norwegen brach 
überall aus Nationalhass die grösste Missstimmung aus, mit Schweden 
vereinigt zu werden, aber der Plan des Statthalters, Norwegen als ein 
von der Dänischen Regierung ihm überwiesenes Gut mit Hülfe des 
Volks in seiner Selbständigkeit gegen Schweden zu vertheidigen und 
dann für sich allein zu regieren, missfiel den Norwegischen Patrio- 
ten (Falsen, Sverdrup) auf das entschiedenste. „Dänemark habe Nor- 
wegen im Frieden von Kiel aufgegeben, dies Band sei zerrissen; er- 
ringe Norwegen seine Selbständigkeit, so sei es in seinem Rechte, 



V Abgedruckt in d, Französ. Originale bei Härtens Supplhn, au 
Recueü, voL 7. pag. 666 — 77. 

**J Der nachmalige König Christian VIIL von Dänemark ß. Dec, 1839 
t 20. Jan. 1848.) 

***J Von Dänischer Seite hofße man* wohl noch auf eine günstige FFm- 
dungydes Kriegsglücks für den Französischen Kaiser und auf die daraus i?oi| 
sAbsH hervorgehenden i^ortheilhaften Folgen für dessen Bundesgenossen, 
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die einem freien Volke anpassende Verfassung sieb zu geben und den 
damit übereiustimmenden Föhrer i^m König sich zu wählen. Die 
wenige Monate vorher gestiftete Universität zu Christiania (die ersten 
Immatri culationen und VorJesungen fanden im Juni 1813 statt) wirkj:e 
auf diese allgemeine nationale Erhebung ausserordentlich ein, und 
bildete bald den Mittelpunkt für die solchen Zwecken entsprechenden 
nationalen Bestrebungen. Der Statthalter Christian Friedrich hoffte 
auch noch aus solcher Stimmung schliesslich dynastische Vortheile zu 
ziehen, und für die Zukunft die Wiedervereinigung Norwegens mit 
Dänemark möglich zu machen. Am 16. Februar 18l4 entschied er 
sich in einer Versammlung Norwegischer Volksmänner zu Eidsvold, 
interimistisch als Regent des Reiches Norwegen die Verwaltung 
fortzufuhren und eine Volksversammlung zusammenzuberufen, um die 
künftige Verfassung zu bestimmen. Er erliess darüber aus Christia- 
nia am 19. Februar 1814 einen offenen Brief*), indem er die Ver- 
sammlung aufgeklärter von der Nation gewählter Männer für den 
10. April nach Eidsvold im Amte Aggershuus einberief, „um eine 
Begierungsverfassung anzunehmen, die vollkommen und für immer 
die Freiheit des Volkes und das Wohl des Staates sichern kann.* 
Zu den Abgeordneten sollte jedes Amt 3, jede der kleineren Städte 1, 
die Stiftsstädte Christiania, Christianssand und Drontheim je 2 und die 
Stadt Bergen als die am stärksten bevölkerte 4 Mitglieder senden. 
Jedes der 8 Infanterie - Regimenter, das Scharfschützencorps, die Fuss- 
jäger, die beiden Dragoner - Regimenter sollten durch je 2 Abgeord- 
nete vertreten werden, die reitenden Jäger und das Ingenieurcorps 
durch je 1 , die Marine dagegen durch 4 Abgeordnete. Auf dem 
Lande , bei den Truppen und in den grossen Städten sollten zuerst 
Wähler gewählt werden und durch diese die Wahl der Abgeordne- 
ten erfolgen: in den kleinen Städten, die nur einen Abgeordneten zu 
senden hatten, wurde die directe Wahl angeordnet. Das Alter des Wahl- 
manns wie des Abgeordneten wurde auf das vollendete 25te Lebens- 
jahr festgestellt: Wähler wie Abgeordnete mussten geborne Norwe- 
ger sein. 

Am 10. April 1814 wurde die constituirende Nationalversamm- 
lung von 112 Mitgliedern zu Eidsvold eröffnet. Unter denselben 
waren 33 von dem Landheere (16 Offiziere und 13 Unteroffiziere und 
Soldaten) und der Flotte (2 Offiziere und 2 Seesoldaten) , 28 Civil- 
Verwaltungsbeamte (die meisten Juristen = 22) , 14 Geistliche, 12 



V Abgedruckt in Deutseher Sprache bei Brömel a. a. 0. 5* 151. Mit 
demselben erschien gleichzeitig eine Proclamation an das Volk, ebendaselbst 
5. 152-54. 

Schul)en> YerftMongsarkandeik .8, Bd. 26 
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Kaufleute y 23 Bauern und 4 Bergwerks* und Gutsbesitzer. Am 
12. April wurde ein Yerfassungsausschuss aus 15 Mitgliedern gewählt 
(Sverdrup, Falsen, Diriksj, und sc^on am 16. April begannen die Ver- 
handlungen über die Grundzüge der Verfassung *). Die Verhand- 
lungen dauerten bis zum 16. Mai, indem über die einzelnen $$. der 
Verfassung abgestimmt wurde. Die SS» welche absichtlich gegen eine 
Vereinigung mit Schweden oder gegen den Schwedischen Kronprin- 
zen wegen des früher von ihm bekannten katholischen Glaubensbe- 
kenntnisses gerichtet waren, fanden die stärkste Opposition : die Ver- 
theilung der Storthings in zwei Kammern ging nur mit einer Majo- 
rität von 2 Stimmen durch. Am 17. Mai erfolgte die Wahl des 
Prinzen Christian Friedrich einstimmig zum Könige Norwegens **), 
und damit war das Werk der constituirenden Nationalversammlong 
beendet, welche in der Wahladresse an den König von ihrem Werke^ 
dem eben vollendeten und angenommenen Grundgesetze, also urtheilte : 
,,wir haben ein Grundgesetz für das Königreich Norwegen veHas$t, 
wie wir nach bestem Erachten solches für das Reich am dienlichsten 
. befunden haben. Wir haben zu dem Ende gesucht» die souveraine 
Macht so zu vertheilen, dass die (resetzgebung in die Hand des Volks, 
und die ausübende Macht in die des Königs niedergelegt ist/ Chri- 
stian Friedrich nahm am 19. Mai die Krone an, und legte mit der 
gesammten Nationalversammlung den feierlichen Eid auf die treue 
Beobachtung der Constitution ab. Aber die Regierung des jungen Königs 
dauerte nur kurze Zeit. Es erschienen im Juni 1814 zu Christiania Ab- 
geordnete der vier Grossmächte, welche den Pariser Frieden eben 
abgeschlos$en hatten, mit der bestimmten Forderung, der von diesen 
Machten gara'ntirten Vereinigung Schwedens und Norwegens sich 
nicht femer zu widersetzen. Einer so grossen Uebermacht glaubte 
König Christian Friedrich, dem überdies die Eigenschaften eines 
entschlossenen und erfahrenen Feldherrn völlig abgingen, sich nicht 
entgegen stellen zu können. Er erklärte am 18. Juli 1814 gegen die 
Abgeordneten der Grossmächte seine Bereitwilligkeit, die Krone in 
die Hände der Repräsentanten des Norwegischen Volks niederlegen 
und seinen Einfluss anwenden zu wollen, um das Volk zu bewegen 
einer Vereinigung mit Schweden sich zu fl^en, »wenn dieser Staat 
unter Garantie der vier Mächte, deren Abgesandte jetzt in 
Christiania wären, gelobe dem Königreiche Norwegen eine eigene 



V VgL Brömel a. a, 0, S. 177-r-84; die vollsiändige Verfassung vom 
17. Mai befindet Hch hH Pölitz Eurcp. Verf. IH, S. 92-100. 

**J DU Adresse der Nat." Vers, über die Wahl befindet sieh bH Brö- 
mel S. 216-17. 
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freie Yerfassung einzuräumen." Die Schwedische Regierung ging 
darauf nicht ein, und der Kampf brach zwischen Schweden und 
Norwegen sofort zu Land und zur See aus, wobei der Yortheil durch 
das unentschiedene Benehmen des Königs Christian Friedrich in we- 
nigen Tagen sich überall auf Schwedischer Seite zeigte. Es kam am 
14. August zum Wafifenstillstande zu Moss, mit welchem eine Conven- 
tion zwischen Christian Friedrich und König Carl XIII. verbunden 
wurde. *). Nach derselben sollte Christian Friedrich sobald als mög- 
lich und spätestens in den ersten Tagen des Octobers eine Beichs- 
yersammlung nach Christiania zusammenberufen, mit welcher der Kö- 
nig von Schweden unmittelbar durch einen oder mehrere Kommissa- 
rien verhandeln würde. Der König von Schweden verspricht die Yerfassung 
von Eidsvold anzunehmen, und nur solche Yeränderungen in derselben 
vorzuschlagen, welche die Yereinigung beider Beiche nothwendig macht. 
Das*"") ausserordentliche Storthing, welches verfassungsmässig- 
nach S. 69 der Constitution einberufen werden konnte, 80 Mitglieder 
stark, wurde am 4. Öctober eröffnet. Es Waren auf demselben über 
50 Beamte, aber kaum 20, die auf dem Beichstage zu Eidsvold ge- 
wesen waren. Die Stimmung der Mitglieder war versöhnlich, und 
von Seite der Schwedischen Commissarien (welche 7 an der Zahl am 
5. October nach Christiania gekommen waren) wie der Norwegischen 
Abgeordneten wünschte man ernstlich eine balflige und würdige Aus- 
gleichung dieser National-Angelegenheit. Den 10. October gab Chri- 
stian Friedrich seine Besignationsacte als König von Norwegen für 
sich und seine Nachkommen. Am 12. October wurde zwar das 
Lagthing aus 20 Mitgliedern gewählt und vom Odelsthing gesondert, 
aber man beschloss für diesen politischen Act das Storthing stets 
gesammt berathen zu lassen. Am 20. October hatte das gesammte 
Storthing mit 75 Stimmen gegen 5 sich über die Yereinigung Nor- 
wegen's als eines selbständigen Beichs mit Schweden geeinigt, und 
vom 24. October begannen die Berathungen über die zu verändern- 
den Punkte, welche jedoch lediglich nur auf die Umgestaltung des 
Princips eines besonderen Königs Für Norwegen ausgehen sollten. Am 
4. November hatte das Storthing seine Arbeit in Bezug auf das Grund- 
gesetz vollendet und die nur in der angegebenen Beziehung verän- 
derte Yerfassung angenommen: an demselben Tage wurde König 
Carl Xlll. als constitutioneller König Norwegens proclamirt, und seinen 



V Äbgedr. in Franzönscher Sprache hei Martens Supplhnent au Re- 
eeuü. Vol. VI, pag. 62—63. 

"**) Ei ist wohl richtiger das Storthing, Lagihing «. s, w, xu sagen, als 
Steffens es stets im männlichen Geschlecht gebraucht, da ding und thing^Ge* 
richts Versammlung immer sächlichen Geschlechtes vorkommt. 
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Nachfolgern nach der Schwedischen Successionsordnuug vom 26. Oc- 
tober 1810 die Krone Norwegens zugesichert. Der Kronprinz von 
Schweden kam am 9. November nach Ghristiania und überreichte am 
10. November den schriftlichen Eid des Königs darl XIII., das König- 
reich Norwegen in Uebereinstimmung mit der Verfassung regieren 
zu wollen, worauf sämmtiiche Mitglieder des Storthings den Eid auf 
die Verfassung leisteten. Diese Verfassung hat sich bis auf den ge- 
genwärtigen Zeitpunkt als die unveränderte Grundlage des Norwegi- 
schen Staatsrechts erhalten: ich lasse sie hier nach der Deutschen nur in 
sprachlicher Hinsicht berichtigten Uebersetzung bei Brömel *) folgen: 



Uas Onindf^esetz des Konig^sreichs 

n^orweg^en, 

gegeben in der Beichsversammlung zu Eidsvold den 17. Mai 1848, und in 
Folge der Vereinigung der beiden Reiche Schweden und Norwegen 
näher bestimmt auf dem ausserordentlichen Storthinge Norwegens in 

Ghristiania den 4. November 1814. 

Wir Repräsentanten des Reiches Norwegen auf dem am 7. October 1814, 
in Folge der Bekanntmachung vom 16. Augost desselben Jahres, in Christia- 
, nia zusammengetretenen ausserordentlichen Storthinge thun kund und zu 
wissen : 

Nachdem wir, wie unsere Bekanntmachung vom 21ten des vorigen Mo- 
nats zeigt, an dem vorhergehenden Tage nach reiflicher Ueberlegung beschlos- 
sen hatten, dass äas Königreich Norwegen in Zukunft als ein selbständiges 
Reich mit dem Königreiche Schweden unter einem Könige, aber unter Beob- 
achtung seines Grundgesetzes, mit den zum Wohle des Reichs und durch diese 
Vereinigung bedingten nothwendigen Veränderungen, vereinigt sein solle, ha- 
ben wir diese in genaueste Ueberlegung genommen, und zugleich deshalb mit 
den zu dem Ende, in Folge der zu Moss geschlossenen Convention vom 14ten 
letztverwichenen August, ernannten Königlichen Gommissarien unterhandelt. 
Wir haben demnach beschlossen, gleich wie wir hiermit beschliessen und fest- 
setzen, dass, anstatt der von der Reichsversatnmlong zu Eidsvold am letztver- 
wichenen 17. Mai gegebenen Constitution, folgende theils auf dieselbe basirte, 
th^ils in Veranlassung der Vereinigung angenommene Bestimmungen, von\iun 
an gelten und von allen und jedem Betheiligten als das Grundgesetz des Kö« 
nigreichs Norwegen angesehen und unverbrüchlich befolgt werden sollen. 



*) Ausserdem ist sie abgedruckt hei Steffens d. Storthing 5. 176—99, 
Saalfeld Geschichte d. neuesten Zeit Bd. IV, Ahth. 1. Beilg. S. 898—915; 
Pölitz Verf. Europ. IIL S. 101 W« 11; Bromme, die Verfassungen S. 105 
bis 127, und in Französischer Spr. hei Dufau CoUect III, pag, 322.. 
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GrundgeseMz de» Heieh» JVörweffen» 



A. Ton der Staatsform und der Relli^Ion. 

Art. 1. Das Königreich Norwegen ist ein freies, selbständiges, untheil- 
bares und unveräusserliches Reich, vereinigt mit Schweden unter einem Kö- 
nige. Seine Regierungsform ist eingeschränkt und erblich monarchisch. 

Art. 2. Die Evangelisch - Lutherische Religion verbleibt die öffentlidie 
Religion des Staates. Die £inwohner» die sich zu ihr bekenqen, sind verpflich- 
tet ihre Kinder in derselben zu erziehen. Jesuiten und Mönchsorden dürfen 
nicht geduldet werden. Juden ist, wie bisher, der Eintritt ins Reich versagt 

' B« Von der ansiibenden Ulaelit , dem Kttnl^e und der 

Kttnlffllelien Familie. 

Art. 3. Die ausübende Macht ist bei dem Könige. 

Art. 4. Der König soll sich stets zu der Evangelisch-Lutherischen Reli- 
gion bekennen, dieselbe aufrecht erhalten und beschützen. 

Art 5. Die Person des Königs ist heilig. Es kann ihm nichts zur Last 
gelegt und er kann nicht angeklagt werden; die Verantwortlichkeit liegt sei- 
nem Rathe ob. 

Art 6. Die Erbfolge ist lineal und agnatisch , so wie dieseltie in der 
diesem Grundgesetze in der Uebersetzung beigefügten, von den Ständen des 
Schwedischen Reichs beschlossenen, und vom Könige angenommenen Succes- 
sions-Ordnung vom 26. September 1810 bestimmt worden *). 

Zu den Erbberechtigten wird auch der Nichtgeborene gezählt, der sogleich 
seinen gehörigen Platz in der Efblinie einnimmt, wenn er nach dem Tode des 
Vaters das Licht der Welt erblickt 

Wenn ein zu den oirereinigten Kronen Norwegens und Schwedens erb- 
berechtigter Prinz geboren wird, soll dessen Namen und Hiie Zeit, wann er ge- 
boren worden, dem ersten darnach versammelten Storthinge bekannt gemacht» 
und in dem ProtocoUe desselben eingezeichnet werden. 

Art 7. Ist kein erbberechtigter Prinz vorhanden, so kann der König 
seinen Thronfolger dem Storthinge Norwegens vorschlagen, zu derselben Zeit 
wie den Ständen Schwedens. Sobald der König seinen Vorschlag vorgelegt 
hat , sollen die Repräsentanten beider Völker aus ihrer Mitte ein Comite ep^ 
nennen, das Recht hat, die Wahl zu bestimmen, wenn der Vorschlag des Kö- 
nigs nicht durch Stimmenmehrheit von den Repräsentanten jeder Nation be- 
sonders angenommen wird. 

Die Anzahl dei^ Mitglieder dieses Gomites, welches aus gleich vielen Mit- 
gliedern jedes Reichs bestehen soll , und die bei der Wahl zu beobachtende 
Ordnung, werden durch ein Gesetz festgesetzt, welches der König zu ein und 
derselben Zeit dem nächsten Storthinge und den Ständen des Reiches Schwe- 
den vorschlägt. 

Durch das Loos tritt einer aus dem vereinigten Gomitä aus. 

Art 8. Das Volljährigkeitsalter des Königs wird durch ein Gesetz fest- 
gesetzt, welches nach Uebereinknft zwischen dem Storthinge Norwegens und 
den Ständen Schwedens gegeben wird, oder wenn sie sich darüber nicht ver- 



*J Diese Erbfdgeordnung i$t bereits oben bei Schweden näher angegs' 
bin 5. 389, 
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einigen können, von einem von den Repräsentanten beider Reiche erannnten 
Gomit^, mit den im verbergenden Artikel angeführten Bestimmungen. 

Sobald der König das durch das Gesetz festgesetzte Alter erreicht hat, 
eiklirt er sich öffentlich für mündig. 

Art. 9. Sobald der König als mündig die Regierung antritt, legt. er 
dem Stortbinge folgenden Eid ab: „Ich gelobe und schwöre: das Königreidi 
Norwegen in Uebereinstimmung mit dessen Constitutionen und Gesetzen re- 
gieren zu wollen ; so wahr Gott und sein heiliges Wort mir helfe !" 

Ist kein Storthing zu der Zeit versammelt, so wird der Eid schriftlich 
im Staatsrathe m'edergelegt, und feierlich vom Könige im ersten Stortbinge 
entweder mündlich oder schrifllich von demjenigen , dem er Auftrag dazu er- 
tbeilt, wiederholt. 

Art. 10. Die Krönung und Salbung des Königs geschieht, nachdem der- 
selbe mündig geworden ist, in der Domkirche in Drontheim zu der Zeit und 
mit den Ceremonien, die er selbst bestimmt. 

Art 11. Wenn nicht wichtige Verhinderungen eintreffen, hält der Kö- 
nig sich jedes Jahr einige Zeit in Norwegen auf. 

Art 12. Der König wählt selbst einen Rath Norwegischer Bürger, die 
wenigstens 30 Jahre alt sein müssen. Dieser Rath soll wenigstens aus einem 
Staatsminister und 7 anderen l^itgliedern bestehen. . 

Ebenso kann der König einen Yicekönig oder einen Statthalter er- 
nennen. 

Der König vertheilt die Geschäfte unter die Mitglieder des Staatsraths, 
so wie er solches für dienlich erachtet 

Um Sitz im Staatsrathe zu nehmen, kann der König oder in seiner Ab- 
wesenheit der Vicekönig (oder der Statthalter in Vereinigung mit den Staats* 
räthen) bei ausserordentlichen Gelegenheiten, ausser den gewöhnlichen Mit- 
gliedern des Staatsrathes andere Norwegische Bürger berufen , jedoch keine 
Mitglieder des Storthings. 

Vater und Sohn, oder zwei Brüder dürfen nicht zu derselben Zeit Sitf 
im Staatsrathe haben. 

Art 13. Während der Abwesenheit des Königs überträgt er in den 
Fällen, die er selbst vorschreibt die innere Verwaltung des Reichs dem Vice-^ 
könige oder dem Statthalter, nebst wenigstens 5 Mitgliedern des Staatsrathes. 
Diese sollen die Regierung in seinem Namen und Auftrage führen. Sie sollen 
unverbrüchlich sowohl die Bestimmungen dieses Grundgesetzes, als auch die 
damit übereinstimmendep Vorschriften , die der König in der besondem In- 
struction ihnen ertheilt, beobachten. Ueber die Sachen, welche sie so ent- 
scheiden , haben sie dem Könige unterthänigen Bericht einzusenden. 

Die Geschäfte werden durch Stimmenabgebung abgemacht, und falls 
die Stimmen gleich sind, hat der Vicekönig oder der Statthalter oder in de- 
ren Abwesenheit das erste Mitglied des Staatsraths zwei Stimmen. 

Art 14. Vicekönig kann- nur der Kronprinz oder dessen ältester Sohn 
sein, aber nicht bevor sie das für den König bestimmte Volljährigkeitsalter er- 
reicht haben. Zum Statthalter wird entweder ein Norweger oder ein Schwede 
ernannt. 

Der Vicekönig soll innerhalb des Reichs wohnen und darf sich nicht 
länger als drei Monate jährlich ausserhalb desselben aufhalten. 

Weaft der König anwesend ist» hört die Verwaltung des Vioekönigs auf. 
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Ist kein Vicekönig, sondern ein Statthalter, so hört auch dessen Verwaltun|( 
auf, da er in solchem Falle nur der erste Staatsrath ist. 

Art. 15. Bei dem Könige verbleiben stets während seines Aufenthalts 
in Schweden der Norwegische Staatsminister und zwei Mitglieder des Staats- 
rathes, welche letztere jährlich abwechseln. 

Sie haben dieselben Pflichten und dieselbe constitutionelle Verantwort- 
lichkeit, wie die in Norwegen befindlicbe (im Art. 13 genannte) Regierung, 
und nur in ihrem Beisein sollen die Norwegischen Angelegenheiten vom Kö- 
nige abgemacht werden. 

Alle Ansuchen Norwegischer Bürger an den König sollen zuerst an die 
Norwegische Regierung eingeliefert und mit dem Gutachten derselben versehen 
werden. Im Allgemeinen dürfen keine Norwegischen Sachen entschieden wer- 
den, ohne dass das Gutachten der in Norwegen beflndlichen Regierung ein- 
geholt worden, es sei denn, dass wichtige Hindernisse einträfen. • 

Der Norwegische Staatsminister trägt die Sachen vor, und wird verant- 
wortlich für die Uebereinstimmung der Expeditionen mit den gefassten Be- 
schlüssen. 

Art. 16. Der König ordnet allen öffentlichen Kirchen- und Gottesdienst 
an, alle Zusammenkünfte und Versammlungen in Religionssachen und trägt 
Sorge dafür, dass die öffentlichen Lehrer der Religion den ihnen vorgeschrie- 
benen Normen folgen. 

Art. 17. Der König kann Verordnungen, welche Handel, Zoll, Nah- 
rungszweige und Polizei betreffen, geben und aufheben ; doch dürfen dieselben 
nicht gegen die Constitution, und die (so wie die folgenden Art. 77 , 78 und 
79 es bestimmen) vom Storthinge erlassenen Gesetze] streiten. Sie gelten pro- 
visorisch bis zum nächsten Storthinge. 

Art. 18. Der König lässt im Allgemeinen die Steuern und Abgaben, 
die das Storthing bestimmt, erheben. Die Norwegische Staatskasse verbleibt 
in Norwegen, und deren Einkünfte werden allein zu dem Nutzen Norwegens 
angewandt. 

Art. 19. Der König wacht darüber, dass die Besitzungen des Staates 
und die Regalien nach der vom Storthinge bestimmten und für das gemeine 
Wesen nützlichsten Weise angewandt und verwaltet werden. 

Art. 20. Der König hat das Recht , im Staatsrathe Verbrecher zu be- 
gnadigen, nachdem das höchste Gericht sein Urtheil gefällt und dessen Gut- 
achten eingeholt worden ist. Der Verbrecher hat die Wahl, ob er die Gnade 
des Königs annehmen oder sich der ihm zuerkannten Strafe unterwerfen will. 

In den Sachen, welche vom Odelsthinge vor das Reichsgericht gebracht 
werden, kann keine andere Begnadigung, als Erlassung zuerkannter Todes- 
strafe statt finden. 

Art. 21. Der König wählt und ernennt, nachdem er seinen Norwegi- 
schen Staatsrath gehört bar, alle Civil-, geistliche und militärische Beamten. 
Diese schwören der Constitution und dem Könige Treue und Gehorsam. 

Die Königlichen Prinzen dürfen keine Civil- Aemter bekleiden; doch 
kann zum Viceköm'ge der Kronprinz oder der älteste Sohn desselben ernannt 
werden. 

Art 22. Der Statthalter des Reichs, der Staatsminister und die übrigen 
Mitglieder des Staatsrathes , nebst den Beamten, die in deren Bureau's ange- 
stellt sind, Gesandte und Consuln, Gvil- und geistliche Oberobrjgkeitspersonen, 
CheCs der Regimenter und anderer Militär-Corps, Festungscommandanten nnd 
Böchstcommandirende auf Kriegsschiffien können ohne vorhergegangenes Ur- 



theil vom Könige entlassen werden, nachdem er das Gutachten des Staatsraths 
darüber gehört hat. Ob den so verabschiedeten Beamten eine Pension zu be- 
willigen ist, wird vom nächsten Storthinge entschieden. Bis dahin erhalten sie 
zwei Drittel ihrer zuvor erhaltenen Besoldung. 

Andere Beamte können vom Könige nur suspendirt und müssen dann 
sogleich vor Gericht gestellt werden ; aber sie dürfen nur kraft eines Urtheils 
abgesetzt, auch nicht gegen ihren Willen versetzt werden. 

Art. 23. Der König kann zur Belohnung ausgezeichneter Verdienste, 
die öffentlich bekannt gemacht werden müssen, Orden ertheilen, an wen er 
für gut findet, aber keinen andern Rang und Titel, als den, welcher mit je- 
dem Amte verknüpft ist Der Orden entbindet Niemanden von den gemein- 
schaftlichen Pflichten und Lasten der Staatsbürger und giebt keinen besonde- 
ren Anspruch auf Staatsämter. Beamte, die in Gnade entlassen werden, be- 
halten den Titel und Rang der von ihnen bekleideten Aemter. 

Keine persönliche oder gemischte erbliche Vorrechte dürfen irgend Je- 
mandem in Zukunft eingeräumt werden. 

Art 24. Der König wählt und verabschiedet nach eignem Gutbefinden 
seinen Hofstaat und seine Hofbedienten. 

Art 25. Der König hat den höchsten Befehl über die Land- und See- 
macht des Reichs. Dieselbe darf ohne £inwilligung des Storlhings weder ver- 
mehrt noch vermindert werden. Sie darf nicht in die Dienste fremder Mächte 
überlassen, und keine Kriegsleute fremder Mächte, es sei denn als Hülfstrup- 
pen gegen einen feindlichen Angriff, dürfen ohne Einwilligung des Storthings 
ins Reich gezogen werden. 

In Friedenszeiten dürfen keine andere als Norwegische Truppen in Nor- 
wegen stationirt sein, und keine Norwegische Truppen in Schweden. Doch 
kann der König eine aus Freiwilligen bestehende Norwegische Garde in Schwe- 
den haben, und kann für eine kurze Zeit, höchstens 6 Wochen des Jahres, 
die nächsten Truppen der Kriegsmacht beider Reiche innerhalb der Gränzen 
des einen oder des andern Reiches zu Waffenübungen zusammenziehen; aber 
in keinem Falle dürfen in Friedenszeiten mehr als 3000 Mann von der Kriegs- 
macht des einen Reichs in das andere gezogen werden. 

Zu Angriffskriegen dürfen die Truppen und die Ruderflotille Norwegens 
nicht ohne Einwilligung des Storthings angewandt werden. 

Die Norwegische Flotte soll ihre Werfte und in Friedenszeiten ihre Sta- 
tionen oder Häfen in Norwegen haben. 

Die Kriegsfahrzeuge des einen Reichs dürfen nicht mit Seeleuten des 
andern bemannt werden, es sei denn, dass solche sich freiwillig werben^ Hessen. 

Die Landwehr und übrigen Norwegischen Truppen, die nicht zu den 
Linientruppen gezählt werden können , dürfen niemals ausserhalb der Gränzen 
Norwegens gebraucht werden. 

Art. 26. Der König hat das Recht, Truppen zusammen zu ziehen, Krieg 
anzufangen und Frieden zu schliessen , Bündnisse einzugehen und aufzuhe- 
ben, Gesandte zu senden und anzunehmen. 

Wenn der König Krieg anfangen will, so soll er der Regierung in Nor- 
wegen seine Ansichten mittheilen und ihr Gutachten darüber nebst genauem 
Bericht über den Zustand des Reichs, mit Rücksicht auf dessen Finanzen und 
Vertheidigungsmittel und dergleichen, begehren. Ist dieses geschehen, so be- 
ruft der König den Norwegischen Staatsminister und die Norwegischen Staats- 
rälhe zugleich mit den Schwedischen zu einem ausserordentlichen Staatsrathe, 
und legt die Gründe und Verhältnisse, welche in diesem Falle erwogen wer- 



409 

<len müteefi , vor , wobd zugleich die ErUärang der Norwegischen Refeienmg 
über den Zustand dieses Reichs, so wie ein ähnlicher Bericht über den Sdiwe- 
dens vorzulegen ist. üeber diese Gegenstände verlangt der König ihr Gut- 
achten, welches sie, jeder für sich, protocoUiren lassen sollen, unter der Ver- 
antwortung, welche das Grundgesetz festsetzt, und dann hat der König das 
Recht, den Entschluss zu fassen und auszuführen , welchen er für den Staat am 
vorlheilhaflesten erachtet. 

Art. 27. Alle Staatsräthe sollen, wenn sie nicht gültige Verhinderung 
haben, im Staatsräthe anwesend sein, und kein Beschluss darf gefasst werden, 
wenn nicht die Hälfte der Mitglieder zugegen ist. In den Norwegischen An- 
gelegenheiten, welche (zufolge Art. 15) in Schweden abgemacht 'werden sollen, 
darf kein Beschluss genommen werden, ohne dass entweder der Norwegische 
Staatsminister und ein Norwegischer Staatsrath, oder beide Norwegische Staats- 
räthe zugegen sind. 

Art. 28. Anträge über Besetzung von Aemtem und andere Sachen von 
Wichtigkeit (diplomatische und eigentliche militärische Gommandosachen) sol- 
len im Staatsräthe von dem Mitgliede, zu dessen Fach solche geboren, vorge- 
tragen , und die Sachen von demselben übereinstimmend mit dem im Staats- 
räthe gefassten Beschlüsse expedirt werden. 

Art. 29. Verbietet gültige Verhinderung irgend einem Staatsräthe zu 
erscheinen und die Sachen, welche zu seinem Fache gehören, vorzutragen, so 
sollen diese von einem andern Staatsräthe, welchen der König, wenn derselbe 
zugegen ist, oder wenn dieses nicht der Fall ist, derjenige, der im Staatsräthe 
den Vorsitz führt, in Vereinigung mit den andern Staatsräthen dazu ernennt, 
vorgetragen werden. 

Sind -durch gültige Gründe so viele verhindert zu erscheinen', dass nur 
die Hälfte der bestimmten Anzahl der Mitglieder zugegen ist, so sollen andere 
Beamte, auf gleiche Weise interimistisch dazu gewählt, Sitz im Staatsräthe 
nehmen, in welchem Falle unverzüglich ein Bericht darüber an den König ein- 
zusenden ist, welcher dann entscheidet, ob dieselben ihre Function fortsetzen sollen. 
Art. 30. Im Staatsräthe wird ein Prolocoll geführt über alle Angele- 
genheiten, welche daselbst verhandelt werden. Ein jeder, der Sitz im Staats- 
räthe hat, ist verpflichtet mit Freimüthigkeit seine Meinung zu äussern, welche 
der König verbunden ist zu hören. Aber es ist ihm vorbehalten, Beschlüsse 
nach seinem eignen Erachten zu fassen. Findet irgend ein Mitglied des Staats- 
raths, dass der Beschluss des Königs gegen die Staatsform oder die Gesetze 
des Reichs 'verstösst, oder sichtbar ftir das Reich schädlich ist, so ist es seine 
Pflicht, kräftige Vorstellungen dagegen zu machen, und seine Meinung ins 
Protocoll einzutragen. Wer nicht auf diese Weise protestirt hat, wird angese- 
hen, als sei er mit dem Könige einig gewesen, und ist verantwortlich daftür, so 
wie* solches später bestimmt ist, und kann von dem Odelsthinge in Anklage- 
stand versetzt und vor das .Reichsgericht geladen werden. 

Art. 31. Alle vom Könige selbst ausgefertigten Befehle (militärische Gpm- 
mandosachen ausgenommen) müssen von dem Norwegischen Staatsminister 
contrasignirt werden. 

Art. 32. Die Beschlüsse, die von der Regierung in Norwegen während 
der Abwesenheit des Königs gefasst werden , werden im Namen des Königs 
ausgeferligt, und von dem Vicekönige oder Statthalter und von dem Staats- 
räthe unterzeichnet, und zugleich von demjenigen, welcher die Sache vorträgt, 
contrasignirt, da deriäelbe verantwortlich ist ftir die Uebereinstimmung der Ex- 
pedition mit dem Protocolle» in welches die Resolution eingetragen ist 

26* 
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Art 33. Sowohl alle VorstelloDgen über Norwegische Sachen «U 9wk 
die dadurch veranlassten Resolutionen werden in Norwegischer Spradie «b- 
gefasst. 

Art. 34. Der nächste Thronerbe, wenn er der Sohn des regierenden 
Königs ist, führt den Titel Kronprinz. Die übrigen, welche Erbrecht auf die 
Krone haben, werden Prinzen genannt, und die Königlichen Töchter Vtmr 
zessinnen. 

Art. 35. Sobald der Thronerbe sein IStes Jahr zurückgelegt hat, ist er 
berechtigt Sitz im Staatsralhe zu nehmen , doch ohne Stimme oder' Verant- 
wortung. 

Art 36. Kein Prinz von Geblüt darf sich ohne £rlaubniss des Königs 
vermählen. Handelt er dagegen, so hat er, sein Recht auf die Krone Norwe^ 
gens verwirkt. 

Art. 37. Die Königlichen Prinzen und Prinzessinnen sollen für ihre Per- 
sonen Niemandem, als dem Könige, oder wen er zum Richter über dieselben 
setzt verantwortlich sein. 

Art. 38. Sowohl der Norwegische Staatsminister, als auch die zwei Nor- 
wegischen Staatsrätbe, die bei dem Könige sind, haben Sitz und Stimme uß. 
dem Schwedischen Staatsrathe. wenn Gegenstände, die beide Reiche angehen, 
verhandelt werden. 

In solchen Sachen muss zugleich der Regierung in Norwegen ihr Gut- 
achten abgefordert werden, es sei denn, dass die Sachen eine so schnelle £at- 
sdieidung fordern, dass Zeit dazu fehlt. 

Art. 39. Ist beim Abstarben des Königs der Thronfolger noch unmün- 
dig, so soll der Norwegische und Schwedische Staatsrath sogleich zusammen- 
treten, um in Gemeinschaft die nöthigen Schritte zur Zusammenberufung des 
Storthings in Norwegen und des Reichstages in Schweden zu thun. 

Art. 40. Bis die Repräsentanten beider Reiche versammelt sind und die 
Regierung während der Minderjährigkeit des Königs angeordnet haben, steht 
ein Staatsrath, der aus einer gleichen Anzahl Norwegischer und Schwedischer 
Mitglieder zusammengesetzt ist, an der Spitze der Reiche unter Beobachtung 
der beiderseitigen Grundgesetze derselben. 

Der Norwegische und der Schwedische Staatsminister, die Sitz im erwähn- 
ten zusammengesetzten Rathe haben, lassen das Loos entscheiden, welcher von 
ihnen den Vorsitz führen soll. 

Art. 41. Die in den vorhergehenden Art. 39 und 40 festgesetzten Be- 
stimmungen sollen auch befolgt werden, so oft es in Folge der Regierungsforni 
Schwedens dem Schwedischen Staatsrathe , in der Eigenschaft als Staatsrath, 
zukommt die Regierung zu führen. 

Art. 42. Was die näheren Bestimmungen betrifft, welche in den Arti- 
kel 39, 40 und 41 angeführten Fällen nothwendig sind, schlägt der König dem 
nächsten Slorlhingeih Norwegen, und dem nächsten Reichstage in Schweden 
^in Gesetz vor, das auf den Grundsatz vollkommener Gleichheit beider Reidie 
gebaut ist 

Art 43. Die Wahl der Vormünder, die während der Minderjährigkeit 
des Königs der Regierung vorstehen sollen, soll nach denselben Regeln, und 
auf dieselbe Weise, wie zuvor Art 7. rücksichtlich der Wahl des Thronfolgers 
vorgeschrieben ist vorgenommen werden. 

Art 44. Was diejenigen anbelangt, welche in den Artikel 40 und 41 
angeführten Fällen der Regierung vorstehen sollen, so^solten die Norwegischen 
dem Norwegischen Storthinge iolgenden Eid ablegen: „Ich gelobe und 
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schwöre der Regierung in Uebereinstimiinittg mit der C<»sfitütion und den 
Gesetzen vorstehen zu wollen — so wahr Gott und sein heiliges Wort mir 
helfe!" 

Die Schwedischen legen den Eid den Ständen des Reiches Schweden ab. 

Ist kein Storthing oder Reichstag zu der Zeit versammelt, so wird der 
Eid schriftlich . im Staatsrathe niedergelegt, und später auf dem nächsten 
Storthinge oder Reichstage wiederholt. 

Art 45. Sobald ihre Staatsverwaltung aufhört, haben sie dem Könige 
und dem Sterthinge Rechenschaft darüber abzulegen. 

Art. 46. Versäumen diejenigen, denen solches obliegt, in Uebereinstim- 
mung mit Art. 39 und 41, das Storthing sogleich zusammen zu berufen, so hat 
das höchste Gericht, sobald 4 Wochen ver£k)ssen sind, die unbedingte Pflicht, 
diese Zusammenberufung zu veranstalten. 

Art. 41. Die Art und Weise, wie die Erziehung des unmündigen Kö- 
nigs besorgt werden soll, wird, wenn sein Vater keine schriftliche Verfü- 
gung darüber hinterlassen hat, nach dem, was Art. 7 und 43 deshalb vor- 
8ebreib4„ bestimmt 

Eine unabweichbare Regel muss es sein, dass dem minderjährigen Kö- 
nige hinlänglicher Unterricht in der Norwegischen Sprache ertheilt wird. 

Art 48. Ist der männliche königliche Stamm ausgestorben und kein 
Thronfolger erwählt, so soll nach der im Art 7 vorgeschriebenen Weise eine 
neue Dynastie gewählt werden. Indessen wird mit Rücksicht auf die ausübende 
Macht beobachtet was Art. 43 vorschreibt. 

C« Ton dem Bürir^rrecht and der ir^setzi^ebenden 

Maelit« 

Art 49. Das Volk übt die gesetzgebende Macht vermittelst des Stor- 
thinges aus, welches aus 2 Abtheilungen, einem Laglbinge und einem Odelsthinge 
besieht 

Art öO. Stimmberechtigt sind nur die Norwegischen Bürger, die ihr 
2dstes Jahr zurückgelegt haben, 5 Jahre im Lande wohnhaft gewesen sind, sich 
daselbst aufhalten, und entweder 

a) Beamte sind oder gewesen sind ; 

b) auf dem Lande ein katastrirtes Grundeigenthum besitzen, oder 
auf längere Zeit als Ö Jahre gepachtet haben; 

c) das Bürgerscbaftsrecht in den Städten erlangt haben, oder in einer 
Stadt , oder einem Ladeplätze *) Haus oder Grund zu einem 
Werthe von wenigstens 300 Reichsbankthalem Silberwerth **) 
besitzen. 

Art 51. Ein Verzeichniss aller stimmberechtigten Einwohner soll in je- 
der Stadt von dem Magistrate, und in jedem Kirchspiele von dem Vogte und 
dem Prediger aufgenommen werden. Die Veränderungen, die dasselbe im Laufe 
der Zeit erleiden möchten, werden unverzüglich darin angeführt 

Ein jeder soll, ehe er auf der Liste eingezeichnet wird, öffentlich auf der 
Gerichtsstätte der Constitution Treue schwören. 



*J Ladeplatz ist eine mittlere Ortschaft zwischen Stadt und Dorf: ihr 
Name schreibt sich daher, dass sie die Erlaübniss erhalten haben, WaldprO' 
ducte selbst zu verschiffen und Dänisches Getreide einzuführen. 

* V Ungefähr 450 Mark Banco Hnibrg. = 225 Rthlr. Preuss. 
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ilrt. 52. Das Stimmrecht "wird sospendirt: 

a) bei Anklage vor Gericht wegen Verbrechen; 

b) im Falle von Unmündigkeitserklärung; 

c) bei Insolvenzerklärung oder Falliten, bis die Greditorea voUe Be* 
Zahlung erhallen haben, es sei denn, dass das Fallissement verur- 
sacht worden durch Feuersbrunst, oder ein anderes unver^ulde* 
tes und beweisliches Unglück. 

Art 53. Das Stimmrecht wird verloren: 

a) durch Yerurtheilung zu Zuchthaus, Zwangsarbeit (Karre) oder ent- 
ehrenden Strafen; 

b) dadurch, dass man ohne Erlaubniss der Regierung in die Diensto 
einer fremden Macht geht; 

c) dadurch, dass man Bürger eines fremden Staates wird; 

d) wenn man überführt wird, Stimmen erkauft, seine eigne Stimme 
verkauft, oder in mehr, als einer Wahlversammlung gestimmt zu 
haben. 

Art. 54. Die Wahl - und Districtsversammlungen werden jedes dritte 
Jahr abgehalten , und sollen vor dem Schlüsse des Decembermonats been- 
digt sein. 

Art. 55. Die Wahlversammlungen werden auf dem Lande in der Haupt- 
kirche des Kirchspiels, in den Städten in der Kirche, auf dem Rathfaause oder 
an einem andern dazu bequemen Orte gehalten. Sie werden auf dem Lande 
von dem Pfarrer und seinen Gehülfen, in den Städten von den Magistraten 
und den Bürserrepräsen tauten geleilet. Die Abstimmung geschieht nach der 
in dem Verzeichnisse der Stimmberechtigten befolgten Ordnung. 

Zwistigkeiten über Stimmrecht werden von den Leitern der Versamm- 
lung entschieden, von deren Entscheidung jedoch Appellation an das Storthing 
statt finden kann. 

Art. 56. Ehe die Wahlen vorgenommen werden, soll die Constitution 
laut vorgelesen werden, in den Städten von der ersten Magisträlsperson, auf 
dem Lande von dem Pfarrer. 

Art. 57. In den Städten wird ein W^ähler für je 50 stimmberechfigte 
Einwohner gewählt. Diese Wähler treten 8 Tage darnach an einem von der 
Obrigkeit dazu bestimmten Orte zusammen, und erwählen entweder aus ihrer 
Mitte, oder unter den übrigen Wahlfähigen ihres Wahlbezirks, ein Viertheil 
ihrer eigenen Anzahl, um auf dem Storthinge zu erscheinen und Sitz zu neh- 
men, so dass 3 — 6 einen wählen, 7—10 zwei, 11 — 14 drei, 15—18 vier, wel- 
ches die höchste Anzahl ist, die irgend eine Stadt senden darf. 

Hat eine Stadt weniger, als 150 stimmberechtigte Einwohner, so sendet 
sie ihre Wähler zur nächsten Stadt, um in Vereinigung mit den Wählern dersel- 
ben zu wählen, und beide Städte werden dann als ein District angesehen. 

Art. 58. In jedem Kirchspiele auf dem Lande ernennen die stimmbe- 
rechtigten Einwohner im Verhältnisse zu ihrer Zahl Wähler so, dass bis 100 
einen wählen, 100—200 zwei, 200—300 drei, und so ferner in demselben Ver- 
hältnisse. 

Diese Wähler treten binnen eines Monats darnach an einem von dem 
Amtmanne dazu bestimmten Orte zusammen, und ernennen entweder aus ihrer 
eigenen Mitte, oder unter den übrigen Wahlfähigen im Amte, ein Zehiitheil 
ihrer eigenen Anzahl, um auf dem Storthinge zu erscheinen und Sitz zu neh- 
men, so: dass 5—14 einen wählen, 15—24 zwei, 25—34 drei, 35 und darüber 
vier» welches die grösste Anzahl ist. 



Art 59l Die im Art. 57 und 58 festgesetzten Bestimmungen >geUea bis 
zum nächsten Storthinge. Wird da befunden, dass die Repräsentanten der 
Städte mehr oder weniger, als ein Drittel der des ganzen Reichs ausmachen, 
so muss das Storthing für die Zukunft diese Bestimmungen so verändern, dass 
die Repräsentanten der Städte sich zu denen des Landes, wie eins zu zwei ver- 
halten, und die Anzahl der Repräsentanten darf im Ganzen nicht geringer sein« 
als 75» und nicht grösser, als lüO. 

Art 60. Die sich innerhalb des Reiches aufhaltenden Stimmberechtig- 
ten, die wegen Krankheit, militärischen Dienstes oder anderer gülliger Ver-. 
hinderungen sieb nicht persönlich einfinden können, können ihre Stimmen 
schriftlich einsenden an diejenigen, welche die Wahlversammlungen, ehe diese 
beendigt sind, leiten. 

Art 61. Niemand kann zum Repräsentanten gewählt werden, als der- 
jenige, welcher wenigstens 30 Jahre alt ist und sich zehn Jahre im Reiche auf- 
gehalten hat 

Art 62. Die Mitglieder des Staatsraths und die in deren Bureau's an- 
gestellten Beamten, so wie die, welche Bedienungen am Hofe haben, oder 
Pensionirte desselben sind, können nicht zu Repräsentanten gewählt werden. 

Art 63. Jeder, der zum Repräsentanten gewählt wird, ist verpflichtet 
die .Wahl anzunehmen, es sei denn, dass er durch Verhinderungen, die von 
den Wählern für gültig anerkannt werden, und deren Entscheidung der Be- 
urtheilung des Storthings unterworfen werden kann, davon abgehalten wird. 
Derjenige, welcher zweimal nach einander Repräsentant auf einem ordentli- 
chen Storthinge gewesen ist , ist nicht verpflichtet, die Wahl zu dem darauf 
folgenden ordentlichen Storthinge anzunehmen. 

Wird ein Repräsentant durch gültige Verhinderungen abgehalten auf 
dem Storthinge zu erscheinen, so tritt der, welcher nach ihm die meisten 
Stimmen hat an dessen Stelle. 

Art 64. Sobald die Repräsentanten gewählt sind, werden sie mit einer 
auf dem Lande von der Oberobrigkeit, und in den Städten vom Magistrate 
sowie von sämmtlichen Wählern unterschriebenen Vollmacht versehen, zum 
Beweis, dass sie auf die in der Constitution vorgeschriebene Art ernannt 
sind. Die Gültigkeit dieser Vollmachten wird von dem Storthinge beur- 
theilt. 

Art 65. Jeder Repräsentant ist berechtigt aus der Staatscasse Erstat- 
tung für die Reiseunkosten hin und zurück, und für seinen Unterhalt wäh- 
rend er als solcher fungirt, zu fordern. 

Art 66. Die Repräsentanten sind auf ihrer Reise zum und vom Stor- 
thinge und während ihres Aufenthaltes daselbst frei von persönlicher Haft, 
es sei denn, dass sie in öffentlichen Verbrechen ergriffen werden. Eben so 
wenig können sie ausserhalb der Versammlungen des Storfhings wegen ihrer 
dort geäusserten Meinungen zur Verantwortung gezogen werden. Jeder ist 
verpflichtet sich der dort angenommenen ^Ordnung zu fügen. 

Art. 67. Die auf oben erwähnte Art erwählten Repräsentanten machen 
das Storthing des Königreichs Norwegen aus. 

Art 68. Das Storthing wird in der Regel am ersten Werktage im Fe- 
bruarmonate jedes dritten Jahrs in der Hauptstadt des Reichs eröffnet es 
sei denn, dass der König, in Folge ausserordentlicher Umstände, als feindli- 
chen Einfalles oder ansteckender Krankheiten, eine andere Stadt im Reiche 
dazu bestimmt welches dann bei Zeiten bekannt gemacht werden muss. 

Art 69. In ausserordentlichen Fällen hat der König das Recht das Stör- 
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tMsf ävmer der gewöimKch«!! Zeit losaumenEaberafeii. Her Unlg fertigt 
dbUn eine Bekanntmachung aus, die wenigstens 6 Wochen, befor die Mit^* 
def sieh an dem bestimmten Orte einfinden sollen, in den Kirchen der Stifts* 
9t8dte abgelesen werden mnss. 

Art. 10. Ein solches ausserordentliches Storthing kann vem Kihii^s auf* 
ge^ werden, wann er es flhr gat befindet. 

Art. 71. Die Mitglieder des Storthings fungiren als solche in drei nach 
eiMnder folgenden Jahren, sowohl auf dem ausserordentlichen, als aechauf dem 
ofdentlichen Storthinge, welches in dieser Zeit gehalten wird. 

Art. 72. Ist ein ausserordentliches Storthing noch zu der Zeit versam- 
melt, da das ordentliche zusammentreten soll, so hört die Wirksamkeit des 
ersteren auf, sobald das letzte versammelt ist. 

Art. 73. Kein Storthing kann gehalten werden, ohne dass zwei Drittel 
der Mitglieder anwesend sind. 

ArU 74. Sobald das Storthing sich constituirt ha^ eröffnet der König» 
oder der, dem er den Auftrag dazu eriheilt, dessen Verhandlungen mit einer 
Rede, in welcher er den Zustand des Reiches darlegt, und die Gegenstände 
a&gieM» aul welche er vorzüglich die Aufmerksamkeit des Storlhings zu leiten 
wünschi. Keine Berathung darf in Gegenwart des Königs statt finden. 

Das Storthing wählt unter seinen Mitgliedern ein Viertheil aus, weicheis 
das Lagthing ausmacht; die übrigen drei Viertheile bilden das pdelsthing. 
Jedes^ Thing hält seine Versammlungen für sich, und ernennt seinen eige- 
nen Präsidenten und Secretär. 

Art. 75. Es kömmt dem Storthinge zu: 

a) Gesetze zu geben und aufzuheben; Steuern, Abgaben, Zölle und 
andere öffentliche Lasten aufzulegen, die doch nicht länger gelten 
als bis zum ersten Juli des Jahres, in welchem ein neues ordent- 
liches Storthing versammelt ist, es sei denn, dass dieselben von 
diesem ausdrücklich erneuert werden; 

b) Anleihen auf den Credit des Reichs abzuschliessen ; 

c) die Aufsicht über das Geldwesen des Staates zu führen; 

d) die zu den Staatsausgaben nothwendigen Geldsummen zu be- 
willigen ; 

e) zu bestimmen, wie viel dem Könige und dem Vicekönige jährlich 
zu ihrem Hofstaate auszuzahlen ist, und die Apanage der Kö- 
niglichen Familie, die doch nicht in festen Besitzungen bestehen 
darf, festzusetzen; 

f) sich das ProtocoU der Regierung in Norwegen, und alle öffent- 
lichen Berichte und Papiere (eigentlich militärische Commandosa- 
chen ausgenommen) vorlegen zu lassen, so wie verificirte Ab- 
schriften oder Extracte der bei dem Könige von dem Norwegi- 
schen Staatsminister, und den zwei sich in Schweden befindlichen 
Norwegischen Staatsräthen geführten Protocolle, oder der daselbst 
vorgelegten öffentlichen Papiere; 

g) sich die Bündnisse und Verträge, welche der König im Namen 
des Staates mit fremden Mächten abgeschlossen hat, mittbeilen 
zu lassen, mit Ausnahme der geheimen Artikel, die jedoch nicht 
gegen die öffentlichen streiten dürfen; 

h) jeden, den König und die Königliche Familie ausgenommen, in 
Staatssachen vorzuladen ; doch gUt jene Ausnahme nicht für diQ 
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• fi5nig1ichen Fmsen, inwiefern diese ändere Aemter, als da« dee 
Vicekönigs, bekleiden möchten; 
i) die interimistischen Besoldungs- und Pensionslisten zu re?idireD, 
und darin die Veränderungen zu treffen, die man für nötbig findet; 
k) fünf Revisoren zu ernennen, welche jährlich die Rechenschaften 
des Staates durchzusehen und Extracte derselben durch den Druck 
bekannt zu machen haben, welche Rechenschaften daher jedes 
Jahr vor dem ersten Juli diesen Revisoren zugestellt werden 
müssen; 
1) Fremde zu naturalisiren. 

Art. 76. Jedes Gesetz soll zuerst im Odelsthinge entweder von dessen 
eigenen Mitgliedern, oder von der Regierung durch einen Slaatsrath vorge- 
sehlagen werden. Ist der Vorschlag daselbst angenommen, so wird derselbe an 
das Laglhing gesandt, das solchen entweder annimmt oder verwirft, und in 
letzterem Falle mit hinzugefügten Bemerkungen zurücksendet. Diese werden 
vomOdetsthinge erwogen, welches dann den Gesetzvorschlag entweder zurücklegt» 
oder mit oder ohne Veränderung wiederum an das Lagtfaing sendet. Wenn 
ein Vorschlag vom Odelsthinge zweimal dem Lagthinge vorgelegt, uüd zum 
zweiten Male mit Ablehnung von demselben zurückgesandt worden ist» tritt das 
ganze Storthing zusammen, und mit zwei Dritteln der Stimmen wird ein Be- 
sohluss gefasst. Zwischen einer jeden solchen Berathung müssen wenigstens 
3 Tage verfliessen. 

Art 71. Wenn ein vom Odelsthinge vorgeschlagener Beschluss vom 
Lagthmge, oder vom gesammten Storthinge angenommen worden isf, wird der- 
selbe durch eine Deputation von^ beiden Alitheilungen des Storthings an den 
König gesandt, wenn derselbe anwesend ist, oder in anderem Falle an den 
Vicekönig oder die Norwegische Regierung, mit dem Ersuchen um die Ge- 
nehsagung des Königs. 

Art. 78. Billigt der König den Beschluss, so versieht er ihn mit sfifier 
Unterschrift, wodurch derselbe Gesetz wird. Billigt er ihn nicht, so sendet er 
denselben zurück ah das Odelsthing mit der Erklärung, dass er für jetzt es 
nicht dienlich finde den Beschluss zu genehmigen. 

Art 79. Der Beschluss darf in diesem Falle nicht mehr von dem noch 
versammelten Storthinge dem Könige vorgelegt werden, und dieser kann sich 
auf dieselbe Weise verhalten, wenn das nächste ordentliche Storthing aufs 
neue denselben Beschluss vorschlägt Aber wird derselbe auch auf dem drit- 
ten ocdenüichen Storthinge, nachdem derselbe abermals erwogen worden ist, 
wiederum von beiden Thingen unverändert angenommen, und dem Könige 
vorgelegt mit Ersuchen, dass Se. Majestät einem Beschlüsse, den das Storthing 
nach der reiflichsten Ueberlegung für nützlich ansehe, seine Genehmigung 
nicht versagen wolle, so wird derselbe Gesetz, wenn auch die Genehmigung 
des Königs nicht vor der Auflösung des Storthings erfolgt. 

Art 80. Das Storthing bleibt versammelt so lange dasselbe es für nö- 
tbig findet, doch nicht über drei Monate ohne Erlauhniss des Königs. Wenn 
dasselbe, nachdem es seine Geschäfte beendigt bat, oder die bestimmte Zeit 
versammelt gewesen ist, von dem Könige aufgehoben wird, theilt dieser zu- 
gleich seine Resolution auf die schon nicht zuvor abgemachten Beschlüsse mit 
Alle die, welche er nicht ausdrücklich anninunt, werden als von ihm verwor- 
fen angesehen. 

Art. 81. Alle Gesetze werden in der Norwegischen Sprache und (die 
im Art 19 ausgenommen) im Nameo des Königs unter dem Norwegtsdieo 
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Reicfassiegel und in folgenden Ausdrüdc^ aasgefeciigt : nWir.N. N. thon 
kund und zu wissen , dass uns der Beschluß des Storthings von — Dato so 
lautend: (hier folgt der Bescbluss) vorgelegt worden ist, welchen wir ange- 
nommen und genehmigt haben» so wie wir hiermit denselben als Gesetz an- 
nehmen und genehmigen, unter unserer Hand und dem Siegel des Reichs/' 
Art. 82. Die Genehmigung des Königs ist nicht erforderlich zu den 
Beschlüssen des Storlhings, wodurch: 

a) dasselbe sich als ein nach der Constitution zusammengetretenes 

Storthing erklärt; 

b) dasselbe seine innnere Polizei bestimmt; 

c) dasselbe die Vollmachten der anwesenden Mitglieder annimmt 
oder verwirft; 

d) dasselbe Entscheidung über Wahlstreitigkeiten bestätigt oder ver- 
wirft ; 

e) dasselbe Fremde natüralisirt , 

f) und endlich zu dem Beschlüsse, wodurch das Odelsthing Staats- 
rälhe oder Andere zur Verantwortung zieht 

Art. 83. Das Storthing kann das Erachten des höchsten Geridits über 
jaristische Gegenstände abfordern. 

Art. 84. Das Storthing wird vor offenen Thüren gebalten, und dessen 
Verhandlungen werden durch den Druck bekannt gemacht, ausser in den 
Fällen, wo das Entgegengesetzte durch Stimmenmehrheit beschlossen wird. 

Art. $5. Derjenige, welcher einem Befehle gehorcht, dessen Absicht ist, 
die Freiheit und Sicherheit des Storlhings zu stören, macht sich dadurch 
der Verrätherei gegen das Vaterland schuldig. 

D« Ton der ricliterllclieii Maclit« 

Art. 86. Die Mitglieder des Lagthinges nebst dem höchsten Gerichte ma- 
chen das Reichsgericht aus, welches in erster und letzter Instanz in ,den Sachen 
richtet, welche von dem Odelsthinge vorgelegt werden , entweder gegen Mit- 
glieder des Staatsrathes oder des höchsten Gerichts wegen Amtsvergehungen, 
oder gegen Mitglieder des Storthings wegen der Verbrechen, die sie als solche 
begangen haben möchten. 

Im Reichsgerichte führt der Präsident des Lagthinges den Vorsitz. 

Art. 87. Der Angeklagte kann ohne irgend einen deshalb angegebenen 
Grund von den Mitgliedern des Reichsgerichts bis auf ein Drittel verwerfen, 
doch so, dass das Gericht aus nicht weniger, als 15 Personen besteht. 

Art. 88. Das höchste Gericht urtheilt in letzter Instanz. Es muss we- 
nigstens einen Justitiarius und 6 Beigeordnete zählen. 

Art. 89. In Friedenszeiten ist das höchste Gericht nebst zwei hohen 
Officieren, die der König dazu bestimmt, zweite und letzte Instanz in allen 
den kriegsgerichtlichen Sachen, die entweder Leben oder Ehre, oder Verlust 
der Freiheit auf längere Zeit, als 3 Monate, betreffen. 

Art. 90. Die Urtheile des höchsten Gerichts können in keinem Falle 
angefochten oder irgend einer Revision unterworfen werden. 

Art. 91. Niemand kann zum Mitgliede des höchsten Gerichts ernannt 
werden, bevor er 30 Jahre alt ist. 

E« Alliremeine Bestimmuiiireii« 

Art. 92. Zu Aemtern im Staate dürfen allein die Norwegischen Bürger 
ernannt werden, die sich zu der Evangelisch-Lutherischen Religion hekennen. 
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dtf CiMMitatMti md dmn KMg^ Tre«e gesAwomi hllbtlt» im4 die Spffafte 
du Landes q)reoheii» nebst ditten, Hiiclie : 

a) entweder im Rcacbe ven Eltern geboren Bind, die damals Ull(e^ 

tbanen des Staates wareh, oder 
b)jn fremden Ländern von Norwegischen ßtem, die zu der Zeit 

nicht Unterthanen eines andern Staates waren, geboren sind ; 
^ oder weldie am 17. Mai 1^4 ihren steten Aufenthalt im Reiche 
hfitten und sich nicht geweigert haben, den Eid abzulegen, NoT" 
wegens Selbständigkeit zu vertbeidigen ; 

d) oder die sich kOnflighin 10 Jahre im Reidie aufhalten; 

e) oder welche vom Storthinge naturalisirt worden sind.— Doch ken- 
nen Fremde ernannt werden zu Lehrern an der Universität und 
den gelehrten Schulen, zu. Aerzten und zu Cfonsuln an fremden 
Orten. 

Niemand darf ein höheres obrigkeitlidies Amt bddeiden, ehe er 30 Jahre 
alt ist, oder zu einer Ifi^tratsperson, zum Unterrichter oder Vogt emantit 
werden, bevor er 25 Jahre alt ist. 

Art 03. Norwegen erkennt keine andere, als seine eigne National- 
schuld, an. 

Art. 94. Die Erlassung eines neuen aBgemeinen Gvil- und peinlichen 
Gesetzbuches soll auf dem ersten, oder wenn dieses nicht möglich ist, auf dem 
zweiten ordentlichen Sterthinge veranstaltet werden. Indessen bleiben die nun 
geltenden Gesetze des Staates in Kraft, insofern dieselben nicht diesem Grund- 
gesetze oder den provisorischen Anordnungen , die indessen herauskommen 
könnten, widerstreiten. 

Die jetzigen permanenten Steuern sind ebenfalls bis zum nächsten Stor- 
thinge zu entrichten. 

Art 95. Keine Dispensationen, Protectorien, Moratorien oder Restitu- 
tionen dürfra bewilligt werden, nachdem das neue allgemeine Gesetz Gültig^ 
keit klangt hat. 

Art 96. Niemand kann anders , als nach dem Gesetze gerichtet oder 
anders, als nach Urtheil und Recht gestraft werden. Peinliches Verhör darf 
nicht statt flnden. 

Art. 97. Keinem Gesetze darf zurückwirkende Kraft gegeben Werden. 

Art 98. Mit Sportdn, die an die richterlichen fieamten erlegt werden, 
dürfen keine Abgaben an die Staatscasse verbunden sein. 

Art 00. Niemand darf anders, als in den vom Gesetze besitimmten Fäl- 
len und auf die im Gesetze vorgesdiriebene Art verhaftet werden. Für unbe- 
fugte Haft oder ungesetzlichen Aufenthalt stehen die Retreffendeti den Ver- 
haftet^i zur Verantwortung. 

Die Regierung ist zu der Anwendung militärischer Macht gegen Mit- 
glieder des Staates nur berechtigt nach den in der Gesetzgebung bestimmten 
Formen, es sei denn, dass irgend eine Versammlung die öffentliche Ruhe 
stört und dieselbe sich nicht augenblicklich trennt wenn die Artikel des Lan- 
desgesetzes, die den Aufruhr betreffen, ihr dreimal von der bUrgerlichcR 
Obrigkeit laut voigelesen worden sind. 

Art 100. Pressfreiheit muss statt flnden. Niemand kann ftir irgend 
eine Schrift, welchen Inhalts dieselbe auch sei , die er hat drucken oder her- 
ansgd)en lassen, bestraft werden, es sei Aetm, dass er vorsätsdfeh twd c^enbar 
entweder sieb selbst das Ungehorsams gegen 4Ke GeseMe, der GttingsctefiEtriüg 
der Religion, der Sittlichkeit oder der constitutionellen Gewalten und des Wi- 
Sthubert, VerfaMUDSsvlranclen. 8. Bd. 27 
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derstandea gegen die Befehle derselben, schuldig gemacht oder andere dazu 
aufgereizt, oder falsche und ehrenrührige Beschuldigungen gegen irgend 
Jemanden vorgebracht hat. Freimüthige Aeusseningen über die Staatsver- 
waltung und jeden andern Gegenstand sind Jedermann gestattet. 

Art. 101. Neue und fortdauernde Einschränkungen in der Nahrungs- 
freiheit* dürfen künftighin Niemandem eingeräumt werden. 

Art. 102. Hausinqüisitionen dürfen nur in criminellen Fällen statt 

finden. 

Art. 103. Denjenigen, die künftighin falliren, wird kein Asyl gestattet 

Art. 104. Grundeigenthum und Erbantheil können in keinem Falle ver- 
wirkt werden. 

Art. 105. Fordert der Nutzen des Staats, dass Jemand sein bewegliches 
oder unbeweglieties Eigenthum zum Öffentlichen Gebrauche abgeben muss, so 
kommt ihm volle Erstattung aus der Staatskasse zu. 

Art. 106. Sowohl die Kaufsummen, als auch die Einkünfte der der 
Geistlichkeit bestimmten Beneficien und Güter sollen blos zum Besten der 
Geistlichkeit und zur Beförderung der Aufklärung angewandt werden. Die 
Besitzungen mildthätiger Stiftungen sollen allein zum Nutzen derselben ange- 
wandt werden. 

Art. 107. Das Odels- und Aasädes-Recht*) darf nicht aufgehoben wer- 
den. Die näheren Bedingungen, unter welchen dasselbe zum grössten Nutzen 
für den Staat und zum Yortheile des Landmannes fortdauern soll, werden von 
dem ersten oder dem zweiten folgenden Storthinge festgesetzt. 

Art. 108. Keine Grafschaften, Baronien, Stammhäuser oder Fideicom- 
misse dürfen in Zukunft errichtet werden. 

Art. 109. Jeder Staatsbürger ist ohne Rücksicht auf Geburt oder Ver- 
mögen im Allgemeinen in einer gewissen Zeit der Wehrpflicht für das Vater- 
land unterworfen. Die Anwendung dieses Grundsatzes und die Einschränkun- 
gen, welche derselbe erleiden muss, sowie die Bestimmung, inwiefern es 
für das Reich dienlich ist, dass die Wehrpflicht mit dem 25sten Jahre aufhört, 
werden , nachdem von einem Gomite alle Aufklärungen eingezogen worden 
sind , der Entscheidung des ersten ordentlichen Storthings überlassen. Bis da- 
hin verbleiben die nun geltenden Bestimmungen. 

Art 110. Norwegen behält seine eigene Bank und sein eignes Geld- 
und Münzwesen, über welche Einrichtungen gesetzliche Bestimmungen zu ge- 
ben sind. 

Art 111. Norwegen hal das Recht, seine eigne Kaufiartheiflagge zu ha- 
ben. Seine Kriegsflägge wird eine Unionsflagge. 

Art 112. Zeigt die Erfahrung, dass irgend einlTheil dieses Grundge- 
setzes des Königreichs Norwegen der Veränderung bedarf, so soll ein Vor- 
schlag deshalb einem ordentlichen Storthinge vorgelegt und durch den Druck 
bekannt gemacht werden. Aber es kommt erst dem nächstfolgenden ordent- 
lichen Storthinge zu, zu bestimmen, ob die vorgeschlagene Veränderung statt 
finden soll oder nicht, doch darf eine solche Veränderung niemals den Prin- 
cipien dieses Grundgesetzes widersprechen , sondern allein Modificationen in 
einzelnen Bestimmungen betreffen, die nicht den Geist dieser Constitution 



V Von dem Odelsrechte hctbe ich oben 5. 398. bei dem Versuche den 
neue» Adel unter Christiün F. eimtrfiUkren eine aUgemeine Erklärung ckg&' 
geben* 
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veraoideni, und zwei Dritüieile des Storthinges müssen für eine solche Verän- 
derung summen. 

Ghristiania, im ausserordentlichen Storthinge Norwegens , 

den 4. November 1815. 

Christie , 
d. Z. Präsident. 

(L. S.) 
L. Weidmann. 

Dass das Grundgesetz des Norwegischen Reichs» wie es vorstehend Wort 
für Wort geschrieben ist — mit Vorbehalt des constitutionellen Rechts der 
Schwedischen Reichsstände in den Stücken ,• welche Verändernngen oder Mo- 
dificationen in der Regierungsform des Schwedischen Reichs mit sich führen — 
zwischen unsem Allergnädigsten Könige und Herrn , Carl dem Dreizehnten » 
König von Schweden, Norwegen u. s. w. durch uns unterzeichnete bevollmäch- 
tigte Gommissarien vor Höchstdessen Auge und dem jetzt in Ghristiana ver- 
sammelten Storthinge des Norwegischen Reichs verhandelt und beschlossen 
worden : wird hiedurch mit unsern Namensunterschriften und untergedruckten 
Siegeln attestirt und bekräftigt. 

Ghristiania, den 4. November 1814. 

M. Rosenblad. 

B. V. Platen. Graf Wetterstedt. 

G. F. Wirsen. A. G. Mörner. 

G. V. Rosenstein. J. D. Valerius. 



Die von den Schwedischen Gommissarien für die Schwedische 
Begierungsform vorbehaltenen Modifikationen bildeten den Gegenstand 
der weiteren Verhandlungen, welche schliesslich zu der bereits bei 
Schwedens. 390 angegebenen Acte vom 31. Juli und G.August 1815 
in Betre£f des gegenseitigen constitutionellen Rechtsverhältnisses bei^ 
der Reiche führte, weshalb ich mich sowohl hierin, als für die übri- 
gen allgemeinen historischen Notizen aus den Zeiten der vereinigten 
Reiche auf die obige Darstellung der historischen Uebersicht Schwe- 
dens beziehe. 

Es sind bis jetzt seit Annahme der Verfassung zwölf ordent- 
liche Storthinge gehalten, und zwar regelmässig vom Jahre 1814 ab 
alle drei Jahre, wie das Grundgesetz vorschreibt; nicht selten aber 
währte die Session der einzelnen einige Monate länger, als Art. 80 der 
Verf die regelmässige Dauer festsetzt (4836 5 Monate, 1845 8 Monate 
u. s. w.). Der loyale Sinn der Könige Carl Johann und Oscar, welche 
beide gleich nach ihrer Thronbesteigung schriftlich den Eid auf die Ver- 
fassung ablegten und denselben mündlich auf dem nächsten Storthing 
(1818 und 1845) wiederholten, hat zwar niemals den Versuch ge- 
macht, durch gewaltthätige Eingriffe einzelne Artikel der Norwegi- 
schen Verfassung zu beseitigen oder verfassungswidrige Rechte für : 
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die RömgUobe Gewalt in Ampnidi zs nehniM und zu beluMifiten. 
Aber mit um so grösserer Entschiedenheit hat die Schwedische Re- 
gierung an die Storthinge die Forderung gesteift, auf dem gesetzmäs- 
sigen Wege Veränderungen in der Verfassung vorzunehmen, durch 
welche thetit wesentlich nothwendige Rechte der Königlichen Ge- 
walt hier wie in Schweden eingeräumt, theils Institutionen angenom- 
men wärden^ durch welche gegenseitig ein gleichmässigeres Verhält- 
IUS3 zwischen den beiden Reichen herzustellen wäre. Die Wegschaf- 
fimg oder möglichste Einschränkung des Art 79 schien daher vor 
aUen die unatisgesetzte Aufmerksamkeit der KönigMchen Regierung 
zu erford^ni denn es fehlt ihr das Veto, und jeder Vorschlag, der 
vom ordentlichen Storthing dreimal als Reschluss genehmigt worden, 
erhält gesetzliche Kraft auch ohne die Genehmigung des Königs *}. 
Es kann mithin nur sechs Jahre lang, d« h. den Zwischenraum zwi- 
schen drei ordentUdien Storthmgen, die Königliche Verweigerung ei* 
nen Reschluss des Storthing's zuriickhalten, um ihn sodann wider den 
Willen und das Interesse der Königlichen Gewalt selbst vermittelst 
der executiven Gewalt als Gesetz in Norwegen eingeführt zu sehen. 
Diese Verkürzung der Königlichen Gewalt erschien um so nachhaltiger, 
als der erste Fall der Wirksamkeit dieses Art. auf dem dritten Stor- 
thinge eintrat, und ein Gesetzvorschlag über die Abschaffung des 
Adels, welqher ausser den Art. 23 und 108 noch vom ersten Stor- 
thinge ausgegangen war, trotz zweimaliger Ablehnung von Seiten des 
Königs, (1815, 1818), im J. 1821 zum dritten Male angenommen, Ge- 
setzeskraft erhielt. König Carl Johann versuchte darauf auf dem 
vierten Storthinge (1824) ♦♦) neue Vorschläge über die Feststellung 
des Königlichen Veto oder die Verwandlung des suspensiven in ein 
absolutes Veto, über die Einrührung eines neuen Adels (ohne beson- 
dere poKtische Vorrechte), über eine anderweitige Organisation des 
Reichsgerichts, über die Zeit des nothwendigen Aufenthaltes des Vice- 
königs in Norwegen u. s. w. durchzuführen, aber alle diese Vorschläge 
wurden mit entsdiiedener Majorität vom Verfassungsausschusse und dem 
Storthinge zurückgewiesen: und das Grundgesetz vom 4. November 1814 
blieb unverändert aufrecht ertialten. Nur mit geringerer Veränderung 
wurde die Königliche Proposition über das Veto der Königlichen Ge- 
walt auch bei den Storthingen in den Jahren 1827, 1830 und 1833 



V y^rfi' t^^r dU$en tmd mehr^ ändert ArUM der Norw. Verf. die 
mii guter Localkenntnm und gediegenen politischen Erfahrungen in Norwe- 
gen geschriebene Ahhandlung, welche Munch Köder für den Bd. Xh des Wel- 
kersehen Staatslexikons über Norwegen geliefert fiat. 

**) V^A ^^ denselben die oben nnkr den Hulfsmitteln angeßhrte 
Scimß von St^j^ 
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^ eingebrncftit, ohne am einem glücklicheren Ziele gebracht zu werden; 

^ wiewohl auch seinerseits der König nun auf das sorgfältigste darüber 
'^ wachte» keine weitere Ausdehnung dem Storthing in Bestimmungen 

^ fkt die Regierungs -Gewalt einzuräumen, um jede noch grössere Abson^ 

^ derung der Korwegisdien Angelegenheiten von den Schwedisdien zu 

^ y^rmeideB. Dies wurde von dem Stortlunge mit cter Forderung des be» 

*■ sonderen, diplomatischen Verkehrs fiir Norwegen, der Norwegischen 

^ Consuln, einer grösseren Erweiterung des Art. 1 1 1 in Bezug auf die 

i Norwegische Flagge bezweckt: man gebrauchte gegenseitig das 

( Mittel der Vertagung solcher Forderungen für das nächste Stor- 

f thing, man wechselte auch harte Worte und entschiedene Vor- 

i würfe: aber das Schlussresultat blieb der unveränderte Inhalt der 

i Verfassung von 1814. Denselben Ausgang nahmen die Propositionen 

des Königes Carl Johann auf den drei letzten Storthingen während 
seiner Regierung (1836, 1839, 1842), soweit sie Veränderungen ein- 
zelner Artikel des Grundgesetzes bezweckten, während eine wenn 
auch langsame und durch mancherlei Erschwernisse verzögerte Ei- 
nigung über die gegenseitige Vorschläge für andere Gegenstände fast 
immer zu Stande kam. Bedeutsam ist noch aus dieser Zeit das Steuer- 
gesetz vom Jahre 1833, welches die Gegenstände näher bestimmte, 
die vom Storthin^e einer Besteuerung unterworfen werden könnten. 

Auf den beiden bisherigen Storthingen unter dem Könige Oscar 
(1845, 1848) hat die Regierung es aufgegeben, fernere Vorschläge 
auf Veränderungen des Grundgesetzes einzubringen: die Einigung 
mit der Regierung über die sonstigen Propositionen ist aber nichts- 
destoweniger nur langsam vor sich gegangen, weil diese grössentheils 
schwierigere materielle Fragen behandelten, die bei den spärlich zuge- 
messenen Finanzzuständen dieses Reichs die vielseitigsten Erwägungen 
veranlassten, und daher z. B. Beschlüsse auf eine Erweiterung der 
Marine nicht herbeigeführt werden konnten, da Norwegen in seiner 
isolirten Lage auf jede Einmischung in die allgemeinen Verhältnisse 
Europa's gerne verzichtet, und sich selbst in seinen Zuständen durch 
seine geringeren Vertheidigungsmittel bereits für hinlänglich sicher 
gestellt erachtet. Doch hier gerade in diesen und ähnlichen Bezie- 
hungen befinden sich unzweifelhafte Lücken in der Norwegischen 
Verfassung, welche einer baldigen Revision nothwendig entgegense- 
hen müssen, wenn die Verbindung beider Reiche auf einer festen 
Grundlage fortbestehen, und die politische Selbständigkeit gegen jeden 
Feind gegenseitig geschützt werden soll. 

Die Zahl der Mitglieder des StortUngs ist abwechselnd zwischen 80 
und 99 gewesen, wie die Bestimmungen der Artikel 57, 59 der Verf. in 
Bezugauf die Wahl vorschreiben; sie war bereits 1839 auf dasMaximum 
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der festgesetzten Zahl, auf 99 gestiegen. Von denselben waren un- 
gefähr drei Siebentel Beamte, drei Siebentel aus dem Bauernstände 
und ein Siebentel aus dem Käufmannsstande. Ein neues Wahlge« 
setz zur weiteren Ausführung der Bestimmungen in den Art. 49 — 66 
der Verf. ist nach dem Beschlösse des Storthings vom Jahre 1827 
im Jahre 1828 bekannt gemacht: es betrifft gleichzeitig die consti- 
tuiionelle Verantwortlichkeit. 



Druckfehler und Verbesserungen. 



S. 7. Z. 14. y. oben fehlt die Anmerkung, dass der Originaltext der Ver- 
fassung nach dem Moniteur, 1848 November» abgedruckt 
ist. Ueberdies sind mehre Ausgaben dieser Verfassung 
gleichzeitig in Paris ohne nähere Angabe des Herausge- 
bers erschienen. -- 
S. 36. Z. 3. V. unten. Nach erklärtwurden ist einzuschalten!: »«Nur 

in dieser 6. Militär-Division (Lyon) wurde ein ausser- 
ordentlicher Gommissar am 4. December 1849 er- 
nannt, welcher eine Oberaufsicht über die Präfepten der 
. dazu gehörigen Departements führt, und unmittelbar von 
dem Ministerium des Innern seine Befehle empfängt, 
also eine grössere Gewalt als die gewöhnliche (nach den 
Art. 77 und 105 der Verfassung) ausübt. 

S.44. Z. 1. V. oben. Es fehlt die Bezeichnung I. bei der Verfassung 

von 1812. 

Dazu ist die Bemerkung hinzuzufügen: Abgedruckt 
in Deutsch. Spr. bei S aal fei d Gesch. d. neuest. Zeit, 
Bd. IV, Abth. I.Beilage S. 799-835 und Pölitz, £u- 
rop. Verf. II. Seite 263. und in Französischer Sprache bei 
Dufau Collect. V. pag. 84. 

S. 133. Z. 8. V. unten. In Ermangelung des Portugiesischen Buchstaben 

a bat die Druckerei den Griechischen dl gewählt. 

S. 178. Z. 14. V. oben. Nach den Quellen und üülfsmitteln fehlt die 

Ueberschrift: I. Das Königreich^ der Niederlande. 

S. 213. Z. 6. V. unten. Nach „Majorität der** ist und zu streichen. 

S. 214. Z. 22. V. oben lies Institut st^tt Insitut. 

S« 220. Z. 11. V. unten lies einem statt eines. 

S. 244. Z. 17. V. oben. Zu Anfang des Art. 71. lies £r i« statt Es is. 

S. 264. Z. 9. V. unten lies met open statt met öden« 

S. 284. Z. 15. V. unten. Die Ueberschrift „II. Luxemburg*' fehlt vor 

„das Grossherzogthum". 

S« 304.. Z. 8. V. unten lies; Des Finances statt de Finances. 
„ Z. 2. „ „ fehlt das Komma vor si, und 
w Z. 1. „ „ lies renouvelees statt renouvellees. 

S. 329. Z. 21. V. oben lies Wahldecrete statt Wahldecrete. 

S. 360. Z. 13. V. unten. Vor und fehlt ein Komma. 

S. 379. Z. ^. V. unten lies denselben statt deniseben. 

S. 385. Z. 25. V. oben lies Drittfaeile ütatt Drittheil. 
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